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Vorbemerkung. 


Die  Notwendigkeit  einer  neuen  quellengemässen  Darstellung 
der  ältesten  Verhältnisse  in  den  Karolingischen  Marken  wurde 
bereits  von  Max  Bttdinger  (Oesterreich.  Gesch.  I,  1858,  S.  159,2) 
und  von  Leopold  von  Ranke  (Weltgeschichte,  1.  bis  3.  Aufl. 
1884,  V,  2,  S.  224,3)  anerkannt,  und  der  erstgenannte  Gelehrte 
beabsichtigte,  durch  eine  eigene  Untersuchung  dem  Mangel  ab- 
zuhelfen. Da  er  sein  Vorhaben,  soviel  mir  bekannt,  leider  nicht 
ausgeführt  hat,  und  da  auch  von  anderer  Seite  für  die  Behand- 
lung der  von  ihm  angeregten  und  in  mancher  Hinsicht  interessanten 
Frage  wenig  gethan  wurde,  so  versuchte  ich  derselben  in  vor- 
liegender Schrift  näherzutreten  und  das  durchweg  nur  spärliche, 
oft  genug  zu  Kombinationen  verleitende  Quellenmaterial  unter 
Benutzung  der  mir  zugänglich  gewesenen  Hilfsmittel  zu  einer 
möglichst  zusammenhängenden  Darstellung  zu  verarbeiten. 

Für  einige  Punkte  habe  ich  des  Zusammenhanges  wegen 
einzelne  Stellen  aus  meiner  Inauguraldissertation  (Die  Marken 
des  Fraukenreiches  unter  Karl  dem  Gr.  Teil  I.  Kbg.  92)  nicht 
gut  entbehren  können  und  sie  deshalb  hier  wieder  gegeben.  Auf 
die  historische  Entwickelung  bin  ich  natürlich  nur  soweit  ein- 
gegangen, als  dies  zum  Verständnis  der  Zustände  in  den  einzelnen 
Marken  eben  nötig  war. 
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Auch  an  dieser  Stelle  fühle  ich  mich  verpflichtet,  Herrn 
Professor  Dr.  Hans  Prutz  zu  Königsberg  i.  Pr.  für  den 
freundlichen  Hinweis  auf  den  von  mir  behandelten  Stoff  meinen 
besten  Dank  auszusprechen. 

M.  Lipp. 
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Capltel  I. 

Oie  Ureiizgrafsc haften  und  die  eigentlichen  Marken. 

Das  Wort  „Mark“  bedeutet  zunächst  ganz  allgemein  eine 
örtliche  Abgrenzung  (lut.  marca  oder  limes).1)  Somit  dient  es 
auch  häufig  zur  Bezeichnung  der  Grenzen  des  Reiches.5)  Es 
wird  darunter  aber  auch  ein  beliebiges  Stück  Landes  als  Teil 
eines  Gaues  verstanden,  sowohl  im  Innern  des  Reiches  als  auch 
an  der  Mark,  dem  limes,  also  an  der  Grenze  desselben,  ln 
letzterem  Sinne  bezeichnet  Mark  daher  ein  „Grenzgebiet“. 
Weiterhin  benennen  wir  mit  marca  oder  limes  ein  ausserhalb 
der  Reichsgrenzen  gelegenes,  zwar  erobertes,  aber  noch 
nicht  sicher  in  den  Besitz  des  Reiches  gelangtes  Gebiet.3) 

Für  das  Verständnis  der  Entwickelung  des  Frankenreiches 
nach  aussen  hin  werden  wir  demnach  zwei  Arten  von  Grenz- 
marken unterscheiden  müssen: 

1.  solche,  deren  Existenz  nicht  bedingt  ist  durch  die  Er- 
oberung feindlichen  Landes.  Diese  Art  der  Grenzmarken  liegt 
innerhalb  des  eigentlichen  Reichsverbandes.  Sie  gehören  an 
und  für  sich  bereits  fest  zum  Reiche.  Lässt  sich  hier  trotzdem 
eine  gewisse  militärische  Organisation  erkennen,  so  liegt  der 
Grund  hierfür  darin,  dass  das  Hinterland,  das  Reich,  gegen 
feindliche  Angriffe  geschützt,  werden  soll.  Wie  sie  kein  eben 
erst  erobertes,  sondern  ein  schon  längere  Zeit  in  fränkischem 
Besitze  befindliches  Gebiet  umfassen,  so  sind  auch  ihre  Bewohner 


')  Grimm,  dentnr.lie  Ttpchtsaltorthümer,  2.  Ausg.  Gütt.  54,  8.  49li;  er 
bringt  es  in  Verbindung  mit  mnrgo. 

*)  Waitz,  deutsche  Vcrfaannngagescbicbto,  IW.  III..  2.  Aufl.,  8.  S70,I. 
*1  Waitz,  a.  a O. 
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bereits  in  jeder  Beziehung  Angehörige  des  Reiches.  Das  sind 
die  im  Frankenreiche  selbst  gelegenen,  gegen  ein  feindliches 
Nachbarvolk  gerichteten  Marken,  die  man  in  Berücksichtigung 
der  Einteilung  in  Grafschaften  schlechthin  als  „Grenzgraf- 
schaften“ bezeichnen  kann.  Sie  werden  ebenso  wie  die  Grenzen 
selbst  in  den  Quellen  bezeichnet  als  fines,1)  confinium  oder 
terminus  (auch  plur),*)  limes,®)  marca.4)  — Zur  Grenz- 
verteidigung organisiert  wurden  unter  Karl  nachweislich  die 
Grenzgebiete  Aquitaniens  gegen  Spanien  und  das  Land  der 
Waskonen,5)  ferner  diejenigen  Sachsens  und  Thüringens  gegen 
wendische  und  sorbische  Slaven,  Bayerns  gegen  Czechen  und 
Avaren.")  Die  Grenzen  gegen  die  Bretonen  und  die  Sachsen 
— so  lange  diese  noch  nicht  unterworfen  waren  — werden  bereits 
vor  Karl  dauernd  zur  Abwehr  von  feindlichen  Einfällen  ein- 
gerichtet gewesen  sein,  weil  die  Not  dazu  treiben  musste.  Freilich 
lässt  sich  diese  Ansicht  nicht  direkt  durch  ein  Quellenzeugnis 
begründen;  aber  konnte  jenes  den  Zeitgenossen  nicht  als  selbst- 
verständlich erscheinen?  Sollte,  man  sich  z.  B.  denken,  dass  die 
langwierigen  Kämpfe  mit  den  Bretonen.  welche  später  zur  An- 
lage einer  Bretonenmark  führten,  unternommen  wurden,  ohne  dass 
von  seiten  der  Franken  durch  Verhaue,  Befestigungen  und  sonstige. 
Mittel  die  am  meisten  exponierten  Grenzgebiete  gegen  die  häutig 
wiederholten  Angriffe  und  Plünderungszüge  der  Kelten  gesichert 
wurden?  Kaum;  ebenso  wird  man  im  Nordosten  bereits  vor 
Karl  bestrebt  gewesen  sein,  in  den  Grenzgrafschaften  den  an- 


■J  vita  Hludorici  da»  sogen.  Astronomen  cap.  3.  (Mon.  fienn. 
Hist.  Scriptt.  Tom.  II.)  finium  tutamen.  Cap.  4 fines  regni  tuentes. 

*)  z.  IS.  Mouachus  Sangallonsis  SS.  TI)  1,13  in  confinio 

vcl  termino  barbarorum;  termini  Kinli.  Ann.  (MOH.  SS.  I.)  7S8. 

■’)  So  Septimanien  Einh  Ann.  793:  enstodes  atque  coiuitea  illius 
liinitis. 

4)  Einh.  Ann.  Ann.  Lanr.  Mai.  (MUH.  SS.  I.)  <88  fines  vel  marca» 
Baioariorum.  Einh.  Ann.  788  marcaiu  Foruiulienseni. 

■')  778,  vgl.  vita  Hlnd.  cap.  3. 

*)  Wahrscheinlich,  was  Bayern  anbelangt,  788,  als  Karl  sieb  in  Regens- 
lmrg  aufbielt.  Kehlen  zeitlichen,  sondern  nur  einen  sachlichen  Anhalt  für 
die  übrigen  Grenzgebiete  haben  wir  im  Cap.  M iss.  in  Thcodnnis  villa  II. 
generale  (805)  (MG H.  Beginn  Sect  II.  ed.  Alfr.  Borelins)  S.  123,  cap.  7. 
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dringenden  Sachsen  einen  Damm  entgegenzusetzen,  wie  dies  aus 
der  ersten  Zeit  Karls  selbst  berichtet  wird.1) 

Ein  wichtiger  Unterschied  in  der  Verteilung  der  inneren 
Grafschaften  gegenüber  derjenigen  der  an  den  Grenzen  belegenen 
waltete  insofern  ob,  als  Karl  von  ersteren  stets  nur  je  eine,  von 
den  letzteren  mitunter  mehr  als  eine  unter  die  Obhut  eines  Grafen 
stellte.1)  Das  war  jedenfalls  durch  die  infolge  der  Nachbarschaft 
eines  unruhigen  feindlichen  Volkes  besonders  notwendig  werdende 
Centralisatiou  der  Landesverteidigung  und  der  Wehrkräfte  ge- 
nügend begründet. 

Mit  dem  Schutze  dieser  Grenzgebiete  wurden  Grafen,  Aebte 
und  andere  Leute  betraut,  welche  durch  ihr  Vasallitätsverhältnis 
vom  Könige  abhängig  waren.*)  Welcher  Art  die  Schutzmass- 
regeln  im  Einzelnen  waren,  ist  nirgends  angegeben;  wahrschein- 
lich werden  sie  sich  wenig  von  den  auf  kürzlich  erobertem  Gebiet 
üblichen  unterschieden  haben. 

Die  obersten  Beamten  der  Grenzgrafschaften  führten  ge- 
wöhnlich den  Titel  comes,4)  daneben  kommt  die  Bezeichnung 
missi')  vor;  hier  und  da  werden  sie  auch  marchiones  genannt.“) 


')  Ann.  Laur.  Mai.  77t:  dimissa  uiarca  contra  Saxonea;  m.  wird  hier 
gewöhnlich  (auch  von  Waitz)  mit  „Grenzhut“  übersetzt,  fehrigons  wird 
a.  a.  O.  aucli  ein  castellum  (Buriabtirg)  erwähnt,  ein  Argument  mehr  für 
die  Annalune  einer  regelrechten  Verteidigung  der  Grenzlande  schon  in 
dieser  Zeit. 

*)  Mon. Sangall.  1,13:  Providentissimus  Kundus  nulii  comitum  nisihis. 
<iui  in  confinio  vel  tcrmino  barbarorum  constituti  erant,  plus  quam  unnm 
comitatnm  aliquando  commisit.  vgl.  Waitz,  111,369.  Zwei  Beispiele  Legg. 
li:>,  cap.  7 : Madalgaud  hatte  die  Grenzaufsicht  zu  Scheessei,  Erfurt  und 
Hallstadt,  Audulf  zu  Forchheim,  Pfreitnt  und  Keguusburg. 

*)  vita  Hlud.  cap.  3,  vgl.  Gicscbrecht,  Kaiserzeit  1,144  (4.  Aufl.). 

4)  vita  lilud.  cap.  3. 

*)  Legg.  a.  a 0. 

*)  Bo  vita  lilud.  cap.  4:  relictis  tautum  marchionibus,  qui  fines  regni 
tuentes,  omnes  si  forte  ingruerent  hostium  arcerent  iucursus.  Ann.  (Quedlin- 
burg (MGH.  SS.  III.)  799:  Geroldus,  Baioariae  marchio  clarus.  Vgl.  auch 
v.  Daniels,  deutsche  Reichs-  und  Staatenrechtsgeschichte,  Tübgen.  59.  I,  540. 
Doch  wurden  die  Bezeichnungen  praefcctus,  cnstos,  dux  limitis 
von  einfachen  Grenzgrafen  in  der  Zeit  Karls  wohl  nicht  ge- 
braucht, was  zwar  Stenzei.  de  marchionum  etc.  origine,  Breslau  1824, 
8.  9 schon  richtig  bemerkte,  Eichhorn,  deutsche  Staats-  und  Kechtsgeschichte 
I,  515  aber  nicht  berücksichtigte. 

1* 
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Die  Grenzgrafen  hatten  ihren  Amtssitz  gewöhnlich  in  den  dem 
feindlichen  Nachbarlande  am  nächsten  gelegenen  festen  Plätzen,1) 
so  z.  B.  die  Grenzgrafen  Aquitaniens  in  Toulouse,1)  an  der  Ost- 
grenze des  Reiches  in  Bardowik,  Scheessei,  Erfurt,  Hallstadt, 
Forchheim,  Pfreimt,  Regensburg  und  Lorch.“)  — Von  den  Grenz- 
grafsehaften  sind  wohl  zu  unterscheiden: 

2.  diejenigen  ausserhalb  der  eigentlichen  Reichsgrenzen 
befindlichen  Gebiete,  welche  erst  durch  Waffengewalt  den  Feinden 
entrissen  werden  mussten,4)  und  die,  weil  eben  unsichere  Er- 
oberungen, in  den  engeren  Verband  des  Reiches  vorläufig  noch 
nicht  eingefügt  wurden.  Diese  Komplexe,  Marken  im  weiteren 
Sinne,  von  Waitz  „eigentliche  Marken“  genannt,  liegen  also 
gewissermassen  noch  in  feindlichem  Lande  und  sind  zugleich 
gerichtet  gegen  den  Feind.  Sie  können  umfassen:  a)  einen  Teil 
des  bezwungenen  Nachbarreiches  (bretonische,  spanische  Mark, 
die  Slavenmarken  an  Elbe  und  Saale,  friaulsche  Mark),  b)  das 
ganze  eroberte  Nachbarland  (transalbingische,  pannonische  oder 
avarische  Mark). 

Die  natnrgemäss  auch  in  den  eigentlichen  Marken  durch- 
geführten  militärischen  Einrichtungen  bezweckten  — im  Gegen- 
sätze zu  den  Marken  der  ersteren  Art  — als  nächstes  Ziel  nicht 
den  Schutz  des  Reiches  im  engeren  Sinne,  sondern  die  Sicherung 
des  eben  erst  eroberten  Landes,  d.  h.  der  Mark  selbst. 

Diese  wird  in  den  Quellen  limes“)  oder  marca“)  genannt. 


*)  vgl.  Eichhorn  I,  514  (5.  Aufl.),  welcher  dies  jedoch  auch  auf  die 
Grafen  der  eigentlichen  Marken  in  beziehen  scheint. 

s)  vgl.  Villanueva,  Viage  litternrio  alas  iglesias  de  Espada,  Valencia 
1821,  Bd.  X,  Apindico  de  docnuientos  III:  Ego  Itaimnndns,  Tolosanicnsis  etc 
comes  et  marcluo. 

*)  Legg.  a.  a.  O. 

*)  Nachdrücklich  betont  besonders  von  AVaiti,  Jahrbücher  der  deutschen 
Gesell,  unter  Heinrich  I.,  2.  Bearbtg.  1808,  Excnrs  XV,  S.  2C7. 

*)  Einh.  vita  Car.  cap.  !>  (MUH.  SS.  II.)  Einh.  Ann.  SIO  llispanici 
limitis  custodes.  Einh.  Ann.  S21.  Einh.  Ann.  799  Britannici  limitis  prac- 
feetna.  Einh.  Ann.  820  Avaricus  iiuios,  Pannonicus  limes.  Einh.  Ann.  819 
Saxonicus  limes.  ibid.  Danicus  limen. 

*)  Einh.  Ann.  821  marca  llispana.  Ann.  Laur.  Mai.  799  marca 
Uritanniae;  Ohronicon  Moissiacense  (MUH.  SS.  I.)  809,  Hin,  812. 
Cap.  Miss.  Itai.  Legg.  2UC,8,  Caroli  Capit.  Ital.  Leg g.  208,8. 
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doch  kommen  auch  andere  Ausdrücke  vor,  wie  confiuium')  und 
liier  und  da  provincia.  Der  gewöhnlichste  Titel  der  Markgrafen 
ist  schlechtweg  comes,*)  daneben  linden  sich  die  Bezeichnungen 
comes,  qui . . . . praesidet,3)  praefectus  limitis,4)  coines 
ac  praefectus,5)  ferner  marchio,8)  niarchensis,7)  custodes 
limitis,*)  womit  nicht  selten  auch  die  kriegerische  Besatzung 
der  Mark  gemeint  sein  kann,  confinii  comes,*)  endlich  dux.1“) 
Was  die  eigentlichen  Marken  von  den  Grenzgrafschaften 
besonders  unterscheidet,  ist  das  Vorhandensein  eines  vor  nicht 
allzu  entlegener  Zeit  unter  die  Botmiissigkeit  des  Frankenkönigs 
gekommenen  Volkes,  die  Existenz  eines  noch  nicht  nach  fränkischer 
Weise  und  von  Reichsaugehörigen  oder  Verbündeten  des  Reiches 
besiedelten  Bodens.  Soll  dieser  aber  dem  neuen  Gebieter  fest 
gewonnen  werden,  so  ergiebt  sich  ans  jenen  Verhältnissen  von 
selbst  die  allmähliche  Verdrängung  der  alten  Landesein- 
wohner und  die  Kolonisierung  der  Mark  durch  die  Er- 
oberer oder  durch  Angehörige  befreundeter  Nachbar- 
stämme. 


')  i.  H.  in  der  Conversio  Bagoariorttin  ot  Carantnnorum,  geschr. 
»71  (MGH.  SS.  XI.)  Vgl.  auch  Villauueva  X.228  in  conhnio  Ccritauiae; 
hierhin  könnte  auch  cominertium  gehören,  Ygl.  Kinh.  Ann.  800. 

*)  So  bei  de  Courson,  Cartulaire  de  l'abbnjc  de  Redon  en  Bretagne, 
Paris  63,  No.  133,  155,  19«,  255  Widone  comite.  Ann.  Lobienses  (MGH. 
SS.  II.)  799  per  Widonem  coinitem.  Reginonia  Chron.  (MGH.  SS.  I.) 
799  Wido  comes.  Conversio  etc.  S.  9.  Aericum  comitem.  vita  lllud. 
cap.  8,  Burrello  corniti.  ibid.  cap.  13.  Hrotstagnus  comes  Gcrnndae.  ibid 
Bera  comite  relicto.  Einh.  Ann.  820  Bora  comes  Barcinonae.  Praceoptum 
pro  Hispanis  812  (April  2.)  Logg.  8.  169:  Berane,  Gauscellino,  Gisclafredo, 
Odilone,  Enuengariu,  Adetnari,  Laibulfo  et  Erlino  coinitibus.  Einh.  Ann. 
809  Aureolus  comes.  ibid.  810  Haimricum  comitem. 

*)  Ann.  Laur.  Mai.  799  (Wido). 

4)  So  Wido  Einh.  Ann.  799  Praefectus  Britaunici  limitig.  vita  Car. 
cap.  9 Hruodland,  Britanici  limitis  praefectus. 

5)  Einh.  Ann.  818  (Cadolaus). 

•)  vgl.  Villanueva  a.  a.  O.  Capit.  Ingelheim.  (789 — 810).  Lcgg 
S.  206  de  illis  hominibtts  non  recipiendis  a marchionibus  nostris. 

*)  Adonis  Chron.  (MGH.  SS.  II.)  799  (Wido). 

*)  Einh.  Ann.  810  custodes  Iiispanici  limitis. 

*)  vgl.  Waiti  III,  371,1. 

'”)  Ann.  Laur.  Mai.  796.  Heirichus,  dux  Foroiulcnsis.  Einh.  Ann 
796.  Einh.  vita  Car.  cap.  13. 
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Gewöhnlich  wirrt  Karl  der  Grosse  als  der  eigentliche  Schöpfer 
der  Harken  des  Fraiikenreirhes  angesehen.  Dahn1)  bezeichnet 
sie  als  ein  „grossartiges  und  weise  durchdachtes  System“  dieses 
Herrschers.  Doch  gehen  die  eigentlichen  Keichsmarken  vielleicht 
nicht  alle  auf  Kaiser  Karl  zurück;  wenigstens  muss  ich  es  für 
nicht  unwahrscheinlich  erklären,  dass  wir  in  der  Bretonenmark 
bereits  eine  Gründung  des  Königs  Pippin  zu  erblicken  haben. 
Soviel  darf  man  freilich  dem  Verdienste  Karls  zuschreiben,  dass 
er  — wenn  es  richtig  ist,  dass  der  Gedanke  der  Marken- 
schalfung  bei  ihm  nicht  zuerst  auftauchte  — denselben  von  seinem 
Vorgänger  übernahm  und  fast  im  ganzen  Umkreise  seines  grossen 
Herrsehergebietes  zur  Anwendung  brachte.  Die  spanische  Mark, 
sowie  die  Reichsmarken  im  Nordosten,  Osten  und  Südosten  sind 
ohne  Zweifel  sämtlich  seine  Schöpfungen,  die  vielleicht  nach  dein 
Vorbilde  der  ältesten,  der  bretonischen,  entstanden  sein  mögen. 

In  der  Regel  ist  die  zuerst  bestehende  Form  der  Mark  die 
Grenzgrafschaft.;  diese  muss  ihre  defensive  Bedeutung  da  ver- 
lieren, wo  ein  angrenzendes  feindliches  Gebiet  erobert  und  zur 
eigentlichen  Mark  eingerichtet  worden  ist.  Zu  der  reichssicheren 
(s.  v.)  Grenzgrafschaft  kommt  also  hier  die  noch  zu  sichernde 
Mark  hinzu.  Diese  Entwickelung  lässt  sich  oft  recht  deutlich 
verfolgen,  z.  B.  wie  weiter  unten  ausznführen  sein  wird,  bei  der 
spanischen  Mark.  Aehnliche  Vorgänge  sind  an  den  meisten 
übrigen  Grenzen  des  Frankenreiches  erkenntlich,  wo  dieses  durch 
feindliche  Einfälle  beunruhigt  und  gefährdet  wurde.  So  be- 
schränkte man  sich  im  Nordosten,  Osten  und  Südosten  anfangs 
auf  die  blosse  Verteidigung  der  äussersten  Reichsteile, 
also  der  Landschaften  auf  dem  linken  Ufer  der  Elbe  und  der 
Saale  und  an  den  Grenzen  Bayerns  und  Friauls.  Dann  wurde 
fast  überall  der  Feind  zurückgedrängt,  und  in  den  von  den 
Franken  nun  oeenpierten  Gebieten  wurden  hierauf  Massnahmen 
ergriffen,  welche  die  Einrichtung  zu  eigentlichen  Marken 
erkennen  lassen.  Das  geschah  so  in  Tiansalbingien,  und  zwar 
durch  Massendeportation  der  widerspenstigen  Einwohner,  durch 
Zuteilung  der  frei  gewordenen  Wohnsitze  an  die  treuen  Abodriten 


')  Deutsche  Geschichte  (Heercn-l’kcrt-Gicsebrccht\  Gotha  188S,  Bd.  II, 
S.  370. 
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und  durch  Anlegung  von  Kastellen  z.  B.  Itzehoe.  Auf  dem 
rechten  Elbnfer  diente  in  einem  nicht  besonders  umfangreichen, 
früher  den  Wilzen  gehörigen  Landstreifen  die  Feste  Hohbuoki 
einem  gleichen  Zwecke.  Weiter  stromaufwärts,  ebenfalls  auf 
dem  rechten  Ufer,  legte  man  bei  Magdeburg  und  rechts  an  der 
Saale  bei  Halle  Bollwerke  an,  beide  auf  einem  wahrscheinlich 
lang  ausgedehnten  bisher  den  Sorben  gehörigen  Terrain.  Nur 
die  gegen  die  Czechen  errichtete  Mark,  welche  später  diejenige 
am  Nordgau  genannt  wurde,  erhielt  unter  Karl  keine  Erweiterung, 
was  seinen  Grund  wohl  in  geographischen  Schwierigkeiten 
haben  dürfte;  sie  blieb  unter  ihm  lediglich  ein  mit  kriegerischer 
Organisation  versehenes  Grenzgebiet.  Dagegen  änderten  sich 
im  Siidosten  die  Grenzverhältnisse  infolge  der  Niederwerfung 
und  Eroberung  des  Avarcnreiches  ganz  gewaltig.  Die  ausser- 
halb des  Reiches  entstandene  avarische  und  die  friaulsche  Mark 
drängten  naturgemäss  die  Bedeutung  der  alten  Grenzgebiete, 
also  des  Trauugaus  und  des  Herzogtums  Friaul,  als  der  äussersten 
Yorjtosten  des  Frankenreiches  nach  dieser  Seite  hin,  immer  mehr 
zurück. 

Die  eigentliche  Mark  kann  aber  auch  nach  und  nach  selbst 
in  eine  Grenzgrafschaft,  selbst  in  ein  vom  Reiche  untrennbares 
Glied  übergehen,  dann  nämlich,  wenn  das  Werk  der  Verteidigung 
und  Besiedelung  des  eroberten  Landes  den  Erfolg  gehabt  hat, 
dass  ans  einem  Gebiete,  welches  als  ein  vorher  beständig  be- 
drohtes ängstlich  bewacht  werden  musste,  im  Laufe  der  Jahre 
ein  Territorium  mit  treu  zum  Frankenkönige  haltenden  Be- 
wohnern hervorgegangen  ist,  dessen  innere  Einrichtung  von  der- 
jenigen der  ältesten  fränkischen  Grafschaften  nicht  mehr  ab- 
weicht, und  welches  auch  nicht  mehr  wie  bisher  beständige  Ein- 
fälle und  Raubzüge  der  Grenznachbarn  zu  befürchten  hat. 

Die  beiden  Formen  der  fränkischen  Grenzprovinzeu  stehen 
also  in  engster  Wechselbeziehung  zu  einander,  und  es  ist  dem- 
nach klar,  dass  beide  Begriffe  nicht  dauernd,  sondern  nur  zeit- 
weilig Geltung  haben  können. 
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Capitel  II. 

Pie  Gründung  der  einzelnen  Karolingischen  Marken. 

Da  wir  in  unseren  Quellen  keine  genauen  und  absolut  zu- 
verlässigen Angaben  über  die  Gründungszeit  der  einzelnen  Marken 
Karls  d.  Gr.  vorfinden,  so  müssen  wir  uns  darüber  mit  Hilfe  von 
Kombinationen  klar  zu  werden  suchen.  Es  wird  dem  Forscher 
vor  allem  darauf  ankommen,  zu  untersuchen,  welche  Zeitver- 
hältnisse eine  Markengründung  innerlich  bedingten,  und  in 
dieser  Erwägung  wird  er  oft  gezwungen  sein,  dasjenige  Jahr, 
in  welchem  in  den  Quellen  eine  Mark  zum  ersten  male  erwähnt 
wird,  nicht  für  ihr  Entstehungsjahr  überhaupt  zu  halten.  Be- 
ginnen wir  unsere  Betrachtung  mit 

1.  Der  bretonischen  Mark. 

Unter  den  im  Jahre  778  auf  dem  Rückzuge  von  der 
spanischen  Expedition  Karls  gefallenen  Grossen  wird  bei  Ein- 
hard1) jener  durch  die  Sage  bekannte  Hruodland  mit  der  Be- 
zeichnung „Britannici  limitis  praefectus“  erwähnt.  Wollte 
man  mit  Simson3)  unter  Berufung  auf  diese  Stelle  aunehmen, 
die  bretonische  Mark  müsste  bereits  um  778  existiert  haben, 
so  könnte  man  dagegen  einwenden,  dass  viele  und  gute  Hand- 
schriften der  vita  Caroli  den  Hruodland  gar  nicht  nennen3); 
wenn  man  jedoch  auf  die  früheren  Beziehungen  der  Bretonen 
zu  den  Franken  zurttckgreift.  wird  man  wohl  zugeben  müssen, 
dass  die  Wahrscheinlichkeit  entschieden  mehr  für  die  Richtigkeit 
der  Simson'schen  Annahme  ist. 

Seit  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts,  als  die  Einwanderung 
germanischer  Stämme  in  Britannien  begann,  fing  bekanntlich 

')  vita  Caroli  cap.  Sl.  lieber  die  Person  des  lir.  vgl.  Abel-Simson, 
Karl  der  Grosse  (Jahrbücher  der  deutschen  Geschichte,  l.pzg.  83.)  Bd.  I, 
2.  Auf!.,  S.  300,8. 

*)  a.  a.  0. 

*)  Abel-Simson  I.  300,1  vermuten,  der  Name  sei  von  Kinhnrd  selbst 
nachgetragen. 
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auch  die  Besiedelung  der  Nordwestspitze  Galliens  durch  die 
aus  ihren  bisherigen  Wohnsitzen  weichenden  britischen  Kelten 
an.1)  Besonders  stark  war  der  Andrang  derselben  beim  Beginn 
des  6.  Jahrhunderts.5)  Damals  occupierten  sie  die  Gebiete  der 
Coriosoliten  und  Veneter,  und  seitdem  führte  das  bretonische 
Land  im  Gegensätze  zu  dem  merovingischen  Gallien,  der  ltomania, 
den  Namen  Britaunia  Minor,  Bretagne.  Die  von  den  Bretonen 
verdrängten  früheren  Bewohner  der  occupierten  Striche  wuraen 
von  den  Franken  unterworfen  und  vermischten  sich  mit  den- 
selben.1) Dagegen  suchten  die  Bretonen  ihre  Unabhängigkeit 
sowie  die  aus  der  Heimat  herübergenommenen  Eigentümlichkeiten 
in  Sprache,  Sitte  nnd  staatlichen  Einrichtungen  zu  bewahren, 
und  wenn  es  den  Franken  in  den  nach  Chlodovechs  Tode  ent- 
brennenden Kämpfen  auch  mitunter  gelang,  Vorteile  zu  erringen, 
so  waren  diese  doch  nie  von  nachhaltiger  Dauer,  und  die  stets 
sich  wiederholenden  Raubzüge  der  Bretonen  in  die  Territorien 
von  Rennes  nnd  Nantes4)  verursachten  immer  von  neuem  blutigen 
Zwist  zwischen  den  beiden  Völkern. 

Durch  die  eigentümliche  physische  Beschaffenheit  des  Lan- 
des, aus  welcher  den  Bretonen  mancher  Vorteil,  den  Franken 
hingegen  grosse  Schwierigkeiten  erwuchsen,  wurden  die  ersteren 
noch  ganz  besonders  in  ihrem  feindseligen  Verhalten  bestärkt. 
Heute  noch  gehören  die  sogenannten  Landes  in  der  Bretagne 
zu  den  unwirtlichsten  Partieen  Frankreichs.  Weder  gegen  den 
Brand  der  Sonne,  noch  gegen  Regen  bieten  sie  Schutz,  und  auf 
meileulangen , nur  mit  Ginster  und  Haidekräutern  bewachsenen 
Strecken  findet  sich  nicht  die  geringste  Wasserader.  „Nur  die 
unaufhörlich  vom  Meere  heranziehenden  Nebel  bringen  Wasser 
her.  das  aber  auf  dem  undurchdringlichen  Granitboden  in  Form 
von  rostroten  Lachen  und  traurigen  Sümpfen  liegen  bleibt,  an 
welchen  kein  Baum  wächst,  keine  Blume  blüht.  Menschliche 
Wohnungen  bleiben  von  dieser  unheimlichen  Einöde  fern.“®) 

’)  Einli.  Ann.  78(5. 

*)  de  Courson,  Cartulaire  etc.,  Prulegomines  8.  IX. 

*)  de  Courson,  Prol.  8.  XV,  § 3. 

*)  de  Courson,  Prol.  S.  XVI — XVII.  Ucber  die  Kample  um  Itennes 
und  Nantes  vgl.  Gregor.  Tnron.  Hist.  eccl.  Franc.  (MG II.  SS.  Merov.  1,1) 
V,29;  IX,  18;  IX, 24;  X,9. 

*)  vgl.  die  fesselnde  Schilderung  boi  L.  Riltimoyer,  die  Bretagne, 
Basel  1883,  S.  11  ff. 
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Eine  andere  Eigentümlichkeit  der  Bretagne  sind  die  marais 
salants,  Salzsümpfe,  nichts  weiter  als  ehemalige  Morbihans 
d.  li.  gewesene  Binnenmeere.  In  einförmigen,  grauen  oder 
weissen  Streifen  ziehen  sich  diese  vegetationsannen,  oft  stunden- 
breiten Sumpfflächen  wie  Schlamm-  oder  Schneefelder  zwischen 
dem  Littoral  und  den  Binnenhaiden  hin.1)  — In  einem  solchen 
Terrain  lagen  die  Kastelle  der  Bretonen  und  ihre  Verhaue, 
welche  das  Vordringen  der  Franken  zu  einem  nur  langsamen 
und  mühevollen  machten. 

In  den  Grenzkriegen  zwischen  Franken  und  Bretonen  han- 
delte es  sich  besonders  häufig  um  die  feste  Stadt  Vann es,  den 
alten  Hanptort  der  Veneter,  welche  dem  Siegesläufe  Cäsars 
einst  so  energischen  Widerstand  entgegengesetzt  hatte.  Un- 
endlich schwierig  war  die  Bekämpfung  des  bretonischen  Fürsten 
von  Vannes,  Warocli,  der  nach  dem  Tode  Chlotachars  I.  (5fil) 
gegen  dessen  Sohn  Cbilperich  die  Waffen  ergriffen  hatte.  Ein- 
mal waren  die  Franken  nahe  daran,  den  Sieg  davonzutragen, 
und  Warocli  musste  sich  zu  einem  U Übereinkommen  herbeilassen, 
dessen  Inhalt  uns  Gregor  von  Tours2)  mitteilt:  W.  sacramento 
se  eonstrinxit  quod  fidelis  regi  Chilperico  esse  deberet  Venitus 
quoque  civitatem  refudit,  sub  ea  condicione,  nt  se  mereretur, 
eam  per  iussionem  regis  regere,  tributa  vel  omnia,  quae  exinde 
debebantnr,  annis  singulis,  nullo  admonente,  dissolverit.  Hinter- 
her jedoch  fanden  die  Bretonen  diese  Bedingungen  zu  hart,  und 
wiederum  begannen  die  Brandschatzungen  auf  fränkischem  Bo- 
den. Den  Ereignissen  bis  in's  Einzelne  nachzugehen,  würde  zu 
weit  führen.  Nur  das  möge  hervorgehoben  werden,  dass  bald 
die  Bretonen  bei  ihren  Einfällen  siegten,  wobei  sie  in  der  Regel 
die  Weinernte,  vollständig  vernichteten8),  bald  die  Franken. 
Diese  errangen  einen  recht  bedeutenden  Erfolg  gelegentlich 
eines  Feldzuges,  dessen  Leitung  König  Guntchramn  den  Grafen 
Ebrachar  und  Beppolen  übertragen  hatte.  Nach  dem  Berichte 
Gregors  ging  letzterer,  in  die  Sümpfe  des  Onst  gelockt,  elend 


’)  llütimcyer  a.  a.  0.  S.  38  ff. 

*)  Gregor.  Turon.  V,26.  (Text  uacli  Arndt  und  Krusch  in  der 
Ausgabe  der  MGH.)  vgl.  auch  Dahn,  deutsche  Geschichte  II,  1 ii 

*)  vgl.  Gregor.  Turon.  IX, 18.  Die  Weinerte  wurde  nach  Vannes 
gebracht. 
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zu  gründe,  Ebrarhar  jedoch  eroberte  Vannes,  welches  freilich 
vielleicht  bald  darauf  wieder  in  die  Hände  der  Bretonen  gefallen 
sein  mag.1)  Zweifellos  werden  die  Franken  schon  früh  für  die 
Sicherung  ihrer  Grenzdistrikte  gegen  die  unruhigen  Kelten  ge- 
sorgt haben,  und  ebenso  wahrscheinlich  ist  der  Zusammenhang 
der  Gründung  der  bretonischen  Mark  mit  den  Kämpfen,  welche 
zwischen  beiden  Völkern  an  der  Grenze  geführt  wurden. 

Wenn  es  nun  eine  unleugbare  Thatsache  ist,  dass  um  den 
Besitz  von  Vannes  zwischen  Bretonen  und  Franken  länger  als 
200  Jahre  gestritten  wurde,  und  wenn  wir  zu  einer  Zeit,  in 
welcher  die  Mark  bereits  als  vorhanden  erwähnt  wird,  in  Van- 
nes den  Hanptort  derselben,  den  Sitz  des  obersten  Grafen  er- 
blicken, so  liegt  der  Gedanke  nahe,  die  Existenz  der  bre- 
tonischen Mark  frühestens  von  jenem  Zeitpunkte 
an  zu  datieren,  in  welchem  Vannes  zum  letzten 
male  von  den  Franken  genommen  wurde.  Wir  hören 
nun  aber  nicht,  dass  erst  unter  Karl  diese  Stadt  endgültig  in  die 
Hände  der  Franken  fiel:  die  Mark  jedoch  wird  während  seiner 
Regierung  schon  erwähnt.  Weil  nun  aus  einer,  wohl  ohne  jeden 
Grund  angefochtenen  Bemerkung  der  Annales  Mettenses 
hervorgeht,  dass  Vannes  zuletzt  im  Jahre  753  von  Pippin  er- 
obert  wurde,  was  ja  den  Gewinn  eines  ausserhalb  der  eigent- 
lichen Reichsgienzen  liegenden  und  beständig  bedrohten  Gebietes 
bedeutete,  und  weil  ferner  Vannes  seit  jener  Zeit  bei  den  Fran- 
ken geblieben  zu  sein  scheint,  halte  ich  es  für  durchaus  nicht 
unwahrscheinlich,  dass  die  Anfänge  der  bretonischen 
Mark  bereits  auf  König  Pippin  zurückzuführeu 
seien. 

Betrachten  wir  nämlich  die  Stelle  der  Annales  Mettenses 
753  etwas  genauer:  „Inde  (aus  Sachsen)  rex  Pippinus  revertens 
andivit,  quod  Grippo  occisus  fnisset,  exercitumque  in  Brittaniam 
duxit  et  Veuedis  castrum  conquisivit  totamque  Brittauniam  sub- 
iugavit  partibus  Francorum.“ 

Zunächst  ist  gegen  Oelsner’)  zu  bemerken,  dass  Pippin 
hiernach  nicht  nur  bis  Vannes  vordrang,  wenn  freilich  auch 


■)  vgl.  Dahn  a.  a O.  II, IGO  f. 

*)  Oelisnor,  König  Pippin  (Jahrbücher  etc.  1S71)  S.  7'J. 
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andererseits  mit  Bonnell1)  der  Angabe  von  der  Eroberung  der 
ganzen  Bretagne  nur  wenig  Vertrauen  entgegenzubringen  ist.5) 

Angefochten  wurde  der  citierte  Passus  vornehmlich  von  Bon- 
nell,2 3) welcher  in  ihm  „eine  willkürliche  Vorausnahme  später 
(d.  h.  799  resp.  818)  eingetretener  Ereignisse“  finden  wollte. 
Er  meint,  „Karl  habe,  aus  dem  Sachsenlande,  also  gerade  wie 
753  Pippin,  heimkehrend“,  zwar  nicht  selbst  noch  einen  Heeres- 
zug gegen  die  Bretonen  gerüstet,  wohl  aber  die  Zeichen  der 
Unterwerfung  derselben  unter  seine  Botmässigkeit  entgegen  ge- 
nommen, welche  inzwischen  Wido,  der  Graf  der  bretoftischen 
Mark,  zu  stände  gebracht  hätte.  „Von  der  bretonischen  Festung 
Vannes,“  sagt  B.,  „deren  Eroberung  die  Ann.  Mett,  erzählen, 
ist  freilich  dort  (i.  e.  799)  nicht  die  Rede,  doch  finden  wir  ihren 
Namen,  als  Kaiser  Ludwig  im  Jahre  818  ebenfalls  die  Bretagne 
heimsucht,  um  den  gegen  ihn  empörten  Morman  zu  Paaren  zu 
treiben.“ 

Die  Argumente,  durch  welche  B.  die  Richtigkeit  seiner  Be- 
hauptungen erweisen  will,  muss  ich,  nachdem  schon  Oelsner*) 
und  auch  Waitz*)  die  Glaubwürdigkeit  der  betreffenden  Stelle 
nicht  ganz  aufgeben  wollten,  für  unzutreffend  erklären. 

Wenn  man  nämlich  die  einzelnen  Punkte,  auf  die  es  hier 
ankommt,  nebeneinanderstellt,  so  ergiebt  sich  folgendes: 

Ann.  Mett.  Ann.  Einh. 


1)  753.  Pippin  kehrt  vor  dem 

brit.  Feldzuge  aus 
Sachsen  zurück. 

2)  753.  Pippin  zieht  selbst  ge- 

gen die  Bretonen. 


1)  799.  Karl  kehrt  vor  Wi- 

do's  Expedition  gegen 
dieBretonen  ausSach- 
sen  zurück. 

2)  799.  Nicht  Karl,  sondern 

Wido  und  verbündete 
Grafen  unternehmen 
den  Heereszug. 


’)  Bonnell,  Anfänge  des  Karolingischen  Hauses  (Jahrbücher  etc.  1863), 
8.  165. 

*)  vgl.  auch  de  Coursoii,  Prol.  8.  XX  und  Abel-8imson  11,202. 
Letzterer  hebt  hervor,  dass  dieselbe  (Quelle  auch  zu  71*9  erzählt : tota  itaque 
Britannia,  quod  numquam  antea  fuit,  Francis  subiugata  est. 
a)  a.  a.  O.  8.  163—105. 

*)  a.  a.  O.  8.  79. 

s)  Deutsche  Verfassungsgesch.  Bd.  III,  2.  Aull.,  8.  02,  Anm.  5. 
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Ann.  Mett. 

3)  753.  Pippin  nimmt  Van  n es. 

4)  753.  Pippin  erobert  Van- 

nes. 


Ann.  Einli. 

3)  799  ist  nichts  Aehnlicbes 

erwähnt. 

4)  818  wird  nur  von  einer 

Reic  hs  -Versamm- 


lung in  V.  gespro- 
chen.1) 

5)  753.  Pippin  unterwirft  die  5)  799.  Wido  unterwirft  die 
ganze  Bretagne.  ganze  Bretagne. 

Uebereinstimmungen  finden  sich  also  in  keinem,  Anklänge 
in  zwei  Punkten  (1  und  5).  Bei  2,  3 und  4 zeigen  sich  jedoch 
solche  Abweichungen,  dass  man  von  einer  Vorausnahme  späterer 
Ereignisse  nicht  sprechen  darf.  Deshalb  halte  ich  die  Angaben 
des  Metzer  Annalisten  für  glaubwürdig  und  korrekt,  um  so  mehr, 
als  sich  damit  die  Bemerkung  der  Ann.  Einli.  z.  J.  78ß  wohl 
verbinden  lässt:  „Is  popnlus  a regibus  Francorum  subactus  ac 

tributarius  factus“  etc.-,  ich  glaube  nicht,  dass  die  Franken  ihre 
keltischen  Nachbarn  tributpflichtig  haben  machen  können,  ohne 
die  Stadt  Vannes  zu  besitzen.  Denn  gerade  nördlich  von  Van- 
nes  dehnen  sich  die  unwirtlichen  Landes  von  Lanvaux  aus. 
nnd  noch  nördlicher  waren  jene  Sümpfe  des  Oust,  in  denen 
einst  Beppolen  umkam.4) 

Aus  mehreren  Urkunden  ist  ersichtlich,  dass  Vannes  that- 
sächlicli  die  Hauptstadt  der  Mark  unter  Karl  und  in  der  ersten 
Zeit  Kaiser  Ludwigs  war:  denn  nach  denselben  hat  Wido,  wel- 
cher Einh.  Ann.  799  praefectus  limitis  britannici  genannt  wird, 
seinen  Sitz  in  V.®)  Und  dass  Vannes  die  Hauptstadt  wurde. 


’)  Die  Eroberung  der  Bretagne,  von  der  zu  dem«.  J.  gesprochen 
wird,  kann  «ich  wohl  nur  auf  den  westlich  von  Vannes  gelegenen  Teil  der 
Bretagne  bezogen  haben,  wenn  die  Nachricht  überhaupt  in  ihrem  Umfange 
als  glaubwürdig  gelten  darf. 

*)  Vgl.  die  Karte  der  Bretagne  in  Stielers  Handatlas.  Die  zu  780 
erwähnten  loci  palustres  sind  wohl  hier  zu  suchen.  Dieselben  spielen  auch 
im  Kampfe  Ludwigs  des  Frommen  gegen  Mortnan  81S  eine  Rolle,  vgl. 
Simson,  Ludwig  der  Fromme  (Jahrbücher  etc.  Lpzg.  74)  I,  134  u.  135. 

’)  de  Courson  S.  100,  No.  131  Widone  comite  in  Venedia. 
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war  die  Folge  von  geographischen  Vorzügen : es  lag  nnweit  des 
Meeres,  und  zu  Schifte  konnte  von  den  Franken  eine  bequeme 
und  schnelle  Verbindung  mit  der  Loircmiindung  und  der  aqnita- 
nischen  Küste  hergestellt  werden:  ferner  kreuzten  sich  schon 
zur  Römerzeit  in  Vannes  mehrere  Strassen;')  diese  Stadt  war 
also  ein  ähnliches  Strassencentrum  wie  in  der  spanischen  Mark 
Barcelona. 

Als  Hauptort  der  bretonischen  Mark  übernahm  Vannes 
eigentlich  keine  neue  Stellung  hinsichtlich  seiner  Bedeutung: 
spielte  es  doch  schon  zu  Casars  Zeit  als  Dariorigum  eine  be- 
deutende Rolle,  und  tritt  doch  auch  in  den  Kämpfen  der  Mcro- 
vingerzeit  seine  Wichtigkeit  klar  hervor.  — 

2.  Die  spanische  Mark. 

Wir  haben  die  spanische  Expedition  Karls  von  778’)  als 
eine  für  die  Gewinnung  neuer  Gebiete  vollkommen  resultatlose 
zu  betrachten.  Aschbach  behauptet  freilich,®)  dass  fast  das 
ganze  Land  zwischen  Pyrenäen  und  Ebro  von  Kail  unterworfen 
„und  als  ein  Teil  des  fränkischen  Reiches  von  nun  au  spanische 
Mark  genannt  wurde“.  Ebenso  spricht  Hegewisch4)  von  der 
Gründung  der  Maren  Hispanica  im  Jahre  778;  er  meint  sogar, 
dass  schon  damals  Barcelona  der  Sitz  des  obersten  Grafen  der 
Mark  war.  Simson5)  weist  mit  vollem  Rechte  diese  Ansichten 
zurück,  da  sich  in  den  Quellen  nichts  findet,  was  für  dieselben 
sprechen  könnte. 

Um  die  schwierige  Frage  nach  der  Gründungszeit  der 
spanischen  Mark  zu  erledigen,  erscheint  es  zweckmässig,  die 
Angaben,  in  denen  man  irgend  etwas  auf  die  ersten  Anfänge 


')  vgl.  Rütimeyer,  S.  G.  Einige  Gelehrte  meinen,  dass  7 römische 
Strassen  in  V.  mündeten,  vgl.  de  Courson,  Prol.  S CXXXVII,  Note  t. 
Absolut  sicher  ist  nach  de  Conrson  die  Verbindung  mit  Nantes  tCoudcvincum), 
Benno*  (.Conduto),  Corscnet  (Uoriosolitum),  Garhaix  (Vorgonium)  und  Locmaria 
de  Quimper  (civitas  Aquilonial  zur  Rümerzeit. 

’)  Einh.  Ann.  77S,  vgl.  Abel-Simson  1.  274,  292. 

Gesell,  der  Ommnjjrulen  I,  172 — 174. 

*)  Gesell,  der  Regierung  Kaiser  Karls  d.  Gr.  S.  US. 

•)  Abel-Simsun  I,'  202,1. 
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der  Mark  Bezügliches  vermuten  könnte,  der  Iieilie  nach  einer 
kurzen  Prüfung  zu  unterwerfen. 

In  der  vita  Hludovici  des  sogenannten  Astronomen  cap.  :i 
heisst  es  von  Karl:  „Ordinavit  uuteni  per  totaiu  Aquitnniam 
comites,  abbates  nec  non  alios  plurinios,  quos  vassos  vulgo  vocant. 
ex  gente  Francorum  eisque  commisit  curam  regni  pront  utile, 
iudicavit,  fiuium  tutamen“  u.  s.  w.  Dann  wird  von  der  Ein- 
setzung von  Grafen  in  Bourges,  Poitiers,  Perigueux,  Clermonl- 
Ferrand,  Puy-en-Velai,  Toulouse,  Bordeaux.  Albi  und  Limoges 
gesprochen.  Das  geschah  noch  778.  Simson1)  scheint  anzu- 
nebmen,  dass  in  dieser  Verfügung  besonders  die  Rücksicht  aut 
Spanien  mitwirkte.  Dorr5)  thut  dies  in  noch  höherem  Grade. 
Es  grenzt  aber  von  den  genannten  Grenzgrafschaften  nur  die 
von  Toulouse  an  die  Pyrenäen,  und  zwar,  wie  ein  Blick  auf  die 
Karte  zeigt,8)  in  ziemlich  spitzem  Winkel  an  einer  Stelle,  wo 
das  Gebirge  recht  unwegsam  ist,  wo  also  die  Natur  selbst  bereits 
eine  gute  Grenz  wehr  gegen  feindliche  Invasionen  geschaffen  hat.4) 
Wenngleich  man  nun  mit  Hinblick  auf  „totam“  zugeben  wird, 
dass  auch  hier  Sicherheitsvorkehrungen  gegen  etwaige  arabische 
Ueberfalle  getroffen  wurden,  so  weist  andererseits  die  ganze  da- 
malige Sachlage  im  Süden  Aquitaniens  darauf  hin,  dass  das  finium 
tutamen  sich  nicht  allein  auf  Spanien,  sondern  vielmehr  noch  auf 
Waskonien  bezog.  Denn  kurz  vorher  war  Karl  durch  die  in 
seinem  Kücken  erfolgte  Erhebung  der  Waskouen  in  eine  beträcht- 
liche Gefahr  geraten,  und  überhaupt  waren  diese  Basken,  eben- 
so ihre  spanischen  Stammverwandten,  ein  üussert  unruhiges  Volk 
von  unbändiger  Freiheitsliebe.  Waskonien  war  damals  nur  dem 
Namen  nach  unterworfen  und  gehörte  vorläufig  rein  äusserlich 
zum  fränkischen  Reiche.  Wir  haben  also  in  der  Organisation 
der  Grenzgrafschaften  Aquitaniens  weiter  nichts  wie  die  Ein- 
richtung einer  Mark  erster  Ordnung,  einer  zum  Schutze  der 
Reichsgrenzen  gegen  Waskonien  und  auch  gegen  Spanien  ge- 


’)  Abcl-Simson  II,  105,3:  »Allerdings  hatte  auch  schon  früher  Karl 
den  Grafen  die  Bewachung  der  Grenzen  anvertraut.“ 

*)  Dorr,  de  belli»  Francoruin  cum  Arahilm»  gestis  etc.  dis»,  inang. 
Regim.  1861  S.  21. 

-)  .Sprttncr-Mcnke,  Hist»  Handatlas,  Karte  15  u 30. 

4)  Die  Araber  wählten  für  ihre  Einfälle  in  Gallien  uiit  Vorliebe  tz.  LI. 
auch  793)  den  Weg  über  Gerona,  also  östlicher. 
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richteten  Mark  zu  erblicken.'1)  Jedenfalls  ergiebt  sich  aus  der 
besprochenen  Stelle  nichts,  was  für  die  Kenntnis  der  Gründungs- 
zeit der  eigentlichen  spanischen  Mark  von  Wert  sein  könnte. 

In  cap.  4 desselben  Autors  lesen  wir:  „K.  misit  et  aocersivit 
filium  iam  bene  equitantem  cum  populo  omni  militari,  relictis 
tantum  marchionibus,  qni  fines  regni  tuentes,  omnes  si  forte 
ingruerent,  hostium  arcerent  incursus,“  Das  gehört  nach  der 
richtigen  Bestimmung  von  Pertz  ins  Jahr  785.  Die  marchiones 
sind  ohne  Zweifel  jene  Grafen,  welche  778  eingesetzt  wurden, 
um  finium  tutamen  auszuüben.  Da  sie  kein  eigentliches  Mark- 
gebiet unter  sich  haben,  sind  sie  nichts  weiter,  als  „Grenz- 
grafen“, was  Simson  richtig  erkannte.’)  Marchio  bezeichnet 
hier  in  seiner  wohl  ursprünglichen  Bedeutung  eben  nur  einen 
Grafen,  dessen  Bezirk  an  der  marca,  der  Reichsgrenze  big,  für 
deren  Sicherheit  er  zu  sorgen  hatte.  Zwar  spricht  Lembke*) 
von  der  südlichen  Grenze  Aquitaniens  als  von  einer  „gegen 
Spanien  gerichteten  Mark“,  von  der  „Aquitaniens  Süden  be- 
zeichnenden spanischen  Mark“,  jedoch  könnte  dies,  ebenso  wie 
seine  Auffassung  von  marchiones  gleich  Markgrafen,4)  leicht  irre- 
führen. Foss°)  spricht  bald  von  Mark-,  bald  von  Grenzgrafen: 
er  ist  darin  gleichfalls  nicht  klar  genug,  dass  er  auf  S.  4 bereits 
von  Markgrafen  spricht  und  dennoch  die  Gründung  der  spanischen 
Mark  in  eine  spatere  Zeit  legt.  Er  nennt  Gerona  die  erste 
Stadt  der  „späteren“  spanischen  Mark.0) 

Gerona  muss  noch  785  in  den  Besitz  der  Franken  gekommen 
sein.7)  Die  Uebergabe  dieser  Stadt  stand  sicher  im  Zusammen- 
hänge mit  den  damaligen  Wirren  im  Innern  Spaniens;*)  gerade 


*)  Fauriol,  Hist.  de  la  (faule  märidionale  III,  3ii4, 350  etc.  u.  Vaisset  te. 
Ilist.  G4n6rale  de  Languedoc  I,  43«  sprechen  in  diesem  Sinne  geradezu  von 
einer  „waskonischen  Mark". 

*)  Abel-Simson  I,  4U4. 

•’)  Lembko,  Gesell,  v.  Spanien  Gotha  81,  I,  385  (Heeren-Ukert).  Die 
hier  ans  Ann.  Einh.  citicrten  Stellen  sind  fiirdie  Entscheidung  der  Gründlings- 
fragc  wertlos. 

*)  n.  a O.  I,  374. 

*)  Foss,  Ludwig  der  Fromme  vor  seiner  Thronbesteigung  Anfänge 
der  spanischen  Mark.  Programm.  Herlin  1868. 

*)  a.  a.  O.  S.  5. 

’)  Dhron.  Moiss.  Ann.  Uarcinon.  (MGH.  SS.  XXJII). 

*)  Abel-Simson  I,  510. 
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die  Zeiten  innerer  Kämpfe  im  Emirate  von  Cordova  waren  für 
das  Vordringen  der  fränkischen  Macht  sehr  günstig. 

Die  Franken  fassten  also  durch  den  Gewinn  von  Gerona  in 
Spanien  festen  Fuss;  man  darf  jedoch  kaum  die  in  der  vita 
Hlud.  a.  a.  O.  erwähnten  marchiones  identifizieren  mit  den 
fränkischen  Grossen,  welche  nach  der  Uebergabe  der  Stadt  in 
dieselbe  mit  einer  Besatzung  hineingelegt  sein  werden,  um  sie 
gegen  zu  befürchtende  arabische  Angriffe  zu  schützen.  Denn 
jene  ni.  gelten  a.  a.  0.  als  schon  vor  der  Abreise  Ludwigs  nach 
Paderborn  vorhanden.  Wenn  die  Reichsversammlung  dortselbst 
im  Juni  stattfand,1)  so  wird  Ludwig  zu  Beginn  des  Frühjahrs 
aufgebrochen  sein.  Gesetzt  auch,  Gerona  wäre  damals  schon 
fränkisch  gew  esen,  — was  ich  bezw  eifle,  — so  erscheint  es  doch 
kaum  Tätlich,  anzunehmen,  dass  hier  die  Dinge  sofort  so  umge- 
staltet worden  seien,  dass  man  von  einer  „Mark“  sprechen  könnte. 

Von  Geroua  aus  gewannen  die  Franken  weitere  Gebiete  in 
Spanien;  bald  w’aren  Urgel  und  Ausona  in  ihrem  Besitze:  sie 
versuchten  also,  durch  Ausdehnung  ihrer  Macht  nach  Westen 
hin  am  Südabhange  der  Pyrenäen  eine  breitere  Basis  für  ihr 
ferneres  Vordringen  gegen  die  Araber  zu  erlangen.  Es  giebt 
zwar  keine  direkte  Nachricht,  wann  Urgel  und  Ausona  fränkisch 
wurdeu,  wir  können  aber  das  Jahr  7'J2  für  den  spätesten  Zeit- 
punkt anseben,  weil  in  demselben  bereits  von  der  Unterdrückung 
der  Häresie  des  Bischofs  Felix  von  Urgel  durch  den  fränkischen 
Klerus  und  Hadrian  die  Rede  ist.  Damals  drangen  die  Franken 
in  Spanien  auch  nach  Osten  vor.  Wenngleich  die  Hauptquellen 
nichts  davon  erzählen,  so  haben  wir  doch  keinen  Grund,  die 
Angabe  in  Alkuins  Briefen1)  zu  bezweifeln,  dass  um  790  ein 
Landstrich  am  Meere  den  Sarazenen  entrissen  wurde. 

Die  in  den  Jahren  785 — 790  von  den  Franken  gemachten 
Fortschritte  und  Eroberungen  auf  spanischem  Boden  wurden 
bald  durch  einen  heftigen  Vorstoss  der  Araber  in  Frage  gestellt. 
791  wurde  in  allen  Moscheeen  der  heilige  Krieg  gepredigt,  und 
ein  starkes  arabisches  Heer  rückte  noch  in  demselben  Jahre  auf 
zwei  verschiedenen  Wegen  gegen  das  Gebiet  der  Christen  vor, 
auf  einem  nordwestlichen  gegen  Astur  ien  und  Galicien  und  auf 


*)  A bei -S  iui  «on  I,  4SI. 

*)  Alcnini  epist.  14.  bei  Jnfff,  Bibi.  Kor.  Germ.  VI,  S.  167. 

Li  pp,  Das  fränkische  Grenxsyatem.  2 
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einem  nordöstlichen  gegen  die  Franken.  792  wurde  der  Krieg 
fortgesetzt;  793  nahmen  die  Araber  Geroua  mit  Sturm,1)  und 
damit  war  der  Weg  über  die  Ostpyrenäen  nach  Septimanien  frei 
geworden.  Ohne  Widerstand  zu  finden,  drangen  die  Araber  bis 
nach  Narbonne  vor.  Wenn  sie  nun  nach  Westen  abschwenkten 
und  gegen  Carcassonne  zogen,  so  können  sie  dabei  vielleicht  be- 
absichtigt haben,  die  Hauptstadt  Toulouse  selbst  anzugreifen, 
oder  sie  hegten  die  Besorgnis,  dass  sie  bei  weiterem  Vorrücken 
nach  Norden  in  die  Gefahr  gerieten,  von  einem  Frankenheere 
im  Rücken  gefasst  zu  werden.  Am  Flusse  Orbieu  stellten  sich 
ihnen  endlich  die  Aquitanier  und  Septimanier  unter  dem  Grafen 
Wilhelm  von  Toulouse  entgegen.’)  Sie  wurden  zwar  geschlagen, 
aber  dass  auch  die  Verluste  der  Araber  keine  unbedeutenden 
waren,  geht  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  daraus  hervor, 
dass  die  Araber  nun  den  Rückzug  antraten.3) 

Septimanien  und  das  eigentliche  Aquitanien  waren  somit 
im  Jahre  793  in  die  unmittelbarste  Nachbarschaft  der  Muham- 
medaner gerückt,  und  wenn  die  Ann.  Einh.  z.  J.  793  mit  bezug 
auf  das  erstere  Land  von  „custodes  atque  comites  illius  liinitis“ 
sprechen,  so  kann  dies  sicher  nur  für  die  damaligen  Verhältnisse 
gelten.  Wir  dürfen  an  dieser  Stelle  limes  wohl  mit  „Mark“ 
interpretieren,  aber  nur  in  dem  Sinne  von  „Grenzgebiet“,  „Grenz- 
grafschaften“. Denn  hier  fehlte  ja  die  Hanptbedingung,  welche 
eine  eigentliche  Mark  zu  erfüllen  hatte.  Septimanien  war  kein 
eben  erst  oder  vor  einiger  Zeit  erobertes  I/and,  das,  um  dem 
Reiche  bewahrt  zu  werden,  mit  besonderen  Sicherheitsmassregeln 
gehütet  werden  musste.4) 

Die  eigentliche  Gründung  der  spanischen  Mark  setzt 


')  Cardonne,  UUt.  de  l'Afrique  et  de  l’Espagne  sous  la  douiination 
des  Arubes.  Deutsch  von  v.  Murr  17G8 1, 147;  Conde,  Geschichte  der  Manreu 
in  Spanien,  deutsch  v.  Rutschinnmi,  Karlsruhe  1824  I,  22h.  Vgl.  Funck, 
Ludwig  der  Fromme  S.  14.  Fauriel  III,  37«  spricht  von  Geroua  „in  der 
aquitaniscben  Mark*,  was  ich  für  inkorrekt  halte. 

*)  Chron.  Mo  iss.  a.  a.  O. 

*)  Lembkc  I,  3C0;  vgl.  Cardonne  I,  147  n.  148. 

4)  Abel-Simson  1.401  n.  11,57  reden  von  einer  „Mark  Septimanien“, 
was  zu  Irrtiimern  Anlass  bieten  kann.  Daher  heisst  es  im  Nachträge  zu 
II,  57 : „D.  Ausdruck  Mark  wäre  hier  besser  vermieden  worden.“  Vorsichtig 
verfahrt  Lembke  I,  360,  3. 
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Simson ')  ins  Jahr  795.  Er  suclit  diese  Ansicht  durch  den 
Hinweis  auf  die  Nachricht  zu  begründen,  dass  Ludwig  „in  illo 
tempore“  einige  seit  einer  ge  wissen  Zeit  öde  daliegende 
Ortschaften  befestigen  liess.8)  Ludwig  sorgte  auch  für  die 
nötige  Besatzung  in  denselben  und  übertrug  den  Oberbefehl 
dem  Grafen  Burrellus.  Ausona,  Cardona,  Castaserra  am  Ter 
und  andere  Städte  wurden  auf  diese  Weise  zu  starken  Grenz- 
kastellen gegen  die  Araber  eingerichtet.  Aus  dem  Grunde 
hält  Simson  offenbar  795  für  das  erste  Jahr  der  spanischen  Mark, 
weil  hier  zum  ersten  male  von  der  Anlage  von  Grenz- 
festungen und  von  der  Unterstellung  derselben  unter  einen 
mit  Namen  angeführten  Grafen  gesprochen  wird.  An  einer 
anderen  Stelle8)  erklärt  er  für  das  Haupterfordernis  einer  Mark 
die  selbständige  Verwaltung  unter  einem  Markgrafen.  Ebenda 
bemängelt  er  die  Ansicht  Funeks,  *)  dass  man  es  bereits  seit  785 
mit  der  spanischen  Mark  zu  tbun  habe,  damit,  dass  die  betreffenden 
Gebiete  — Gerona,  Ansona,  Urgel  — „zunächst  wohl  unmittel- 
bar mit  dem  Königreich  Aquitanien  vereinigt  wurden;“  das  lässt 
sich  jedoch  nicht  genügend  beweisen.  Wenn  es  zudem  in  der 
vita  Hlud.  cap.  8 von  der  Lage  der  gen.  Städte  heisst:  „in 
tinibus  Aquitanorum“,  so  werden  diese  hier  ebenfalls,  also  noch 
795  zu  Aquitanien  gerechnet.0)  Ferner  besagt  die  Stelle  „oppida 
....  Burrello  comiti  tuenda  commisit“  mit  Sicherheit  nur,  dass 
dem  Bnrrellus  der  Schutz  der  Städte  übertragen  wurde,  — die 
innere  Verwaltung  konnte  trotzdem,  und  so  war  es  wohl  auch, 
unter  aquitanischer  Oberleitung  stehen.  Es  ist  schliesslich  nicht 
unumstösslich  gewiss,  dass  die  fraglichen  Einrichtungen  gerade  795 
getroffen  wunden,  denn  es  heisst  a.  a.  0.  ziemlich  unsicher  „in 
illo  tempore“,  und  die  chronologischen  Angaben  des  sog.  Astro- 
nomen verdienen  von  vornherein  kein  übermässiges  Vertrauen. 

Nach  diesen  Erwägungen  kommen  wir  zu  dem  Ergebnis, 
dass  Simson  seine  Hypothese,  die  Mark  sei  795  entstanden,  nicht 

*)  Abel-Simson  II,  106. 

*)  Vita  Hlud.  cap.  S,  — oppida  olim  deserta  — . 

*)  Abel-Simson  1,611. 

*)  a.  a.  O.  S.  8—9. 

*)  vgl.  dazu  Vnisacttc  I,  157:  L'liistovien  ....  ajonta,  que  ces  places 
ttaieut  situees  sur  les  frontiüres  d’Aqnitaine;  ce  qui  pronve  que  la  Marche 
d'Espagne  ainsi  que  la  Septimanie  faisoient  alors  partie  de  ce  roiaumo. 

2* 
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genügend  begründet  hat.  Dorr  entschied  sich  vor  ihm  gleich- 
falls für  795. ')  Er  behauptet,  dass  damals  Geroua  vou  den 
Franken  zurückerobert  wurde.  Gingen  denn  aber  über- 
haupt die  fränkischen  Eroberungen  in  Spanien  infolge 
des  arabischen  Einfalles  von  793  verloren?  Wohl  kaum. 
Vaissette1)  meint  sogar,  dass  die  Franken  nicht  einen  Fnss  breit 
Landes  einbüssten.  Nur  soviel  können  wir  aus  den  armseligen 
arabischen  und  fränkischen  Berichten  als  verbürgte  Thatsacbe 
anerkennen,  dass  verschiedene  Städte  der  Franken  in  Spanien 
zerstört  wurden.®)  Dass  sich  aber  die  Araber  infolge  ihres 
siegreichen  Feldzuges  in  ihnen,  so  auch  in  Gerona,  festsetzten, 
ist  mehr  als  zweifelhaft.  Dem  widerspricht  entschieden  der  Um- 
stand der  Schleifung  der  Stadtmauern.1)  Es  scheint  mir  also 
nicht  statthaft,  einen  fränkischen  Feldzug  behufs  Zurückgewinnung 
des  von  den  Arabern  angeblich  Eroberten  zu  combinieren.'’) 
Sicher  ist,  dass  um  795  Gerona  in  fränkischen  Händen  gewesen 
sein  muss,  denn  G.  liegt  dem  Frankenreiche  näher,  als  die  in 
der  vita  Hlud.  cap.  8 namhaft  gemachten  Städte,  und  der  Besitz 
der  letzteren  dürfte  für  die  Franken  kaum  von  Wert  gewesen 
sein,  w'enn  sie  nicht  zugleich  auch  Gerona  ihr  eigen  nennen 
konnten,  welches  doch  die  Verbindung  jener  Städte  mit  Septimanien 
und  Aquitanien  decken  musste. 

Wollen  wir  nun  positiv  zu  bestimmen  suchen,  seit  welcher 
Zeit  es  eine  eigentliche  spanische  Mark  gegeben  haben  kann,  so 
werden  wir  dabei  nicht  so  sehr  den  Wortlaut  der  Berichte 
berücksichtigen  müssen,  als  vielmehr  die  obwaltenden 
Verhältnisse.  Waren  diese  schon  vor  795  so  beschaffen,  dass 
das  Vorhandensein  der  Mark  bereits  vor  dem  gen.  Jahre  für  wahr- 
scheinlich gelten  kann,  so  verliert  die  Nachricht,  dass  795 
mehrere  Städte  zu  Grenzfestungen  mit  starken  Besatzungen  unter 
der  Obhut  eines  mit  Namen  angeführten  Grafen  eingerichtet 
wurden,  für  unsere  Untersuchung  erheblich  an  Wert. 

Wir  sahen  oben,  dass  785  Gerona  fränkisch  wurde;  bald 


■)  S.  20. 

*)  a.  a.  O.  I,  404. 

*)  vgl.  Funck  S.  IS. 

4)  Funck  S.  2S2;  14;  Cariluline  1,147;  (Jonde  S.  220. 

5)  wie  Funck  S.  18. 


1 


Digitized  by  Google 


21 


darauf,  spätestens  792,  wahrscheinlich  aber  früher,  müssen  auch 
l'rsel  und  Ausona  in  den  Besitz  der  Franken  übergegangen  sein, 
und  790  gewannen  diese  östlich  von  Gerona  einen  Küstenstrich. 
Dass  es  bereits  seit  dem  Gewinn  von  Gerona  eine  besondere 
spanische  Mark  gegeben  haben  soll,  halte  ich  deswegen  für  wenig 
glaublich,  weil  das  betreffende  Gebiet  einen  zu  geringen  Umfang 
hatte.  Könnte  man  beweisen,  dass  Ausona,  Cardona  und  Urgel 
schon  785  nicht  mehr  arabisch  waren,  so  verdiente  die  Hypothese 
Fnncks')  entschieden  Beachtung,  nach  welcher  die  Mark  in  den 
genannten  Jahren  schon  existierte.  Ein  solcher  Beweis  lässt  sich 
an  der  Hand  des  jetzt  vorliegenden  Materials  nicht  beibringen. 
Nur  das  erkennen  wir  mit  Sicherheit  aus  der  letzten  Betrach- 
tung, dass  zwischen  785  und  790  die  Franken  in  Spanien  bereits 
einen  gewissen  Besitzstand  hatten;  also  fräukischer  Besitz  auf 
ursprünglich  feindlichem  Boden,  eine  wesentliche  Vorbedingung 
für  das  Vorhandensein  eigentlicher  Marken,  ist  damit  unleugbar 
erwiesen. 

Als  eine  zweite  müssen  wir  die  Sicherheitsverhältnisse 
dieses  Besitzes  in  Erwägung  ziehen,  und  hierbei  werden  wir  uns 
der  Beobachtung  nicht  verschliessen,  dass  die  stets  Gefahr  drohende 
Nähe  der  Araber  die  Franken  doch  wohl  schon  sehr  früh  darauf 
hingewiesen  haben  muss,  durch  Befestigung  der  gewonnenen 
Städte  für  die  Abwehr  feindlicher  Angriffe  Sorge  zu  tragen. 
Die  Not  einfach  musste  dazu  treiben,  wovon  die  Quellen  erst 
in  späterer  Zeit  Kunde  geben.  Nun  wird  unter  den  betreffenden 
Städten  Cardona  ein  castrum  genannt,  sie  muss  daher  schon  vor 
795  zu  Verteidigungszwecken  gedient  haben.  Vor  diesem  Jahre 
gehörte  das  gleichfalls  genannte  Ausona  den  Franken.  Sollten 
diese  und  die  übrigen  Orte,  die  wahrscheinlich  sämtlich  schon 
in  dem  Besitze  der  Franken  waren,  schutzlos  arabischen  An- 
griffen preisgegebeu  worden  sein?  Undenkbar!  Waren  die 
Städte  bereits  vor  793  fränkisch,  welcher  Annahme  nichts  ent- 
gegen zu  stehen  scheint,  so  müssen  sie  auch  noch  vor  dem 
Arabereinfalle  dieses  Jahres  förmliche  Festungen  gewesen  sein. 
Also  haben  wir  die  Worte  des  sog.  Astronomen:  „oppida  olim 
deserta  munivit“  u.  s.  w.  wohl  so  zu  verstehen,  dass  die  Städte 
auch  nach  ihrer  Einnahme  durch  die  arabischen  Sehaaren  i.  J. 


*)  S.  8—9. 
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793  verödet  waren  und  erst  zwei  Jahre  später,  795,  ihrer  früheren 
Bestimmung  gemäss  wiederum  zu  Bollwerken  gegen  den  Feind 
eingerichtet  wurden. 

Mit  einiger  Sicherheit  lässt  sich  endlich  drittens  aus  den 
Angaben  einer  Urkunde  darthun.  dass  ein  Teil  des  jenseits  der 
Pyrenäen  gelegenen  Gebietes  als  Mark  bereits  um  792  voll- 
kommen organisiert  war.  Sie  wird  uns  von  Villanueva1)  mit- 
geteilt  und  behandelt  eine  Schenkung,  deren  Urheber  mit  seinem 
vollen  Titel  heisst:  „Raimnndus,  Anaviensis,  Paliarensis  et 
Ripacnrcensis  divina  gratin  comes  et  marchio.“  Schwierig- 
keiten bereitet  das  chronologische  Moment:  Facta  haee  <5uta 
donacionis  Indicione  XV.,  anno  XXVI  imperante  Karolo  impe- 
ratore  et  angusto.  — Die  Indiction  XV  trifft  auf  das  Jahr  792;*) 
damit  stimmt  jedoch  nicht  der  zweite  Teil  des  Datums,  denn 
damals  war  Karl  noch  nicht  Kaiser.  Ueberhanpt  ist  ein  26.  Kaiser- 
jahr Karls  undenkbar.  Es  wird  sich  also  um  Königsjahre 
handeln,  was  um  so  wahrscheinlicher  ist,  als  Villanueva3)  die 
abgedruckte  Urkunde  nicht  in  ihrem  Originale,  sondern  in  einer 
Copie  aus  dem  12.  Jahrhundert  vorfand,  wobei  natürlich  die 
Möglichkeit  zu  berücksichtigen  ist,  dass  der  Abschreiber  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  Karl  zum  Kaiser  machte.4) 

Aber  damit  sind  die  Schwierigkeiten  noch  nicht  erledigt: 
denn,  wenn  das  erste  Königsjahr  Karls  vom  9.  Oktober  768  bis 
zum  8.  Oktober  769  lief,  so  war  das  26.  vom  9.  Oktober  794 
bis  8.  Oktober  795:  hierzu  passt  abermals  nicht  die  Indiction  XV. 
Auch  wenn  man  die  Jahre  von  Karlmanns  Tode  an  zählen 
würde,  käme  man  zu  keinem  brauchbaren  Resultate.  Wohl 
aber  liesse  sich  ein  solches  zu  wege  bringen,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  in  dem  Originaltext  des  Diploms  anno  XXIV  und 
nicht  anno  XXVI  stand:  ein  solcher  Lesefehler  des  Abschreibers 
ist  wohl  bedeutend  wahrscheinlicher,  als  irgend  ein  Fehler  in 
der  Angabe  der  Indiction.  Mau  würde  mithin  das  Jahr  vom 
9.  Okt.  792  bis  8.  Okt.  793  erhalten. 


’)  Villanueva  a.  a.  ü.  T.  X,  8 221  (Ap6ndicc  de  docunicutos  No. III) 
*)  Weidenbach,  Calcndariuin  etc.  8.  88 
*)  a.  a.  0.  Bd.  X,  8.  83. 

4)  vgl.  Dress  (au , Handbuch  der  Urkundenlchrc,  Dd.  I,  Leipzig  1889, 
S.  864. 
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Nach  der  Untersuchung  von  Villanueva')  erscheint  eine 
Fälschung  der  Urkunde  als  ausgeschlossen : auch  er  kommt  zu 
dem  Ergebnis,  dass  sie  wahrscheinlich  aus  dem  Jahr  792  stammt.3) 

Somit  lässt  sich  unsere  Ansicht,  dass  ein  Teil  der  spanischen 
Mark  vor  795  schon  vorhanden  war,  wenn  auch  nicht  durch  ganz 
sichere  Argumente,  so  doch  wenigstens  durch  solche  von  einiger 
innerer  Wahrscheinlichkeit  begründen;  freilich  war  die  Mark  792 
noch  in  engster  Verbindung  mit  der  aquitanischen  Greuzgrafschaft 
von  Tonlonse. 

Die  Verfügungen  Ludwigs  von  795  bezeichnen  also  nicht 
die  Gründling,  sondern  höchstens  die  infolge  der  arabi- 
schen Invasion  von  793  nötig  gewordene  Reorganisation 
der  thatsächlich  wahrscheinlich  zwischen  785  und  792 
entstandenen  spanischen  Mark. 

3.  Die  Marken  an  der  Elbe. 

Jenseits  der  Elbe,  im  heutigen  Holstein,  sass  einer  der  4 
Hauptstämme  der  Sachsen,  die  Nordliudi,  Nordalbinger 
oder  Transalbinger:  der  übrige  Teil  des  rechten  Elbeufers 
war  im  Besitz  von  Slavenstämmen,  zu  deren  gefiirchtetsten  die 
Abodriten  und  die  Wilzen  gehörten'.  Die  ersteren  waren 
Verbündete  der  Franken,  wohl  weniger  aus  aufrichtiger  Sym- 
pathie, als  um  einen  Rückhalt  gegen  die  ihnen  feindlich  ge- 
sinnten Dänen  und  Wilzen  zu  haben.  Mit  den  Transalbingern 
hingegen  und  den  Wilzenstämmen  hatten  die  Franken  manchen 
blutigen  Kampf  zu  führen. 

Die  Transalbinger  hatten  sich  in  den  Sachsenkriegen  als 
tapfere  Genossen  ihrer  bedrängten  Stammesbrüder  erwiesen. 
782  nahmen  sie  an  deren  Aufstande  teil,”)  von  783—785  fand 
Widukind  bei  ihnen  eine  sichere  Zufluchtsstätte,  *)  und  1 0 Jahre 
später  ermordeten  sie  meuchlings  den  abodritischen  Bundesge- 
nossen Karls,  Witzin.*)  Auch  sonst  mögen  sie  durch  Einfälle 


>)  a.  a 0.  Bd.  X,  8.  34  ff. 

*)  Villanueva,  Bd.  X,  S.  36. 
a)  Abel-Simson  I,  429  u.  496. 

Eiuh.  Ann.  786.  Abel-Simson  1,  457. 
*)  vgl.  Abel-Simson  II,  96. 
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in  fränkisches  Gebiet  manche  Unruhen  hervorgerufen  haben. 
Das  war  ein  haltloser  Zustand,  und  Karl  zeigte  sich  bestrebt, 
ihn  möglichst  schnell  und  gründlich  zu  beseitigen.  Unterhandlungen 
schlugen  fehl:  Hessen  sich  die  Kordleute  doch  sogar  soweit  hin- 
reissen,  die  mit  denselben  beauftragten  missi1)  teils  zu  töten 
teils  behufs  Erpressung  eines  reichlichen  Lösegeldes  in  Ge- 
fangenschaft zurückzubehalten. 

Wenn  nun  berichtet  wird,  dass  Karl,  wohl  um  den  Tod 
seiner  missi  zu  rächen,  das  Land  zwischen  Elbe  und  Weser  ver- 
wüstete, nicht  aber  das  Gebiet  der  eigentlichen  Uebelthäter*), 
dass  er  also  deren  Stammesverwandte  für  ihren  Frevel  büssen 
liess,  so  erkennt  man,  wie  gering  damals  die  Macht  des  Königs 
im  Nordosten  der  Elbe  war.  Voll  U ebermut3)  konnten  sich  die 
Nordleute  gegen  ihre  Nachbarn,  die  Abodriteu  wenden,  die  seit 
780  den  Franken  treu  ergeben  waren4).  Allein  die  Abodriteu 
hatten  den  Angriff  bereits  vorhergesehen,  und  unterstützt  von 
dem  fränkischen  Königsboten  Eburis  besiegte  ihr  Fürst  Drosuk 
an  einem  Swentana  genannten  Orte  die  Nordalbinger  vollständig.') 
Nach  einer  Nachricht*)  wurden  hierauf  1600  der  angesehensten 
Nordalbinger  weggeführt  und  zerstreut  im  Frankenreiche  an- 
gesiedelt.7) Aehnliches  geschah  799;  als  nämlich  der  König  in 
diesem  .Jahre  seinen  Sohn  Karl,  um  mit  den  Wilzen  und  den 
Abodriten  zu  unterhandeln,  nach  dein  Bardengan  entsandte,  nahm 
der  letztere  eine  Anzahl  von  wahrscheinlich  durch  die  Slaven 
ausgelieferten  Nordleuten s)  in  Empfang  und  führte  sie  mit  sich 


’)  Einh.  Ann.  79s  ob  iustitias  faciendas.  vgl.  Abel-Simson  II, 
143  ff. 

*)  Einh.  Ann.  798. 

’)  Einh.  Ann.  a.  a.  0.  Tr snperbia  elati  eo  quod  rcgis  legatos 

impune  occidere  potucmnt  etc. 

4)  vgl.  L.  Giesebrecht,  Wendische  Geschichten  I,  97, 

s)  Einh.  Ann.  a.  a.  O.  Der  Ort  ist  mit  v.  Ledebur,  Kri- 
tische Beleuchtung  einiger  Punkte  aus  den  Feldzügen  Karls  d.  Gr.  etc.  Ber- 
lin 29.  S.  121  ff.,  Dahlmann,  Uesch.  v.  Dünneinark  (llecren-Ukcrt)  Gotha 
10. 1,  20,  2 und  Abel-Simson  II,  147,10  andern  späteren  Schlachtorte  von 
Bornhiivede  zu  suchen,  also  an  der  Schwentine. 

*)  Ann.  S.  Am  an  di  (MGH.  SS.  I.)  798. 

*)  vgl.  Beyer,  Der  Lime»  Saxoniae  Knrls  d.  Gr.  Schwerin  77,  S.  3. 
Abel-Simson  II,  150,  l. 

*)  a.  a.  0.  S.  3. 
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hinweg.1)  Aber  schon  802  wurde  eine  neue  Züchtigung  der 
Transalbingcr  nötig.5)  Wohl  gälirte  es  auch  da  noch  in  Trans- 
albingien:  deshalb  wandte  der  Kaiser  endlich  ein  Radikalmittel 
an,  durch  welches  nicht  allein  der  von  den  Transalbingern 
drohenden  Gefahr  ein  Ende  bereitet,  sondern  auch  der  Umfang 
des  Reiches  erweitert  wurde. 

Er  liess  nämlich  804  den  grössten  Teil !)  der  sächsischen 
Bevölkeiung  von  beiden  Ufern  der  unteren  Elbe  aus  ihren  bis- 
herigen Wohnsitzen  wegführen  und  an  verschiedenen  Orten  seines 
Reiches  ansiedeln.  Das  freigewordene  Land  erhielten  die  Abodriten. 
über  die  nun  Drosuk  als  oberster  Fürst  eingesetzt  wurde,  jedoch 
wohl  nur  äusserlich;  in  Wirklichkeit  ward  Transalbingien  jetzt 
fränkisch.  Zugleich  aber  traten  an  die  Stelle  der  unschädlich 
gemachten  Nordleute  nicht  unbedeutendere  Gegner,  das  waren  die 
Dänen. 

Wahrscheinlich  herrschte  in  den  nächsten  Jahren  ein  Zustand 
äusserlicher  Ruhe  zwischen  den  Nachbarreichen.  Dieser  erlitt 
jedoch  808  durch  einen  Angriff  des  Dänenkönigs  Göttrik,  vereint 
mit  den  Feindseligkeiten  der  Wilzen  und  der  von  den  Abodriten 
abgefallenen  Linonen  und  Smeldingen  gegen  die  Abodriten4)  eine 
ernste  Gefährdung.  Auf  die  Kunde  von  den  Gewalttaten  der 
Angreifer  wurde  der  jüngere  Karl  mit  einem  fränkischen  und 
sächsischen  Heere  an  die  Elbe  geschickt5),  da  inan  die  Besorgnis 
hegte,  Göttrik  könnte  vielleicht  auch  einen  Angriff  auf  Sachsen 
wagen.  Karl  überschritt  seinen  Auftrag  insofern,  als  er  eine 
Brücke  über  die  Elbe  schlug,  um  eiligst  das  Gebiet  der  Smel- 

')  Einh.  Ann.  Ann.  Luur.  Mai.  709.  L.  Giesebrecht  I,  100. 
Abel-Simson  II,  179. 

*)  Einh.  Ann.  802.  vgl.  Abel-Simson  II,  284,7. 

*)  Einh.  Ann.  804  sagen  zwar:  • • ■ omne#  ....  Saxones,  qui  trans 
Albiam  et  in  Wihniuodi  habitabant;  (Ina  ist  aber  wenig  glaublich.  Einh. 
vita  Car.  cap.  7:  decem  milia  homiuum  ex  his,  qui  ntrasque  ripas  Albis  flu- 
minis  incolebant,  was  der  Wahrheit  näher  kommen  dürfte.  Nach  den  Ann. 
S.  Am  an  di  804  wurde  ein  Teil  getötet;  vgl.  L.  Giesebrecht  I,  100  und 
Beyer  S.  3. 

*)  Einh.  Ann.  808. 

*)  Einh.  Ann.  808.  v.  Ledebur  8.  120  ist  im  Irrtum,  wenn  er  sagt, 
dass  Karl  im  östlichen  Sachsenlande  zur  Verteidigung  desselben  gegen  die 
Einfälle  der  angrenzenden  überelbischeu  Slavcnvölker  zuriickgelasscn 
wurde. 


Digitized  by  Google 


2(i 


dingen  und  Linonen  zu  verwüsten  und  die  Slaven  sowohl  wie 
vor  allem  Göttrik  zu  schrecken.  Er  wollte  ihnen  also  zeigen,  dass 
er  mit  seinen  Kriegern  einer  feindlichen  Wendung  gegen  das 
linke  Elbeufer  thatkräftigen  Widerstand  entgegenzusetzen  bereit 
war. ')  Freilich  wehrten  die  Slaven  sich  tapfer,  nnd  das  Franken- 
heer erlitt  nicht  geringe  Verluste.5)  In  engem  Zusammenhänge 
mit  der  Zurechtweisung  der  Linonen  und  Smeldingen  stand  die 
Anlage  zweier  Kastelle  an  der  Elbe.8) 

Als  Göttrik  siegr  eich  und  beutebeladen  sein  Reich  wiederum 
betreten  hatte,  verweilte  er  nach  der  Angabe  der  Ann.  Einh. 
einige  Tage  in  Schleswig.  Er  fasste  damals  den  Entschluss,  die 
Grenze  seines  Landes  nach  Süden  hin  stark  zu  befestigen:4) 
offenbar  that  er  dies  in  der  Befürchtung,  Karl  würde  ihn  als 
Rächer  der  den  Abodriten  zugefügten  Unbill  mit  Krieg  über- 
ziehen. Um  diese  Möglichkeit  hinauszuschieben  und  um  Zeit  zu 
gewinnen,  begann  Göttrik  mit  Karl  zu  unterhandeln.  Seine 
Abgesandten  und  kaiserliche  Grafen  kamen  809  zu  Badenfliot 
(Beienfleth  a.  d.  Stör)  zusammen  nnd  berieten  über  mehrere  zu 
Meinungsverschiedenheiten  Anlass  bietende  Punkte,  ohne  jedoch 
zu  einem  befriedigenden  Abschluss  zu  gelangen.8)  Den  einen 
Erfolg  aber  hatte  diese  Zusammenkunft,  dass  Göttrik  gegen  die 
Rückkehr  des  von  ihm  vertriebenen  Abodritenfürsten  Drosuk 
nichts  einwandte. 

Gar  bald  zeigte  sich,  dass  man  keinen  Grund  hatte,  über 
diese  anscheinend  friedliche  Stimmuug  des  Dänenkönigs  erfreut 
zu  sein.  Sein  übermütiges  Benehmen  forderte  die  Franken 


■)  Die  Darstellung  L.  Giesebrech  ts  I,  104  vermag  ich  nicht  so  we- 
nig <]uellengcniäss  zu  finden,  wie  Abel-Simson  II,  387,  2. 

*1  vgl.  Chron.  Moiss.  »08.  Ann.  Laur.  Min.  berichten  sogar,  dass 
die  Verluste  sehr  bedeutend  waren.  Jedenfalls  darf  inan  mit  Ahcl-Sim- 
son  II,  388  auf  Einh.  Anu.  SOS:  cum  incolomi  eiercitu  ....  sc  recepit 
nichts  geben. 

*)  Darüber  weiter  unteu. 

*)  Einh.  Ann.  S08.  Dahlmann  I,  22  legt  dar,  dass  das  Dancwirk 
von  G.  nur  begonnen  wurde.  Der  heutige  Ijiuf  der  Eider  ist  anders,  vgL 
Abcl-Simson  II,  390. 

*)  Einh.  Anu.  Su9.  Offenbar  fanden  die  Verhandlungen  auf  dem 
rechten  Elbufer,  auf  fränkischer  Seite,  statt,  denn  es  heisst  von  Göttrik: 
,. . . l’etebat  . . . ut  convcntus  iuxta  terminos  regni  sui  trans  Albim  fieret.“ 
vgl.  L.  üiesebreckt  I,  106. 
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geradezu  heraus.')  und  der  Ausbruch  eines  Krieges  schien  nicht 
mehr  fern  zu  sein.  Zudem  wurde  damals  Drosnk  von  Dienst- 
leuten Göttriks  meuchlings  getötet.  Da  fasste  denn  Karl,  um 
für  alle  Fälle  vorbereitet  zu  sein,  den  Entschluss,  jenseits  der 
Elbe  an  einem  geeigneten  Orte  eine  starke  Festung  anzulegen, 
die  nicht  allein  Transalbingien,*)  sondern  auch  einen  Teil  des 
linkselbischen  Sachsens  schützen  sollte.*)  Der  Graf  Egbert') 
uml  dessen  Genossen  wurden  mit  der  Wahl  des  Platzes  und  dem 
Bau  des  Bollwerks  betraut;  es  erhielt  den  Namen  Esesfeld 
oder  Esseveldobnrg')  und  bildete  den  Anfang  zum  späteren 
Itzehoe  an  der  Stör.  Bezüglich  der  Gründungszeit  von  I.  ist 
folgendes  zu  bemerken;  Das  Chron.  Moiss.  berichtet  von  der 
Aussendung  der  Schaaren  u.  s.  w.  zum  J.  810,  Einh.  Ann.  vom 
Entschlösse  des  Kaisers,  den  unruhigen  Zuständen  im  Nordosten 
durch  die  erwähnte  Massregel  ein  Ende  zu  bereiten,  von  der 
Sammlung  der  Kolonisten  in  Gallien  und  Germanien,  von  dem 
an  Egbert  ergangenen  Befehl,  den  Ort  zu  besetzen,  zu  80t». 
Diese  beiden  Nachrichten  können  wohl  miteinander  kombiniert 
werden,  und  man  wird  Simson  beipflichten  müssen,  welcher  meint,*) 
die  eigentliche  Besetzung  des  Ortes  könne  erst  im  März  810 
vor  sich  gegangen  sein. 

Diese  Festung  hatte  also  zunächst  eine  defensive  Bestimmung, 
zugleich  aber  konnte  sie  für  die  Franken  sehr  wichtig  werden 
in  einem  vielleicht  nahe  bevorstehenden  Kriegszuge  gegen  die 
Dänen.7)  Bald  bot  sich  auch  ein  besonderer  Anlass  dar,  gegen 
die  Dänen  die  Waffen  zu  ergreifen,  denn  Göttrik  brandschatzte 
mit  unerhörter  Verwegenheit  die  friesische  Küste.8)  Karl  rüstete 


’)  Einh.  Ann.  809.  Näheres  enthält  Einh.  vita  Car.  cap.  14  lacta- 
bat  enim  se  brevi  Aijuasgrani  . . . tum  maximis  copiis  adventnrom.  Einh. 
Ann.  810:  r. x ille  vanissima  spe  victoriae  elatus,  acie  se  cum  iinperatore 
congredi  veile  iactabat. 

*)  nur  Transalbingien  meinen  Abel-Siinson  II,  411. 

*)  Einh.  Ann.  809.  Chron.  Moiss.  810.  Dor  Passus  ubi  necesse  fuit 
deutet  ganz  besonders  auf  die  dänische  Grenze  hin. 

*)  über  ihn  vgl.  Abel-Simson  II,  412,2. 

*)  über  die  Endung  — bürg  vgl.  Abel-Simson  II,  S27, 3. 

*)  Abel-Simson  II,  412,2. 

’j  Einh.  Ann.  810. 

*1  Einh.  Ann.  a.  a.  0. 
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eilig;  damals  baute  man  auch  eine.  Flotte.  Mitten  in  dieser  Auf- 
regung konnte  die  Nachricht,  dass  Göttrik  durch  einen  Vasallen 
getötet  worden  war,  den  Franken  nur  angenehm  sein.1)  Sein 
Nachfolger  wurde  ein  Nelfe,  namens  Hemming,  welcher,  wahr- 
scheinlich um  zunächst  im  Innern  sein  Königtum  zu  befestigen 
und  zu  sichern,  eine  friedliche  Gesinnung  an  den  Tag  legte.  In 
der  That  kam  auch  bald,  vermutlich  im  April  811,  ein  Friede 
zwischen  Dänen  und  Franken  zustande,5)  der  durch  12  kaiser- 
liche Grafen5)  und  die  dänischen  Bevollmächtigten  an  der  Eider 
beschworen  wurde.  Als  Hemming  schon  812  starb,4)  folgte  in 
seinem  Reiche  eine  Zeit  blutiger  Wirren.  Zwei  Parteien  standen 
sich  feindlich  gegenüber,  eine  nämlich,  welche  das  Anrecht  eines 
Neffen  Güttriks,  Siegfried,  und  eine  andere,  welche  die  Nach- 
folge eines  Neffen  des  früheren  Königs  Harald,  namens  Ring 
oder  Anulo,  vertrat.  Beide  Thronkandidaten  blieben  in  einer 
Schlacht.  Die  Haraldspartei  gewann  jedoch  die  Oberhand  und 
setzte  Anulos  Brüder,  Harald  und  Reganfrid,  zu  Regenten 
ein.5)  Es  liegt  der  Gedanke  nahe,  dass  Karl  sich  in  diese 
dänischen  Angelegenheiten  mischte.  Denn  Einli.  Ann.  z.  J.  812 
sagen:  Harioldns  et  Reginfridus,  reges  Danorum,  missa  ad  im- 
peratorem  legatione,  pacem  petunt,  et  fratrem  suum  Hemmingum 
sibi  remitti  rogant.  Wie  Hemming  in  die  Gewalt  Karls  gelangt 
war,  ist  unklar.  Vermutlich  geschah  es  infolge  irgend  einer 
Machination  der  Göttrik’schen  Partei,  von  welcher  wir,  da  wir 
Grund  zur  Annahme  haben,  dass  sie  sich  in  dieser  Zeit  an  die 
frankenfreundlichen  Abodriten  anzulehnen  suchte,*)  auch  wohl 
denken  können,  dass  sie  ein  gutes  Einvernehmen  mit  Karl  zu 
erlangen  bestrebt  war,  um  durch  dessen  Unterstützung  in  ihrer 
Heimat  der  gegnerischen  Sache  die  Aussicht  auf  Erfolg  zu  be- 
nehmen. Und  dem  Frankenkönige  wird  der  Besitz  Hemmings 
eine  willkommene  Handhabe  geboten  haben,  um  etwaige  Unter- 


*)  Einli.  Ann. 

*)  Einh.  Ann.  811.  Abcl-Simson  II,  465,3. 

Deren  Namen  Einh.  Ann.  811. 

4)  Einh.  Ann.  812. 
s)  Einh.  Ann.  812. 

•)  Güttrikianer  flohen  z.  Ü.  auch  nach  der  813  geschlagenen,  für  sie 
unglücklichen  Schlacht  zu  den  Abodriten,  vgl.  Chron.  Hoiss.  813:  ot  ill 
fugerunt  usque  ad  Abdriti. 
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uehmungrn  Haralds  und  Reganfrids  gegen  das  Frankenreich  zu 
vereiteln. 

Nachdem  aber  die  Partei  des  Harald  die  Oberhand  gewonnen 
hatte,  war  es  für  Kail  das  Klügste,  den  dänischen  Prinzen  aus- 
zuliefern,  wenn  er  nicht  wollte,  dass  die  Dänen  gegen  sein 
Reich  den  Krieg  eröffneten.  Deshalb  zeigte  sich  Karl  damals 
(813)  zu  Unterhandlungen  bereit,  welche  jenseits  der  Elbe 
zwischen  je  lfi  fränkischen  und  dänischen  Grossen  stattfanden. 
Ihr  Ergebnis  war  nicht  allein  die  Auslieferung  Hemmings,  sondern 
ausserdem  auch  eine  Verständigung  in  anderen  Fragen,  durch 
die  ein  freundschaftliches  Verhältnis  zwischen  beiden  Mächten 
angebahnt  werden  sollte.1) 

War  es  nun  zwar  nach  den  Berichten  der  Quellen  zu  keinem 
ernsten  Zusammenstosse  zwischen  Franken  und  Dänen  unter  der 
Regierung  Karls  gekommen,  so  darf  mau  doch  den  wahren 
Charakter  der  damaligen  politischen  Situation  nicht  verkennen, 
welcher  sich  in  einer  steten  Gefährdung  [der  äusserlich  zwischen 
Dänemark  und  dem  Fraukenreiche  herrschenden  friedlichen  Be- 
ziehungen aussprach.  Natürlich  mussten  solche  Zustände  dazu 
veranlassen,  auch  nach  dieser  Seite  hin  die  Reichsgrenzen  zu 
sichern.  Das  geschah  hier  gleichfalls  durch  die  Anlegung  eiuer 
Mark.  Sie  dürfte  jedoch  kaum  vor  804  gegründet  worden  sein, 
denn  erst  mit  diesem  Jahre,  seit  jener  Massendeportation  der 
Transalbinger,  darf  man  den  Einfluss  der  Franken  in  Trans- 
albingien  als  so  mächtig  anerkennen,  dass  man  daselbst  mit  der 
Errichtung  einer  Mark  Vorgehen  konnte.  Das  810  augelegte 
Kastell  Esesfeld  ist  recht  eigentlich  eine  Gründung 
auf  Markgebiet:  nicht  Einwohner  des  Landes  selbst  erbauten 
es,  nicht  Einheimische  besiedelten  und  verteidigten  es,  sondern 
vielmehr  Leute,  welche  aus  den  verschiedensten  Reichsteilen 
herbeigeeilt  waren,  und  denen  die  Verteidigung  eines  so  ver- 
antwortungsvollen Postens  mit  ungleich  grösserem  Vertrauen 
übertragen  werden  konnte,  als  den  erst  nur  dem  Namen  nach 
unterworfenen  Transalbingern  oder  selbst  den  Abodriten.1)  Trotz- 

■)  vgl.  Einh.  Ana.  SIS. 

*)  L.  (liesebrech t I,  106  sagt:  .Die  früher  beabsichtigte  Abodri- 

tische  Kolonisation  Nords  achaens  wurde  demgemäss  aufgogeben.“  Das  geht 
doch  allein  aus  der  Anlage  eines  fränkischen  Kastells  in  diesen  Gegenden 
nicht  hervor. 
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dem  uns  sonst  nichts  aus  der  Zeit  Karls  des  Grossen  bekannt 
ist,  was  die  Einrichtung  des  Landes  zwischen  der  Elbe  und  der 
Dänengrenze  zu  einer  Mark  kennzeichnen  könnte,  genügt,  um 
thatsächlich  eine  echte  Mark  in  diesem  Gebiete  zu  erkennen, 
schon  der  Gedanke  an  den  bei  der  Gründung  von  Esesfeld  znr 
Anwendung  gekommenen  Modus,  auf  welchen  bereits  Biidinger 
ganz  besonders  hinwies. ')  Dazu  beachte  man  ferner  die  politische 
Situation  zur  Zeit  der  Gründung:  diese  geschah  unter  unmittel- 
barer Einwirkung  der  Dänengefahr.  Die  nächste  Bestimmung 
des  Kastells  war,  den  kurz  zuvor  den  Nordalbingem  entrissenen 
Landstreifen  gegen  eine  dänische  Invasion  und  Occupation  zu 
schützen.  Einen  solchen  defensiven  Zweck  aber  hatten  Kastelle 
in  den  Marken  überhaupt. 

Freilich  bemeikt  Waitz1):  -Wir  finden  nirgend  ein  aus- 
drückliches und  bestimmtes  Zeugnis  über  die  Gründung  und  Ein- 
richtung der  dänischen  Mark  ....  Ob  die  Mark  des  Chron. 
Moiss.  z.  J.  810  (Pertz  I,  p.  309  u.  II,  258)  Karolus  imp.  misit 
scaras  suas  ad  marchas,  ubi  necesse  fuit  et  mandavit  civitatem 
aediflcare  ultra  Albiam  in  loco  qui  dicitur  Esseveldoburg  et 
mandavit  illis  hominibus,  qui  custodirent  civitatem,  hierhin  ge- 
hört, lässt  sich  mit  Sicherheit  kaum  entscheiden,  ist  jedoch  nicht 
wahrscheinlich.“  Ich  kaun  dem  jedoch  nicht  beistimmen  und 
halte  die  angeführten  Momente  für  zn  frappant,  als  dass  ich  W. 
recht  geben  könnte.  Viel  zu  spät  setzt  er  die  erste  Spur  der 
Mark  ins  Jahr  828  ,s)  zu  welchem  marchiones  zuerst  erwähnt 
werden.  — Erst  in  späterer  Zeit  wird  die  dänische  Mark  das 
Gebiet  zwischen  Schlei  und  Eider  umfasst  haben,1)  während  aus 
der  Lage  von  Itzehoe  hervorgeht,  dass  die  unter  Karl  dem  Grossen 
gegen  die  Dänen  eingerichtete  Mark  erheblich  südlicher  lag. 

Die  nordsächsische  Mark  wrar  zunächst  wohl  nur  gegen  die 
Dänengefahr  errichtet  worden.  Sie  ist  dieselbe,  welche  zu  den 


’)  Oesterreich.  Geschichte  I,  1G4,  4. 

*)  Jahrbücher  des  deutschen  Reichs  unter  der  Herrschaft  Heinrichs  I„ 
Berlin  1837,  Excurs  II,  S.  131.  Ebenso  die  2.  Ausgabe  dieses  Werkes  in 
den  „Jahrbüchern  der  deutschen  Gesch.“  Berlin  SS,  Excnrs  XV,  S.  264  ff. 
Allerdings  kann  das  Gründungsjahr  mit  Sicherheit  nicht  ermittelt  werden. 

4)  a.  a.  O.  8.  132. 

4)  Waitz,  a.  a.  0.  2.  Ausgabe  S.  268. 
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Jahren  »28 ')  und  852*)  erwähnt  wird.  Jedenfalls  diente  sie 
jedoch  später,  als  das  Verhältnis  der  Frauken  zu  den  Abodriteu 
kein  so  gutes  mehr  war  wie  unter  Karl,  zugleich  auch  gegen 
die  Uebergriß’e  dieser  Slaven.*)  Ein  schmaler  militärisch  organi- 
sierter Landstrich  längs  der  Abodritengrenze  wird  den  wohl  gegen 
dieses  Volk  gerichteten  limes  Saxonicus  gebildet  haben.  Ich 
halte  es  jedoch  für  wenig  wahrscheinlich,  dass  der 
von  Adam  von  Bremen4)  erwähnte  und  beschriebene 
limes  Saxouiae  mit  dem  ebengenannteu  identisch  ist. 
Adam  spricht  nämlich  in  seinem  Werke  II,  cap.  14  von  den 
Suffraganbist ümern  des  Magdeburger  Erzbistums,  welches  be- 
kanntlich für  die  Slavenländer  an  der  Elbe  eingerichtet  wurde. 
Im  nächsten  Kapitel  (15)  behandelt  er  die  jenseits  der  Elbe  zur 
Hamburger  Diöcese  gehörigen  Gebiete  und  nennt  die  ;t  Teile 
der  überelbischen  Sachsen:  Tedmarsgoer,  Holceten  uud  Sturmaren; 
dann  fährt  er  mit  cap.  15b  so  fort:  „Invenimus  quoque 
limitem  Saxoniae,  quae  trans  Albiam  est,  praescriptum 
a Carolo  et  imperatoribus  caeteris,  ita  se  continenteur. 
Hoc  est  ab  Albiae  ripa  orientali  usque  ad  rivulum,  quem  Sclavi 
Mescenreiza  vocant,  a quo  sursum  limes  currit  per  silvam  Del- 
vunder  usque  in  fluvium  Delvuudam  sicque  pervenit  in  Horchen- 
bici  et  Bilenispriug;  inde  ad  Liudwinestein  et  Wispircon  et 
Birznig  progreditur.  Tune  in  Horbiustenou  vadit  usque  in  Tra- 
vena  silvam,  sursumque  per  ipsam  in  Bulilunkin,  mox  in  Agri- 
meshov  et  recto  ad  vadum,  quod  dicitur  Agrimeswidil  ascendit. 

(Ubi  et  Burwido ) Ab  eadeui  igitur  aqua  sursum  procur- 

rens  terminus  in  stagnum  Colce  vadit,  sicque  ad  orientalem  cam- 
pum  venit  Zuentifeld  usque  in  ipsum  Humen  Zuentinam,  per  quam 


')  Einh.  Ann.  828. 

*)  Ann.  Fuldensea  862. 

’)  Einh.  Ann.  8IU : Sclanmir.  Abodritorum  rox,  ob  ciiius  perfidiam 
ulciscendatn  exercitua  Saxonum  et  orieutalimn  Francnrum  eodeui  auno  trans 
Albiam  missns  fuerat,  per  praefectos  Saxonici  limitis  etc.  Aquasgrani 
adductu*  est. 

4)  Gesta  Hainmaburg.  ccclcs.  Pontiff.  II,  cap.  1 &•»-  (MUH.  SS.  VII.) 
Lappenberg.  Hamburg.  Urkandenbuch.  S.  8 betrachtet  die  Stelle  als  Frag- 
ment einer  Urkuudc  aus  unbestimmter  Zeit,  ebenso  Lisch,  Mecklenburg. 
Urknndenbuch  I,  S.  2.  Mit  Recht  findet  dieser  die  Ansetzung  auf  SU, 
welche  Beyer  a a.  O.  mit  positiver  Sicherheit  zu  vertreten  scheint,  fraglich. 
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limes  Saxoniae  usque  in  pelagus  Scythorum  et  umre,  quod  vocant 
orientale,  delabitnr.“  Hiernach  erscheint  doch  nur  das  Eine 
klar,  dass  Adam  die  geographische  Ausdehnung  des  trans- 
albingiscken  Sachsens  und  die  Grenzlinie')  meint,  welche 
ihr  Gebiet  von  demjenigen  der  an  wohnenden  Slaven  schied  (vgl. 
limes  currit  — pervenit  — progreditur  — vadit  — 
ascendit  — procurrens  terminus  vadit  u.  s.  w.).s)  Warum 
Waitz  es  hier  mit  einer  „ähnlichen  Mark“  zu  thun  zu  haben 
glaubt,  wie  z.  B.  mit  der  spanischen,  bretonischen  u.  s.  w.,  also 
mit.  einer  militärischen  Einrichtung  zur  Sicherung  und  Verteidigung 
eines  eroberten  Grenzgebietes,*),  ist  mir  nicht  verständlich.  Das 
lässt  sich  aus  Adams  Notiz,  so  viel  ich  sehen  kann,  nicht  heraus- 
lesen: sie  bietet  nur  ein  geographisches  Interesse,  sie  be- 
richtet, wie  mir  scheint,  nur  von  der  Regelung  der  Grenz  Ver- 
hältnisse durch  Festsetzung  einer  sicheren  Grenzlinie, 
um  den  zwischen  den  Nachbarn  gewiss  nicht  zu  selten  vor- 
gekommenen Grenzstreitigkeiten  ein  Ende  zu  bereiten.  Für  das 
'Vorhandensein  von  Befestigungen,  vou  welchen  Beyer  spricht, 
vermag  ich  in  der  besprochenen  Stelle  keinen  Anhalt  zu  finden. 

Meine  Ansicht,  um  sie  hier  kurz  zu  wiederholen,  ist  diese: 
Die  anfangs  gegen  die  Dänen,  dauu  gleichmässig  gegen  diese 
und  die  Abodriten  gerichtete  Mark  entstand  nicht  erst  811, 
sondern  früher,  frühestens  um  804.  Einen  sichern  Anhalt  für 
ihre  Existenz  und  ihre  Lage  besitzen  wir  in  der  im  Frühjahr 
810  erfolgten  Gründung  des  Kastells  Esesfeld  an  der  Stör.  — 


■)  limes  bedeutet  a.  a.  O.  einfach  Grenze,  Grenzlinie,  wie  z.  B. 
Einh.  Ann.  SOS  von  der  dänischen  Grenze  gesagt  wird:  limitcm  regni  sui, 
qui  Snxoniam  respicit. 

*)  Ganz  ähnliche  Ausdrücke  finde  ich  in  einer  Grenzbeschreibung  bei 
Villanueva  X,  Apendiee  etc.  V,  S.  229:  ascendit  — descenditque  . . . con- 
jungitque  — ascenditqne  — nsque  in  cucumiuc  inontig  — pervaditque  per 
sumitates  ipsius  mnntis  — pervenitque  u.  s.  w. 

•)  Deutsche  Vcrfasnungsgeschi eilte  III,  .172  (2.  Aufl.)  «Von  einem 
späteren  «Schriftsteller  wird  auf  Karl  ausdrücklich  die  Errichtung  einer  Mark 
zurückgeführt,  welche  das  nordalbingisclie  Sachsen  von  dem  Gebiete  der 
slavischen  Wagrier,  eines  Teiles  der  Abodriten  trennte  Diese  bestand,  wie 
angegeben  wird,  in  einem  schmalen  Strich  Landes,  der  sich  von  der  Elbe  bis 
zmn  Kieler  Busen  hinzog.“  Von  einem  «schmalen  Strich  Landes“  spricht 
aber  Adam  gar  nicht.  Derselben  Ansicht  wie  Waitz  ist  Beyer,  a.  a.  0. 
S.  4 („Diesen  Augenblick  — Wenden“).  < 
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Audi  gegen  die  Stamme  der  Wilzen,  welche  Einhard  die 
bei  weitem  bedeutendsten  Slaven  nennt,  und  die  jenseits  der 
Elbe,  südlich  vom  Gestade  der  Ostsee  wohnten,1)  erwies  sich 
eiue  defensive  Organisation  der  Reichsgrenze  als  notwendig. 

Der  erste  ernstere  Zusammenstoss  zwischen  ihnen  und  den 
Franken,  von  welchem  wir  wissen,  erfolgte  789.  Anlass  dazu 
boten  Reibereien  zwischen  den  Wilzen  und  den  mit  Karl  ver- 
bündeten Abodriten.  *)  Vermutlich  suchte  der  König  vorher  auf 
friedlichem  Wege  die  Zwistigkeiten  zwischen  den  beiden  Nachbar- 
völkern zu  beseitigen,  jedoch  vergeblich.*)  Daher  kamen  denn 
Franken  und  Sachsen  überein,  die  Wilzen  mit  den  Waffen  zu 
züchtigen,  und  zur  Sommerszeit  brach  das  Heer  gegen  sie  auf. 
Bei  Köln  überschritt  Karl  den  Rhein;  die  Elbe  wurde  doppelt 
überbrückt,  und  die  eine  der  Brücken,  um  den  Rückweg  offen 
zu  erhalten,  *)  mit  starken  Befestigungen  versehen,  in  denen  eine 
Besatzung  zurückgelassen  wurde.  Dann  drang  man,  das  feind- 
liche Gebiet  schonungslos  verwüstend,  bis  zur  Peene  vor.')  Der 
Widerstand  der  Slaven  scheint  kein  besonders  nachhaltiger  ge- 
wesen zu  sein,  und  mit  der  Unterwerfung  des  bei  seinen  Stammes- 
genossen hochangesehenen  Fürsten  Dragowit  und  der  Stellung 
der  von  den  Franken  verlangten  Geiseln  erreichte  dieser  Feld- 
zug sein  Ende.*)  Wahrscheinlich  wurden  die  Wilzen  damals 
nicht  tributpflichtig,7)  und  nicht  lange  danach,  792,  stellte  es 
sich  heraus,  dass  die  vor  3 Jahren  erfolgte  Unterwerfung  nur 
eine  scheinbare  gewesen  war;  wenigstens  sieht  es  so  aus,  als  ob 
die  Wilzen  792  an  dem  Versuche  der  Sachsen,  sich  frei  zu 
machen,  thätigen  Anteil  nahmen.*) 

Für  mehrere  Jahre  erfahren  wir  über  die  Beziehungen  der 
Wilzen  zu  den  Franken  gar  nichts.  Gegen  die  Annahme,  dass 
jene  sich  in  dieser  Zeit  überhaupt  ruhig  verhielten,  spricht  der 


*)  Einh.  vita  Car.  cap.  12,  vita  Car.  cap.  16.  Einh.  Ann.  789. 

*)  Einh.  Ann.  789.  Einh.  vita  Car.  cap.  12. 

*)Einh.  vita  Car.  cap.  12. 

4)  vgl.  Pohta  Saio  bei  Jaffg,  Bibi.  Rer.  Hera.  IV,  572,  v.  449  ff. 
*)  Ann.  Lauresham.  789. 

*)  Abel-Simaon  II.  5,5. 

*)  wenn  es  auch  von  Einhard  vita  Car.  cap.  15  berichtet  wird;  vgl. 
Abel-Simson  II,  6. 

•)  Ann.  Lanreaham.  792. 

Lipp,  Da«  fränkiwh«  Oranxtyatem.  3 
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Umstand,  dass  sie  sieh  808  mit  Güttrik  gegen  die  Abodriten  ver- 
banden. Die  antiquae  inimicitiae  der  Wilzen  gegen  die  letzteren  ’) 
lassen  kaum  den  Gedanken  zu,  dass  sie  789—808  in  Frieden 
mit  den  Franken  lebten,  da  diese  im  Interesse  des  Gegendrucks 
gegen  die  gefährlichen  Wilzenstämme  geflissentlich  ihre  Freunde, 
die  Abodriten,  unterstützt  haben  werden.  Aus  den  geringfügigen 
Bemerkungen  der  Quellen  ergiebt  sich  mit  eiuiger  Sicherheit 
nur  soviel,  dass  um  808  die  Franken  sich  noch  nicht  auf  der 
rechten  Elbseite  niedergelassen  hatten,  dass  also  damals  noch 
keine  Befestigungen  dort  errichtet  waren,  um  die  stets  unruhigen 
Slaven  zu  zügeln.  Auch  jene  beiden  Brücken,  welche  Karl  vor 
Jahren  über  die  Elbe  geschlagen  hatte,  scheinen  nicht  mehr  vor- 
handen gewesen  zu  sein,  denn  es  ist  nicht  recht  denkbar,  dass 
der  jüngere  Karl  808,  als  er  gegen  die  Linonen  und  Smeldingen 
zu  Felde  zog,  eine  neue  Brücke  erbaut  haben  sollte, 3)  wenn  die 
alten  oder  wenigstens  die  befestigte  Brücke  noch  vorhanden 
waren.  Uud  hatten  die  Franken  wirklich  schon  damals  auf  dem 
rechten  Ufer  des  Stromes  Kastelle,  so  mussten  sie  selbstverständ- 
lich für  eine  genügende  Verbindung  — durch  eine  feste  Brücke 
— dieses  vorgeschobenen  Postens  mit  dem  jenseitigen  Ufer  sorgen. 
Erst  808,  unzweifelhaft  angeregt  durch  die  eben  vorhergegangenen 
kriegerischen  Ereignisse,  legten  kaiserliche  Legaten  auf  dem 
östlichen  Ufer  der  Elbe,  in  früher  wahrscheinlich  slavischem 
Terrain,  2 Festungen  an,*)  deren  Hauptzweck  zunächst  die  Ab- 
wehr von  Raubzügen  in  das  westelbische  Land  sein  sollte.  Zwar 
werden  die  Namen  nicht  genannt,  es  ist  jedoch  recht  wahr- 
scheinlich, dass  die  eine  von  ihnen  das  später  von  den  Linonen 
eroberte  und  zerstörte  Hohbuoki  war.  Dies  geht  aus  Einh. 
Ann.  810  hervor:  „Castellum  vocabulo  Hohbuoki  Albiae  flumini 
adpositum,  in  quo  Odo  legatus  imperatoris4)  et  orientalium  Saxonum 
erat  pracsidium  a Wiltzis  captum.“  Man  vergleiche  damit  Einh. 
Ann.  811:  „(Imperator)  . . . uuurn  (sc.  exercitnm)  misit  trans 


’)  Einh.  Ann.  b08. 

*)  ibid. 

*)  ibid. 

4)  Abel-Simson  II,  391  vermuten,  dass  dioser  Odo  s.  Zt.  von  Karl 
mit  der  Erbauung  der  Feste  beauftragt,  und  dass  die  ostsiiehsische  Besatzung 
schon  damals  in  dieselbe  hiueiugelegt  worden  war. 
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Albiam  iu  Linones  qui  et  ipsos  vastavit  et  castellum  Hohbuoki 
superiore  anno  a Wiltzis  destructum  in  ripa  Albiae  fluminis 
restauravit.“  Vgl.  auch  Chron.  Moiss.  811:  „K.  imp.  misit 
exercitum  Francorum  et  Saxonum  ultra  Albiam  ad  illos  Sdavos, 
qui  nominantur  Lanai  et  Bethenzr.  Et  vastaverunt  regiones  illas 
et  aedificaverunt  [iterum]  castelluui,  in  loco  qui  dicitur  Abochi.“ 

Bezüglich  der  Lage  von  Hohbuoki  ergiebt  sich  hieraus 
folgendes : 

1.  Es  lag  au  der  Elbe  (Albiae  tiumini  adposituui:  in  ripa 
Albiae  fluminis). 

2.  Es  lag  nicht  auf  dem  linken,  sondern  auf  dem  rechten 
Ufer  (Einli.  Ann.  811  wird  das  Heer  trans  Albiam,  Chron. 
Moiss.  811  ultra  Albiam  geschickt). 

3.  Nach  dem  Belichte  des  Chron.  Moiss.  811  lag  es  im 
Gebiete  der  Linonen  und  der  Bethenici,  und  wohl  nicht 
zu  weit  von  der  eigentlichen  fränkischen  Reichsgrenze  entfernt. 
Es  verursacht  nun  aber  grosse  Schwierigkeiten,  den  Platz  des 
alten  Hohbuoki  näher  zu  bestimmen.  Lange  identifizierte  man 
es  mit  Hamburg.1)  Offenbar  liegt  iu  dieser  Meinung  insofern 
schon  ein  Irrtum,  als  an  der  Stelle  des  späteren  Hamburg 
Linonen-  resp.  Wilzengebiet  nicht  zu  suchen  sein  dürfte.*) 
v.  Ledebur  wendet  sich  gegen  die  Behauptung  anderer,  dass 
Hohbuoki  im  eigentlichen  Linonenlande  gelegen  habe;*) 
er  selbst  sucht  es  in  der  Altenburg  bei  Buchberg  (jetzt 
Boberg)  an  der  unteren  Bille  im  Kirchspiel  Steinbeck.4) 
Gegen  diese  Bestimmungen  lässt  sich  aber  einwenden,  dass 
Hohbuoki  nach  der  entscheidenden  Untersuchung  über  den  Ver- 
lauf der  Sachsengrenze  nicht  auf  slavischem  Gebiete  oder 
auf  der  Grenze  desselben  liegen  würde,  woselbst  man  es 
doch  nach  den  dürftigen  Quellenangaben  sicher  suchen  muss, 


')  vgl.  v.  Ledebur  8.  126  ff. 

*)  v.  Ledebur  8.  181.  Nach  Zeuss,  Die  Deutschen  und  die  Nachbar- 
stSmrne,  S.  652  f.  hätte  mau  den  Wohnsitz  der  Linonen  vom  Elbufer  unter 
der  Havelmündung  nach  Osten  zu  bis  etwa  in  die  Gegend  des  Milrizaeea 
zu  suchen. 

*)  t.  Ledebur  S,  132. 

*)  v.  LedeburS.  ist  ff.  Derselben  Meinung  Dahlmann  I,  24.  v.  L. 
S.  171  meint  ohne  Begründung,  dass  alle  Feldzüge  gegen  die  Linonen  vom 
Bardengau  aus  unternommen  wurden. 

3* 
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sondern  vielmehr  auf  nordsächsischem.  Denn  Schmidt') 
weist  nach,  dass  jene  Grenze  nicht  vor  der  Mündung  der 
Bille,  sondern  weiter  östlich,  von  dem  jetzigen  Steck- 
nitzkanal ausging.1)  Demnach  würde  Hohbuoki  innerhalb 
des  transalbingisclien  Sachsens  gelegen  haben,  was  mit  der  An- 
gabe des  Chron.  Moiss.  811  in  Widerspruch  steht.  So  wünschens- 
wert auch  eine  befriedigende  Beantwortung  der  Frage  nach  der 
Situation  Hohbuokis  sein  mag,  die  ungenügende  Beschaffenheit 
des  Materials  macht  sie  geradezu  zu  einer  Unmöglichkeit.  Jeden- 
falls muss  aber  die  Angabe  Hohbuokis  bei  Menke,  auf  der 
linken  Elbseite,  als  falsch  bezeichnet  werden.*) 

812  fand  Karls  letzter  Feldzug  gegen  die  Wilzen  statt. 
Von  den  3 Heeresabteilungen,  welche  daran  teilnahmen,  wird 
eine  wahrscheinlich  durch  das  Abodritenland  marschiert  sein 
und  die  Wilzen  von  dieser  Seite  angegriffen  haben,  während  die 
beiden  anderen  von  Sachsen  aus  über  die  Slaven  herfielen.  Dann 
vereinigten  sich  die  3 Heere  und  traten  gemeinsam  den  Rück- 
weg an.4) 

Die  fast  ununterbrochen  feindlichen  Beziehungen  der  Wilzen 
zu  den  Franken  unter  Karl  erklären  vollkommen  die  Thatsache, 


')  bei  Beyer  S.  JO. 

•)  vgl.  die  Karte  des  Limes  Saxoniue,  Sectio  I bei  Beyer. 

*)  vgl.  Abel-Simson  II,  390,8. 

*)  Eine  sofortige  Vereinigung  der  S Abteilungen  an  der  sächsisch- 
wilzischen  Gronze,  welche  Abel-Simson  II.  493  anzunelunen  scheinen, 
widerspricht  wohl  dem  Zwecke  der  Dreiteilung,  die  Kraft  der  Feinde  zu 
zersplittern.  Eber  dürfte  die  Vereinigung  erfolgt,  »ein,  nachdem  die  erste 
Abteilung  quer  durchs  Wilzcnland  gezogen  war.  Abel-Simson  II,  493,3 
bemängeln  das  Verfahren  von  Pertz  (MGH.  SS.  I,  309, 65),  welcher  die  Stelle  .- 
venit  cnm  eis  super  Abodriti  interpretiert:  venit  ad  eos  per  Abodritorum 
regionem.  Mit  dem  letzten  Teile  dieser  Interpretation  kann  man  wohl  ein- 
verstanden sein ; c u m = a d zu  nehmen,  trage  auch  ich  Bedenken.  Vi e 1 1 e i c h t 
könnte  der  Sinn  der  schwierigen  Stolle  sein,  dass  die  Abodriten  — waren 
sie  doch  Todfoinde  der  Wilzen  — an  der  Expedition  selbst  beteiligt  waren; 
man  hätte  dann  also  zu  übersetzen:  „eine  Abteilung  kam  dnreh  das  Land 
der  Abodriten  mit  ihnen  selbst  (cum  eis)."  Es  ist  auch  an  und  für 
sich  wahrscheinlich,  dass  beim  Durchmarsch  durch  das  Abodritenland  sich 
Einwohner  desselben  den  Franken  anschlossen.  Bei  dem  mehr  als  barbarischen 
Latein  des  Thron.  Moiss.  möchte  ich  viel  lieber  zu  einer  solchen  der  Gram- 
matik eigentlich  holmsprechenden  Erklärung  greifen,  als  zu  dem  Gedanken 
an  eine  vorliegende  Korruptel,  welchem  Simson  a.  a.  0.  nnchgiebt. 
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dass  Karl  sich  auch  gegen  sie  durch  eine  Markengründung  zu 
sichern  suchte.  Die  Feindschaft  und  die  Rivalität  der  einzelnen 
Slavenstämme  unter  einander  beschäftigten  die  Wilzen  doch  nicht 
so  sehr,  dass  dadurch  ihre  Nachbarschaft  dem  Frankenreiche 
eine  minder  beunruhigende  wurde. 

Bis  «08  scheinen  die  Franken  sich  lediglich  auf  die  Ver- 
teidigung des  linken  Ufers  der  Elbe  beschränkt  zu  haben.  Erst 
seit  diesem  Jahre  wurde  durch  die  Anlegung  der  beiden  festen 
Plätze,  von  denen  einer  Hohbuoki  war,  die  Vorhut  des  Reiches 
auf  das  rechte  Ufer  hinübergerückt.  Beyer’)  behauptet  zwar, 
dass  die  um  809  und  810  erwähnten  Marken  gegen  die  Wenden 
und  Sachsen  am  linken  Elbufer  lagen,  und  dass  Karl  von  hier 
aus  seine  „fliegenden  Scharen“  über  den  Strom  entsandte,  jedoch 
die  Thatsachen  der  Gründung  von  Esesfeld  und  der  beiden  letzt- 
erwähnten Kastelle  sprechen  gegen  diese  Ansicht.  Jedenfalls 
lag  die  Chron.  Moiss.  812  erwähnte  marchia  auf  der  rechten 
Elbseite. 

4.  Die  Marken  gegen  die  Sorben  und  die  Czeohen. 

Die  Sorben  waren  den  Thüringern  und  Czechen  benachbart 
und  sassen  zwischen  Saale  und  Elbe, J)  im  Osten  vielleicht  noch 
jenseits  der  letzteren.  Der  Grenzfluss  zwischen  ihrem  Gebiete 
und  dem  Thüringerlande  war  die  Saale.3)  Bereits  zum  J.  782 
wird  uns  von  einem  Sorbeneinfalle  in  das  angrenzende  thüringische 
und  sächsische  Land  berichtet.4)  Karl  unterschätzte  die  Gefahr 
dieser  Invasion  nicht, s)  vernimmt  man  doch,  dass  auf  die  Kunde 
davon  3 missi“)  an  der  Spitze  einer  starken  ostfränkischen  und 


>1  a.  a.  O.  8.  4. 

*)  Einh.  Ann.  782. 

*)  Einh.  vita  Car.  cap.  15.  Knochunhaucr,  Geschichte  Thüringens 
in  der  Karolingischen  und  sächsischen  Zeit.  Diss.  Gotha  63.  8.  12,  Anm.  1. 

4)  Das  Kloster  Milz  an  der  Werra  war  ein  häutiges  Ziel  sorbischer 
Angriffe,  vgl.  Knochenhauer  S.  12. 

*)  Ann.  Laur.  Mai.  782.  Einh.  Ann.  782.  Abel-Simson  I,  427,7 
halten  den  Einfall  für  unbedeutend. 

*)  Knochenhauer  8.  17  erklärt  die  Absendung  der  3 misBi  etwas 
eigentümlich:  .Es  fehlte  an  bestimmter  scharfer  Abgrenzung  der  gebietenden 
Gewalten  im  Lande;  wo  dann  eine  Vereinigung  aller  Kräfte  notwendig  war, 
fehlte  die  allen  gebietende,  von  allen  geachtete  Spitze.  Darum  entsandte 
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sächsischen  Streitmacht  den  Feind  zurücktreiben  sollten.  Diese 
musste  „quanta  jiotuissent  celeritate“  vormarschieren:  mitten  auf 
dem  Wege  aber  erhielten  die  Franken  die  Kunde  von  der 
sächsischen  Erhebung.  In  richtiger  Erkenntnis  der  Gefährlich- 
keit derselben, ')  und  sicherlich  auch,  weil  das  erwartete  sächsische 
Truppenkontingent  ausblieb,  oder  weil  durch  die  Aufständischen 
der  Weg  nach  dem  Sorbenlande  versperrt  war,  gaben  die  3 Grafen 
ihre  ursprüngliche  Absicht  auf  und  vereinigten  sich,  ohne  dem 
Könige  vorher  Mitteilung  gemacht  zu  haben,5)  mit  dem  eiligst 
erschienenen  Grafen  Theoderich  zur  Bewältigung  der  sächsischen 
Unruhen. 

789  beteiligten  sich  die  Sorben  an  dem  Feldzuge  gegen  die 
Wilzen;3)  daraus  dürfen  wir  jedoch  nicht  folgern,  dass  sie  damals 
den  Franken  unterworfen  waren ; vielmehr  dienten  sie  den  letzteren 
nur  als  Verbündete,  weil  ihnen,  wie  anderenSlaven  die  Gelegenheit 
zu  günstig  erschien,  um  die  Uebermacht  der  ihnen  selbst  un- 
bequemen Wilzen  zu  brechen. 

Die  Franken  zogen  806  unter  der  Anführung  des  jüngeren 
Karl  wieder  gegen  die  Sorben.  Karl  rückte  nach  dem  Wortlaute 
der  Hauptquelle4)  „super  Duringa  ad  locum,  qui  vocatur  Waladala 
ibique  liabuit  conventum  magnum.  Et  inde  misit  scaras  suas 
ultra  Albiam,  ipse  vero  movit  exercitum  suum  ultra  Sala  super 
Hwerenafeldo.“*)  Eine  Kriegerschaar  zog  in  den  Teil  des  Sorben- 


782  Karl  3 seiner  Ilofbcamten ; sie  sollten  die  Führerschaft  der  angegriffenen 
Thüringer  übernehmen.“  — Die  Absendung  der  missi  mit  ihren  Hilfstruppen 
wird  doch  einfach  aus  dem  Gründe  erfolgt  sein,  weil  die  Thüringer  allein 
zu  schwach  waren. 

')  vgl.  Abel-Simson  I,  130. 

*)  Ann.  I, nur.  Mai.  782.  Die  ganze  Sachlage  Hisst  die  Handlungs- 
weise der  missi  als  zweckmässig  erscheinen. 

“)  Ann.  Laur.  Mai.  789. 

4)  Chron.  Moiss.  806. 

5)  Zweifelhaft  ist  hier  zunächst  der  Sinn  der  Worte  super  Duringa. 
Nach  Simson  (Abel-Simson  II,  356,  dazu  Anm.  1)  sollen  sie  bedeuten: 
durch  Thüringen.  Schwierig  ist  aber  auch  die  Bestimmung  der  Lage  von 
Waladala.  Pertz,  der  die  Lesart  Walada  vorzieht  (MGH.  SS.  I,  358,  Note  67), 
vermutet  Waldau  bei  Schleusingen.  Leilmiz  und  Knochenbauer  meinen  Wall- 
hausen im  Kreise  Sangerhausen,  Stechele  u.  a.  Waldau  bei  Bemburg.  Simson 
hält  diese  Bestimmungen  für  höchst  unsicher  schon  wegen  der  schlechteren 
Lesart  Walada  statt  Waladala,  auch  gehe  Pertz  mit  Waldau  bei  Schleusingen 
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landes,  welcher  jenseits  der  Elbe  lag1);  Karl  selbst  aber  drang 
in  das  Gebiet  rechts  von  der  Saale,  in  das  Werinofeld  ein.  *)  Einer 
der  Sorbenfiirsten,  Miliduoch,  wurde  getötet,  und  das  Sorbenland 
furchtbar  verwüstet.  Aeusserlich  hatte  dieser  Kriegszug  den 
Erfolg,  dass  die  Sorbenfttrsten  sich  unterwarfen,  dem  Kaiser 
Gehorsam  versprachen  und  die  verlangten  Geiseln  stellten.5) 

Um  die  thüringischen  Grenzgebiete  gegen  sorbische  Angriffe 
möglichst  zu  schützen,  wurden  nun  zwei  Kastelle  angelegt,  eines 
gegenüber  Magdeburg  auf  dem  rechten  Elbufer,  ein  anderes  bei 
Halle  auf  dem  rechten  Ufer  der  Saale.4)  Wenngleich  die  Be- 
richte aus  Karls  des  Grossen  Zeit  über  die  Gründung  einer 
Mark  gegen  die  Sorben  nichts  Bestimmtes  verlauten  lassen,  so 
dürfen  wir  doch  auf  dieses  Schweigen  nicht  zu  viel  geben  und 
nicht  erst  von  demjenigen  Zeitpunkte  das  Vorhandensein  von 
thüringischen  Markeinrichtungen  annehmen,  in  welchem  ihrer  in 
der  Ueberlieferung  zuerst  gedacht  wird.  Knochenhauer  nimmt 
für  die  Entstehung  einer  thüringischen  Mark  das  Jahr  839  oder 
849  an,  jedenfalls  einen  zu  späten  Zeitpunkt,  und  wendet  sich 
gegen  die  sonst  geltende  Ansicht,  dass  bereits  unter  Karl  Mark- 
einrichtungen an  der  thüringisch-sorbischen  Grenze  existierten.*) 


zu  weit  na<h  Süden.  Der  letzteren  Bemerkung  glaube  ich  um  so  eher  bei- 
stimmen  zu  können,  als  es,  wenn  mau  die  Lago  der  buideu  später  gegen  die 
Sorben  erbauten  Kastelle  berücksichtigt,  kaum  denkbar  erscheint,  dass  das 
Heer  einen  so  grossen  Umweg  gemacht  haben  soll,  um  in  das  Gebiet  der 
Sorben  einzufallen,  während  man  doch  auf  einem  nördlicheren  Wege  bequemer 
und  schneller  dorthin  gelangen  konnte.  Stechele  legt  wohl  den  betreff,  Ort 
etwas  zu  weit  nach  Norden;  die  Bestimmung  von  Leihniz  und  Knochnnhaucr 
ist  die  relativ  wahrscheinlichste:  vermutlich  zogen  die  Franken  durch  den 
ganz  nördlichsten  Teil  von  Thüringen.  Als  ziemlich  sicher  muss  man  mit 
Simson  annehmen,  dass  der  fragliche  Ort  westlich  von  der  Saale  und  Elbe  lag. 

*)  Chron.  Moiss  806. 

*)  Ueber  dieses  vgl.  Abel-Simson  II,  324,3  Pertz  in  den  MOII. 
SS.  I,  307  Note  50  und  L.  Giesebrecht  I,  100,3. 

')  Chron.  Moiss.  a.  a.  0. 

4)  Einh.  Ann.  806:  duoque  castella  ab  oxercitu  aediticata  etc.  Chron. 
Moiss.  a.  a.  O.:  et  mandavit  eis  rex  K.  aedificare  civitates  duas.  Nach 
der  letzteren  Darstellung  scheint  cs,  als  ob  die  Besiegten  die  beiden  Kastelle 
erbauten;  mit  Abel-Simson  II,  357  muss  man  der  Ausicht  sein,  dass 
Kranken  die  Erbauer  waren;  vgl.  analoge  Vorgänge  (Eseafeld!). 

*)  Knochenhauer  a.  a.  O.  S.  21. 

*)  Knochenhauer  S.  16,2. 
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Auch  will  er  nichts  davon  wissen,  dass  in  Thüringen  ein  vom 
Könige  mit  grösserer  Macht  bekleideter  Grenzgraf  oder  eine 
höhere  einheimische  Gewalt  die  Leitung  der  Grenzverteidigung 
übernommen  hätte.1)  „Von  Massregeln  zur  Sicherung  des  Er- 
worbenen hört  man  nichts.“*)  „Thüringische  Marken  gab  es“, 
so  heisst  es  weiter,  „in  dieser  Zeit,  nach  allem,  was  wir  wissen, 
noch  nicht.“3)  „Ganz  mit  Unrecht  wird  von  der  Errichtung  von 
thüringischen  Marken  auch  in  neuester  Zeit  noch  gesprochen.“4) 
„Ständige  Beamte  zum  Zwecke  der  Grenzverteidigung  fehlten 
noch  längere  Zeit.“’)  Die  Bedeutung  des  Madelgaud,  welcher 
in  Erfurt  den  Grenzschutz  und  speciell  die  Verhinderung  der 
Waffenausfuhr  ins  Ausland  zu  besorgen  hatte,®)  betrachtet 
Knochenhauer  nicht  von  ihrer  militärischen  Seite,  welche  doch 
allein  in  Frage  zu  kommen  scheint,  sondern  er  meint,  jener  wie 
die  andern  an  derselben  Stelle  erwähnten  missi  seien  lediglich 
der  Handelsinteressen  wegen  eingesetzt  worden.7)  Das  halte 
ich  für  ganz  irrig.  Knochenhauer  scheint  das  Wesen  der  Mark 
überhaupt  nicht  scharf  genug  zu  präcisieren ; sagt  er  doch  :*)  „es 
ist  bestimmt  anzunehmen,  dass  die  Marken  schon  damals  (830—39) 
nicht  ohne  Verteidiger  waren.“  Aber  eine  Mark  ohne  Verteidiger 
dürfte  eben  keine  Mark  sein. 

Die  Darlegungen  Knochenhauers  haben,  wie  gesagt,  den 
Grundfehler,  dass  sie  zu  sehr  an  dem  Buchstaben  haften.  Um 
zu  der  Wahrheit  zu  gelangen,  hat  man  vor  allem  die  Beziehungen 
der  Sorben  zu  den  Franken  zu  untersuchen ; waren  dieselben  nun 
solche,  dass  gewisse  Verteidigungs-  und  Sicherheitsmassregeln 
in  den  fränkischen  Gebieten  geraten  schienen?  Jedenfalls,  denn 
das  zeigen  die  Feldzüge  von  782  und  80(1.  Lassen  sich  auch 
hier  Sicherheitsmassregeln,  wie  sie  sonst  in  den  fränkischen 
Marken  üblich  waren,  nachweisen?  Ohne  Frage  gehört  die  An- 


')  Knoclienliauer  S. 
*)  Knochenhauer  S. 
*)  ibid. 

♦)  ibid. 

®)  Kiiochonhauer  S. 
®)  Logg.  128,  7. 

')  Knochenhauer  8. 
*)  Knochenbauer  S. 


19,  Anm. 

20. 


17. 

18. 

21,1 
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läge  der  Kastelle  bei  Magdeburg  und  Halle  zu  solchen.  Sie 
lagen  ebenso  wie  die  Wilzenkastelle  uicht  auf  eigentlichem 
Reichsterrain,  auf  der  rechten  Seite  der  Elbe  bezw.  der  Saale. 
In  diesen  beiden  Festungen  geben  sich  die  wirklichen  Anfänge 
der  später  erst  als  bestehend  erwähnten  Marken  Thüringens 
kund.1)  — 

Die  Grenzmark  gegen  die  Czechen  entstand  im  Zu- 
sammenhänge mit  den  beiden  Feldzügen  der  Franken  von  805 
und  806  gegen  Böhmen.  Ihre  specielle  Veranlassung  ist  nicht 
recht  klar.*)  Die  ganze  Kriegführung  der  Franken  im  J.  805 
scheint  sich  im  wesentlichen  auf  eine  Verheerung  Böhmens  be- 
schränkt zu  haben,5)  nnd  es  kam  um  so  weniger  zu  einem  ernst- 
hafteren Kampfe  als  die  Czechen  einem  solchen  geflissentlich 
auswichen,  eine  Praktik,  welche  die  Franken  gar  bald  zum 
Rückmarsch  nötigte.  Aber  auch  die  Expedition  von  806  verlief 
ohne  den  gewünschten  Erfolg;  in  den  Worten  der  Ann.  Einh. 
806 : absque  ullo  gravi  inconnnodo  regressa  liegt  sogar  geradezu 
das  Geständnis  einer  Niederlage.4)  Der  Bemerkung  Einhards 
an  einer  anderen  Stelle,*)  Böhmen  sei  Karl  dem  Grossen  zins- 
pflichtiggewesen, wird  man  also  kaum  Glauben  schenken  können.*) 

Die  gegen  die  Czechen  gerichtete  Grenzmark  lag  im  Nord- 
osten Bayerns  am  sogenannten  Nordgau ;7)  sie  war  keine  eigent- 
liche Reichsmark  und  behielt  diesen  Charakter  während  der 
ganzen  Regierung  Karls.  Wahrscheinlich  wurde  sie  bereits  788 


’)  vgl.  Uioae  b rech  t,  Gesch.  der  deutschen  Kaiserzeit,  4.  Aufl.  I,  S.  141. 

•)  Vielleicht  entsprechen  die  Worte  des  Poeta  Saxo:  Natio  Sclavornm  etc. 
(zu  soft  Anfang)  dem  wahren  Sachverhalte,  und  es  liegt  an  und  für  sich 
nahe,  dass  Grenzverletzungen  durch  die  seit  Tassilos  Vertreibung  zu  Nach- 
barn des  Reiches  gewordenen  Czechen  den  Kaiser  zu  energischer  Abwehr 
veranlassten.  Palacky,  Gesch.  Böhmens  Prag.  36  I,  91),  51  freilich  und  nach 
ihm  Simson  (Abel-Simson  II,  324)  messen  den  Versen  keine  Bedeutung 
bei;  jedoch  dürfte  man  es  kaum  für  sehr  wahrscheinlich  halten,  dass  Karl 
die  Czechen  nur  aus  Eroberungsgelüsten  bekriegte. 

*)  Einh.  Ann.  805.  Ann.  Mett.  805. 

4)  vgl.  Palacky,  I,  102,69. 

*)  Einh.  vita  Car.  cap.  15. 

*)  vgl.  Palacky.  I,  103,61. 

*)  vgl.  Giesebrecht,  Kaiserzeit  I,  141  undWaitz  .lieber  die  angeb- 
liche Mark  in  Ostfranken“  in  deu  Forsch,  zur  deutschen  Gesch.  III,  S.  160. 


Digitized  by  Google 


eingerichtet,1)  als  Kail  sich  in  Regensbnrg  behnfs  Ordnung  der 
Grenzverhältnisse  aufhielt. 

5.  Die  Marken  im  Südosten. 

Die  Entstehung  der  südöstlichen  Marken  des  Frankenreiches 
hängt  enge  zusammen  mit  der  Niederwerfung  des  Avarenvolkes 
und  der  Eroberung  des  Reiches  der  Langobarden.  In  der  nächsten 
westlichen  Nachbarschaft  der  Avalen  lag  Bayern,  das  zu  Beginn 
der  Regierung  Karls  unter  dem  letzten  Agilolfingerherzog  Tassilo 
stand.  Dieser  verfolgte  in  der  auswärtigen  Politik  seines  Landes 
seinen  eigenen  Weg,  und  die  Beziehungen  Bayerns  zu  den 
Avaren  und  Langobarden  wurden  ohne  Zuthun  des  Reichsober- 
hauptes lediglich  nach  dem  Ermessen  des  Herzogs  geregelt.  Im 
allgemeinen  zog  Tassilo  sein  eigenes  luteresse  demjenigen  des 
Gesamtreiches  vor,  doch  hatte  auch  das  Reich  von  seiner  Politik 
später  einen  gewissen  Nutzen:  war  er  es  doch,  welcher,  einen 
Krieg  zwischen  den  Karantanen  im  Südosten  Bayerns  und  den 
Avaren  benutzend,  die  ersteren  von  sich  abhängig  machte,  die 
dann  nach  seinem  Sturze  auch  den  Franken  unterworfen  blieben.2) 
Ebenso  verstand  es  Tassilo,  die  Avaren,  welche  schon  damals 
die  bayrische  Ostgrenze  beunruhigten,8)  zu  zügeln.  Sie,  die 
später  für  den  Herzog  eintraten,  waren,  als  dieser  noch  an  der 
Spitze  Bayerns  stand,  nicht  minder  gefährliche  Feinde  dieses 
Landes,  als  in  der  späteren  Zeit. 

Dem  Schicksal  der  übrigen  selbständigen  Gewalten  im  Reiche 
fiel  auch  das  bayrische  Stammesherzogtum  zum  Opfer;4)  788 
wurde  es  beseitigt,  und  das  Band  der  Zugehörigkeit  zu  dem 
Frankenreiche  wiederum  etwas  fester  geknüpft.  Nun  galt  es 
aber,  der  von  Osten  her  drohenden  Gefahr  schlagfertig  entgegen- 
zntreten.  Deshalb  traf  Karl  in  Regensbnrg  noch  in  demselben 
Jahre  einige  für  den  Grenzschutz  nötigen  Vorkehrungen.  Die 


*)  Büdingcr,  I,  130  und  Kiezler,  Geschichte  Bayerns  (Heeren-Ukert- 
Gioscbrecht,  Gotha  78.)  I,  186. 

*)  vgl  Abel-Simson  I,  B7  ff. 

*)  Ann.  S.  Emmerami  Katispon.  Mai.  783.  vgl.  Abel-Simson 
I,  426,  4. 

4)  vgl.  Abel-Simson  I,  62b. 
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Ann.  Laur.  Mai.  sagen:  „Fines  vei  marcas  Baioarioruro  . . . 
disposuit“,  Einh.  Ann.:  „provinciam  cura  suis  terminis.“  Darin 
erkennen  wir  die  Anfänge  der  Grenzmark  gegen  die  Avaren,’) 
und  es  ist  leicht  möglich,  dass  der  nach  dem  Capital.  Theod. 
von  S05  in  Regensburg  thätige  missus  Audulf  bereits  damals, 
788,  eingesetzt  wurde,  was  durch  die  Worte  des  Poeta  Saxo *) 
vielleicht  bestätigt  wird: 

Tum  Baioariam  se  contulit  in  regionem 

Rei  Carolus;  cunctisque  suis  cum  tinibus  ipsam 

Dispopens.  commendavit  rectoribus  aptis. s) 

Sirason  ist  der  Meinung,  dass  an  die  Errichtung  von  Marken, 
wovon.  Büchner4)  rede,  nicht  zu  denken  sei.*)  Thatsächlich 
liegen  doch  aber  die  Dinge  so:  Bayern  war  dem  Reiche  eiten  neu- 
gewonnen: der  Gewinn  war  ein  zweifelhafter,  weil  von  Osten 
her  die  Avaren  gefährlich  werden  konnten:  daher  mussten  die 
fines  vel  marcae  d.  h.  Grenzgebiete  Bayerns  zur  Abwehr 
organisiert  werden.  Wir  haben  es  hier  also  bestimmt  mit  Mark- 
einrichtungen zu  thnn,  wohlgemerkt  jedoch  nach  unserer  Klassi- 
fikation mit  solchen  der  ersteren  Ordnung,  also  innerhalb  der 
eigentlichen  Reichsgrenzen. 

Wahrscheinlich  wurde  bereits  damals  Gerold,  ein  schwä- 
bischer Graf,  der  Schwager  König  Karls,  mit  der  Verwaltung 
dieser  Grenzgebiete  betraut.*)  Simson  selbst  sagt,  dass  G.  in 
Bayern  in  eine  Stellung  kam,  mit  welcher  grössere  Befugnisse, 
als  die  eines  gewöhnlichen  Grafen  verbunden  waren,  und  Waitz 
vermutet,7)  dass  er  zunächst  die  Grenzverteidigung  im  Osten 


’)  Büchner,  Gencb.  Bayern»  II,  4.  BUdinger  I,  126  u.  130.  (.Karl 
ordnete  die  bayrischen  Marken  während  »eine»  Regensburger  Aufenthaltes“). 
Riezler  I,  177.  Inkorrekt  spricht  v.  Ankershnfen,  Handbuch  zur  Gosch, 
d.  Herzogtum»  Kärnthen,  Klagenf.  42.  II,  117  von  788  zu  Regensburg  zum 
Schutze  der  .bayerischen  Ostmark*  getroffenen  Einrichtungen,  vgl. 
ebenda  8.  128. 

*)  bei  Jaffi,  Bibi.  Rer.  Germ.  IV,  427  ff. 

*)  vgl.  auch  Chron.  Moiss.  788. 

*)  vgl.  Anm.  1. 

s)  vgl.  Abel-Simsou  I,  642,5. 

•)  vgl.  Abel-Simson  I,  043,2. 

Verfgesch.  III,  366 — 367. 
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zu  leiten  und  dazu  vielleicht  die  Verfügung  über  Bayerns  Wehr- 
kraft überhaupt  hatte. ') 

Als  Tassilo  durch  Karls  energisches  Vorgehen  in  die  äusserste 
Bedrängnis  geriet,  verband  er  sich  mit  den  Avaren  und  veran- 
lasste  sie,  mit  einem  Heere  ihm  zu  Hilfe  zu  kommen.  Sie  er- 
schienen aber  nicht  zur  rechten  Zeit,  um  den  Herzog  retten  zu 
können.  Als  sie  gegen  Bayern  vordrangen,  hatten  sie  vielleicht 
noch  keine  Kenntnis  von  dem  Schicksal  Tassilos;5)  ihr  Doppel- 
angriff auf  Bayern  und  Friaul  misslang  vollständig,  und  au  der 
Mündung  der  Ips  in  die  Donau“)  sowie  in  dem  friaulschen  Grenz- 
gebiete geschlagen,  mussten  sie  vor  den  siegreichen  Franken 
zurückweichen.  In  der  ersteren  Schlacht  hatten  zwei  Sendboten 
Karls  mitgekämpft.  — Bald  drangen  die  Avaren  vou  neuem 
gegen  Bayern  vor,4)  in  noch  grösseren  Massen,  als  vorhin.  Aber 
auch  hierbei  war  ihnen  das  Kriegsglück  nicht  günstig;  in  zügel- 
loser Flucht,  bei  der  viele  von  ihnen  in  der  Donau  umkaiueu, 
mussten  sie  ihr  Heil  suchen. 

Die  nun  folgenden  Verhandlungen  zwischen  Franken  und 
Avaren  betreffs  der  Festsetzung  einer  Grenzlinie  enthielten  den 
Keim  eines  neuen  und  für  die  letzteren  verhängnisvollen  Kampfes5), 
welcher  die  Zertrümmerung  der  Avarenmacht  und  die  Einrichtung 
des  eroberten  Landes  zur  eigentlichen  avarischen  Mark 
nach  sich  zog.  Nach  einer  vereinzelten  Nachricht*)  scheint 
dessen  Ausbruch  schon  790  gelegentlich  jener  Erörterungen  nahe 
gewesen  zu  sein,  sodass  der  König  sich  genötigt  sah,  für  alle 


')  Auffällig  and  aacli  gegen  jeue  Annahme  Simsons  sprechend  erscheint 
mir  die  Bezeichnung  Gerolds  als  eines  praefeetns  Baioariae  (Ann. 
Laur.  Mai.  Einh.  Ann.  Ann.  Enh.  Fuld.  Regin.  Chron.  799.  Einh. 
vita  Car.  cap.  13)  neben  Conen,  worin  sich  vielleicht  eine  Analogie  mit 
Titeln  wie  comcs,  praefectus  limitis  erblicken  lässt.  Die  freilich 
späteren  Ann.  Quedlinburg.  (1IGH.  SS.  III.)  nennen  den  Ger.  geradezu: 
Baioariae  marchio  clams. 

*)  vgl.  Abel-Simson  I,  G39. 

•)  vgl.  Ann.  Laur.  Mai.  788. 

*)  Einh.  Ann.  788. 

s)  Einh  Ann.  790.  Abel-Simson  II,  11,5  im  Anschl.  an  andere 
meinen,  dass  es  sich  besonders  tun  Karantanien  handelte.  Vgl.  Riezler  I, 
179,  Biidinger  I,  130. 

*)  Ann.  Lauresham.  790. 
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Fälle  Bayern  durch  eine  grössere  Heeresabteilung  zu  schützen.1) 
Specielle  Anlässe  des  Vemichtungskampfes  waren  Grausamkeiten 
der  Avaren  gegen  die  Christen,  Weigerung,  dafür  Genugthnnng 
zu  geben,  ferner  Raubzüge  ins  angrenzende  Reichsgebiet.’)  Be- 
reits 791  begannen  die  Franken  mit  den  Feindseligkeiten;  die 
Gesamtdauer  des  Avarenkrieges  wird  bei  Einhard  zwar  auf 
8 Jahre  angegeben,’)  sodass  dann  der  letzte  Feldzug  799  ge- 
wesen sein  würde,  jedoch  die  auch  nach  799  noch  fortgesetzten 
Feindseligkeiten  bezeugen  deutlich,  dass  das  trotzige  Volk  damals 
noch  nicht  ganz  überwunden  war;  erlagen  ihm  doch  noch  3 Jahre 
später,  802,  in  einem  bei  Güns  in  Pannonien  gelieferten  Treffen*) 
zwei  bayrische  Grafen,  Kadaloh  und  Gotram.’)  Heute  über- 
wiegt die  Ansicht,  dass  die  Niederwerfung  der  Avaren  im  all- 
gemeinen um  803  vollendet  war,*)  was  in  Berücksichtigung  des 
Umstandes,  dass  wir  bald  darauf  die  Franken  in  dem  Streite 
der  Avaren  mit  den  Slaven  vermitteln  sehen,  ziemlich  wahr- 
scheinlich ist.  In  diesem  Jahre  vollzog  Karl  zu  Regensburg 
die  Neuordnung  der  pannonisehen  Angelegenheiten,7)  d.  h.  die 
endgiltige  Konstituierung  der  avarischen  Mark,  und 
vielleicht  wurden  dabei  zugleich  die  Verhältnisse  in  den  bayrischen 
Grenzgebieten  einer  Revision  und  Neueinrichtung  unterzogen.*) 
Nachdem  Karl  774  das  Langobardenreich  erobert  hatte, 
ginger,  um  dasselbe  ganz  allmählich  an  die  Zusammengehörigkeit 
mit  dem  Frankenreiche  zu  gewöhnen,  äusserst  massvoll  und 
vorsichtig  zu  Werke.  Die  langobardische  Verfassung  blieb  vor- 


’)  So  ist  die  cit.  Stolle  anfzufassen,  aus  welcher  noch  nicht  hervorgeht, 
dass  die  Feindseligkeiten  wirklich  schon  damals  ansbrachen.  Simeons  Be- 
merkung, (II,  11,6),  dass  diese  Nachricht  sich  schlecht  mit  den  Angaben 
der  übrigen  Quellen  von  der  7WO  herrschenden  Waffenruhe  vertrage,  halte 
ich  daher  für  unzutreffend. 

*)  Ann.  Enb.  Fuld.  791.  Adonis  Chron.  791. 

*)  Einh.  vita  Car.  cap.  13.  vgl.  Dilmmler.  Die  südöstlichen  Marken  etc. 
(Beiträge  zur  Kunde  üsterr.  Oeschichtsquellen,  Bd.  X)  S.  7 — s. 

*)  Ann.  S.  Einmerami  Ratispon.  802. 

*)  vgl  Dümmler,  S.  8.  Nach  D.  war  (lotrarn  der  Nachfolger  CJcrolds. 

*)  Ann.  Lanr.  Min.  803.  Vgl.  Dümmler,  S.  8,  ßüdinger  I,  136, 
Riezler  I,  183,  Kümmel,  Anfänge  des  deutschen  Bebens  in  Oesterreich, 
Dpzg.  79,  S.  202. 

r)  Ann.  Mett.  803. 

*)  Vgl.  Dümmler  S.  17. 
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läufig  fast  vollständig  in  Kraft,  und  man  schonte  das  Xational- 
gefülil  des  besiegten  Volkes  insofern , als  den  einheimischen 
Herzogen  ihre  Stellung  in  der  Regel  belassen  wurde.  Die  Ge- 
staltung der  friaulschen  Angelegenheiten  musste  für  Karl  von 
besonderer  Wichtigkeit  sein;  denn  es  galt,  bei  Zeiten  zu  ver- 
hindern, dass  Tassilo  von  Bayern  hier  eine  Stütze  fand.  Wie 
im  ganzen  Langobardenreiche,  so  ging  der  König  auch  in  Friaul 
mit  kluger  Mässigung  vor.  Er  setzte  hier  nicht  sogleich  nach 
der  Eroberung  Grafen  ein,  wie  dies  an  einzelnen  Stellen  vor- 
kam,') sondern  er  ernannte  einen  einheimischen  Grossen  Hruod- 
gaus  zum  Herzog  des  Gebietes  von  Friaul.*)  Dieser  wurde 
jedoch  nach  seinem  missglückten  Aufstande  von  775  — 7t»  mit 
dem  Tode  bestraft.")  Von  nun  an  verfolgte  Karl  eine  neue 
politische  Richtung,  indem  er  auch  in  Friaul  das  Herzogtum 
beseitigte  und  — namentlich  in  den  zu  Hruodgaus  abgefallenen 
Städten,  Treviso  und  Friaul  selbst  — fränkische  Grafen  einsetzte 
und  für  fränkische  Besatziuigen  sorgte.4)  Wie  Friaul  sonst 
von  den  Siegern  behandelt  wurde,  bleibt  dunkel;  kontrovei’s  er- 
scheint vor  allem  auch  die  Frage,  ob  das  Land  gleich  damals 
oder  erst  in  späterer  Zeit  als  Mark  organisiert  wurde. 

Der  Ausdruck  Marca  Foroiuliensis  kommt  zum  ersten- 
male  788  in  den  Ann.  Einli.  vor:  „Huni  vero,  sicut  Tassiloni 
promiserunt,  duobus  exercitibus  comparatis,  uno  marcaui  Foroiu- 
liensem,  altero  Baioariaui  adgressi  sunt,  sed  frnstra“  etc.  Hat 
man  darunter  die  frianlsche  Mark  im  späteren  Sinne  zu 
verstehen?  Simson*)  erklärt  sich  dagegen;  er  meint,  nur  die 
Grenze  dieses  Landes  könne  darunter  verstanden  sein,  wie  in 
den  Ann.  Enh.  Fuld.  und  den  Ann.  Sithienses.*)  Damals 
sei  die  Mark  Friaul  noch  nicht  errichtet  gewesen.  An  einem 
anderen  Orte")  sagt  S.,  wann  es  förmlich  als  Mark  eingerichtet 


*)  Vgl.  Abel-Himaon  I,  191,0. 

’)  Einh.  Ann.  77ß.  Nach  Abel-Simson  I,  SW,  1 könnte  er  früher 
von  Dosiilerius  abgofallcn  «ein. 

*)  Ann.  Laut.  Mai.  775.  Einh.  vila  Car.  cap.  6. 

4)  Einh.  Ann.  770.  Vgl.  auch  Abel-Simsnn  I,  250,4  u.  5. 

*)  vgl.  Abel-Simson  I.  039,2. 

•)  Ann.  Sith.  ;MOM.  SS.  XIII):  Similiter  et  Avari  in  ntarrha 

Baioariae  atquu  Italinn  victi  atque  fugati  sunt. 

*)  vgl.  Abel-Simson  I,  264,5. 
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sei,  dass  könne  man  nicht  erkennen,  wiewohl  wenigstens  Erichs 
Stellung  als  eine  markgräfliche  betrachtet  werden  dürfe.*) 
Eine  endgültige  Anordnung  und  Abgrenzung  der  südöstlichen 
Marken  des  Reiches  scheine  sogar  erst  803  erfolgt  zu  sein. 

Waitz1)  versteht  unter  Marca  For.  bereits  die  Mark  Friaul. 
Es  könnte  Irrtum  hervorrnfen,  wenn  man  mit  Sirnson  hier 
Marca  nur  durch  „Grenze"4  ausdrücken  wollte;  es  ist  unter 
allen  Umständen  deutlicher,  „Grenzgebiet*4  zu  übersetzen. 
Das  ergiebt  sich,  wenn  wir  die  Quellenangaben  vergleichen. 
So  sagen  Ann.  Max.  (MGH.  SS.  XIII.):  „et  alinm  bellum 
commissum  est  in  campestribus  Foroiuli  contra  Avaros“  etc. 
Ann.  S.  Emm.  Ratisp.  Mai.  (MGH.  SS.  I).  ad  Furgali. 
Wichtig  ist  auch  — und  das  muss  gegen  Sirnson  betont  werden 
— der  Wortlaut  der  betreffenden  Stelle  beim  Poeta  Saxo, 
788,  v.  42  f.: 

„Quaque  Foro  nomen  dederas,  clarissime  Juli, 

Urbis  ad  eiusdem  confinia  venerat  hostis. 

Diese  Bemerkung  deckt  sich  mit  den  Angaben  der  beiden 
zuerst  angeführten  Quellen.  Sirnson  selbst  giebt  ferner  zu,  dass 
die  in  den  Ann.  Laur.  Mai.  ausgelassene  Ortsbestimmung 
etwa  so  gelautet  haben  werde,  wie  in  den  Ann.  Max.  d.  h.  also 
in  campestribus  Foroiuli  oder  ähnlich.  Wenn  Ann.  Sith.  und 
Enh.  Fuld.  sagen:  in  marcha  Baioariae  et  Italiae,  so  wer- 
den wir  mit  Rücksicht  auf  die  cit.  Stellen,  in  denen  vom  Gebiet 
in  der  Nähe  der  Stadt  Friaul,  dem  Grenzgebiet  von  Friaul.  ge- 
sprochen wird,  marca  wiederum  gegen  Sirnson  nicht  mit  „Grenze“ 
zu  interpretieren  haben. 

Ich  kann  mich  aber  auch  nicht  direkt  für  die  Annahme  von 
Waitz  aussprechen.  Mit  einer  Mark  Friaul,  wie  sie  in  der 
letzten  Zeit  Kails  und  später  erscheint,  haben  wir  es  hier  offen- 
bar noch  nicht  zu  thun;  erst  von  jenem  Zeitpunkte  ab  kann 
eine  solche  für  uns  vorhanden  sein,  von  welchem  an  die  ausser- 
halb der  eigentlichen  friaulschen  Grenze  gelegenen  Gebiete,  die 
aus  Teilen  des  früheren  Avarenreiches  und  anderen  Eroberungen 
zusammengesetzt  waren,  zuerst  von  dem  ehemaligen  Herzogtum 

')  Sirnson  begründet  dies  nicht. 

*)  Deutsche  Verfgeach.  III,  370,2. 
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Friaul  ans  verwaltet  wurden.1)  Das  aber  konnte  788,  zur  Zeit 
des  Avarenangriffes,  natürlich  noch  nicht  der  Fall  sein.  Die 
eigentliche  friaulsche  Mark  wird  wie  die  avarische  kaum 
vor  803  endgiltig  konstituiert  worden  sein.  Will  man  das  „Marca 
For.“  von  788  durchaus  mit  „fr.  M.“  übersetzen,  so  kann  „Mark“ 
nur  in  dem  Sinne  des  alten  Grenzgebietes  zu  verstehen  sein. 


Capltel  III. 

Der  Umfang  der  Marken. 

Die  Nachrichten  über  die  äussere  Entwickelung  und  den 
Umfang  der  fränkischen  Reichsmarken  unter  Karl  dem  Gr.  sind 
zwar  nichts  weniger,  als  reichlich  vorhanden,  bieten  auch  im 
Einzelnen  zu  mannigfachen  Zweifeln  Anlass,  doch  gelingt  es 
immerhin,  selbst  an  der  Hand  der  trümmerhaften  Ueberlieferung 
einige  zuverlässigen  Daten  zu  gewinnen. 

Von  der  bretonischen  Mark,  um  mit  dieser  zu  beginnen, 
hatte  man  bisher  die  Anschauung,  dass  sie  vornehmlich  aus  den 
Gebieten  von  Nantes  und  Rennes,  dagegen  nicht  mehr  aus  den- 
jenigen von  Vannes  bestand.’)  Gerade  im  Gegensätze  dazu  lässt 
sich  jedoch  nachweisen,  dass  der  Kern  der  bretonischen 
Mark  unter  Karl  durch  einen  Teil  des  alten  Bistums 
Vannes  gebildet  wurde.  Hierzu  bestimmen  mich  folgende 
Erwägungen : 

1.  Die  Territorien  von  Rennes  und  Nantes,  zur  Merovinger- 
zeit  ein  Schauplatz  heftiger  und  häufiger  Grenzkriege,  waren, 
seitdem  Vannes  sich  in  fränkischem  Besitze  befand,  bereits  völlig 
gesicherte  Bestandteile  des  Frankenreiches;  die  Bevölkerung  war 
schon  eine  ganz  fränkische.8)  Als  Grenzgrafschaften  vor  der 
eigentlichen  Mark  bildeten  sie  nach  unserer  Gliederung  eine 
Mark  erster  Ordnung.  Dagegen  war  als  Mittelstück  zwischen 
dieser  und  dem  bretonischen  Gebiete  der  Gau  von  Vannes  eine 


■)  vgl.  Waitz,  d.  Verfg.  ITT.  373. 

*)  Auf  dieser  Ansicht  beruht  die  Zeichnung  der  marca  Britannien  bei 
Th.  Henke  (Spruncr-Menke,  Hist.  Handatlas,  Karte  30). 

•)  de  Courson,  Prol.  S.  XVIII.  XTX  und  XC,  § 6. 
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den  Franken  während  der  Regierung  Karls  von  den  Bretonen 
strittig  gemachte  Erol>eriing.  denn  die  letzteren  mochten  nicht 
gern  den  Verlust  der  Vorteile  verschmerzen,  welche  die  Stadt 
ihnen  bot.  bevor  sie  von  den  Gegnern  genommen  wurde.  Es 
ist  aber  an  sich  auch  weniger  wahrscheinlich,  dass  die  Mark  da 
lag.  wo  eine  rein  fränkische  Bevölkerung  sich  vorfand,  als  viel- 
mehr dort,  wo  keine  einheitliche  Bevölkerung  vorhanden  war, 
d.  h.  in  dem  von  den  Franken  eroberten  und  durch  sie  zum  Teile 
besiedelten  Stücke  der  Bretagne.')  Und  dass  die  Bewohner  des 
ehemaligen  Bistums  Vannes  einen  starken  bretonischen  Prozent- 
satz aufwiesen,  ist  nach  der  Form  der  in  den  einschlägigen  Ur- 
kunden vorkommenden  Namen  ganz  unleugbar.*) 

2.  Wido,  welcher  Aun.  Laur.  Mai.  799  comes,  qui  in 
marca  Britanniae  praesidebat,  Einh.  Anu.  799  comes  ac  prae- 
fectus  Britannici  limitis  genannt  wird,  heisst  in  mehreren  Ur- 
kunden .Graf  in“  oder  „von  Vannes“  oder  „im  Gau  von  Vannes“ 
oder  „in  der  Stadt  Vannes“.*) 

3.  Die  in  den  Diplomen,  in  deneu  Wido  genannt  wird.4) 
vorkommenden  Oertlichkeiten  und  Flüsse  lassen  sich  teilweise 
nach  ihrer  jetzigen  Lage  näher  bestimmen.  Es  liegen  nämlich 
im  heutigen  Departement  Morbihau  die  Ürte:  Carentoer 
(heute  Carantoir),4)  Gebreiac")  am  Oust,  Loeniou,*)  Rufiac“) 


*)  Das  Vorhandensein  einer  Mischbevölkerung  charakterisiert  auch  die 
spanische  und  die  südöstlichen  Marken. 

*)  vgl.  die  Karte  hoi  de  Courson,  auf  welcher  Vannes  innerhalb  dea 
breton.  Sprachgebietes  liegt. 

*)  Die  Belegstellen  sind  uhen  8.  13,  Amu.  3 mitgeteilt. 

*)  1.  de  Conrson  No.  131,  nach  de  C.  vom  l,  IV.  821,  nach  de  la 
Borderie,  Examen  chronologii|tte  des  chartes  du  cartulairc  de  Redon,  an- 
terieures  au  XI»  siticle  (Bibi  de  l'eoole  des  chartes  V.  S£rie,  T.  V.  1864) 
S.  261  vom  1.  IV.  827  oder  832.  2.  No.  133  (Juli  826).  3.  No.  135,  nach 
de  la  B.  wahrscheinlich  vorn  30.  XII.  «13.  4.  No.  146  vom  3.  II.  821. 
5.  No.  151  vom  6.  IV.  «20.  6.  No  152  («2«  od.  829).  7.  No.  155  vom  16- 
I.  830.  8.  No.  166,  nach  de  la  B.  vielleicht  von  April  801 — 813.  9.  No.  265 
vom.  3 Juli  82G. 

*)  Bestimmung  nach  dem  Index  glograph.  bei  de  Courson.  de  Courson 
No.  131,  133,  166. 

4)  de  Conrson  No.  212. 

*)  . . 212. 

»)  . „ . 146,  162,  155,  196. 

L i p p , Da«  fränkische  Qrenzayatem.  4 
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(heute  Ruffiac  im  cant.  Malestroit),  Trebetwal,1)  Conoch  oder 
Cnoch,5)  Lisnowid3)  (cant.  la  Gacilly),  die  plebs  Cadoc4)  ist 
erkenntlicli  in  Pleucadeuc  bei  Questembert  im  Morbihan.  In 
demselben  Departement  sind  zu  suchen  Renhoiarn,4)  Trebdo- 
brogen,*)  Lerniacum,7)  Abeduu  oder  Beduu,s)  Botmachlon:’) 
Brouuerocli ,0)  ist  der  alte  Gau  Browerech,  identiscli  mit  dem 
westlichen  Teile  des  Bistums  Vannes:  Loutinoc”)  endlich  ist 
das  heutige  Leudineu  im  Morbihan.  Der  in  No.  212  und  255 
genannte  Fluss  Ult  resp.  Ultra  kann  nur  der  Oust  sein,  welcher 
einen  Teil  des  Morbihan  durchströmt  und  bei  Rieux  an  der  Scheide 
des  Dep.  Loire  Interieure  gegen  das  Dep.  Morbihan  in  die  Vilaine 
mündet.  In  No.  255  kommt  auch  ein  Fluss  Cles  vor;  das  ist 
die  Claye,  ein  bei  Saint-C'ongard  einmündender  Nebenfluss  des 
Oust. 

Die  erwähnten  Namen  kommen  sämtlich,  wie  sich  aus  einem 
Vergleiche  mit  der  Karte  bei  de  Courson  ergiebt,  im  Bereiche 
des  alten  Bistums  Vannes  vor,  sodass  also  damit  wohl  ein  er- 
heblicher Teil  der  bretouischeu  Mark  — freilich  nicht  in  scharfer 
Umgrenzung  — bestimmt  ist. 

In  der  spanischen  Mark  bildete  das  785  in  die  Hände 
der  Franken  gefallene  Gerona  den  ersten  Stützpunkt  der  friinki 
sehen  Macht.  Dass  gerade  Gerona  zuerst  in  die  Gewalt  der 
Franken  kam,  ist  wohl  kaum  auffällig.  Lag  diese  Stadt  doch 
an  dem  bequem  zu  überschreitenden  Ostende  der  Pyrenäen,  und 
führte  doch,  worauf  Foss  aufmerksam  macht,”)  von  Gerona  ein 
Hauptweg  nach  Perpignan  in  Aquitanien.  Ebenso  natürlich  war 
es,  dass  die  Franken  für  ihre  Mark  das  Land  am  Siulostfusse 
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der  Pyrenäen  wählten.  Der  Westen,  auf  welchen  sie  doch 
eigentlich  durch  die  früheren  Ereignisse  hätten  hingewiesen  sein 
sollen,  musste  Bedenken  erregen,  hauptsächlich  wegen  des  un- 
ruhigen Charakters  der  dort  wohnenden  Basken,  auf  deren  Treue 
man  sich  nie  verlassen  konnte.  Auch  waren  die  Pyrenäen  bei 
Pampelona  schwieriger  zu  überschreiten,  als  am  Ostende,  und 
das  rauhe,  zerrissene  und  zerklüftete  Gebirgsland  im  Nordwesten 
würde  der  Kriegführung  gauz  erhebliche  Schwierigkeiten  ent- 
gegengesetzt haben.  Da  das  Gebirge  in  seiner  Mitte  einer 
Uebersteigung  ausserordentliche  Hemmnisse  bereitete,  war  die 
Walil  des  jenseits  dieses  Teiles  gelegenen  Landstriches  für  die 
ersten  Anfänge  der  Mark  ausgeschlossen;  die  direkte  Verbindung 
mit  dem  aquitanischen  Reiche  wäre  ohne  den  Besitz  von  Gerona 
ziemlich  unbequem  gewesen.  Also  blieb  nur  die  Ostseite  übrig, 
an  welcher  das  Innere  Spaniens  den  Franken  weit  offener  vor 
Augen  lag,  als  irgend  wo  anders. 

Bald  nach  Gerona  wurden  Urgel  und  Ausuua  fränkisch, 
was  Foss‘)  auch  geographisch  zu  erklären  sucht,  durch  den 
Hinweis  darauf,  dass  eine  Strasse  von  Perpignan  über  Urgel 
ins  Segrethal  existierte.  Bis  792  wird  man  in  dem  neugewonnenen 
Gebiete  diejenigen  Massregeln  getroffen  haben,  welche  zur 
Sicherung  derartiger  stets  bedrohter  Eroberungen  notwendig 
waren.  Es  werden  Kastelle  angelegt  uud  mit  Besatzungen  ver- 
sehen sein,  an  deren  Spitze  zuverlässige  Grafen  gestellt  wurden. 
Bis  dahin  hatten  die  Franken  auch  schon  ein  Stück  der  Meeres- 
küste besetzt.  Der  Hauptplatz  der  spanischen  Mark  war  um 
diese  Zeit  zweifellos  Gerona.  Zwei  Jahre  nach  dem  verheerenden 
grossen  Einfalle  der  Araber,  795,  wurde  die  Mark  reorganisiert 
und  erfuhr  nun  bald  in  ihrer  äusseren  Entwickelung  einen  be- 
deutenden Aufschwung.  Die  im  J.  797  zu  Aachen  erfolgte  for- 
melle Uebergabe  Barcelonas2)  durch  den  Wali  Zeid  musste  die 
Frauken  dahin  führen,  diese  Stadt,  welche  für  sie  von  hervor- 
ragender Wichtigkeit  werden  konnte,  auch  thatsächlich  in  ihre 
Gewalt  zu  bringen.  Nach  mehreren  ergebnislosen  Zügen  wurde 


•)  a.  a.  0.  S.  46. 

*)  Einh.  Ann.  Ann.  Laur.  Mai.  Cbron.  Moias.  797.  Tgl.  aber 
rita  Hlud.  cap.  10. 
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sie  801  eingenommen.1)  Fortan  hatte  sie  unter  den  fränkischen 
Städten  in  Spanien  den  ersten  Platz  inne,  was  durch  geographische 
Momente  mit  erklärt  werden  kann.9)  Barcelona  war  nämlich 
der  Knotenpunkt  von  mehreren  für  die  Mark  wichtigen  Strassen, 
welche  sich  zum  Teil  ins  Innere  Spaniens  weiter  fortsetzten:  Drei 
führten  vom  Flusse  Ter  aus  nach  Barcelona,  und  zwar  eine 
längs  der  Küste,  die  andere  von  Gerona  und  die  dritte  und  be- 
quemste von  Ausona  aus.  Dazu  stand  Barcelona  auch  mit  Urgel 
über  Cardona  und  Manresa  in  natürlicher  Kommunikation,  es 
beherrschte  also  die  spanische  Mark  nach  allen  Richtungen  hin. 

Nachdem  806  durch  den  Gewinn  von  Pampelona  den  Franken 
die  Möglichkeit  geboten  war,  sich  des  Ebrothaies  zu  bemächtigen,8) 
dessen  ersten  Teil  jene  Stadt  beherrscht,  wurde  in  den  nächsten 
Jahren  das  Hauptziel  der  Franken  das  Thal  des  unteren  Ebro, 
und  ihre  Feldzüge  richteten  sich  nun  vor  allem  gegen  Tortosa,4) 
welches  den  Unterlauf  des  Stromes  deckte.  Tortosa  zu  nehmen, 
gelang  selbst  beim  letzten,  dem  erfolgreichsten  Zuge,  nicht  ganz. 
Nur  eine  formelle  Huldigung  wurde  erreicht.  So  hatte  mit  der 
Einverleibung  von  Barcelona  in  das  System  der  spanischen  Mark 
die  äussere  Entwickelung  der  letzteren  unter  Karl  eigentlich 
ihren  Abschluss  erreicht. 

Der  Umfang  der  zuerst  gegen  die  Dänen,  dann  auch  zu- 
gleich gegen  die  Abodriten  gerichteten  Mark,  zu  deren  Schutz 
das  Kastell  Esesfeld  angelegt  wurde,  wird  im  allgemeinen  das 
von  den  Franken  den  Transalbingern  entrissene  Gebiet  umfasst 
haben,  und  von  ähnlich  geringer  Ausdehnung  waren  wohl  auch 
die  Marken  auf  dem  rechten  Ufer  der  Elbe  und  der  Saale, 
welche  man  sich  als  schmale  Uferstriche  vorstellen  muss. 

Für  die  Abgrenzung  der  zur  Abwehr  von  Czechenein- 
fällen  bestimmten  Grenzmark,  die,  wie  bereits  hervorgehoben, 
keine  Reichsmark  im  eigentlichen  Sinne  war,  besitzen  wir  nur 
einen  sehr  schwachen  Anhalt  in  einem  Capitulare,4)  aus  dem  wir 


')  vgl.  darüber  Abel-Simson  II,  858  ff.  u.  L t p p , Die  Marken  des 
Frankcnreiehes  unter  Karl  dem  Gr.  Teil  I.  Dia».  KOnigsbg.  92.  S.  49  ff. 
•)  vgl.  Foas  S.  4fi. 

*)  vgl.  Ko a a S.  45. 

*)  lieber  die  Feldzüge  gegen  Tortosa  siehe  Abel-Simson  II,  396  ff. 
II,  472  ff.  Li  pp  a.  a.  0.  S.  55  f.  n.  59  ff. 

4)  Legg.  123,7,  vgl.  Abel-Simson  II,  325. 
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erfahren,  dass  Graf  Audnlf  — der  einzige  sicher  nachweisbare 
oberste  Graf  dieser  Grenzmark  unter  Karl  — die  Grenzaufsicht 
in  Forchheim,  Pfreimt  und  Regensburg  hatte. 

Besser  sind  wir  über  das  Gebiet  der  südöstlichen  Marken 
orientiert.  Das  westlich  von  der  Enns,  dem  alten  Grenzflüsse 
Bayerns1)  gelegene  bayrische  Grenzgebiet,  welches,  wie  wir 
sahen,  788  als  Grenzmark  organisiert  wurde,5)  war  das  Vorland 
der  avarischen  Mark.  Pannonien  hatte  in  Karolingischer  Zeit 
fast  dieselbe  Begrenzung  und  denselben  Umfang,  wie  die  römische 
Provinz;*)  es  enthielt  also  im  wesentlichen  das  Gebiet  zwischen 
Wiener  Wald,  Theiss,  Sau  und  Donau.  Derjenige  Teil  dieses 
grossen  Komplexes,  welcher  zwischen  Enns  und  Raab  lag,  war 
das  eigentliche  Avarien  oder  Hunien.1). 

Die  Eroberungen  der  Franken  werden  bezeichnet  mit  Avari- 
cns  limes*)  oder  Pannoniens  limes;*)  als  ein  Teil  dieser 
Marken  erscheint  später  die  Ostmark.7) 

Der  älteste  Bestandteil  der  östlichen  Marken,  der  Traun- 
gau, gehörte  während  der  ganzen  Periode  der  Karolingerherr- 
schaft zum  Gebiete  der  Markgrafen  der  Ostmark,  welches  im 
9.  Jahrhundert  noch  unter  sehr  verschiedenen  Benennungen  vor- 


■)  Einh.  Ann.  791 

*)  Das,  was  Ann.  Enh.  Fuld.  788  mit  raarc.ha  Baioariac  bezeichnet  wird. 
a)  Einh.  rita  Car.  cap.  15  ntramque  Pannoniam  et  adpositara  in  altern 
Danubii  ripa  Datiam  perdomuit  vgl.  Dil  mm  ler  a.  a.  0.  S.  11. 

*)  vgl.  Diimmlor  S.  12. 

*)  Einh.  Ann  826.  Bertricum  palatii  comiteiu  et  Baldricum  et  Gc- 
roldnm  comites  et  Ararici  limitis  custodes  in  Carantanorum  proviuciam  misit. 

*)  ebenda  weiter  unten:  Baldricns  vern  et  Geroldus,  comitcs  ac 
Pannonici  limitis  praefecti.  Schafafik,  Slavische  Altertümer,  dtseb.  von 
Aehrenfeld  etc.  Lpzg.  43.  II,  326  teilt  die  fränkischen  Eroberungen  so  ein : 
1.  Die  östliche  oder  avarische  II.  (eigentl.  Imnische  Ostmark).  2.  Das  Herzog- 
tum Kärnthen.  3.  Die  wiudische  M , „welche  aus  dem  heutigen  Krain,  einem 
Teile  Kämthens  und  Steiermark  bestand.“  Das  ist  int  wes  das  nach  D um  ml  er 
8.  14  gleichfalls  als  Greuzlund  behandelte  Karantanien.  Die  Gründung  der 
sogen,  windischen  Mark  vermutet  Schafarik  II,  320  bereits  um  788,  ohne 
jedoch  diese  Ansicht  begründen  zu  können. 

*)  Dümntler  S.  12—13.  Vgl.  auch  Biidinger  I,  167  ff.  über  die  Ab- 
grenzung der  Harken.  Die  Ostmark  wird  erwähnt  in  der  Conversio  etc. 
(MGH.  SS.  XL)  cap.  10  (orientalem  plagam'. 
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kommt;  der  Amtssitz  derselben  befand  sich  in  Lorch.')  Die 
beiden  Pannonien  und  die  Ostmark  waren  zunächst  Nebenländer 
Bayerns2)  und  hatten  vorläufig  noch  nicht  je  einen  besonderen 
obersten  Grafen.2) 

Die  eigentliche  Markgrafschaft  Friaul  umfasste  unter 
Karl  Kärnthen,  Istrien,  Liburnien,  Dalmatien,  das  Land  zwischen 
Drau  uud  Sau.4) 


Capitel  IV. 

Innere  Verhältnisse  in  den  Marken. 

1.  Die  Verwaltungsdistrikte  und  deren  Obrigkeiten. 

Man  kann  gut  unterscheiden  zwischen  solchen  Marken,  welche 
in  Gaue  oder  Grafschaftsbezirke  eingeteilt  waren,  und  anderen, 
bei  denen  dies  nicht  erkenntlich  ist.")  Grafschaften  finden  wir 
zunächst  in  der  bretonischen  und  in  der  spanischen  Mark  vor. 
In  den  nordöstlichen,  östlichen  und  südöstlichen  Marken  jedoch 
ist  eine  Einteilung  in  Grafschaften  in  der  Zeit  Karls  des  Gr. 
nicht  nachweisbar.  Das  mag  bei  den  beiden  zuerst  genannten 
Gruppen  gemäss  ihrer  geringen  Ausdehnung  nur  natürlich  er- 
scheinen; unklar  sind  aber  die  Gründe,  welche  den  Kaiser  be- 
wogen, nicht  auch  die  avarische  uud  die  friaulsche  Mark  in  be- 
sondere kleinere  Verwaltungsdistrikte  zu  zerlegen. 

Für  die  von  uns  gewählte  Periode  kennen  wir  als  das 
Oberhaupt  der  bretonischen  Mark  jenen  bereits  öfter  er- 
wähnten Grafen  Wido.  Er  begegnet  uns  bereits  im  J.  799,  in 
welchem  er  mit  anderen  Grafen  die  Bretagne  durchzog,  an- 
geblich allenthalben,  wohin  er  kam,  die  Anerkennung  der  fränki- 
schen Oberhoheit  durchsetzte  und  als  Symbole  der  Huldigung 

')  vgl.  Capitul.  Tlieod.  von  805  in  den  Legg.  a.  a.  O.  Büdingcr 
I,  170.  Kämmel  S.  207. 

*)  Kämmel  S.  214. 

*)  vgl.  Riezler  I,  180.  Später,  als  dies  bereits  der  Fall  war,  hatten 
die  pannonischen  Grafen  den  Vorrang  vor  denen  der  westlicheren  Ostmark. 

4)  vgl.  Diimmler  S.  16. 

*)  vgl.  Dahn  II,  422;  doch  darf  man  Avaricn  nicht  geradezu  als 
Provinz  betrachten. 
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die  Schwerter  einzelner  Häuptlinge  mit  deren  Namensinschriften 
entgegennahm.1)  Simson  vermutet,5)  dass  Markgraf  Wido*) 
vielleicht  der  unmittelbare  Nachfolger  jenes  nicht  sicher  be- 
glaubigten Hruodland  gewesen  sei.  Ist  diese  Annahme  zwar 
nicht  mit  absoluter  Sicherheit  zu  widerlegen,  so  spricht  doch  ein 
Umstand  sehr  gegen  sie.  Zuletzt  nämlich  ist  in  deu  Urkuuden 
Wido  als  Graf  von  Vannes  um  831  oder  832  genannt.4)  Wenn 
W.  778  auf  Hruodland  gefolgt  sein  sollte,  so  würde  die  Dauer 
seiner  Amtstätigkeit  sich  auf  etwa  54  Jahre  belaufen,  was, 
wenn  auch  nicht  für  unmöglich,  doch  für  sehr  wenig  wahr- 
scheinlich zu  halten  ist.  Lassen  wir  also  die  Person  Hruodlands 
als  historisch  gelten,  so  wird  sein  Nachfolger  ein  anderer,  uns 
nicht  näher  bekannter  Graf  geweseu  sein.'). 

Jedoch  scheint  unter  Karl  uud  in  der  ersten  Zeit  Ludwigs 
Wido  nur  der  oberste,  nicht  aber  auch  der  einzige  Graf  der 
Mark  gewesen  zu  sein.  Wenigstens  wird  in  einer  aus  dem  J. 
hi  9 oder  820  stammenden  Urkunde,  die  über  den  Verkauf  eines 
Anwesens  in  der  Plebs  Lanoes  (L.  ist  das  heutige  Lanouee 
uw.  von  Josselin  im  Dep.  Morbihan)  handelt,  ein  Graf  Rorigon 
erwähnt.*)  Aus  einem  anderen  Diplome  erfahren  wir,  dass  2 
missi  eines  Grafen  Frodald,  uamens  Gautro  und  Hermandro, 
den  Ort  Landegon  besuchten,  um  sich  darüber  zu  informieren, 
mit  welchem  Hechte  ein  gewisser  Anau  „teneret  ipsum  vicum 
Landegon  cum  suis  colonis  et  sua  terra“,  worauf  derselbe  schwor: 
-quod  Landegon  vicus  cum  suis  colonis  et  sua  terra  sua  propria 
hereditas  esset.“7)  Man  dürfte  vielleicht  richtig  gehen,  wenn 
man  in  Frodald  und  Rorigon,  von  denen  also  der  eine  etwas 
nordöstlich,  der  andere  ziemlich  nördlich  von  Widos  Bezirk  sass, 
Amtsgenossen  des  letzteren  erblickt.  Möglich  ist  auch,  dass  sie 


*)  vgl.  Einli.  Ann.  799.  Lipp  a.  a.  O.  S.  19 f. 

*)  Abel-Simson  IT,  201,  1. 

’)  Ueber  Wido»  Person  vgl  Abel-Siluson  H,  200,7. 

*)  ».  o.  S.  13,  Anm.  3 uud  S.  49,  Anm.  4. 

*)  Einige  Bemerkungen  Uber  Wido»  Stellung  bei  Lipp  a.  a.  0.  S.  27  u.  28. 
•)  de  Courson  No.  104. 

7)  de  Courson  No.  191.  (vgl.  daiu  Lipp  S.  20, 1.)  In  dem  genannten 
Orte  finden  wir  da»  heutige  Laugon  wieder,  nordüatl.  von  Uedon  im  Dep. 
Ille  - e t -V  i 1 aiue;  es  gehörte,  wie  aus  dem  Schlüsse  des  Diploms  ersichtlich, 
noch  zum  Bistum  Vannes. 
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sogar  zu  den  socii  comites  gehörten,  von  welchen  Einh.  Ann. 
799  reden. 

Als  die  frühesten  Grafschaften  der  spanischen  Mark  lassen 
sich  zu  792  diejenigen  von  Pallars  und  Ripagor^a  unter  Rai- 
mund nach  weisen.1)  Denselben  Bezirk  verwaltete  später  viel- 
leicht ein  Markgraf  Aureolus.8)  795  finden  wir  unter  dem  Grafen 
Burrellus*)  die  Grafschaft  Ausona  erwähnt;  zu  derselben  ge- 
hörten die  Städte  Ausona,  Cardona,  Castaserra.  Zu  den  ältesten 
Grafschaften  wird  auch  das  Gebiet  von  Gerona  zu  rechnen  sein, 
welches  zur  Zeit  der  Einnahme  von  Barcelona  unter  dem  Grafen 
Rotstagnus  stand.4)  Der  erste  Graf  von  Barcelona,  Bera, 
wird  gleich  nach  der  Eroberung  der  Stadt  genannt.*)  Die  .letzte 
unter  Karl  dem  Namen  nach  bekannt  gewordene  Grafschaft  ist 
die  von  Ampurias,  an  der  Küste,  an  deren  Spitze  kurz  vor 
dem  Tode  des  Kaisers  Irmingar  stand.“)  Erst  unter  Ludwig 
dem  Frommen  lernen  wir  Namen  von  Grafen  von  Urgel  und 
Cerdagna  kennen,7)  was  selbstverständlich  nicht  ausschliesst, 
dass  schon  früher,  noch  unter  Kaiser  Karl,  auch  hier  Grafen 
eingesetzt  waren. 

Bezüglich  der  obersten  Beamten  in  den  nordöstlichen,  sowie 
in  den  östlichen  Marken  des  Fraukenreiches  können  wir  uns  nur 
unsicheren  Vermutungen  hingeben,  und  auch  nicht  gerade  viel 
lässt  sich  über  die  Obrigkeit  in  den  südöstlichen  Marken 


*)  vgl.  Villanneva  X,  Aptndice  No.  III. 

*)  Uber  ihn  vgl  Li  pp,  S.  67  n.  68. 

*)  vita  Hlud.  cap.  8. 

4)  vita  Hlud.  cap.  18. 

*)  vita  Hlud.  cap.  13. 

*)  Wohl  derselbe  ist  der  im  Praeceptum  pro  Hispnnis  (31 G H. 
Legg.  Sect.  II.  S.  ICO)  vom  2.  IV.  812  genannte  Graf  Ermengarius.  Von 
den  anderen  hier  anfgezäblten  Grafen  der  spanischen  Mark:  Hera,  Oaus- 
cellinus,  Gisclafredus,  Odilo,  Ademarius.  Laibulfus  und  Erlinus  kennen  wir 
nur  einige  näher.  — Die  Grafen  hatten  übrigens  auch  Stellvertreter; 
wenigstens  kennen  wir  aus  Villanueva  X,  Apind.  III,  S.  224  (J.  792) 
einen  Mauritius  vices  comes,  der  wohl  mit  der  Vertretung  des  Grafen 
Knimund  betraut,  war. 

^ Comi  tat  ns  Cerdan  i ensis  erwähnt  bei  Villanueva  IX,  289 — 290. 
Ibid.  X,  Apfnd.  V.  S.  228  wird  über  eine  Schenkung  des  Grafen  Eredolus 

(Fredelaus)  gesprochen : hedificari  cellnlam  in  conflnio  Ceritaniac Der 

Sitz  des  Grafen  war  die  Stadt  Livia  vgl.  ibid.  S.  230  unten.  Villanueva 
IX,  ApGnl.  XXVII,  S.  2S6  oben  (J.  819)  kommt  ein  Graf  Suniefried  vor. 
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sagen.  Anfangs  war  das  Amt  des  praefectns  Baioariae  mit  dem 
der  östlichen  Markgrafen  verbunden,1)  und  zwar  erscheint  als 
solcher  zuerst  Karls  Schwager  Gerold,  auf  welchen  791t  wahr- 
scheinlich Audulf  folgte.4)  Die  Amtsbefugnis  desselben  reichte 
jedoch  wohl  nicht  mehr  über  das  eigentliche  Bayern  hinaus, 
und  vielleicht  folgte  auf  Gerold  in  der  Leitung  der  Marken 
jenseits  der  Enns  der  802  bei  Güns  gefallene  Gotram*)  und 
auf  diesen  der  zu  805  erwähnte  Wernher,  welcher  in  Lorch 
residierte.4)  Freilich  ist  das  nur  unsicher,  denn  die  Stelle  der 
conversio  etc:  „tune  (sc.  796)  primus  ab  imperatore  constitntus 
est  confinii  comes  Goteramnus,  secundus  Werinharius,  tertins 
Albricns.  qnartus  Gotafridus,  quintus  Geroldus“  bereitet  Schwierig- 
keiten. Nach  Dümmler5)  ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  unter 
diesen  angeblich  pannonischen  Markgrafen  auch  einige  der  west- 
licher gelegenen  bayrischen  Ostmark  gemeint  seien,  wenigstens 
erscheint  in  Freisinger  Urkunden®)  Wernher  neben  Gotram  und 
Wernher  neben  Gotfried. 

Wer  der  älteste  oberste  Graf  der  friaulschen  Mark  war( 
ist  ebenso  ungewiss.  *)  Der  hervorragendste  aus  der  Zeit  Karl  s 
war  ohne  Frage  jener  Strassburger  Erich,  welcher  799  bei 
Tharsatika  am  adriatischen  Meere  in  der  Nähe  von  Fiume  fiel.*) 
Er  hatte  an  den  Avarenkriegen  teilgenommen;  eine  grössere 
Zeit  seiner  Amtsthätigkeit  hatte  er  der  Besiegung  der  unter 
byzantinischer  Oberhoheit  stehenden  slavischen  Bevölkerung  Dal- 
matiens und  Libumiens,  der  Kroaten,  gewidmet  und  über  die- 


*)  vgl.  Dümmler  8.  Iß. 

*)  Dümmler  S.  16.  Riezler  I,  177  hält  Gerolds  Stellung  für  etwa 
dieselbe  wie  die  der  alten  fränkischen  Amtaherzoge.  Er  betont,  dass  es  vor 
allem  der  Avarengefahr  zuzuschreiben  sei,  dass  Bayern  in  einer  einheitlichen 
Gewalt  blieb,  nnd  dass  die  Bedeutung  des  Amtes  wesentlich  eine  militärische 
war.  I,  S.  177,3  erblickt  Riezler  in  den  Worten  der  Urkunde:  accepit 
haue  provinciam  providere,  regere  ot  gubernare  eine  von  seiner  „missatischen“ 
Steilung  unabhängige,  dauernd  richterliche  Befugnis. 

*)  vgl.  v.  Ankershofen  II,  128  Note  c und  Dümmler  S.  8. 

*)  Legg.  a.  a.  O. 

*)  vgl.  Dümmler  S.  20. 

*)  citiert  bei  Dümmler  a.  a.  O. 

7)  Han  muss  Simson  beistimmen,  der  I,  251,  1 und  4 den  bei  Jaffß 
Bibi.  Rer.  Germ.  IV,  207  erwähnten  duz  Marcarins  nicht  als  Markgrafen 
betrachtot. 

*)  über  Erich  vgl.  Abel-Simson  II,  194  ff. 
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selben  manchen  Triumph  davongetragen.1)  Er  fiel  diesen  Kämpfen 
zum  Opfer,  und  der  Verlust  dieses  in  jeder  Hinsicht  hervor- 
ragenden Mannes  wurde  von  den  Zeitgenossen  tief  betrauert.2) 
Sein  Nachfolger  war  bis  81ti  vermutlich  Kadaloh.*)  Dieser 
setzte  die  Unterwerfung  der  Nachbarvölker  fort  und  erhielt  803, 
als  der  Kaiser  die  Verwaltung  der  südöstlichen  Marken  regelte, 
die  Obergewalt  über  die  Kroaten.1) 

Wollen  wir  hier  noch  eine  kurze  Uebersicht  über  die 
Verwaltuugsgebiete  der  Grafen  an  den  Reichsgrenzen 
überhaupt  geben,  so  bieten  sich  uns  dafür  drei  Gesichtspunkte: 

1.  Der  Graf  hatte  kein  Markgebiet,  sondern  nur  die 
Grenzgrafschaft  oder,  was  ja,  wie  früher  erwähnt,  vorkam, 
deren  mehrere  unter  sich.  So  verhielt  es  sich  mit  den  Amts- 
bezirken der  Grafen,  welche  im  Süden  Aquitaniens  sassen,  so 
lange  die  Franken  in  Spanien  noch  keine  Eroberungen  gemacht 
hatten.  Ebenso  war  dies  wohl  der  Fall  überall  da  an  den  eigent- 
lichen Reichsgrenzen,  wo  wegen  häufiger  Gefährdung  derselben 
durch  die  Nachbarn  eine  feste  kriegerische  Organisation  der 
Grenzdistrikte  notwendig  wurde.  Während  der  ganzen  Regierangs- 
zeit Karls  hatten  die  zum  Schutze  des  Reiches  gegen  die  Czechen 
eingesetzten  Grenzgrafen s)  kein  eigentliches  Markgebiet  unter 
sich;  sonst  drangen  jedoch  die  Franken  überall  über  die  eigent- 
lichen Reichsgrenzen  hinaus  in  Feindesland  vor,  von  dem  sie 
einen  Teil  an  sich  rissen:  dann  hatte 

2.  der  Graf  zugleich  Grenz-  und  Markgebiet.  Das 
ist  nachznweisen  in  den  nördlicheren  Grafschaften  der  spanischen 
Mark,  welche  mit  der  von  Toulouse  sich  in  einer  Hand  befanden; 
vermutlich  ebenso  verhielt  es  sich  mit  den  Marken  auf  dem 
rechten  Ufer  der  Elbe  und  Saale,  welche  schon  ihrer  geringen 
Ausdehnung  wegen  mit  den  auf  der  anderen  Seite  liegenden 
Grenzgrafschaften  verbunden  werden  mussten.  Die  Amtssitze 
der  Grafen  befanden  sich  teils  links,  teils  rechts  von  Elbe  und 


’)  vgl.  Büdinger  I,  138,  welcher  den  ersten  dieser  Feldzüge  auf  797 
ansetzt.  Einli.  vita  Car.  cap.  15.  Dü  in  ml  er  S.  7. 

*)  vgl.  z.  B.  das  Klagegedicht  des  Paulinus,  sowie  Alcuins  Brief  an 
Arno  von  Salzburg  bei  Abel-Simson  a.  a.  O. 

*)  Düminler  S.  19.  Abel-Simsou  H,  338. 

*)  vgl.  BUdingcr  I,  138. 

s)  Waitz  III,  374,  2.  Legg.  a.  a.  0. 
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Saale  in  Bardowik,  Scheessei,  Magdebuig,  Erfurt  und  Hallstadt, ') 
Grenzgaue  und  Markterritorium  wurden  gleichfalls  von  demselben 
Grafen  in  der  avarischen  Mark  (Amtssitz  Lorch)*)  und  iu  der 
friaulschen  verwaltet. 

3.  Nur  Markgebiet  war  unter  einzelne  Markgrafen  ver- 
teilt;*) so  in  den  südlicheren  Grafschaften  der  südwestlichen 
Mark  (Amtssitze  in  verschiedenen  Städten,  z.  B.  Gerona,  Am- 
purias,  Barcelona)  und  wahrscheinlich  auch  in  der  bretonischen 
Mark  (bedeutendster  Amtssitz  Vanues).4) 

In  der  spanischen  Mark  gelangte  der  Graf  von  Barcelona 
allmählich  zu  einer  grösseren  Gewalt,  als  die  übrigen  Mark- 
grafen,'1) welche  ihm  in  gewisser  Beziehung  untergeordnet 
wurden.*)  Wenn  Waitz  seine  Vermutung,  dass  auch  sonst  mit- 
unter, z.  B.  in  der  bretonischen  Mark,  andere  Grafen  dem  Mark- 
grafen untergeordnet  waren,7)  durch  Ann.  Laur.  Mai.  799  zu 
begründen  sucht,*)  so  ist  dies  freilich  schief,  weil  aus  dem  gen. 
Citate  sich  nur  soviel  entnehmen  lässt,  dass  Wido  mit  socii 
comites  gegen  die  Bretonen  zog.  nicht  aber,  dass  die  socii 
comites  ihm  zugleich  untergeordnet  waren.  Es  ist  sehr  wohl 
möglich,  dass  die  comites  nur  für  jenen  besonderen  Fall  Widos 
Genossen  waren,  sonst  aber  nicht  in  Abhängigkeit  von  ihm  sich 
befanden.  Sollten  mit  den  socii  die  beiden  Grafen  Korigon  und 


■)  Lcgg.  a.  a.  0. 

*)  ibid. 

Die  Ansicht  Erhards,  Kriegsgesch.  von  Bayern,  Hünschen  1870, 
Bd,  I,  542,  Amu,  dass  die  Bezeichnungen  „Grenzgraf“  und  „Markgraf“ 
nicht  hioss  dem  Namen  sondern  auch  der  Sache  nach  dasselbe  bedeuten 
sollen,  kann  ich  durchaus  nicht  teilon. 

4)  Waitz,  III,  874  führt  diesen  Fall  nicht  an.  Pernice  s.  v.  „Graf“ 
in  Ersch  u.  Grubers  Encyclopädie,  I Sect.  Bd.  78.  S 144  hält  es  für 
äusserst  unwahrscheinlich,  dass  jemals  Mark  und  Grenzgrafschaft  in  ver- 
schiedenen Händen  gewesen  seien,  ohne  seine  Ansicht  zu  begründen.  Ebenso 
Sohm,  Altdeutsche  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  I,  479, 

*)  vgl.  Waitz  III,  372,4. 

*)  Waitz  betont  mit  Recht,  dass  diese  Erscheinung  nicht  in  allen 
Marken  erkennbar  und  keineswegs  zum  Wesen  einer  markgräflichen  Stellung 
zu  rechnen  ist. 

*3  HI,  374,3. 

')  Das  Citat  musste  vollständig  gegeben  werden,  was  auch  für  Sohm 
I,  479, 3 gilt. 
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Frodald  gemeint  sein,  dann  wäre  an  eine  untergeordnete  Stellung 
derselben  unter  Wido,  dein  praefectuslimitis, allerdings  zu  denken. 

Stenzei •)  ist,  wie  Waitz  betont,  insofern  im  Irrtum,  als  er 
glaubt,  die  Vorsteher  der  Marken  hätten  stets  die  Obergewalt 
auch  über  die  Grenzgrafen  gehabt.  St.  grenzt  die  Bedeutung 
der  Markgrafen  nicht  scharf  genug  ab;  nach  seiner  Meinung 
wurden  marchiones  nur  solche  Grafen  genannt,  die  mehr  als  eine 
Grafschaft  an  der  Grenze  des  Reiches  unter  sich  hatten.  Jeden- 
falls war  das,  wie  aliquando  beim  Mon.  Sangall.  I,  13  andeuten 
soll,2)  nicht  allgemein.  Auch  sind  Stenzels  Worte:  „in  finibus 
imperii“  nicht  recht  klar,  denn  marchiones  konnten  sowohl  Grafen 
innerhalb  der  alten  Reichsgrenze,  wie  auch  in  den  eigentlichen 
Marken  genannt  w'erden. 

Die.  Befugnisse  der  Grafen  in  den  karolingischen  Marken 
waren  im  allgemeinen  dieselben,  welche  diesen  Beamten  sonst 
zustanden.  Nur  war  ihre  Stellung  äusserlich  eine  ungleich 
höhere,  was  ohne  Zweifel  eine  Folge  der  meistens  grösseren 
Ausdehnung  ihres  Amtsbezirkes  und  der  unbeschränkteren  Ver- 
fügung über  dessen  Wehrkraft  war.  Sie  leiteten,  wie  quellen- 
mässig  beglaubigt  wird,  in  der  spanischen  Mark  die  Kriminal- 
justiz. In  der  bretonischen  hatten  neben  ihnen  auch  die  ein- 
geborenen Häuptlinge  rechtliche  Befugnisse.  Wie  es  im  einzelnen 
um  die  Rechtspflege  in  den  Marken  bestellt  war,  darüber  haben 
wir  keine  eingehenderen  Nachrichten. 

Verfehlt  und  völlig  mit  Recht  schon  von  Waitz  zurück- 
gewiesen ®)  ist  Stenzels  Behauptung,4)  dass  die  marchiones  mit 
missatischer  Gewalt  ansgestattet  waren.  Als  missi  wurden 
Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte  und  Grafen  in  das  gesamte  Reich 
ausgesandt,5)  mit  ausserordentlicher  Vollmacht  versehen,®)  um 


')  a.  a.  0.  S.  14  n.  20. 

*)  aliquando  hat  hier  etwa  den  Sinn  von  „mitunter“. 

J)  UI,  374,  4. 

*)  vgl.  auch  Pernice  a.  a.  0.  Stcnzel  folgerte  aus  seiner  Belegstelle 
(Cap.  Baiwar.  810?)  zu  viel;  die  missi  beziehen  sich  nur  auf  Bayern.  Un- 
zutreffend ist  auch  St.'s  Ansicht,  dass  die  marchiones  lediglich  deswegen 
eingesetzt  wurden,  weil  die  Grenzgrafen  zur  Aufrechterhaltung  des  Grenz- 
schutzes nicht  genügten. 

®)  Legg.  91—92.  (Capit.  Miss.  Generale  802.) 

“)  Waitz,  III,  225. 
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daraal’  zu  achten,  dass  überall  die  Schranken  der  Gesetze 
respectiert  würden,  um  Missstände  abzustellen  und  zugleich 
königliche  Verordnungen  in  den  einzelnen  Reichsteilen  bekannt 
zu  machen.  Ihre  Befugnis  war  demnach  eine  zeitlich  durchaus 
beschränkte,  während  die  Markgrafen  ihre  Thütigkeit  in  der 
Regel  bis  an  ihr  Lebensende  ansübten,  wenn  nicht  besondere 
Umstände  zur  Enthebung  von  dem  wichtigen  Posten  führten.') 

Die  Markgrafen  hatten  als  eine  der  wesentlichsten  Obliegen- 
heiten die  Aufrechterhaltung  des  Grenzschutzes  wahrzuuelimen. 
Sie  trafen  Bestimmungen  über  die  zweekgemässe  Ausübung  des 
Wacht-  und  Kundschafterdienstes  an  der  Grenze,  zu 
welchem  sämtliche  Freien  verpflichtet  waren,  um  unverhoffte 
feindliche  Einfälle  zu  verhüten.*)  Zur  Leistung  der  Wacht- 
dienste  sowie  zur  Hilfe  bei  dem  Bau  neuer  Burgen  und  Brücken, 
zur  Anlage  von  Dämmen  iu  Sumpfgegenden  waren  vor  allem 
auch  diejenigen  bestimmt,  welche  an  den  Kriegsexpeditionen 
nicht  aktiv  teilnahmen.  *)  Mitunter  mögen  durch  Nachlässigkeit 
Unregelmässigkeiten  in  der  Wahrnehmung  dieser  Pflicht  vor- 
gekommeu  sein,  was  dann  zu  erneuter  Einschärfung  derselben 
Aulass  bot4)  Es  kam  auch  vor,  dass  einzelne  Striche  an  der 
Grenze  systematisch  verwüstet  wurden,1)  um  den  Feinden  die 
Verproviantierung  zu  erschweren;  doch  geschah  das  wohl  nur 
zeitweise,  denn  wir  wissen,  dass  auch  solche  Einöden  den 
Kolonisten  zur  Besiedelung  überlassen  wurden.*) 


’)  So  wurde  z.  1$.  dem  Markgrafen  ßera  sao  da*  Amt  entzogen,  weil 
er  als  des  Hochverrates  Überführt  galt.  Gegen  Ktnnzel  lässt  sich  auch  die 
lange  Dauer  der  Amtstätigkeit  Widos  in  der  bretonischen  Mark  anfUkreu, 
die  doch  sicher  ca.  40  Jahre  währte. 

*)  vgl.  Legg.  262,  1;  139,9  u.  159,9.  Erhard  a.  a.  0.  S.  042. 

*)  Waitz,  IV,  36,2;  IV,  G15.  Roth,  Bcneficialwesen  S.  412. 

4)  Legg.  161,2:  tjuae  causae  efficiunt,  ut  unus  alteri  adiutorium 
praestare  nolit  in  marcha  sive  iu  exercitu,  ubi  aliquid  utilitatis  defensioue 
patriae  facere  debet.  Stenzei  S.  14  bezieht  dies  wohl  fälschlich  nur  anf 
Bischöfe  und  Achte;  für  wahrscheinlicher  halte  ich,  dass  dies  Capit.  auf  die 
Grafen  bezug  nimmt,  denn  die  ersten  Artikel  der  betreff.  Verfügung  be- 
handeln nur  Angelegenheiten  der  comites.  zu  denen  allein  Karl  hier  redeu 
will,  die  letzteren  nur  Verhältnisse,  welche  die  Bischöfe  und  die  Aebte  angehen. 

*)  Legg.  2G1  u.  262,6  (span.  Mark). 

*)  Legg.  a.  a.  0. 


Digitized  by  Google 


<12 


Besonders  charakteristisch  für  die  Marken  waren  systema- 
tisch angelegte  kleinere  und  grössere  Kastelle.')  Sie  gelangten 
zum  Teil  durch  Eroberung  in  den  Besitz  der  Franken,  wie  in 
der  bretonischen  Mark  das  feste,  vielumkämpfte  Yannes,  in  der 
spanischen  Gerona,  Barcelona  u.  a. : das  mag  auch  von  einzelnen 
Kastellen  in  der  avarischen  Mark  gelten,  wo  zum  .T.  802  ein 
castrum  Guntionig(Günz)  erwähnt  wird.  Aber  die  Franken  erbauten 
solche  Festungen  auch  selbst.  Dies  ist  nachzuweisen  an  Itzehoe, 
Hohbuoki,  den  Kastellen  bei  Halle  und  Magdeburg.  Der  ge- 
wöhnliche Hergang  bei  der  Gründung  solcher  Burgen  war  der, 
dass  ein  vom  Könige  beauftragter  Graf  aus  dem  Innern  des 
Reiches  diejenigen  Mannschaften  mit  sich  in  die  Mark  führte, 
welche  auf  dem  dazu  ausersehenen  Boden  den  Bau  ausführen, 
und  zugleich  die  ersteu  fränkischen  Ansiedler  dortselbst  sein 
sollten.  Besonders  deutlich  tritt  dies  bei  der  Gründung  von 
Itzehoe  hervor,  an  welcher  Franken  und  Ostsachsen  unter  dem 
Grafen  Egbert  teilnahmen,  und  wohl  ähnlich  ging  es  bei 
der  Anlage  des  vermutlich  von  dem  Legaten  Odo  erbauten 
Hohbuoki  zu.  ebenso  bei  der  Schaffung  der  übrigen  Marken- 
kastel le.*) 

In  den  Kastellen  befanden  sich  ständige  Besatzungen. 
Diese  bestanden  in  der  spanischen  Mark  aus  einheimischen 
Gothen,  in  den  übrigen  werden  vielleicht  ohne  Ausnahme  Franken 
dazu  verwendet  worden  sein.  Die  Grenzverteidigung  überhaupt 
war  vornehmlich  eiue  Obliegenheit  der  königlichen  Vasallen. 

Die  Besatzung  hatte  die  Mark  nicht  nur  gegen  Einfälle  zu 
verteidigen,  sondern  auch  selbst  Streifzüge  in  Feindesland  unter 
der  Anführung  ihres  Markgrafen  zu  machen.  Erschien  ihre 
Stärke  für  einen  grösseren  Kriegszug  nicht  genügend,  oder  war 
sie  zur  Zurücktreibnng  der  in  die  Mark  eingefalleneu  Feinde  zu 
schwach,  so  karneu  Heere  ans  dem  inneren  Reiche  zu  Hilfe.3) 
Jeder  Freie  musste  stets  seiner  Einberufung  zum  Marsche  an 
die.  Grenze  gewärtig  sein  und  sich  demgemäss  immer  gerüstet 


')  vgl.  Waitz  IV,  628. 

*)  vgl.  BQdinger  I,  104. 

*)  Sicher  sowohl  in  der  Mark  als  auch  in  den  («reiizgrafschnftrn,  was 
Peraice  a.  a.  O.  als  zweifelhaft  betrachtet. 
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halten. ')  Je  weiter  entlegen  die  Mark  war,  zu  welcher  man 
hin  zu  marschieren  hatte,  desto  weniger  Krieger  wurden  aus 
dem  in  Frage  kommenden  Lande  dorthin  abgesandt.  Dies  er- 
kennt man  gut  ans  dem  Capitulare  Legg.  Sei  t.  IT,  136, 2, 
welches  sich  auf  Sachsen  bezieht: 

„Si  partibus  Hispaniae  sive  Avariae  solatiuui  feire  fuerit 
necesse  praebendi,  tune  de  Saxonibus  quinque  seit  um  praeparare 
faeiant:  et  si  partibus  Beheim  luerit  necesse  solatium  fei  le,  du« 
tertium  praeparent;  si  vero  circa  Surabis  patria  defendenda 
uecessitas  fuerit,  tune  omues  generaliter  veniant.“ 

Die  Verpflichtung  zur  Ansrüstung  und  zum  aktiven  Feld- 
dienste stand  in  engster  Verbindung  mit  dem  Grundbesitze  oder 
dem  Lehen  eines  jeden.  So  sollte  jeglicher  Freie,  der  4 Hufen 
zu  Eigentum  oder  zu  Lehen  hatte,  sich  selbst  ansrüsten  und 
selbst  oder  mit  seinem  Lehnsherrn  oder  Grafen  in  den  Krieg 
ziehen.  Wer  3 Hufen  hatte,  musste  sich  mit  einem,  der  eine 
Hufe  besass.  zusammenthun,  ebenso  je  zwei  mit  2 und  je  vier 
mit  einer  Hufe:  von  diesen  letzteren  allen  wurde  immer  je  einer 
ins  Feld  geschickt.1)  In  Westfrankreich  musste  jeder,  der 
5,  4 oder  3 Hufen  hatte,  selbst  mitziehen:  sonst  lagen  diese 
Verhältnisse  auch  hier  ebenso  wie  anderwärts  im  Franken- 
reiche. s) 

Nach  altem  Brauche  musste  jeder  Krieger  von  einer  be- 
stimmten Grenzlinie  ab,  die  im  einzelnen  eine  verschiedene  Lage 
hatte,  mit  Lebensmitteln  für  3 Monate  und  mit  Waffen  und 
Kleidung  für  die  doppelte  Frist  versehen  sein,  und  zwar  war 
für  die  vom  Rhein  zur  Loire  bestimmten  die  Grenze  an  diesem 
Flusse,  im  umgekehrten  Falle  am  Rheinstrome;  für  die  jenseits  des 
B keines  Wohnenden,  welche  durch  Sachsen  zu  ziehen  hatten, 


*)  Legg.  97,  34:  Ut  omues  pleniter  parati  sint,  quandoeumque  iussio 
nostra  vel  anuuueiatio  veneiit. 

Legg.  100,  13:  Ut  omues  bene  parati  siut,  quandoeumque  nostra 

iussio  venerit;  vgl.  104,  52. 

Legg.  139,1:  De  marcha  ad  praevidendum:  unusquisque  paratus 
•it,  illuc  festiuanter  venire,  quandoeumque  nccossitas  fuerit;  vgl.  213,  3.  vgl. 
130,  2 si  vero  circa  Surabis  etc.  Waitz  IV,  615,  1;  IV,  605  und  IV.  615. 
•)  vgl.  Legg.  137,  1 (808). 

*)  Legg.  134—136. 
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bildeten  die  Elbe,  für  die  Aquitanier,  die  nach  der  spanischen 
Mark  bestimmt  waren,  die  Pyrenäen  die  Grenze.') 

Jeder  Graf  bestimmte  zum  Sammelpunkte  seines  Aufgebotes 
den  Ort,  an  welchem  das  placitum,  die  Heeresversammlung, 
stattfand. s)  Die  Aufgebotenen  selbst  zogen,  in  scarae  eingeteilt,*) 
zur  Mark.  Wer  seiner  Kriegsdienstpflicht  nicht  nachkam,  hatte 
den  Heerbann  verwirkt,  welcher,  um  jenen  Fall  möglichst  selten 
zu  machen,  ziemlich  hoch  bemessen  und  meistens  in  Gold,  Silber,  Ge- 
wändern, Waffen  und  Vieh  erhoben  wurde.4)  Mit  dem  Tode  wurde 
in  allen  Teilen  des  Reiches  die  Desertion  (frk.  herisliz)  bestraft. i') 

Ob  die  Markgrafen  auch  befugt  waren,  mit  den  benachbarten 
Völkern  auf  eigene  Hand  Verträge  zu  schliessen,  wie  Waitz 
vermutet*)  halte  ich  — für  die  Zeit  Karls  wenigstens  — für 
sehr  zweifelhaft.  Höchstens  könnte  dies  bei  Waffenstillständen 
von  geringerer  Bedeutung  der  Fall  gewesen  sein.7)  Allerdings 
wissen  wir,  dass  die  Grafen  der  spanischen  Mark  810  mit  Amruis 
von  Huesca  über  die  Unterwerfung  des  letzteren  unterhandelten, 


')  Legg.  107,  s. 

•)  Legg.  171,  ». 

*)  Legg.  141,  2;  vgl.  Uhron.  Moiss.  809.  Ausführliches  über  scara 
bei  Waitz  IV,  010 — 612. 

4)  C&pit.  Bouon.  v.  811  (Oct.)  iu  Legg.  166,  1.  Vgl.  Legg.  100,4; 
167,9;  171,9;  137,2  mul  125,19.  Ausnahniebestimmuugen  siehe  z.  B.  Legg. 
137,  3 und  4. 

“)  Legg.  153,  18;  154,  14;  ICO,  4;  205,  2 u.  3.  — Nicht  uninteressant 
ist  eiue  Betrachtung  der  nationalen  Zusammensetzung  der  einzelnen,  behufs 
Gründung  und  Verteidigung  der  lteichsmarkeu  ausgesandten  üeore.  In  den- 
jenigen, welche  für  die  spanische  Mark  kämpften,  sind  naclizuweisen : Franken, 
Gothen,  Basken,  Anuitauier,  Burgunder,  vgl.  Chron.  Moiss.  803,  Ermoldus 
Nigullus  1,278,  vita  Hlud.  cap.  10.  Sachsen  und  Frauken  kämpften  vor- 
nehmlich im  Nordos  en  und  Osten,  so  802  gegen  die  Transalbingor,  789  und 
808  gegen  die  Wilzcn.  Ostfrauken  und  Sachsen  zogen  auch  gegen  die  Sorben 
i.  J.  782;  man  sieht  also,  dass  für  diese  Gegenden  die  Hilfsheere  aus  den 
Nachbarländern  herbeigezogen  wurden.  Dagegen  waren  die  Krieger,  welche 
gegen  das  Avnrculand  zogen,  auch  in  entfernteren  Gegenden  zu  Hause,  was 
durch  die  Schwierigkeit  und  hervorragende  Bedeutung  der  Avarcnkriege  ge- 
nügend begründet  ist.  (Vgl.  die  spanische  Mark.)  Friesen,  Sachsen,  Franken, 
Bayern  und  Langobarden  stritten  791  und  Langobarden  und  Alamannen  790 
mit  den  Avaren. 

•)  III,  369,  3. 

*)  Waitz  UI,  037,  2. 
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jedenfalls  werden  sie  aber  nicht  ohne  Instruktionen  von  Karl 
oder  Ludwig-  gewesen  sein.  Mit  der  Abschliessung  von  Verträgen 
beauftragte  missi  verhandelten  u.  a.  7 '.»8  mit  den  Trans&lbingern, 
Karl  der  Jüngere  789  mit  den  Wilsen,  und  12  sächsische  Grafen  — 
unter  ihnen  ancli  die  der  nordelbischen  Mark  — 81 1 mit  den 
Dänen  an  der  Eider.  Dass  alles  dies  ohne  Einverständnis  mit 
Karl  geschah,  erscheint  als  nndenkbar.  *) 


2.  Die  Bevölkerung«-  und  Besiedelungsverhältnisse. 

In  allen  karolingischen  Marken  hat  man  neben  der  ein- 
heimischen dnrch  die  Franken  unterworfenen  Bevölkerung  die 
Kolonisten  als  einen  sehr  wesentlichen  Bestandteil  zu  berück- 
sichtigen. So  wohnten  in  der  bretonischen  Mark  ansser  der 
Urbevölkerung  keltischen  Stammes  fränkische  Ansiedler.1)  In 
der  spanischen  Mark  war  die  Hauptmasse  der  Einwohner  gothisch; 
sie  kamen  Vorjahren  von  Septimanien  her  über  die  Pyrenäen.*) 
Demgemäss  erscheint  die  Thatsache,  dass  ein  erheblicher  Teil 
der  Grafen,  wenn  nicht  gar  alle,  dem  gothischen  Volksstamme 
angehörte,  leicht  erklärlich.  Sie  war  ein  Ergebnis  der  weisen 
Berechnung  Karls:  mussten  sie  schon  ihrer  Nationalität  wegen 
bei  der  Bevölkerung  der  Mark  beliebter  sein,  als  z.  B.  rein 
fränkische  Grafen,4)  so  kam  noch  hinzu,  dass  sie  mit  den  Eigen- 
tümlichkeiten von  Land  und  Leuten  besser  vertraut  waren,  als 
dies  bei  anderen  durch  den  Kaiser  hierhin  entsandten  Beamten 
der  Fall  sein  konnte.  — Ein  zweiter  und  durchaus  nicht  gering- 
fügiger Bruchteil  der  Bevölkerung  bestand  aus  Christen  gleich- 
falls meist  gothischer  Abstammung,  welche  allmählich  aus  dem 
lauern  der  Halbinsel,  dem  Emirat  Cordova,  nach  Norden  ge- 
wandert waren.  Sie  kamen  selbst  bis  nach  Septimanien  und 
sassen  in  grösserer  Anzahl  in  folgenden  Städten  und  deren  Nach- 
barschaft: N&rbonne,  Carcassonne,  Roussillon,  Beziers,  Ampunas, 


')  vgl.  auch  Sohm  a.  a.  0.  8.  470. 

rj  vgl.  s.  B.  die  Urkunde  191  bei  de  Couraon. 

*)  Lembke  a.  a.  0.  I,  390. 

*)  wurde  bereit«  von  Lembke  anerkannt  (Bera). 

Li  pp,  Dm  fränkische  Orcnaaystem.  g 
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Barcelona,  Gerona. ')  Simson  sucht  ihre  Einwanderung  mit  den 
Nachwirkungen  von  Karls  Feldzug  von  778  in  dem  arabischen 
Spanien  in  Verbindung  zu  bringen,  er  nimmt  also  dafür  haupt- 
sächlich politische  Beweggründe  an. s)  Als  drittes  Element  mag 
auch  das  heidnisch  - sarazenische  unter  den  Bewohnern  der 
spanischen  Mark  nicht  ohne  Vertretung  gewesen  sein. 

In  der  avarischen  Mark  wählten  deutsche  Ansiedler,  welche 
wohl  meistens  dem  benachbarten  bayrischen  Stamme  angehörten, 
für  ihre  colonisatorische  Thätigkeit  mit  Vorliebe  das  Donauthal,*) 
während  die  Reste  der  Avaren  und  slavische  Kolonisten,  welche 
gegen  einen  Bodenzins*)  das  ihnen  zugewiesene  Land  bebauten, 
sich  mehr  in  die  Nebenthäler  und  das  Hügelland  zurückzogen.“) 

In  der  Dänenmark  gab  es  neben  den  nur  unbedeutenden 
Resten  sächsischen  Stammes  vorwiegend  fränkische  und  abodri- 
tische  Elemente.  Das  slavische  Element  war  jedenfalls  sein- 
stark  in  der  Mark  Friaul  vertreten;  bei  den  übrigen  Marken 
ist  in  der  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  ein  slavischer  Be- 
standteil auch  anzunehmen:  nirgends  in  diesen  Grenzlanden  des 
Reiches  war  die  Bewohnerschaft  eine  einheitliche. 

Der  Gang  der  Besiedelung  ist  ziemlich  deutlich  nur  in 
der  südwestlichen  und  in  den  südöstlichen  Marken  zu  verfolgen. 
Schon  Büdinger")  wies  auf  die  grosse  Aehnliehkeit  desselben 
in  beiden  hin.  Nach  den  Anschauungen  der  Franken  galten  die 
eroberten  Gebiete  zunächst  als  ein  Eigentum  der  Krone.7)  Die 


')  Oonstitutio  pro  Hispauis  prima  (Lcgg.  202,7):  cuius  consti- 
tutionia  in  unaquaque  civitatis  ubi  praedicti  Hispani  habitare  noscuntnr,  treu 
descriptiones  esse  vnlumus.  In  der  Gunst,  pro  Hisp.  II.  (Legg.  204)  werden 
die  genannten  Städte  aufgewühlt.  Vgl.  Logg.  202:  in  Septiinnuia  . . . 

*)  vgl.  Abel-Simson  I,  308. 

*)  vgl.  Riezler  I,  184. 

*)  Couversio  etc.  (MUH.  SS.  XI)  S.  7.  Diimmler  S.  9. 

*)  vgl.  Riezler  I,  185.  Ucber  die  deutschen  Ansiedelungen  siehe  ins- 
besondere Kümmel  S.  24b  (Ipa),  247  (Mündung  der  Biel&ch,  cf.  Boczek, 
Codex  diplom.  Moraviae  I,  8,  XII),  S.  253  (Comagenae=Tnlln),  S.  255  (Wolffs- 
bach),  S.  250  (Puchenau),  S.  277  f. 

•)  I,  161. 

*)  vgl.  Kümmel  S.  239.  Seine  nicht  näher  begründete  Ansicht  auf 
S.  203,  Kai  1 wollte  ursprünglich  das  Avarenreich  als  Vasallenstaat  behandeln, 
„wie  er  es  ja  auch  mit  den  slavischen  Fürstentümern  im  Osten  der  Elbe, 
sowie  mit  Karantanieu  gehalten  hat“,  ist  an  sich  wenig  wahrscheinlich. 
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Kolonisierung  erfolgte  in  der  Regel  so,  dass  der  König  Teile 
des  Randes  Ansiedlern  überliess,')  nnd  zwar  entweder  als  Lehen 
oder  als  freies  Eigentum.*)  Es  kam  aber  auch  vor,  dass  man 
einfach  ohne  höhere  Genehmigung  den  Boden,  welcher  de  facto 
herrenlos  war,  usurpierte  (aprisio  oder  bifane)  und  sich  hinterher 
die  königliche  Bestätigung  erwirkte.8)  Anfangs  wurde  nur  das 
Benutzungsrecht  bestätigt,  doch  ging  es  allmählich  in  Eigentums- 
recht über.  Die  Belehnten  bildeten  die  vassi  dominici,  deren 
Haupt pflicht  in  der  Verteidigung  der  in  der  Mark  angelegten 
Kastelle  bestand.4)  Bttdinger  hält  mit  Recht  das  exceptionelle 
Verhältnis  des  Grundbesitzes  in  den  Marken  für  ein  sehr 
wesentliches  Charakteristikum  derselben. 

Nicht  überall  konnte  die  Bevölkerung  der  Marken  mit  ihrer 
Lage  zufrieden  sein.  So  gerieten  die  spanischen  Kolonisten,  die 
zum  teil  schon  recht  lange  in  der  Mark  ansässig  waren,  in  harte 
Bedrängnis.  Denn  die  Grafen  erlaubten  sich  manche  Willkür, 
vertrieben  Ansiedler  aus  ihrem  Besitze  und  eigneten  ihn  sich 
selbst  zu.  Darauf  wandten  sich  die  Unterdrückten,  von  denen 
wir  etwa  40  mit  Namen  kennen,  an  Karl  mit  der  Bitte  um 
Abhilfe.  Karl  sandte  den  Erzbischof  Johann  von  Arles  zu  König 
Ludwig  von  Aquitanien,  welcher  dem  Wunsche  des  Kaisers  ge- 
mäss mit  den  Grafen  gemeinsam  die  betreffende  Angelegenheit 
regeln  sollte.  Ausdrücklich  verbot  Karl  jede  weitere  Bedrückung 
der  Eingewanderten ;")  sie  sollten,  so  lange  sie  ihm  die  Treue 
bewahrten,  ohne  Anfechtung  sich  ihrer  Rechte  erfreuen.  Ob 
noch  unter  Karl  die  Rechtsverhältnisse  der  Kolonisten  eine  ein- 
gehendere Regelung  fanden,  davon  wird  nichts  berichtet.  Die 
beiden  unter  seinem  Nachfolger  kurz  nach  dessen  Thronbesteigung 
erlassenen  Constitutiones  de  Hispanis  in  Francorum  regnum 


*)  vgl.  Riezler  I,  184. 

*)  Kämmet  S.  239. 

*)  Kämmel  a.  a.  0.  Büdinger  I,  161.  Ein  Diplom  bei  Th.  v.  Sick ol. 
Acta  Karolinorum  II,  L.  3G  enthält,  die  durch  Ludwig  zwei  Brüdern,  Wirnar 
und  Rado,  erteilte  Bestätigung  ihres  durch  aprisio  mit  Genehmigung  den 
Kaisers  Karl  erworbenen  Gutes  in  Septimanien.  Vgl.  dazn  ebenda  S.  303 
*)  vgl.  Büdinger  L 160. 

')  Praec.  pro  Hisp.  812.  (Legg.  169):  prnecipimus  ntque  demandamus, 
ut  neijue  vos  ncqno  inniores  vestri  mcuioratos  Ispanos  nostros  ....  nullum 
een« um  superponere  praesumatis  neque  ad  proprinm  facere  permittatis. 

6* 
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profugis1)  lassen  uns  eher  zu  der  Ansicht  hinneigen,  dass  dies 
eist  unter  Ludwig  versucht  wurde.  Nochmals  wird  iu  den  beiden 
Verlegungen  betont,  dass  diese  Spanier  zu  keinem  Zins  an  die 
Grafen  oder  deren  Unterbeamte  und  Ministerialen  verpflichtet 
seien,5)  ausser  den  Verpflichtungen,  welchen  jeder  Freie  nach- 
zukommen habe.  Bezüglich  ihrer  rechtlichen  Stellung  wird  be- 
stimmt, dass  sie  nur  in  Kriminalfällen  unter  der  Gerichsbarkeit 
der  Grafen  stehen  sollten;  die  geringfügigeren  Streitfälle  sollten 
sie  „uiore  suo,  sicut  hactenus  fecisse  noseuntur“  unter  einander 
zum  Austrage  bringen.8)  Das  letztere  galt  auch  für  die  späteren 
Anzügler.4)  Diese  durften,  ungeachtet  der  Einrede  anderer 
(wohl  bes.  der  Grafen),  von  ihnen  zu  freier  Dienstleistung  ge- 
braucht werden.  Auch  konnten  sie,  wenn  es  ihnen  beliebte,  zu 
ihren  Grafen  in  das  Lehensverhältnis  eintreten,8)  wobei  sie 
jedoch  sämtliche  Leistungen  übernahmen,  welche  die  Franken 
im  Lehensverhältnisse  zu  tragen  hatten.8)  Ueberall,  wo  spanische 
Kolonisten  wohnten,  sollten  mehrere  Exemplare  dieser  Verord- 
nung der  Kontrolle  wegen  aufbew&brt  werden.  Schon  im  nächsten 
Jahre  musste  König  Ludwig  hier  abermals  helfend  eiqgreifen.7) 
Er  sah  sich  dazu  durch  die  Klagen  der  ärmeren  Anzügler  ge- 
nötigt, welche  von  den  reicheren  vielfach  bedrückt  wurden,  die 
früher  allein  die  Bestätigung  ihres  bifancs  erwirkt  hatten.  Oft 
wurden  sie  einfach  geknechtet  und  von  Haus  und  Hof  gejagt. 
Ebenso  erging  es  manchen  der  späteren  Ankömmlinge,  welche 
zu  den  Grafen  in  das  Lehensverhältnis  getreten  waren.  Ludwig 
verfügte  nun,  dass  diese  ärmeren  und  später  eingewanderten 
Spanier,  auch  wenn  sie  noch  nicht  im  Besitze  eines  königlichen 
Privilegs  waren,  samt  ihren  Nachkommen8)  den  reicheren  Ge- 
nossen in  ihrer  rechtlichen  Stellung  nicht  nachstehen  sollten. 

Wesentlich  verschieden  von  der  Stellung  der  spanischen 


■)  Legg.  2G2  f. 

*)  Legg.  202:  alius  vero  census  ab  eia  neque  a comite  neijue  a iuaioribus 
et  minist erialibus  cius  exigatur. 

»)  Legg.  202,2. 

4)  ibid.  cap.  3. 

*)  ibid.  cap.  G. 

*)  Simeon,  Ludwig  der  Fromme  I,  47  ff. 

7)  Legg.  2G3. 

’)  Situ soii  a.  a.  0.  I,  52. 
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Ansiedler  war  diejenige  der  Avaren  uiui  der  slavischen  Kolonisten' 
denn  waren  jene  ausser  den  gewöhnlichen  Verpflichtungen  der 
Freien  gegen  die  Grafen  von  jeder  anderen  Leistung  befreit,  so 
mussten  diese  für  das  ihnen  überlassene  Land  einen  Zins  ent- 
richten. und.  wenn  ihnen  dies  nicht  möglich  war,  sich  sogar  iu 
die  Leibeigenschaft  begeben.1) 

Auch  in  der  bretonischen  Mark  gab  es  Leibeigene,  welche 
für  ihre  Herren  das  Land  bebauten  and  mit  diesem  gelegentlich 
durch  Verkauf  in  andere  Häude  übergingen.3) 

Einheimische  Pürsten  sind  nicht  in  allen  Marken  nach- 
zuweisen,  vielmehr  nur  in  der  bretonischen  Mark  und  in  einem 
Teile  der  avarischen,  in  Unterpannonien.  Die  Bretonenhäuptlinge, 
von  welchen  in  der  Zeit  Karls  Jarnhitin*)  und  dessen  Söhne 
Portitoe  nnd  Wrbili*)  gehören,  waren  im  Besitz  einer  erb- 
lichen Würde.  Sie  weiden  keltisch  als  „mactiern“  bezeichnet, 
lat.  princepe,  senior,  tyrannus  (ohne  üblen  Sinn).1)  Sie  heissen 
auch  als  Vorsteher  eines  oder  mehrerer  „plebs“*)  genannter 
Distrikte  princeps  plebis.  So  werden  z.  B.  Portitoe  und  Unrbili  II 
mactierni  in  plebe  Carentoerense  genannt  (Urk.  No.  131).  Die- 
selben heissen  auch  mactiern  in  plebe  Cadoc  (Urk.  No.  255). 
Geber  die  rechtliche  Stellung  dieser  mactiern  geben  die  Ur- 
kunden einige  interessante  Aufschlüsse.  Gegenüber  den  fränkischen 
Grafen  besassen  die  mactiern  augenscheinlich  einen  nicht  un- 
beträchtlichen Grad  von  Unabhängigkeit.  Das  ergiebt 
sich  u.  a.  aus  dem  Umstande,  dass  sie  unter  ihren  Landsleuten 
ohne  Zuthnn  des  Grafen  manche  rechtsgiltigen  Amtshandlungen 


•)  vgl.  Riezler  I,  185. 

*)  vgl.  de  Courion  No.  136,  146,  166. 

*)  erwähnt  bei  de  Courion  No.  185  und  168. 

*)  de  Courion  No.  131,  146,  165,  166,  355  oto. 

*)  vgl.  Walt*,  Recension  des  Cartulairc  do  Redon  iu  den  GiStt- 
gel.  Ana.  1864,  S.  1770  ff. 

*)  Plebs,  condita  od.  condita  plebs  nach  de  Courson  Proleg.  LXX Vill- 
au lerritoire  cultivf,  une  peuplade  organiset,  uue  paroisse,  brctou.— plouef. 
Folgende  plebe«  kommen  für  unsere  Zeit  in  betracht: 

1.  plebs  CarentoerensU=Carantoir  im  Morbihan.  No.  131,  133,  160. 
3.  condita  plebs  Rufiacum  - Rufliucim  Jlorbiban.  No.  146,  153,  155,  196. 
3.  condita  plebs  Cadoc=Pleueadeuc  im  Jlorbiban.  No.  355. 
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vollzogen.  So  erhielten  Verpfändungen,1)  Verkäufe1)  und  Schen- 
kungen durch  ihre  Vermittelung  und  Verfügung  fast  regelmässig 
rechtliche  Kraft;  ans  keinem  der  uns  erhaltenen  und  in  die  Zeit 
Karls  gehörigen  Diplome  ist  erkenntlich,  dass  der  Graf  der- 
gleichen Akte  vornahm.5) 

Regelmässig  werden  jedoch  bei  der  Angabe  des  Datums 
auch  die  Namen  des  Königs  und  des  fränkischen  Grafen  ge- 
nannt, das  einzige  Moment  eigentlich,  durch  welches  uns  die 
Urkunden  die  Abhängigkeit  dieser  von  Bretonen  bewohnten 
Gebiete  von  den  Franken  erkennen  lassen.  Andererseits  spricht 
der  Umstand,  dass  die  mactiern  selbst  häufig  neben  den  Herr- 
schern und  Grafen  erwähnt  werden,  wiederum  sehr  für  den  relativ 
geringen  Grad  der  Abhängigkeit  des  Bretonenvolkes. 

In  den  Urkunden  fällt  der  Ort  der  Ausfertigung  nicht  immer 
zusammen  mit  demjenigen,  um  welchen  es  sich  in  ihnen  handelt. 
So  berichtet  No.  133  von  der  Verpfändung  eines  Stückes  Land 
in  dem  Orte  Renhoiam  (plebs  Carentoer);  der  Akt  der  Aus- 
fertigung selbst  aber  ging  in  Gegenwart  des  Portitoe  und 
Unrbili  in  einem  anderen  Orte.  Lisnowid.  vor  sich.  In  No.  155 
wird  in  loco  non  ignobili  nuncupante  aecclesia  Rufiaca  über  den 
Verkauf  einer  villa  Loutinoc  in  einem  Orte  Lerniaenm  beschlossen, 
und  zwar  praesente  populo.4)  Man  könnte  hieraus  folgern, 
dass  dergleichen  Amtsgeschäfte  der  mactiern  wahrscheinlich  auf 
deren  Gebot  in  irgend  einem  dazu  vorherbestimmten  Orte  ihres 
Bezirkes  in  Gegenwart  des  Volkes,  also  öffentlich,  vollzogen 
wurden. 


’)  z.  B.  de  Courson  No.  133:  ante  venerabilem  vimra  nomine  Unorvili 
vol  reliquos  viros,  qui  ibidem  aderant;  Portitoe  ist  unter  den  teste». 

*)  de  Courson  No.  131  vor  Portitoe  allein.  No.  146ebenso.  No.  151  vor 
Uuorvili  und  Portitoe.  No.  190  praesentibns  Portitoe  Uuorvili  vassis  dominicis. 
No.  255  vor  Uuorvili  allein. 

*)  Nur  in  No.  212  ein  Verkauf  ohne  Erwähnung  von  mactiern;  erfand 
statt  ez  verbo  Uuido  comitc,  also  wohl  nicht  in  Gegenwart  W.'s,  aber  doch 
auf  dessen  Billigung  hin  vor  Bevollmächtigten  desselben.  Aelinlich  No.  155 
ein  Verkauf  ex  verbo  Portitoe  et  Unrbili  teste»  et  filiorum  eorum.  Vgl.  auch 
No.  166:  et  fuit  hoc  factum  de  verbo  Jamhitin  et  flliolo  suo  Unrbili; 
No.  168:  ex  verbo  Jarnhitin  inaehtiern. 

•)  Aehnlieho  Beispiele  bei  de  Courson  No.  152  196,  255  etc. 
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Die  mactiern  sind  wohl  zu  unterscheiden  von  dem  obersten 
Fürsten  des  Landes,  welcher  auch  als  princeps  bezeichnet 
wird.  Diese  Stellung  hatte  unter  Ludwig  dem  Frommen  einige 
Zeit  Nominoe  inne;  doch  dürfen  wir  aus  dem  Titel  princeps 
keineswegs  folgern,  dass  Nominoe  Souverain  war.1) 

In  Unterpannonien  gab  es  bald  nach  der  Besiegung  der 
Avaren  noch  einige  slavische  Fürsten:  Ingo,  Priwizlauga.  Cemicas. 
Ztoiinar,  Etgar.1)  Auch  sie  scheinen  — anfangs  wenigstens  — 
sich  einen  gewissen  Grad  politischer  Selbständigkeit  noch  ge- 
sichert zu  haben. 

Die  in  der  spanischen  Mark  vorkommenden  gothischen  Grafen 
darf  man  natürlich  nicht  als  einheimische  Fürsten,  sondern  nur 
als  fränkische  Beamte  ansehen. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Bevölkerung  der  Marken 
unter  Karl  tributpflichtig  war.  scheint  nicht  ganz  leicht  zu 
sein.  v.  Daniels*)  hält  die  Tributpflicht  geradezu  für  ein 
Kennzeichen  der  Mark:  er  versteht  unter  der  eigentlichen 
marca  das  ausserhalb  „der  in  fränkischer  Weise  organisierten 
und  dem  Reiche  beständig  einverleibten  Gaue  gelegene  Gebiet, 
in  welchem  vorgeschobene  Kastelle  mit  fränkischer  Besatzung 
angelegt  waren,  zwischen  denen  tributpflichtige  Völker 
unter  eigenen  Fürsten  und  fränkischer  Oberhoheit  lebten.“ 
Die  bisherige  Untersuchung  des  Markensystems  dürfte  als  zweifel- 
los erscheinen  lassen,  dass  dies  nicht  für  alle  Marken  gelten 
kann,  und  die  Verhältnisse  z.  B.  in  der  spanischen  Mark  machen 
diese  Definition  für  die  allgemeine  Anwendung  unbrauchbar.  Die 
Bemerkung  v.  D’s.  kann  allenfalls  auf  die  pannonische  Mark 
passen.  Sicher  überliefert  ist  uns  nur  die  Tributpflicht  der 
Bretonen,4)  doch  halte  ich  es  für  wahrscheinlicher,  dass  sie  sich 
auf  die  ausserhalb  der  eigentlichen  bretonischen  Mark  unter 


’)  Ueber  Nominoe’s  Stelluug  vgl.  de  la  Borderie  a.  a.  0.  S.  2G9, 
sowie  Lipp  a.  a.  0.  S.  27 — 28,  32,2. 

*)  Conversio  etc.  a.  a.  O.  S.  11,  cap.  10.  Kämmel  wendet  sich  wohl 
mit  Recht  gegen  DUmmler  S.  18,  nach  welchem  diese  Slavenftirsten  in 
Karantanien  zu  suchen  sein  sollten. 

*)  v.  Daniels  a.  a.  O.  I,  545. 

*)  vgl.  Sinison,  Lndw.  d.  Fr.  I,  130,3.  Lipp,  a.  a.  0.  17,5. 
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eigenen  Häuptlingen  lebenden  Bretonen  bezogen  habe,  als  auf 
die  bretonischeu  Bewohner  der  Mark  selbst. 


3.  Kirchliche  Verhältnisse. 

Einige  wenige  Bemerkungen  Uber  kirchliche,  Verhältnisse  in 
den  Marken  mögen  hier  nicht  fehlen.  Die  bretonische  Mark 
gehörte  zum  Bistum  Vannes,  dessen  Ursprung  ein  sehr  früher 
war,  und  welches,  wie  aus  den  Urkunden  zu  entnehmen  ist, 
während  der  Regierung  Karls  von  dem  Bischof  Isaac  verwaltet 
wurde.  Einzelne  Städte  der  spanischen  Mark  waren  anfangs 
selbst  Bischofssitze,  so  Ausona,  eine  alte  Stadt,  die  zur  Römer- 
zeit den  Namen  Ausa  führte,')  in  der  westgothischen  Periode 
unter  der  Metropolis  Tarragona.  Bei  der  Invasion  der  Araber 
wurden  beide  Städte  zerstört;  aber  bald  entstand  auf  den 
Trümmern  von  Ausona  ein  neuer  Ort.  Vieh  (vicus)*)  Da  Tarra- 
gona aufgehört  hatte,  Erzbistum  zu  sein,  wandte  sich  die  christ- 
liche Bevölkerung  von  Vieh  an  König  Pippin  mit  der  Bitte, 
fortan  bis  zur  Wiedereinsetzung  eines  Bischofs  der  Metro- 
pole Narbonne  in  Septimanien  unterstellt  sein  zu  dürfen,3)  was 
gewährt  und  7M2  auf  dem  Narbonenser  Concile  bestätigt  wurde. 
Urgel,  welches  bei  der  Occupation  der  iberischen  Halbinsel  durch 
die  Araber  schwer  zu  leiden  gehabt  hatte,  vermochte  im  Gegen- 
satz zu  Ausona  es  durchzusetzen,  dass  trotz  aller  Drangsale  die 
Reihe  der  Bischöfe  nicht  unterbrochen  wurde.1)  Ein  besonderes 
Interesse  hat  Urgel  für  uns  dadurch,  dass  es  der  Sitz  jenes 
Bischofs  Felix  war,  welcher  nebst  Elipandus  von  Toledo  der 
Hauptvertreter  der  später  verdammten  Irrlehre  des  Adoptianismus 
war.*)  Nach  dem  Kataloge  war  Felix  der  12.  Bischof  von 
Urgel,  seine  Nachfolger  unter  Karl  dem  Gr.,  Raudolf  und  Lei- 
derad, sind  uns  nur  dem  Namen  nach  bekannt.*)  Ebenso  wie 


')  Lembke,  I,  386. 

*)  erw.  bei  VilUnueta  IX.  i«c>.  Ap«nd.  No.  XXVII. 
*)  Vaiaactte  I.  460.  Lembke  I,  38G — 387. 

*)  vgl.  Villanueva.  X Apfind.  I.  Lembke  I,  387,  4. 
*)  Siehe  darüber  Abcl-Simson  II,  a.  J.  7#2  ff. 

•)  Lembke  I,  280,  3, 
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Ausona  war  Urgel  ein  SnfFraganbistum  von  Narbonne.  In  den 
südöstlichen  Marken  waren  für  die  spätere  Ostmark  und  Ober- 
pannonien bis  zur  Raab  Passau,  für  Karantanien  und  seit  796 
auch  für  einen  Teil  Unlerpannoniens,  nämlich  das  Land  zwischen 
Raab.  Donau  und  Drau,  Salzburg  die  Metropolen,')  das  Uebrige 
gehörte  zur  Metropole  Aquileja.  Der  erste  Bischof  von  Unter- 
pannonien war  Arno  von  Salzburg,*)  der  sein  Amt  jedoch  erst 
798  antrat.3)  Nach  kurzer  Wirksamkeit  wurde  er  hier  durch 
den  von  ihm  und  dem  Markgrafen  Gerold  eingeführten  Theoderich 
abgelöst.4)  Der  Patriarch  von  Aquileja  beanspruchte  einen  Teil 
des  angrenzenden  ^alzburgischen  Sprengels,  was  langwierige 
Streitigkeiten  zwischen  beiden  Erzdiöcesen  hervorrief.  Erat  8 1 1 
wurde  von  Karl  eine  Grenzlinie  festgesetzt,*)  die  819  durch 
Ludwig  bestätigt  wurde.  Trotz  der  Warnung  Alcuins  wurde 
zugleich  mit  dem  Beginne  der  Heidenmission  in  den  ehemals 
avarischen  Gebieten  auch  der  Zehnte  eingeführt,8)  eine  Mass- 
regel.  die  wesentlich  dazu  beitrug,  die  Ausbreitung  des  Christen- 
tums in  diesen  Gegenden  zu  verlangsamen. 


4.  Politische  Zugehörigkeit  der  Marken. 

Die  bretonische  Mark  wird  wahrscheinlich  zu  dem  König- 
reiche Aquitanien  gerechnet  worden  sein.  Sicher  sagen  lässt 
sich  dies  von  der  spanischen  Mark.  Denn  eine  ganz  selbständige 
Verwaltung  derselben  lässt  sich  nicht  erkennen,  wenigstens  nicht 
unter  Karl.  Schon  darin  spricht  sich  ihre  Zugehörigkeit  zu 
Aquitanien  aus,  dass  sie  in  kirchlicher  Hinsicht  unter  der  Metro- 
polis Narbonne  stand.  Auch  die  Reichsversammlungen  deuten 


•)  vgl.  Riezler  I,  187. 

’)  Conversio  et«,  cap.  6.  Diimmler  S.  21. 

*)  Vorschriften  fUr  die  Verwaltung  dor  neuen  Kirchenprovinz  in  einem 
Briefe  Leos  III.  vom  20.  IV.  798  an  Arno  bei  Zahn,  Urkunden-Buch  f.  d. 
Herzogt.  Steyermark,  Graz  76,  1, 1. 

*)  Conversio  etc.  cap.  8. 

*)  Zahn  a.  a.  O.  S.  5.  (Diimmler  datiert  die  Urk.  irrtümlich  von  810). 
Damals  war  in  Aquileja  Maxentius 
(802—310),  vgl.  Kämmet  S.  226. 

•)  Diimmler  8.  23. 
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darauf  hin,  welche  für  Aquitanien  in  Toulouse  abgelialten  wurden, 
wo  bei  dieser  Gelegenheit  häufig  auch  die  Angelegenheiten  der 
Mark  zur  Sprache  kamen.  Nicht  selten  erschienen  hier  Gesandte 
der  Araber,  und  wenn  gegen  die  letzteren  ein  Feldzug  unter- 
nommen werden  sollte,  der  von  grösserer  Bedeutung  war,  so 
wurden  hier  vor  dem  Ausnicken  der  Scharen  die  Vorberatungen 
gehalten  und  der  Operationsplan  festgestellt.  Erkennen  können 
wir  jenes  auch  aus  einer  Stelle  des  Praec.  pro  Hisp.  Karls:  „et 
mandamus  illi  (Lodoico),  ut  tempore  opportuno  illuc  (span.  Mark) 
veniens,  et  vos  in  eius  praesentiam  venientes,  hordinare  faciat, 
quomodo  aut  qualiter  isti  Ispani  vivere  debeant.“  Ferner  wird 
in  der  Urkunde  der  Reichsteilung  vom  6.  II.  801 ')  die  Mark 
zu  Aquitanien  gerechnet.  Die  gesamte  geographische  Situation 
musste  überhaupt,  wollte  man  die  Mark  dauernd  besitzen,  aut 
ihren  innigsten  Anschluss  an  Aquitanien  hinweisen.  Die  Marken 
jenseits  der  Elbe  waren  naturgemäss  ebenso  auf  den  Auscliluss 
an  das  Sachsenland  angewiesen,  wie  die  Sorbenmark  auf  den- 
jenigen an  Thüringen:  zu  Bayern  gehörten  die  Grenzgebiete 
gegen  Böhmen  und  die  Avarenmark,  zu  Italien  die  friaulsclie 
Mark.*) 

Wie  wir  oben  sahen,  hatten  die  Markgrafen  in  ihren  Ver- 
waltungsgebieten eine  entschieden  höhere  Stellung,  als  die  Grafen 
im  Innern  des  Reiches,  diese  war  aber  unter  Karl  weit  davon 
entfernt,  eine  unabhängige  zu  sein.  Die  oberste  Autorität  auch 
über  die  Vorhut  des  Reiches  blieb  stets  sein  Beherrscher,  und 
genau  so  wie  alle  Grafeu  des  eigentlichen  Frankenreiches  unter- 
standen auch  die  Grenz-  und  Markgrafen  der  Kontrolle  könig- 
licher Sendboten.  Sämtliche  Freien  waren  zu  deren  Beherbergung 
verpflichtet,  und  es  existieren  Vorschriften  über  ihre  schnelle 
Weiterbeförderung  und  ihre  bestmögliche  Aufnahme.3)  Diese 
missi  bewerkstelligten  zum  teil  die  Verbindung  der  leitenden 
Gewalten  in  den  Reichsmarken  mit  der  Centralgewalt,  was 
freilich  auch  durch  die  Verpflichtung  der  Markgrafen  geschah, 
an  den  Reichsversammlungen  gleich  den  übrigen  Grossen  teil- 


')  Legg.  127,  l. 

*)  Legg.  123,5. 

*)  vgl.  Legg.  86,28;  104,53. 
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zunehmen.  ’)  Fraglich  ist,  üb  die  Inspektionsreisen  der  könig- 
lichen Sendboten  nach  den  Grenzdistrikten  ebenso  oft  staltfanden 
wie  in  die  übrigen  Reichsteile;  anscheinend  waren  sie  dort  nicht 
periodisch  wiederkehrend,  sondern  wurden  je  nach  dem  vor- 
liegenden Bedürfnis  unternommen.*)  — 

Die  ungleichmässige  Fülle  und  Beschaffenheit  der  Nach- 
richten über  die  Anfänge  der  Marken  des  Frankenreiches  er- 
schwert uns  ungemein  den  tieferen  Einblick  in  alle  ihre  Ver- 
hältnisse. Deshalb  ist  auch  ein  Beweis  der  hin  und  wieder  uns 
begegnenden  Behauptung,  dass  Karl  bei  seiner  Markenpolitik 
ein  bestimmtes  gleichartiges  System  verfolgte,  so  gut  wie  un- 
möglich. Aehnlichkeiten  in  einzelnen  die  Zustände  der  ver- 
schiedenen Marken  betreffenden  Punkten  sind  wohl  vorhanden: 
ein  gewisses  System  ist  mit  Sicherheit  nur  in  der  Grenzverteidigung 
zu  erkennen.  Dass  auch  sonst,  namentlich  in  den  Kultur-  und 
Besiedelungsverhältnissen,  in  der  Regelung  der  Stellung  der 
Eingeborenen  zu  den  Franken  u.  s.  w.  alles  nach  den  gleichen 
Gesichtspunkten  behandelt  sein  sollte,  erscheint  schon  deswegen 
als  ganz  ausgeschlossen,  weil  rings  um  die  Grenzlinie  des  Reiches 
Völker  mit  so  wesentlich  von  einander  verschiedenem  Charakter 
lebten,  und  hätte  Karl  sich  ohne  Rücksicht  über  alle  ihre  Eigen- 
tümlichkeiten hinweggesetzt , so  würde  er  sich  eines  argen 
politischen  Fehlers  schuldig  gemacht  haben.  Die  Markenpolitik 
Karls  war  keine  einheitliche,  sondern  zeigte  das  Bestreben,  allen 
in  Betracht  kommenden  Verhältnissen  die  gebührende  Berück- 
sichtigung zu  teil  werden  zu  lassen. 

Der  Zweck  der  Markengründung  war  ein  höherer,  als  das 
blosse  Festhalten  eines  gewonnenen  Landstriches,  ein  höherer 
auch,  als  die  einfache  Erweiterung  des  königlichen  Machtbereiches. 
Er  war  vielmehr  ein  Kulturzweck  allerersten  Ranges:  sollte 
doch  die  Markeinrichtung  vor  allem  auch  dazu  dienen,  Barbarei 
und  Heidentum  nicht  nur  von  dem  Kern  des  Reiches  fernzuhalten, 


’)  vgl.  Waitz  III,  555, 1.  — Nicht  selten  erschienen  Markgrafen  vor 
Karl  nach  der  Beendigung  von  Feldzügen,  wohl  um  Bericht  zu  erstatten. 
So  brachte  Wido  7'J'J  die  Schwerter  der  besiegten  mactiern  nach  Worms. 

')  vgl.  Legg.  262,1  missos,  <]uos  pro  rerum  opportunitate  illas  in 
partes  miaerimua. 
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sondern  auch  iu  der  Mark  selbst  zu  verdrängen  und  germanisches 
Wesen  und  Christentum  an  ihre  Stelle  zu  setzen.  Keineswegs 
war  die  Mark  eine  „bereits  germanisierte  Qrenzprovinz“,  wie 
Eichhorn  meint,1)  sie  sollte  eine  solche  erst  werden,  und  mit 
wie  gewaltigen  Schwierigkeiten  dieses  Ziel  nur  erreicht  werden 
konnte,  und  wie  es  an  manchen  Stellen  ein  nur  erstrebtes,  un- 
erreichtes bleiben  sollte,  das  liess  die  kampfdurchtobte  Regierung 
des  schwachen  Nachfolgers  Karls  schon  vorausahnen. 


')  Eichhorn  I,  516;  E.  gebt  vielleicht  auch  I,  617  in  seiner  Ansicht 
Uber  die  KriegsdienBtpflicht  unterworfener  and  verbündeter  Völker  (Anra.  1.) 
etwas  zu  weit. 


Pruok  ton  Otto  Hi  Ui  ge r in  Altwasser. 
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Einleitung. 


Der  Aufbau  des  deutschen  Sachenrechts  beruht  auf  dem 
Gegensatz  von  fahrender  Habe  und  liegendem  Gut.  Diese  Ge- 
staltung des  Sachenrechts  beeinflusste  aucli  das  Prozessrecht: 
es  gelangte  im  deutschen  Recht  ein  besonderer  Immobiliarpro- 
zess zur  Ausbildung. 

In  beiden  Punkten  steht  das  deutsche  Recht  bekanntlich 
im  Gegensatz  zum  römischen.  Das  römische  Recht  kennt  keinen 
solchen  Unterschied  der  Gegenstände  und  daher  auch  keinen 
Unterschied  zwischen  einem  Mobiliar-  und  Immobiliarprozess. 

Schon  hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Auffassung  des  deutschen 
Rechts  keine  durch  die  Natur  der  Sache  gegebene,  die  verschie-,. 
dene  Behandlung  von  Mobilien  und  Immobilien,  die  Ausbildung 
der  zwei  verschiedenen  Prozessarten  keine  logisch  nothwen- 
dige  ist. 

Ja,  es  sprechen  verschiedene  Gründe  für  die  Annahme,  dass 
im  deutschen  Recht  die  Abzweigung  eines  besonderen  Immobi- 
liarprozesses, die  wir  bereits  in  der  Zeit  der  Volksrechte  voll- 
endet finden,  erst  allmählich  an  die  Stelle  ursprünglich  einheit- 
licher Behandlung  getreten  ist.  Auch  das  deutsche  Recht  hat 
wahrscheinlich  in  ältestor  Zeit  nur  eine  einzige  Art  des  Rechts- 
ganges gekannt.  Jede  Klage,  ohne  Rücksicht  auf  den  Gegen- 
stand, war  ursprünglich  eine  Deliktsklage1);  es  machte  keinen 
Unterschied,  ob  Mord,  Diebstahl  oder  Landraub  vorlag.  Daher 

')  Brnnuer  Deutsche  Bechtsgescliiclite  II  1892  S.  328. 

Hübner,  frank.  Immobiliarprozess.  1 
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wird  auch  ursprünglich  die  prozessuale  Durchführung  aller  dieser 
Klagen  die  gleiche  gewesen  sein.  Es  erhebt  sich  also  die  Frage, 
wodurch  die  Ausbildung  besonderer  Prozessarten  veranlasst 
worden  ist,  aus  welchen  Gründen  das  deutsche  Recht  einen  be- 
sonderen Immobiliarprozess  ausgebildet  hat.  Denn  dass  der 
Immobiliarprozess  es  gewesen  ist,  der  sich  als  besonderer  Schöss- 
ling aus  dem  Stamme  des  ursprünglich  einheitlichen  Verfahrens 
entwickelte,  wie  es  als  gewöhnlicher  Rechtsgang  im  Mobiliarpro- 
zess sich  erhielt,  nicht  etwa  umgekehrt,  zeigt  seine  Geschichte, 
die  zwar  manches  alterthümliche  besser,  als  es  in  dem  gewöhn- 
lichen Verfahren  geschah,  bewahrte,  im  allgemeinen  aber  sich 
von  der  ursprünglichen  Grundlage  weiter  entfernte. 

Auf  jene  Frage  nun  hat  meines  Erachtens  Heusler  die 
beste  Antwort  gegeben  *). 

Wir  müssen  davon  ausgehen,  dass  Prozesse  um  liegendes  Gut 
erst  sehr  viel  später  vorgekommen  sein  können  als  Rechts- 
streitigkeiten um  Fahrhabe. 

Streitigkeiten  um  fahrende  Habe  fehlen  selbst  in  den  ur- 
sprünglichsten Kulturverhältnissen  nicht.  Grundbesitzprozesse 
aber  sind  erst  möglich,  wenn  sich  ein  Liegenschafts  verkehr  ent- 
wickelt, und  ein  solcher  fehlte  in  der  altgermanischen  Zeit,  in 
der  das  Erbenwartrecht  keinen  Verkauf,  die  genossenschaft- 
liche Gleichberechtigung  keine  Leihe  von  Genossen  an  Genossen 
duldete  *),  die  mit  einem  Wort  keine  Sonderrechte  an  Grund  und 
Boden  kannte5). 

Erst  als  sich  solche  ausbildeten,  was  bei  einigen  Stämmen, 


')  Vgl.  besonders  seine  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  II  § 79. 

*)  Mit  Benutzung  von  Heuslers  Worten,  Gewere  S.  496  (Excnrs  II). 
Zu  vergleichen  ist  auch  Laughlin  in  den  Essays  in  Anglo-Saxon  Law, 
Boston  1876  S.  227. 

*)  Allerdings  stellt  Ficker  in  seinem  neuesten  Werke  (Untersuchungen 
zur  Erbenfolge  der  ostgermanischen  Rechte  1891)  wie  viele  andere,  so  auch 
diese  bisher  allgemein  anerkannte  Thatsache  in  Frage.  Er  verspricht,  in 
einem  späteren  Theile  den  Nachweis  zu  fuhren,  dass  aus  dem  Vorkommen 
von  Rechtsinstituten  wie  der  rechten  Gewere  und  dem  Näherrecht  auf  das 
Vorhandensein  von  Sonderrechten  an  Grund  und  Boden  schon  zur  Zeit  vor 
Trennung  der  Goten  und  Skandinavier,  ja  seihst  zur  Zeit  vor  Verzweigung 
der  Germanen  in  eine  östliche  und  westliche  Gruppe  geschlossen  werden  müsse. 
Vorläufig,  ehe  er  seine  Gründe  vorgelegt  hat,  müssen  wir  bei  der  herrschenden 
Ansicht  stehen  bleiben. 
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wie  z.  B.  den  Westgoten1),  schon  verhältnissmässig  früh  durch 
die  Berührung  mit  römischer  Bevölkerung  und  römischem  Recht 
geschah,  bei  den  meisten  Stämmen  aber  erst  um  die  Zeit  der 
fränkischen  Reichsgründung,  hauptsächlich  wohl  in  Folge  des 
Aufkommens  der  Vergabungen  an  die  Kirchen  und  der  von  diesen 
ausgehenden  Verleihungen  zu  Niessbrauch*)  der  Fall  war,  waren 
die  Vorbedingungen  für  einen  Immobiliarprozess  gegeben. 

Die  Lex  Salica  in  ihrer  ältesten  Form  kennt  ihn  bekannt- 
lich noch  nicht.  Auch  in  ihrem  45.  Titel  (de  migrantibus)  ist 
der  richtigen  Ansicht  nach  von  einem  solchen  keine  Rede.  Denn 
er  handelt  nicht,  wie  Fustel  de  Coulanges  zu  beweisen  ver- 
sucht hat,  von  einem  Fremden,  der  sich  eigenmächtig  und  wider- 
rechtlich auf  einem  Landgut  niederlässt  und  dann  wegen  Ab- 
wesenheit des  Eigenthümers  auf  Klage  eines  Dorfgenossen,  al-  • 
so  im  Wege  des  Immobiliarprozesses,  zur  Räumung  veranlasst 
wird  8),  sondern  er  spricht  nur  den  Rechtssatz  aus,  dass  der  Grund- 
erwerb eines  Ausmärkers  binnen  Jahresfrist  nach  seiner  An- 
siedelung durch  den  rechtsförmlichen  Widerspruch  eines  einzigen 
Dorf  genossen  rückgängig  gemacht  werden  konnte4);  von  einem 


*)  Schon  die  Leges  Eurici  (466 — 484),  das  älteste  Denkmal  germanischer 
Gesetzgebung , setzen  einen  Immobiliarprozess  voraus,  z.  B.  277  (Bluhme 
p.  2),  312  (Bluhme  p.  30);  vgl.  Brunner  Deutsche  Rechtsgeschichte  I 
S.  323. 

*)  Die  hierher  gehörigen  Rechtsgeschäfte,  Donationes  post  obitum,  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  Rückverleihungen  auf  Lebenszeit  sind 
aus  germanischer  Wurzel  entsprossen,  und  ich  milchte  daher  nicht  mitSohm 
(Fränkisches  Recht  und  Komisches  Recht,  Zeitschrift  der  Savigny -Stiftung  für 
Rechtsgeschichte  germ.  Abth.  I 1880  S.  32  Anm.  42)  schlechtweg  die  Be- 
rührung mit  dem  römischen  Recht  als  den  Grund  für  die  Ausbildung  eines 
Grundbesitzverkelirs  betrachten. 

*)  Fustel  de  Coulanges  Etüde  snr  le  titre  de  migrantins  de  la  loi 
Salique,  Extrait  de  la  Revue  gtnbralc  de  droit,  Paris  1886.  Vgl.  die 
Recension  von  W.  Sickel  Gött.  gel.  Anz.  1886  Nr.  10  S.  434. 

*)  So  fasst  Brunner  (RG  I S.  195)  den  Inhalt  des  Titels  zusammen. 
Auch  Gierke  (Genossensrbaftsrecht  I S.  77)  weist  die  Ansicht  zurück,  dass 
es  sich  nm  Okkupation  eines  fremden  Hofes  bandle.  Ob  man  das  migrare 
tuper  allerum  übersetzt  »gegen  den  Willen  eines  Anderen“,  wie  Sohm 
früher  unter  Beibringung  von  Belegen  verlangte  (Fränk.  Reichs-  und  Gerichts- 
verfassung S.  61  ff.),  oder  mit:  „zu  einem  anderen  ziehen“,  wofür  er  jetzt 
(die  deutsche  Genossenschaft  1888  S.  155)  eintritt,  bleibt  für  die  allgemeine 
Auffassung  des  Titels  ohne  entscheidende  Bedeutung. 

i* 
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wirklichen  Prozess  ist  keine  Hede,  sondern  nur  von  einem  exe- 
kutivischen  Zwangsverfahren. 

Aber  die  erhaltenen  Quellen  des  salischen  Rechts  führen 
uns  gerade  in  die  Zeit  des  Übergangs  aus  der  älteren  in  die 
neuere  Kulturperiode  hinein.  Bereits  der  erweiterte,  in  die  Zeit 
seit  Ausgang  des  sechsten  Jahrhunderts  anzusetzende  Heroldsche 
Text  der  Lex  Salica  erwähnt  einen  Fall  des  Rechtsstreits  nm 
liegendes  Gut;  er  spricht  nämlich  au  einer  Stelle1)  von  dem 
Streit  zwischen  den  nepotes  aut  pronepotes  de  alode  terrae,  d.  h. 
über  ein  zur  Erbschaft  gehöriges  Grundstück. 

Dass  dann  in  einigen  viel  späteren  Ergänzungen  des  sali- 
schen Rechts*)  auf  den  Immobiliarprozess  eingehend  Rücksicht 
genommen  wird,  ist  eine  nothwendige  Folge  der  fortgeschrittenen 
* wirthschaftlichen  Zustände. 

Ähnlich  verhält  es  sich  im  ribuarischen  Recht;  auch  im 
ältesten  Theile  der  Lex  Ribuaria  findet  sich  noch  keine  Spur 
des  Immobiliarprozesses;  ein  später  eingeschobener  Theil  da- 
gegen, das  in  den  Jahren  628  — 629  erlassene  Königsgesetz, 
kennt  die  Anfechtung  eines  Verkaufs  oder  einer  Schenkung  von 
Grundbesitz8)  und  schreibt  im  Hinblick  auf  einen  später  mög- 
licherweise entstehenden  Prozess  die  Förmlichkeiten  beim  Eigen- 
thumserwerb an  Grundstücken  ausführlich  vor*);  ein  anderer, 
derselben  Zeit  angehörender  Titel  spricht  ausdrücklich  von  der 
Klage  wegen  widerrechtlichen  Besitzerwerbes  vonLiegenschaften5). 

Auch  dem  ursprünglichen,  in  den  Jahren  480  bis  500  ent- 
standenen Bestandtheile  des  burgundischen  Volksrechts,  der 
Konstitutionensammlung  König  Gundobads,  ist  ein  Immobiliar- 
prozess noch  unbekannt;  erst  eine  im  Jahr  515  erlassene  No- 
velle handelt  ex  professo  vom  Rechtsstreit  um  Liegenschaften. 
Hier  stehen  sich  die  beiden,  einen  wichtigen  Kulturfortschritt 
abspiegelnden  Zeugnisse  allerdings  auffallend  nahe ; selbst  wenn 


')  Bei  Behrend  59,  5 Zusatz;  bei  Hessels  59,  6 Cod.  10  col.  385.  Vgl. 
Brunner  a.  a.  0.  S.  196  Anm.  8. 

*)  Vgl.  Extravagante  A 2 de  terra  condemnata,  d.  b.  coramendata; 
Capitula  legi  Salicae  addita  a.  819  c.  9 (Boretius  I p.  292) ; Septem  causae  IV  4. 
*)  L.  Bib.  59,  1 — 8-i 
*)  60,  1. 

•)  67,  6. 
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man  das  spätere  Gesetz  als  Ergänzung  auffassen  will,  bleibt 
es  bezeichnend,  dass  in  der  vom  König  Gundobad  veranstalteten 
Kodifikation  jeder  Hinweis  auf  den  Immobiliarprozess  fehlen 
konnte;  man  muss  daraus  schliessen,  dass  er,  wenn  überhaupt, 
nur  erst  eine  bescheidene  Rolle  gespielt  haben  wird,  und  das 
trotzdem  doch  die  Burgunder  schon  längst  mit  den  Römern  in 
naher  Beziehung  standen. 

Wenn  dagegen  die  älteste  Rechtsaufzeichnung  der  Ala- 
mannen, der  sog.  Pactus  Alamaunorum,  auf  Immobiliarsachen- 
recht gar  keine  Rücksicht  nimmt,  die  Lex  Alamannorum  aber 
genaue  Vorschriften  für  den  Immobiliarprozess  enthält,  so  ist 
das  leicht  erklärlich ; zwischen  beiden  Rechtsaufzeichnungen  liegt 
ungefähr  ein  volles  Jahrhundert  (das  siebente),  gerade  diejenige 
Zeit,  in  der  wie  im  Süden  der  Alpen  durch  die  Edikte  der  lan- 
gobardischen  Könige  der  Immobiliarprozess  die  sorgfältigste 
Ausgestaltung  erhielt,  so  auch  die  ostrheinischen  Stämme  zu 
einem  Liegenschaftsverkehr  sich  emporzuschwingen  begannen, 
wie  denn  ein  solcher,  und  damit  der  Immobiliarprozess,  auch 
in  dem  bairischen  Volksrecht  eingehende  Behandlung  findet. 
Selbst  bei  den  Sachsen  entwickelt  sich  nunmehr  beides;  in  zwei 
eigentümlichen  Stellen  trifft  die  um  800  verfasste  Lex  Saxonum 
Anordnungen  für  das  Beweisverfahren  bei  Klagen  um  widerrecht- 
liche Aneignung  von  Liegenschaften1). 

So  ist  denn  bei  allen  Stämmen  um  die  gleiche  Zeit  unge- 
fähr der  Übergang  vollzogen  und  im  Anschluss  an  den  wirt- 
schaftlichen Aufschwung  und  die  dadurch  bedingten  Grundbesitz- 
verhältnisse ein  eigener  Immobiliarprozess  entstanden. 

Dieser  verhältnissmässig  späte  Zeitpunkt  seines  Aufkommens 
bewirkte  nun  aber,  dass  der  Immobiliarprozess  sogleich  eine 
reichere  Ausbildung  erhielt.  Denn  er  wurzelte  nicht  mehr  wie 
der  schon  längst  bekannte  Mobiliarprozess  in  dem  ursprüng- 
lichsten streng  exekutivischen  Zustande  des  deutschen  Prozess- 
rechtes; vielmehr  zu  der  Zeit,  als  zuerst  die  Rechte  am  Grund 
und  Boden  Gegenstand  des  Verkehrs  und  gerichtlichen  Streites 
wurden,  hatte  sich  jenes  altgermanische  Verfahren  bereits 
überlebt  und  hatte  sich  ein  neues  Prozessrecht  entwickelt,  das 
viel  eindringlicher  wie  jenes  alte,  formale  der  Feststellung  der 


’)  Lex  Sax.  39  und  63, 
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materiellen  Grundlagen  des  Streitverhältnisses  seine  Aufmerk- 
samkeit zuwendete '). 

Dieses  zeitliche  Zusammentreffen  bewirkte,  dass  die  neuen 
Grundsätze  auf  den  neuen  Prozess  Anwendung  fanden,  während 
das  alte  Mobiliarverfahren  sich  auch  weiterhin  mit  den  bisher 
geübten,  altertliümlicheren  Formen  begnügte ; der  Mobiliarprozess 
blieb  auf  einer  älteren  Stufe  stehen,  der  Immobiliarprozess  nahm 
die  vorgeschritteneren,  freieren  Ideen  auf  und  bewahrte  nur  aus- 
nahmsweise, wie  zum  Beispiel  in  dem  später  zu  besprechenden 
Einleitungsverfahren  durch  Mannitio  und  Anefang,  Reste  der 
formalen  Periode. 

Aber  nicht  bloss  der  spätere  Zeitpunkt  seines  ersten  Auf- 
kommens war  von  günstigem  Einfluss  auf  eine  gesonderte, 
reichere  Entwickelung  des  Immobiliarprozesses.  Es  kam  viel- 
mehr noch  folgendes  hinzu. 

Sobald  einmal  Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  mög- 
lich geworden  war,  wurde  es  der  wichtigste  Bestandtheil  des 
Vermögens.  Grund  und  Boden  war,  wenn  auch  an  sich  gewiss 
nicht  immer  werthvoller  als  Kleider,  Waffen,  Schmuck  oder 
Vieh,  so  doch,  wie  Heusler  es  lebendig  dargestellt  hat,  darum 
von  so  unendlich  höherer  praktischer  Wichtigkeit,  weil  von 
nun  an  auf  ihm  allein  des  Mannes  Stellung  in  Familie,  Ge- 
meinde und  Staat  beruhte,  der  Grundbesitz  daher  die  eigent- 
liche Grundlage  aller  Rechtsverhältnisse  bildete. 

In  Folge  dieser  überwiegenden  Bedeutung  aller  Rechte  an 
Liegenschaften  erhielt  das  deutsche  Iramobiliarsachenrecht  eine 
bei  weitem  reichere  Ausbildung  dem  Fahrnissrecht  gegenüber, 
und  in  Folge  dieser  reicheren  Ausbildung  überwand  der  Immo- 
biliarprozess  die  Schranken,  die  den  deutschen  Mobiliarprozess, 
so  lauge  ein  solcher  bestand,  eingeengt  haben  *).  Diese  Schranken 
bestanden  bekanntlich  darin,  dass  eine  bewegliche  Sache,  die 
mit  Willen  des  Eigenthümers  in  den  Besitz  eines  Anderen  über- 
gegangen, dann  aber  auf  irgend  eine  Weise  (z.  B.  durch  Dieb- 
stahl) in  die  Hände  eines  Dritten  gelangt  war,  von  diesem 
Dritten  seitens  des  Eigenthümers  nicht  zurückgefordert  werden 


*)  Heusler  Die  Beschränkung  der  Eigenthumsverfolgung  bei  Fahrhabe 
und  ihr  Motiv  im  deutschen  Rechte  1871  S.  11. 

’)  Siebe  besondere  Heusler  a.  a.  0. 
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konnte;  eine  Klage  gegen  den  Dritten  war  nur  dann  möglich, 
wenn  die  Sache  dem  Eigenthftmer  gegen  seinen  Willen  ent- 
zogen worden  war,  denn  nur  dann  konnte  in  Befolgung  des 
vielbesprochenen  Satzes  „Hand  muss  Hand  wahren“  auf  den 
eigentlichen  Entwender  zurückgegangen  werden.  Dass  aber  diese 
Beschränkung  der  Eigenthumsverfolgung  bei  Fahrhabe,  kraft 
deren  die  Mobiliarklage  gegen  solche,  welche  die  Sache  vom 
Vertrauensmann  erworben  hatten,  ausgeschlossen  war,  schliess- 
lich nur  darum  bestehen  bleiben  konnte,  weil  „das  praktische 
Leben  für  den  Fahrnissverkehr  mit  dem  Vorhandenen  aus- 
reichte“ *),  kann  kaum  bezweifelt  werden. 

Der  deutsche  Immobiliarprozess  weist  eine  solche  Beschrän- 
kung der  Eigenthumsverfolgung  nicht  auf.  Ich  wüsste  zwar 
gerade  keinen  einzelnen  Rechtsfall  aus  den  von  mir  benutzten 
Urkundensammlungen  anzuführen,  in  dem  man  mit  Bestimmtheit 
eine  Immobiliarklage  gegen  den,  der  vom  Vertrauensmann  „er- 
worben“ hat,  erkennen  könnte.  Aber  vielleicht  darf  hier  im 
Vorübergehen  auf  eine  auch  später  noch  zu  erwähnende  süd- 
italienische Gerichtsurkunde  aus  dem  Jahre  995*)  hingewiesen 
werden,  in  welcher  sich  der  Beklagte  auf  seinen  Autor  beruft, 
von  dem  er  das  eingeklagte  Grundstück  zum  Nutzgenuss  (ad 
pastenandum ) erhalten  habe.  Der  Autor  übernimmt  die  Gewähr- 
schaft und  tritt  an  Stelle  des  Beklagten  in  den  Prozess  ein. 
Nunmehr  klagt  der  Kläger  wider  den  Autor,  er  habe  jenes 
Grundstück  widerrechtlich  besessen  und  es  also  dem  ersten  Be- 
klagten nicht  verleihen  können.  Wir  sind  nun  zwar  über  den 
Fortgang  des  Streites  zwischen  Kläger  und  Autor  nicht  unter- 
richtet; aber  ich  glaube,  man  kann,  ohne  sich  dem  Vorwurf 
unwahrscheinlicher  Vermuthung  ausznsetzen,  annehmen,  dass 
der  Autor  seine  Berechtigung  dargethan  haben  wird,  denn  er 
ist  der  Abt  des  Maximusklosters  zu  Salerno,  der  sich  doch 
wohl  kaum  eine  widerrechtliche  Besitzentziehung  wird  haben 
zu  Schulden  kommen  lassen;  die  Wahrscheinlichkeit  und  die 
Analogie  ähnlicher  Fälle  lässt  vielmehr  voraussetzen,  dass  er 
eine  vom  Kläger  an  das  Kloster  gemachte  Tradition  behauptet 
haben  wird.  War  das  aber  seine  Einrede  (und  wenn  nicht 


')  Heu 8 ler  Institutionen  n S.  10. 
*)  Cod.  Cavensis  m p.  31  n.  480. 
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in  diesem,  hätte  doch  in  irgend  einem  ähnlichen  Fall  die  Ein- 
rede des  Autors  so  lauten  können),  dann  hätte  also  der  Kläger 
um  ein  Grundstück  geklagt,  das  ihm  nicht  widerrechtlich  ent- 
zogen, sondern  vielmehr  mit  und  durch  seinen  Willen  auf  den 
Autor  und  von  diesem  auf  den  Beklagten  übergegangen  wäre. 
Hätte  es  sich  um  bewegliches  Gut  gehandelt,  so  wäre  jede  Klage 
gegen  den  Besitzer  wie  gegen  dessen  Autor  unbedingt  ausge- 
schlossen gewesen. 

So  hat  sich  also  durch  die  besonderen  Umstände,  die 
seine  Entwickelung  bedingten,  durch  die  Zeit,  in  der  sie 
erfolgte,  und  durch  die  Stellung,  die  liegendes  Gut  unter 
den  Gegenständen  des  Verkehrs  einnahm,  der  Immobiliarprozess, 
indem  er  trotz  seiner  späteren  Entstehung  den  auf  einer  äl- 
teren Entwicklungsstufe  stehen  gebliebenen  Mobiliarprozess  über- 
flügelte, zu  einem  besonderen  Institut  gestaltet,  das  eine  Be- 
trachtung für  sich  verträgt. 

Im  Folgenden  soll  der  deutsche  Immobiliarprozess  wenn 
auch  nicht  in  der  Vollständigkeit  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wickelung so  doch  in  der  Gestalt,  die  er  während  der  frän- 
kischen Zeit  in  den  verschiedenen  Stammesrechten  angenommen 
hat,  einer  solchen  Betrachtung  unterworfen  werden.  Da  für 
diese  Zeit  das  Recht  der  fränkischen  Stämme  die  führende  Rolle 
hat,  so  wird  auch  die  folgende  Untersuchung  von  ihm  ausgehen 
müssen  und  daher  in  erster  Linie  auf  die  aus  den  west-  und 
ostfränkischen  Gebieten  erhaltenen  Quellen  Rücksicht  zu  nehmen 
haben.  Daneben  sollen  dann  die  Abweichungen  oder  Besonder- 
heiten der  übrigen  Stammesrechte  an  den  betreffenden  Stellen 
hervorgehoben  werden.  Wenn  auf  die  Rechtsverhältnisse  Italiens 
besonders  häufig  eingegangen  wird,  so  hat  das  seinen  Grund 
in  dem  reichen  Quellenmaterial,  das  uns  dorther  erhalten  ist. 

Das  angelsächsische  und  skandinavische  Recht  zu  berück- 
sichtigen, lag  nicht  im  Plane  der  Arbeit;  ich  darf  wohl  an- 
nehmen dass  der  Umkreis  der  beachteten  Zeugnisse  genügt, 
um  ein  einheitliches  und  vollständiges  Bild  zu  gewinnen.  Da 
in  allen  berücksichtigten  Rechtsgebieten  die  Prozesse  um  Frei- 
heit nach  denselben  Grundsätzen  wie  die  um  Eigen  behandelt 
wurden,  so  können  gelegentlich  auch  Urkunden,  die  Fälle  der 
ersteren  Art  betreffen,  als  beweiskräftig  verwendet  werden. 

Bei  einer  monographischen  Darstellung  des  Immobiliarpro- 
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zesses  kann  es  sich  nicht  darum  handeln,  diejenigen  Dinge  zu 
besprechen,  die  ihm  mit  den  übrigen  Arten  des  Verfahrens  ge- 
meinsam sind;  insbesondere  also  wird  alles,  was  mit  der  Ge- 
richtsverfassung Zusammenhänge  das  Nähere  über  die  einzelnen 
Beweisarten  u.  dgl.  ausgeschlossen  bleiben  und  nur  das  dem 
Immobiliarprozess  Eigenthümliche  und  für  seine  Erkenntniss 
Wichtige  behandelt  werden. 

Die  Gliederung  des  Stoffes  erfolgt  in  der  Art,  dass  im 
ersten  Kapitel  die  Einleitung  des  Verfahrens  und  die  Klage, 
im  zweiten  die  Klagebeantwortung,  im  dritten  die  Grundsätze 
der  Beweisvertheilung  und  im  vierten  endlich  die  Bedeutung 
der  den  Prozess  beendenden  Akte  erörtert  werden  sollen. 

Neben  den  Bestimmungen  der  Volksrechte,  auf  die  in  Kürzo 
hingewiesen  worden  ist,  und  zu  denen  einige  Kapitularienstellen 
sowie  die  im  Liber  Papiensis  vereinigten  Arbeiten  der  lango- 
bardischen  Juristen1)  hinzukommen,  bildet  die  Grundlage  unserer 
Darstellung  das  reiche,  aus  allen  Theilen  des  fränkischen  Reichs 
(wenn  wir  von  den  Gebieten  des  sächsischen  Rechts  absehen) 
erhaltene  Urkundenmaterial,  das  in  möglichster  Vollständigkeit 
durchzuarbeiten  versucht  wurde*),  um  den  Vortheil,  den  der  die 
mittelalterlichen  Rechte  behandelnde  Forscher  gegenüber  dem 
Romanisten  geniesst,  nämlich  an  Stelle  von  theoretischen  Er- 
örterungen von  immerhin  höchster  Feinheit  sich  auf  die  un- 
mittelbaren Überreste  der  lebendigen  Rechtsfälle  stützen  zu 


')  Doch  »ollen  die  Formeln  des  Liber  Papiensis  und  die  Erörterungen 
der  Expositio  nur  durchaus  in  zweiter  Linie  berücksichtigt  werden,  denn  in 
ihnen  sind  die  Anschauungen  einer  schon  vom  wiederauflehenden  römischen 
Recht  beherrschten  Zeit  niedergelegt.  Vgl.  Ficker  Forschungen  znr  Reichs- 
und Rechtsgeschicbte  Italiens  I 1868  S.  12. 

*)  Ich  verweise  hier  auf  die  von  mir  angefertigten  Regesten  der 
fränkischen  Qerichtsurkunden,  deren  erste  Hälfte,  die  ausaeritalicuischen  Ge- 
richtsurkunden bis  zum  Jahre  1000  umfassend,  in  der  Zeitschrift  der  Savigny- 
Stiftung  für  Rechtsgeschichte  gern.  Abth.  Band  XII  1891  und  auch  als  Sonder- 
abdruck erschienen  ist.  Die  in  dieser  ersten  Hälfte  verzeichneteu  Stücke 
werden  im  Folgenden  an  erster  Stelle  nach  ihrer  Regestenuummer  citjert. 

Die  Citate  linden  ihre  Erklärung  in  dem  dort  gegebenen  Quellenver- 
zeichniss;  so  weit  die  dort  noch  nicht  anfgeführten  italienischen  Sammlungen 
in  Betracht  kommen,  wird  vorläufig  bis  zum  Erscheinen  der  zweiten  Abtheilung 
unter  anderem  auf  das  Verzeichnis»  in  Fickers  Forschungen  zur  Reichs- 
und Rechtsgeschichte  Italiens  verwiesen. 
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können,  soweit  als  möglich  auszubeuten.  Denn  eine  Benutzung 
von  Urkunden  kann  in  unserem  Falle  nur  dann  zweckmässig 
angestellt  werden,  wenn  sie  die  Unvollkommenheiten,  die  so 
vielen  dieser  Denkmäler  einzeln  betrachtet  anhaften,  durch  die 
Berücksichtigung  möglichst  zahlreicher  Fälle  auszugleicheu 
sucht. 


Digitized  by  Google 


Erstes  Kapitel. 


Die  Klage. 

• 

I.  Die  Einleitung  des  Rechtsstreits. 

1.  Die  Ladung. 

Der  nächste  Zweck,  den  der  Kläger  zu  erreichen  bestrebt 
sein  muss,  ist  der,  seinen  Gegner,  Widersacher,  zn  nöthigen, 
dem  Angriff  zu  stehen. 

Das  geschah  nach  den  Grundsätzen  des  alten  germanischen 
Rechtes  durch  eine  blosse  Parteihandlung:  in  rechtsförmlicher 
Weise  spricht  der  Kläger  den  Beklagten  an  und  ladet,  mahnt 
ihn,  wenn  er  die  Erfüllung  des  Anspruchs  weigert,  vor  Gericht, 
damit  er  sich  dort  verantworte. 

Diese  älteste  Form  der  Ladung,  die  unter  bestimmten  Förm- 
lichkeiten stattfindende  Ladung  der  Partei  durch  die  Partei  auf 
Grund  eines  einseitigen  Aktes,  für  welche  die  fränkische  Rechts- 
sprache den  technischen  Ausdruck  Mannitio1)  verwendet,  spielt 
im  Immobiliarprozess  der  fränkischen  Zeit  eine  besondere  Rolle. 

Sie  erhielt  sich  nämlich  im  Immobiliarprozess  länger  als 
sonst.  Ira  allgemeinen  wurde  während  der  fränkischen  Zeit 
die  Mannitio,  die  rechtsförmliche  Parteiladung,  durch  die  Bann i- 
tio,  die  Ladung  des  Gegners  durch  richterlichen  Befehl,  ersetzt, 


')  Über  die  Mannitio  vgl.  t.  B.  Brunne r Entstehung  der  Schwurgerichte 
8.  44;  t.  A mir a in  Pauls  Grundriss  der  germanischen  Philologie  II  2 S.  190; 
jetzt  besonders  Brunner  Deutsche  Bechtsgeschichte  II  S.  332  ff. 
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eine  Neuerung,  die  damit  zusammenhing,  dass  überhaupt  der 
Rechtsgang  mehr  und  mehr  auf  hörte,  ausschliesslich  von  den 
Parteihandlungen  abhängig  zu  sein,  vielmehr  eine  richterliche 
Prozessleitung  sich  entwickelte. 

Dagegen  wurde  die  Maunitio  für  den  Rechtsgang  von  Liegen- 
schaften (und  ebenso  für  Freiheitsprozesse)  noch  in  karolingischen 
Reichsgesetzen  ausdrücklich  als  einzig  erlaubte  Form  der  Ladung 
aufrechterhalten.  In  den  Kapitularienstellen,  die  diese  Anord- 
nung enthalten,  wird  ausdrücklich  hervorgehobeu,  dass  damit 
für  die  genannten  Prozessarten  eine  Ausnahmebestimmung  ge- 
troffen werden  solle1).  Der  Grund,  wesslialb  gerade  im  Immobiliar- 
prozess die  alterthümliche  Ladungsform  beibehalten  wurde,  mag 
in  Folgendem  gelegen  haben.  Die  Mannitio  musste,  wie  das 
in  der  Lex  Salica  1,  3 festgesetzt  wird,  ini  Hause  des  Gegners 
vorgenomraen  werden;  dort  musste  der  Klüger  in  Gegenwart 
von  Zeugen  dem  Beklagten  selbst,  oder  wenn  er  abwesend  war, 
d.  h.,  wie  in  1,  5 näher  ausgeführt  wird,  wenn  er  sich  in  ei- 
genen Geschäften  (im  Gegensatz  zum  Königsdienst)  anderswo, 
aber  innerhalb  des  Gerichtsbezirkes  aufhielt,  der  Frau  des  Be- 
klagten oder  einem  Familiengliede  die  Ladung  knndthun*). 
Voraussetzung  für  gültige  Vornahme  der  Mannitio  war  al- 
so, dass  der  Gegner  in  seinem  Domizil  anzutreffen  war  oder 
wenigstens  innerhalb  des  Gerichtsbezirks  sich  aufhielt,  so  dass 
ihm  leicht  Nachricht  gegeben  werden  konnte.  Floh  er  in  einen 
andern  Gau,  so  war  eine  Mannitio  unmöglich.  Bei  Streitigkeiten  um 


')  Cap.  legi  ndd.  v.  J.  816  c.  4,  MG  Capitolaria  I p.  268:  V t de  statu 
suo,  ul  est  de  libertate  vel  hereditate,  conpellandus  iuxta  legis  constitutionem 

manniatur.  De  ceteris  cero  causis Item  Cap.  legi  add.  v.  J.  816  c,  3, 

I p.  270:  De  mannire  cero,  nisi  de  ingenuitate  aut  de  hereditate , non  sit 
opus  observandum.  Cap.  legibus  add.  v.  J.  818/819  c.  12,  I p.  283:  Si  quis 
de  statu  suo,  id  est  de  libertate  rel  de  hereditate  conpellandus  est,  iuxta  legis 
constitutionem  manniatur-,  de  ceteris  cero  causis,  unde  quis  rationem  est 
redditurus,  non  manniatur  sed  per  comitem  banniatur.  Vgl.  Sohm  B u.  GV 
S.  116. 

*)  L.  Sal.  1,  3 : El  ille  qui  alium  mannit  cum  tes/ibus  ad  domum  iUius 
ambulare  debet  : et  si  praesens  non  fuerit,  sic  aut  uxorem  aut  quaecumgue 
de  familia  illius  apcllit,  ul  Uli  faciat  notum  quod  ab  eum  mannitus  est. 
4:  Nam  si  in  dominica  ambasia  fuerit  occupatus,  mannire  non  polest. 
6 : Si  uero  infra  pago  in  srn  ratione  fuerit,  *ieu(  superius  diximus  mannire 
potest. 
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Grundstücke  mag  man  einen  Fluchtverdacht  nicht  gehegt  haben, 
konnte  doch  der  Beklagte,  wenn  er  sich  unrechtmässig  einer 
fremden  Liegenschaft  bemächtigt  hatte,  diese  nicht,  wie  eine 
bewegliche  Sache,  mit  sich  entfernen.  Und  so  behielt  man  hier 
die  alte  Parteiladung  bei  und  schärfte  sie  als  einzig  erlaubte 
ein,  auch  nachdem  sie  in  den  anderen  Fällen  bereits  als  unge- 
eignet abgeschafft  worden  war. 

Wie  sich  aus  den  genannten  Kapitularienstellen  ergiebt, 
ist  die  Mannitio  im  Immobiliarprozess  noch  zu  Anfang  des 
neunten  Jahrhunderts  durchaus  praktisches  Recht  gewesen. 
Gleichwohl  lassen  sich  den  Sätzen  der  Volksrechte  und  den 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen,  in  denen  von  ihr  die  Rede 
ist,  soviel  ich  sehe,  keine  urkundlichen  Belegstellen  an  die  Seite 
setzen  ').  Dass  wir  auch  in  den  älteren  Urkunden  keine  Spur 
der  Mannition  finden,  erklärt  sich  hinlänglich  aus  der  äusseren 
Form,  in  der  sie  abgefasst  wurden:  diese  nahm  auf  die  ausser- 
gerichtlich  stattfindenden  Akte  und  also  auch  auf  die  der  Er- 
üfihung  des  Verfahrens  vorangehende  Ladung  durch  die  Partei 
keine  Rücksicht;  es  kann  daher  aus  dem  Nichtvorkommen  der 
Mannition  in  den  älteren  Urkunden  keineswegs  der  Schluss 
gezogen  werden,  dass  sie  in  den  einzelnen  überlieferten  Fällen 
auch  wirklich  nicht  stattgefunden  habe. 

Trotz  jener  ausdrücklichen  Einschärfung  durch  die  Reichsge- 
setzgebung scheint  aber  mit  der  Zeit  auch  im  Immobiliarprozess 
die  alte  Ladungsform  der  neuen  bequemeren,  gefahrloseren  und 
sicheren  durch  richterlichen  Befehl  gewichen  zu  sein.  In 
den  Quellen  der  folgenden  Zeit  tritt  uns  die  einseitige  Partei- 
ladung im  grossen  und  ganzen  nicht  mehr  entgegen ; eine  Aus- 
nahme macht  nur  eine  Bestimmung  des  Schwabenspiegels,  von  der 
weiter  unten  noch  zu  sprechen  sein  wird ; sie  verlangt  bei  Strei- 
tigkeiten um  Eigen  ein  von  dem  Kläger  an  den  Beklagten  ge- 
richtetes Fürgebot,  das  der  alten  Mannition  entspricht. 


')  Nur  in  einem  der  Formelsammlung  von  Sens  angehörenden  Stück 
(Cart  Sen.  26,  MO  Formnlae  p.  196)  findet  sich  der  Ausdruck  mannirc;  aber  die 
Verbindung,  in  der  er  gebraucht  wird  (mannire  itpud  nostro,  des  Königs,  signa- 
c ulo),  neigt,  dass  hier  gerade  die  Bannitio,  Ladung  durch  königlichen  Befehl, 
gemeint  ist;  die  Formel  ist  also,  wie  Sohm  B u.  GV  S.  115  Anm.  47,  S. 
116  Anm.  50  nachweist,  ein  Zeugniss  dafür,  dass  zu  Beginn  des  neunten 
Jahrhunderts  Mannitio  und  Bannitio  in  einander  Uberzugehen  beginnen. 
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Was  die  die  Mannitio  verdrängende  Bannitio  betrifft,  so 
können  wenigstens  einige  Urkunden  aus  dem  Gebiet  des  fräu- 
kiscken  Rechts  angeführt  werden,  in  denen  diese  Form  der 
Ladung  deutlich  zu  erkennen  ist1). 

Eine  septimanisehe  Gerichtsurkunde  aus  dem  Jahre  892 J) 
betrifft  einen  von  dem  Bischof  von  Nimes  wider  einen  gewissen 
Genesius  geführten  Prozess  um  die  von  der  Bligardis  an  die 
Kirche  von  Nimes  geschenkte  villa  Bizac.  Der  Kläger  trug  die 
Klage  dem  König  Odo  vor,  während  dieser  sich  auf  der  Jagd 
befand.  Der  Graf  des  Gaues,  in  dem  die  eingeklagte  Villa 
lag,  war  im  Gefolge  des  Königs  zugegen;  er  erklärte,  dass  er 
in  der  That  den  Beklagten  auf  Grund  eines  ihm  vorgewiesenen 
königlichen  Befehls  mit  der  Villa  investiert  habe.  Aber  alle 
Anwesenden  bezeugen,  dass  ein  solcher  Befehl  niemals  ertheilt 
worden  sei;  in  Folge  dessen  wird  dem  Kläger  ein  Inquisitions- 
mandat ausgestellt,  auf  Grund  dessen  der  Graf  die  Inquisition 
vornehmen  soll.  Als  nun  der  Graf  Gericht  abhält,  legt  der 
Bischof  sein  Mandat  vor,  und  der  Graf  schickt  an  den  Beklagten 
den  Befehl,  vor  ihm  zu  erscheinen  und  sich  zu  verantworten, 
comes  suas  literas  ad  Qenesium  w lisit , ut  ante  eum  ad 
placitum  vetiiens  audiret  et  videret  inquisitionem  atque 
adprobationeni  scripturarum , quam  rex  de  predictis  rebus 
facere  iusserat. 

Also  eine  Ladung  durch  richterlichen  Befehl. 

Ferner  eine  burgundische  Urkunde  aus  dem  Jahre  898 3). 
Zu  Varennes  erhebt  vor  der  Königin  Ermeugardis  der  Abt  von 
Gigny  Klage  wider  Bernard,  einen  Vasallen  der  Königin,  um  die 
Zelle  Balma; 

quod  tarn  benignissima  et  venerabilis  regina  quam  omnes 
undecumque  conßuentium  principes  dUigentes  intendentes 
diligentiusque  audientes  predictum  Bernardum  in  medium 
vocaverunt*). 


*)  Weitere  Beispiele  bei  Sohm  B u.  GV  S.  114  Anm.  43,  44,  S.  115  Anm.  48. 
*)  Nr.  434.  Vaissete  II  c.  83  n.  12.  Germer  - Durand  Cartulaire  de 
Nimes  p.  10  n.  6. 

*)  Nr.  461.  Histoire  g&nerale  et  particuliere  de  Bonrgogue  I preuves 
p.  19  n.  24. 

*)  Bereits  die  Lex  Burgundionum  (17,  4)  kennt  die  richterliche  Ladung. 
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Besonders  anschaulich  endlich  ist  das  Verfahren  der  Banni- 
tio  in  einer  cluniacenser  Urkunde  von  926  geschildert ').  Eine 
Frau  Bertagia  erscheint  im  Gericht  König  Rudolfs  II.  von 
Burgund  und  klagt  gegen  Leutardus  um  die  ihr  und  ihrem 
Sohne  als  Erbtheil  ihres  Mannes  zukommenden  Ländereien  in 
curte  Avenaco.  Der  König  beauftragt  die  Grafen  Turumbertus 
und  Anselmus  und  den  Pfalzgrafen  Ugo  mit  der  Inquisition 
und  Entscheidung.  Darauf  heisst  es: 

misit  ipse  Ugo  bannum  domini  regis,  ut  ad  mallum  pri- 
mum  quod  in  ipso  comitatn  tenuerint,  in  eadem  preseniia 
veniant  Leutardus  et  Teodoricus  vel  ipsa  /entina. 

Hier  also  ergeht  der  richterliche  Ladungsbefehl  nicht  nur  an 
die  Beklagten  (in  welchem  Verliältniss  der  mitbeklagte  Teodo- 
ricus zu  den  übrigen  Personen  steht,  wird  nicht  klar)  sondern 
auch  an  die  klagende  Partei. 

Aus  den  übrigen  cisalpinen  Gebieten  wüsste  ich  keine  ur- 
kundlichen Beispiele  von  Immobiliarprozessen,  in  denen  die 
obrigkeitliche  Ladung  erwähnt  wird,  anzuftthren;  aber  da  sichere 
Anhaltspunkte  vorliegen,  dass  auch  hier  im  allgemeinen  die 
Mannition  durch  die  Bannition  während  der  fränkischen  Zeit 
verdrängt  wurde8),  so  wird  man  annehmen  können,  dass  auch 
hier  im  Rechtsgang  um  Grundstücke  das  freiere  Verfahren 
Platz  griff. 

In  Italien  treffen  wir  von  einer  rechtsförmlichen  Ladung 
durch  die  Partei  keine  Spur  mehr  an.  Gleichwohl  steht  nichts 
der  Annahme  entgegen,  dass  auch  bei  den  Langobarden  ur- 
sprünglich diese  Ladungsform  bestanden  hat;  sie  ist  dann  aber 
liier  (ebenso  wie  bei  den  Westgoten)  so  früh  durch  die  richter- 
liche Ladung  verdrängt  worden , dass  die  Rechtsquellen  nur 
noch  diese  erwähnen*). 

Diese  richterliche  Vorladung  lässt  sich  in  einer  Reihe  von 


Sie  tritt  subsidiär  ein,  wenn  zweimal  vergeblich  Parteiladnng  erfolgt  ist. 
Brunner  RG  LI  S.  339. 

‘)  Nr.  496.  Charte»  de  Cluny  I p.  247  n.  266. 

*)  Die  Lex  Baiuwariortun  (13,  2)  erwähnt  wie  die  Lex  Burgimdionnm 
eine  subsidiäre  richterliche  Ladung;  richterliche  Ladung  findet  sich  auch  in 
der  Lex  Alamannornm  36,  3.  Brunner  RG  11  S.  339,  340.  Vgl.  darüber 
noch  das  weiter  unten  Gesagte. 

*)  So  Brunner  RG  II  S.  339. 
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italienischen  Gerichtsurkunden  deutlich  erkennen.  Und  zwar 
gehören  einige  dieser  Beispiele  einer  Zeit  an,  in  welcher,  wie 
die  oben  besprochenen  Kapitularienstellen  darthun,  im  übrigen 
Frankenreich  für  den  Immobiliarprozess  noch  die  Mannitio  vor- 
geschrieben war;  in  Italien  ist  also  die  alterthüm liehe  Ladungs- 
form am  frühesten  verschwunden.  Aus  der  vorkarolingischen 
Zeit  kann  zunächst  die  erste  der  zahlreichen  Urkunden  genannt 
werden,  die  den  langandauernden  Streit  zwischen  den  Kirchen 
von  Arezzo  und  Siena  betreffen  *).  Der  Bischof  von  Arezzo 
erhebt  zu  Siena  vor  dem  Missus  Ambrosius  Klage  wider  den 
Bischof  Deodatus  von  Siena. 

Hoc  audito,  fährt  die  vom  Missus  ausgestellte  Urkunde 
fort,  fecimus  suprascriptum  Adeodatum  ...  in  nostram 
venire  presentiam,  quatenus  ....  causam  dicere  deberet. 

Ferner  ist  eine  Mailänder  Urkunde  aus  den  Jahren  721  bis 
744  anzuftthren*).  Ein  königlicher  Missus  berichtet,  dass  ihm 
im  Freiheitsprozess  des  Lucius  wider  Toto  de  Campelliuni  der 
Inquisitionsbefehl  ertheilt  worden  sei: 

et  fecemus  ipso  Totune  venire  in  ante  nus  estum  Luciune 
iudicium  avendum, 

d.  h.  er  befiehlt  dem  Beklagten  vor  Gericht  zu  erscheinen,  um 
sich  dem  Kläger  gegenüber  zu  rechtfertigen. 

Zwar  ist  dies  ein  Statnsprozess;  aber  nach  den  obigen  Be- 
merkungen hat  es  kein  Bedenken,  ihn  für  unsere  Frage  zu  ver- 
werthen,  ebenso  wenig  wie  einen  anderen  Statusprozess  aus 
dem  Jahre  762 3).  Der  Abt  des  Benediktusklosters  zu  Benevent 
erhebt  vor  dem  Herzog  Klage  gegen  verschiedene  Hörige,  die 
sich  der  schuldigen  Dienste  zu  entziehen  suchten. 

Nos  quippe  — erklärt  der  Herzog  — dum  talia  audis- 
sentus,  continuo  iussimus  ante  nostra  vestigin  ipsos  lio- 
mines*). 

Diesen  Beispielen  können  noch  einige  weitere  aus  der 


*)  Troya  III  p.  168  n.  400.  Brunetti  p.  426  n.  6.  Ugbelli  I c.  410. 
*)  Cod.  Lang.  o.  133  n.  73.  Fumagalli  p.  18.  Troya  IV  p.  354. 

*)  Troya  V p.  166  n.  779.  Ughelli  VIII  c.  617. 

4)  Diese  drei  Beispiele  fuhrt  aucli  Oper.,  Prozesseinleitnngsformen  S.  98, 
99  an,  am  die  Behauptung  Fickers,  die  zeitgenössischen  Urkunden  enthielten 
keine  Beispiele  der  Banuitiou  (Forschungen  zur  ßeichs-  und  ßecbtsgesckichte 
Italiens  I S.  30),  zu  widerlegen. 
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Zeit  nach  der  Vereinigung  mit  dem  Frankenreich  hinzugefügt 
werden. 

In  einer  luccheser  Gerichtsurkunde  aus  den  Jahren  801  bis 
802  handelt  es  sich  um  eine  von  dem  Vogt  der  Silvesterkirche 
erhobene  Klage;  die  Vorsitzenden  beurkunden,  dass  sie  den  Be- 
klagten geladen  haben: 

fecimus  ipsum  (den  Beklagten)  in  placito  die  atite  nos 
venire I). 

Im  Jahre  827  klagen  im  missatischen  Gericht  zu  Turin  sieb- 
zehn Bewohner  der  Villa  Oulx  gegen  das  Kloster  Novalese,  das 
von  ihnen  zu  Unrecht  Dienste  fordere.  Der  Vorsitzende,  Graf 
Boso, 

in  suis  praesentiis  vel  suprascript is  hominibus  fecit  venire 
Ghiseberto  de  Feledo,  qui  est  avogado  de  prefato  niona- 
sterio,  quod  exinde  responsum  daret  *). 

Das  Ambrosiuskloster  zu  Mailand  klagt  859  vor  Angilbert, 
dem  Erzbischof  und  Königsboten,  dass  Lupo,  ein  Vasall  des 
Erzbischofs,  Besitzungen  in  fundo  Colonia  unrechtmässig  inne- 
habe. 

Hoc  audito  ipse  pontifex  et  missus  dni  imperaioris  commen- 
davit  Gisoni  diacono  et  vicedomno  suo,  ut  facerit  venire  sui 
presentia  eodetn  Lupone  simul  et  avocatore  de  parte  ipsius 
monasterii  ex  ac  causa  ad  ratione  standum  et  iuditium 
habend  um  8). 

Also  auch  hier  obrigkeitliche  Ladung  beider  Parteien. 

Dann  in  der  späteren  Zeit  werden  die  Beispiele  spärlicher, 
wenigstens  von  solchen  Fällen,  in  denen  nicht  Versäumniss- 
verfahren  ein  tritt;  von  diesen  wird  noch  später  zu  sprechen 
sein.  Dagegen  wird  man  wohl  noch  in  folgenden  zwei  Ur- 
kunden deutlich  die  Erwähnung  der  Bannitio  im  ordentlichen 
Verfahren  erkennen  können. 

Die  eine  berichtet,  dass  im  Jahre  998  die  Priester  der 
Eustathiuskirche  zu  Rom  den  Kaiser  Otto  III.,  als  dieser  mit  Papst 
Gregor  V.  in  der  Basilika  des  heiligen  Petrus  residierte,  angiugen, 


'}  Jlemorie  di  Lucca  IV  2 p.  5 n.  3. 

*)  Monum.  Patriae  Chart.  I p.  34  n.  19.  Muratori  Ant.  I c.  481. 
Picker  p.  14  n.  10. 

*)  Cod.  Laug.  c.  341  a.  207.  Fnmagalli  p.  326.  Qiulini  I p.  447. 

H ubiier,  tränk  Imuiobiluirprozeaa.  2 
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ihnen  gegen  den  Abt  Hugo  von  Farfa  Recht  zu  verschaffen, 
der  ihnen  zwei  in  den  alexandrinischen  Thermen  gelegene 
Kirchen  bestreite.  Es  heisst: 

inter  haue  reclamationem,  casu  accidente,  afftiit  Hugo  ab- 
bas in  basilica  bcnti  Pein  apostoli.  Ipsa  hora  residebai 
in  iudicio  dnus  Leo  archidiaconus  s.  imperii  palatii  ex 
pnrtc  dni  imperatoris  um  cum  Johanne  urbis  Romae  prae- 
fedo  et  iudicibus  Romanis  ex  parte  dni  papae.  Tune  sta- 
tim  fecerutU  venire  Hugonein  abbatem  in  iudicio , cui  et 
dixit  Leo  tirchuliaconus:  volo  ut  respondeas  istis  presbi- 
tcris , qui  quaerimoniam  habent  super  te  ‘). 

Die  Sache  hat  sich  also  so  verhalten,  dass  der  Kaiser  die  bei 
ihm  angebrachte  Klage  vor  das  gleichzeitig  in  seinem  und  des 
Papstes  Namen  tagende  Gericht  überwiesen  hat,  und  dass  die 
Vorsitzenden  dieses  Gerichtes  den  Beklagten,  der  sich  zufällig 
gleichzeitig  in  Rom  aufhielt,  kraft  richterlichen  Befehls  sofort 
vorgeladen  haben. 

Und  endlich  eine  weitere  Farfenser  Gerichtsurkunde  aus  dem 
Jahre  999 8);  sie  betrifft  einen  Streit  zwischen  dem  Abt  von 
Farfa  und  dem  Abt  des  Klosters  der  heiligen  Cosmas  und  Da- 
mianus  um  die  celbi  s.  Marine  in  Minione,  die,  wie  der  Abt 
von  Farfa  vor  Kaiser  Otto  III.  klagt,  ihrerseits  jenem  Kloster 
per  emphiteusin  cartulam,  nämlich  auf  Lebzeiten  von  drei  auf- 
einanderfolgenden Äbten,  verliehen  worden  sei,  die  jetzt  aber 
ihnen  zu  entziehen  versucht  würde.  Auf  den  Klagevortrag  hin 
praecepit  dnus  imperator  predicto  Hugoni  abbati  ire  cum 
suis  nuntiis  ad  Lateranense  palutium  ante  praesentiam 
Gregorii  papae,  ut  lex  ficrii.  Advocatusque  est  Gregorius 
abbas  monasterii  s.  s.  Cosmue  et  Damiani  ad  placitum. 
Offenbar  also  Bannitio  des  Beklagten,  wenngleich  nicht  ganz 
klar  ist,  ob  sie  vom  Kaiser  oder  vom  Papst  ausgeht. 

Die  Ladung  durch  die  Partei,  die  Mannitio,  und  die  Ladung 
durch  richterlichen  Befehl,  die  Bannitio,  waren  Zwangshand- 
lungen; sie  waren  für  Fälle  berechnet,  in  denen  der  Gegner 
sich  jeder  anderen  nicht  mit  Zwangsgewalt  ausgestatteten  Auf- 
forderung widersetzen  würde. 


>)  Regesto  di  Farfa  III  p.  137  n.  426.  Muratori  Scriptores  II1'  c.  ö05. 
*)  Regesto  di  Farfa  III  p.  149  n.  437.  Huratori  Scriptores  IIb  c.  500. 
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Jedoch  war  es  natürlich  auch  möglich,  dass  der  Gegner 
von  vornherein  bereit  war,  sich  auf  einen  Rechtsgang  mit  dem 
Kläger  einzulassen.  Dann  bedurfte  es  keiner  zwangsweisen 
Ladung;  es  genügte,  dass  die  Parteien  sich  verabredeten,  zu- 
sammen vor  Gericht  zu  erscheinen.  Das  heisst,  sie  schlossen 
ein  Streitgedinge  ab1),  das  nicht  wie  die  Mannitio  ein  ein- 
seitiger nur  vom  Kläger  ausgehender  Akt,  sondern  ein  zwei- 
seitiges Rechtsgeschäft  ist.  Es  wird  in  rechtsförmlicher  Weise 
geschlossen : der  Beklagte  gelobt,  in  dem  Termin  zu  erscheinen, 
um  dem  Kläger  zu  Recht  zu  stehen. 

Hierfür  verwenden  die  Quellen  den  Ausdruck  placitum  ad- 
ramire,  der  auch  da  gebraucht  wird,  wo  bei  Vertagung  der 
Sache  die  Parteien  ihr  Erscheinen  im  neuen  Termin  geloben. 

So  heisst  es  in  einer  Formel  von  Sens  *),  dass  der  nun  aus- 
gebliebene Beklagte  sein  Erscheinen  ante  comite  aframitum  ha- 
buisset;  eine  Formel  von  Tours’)  erwähnt  dabei  ausdrücklich 
die  Festuca  (per  ßstucam  ad/ramire),  woraus  wir  also  ersehen, 
dass  die  feierlichen  Verptliehtungssymbole  zur  Verwendung  kamen. 
Auch  Bürgen  wurden  bei  dieser  Gelegenheit  benutzt;  das 
zeigt  uns  eine  Gerichtsurkunde  Karls  des  Grossen  von  8184): 
der  Kläger  trägt  vor,  der  Beklagte  habe  ihm  Bürgen  gestellt, 
innerhalb  von  42  Nächten  im  Königsgericht  zu  erscheinen. 

Ein  Streitgedinge  wird  man  auch  in  einem  Placitum  König 
Chlodovechs  111.  von  692 5)  zu  erkennen  haben,  in  dem  der  Abt 
von  St.  Denis  wider  den  Abt  Ermenoald  um  eine  von  diesem 
übernommene  Bürgschaft  Klage  erhebt.  Es  wird  vom  Kläger  zur 
Begründung  angeführt,  dass  Parteien  im  geistlichen  Gericht  vor 
Bischof  Siegfried  von  Paris  übereingekommen  seien,  den  zwischen 
ihnen  aus  Anlass  jeuer  Bürgschaft  schwebenden  Streit  entweder 
durch  einen  vom  Beklagten  vor  dem  Bischof  selbviert  zu  schwö- 
renden Eid,  oder  vor  dem  Königsgericht  im  Wege  Rechtens 
auszutragen. 


;)  Hierüber  siehe  jetzt  Brunner  RG  II  8.  340,  341. 

•)  Cart.  Sen.  n.  10  MGF  p.  189. 

*)  Addit.  e eodicibus  Form.  Turon.  n.  fi  MGF  p.  161. 

*)  Nr.  197  Tardif  p.  76  n.  103.  Bouquet  V p.  776.  MUUlb.  456. 

*)  Nr.  36  DDM  p.  53  n.  60.  Tardif  p.  24  n.  30.  Fardessus  II  p.  223 
n.  424. 

«• 
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Allerdings,  hier  handelt  es  sich  nicht  um  einen  Immobiliar- 
prozess, wie  auch  jene  beiden  fränkischen  Formeln  sich  nicht 
direkt  auf  einen  solchen  beziehen,  wenngleich  sie  auch  da  vei- 
wendet  werden  konnten. 

Die  Spärlichkeit  urkundlicher  Belegstellen  erklärt  sich  auch 
hier  wieder  aus  dem  Umstand,  dass  die  aussergerichtlichen  Vor- 
gänge in  den  Text  nicht  aufgenommen  zu  werden  pflegten.  Nur 
aus  Baiern  liegen  eine  Reihe  direkter  urkundlicher  Zeugnisse 
für  den  Abschluss  eines  Streitgedinges  vor;  auch  dadurcli  wird 
die  Annahme  Brunners1)  gestützt,  dass  in  Baiern  das  Streit- 
gedinge wahrscheinlich  die  regelmässige  Einleitung  des  Rechts- 
gangs gewesen  ist. 

So  berichtet  z.  B.  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  798  *)  von 
einem  um  die  Martinskirche  zu  Haushauseu  geführten  Streit. 
Diese  Kirche  beanspruchten  Hiltiport  und  Egilolf  ihren  Mit- 
erben gegenüber, 

utqiie  omnes  colwredes,  wie  es  in  der  Urkunde  heisst, 
contcntionem  inter  se  pro  ipsam  ecclesiam  habuerunt.  Et 
tune  congreyati  fuerunt  Hosi  et  fecerunt  concilium  inter 
illos  et  non  potuerunt  se  pro  ipsam  ecclesiam  coadunare 
vel  reconciliari  et  dicebant  Ejoni  presbytero  (dem  einen  der 
Miterben)  Oadalker  et  lieginhart  vel  NibUunc  (also  drei 
der  Hosi),  at  veniret  ad  suum  episcopum  et  nuntiaret 
Uli,  et  ipse  sic  fecit  et  illc  domnus  episcopus  misit  illum 
cum  suis  coheredibus  ad  tnissis  dominicis  in  locum,  quae 
dicitur  Lorahha  in  Monte  nuncupante  Wartperc,  ibi  faxt 
Am  episcopus,  Keroldus,  Meginfredus , Wolfwolt  et  Bi- 
micoz  iudex,  et  ibidem  in  present iam  venerunt  Ejo  pres- 
byter  cum  suis  coheredibus. 

Man  kann  also  annehmen,  dass  die  streitenden  Erben  zunächst 
auf  jenem  Concilium  durch  Vermittelung  der  Familienglieder  des 
Geschlechts  der  Hosier,  dessen  Angehörige  sie  höchst  wahrschein- 
lich waren,  sich  gütlich  aussergerichtlich  zu  einigen  versuchten, 
dass  sie  daun  aber  auf  Rath  jener  beschlossen,  die  Sache  im  Wege 
Rechtens  auszutragen,  und  zu  diesem  Zweck  ein  Streitgedinge 
eingingen ; denn  aus  dem  Wortlaut  ist  zu  entnehmen,  dass  auch 

l)  KG  II  S.  341. 

a)  Nr.  140  Meicli,  I 2 p.'Jti  n.  12ri.  Vyl.ritut.it  Kirckl.  ISeuelizialweseu  1 g 15 
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die  Beklagten  Egilolf  und  Hiltiport  nicht  gezwungen,  sondern 
aus  freien  Stücken  vor  Gericht  erschienen  sind. 

Ferner  gehört  folgender  Fall  hierher1).  Im  Jahre  804 
wurde  zu  Tegernsee  vor  dem  Erzbischof  von  Salzburg  die  Klage 
des  Bischofs  von  Freising  wider  den  Abt  von  Tegernsee  um 
verschiedene  Kirchen,  einen  Zehnten  und  zwei  Altäre  verhandelt. 
Diese  Klage  war  schon  gegen  den  Vorgänger  des  jetzigen  Abtes 
anf  einem  früheren  Tage  zu  Regensburg  verhandelt  worden. 
Dort  hatte  der  Abt  Rückgabe  der  streitigen  Gegenstände  ge- 
lobt. Dann  aber  war  er,  ehe  das  geschehen,  gestorben.  Um 
nun  die  Sache  zu  erledigen,  waren  der  Bischof  und  der  neue 
Abt  übereingekommen,  die  Verhandlung  von  neuem  vor  Gericht 
aufzunehmen: 

pro  hoc  condixerunt  publicum  pbicitum  fieri , 
sie  verabredeten  einen  gerichtlichen  Termin;  also  ein  Streitge- 
dinge in  deutlicher  Gestalt. 

Auch  in  folgendem  Fall  scheint  der  Wortlaut  für  ein  frei- 
williges anf  Grund  eines  Streitgedinges  erfolgendes  Erscheinen 
der  Beklagten  zu  sprechen2).  Es  heisst,  ein  Abgesandter  des 
Bischofs  von  Regensbnrg  sei  im  Gericht  zu  Chambe  am  Regen 
erschienen,  um  gegen  sieben  Bewohner  dieses  Orts  um  die  der 
bischöflichen  Kirche  von  Herzog  Tassilo  in  der  dortigen  Ge- 
markung geschenkten  Besitzungen  zu  klagen.  Venerunt  etiam 
ä illi,  die  Beklagten. 

Konnte  in  den  bisher  genannten  Beispielen  mit  ziemlicher 
Sicherheit  in  bestimmten  Wendungen  der  deutliche  Hinweis  anf 
ein  Streitgedinge  erblickt  werden  — und  auch  in  italienischen  Ur- 
kunden findet  sich  nicht  selten  eine  aussergerichtliche  Vorver- 
handlung erwähnt,  in  der  die  Parteien  sich  verpflichteten,  den 
Streit  vor  Gericht  zum  Austrag  zu  bringen  5)  — , so  giebt  es  ausser- 
dem eine  grosse  Zahl  von  Urkunden,  in  denen  eine  direkte 
Erwähnung  vorangegangener  Verabredung  fehlt,  deren  Stilisie- 
rung sie  jedoch  als  sehr  wahrscheinlich  erscheinen  lässt.  Hier- 
her gehört,  wie  mir  scheint,  die  grosse  Mehrzahl  der  italienischen 
Gerichtsurkunden.  Ihre  regelmässige  Formulierung  ist  die, 


')  Nr.  170  Meich.  I 2 p.  92  n.  12t.  Mon.  Boica  VI  p.  151  n.  1. 
*)  Nr.  223  Ried  C.  d.  ep.  Rntisb.  I p.  17  n.  20. 

*)  Vgl.  Ficker  Forschungen  1 S.  23. 
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dass  gesagt  wird.  Parteien  seien  vor  Gericht  erschienen,  da  sie 
einen  Streit  hatten : venerunt  in  iudicium  aliercationem  habentes '). 
Da,  wie  wir  gesehen  haben,  gerade  in  italienischen  Urkunden 
nicht  selten  die  Ladung  durch  Bannitio  erwähnt  wird , scheint 
eine  solche  neutrale  Phrase,  die  sich  am  besten  auf  gegensei- 
tiges Einverständniss  beziehen  lässt,  für  ein  Streitgedinge  zu 
zeugen.  Noch  stärker  tritt  dies  Einverständniss  in  der  Wen- 
dung hervor,  die  die  meisten  cavenser  Urkunden  verwenden: 
coniuncti  sutnus  ad  finem  faciendum  inter  ms  de  i/Uentione2), 
die  sich  aber  gelegentlich  auch  in  Norditalien  findet*). 

Selbstverständlich  ist  es,  dass  in  den  Scheinprozessen,  von 
denen  noch  später  die  Rede  sein  wird,  keine  zwangsweise  er- 
folgende Ladung  stattgefunden,  dass  hier  vielmehr  volles  Ein- 
verständniss zwischen  den  Parteien  geherrscht  hat;  und  wir 
finden  in  Urkunden  über  solche  Prozesse  ganz  die  gleichen  Wen- 
dungen wie  in  denen  über  wirkliche  Streitigkeiten  gebraucht; 
schon  aus  diesem  Umstand  kann  man  schliessen,  dass  häufig 
auch  da  ein  Streitgedinge  vorangegangen  sein  mag,  wo  der  Text 
des  Placitums  keine  direkte  oder  indirekte  Spur  mehr  aufweist4). 

Neben  der  Ladung  und  dem  Streitgedinge  ist  nun  noch 
eine  dritte  eigenthümliche  Form  der  Prozesseinleitung  zu  er- 
wähnen. Einige  zwar  nur  spärliche  aber  deutliche  Zeugnisse 
sind  dafür  vorhanden,  dass  es,  wie  im  Mobiliar-,  so  auch  im 
Immobiliarprozess  eine  Einleitung  des  Rechtsstreits  durch  Ane- 
fang  gegeben  hat.  Im  Rechtsstreit  um  bewegliche  Sachen  griff, 
um  Bekanntes  kurz  zu  berühren  *),  das  Anefangsverfahren  dann 


‘)  So  z.  B.  Troya  II  p.  533  u.  340  (674);  Mein,  di  Lucea  V*  p.  ö 
n.  5 (716);  Troya  IV  p.  85  n.  548  (742);  IV  p.  221  n.  592  (746);  IV  p.  371 
n.  641  (750)  und  unzählige  andere. 

*)  Z.  B.  Cod.  Cav.  II  p.  51  n.  253  (967);  p.  79  n.  274  (973);  p.  117 
n.  302  (978). 

*)  Cod.  Lang.  c.  424  n.  249  (870).  Ancli  wenn  z.  B.  in  einem  Placitnm 
Karls  des  Grossen  (Nr.  134  Beyer  mittclrhein.  UB  I p.  41  n.  37.  Hflhlb.  326) 
von  den  Parteien,  dem  Abt  von  Prüm  und  einem  Grafen  Nnno,  als  ad 
n axtrinn  ultercando  accedentes  pnsentiam  gesprochen  wird,  könnte  man  aus 
dieser  Fassung  den  gleichen  Schluss  ziehen. 

*)  Man  vgl.  z.  B.  Nr.  64  u.  73. 

5)  Siche  jetzt  die  zusainmenfassenden  Erörterungen  in  Brunners 
BG  II  § 118, 
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Platz,  wenn  der  Bestohlene  die  ihm  abhanden  gekommene  Sache 
im  Besitze  eines  Dritten  fand,  und  wenn  die  Vorbedingungen 
für  die  Vornahme  der  Spurfolge  nicht  Vorlagen.  Der  Anefang 
war  ein  „ rechts  förmliches  Anfassen  “ der  gestohlenen  Sache. 
Diese  rechtsförmliche  Handlung  wird  in  fränkischen  Quellen  mit 
den  Ausdrücken  in  tertiam  manum  wittere,  häufiger  intertiare, 
bezeichnet.  Die  Erklärung  für  die  Verwendung  dieses  Aus- 
drucks ist  nach  Brunner  darin  zu  sehen,  dass  durch  das  An- 
fassen des  Gegenstandes  zwar  der  Vorwurf  des  Diebstahls,  freilich 
nicht  im  subjektiven  Sinne  als  gegen  den  Besitzer  gerichtet, 
vielmehr  objektiv  erhoben  wird : der  Kläger  behauptet,  die  Sache 
sei  gestohlen  worden.  Hat  der  Besitzer  sie  nicht  gestohlen,  so 
muss  ein  Dritter  den  Diebstahl  verübt  haben.  „Der  Anefang 
schliesst  daher  stets  die  an  den  Besitzer  gerichtete  Frage  in 
sich : Von  wem  hast  Du  die  Sache“ ').  Dadurch  wird  der  Besitzer 
veranlasst,  sich  auf  den  Dritten,  von  dem  er  die  Sache  erhalten 
hat,  zu  berufen,  sich  an  die  dritte  Hand  zu  ziehen. 

Dieser  selbe  Ausdruck  nun,  intertiare,  wird  in  einer  alten 
fränkischen  Quelle  auch  mit  Bezug  auf  den  Immobiliarprozess 
verwendet;  nämlich  in  der  Deeretio  Childeberti  II.  vom  29.  Feb- 
ruar 596  c.  3.  In  der  fraglichen  Stelle  dieses  Gesetzes  wird 
über  die  Verjährungsfristen  Bestimmung  getroffen:  inter  prae- 
sentes  solle  die  Klage  in  10,  gegen  Waisen  in  20  Jahren  ver- 
jähren. Das  Gesetz  drückt  sieh  negativ  aus:  innerhalb  der  ge- 
nannten Zeitabschnitte  solle  Niemand  klagen  dürfen:  nullam 
habeat  licentiam  interciandi *).  Also  hier  und  ebenso  noch 
zweimal  im  nächsten  Satz  wird  für  Klagen  schlechtweg  itUer- 
ciare  gesagt,  und  zwar  ausdrücklich  auch  für  Klagen  um  Grund- 
stücke (de  cawpo).  Es  ist  das  ein  wichtiges  Zeugniss  dafür, 
dass  ursprünglich  nach  fränkischem  Recht  auch  im  Immobiliar- 
prozess das  Dritthandverfahren  das  einzige,  die  Vertheidiguug 

*)  Brunner  a.  a.  0.  S.  499. 

’)  Borctius  Capitularia  I p.  15:  Similiter  Treiecto  convenit , ut  nervo, 
campo  aut  qualibet  res  ad  i inum  ducem  et  Union  iudicem  pertinentes  per 
decem  annos'quicumque  inconeusso  iure  possedit,  nullam  habeat  licentiam 
interciandi,  nisi  tantum  causa  orfanorum  usque  vicesimo  anno  licentiam 
tribuiipus.  (Juod  si  quis  praesumpserit  interciare,  solidos  lö  solvatj  et  res 
quae  male  interciavit  amittat.  — Vgl.  Sehr tt der  BO  S.  352,  353  Amu.  39. 
Brauner  BO  II  S,  514. 


Digitized  by  Google 


24 


durch  Ziehung  auf  den  Gewährsmann  die  einzig  mögliche  war  ; 
wir  werden  diese  Thatsache  in  unserem  zweiten  Kapitel  weiter 
verwerthen. 

Die  Bedeutung  der  eben  besprochenen  Kapitularienstelle 
kann  durch  den  Mangel  weiterer  urkundlicher  Zeugnisse  der 
fränkischen  Zeit  nicht  geschmälert  werden;  dieser  Mangel  wird 
überdies  durch  die  von  Brunner  entdeckte  Thatsache  ausge- 
glichen, dass  noch  niederrheinische  Urkunden  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert eine  intercialio  von  Grundstücken  kennen1);  auch  hier 
ermöglichen  und  erleichtern  uns  Zeugnisse  einer  späteren  Zeit 
den  Rückschluss  auf  ursprüngliche  Einrichtungen. 

Und  auch  der  Ausdruck  Anefang  selbst  wird  in  jüngeren, 
mittelalterlichen , Rechtsquellen  bei  Rechtsstreitigkeiten  um 
Grundstücke  verwendet.  Behrend*)  hat  im  Anschluss  an  eine 
gleichfalls  zuerst  von  Brunner8)  hervorgehobene  Stelle  einer 
siidholländischen  Rechtsqnelle  gezeigt,  dass  in  einer  Reihe  von 
theils  niederländisch-fränkischen  theils  sächsischen  Rechtsdenk- 
mälern aus  der  Zeit  der  Rechtsbücher  ein  Anefang  von  Grund- 
stücken erwähnt  wird,  der  insbesondere  vom  Erben  vorgenommen 
wurde,  wenn  ihm  ein  Erbprätendent  das  ihm  durch  Erbgang  er- 
worbene Gut  nicht  herausgeben  will.  Durch  solenne  Ergreifung 
des  Thürpfostens  nimmt  der  Erbe  das  streitige  Grundstück  in 
Anspruch  *). 

Diesen  Zeugnissen  des  späteren  Rechts  gegenüber  müssen 
wir  den  Maugel  von  solchen  aus  früherer  Zeit  dem  Zufall  und 
wiederum  dem  Umstand  zuschreiben,  dass  es  sich  um  vorge- 
richtliche und  darum  urkundlich  nicht  fixierte  Vorgänge  handelt. 
Denn  die  Annahme,  man  habe  erst  später  nach  Analogie  des 
Mobiliarprozesses  den  Anefang  von  Grundstücken  eingeführt, 
verbietet  sich  von  selbst.  Um  so  mehr,  als  wenigstens  noch 
für  ein  Rechtsgebiet  ein  Zeugniss  aus  älterer  Zeit  vorliegt, 
nämlich  für  das  langobardisehe.  Ein  Gesetz  König  Liutprands 


')  Brunner  RG  II  S.  613. 

*)  Anevang  und  Erbengewere.  Festschrift  im  Namen  nnd  Auftrag  der 
Breslauer  Juristenfakultät  (für  G.  Beseler)  verfasst  von  J.  Fr.  Behrend. 
Berlin  1885. 

*)  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte,  germ.  Abth.  IV 
1884  S.  236. 

‘)  Vgl.  auch  die  Darstellung  von  Hensler,  Institutionen  II  S.  562  f. 
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vom  Jahre  735  *)  setzt  eine  Strafe  gegen  (len  fest,  der  ohne 
öffentlichen  Auftrag  eigenmächtig  auf  einem  fremden  Grund- 
stück unter  der  Behauptung,  es  gehöre  ihm,  eine  wiffa,  d.  h. 
einen  Strohwisch,  ant'gesteckt  hat  und  nachher  das  von  ihm  be- 
hauptete Eigenthum  nicht  beweisen  kann. 

Hier  also  bei  den  Langobarden  geschah  der  Anefang  eines 
Grundstücks  durch  das  rechtsfürmliche  Aufstecken  der  wiffa, 
das  somit  dem  niederländischen  und  sächsischen  Ergreifen  des 
Thürpfostens  entsprach  *). 

Wie  erwähnt,  hatte  die  Klageerhebung  durch  Anefang  et- 
was unpersönliches;  sollte  man  sie  vielleicht  eben  aus  diesem 
Grunde  für  die  älteste  Form  halten,  die  zu  einer  Zeit  aufge- 
kommen  wäre,  als  es  noch  kein  persönliches  Eigenthum  am 
Grund  und  Boden  gab? 


2.  Die  Klageerhebung. 

Durch  Mannitio  oder  Bannitio  gezwungen,  auf  Grund  einer 
Anefangsklage  oder  eines  Streitgedinges  ist  nun  also  der  Be- 
klagte vor  Gericht  erschienen.  Jetzt  erhebt  der  Kläger  seine 
Klage.  Mit  der  Klageerhebung  beginnt  das  gerichtliche 
Verfahren. 

Auch  die  Urkunden  über  Immobiliarprozessc  beginnen,  wie 
gesagt,  meist  mit  der  Erwähnung  der  Klageerhebung,  ohne  auf 
die  Art  der  Ladung  Rücksicht  zu  nehmen,  die  eben,  wie  sich 
hieraus  entnehmen  lässt,  auf  die  Art  der  Klageerhebung  ohne 
Einfluss  war3).  Es  heisst  kurzweg,  der  Kläger  sei  erschienen 
und  habe  geklagt.  Dafür  werden  verschiedene  Ausdrücke  ver- 
wendet: interpellare *) , petere,  repetere  allein  oder  auch  in  Ver- 


’)  Liutpr.  148:  Si  quis  ex  sua  auctoritate  terra  aliena  sini  publica 
ins*«  wifaverit,  dicendo  quod  sua  debeat  esse,  et  postea  non  potuerit  provare 
quod  siki  sit,  conponat  solidos  sex,  quomodo  qui  palo  in  terra  aliena  figit. 

*)  Vgl.  Brunner  RG  n S.  459,  514. 

’)  Brnnner  a.  a.  0.  S.  514. 

4)  Z.  B.  Nr.  57  DDM  p.  73  n.  83:  interpellaeit  dum  diceret;  Nr.  81 
Tardif  p.  638  n.  57 & : venientes  visi  sunt  interpellare ; Nr.  174  Ueicb.  I 
2 p.  93  n.  122:  Mque  surrexervnt  et  interpellaverunt, 
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bindung  mit  interpeUare1 * * * *),  sc proclamare *),  reclamare s),  querere*), 
ja  auch  accusarc  wird  gebraucht Ä);  manchmal  wird  nur  gesagt, 
der  Kläger  habe  dem  Gericht  das  und  das  vorgetragen6). 

Nicht  selten  findet  sich  hier  in  den  Gerichtsurkunden  aller 
Stämme  und  bis  in  ziemlich  späte  Zeit  hinein  der  Ausdruck 
mallare,  admaUare  (von  mäli , mahalizze  Klage  alul.  mahalon,  a- 
fränk.  * atmallön 7 * *).  Aus  dem  Gebiet  der  fränkischen  Rechte 
können  folgende  Beispiele  genannt  werden:  Nr.  IO”)  homo  . . . 
mallavit  pro  res  sms ; Nr.  100 "):  der  Beklagte  schwört,  er  sei  ver- 
klagt worden,  me  Ule  homo  in  ntallo  publico  mallabat ; Nr.  372  I0); 
veniens  E.  visus  est  interpeUare  sire  admallare  A.  eo  quod  . . .; 
es  ist  eine  Klage  gegen  einen  Hörigen.  Eigentümlich  und 
wichtig  ist  eine  Urkunde  aus  der  spanischen  Mark  von  800"). 
Der  Bischof  von  Gerona  war  von  einem  gewissen  Leo  im  Königs- 
gericht um  einen  Neubruch  verklagt  worden  (hier  wird  der  Aus- 
druck reclatnare  gebraucht).  Der  König  weist  die  Klage  an  das 
Volksgericht.  Der  Kläger  macht  dem  beklagten  Bischof  von 
dem  schriftlichen  Befehl  des  Königs  Mittheilung,  worauf  der 
Bischof  einen  Vertreter  (assertor)  sendet,  der  im  Gericht  dem 
Kläger  antworten  solle;  tune  ego  Leo,  sagt  der  Kläger,  maUavi 
isto  mandatario. 

l)  Z.  B.  Nr.  75  DD1I  p.  107  n.  22:  Klüger  veniens  interpeüabat  . . 
repetebat;  Nr.  77  Habilion  Dipl.  I p.  511  n.  40:  veniens  interpellubut  repetens ; 
Nr.  318  Marca  Hisp.  c.  799  n.  16:  veniens  petivit  et  dixit. 

’)  Nr.  175  Wartmann  I p.  177  n.  187:  veniens  proclamacit  eo  quod  . . .; 
Nr.  263  Gnfcrard  Polyptyqne  de  l'abbfc  Irminon  II  p.  344  app.  n.  9 : cenientes 
se  proelamubunt  eo  quod  .... 

*)  Nr.  432  Gallia  Christ.  XIV  instr.  e.  53  n.  37. 

*)  Nr.  138  Mon.  Boica  XXVIII  1 p.  23  n.  25:  quaesierunt  benefiiiolum 
dixeruntque,  Nr.  169  Graf  Hundt  Abh.  XII  p.  219  n.  13:  quesivit  dicendo ; 
Nr.  247  Meich.  I 2 p.  249  n.  473:  ibi  surrexit  et  querebat. 

*)  Nr.  312  Cartnlaire  de  Redon  p.  148  n.  192:  cenientes  interpellantes 
atque  accusuntes,  und  ähnlich  in  zwei  weiteren  Urkunden  derselben  Sammlung : 
Nr.  315  p.  49  n.  61,  Nr.  387  p.  198  n.  247. 

*)  Z.  B.  häufig  die  Formel  veniens  suggessit  dum  diceret  (so  oder  ähn- 
lich in  Nr.  52,  53,  55,  56.  60,  114),  veniens  adserebat  (61),  veniens  innotuit  (84). 

*)  Brunner  RG  I S.  179;  v.  Amira  Recht  S.  190. 

*)  Form.  Andec.  n.  43  MGF  p.  19. 

»)  Cart.  Sen.  n.  21  MGF  p.  194. 

>°)  Tardif  p.  130  n.  202. 

")  Nr.  329  Marca  Hisp.  c.  783  n.  21. 
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Und  ähnlich  verhält  es  sicli  in  einer  Urkunde  aus  dem 
Jahre  918 l):  im  Gericht  des  Markgrafen  Richard  erscheint 
Abbo.  der  Vertreter  des  Bischofs  von  Autun. 

redamans  quasdam  res  s.  Nazarii  contra  Cadilonem.  Unde 
ad  judicium  scabinorum  idem  Abbo  mallavit  supradidum 
Cadilonem. 

Das  Wichtige  in  diesen  beiden  Urkunden  ist,  dass  hier  der  Aus- 
druck mallatio  nicht  für  die  Ladung,  sondern  ausschliesslich  für 
die  Klageerhebung  verwendet  wird  und  zwar  in  dem  ersten 
Beispiele,  nachdem  der  Beklagte  durch  königlichen  Befehl,  also 
durch  Bannitio,  vorgeladen  ist.  Daraus  folgt,  worauf  noch  nach- 
her näher  hingewiesen  werden  soll,  dass  von  einer  Mallatio  ganz 
ohne  Rücksicht  auf  die  vorangegangene  Form  der  Ladung  ge- 
sprochen werden  kann,  dass  die  Erwähnung  der  Mallatio  keines- 
wegs eine  vorangegangene  Ladung  unmöglich  erscheinen  lässt. 

Die  weiteren  fränkischen  Beispiele  sind  folgende,  Nr.  373*): 
der  Kläger  erscheint,  um  causas  perquirere  vel  mallare ; Nr.  412  *): 
reniens  A.  (vor  das  Königsbotengericht  zu  Tours)  interpellabat  et 
admaUabat  Wifredum  ei  dicens ; Nr.  441  *) : der  Kläger,  heisst 
es,  interpellavit  den  Beklagten  und  mallando  dixit  ei;  endlich 
noch  eine  Urkunde  ans  der  spanischen  Mark,  Nr.  457 5):  der 
Kläger  berichtet,  dass  er  gegen  den  Beklagten  Klage  erhoben 
habe,  unde  ego  Laurentius  mallavi  Oontefredum. 

Den  fränkischen  Beispielen  können  einige  aus  dem  bur- 
gnndischen  Gebiet  angefügt  werden ; bereits  die  oben  erwähnte 
Urkunde  von  918  (Nr.  488)  gehört  geographisch  hierher.  Nr. 
215®):  veniens  F.  mallabat  hominem  M.,  requirebat  ei  Nr. 

220  r):  veniens  F.  mallabat  hominem  A.,  requirebat  ei  . . . ; *)  ferner 


')  Nr.  488  Ciallia  ehrist.  IV  instr.  c.  67  n.  28. 

*)  Vaissete  II  c.  346  n.  169,  Th  p.  143  n.  101  (868). 

J)  BibliothAqne  de  l>cole  des  ehartes  XXX  p.  427  (878). 

4)  Menard  p.  16  n.  3,  Germer-Durand  p.  17  n.  8,  Tb  p.  167  n.  114  (893). 
6)  Mari  a Iliap.  c.  835  n.  60  (901). 

•)  Pfcrard  p.  35  n.  18  (816). 

»)  Ptrard  p.  34  n.  15  (819). 

•)  Ganz  ebenso  ferner  Nr.  234  P6rard  p.  35  n.  17  (821),  Nr.  369  Pörard 
p.  147  Th.  p.  140  u.  100  (867),  Nr.  371  Pfcrard  p.  34  n.  14  (868,  Klage 
gegen  einen  Hörigen),  Nr.  379  Pfcrard  p.  149  Th  p.  142  n.  lOOter  (870). 
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Nr.  424 '):  veniens  G . proclamavit  se  de  A.  ei  maUavit  illum;  Nr. 
452  *):  venit  der  Kläger  mallaril  W.  dum  diceret  .... 

Auch  aus  dem  Gebiet  des  alamannischeu  Rechts  lässt  sich 
der  gleiche  Sprachgebrauch  belegen : in  einer  St.  Galler  Urknnde 
aus  den  Jahren  800  bis  820 s)  heisst  es,  zwei  Leute  armUave- 
runt  Edalecu  et  fratre  seu  (suo)  Vigclio  de  terra  devere.  Und  in 
einer  Züricher  Urkunde  von  893 4)  wird  von  den  Parteien 
gesagt  qiiestum  habuerunt  invicem  se  maUantes.  Ja,  ein  Beispiel 
wenigstens  findet  sich  auch  für  Baiern:  im  Jahre  822  kommt 
ein  gewisser  Bernhard  in  das  placitum  publicum  et  ibi  mallavit 
den  Bischof  von  Regensburg  und  seinen  Vogt3). 

Eigentümlich  ist  der  Sprachgebrauch  in  den  italienischen 
Urkunden ®).  Auch  hier  findet  sich  der  Ausdruck  mallare,  aber 
nur  in  einer  ganz  bestimmten  Anwendung.  Wenn  nämlich  die 
Sache  vertagt  worden  ist,  und  nun  die  Parteien  in  dem  neuen 
Termin  erscheinen,  so  pflegt  der  Kläger  oder  der  Beklagte,  je 
nach  der  Lage  des  Falls,  den  Vortrag  des  Thatbestandes  mit 
den  Worten  zu  beginnen,  schon  einmal  sei  Klage  erhoben 
worden.  Und  bei  dieser  Gelegenheit  wird  fast  immer  das 
Wort  mallare  gebraucht,  das  sich,  so  viel  ich  sehe,  so  gut  wie 
niemals  in  den  Urkunden  auf  die  ersten  Termine  bezieht. 

Als  Beispiele  habe  ich  folgende  Fälle  anzuführen.  Der 
Kläger  erklärt  in  einer  mailänder  Urkunde  von  844  im  Be- 
weistermin, bereits  im  vorigen  Termin  malavi  istum  1'eiUpertim 7). 
Ebenso  heisst  es  in  einer  luccheser  Urkunde  von  865:  iam  ves- 
tri  presencia  malavi  istum  Mintonem *);  in  einer  mailänder  von 
918“):  dudum  in  iudicium  malavi  istum  Adelardum ; in  einer 
bergamasker  von  919  ,0) : iam  dudum  malavimus. 


’)  Chart,  de  Cluny  I p.  34  n.  29,  Th  p.  161  n.  109  (887). 

’)  Cart.  de  MScon  p.  169  n.  284  (888—898). 

*)  Nr.  227  Wartmann  I p.  829  n.  3ö4. 

*)  Nr.  440  Zürich.  UB  I p.  70  n.  159. 

*)  Nr.  241  Ried  C.  d.  ep.  Ratiab.  I p.  24  n.  23. 

*)  In  den  italienischen  Gesetzen  kommt  das  Wort  zweimal  vor  (Loth.  78 
und  80). 

*)  Cod.  Lang.  c.  265  n.  154.  Fnmagalli  p.  243.  Hnratori  Ant.  I c.  467. 
*)  Mcm.  d.  Lncca  IV  2 app.  p.  64  n.  61. 

*)  Cod.  Lang  c.  822  n.  475.  Mnratori  Ant.  I c.  455. 

,0)  Cod.  Lang.  c.  837  n.  486.  Lnpns  Cod.  dipl.  Bergom.  II  p.  113. 
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In  passiver  Formulierung  im  Munde  des  Beklagten  erscheint 
der  Ausdruck  in  einer  m&iländer  Urkunde  von  865  *) : der  Be- 
klagte spricht  in  seiner  Entgegnung  vou  den  Gegenständen 
utule  me  maUastis ; in  einem  Königsplacitum  von  880*)  heisst 
es  im  Klagevortrag  des  Beklagten:  dudum  mallaverunt  nos  die 
Kläger;  ebenso  in  einer  mailänder  Verhandlung  von  901 3),  in 
einer  modenesischen  von  945  4),  und  ähnlich  in  einer  luccheser  von 
915 s).  Besonders  erwähnenswerth  ist  eine  paveser  Urkunde 
von  927 6):  es  heisst,  die  Parteien,  der  Vogt  des  Petersklosters 
zu  Clivate  uud  ein  gewisser  Giselbertus,  seien  vor  Gericht  er- 
schienen; darauf  wird  der  Klagevortrag  des  Vogtes  mitgetheilt, 
und  dann  heisst  es: 

Cum  ipse  — der  Kläger  — tulüer  sepe  clamasset,  eun- 
dem  Guselbertum  ita  tnaüavü.  Predidus  G.  nihil  itide 
responsum  dare  voluit; 

auch  der  Bannbefehl  des  Pfalzgrafen  kann  ihn  zu  keiner  Ant- 
wort bewegen.  Dies  ist  der  einzige  mir  bekannte  Fall,  in  dem  • 
bereits  im  ersten  Termin  von  einem  mallare  die  Rede  ist,  und 
zwar  scheint  hier  das  Wort  im  Gegensatz  zu  dem  blossen  cla- 
mure  eine  besonders  feierliche  Form  der  Klageworte  zu  bezeichnen, 
und  es  liesse  sich  denken,  dass  jedesmal  dann,  wenn  eine  Ver- 
tagung nöthig  war,  die  feierlichere  Form  angewendet  w'urde, 
die  bei  sofortigem  Erwidern  oder  bei  Erledigung  der  Angelegen- 
heit in  einem  Termin  nicht  nöthig  war.  Ähnlich  fanden  wir  ja 
oben  in  einer  fränkischen7)  und  burgundischen  Urkunde9) 
zwischen  reclamare  und  mallare  unterschieden,  und  ebenso  wird 
redamare  in  den  langobardisclien  Gesetzen  im  Sinne  von  münd- 
lichem Klagevortrag  gebraucht. 

Als  Ergebniss  der  angestellten  Quellenbetrachtung  muss 
also  bezeichnet  werden,  dass,  wenn  die  Parteien  sich  vor  Ge- 


■)  Cod.  Lang  c.  391  n.  234.  FumagaUi  p.  373.  Giulioi  1 p.  451. 
*)  Chart,  tom.  I c.  62  u.  37.  Muratori  Ant.  I c.  359. 

*}  Cod.  Lang.  c.  663  n.  396.  Muratori  Ant.  I c.  718. 

*)  Tiraboschi  Modena  Ib  p.  112  n.  92.  Muratori  Ant.  I c.  463. 

*)  Mem.  di  Lucca  V 3 p.  87  n.  1166.  Cod.  Lang.  c.  807  n.  466. 
Muratori  Ant.  I c.  487.  Lupus  II  c.  97. 

*)  Cod.  Lang.  c.  981  n.  524.  Morbio  III  p.  154. 

’)  Nr.  329.  Marca  Hisp.  c.  783  n.  21. 

*)  Nr.  488  Gallia  uhrist.  IV  iustr.  c.  67  u.  28. 
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rieht  getroffen  haben,  sei  es,  dass  der  Beklagte  hierzu  ge- 
zwungen worden  ist,  sei  es,  dass  er  sich  selbst  dazu  verpflichtet 
hat,  die  Klage  erholten  und  damit  das  gerichtliche  Stadium 
des  Rechtsstreits  eröffnet  wurde.  Mit  diesem  Ergebniss,  das 
mit  der  herrschenden  Lehre  iibereinstimmt,  steht  eine  neuerdings 
vorgebrachte  Theorie  über  die  Prozesseinleitungsfomen  im 
älteren  deutschen  Rechtsgang  in  Widerspruch  *).  Sie  geht  da- 
von aus,  dass  Mannitio,  Bannitio  und  Mallatio  drei  den  gleichen 
Zweck,  nämlich  die  Eröffnung  des  Verfahrens,  verfolgende  Rechts- 
institute gewesen  seien;  Mallatio,  so  lehrt  sie  weiter,  sei  die 
Einleitung  der  Klage  durch  deren  Vortrag  im  Gerichtsding  ge- 
wesen. Wo  also  Mallatio  stattfand,  da  sei  Mannitio  und  Ban- 
nitio ausgeschlossen  gewesen;  Vorbedingung  für  ihre  An- 
wendung sei  die  bereits  aus  anderem  Grunde  erforderliche 
Anwesenheit  des  Beklagten  im  Gericht  gewesen. 

Mit  Rücksicht  auf  diesen  letzten  Umstand  hat  der  Er- 
finder der  neuen  Theorie  sie  in  einen  engen  Zusammenhang 
mit  der  Gerichtsverfassung  bei  den  einzelnen  Stämmen,  insbe- 
sondere mit  der  Gerichtspflicht  der  Dinggenossen  gesetzt;  er 
hat  zu  beweisen  versucht,  dass  da,  wo  allgemeine  Gerichts- 
pflicht bestand,  vorwiegend  die  Mallatio  zur  Anwendung  kam; 
dass  also,  so  folgert  er  hieraus,  die  allgemeine  Gerichtspflicht 
eben  zu  dem  Zweck  bestand,  um  die  Anwesenheit  aller  Ge- 
richtseingesessenen  zu  gewährleisten,  damit  nach  Bedürfniss 
gegen  einen  von  ihnen  mit  Mallatio  eine  Klage  erhoben  werden 
konnte.  Und  andererseits,  da  wo  die  Mannitio  oder  Bannitio 
üblich  war,  habe  das  seinen  Grund  darin  gehabt,  dass  eben 
keine  allgemeine  Gerichtspflicht  bestand,  der  Beklagte  also  in 
jedem  einzelnen  Fall  zum  Erscheinen  vor  Gericht  veranlasst 
werden  musste. 

Auf  diese  zum  mindesten  sehr  künstlichen  Konstruktionen 
einzutreten,  ist  hier  nicht  der  Ort;  aber  es  erscheint  ange- 
messen, gegenüber  Opets  Interpretation  der  Gesetzes-  und 
Urkundenstellen  wenigstens  auf  einige  der  durch  eine  ver- 
gleichende Betrachtung  des  Quellenmaterials  an  die  Hand  ge- 


*)  0 [i  e t Geschichte  der  Prozesseinleitungsformeu  im  Älteren  deutschen 
Reclnsgaug.  I.  Aktiieiluug.  Die  Zeit  der  Volksrechte.  Breslau  1891. 
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gebenen  Thatsachen  hinzuweisen  *).  Denn  wäre  0 pets  Annahme 
richtig,  so  müsste  auch  in  Bezug  auf  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung der  Einleitungsformen  im  Immobiliarprozess  mit  der 
herrschenden , auch  vou  uns  oben  vertretenen  Auffassung  ge- 
brochen werden;  man  könnte  nicht  mehr  von  der  Priorität  der 
Mannitio  gegenüber  der  Baunitio  ausgehen,  sondern  müsste  an- 
nehmen, dass  man  die  Parteiladung,  einen  spezifisch  fränkischen 
Brauch,  erst  nachträglich  — und  zwar  vergeblich  — als  all- 
gemeine Ladungsform  für  den  Immobiliarprozess  reichsgesetz- 
lich einzuführen  versucht  habe. 

Wenn  nun  Opet  meint,  neben  der  Einleitung  des  Prozesses 
durch  Ladung  habe  bei  einigen  Stämmen  (bei  den  Langobarden 
neben  der  Bannitio,  bei  den  Burgundern  und  Franken  neben 
der  Mannitio  und  Baunitio)  eine  Einleitung  ohne  Ladung,  eine 
Einleitung  durch  Klageerhebung  im  Ding  bestanden,  die  sogar 
bei  denen,  die  allgemeine  Gerichtspflicht  hatten,  die  ausschliess- 
liche gewesen  sei  (Baiern  und  Alamannen)2),  so  ist  einmal  prin- 
cipiell  zu  bemerken,  dass  uns  die  Formulierung  der  Urkunden 
überhaupt  keine  negativen  Schlüsse  gestattet.  Die  Mannition 
wird  in  keiner  einzigen  Urkunde  oder  Formel  ausdrücklich  ge- 
nannt*); aber  da,  wie  bereits  öfter  hervorgehoben  ist,  die  Ur- 
kunden grundsätzlich  die  aussergerichtliche  Einleitung  des  Rechts- 
streits unberücksichtigt  lassen,  so  ist  aus  dem  Fehlen  durchaus 
kein  Beweis  dafür  zu  entnehmen,  dass  thatsächlich  in  all  diesen 
Fällen  keine  Mannitio  vorangegangen  sei.  Daher  kann  man 
also  auch  nicht  mit  Opet  den  reichsgesetzlichen  Bestimmungen 
der  genannten  Kapitularien  gegenüber  sich  auf  die  italienischen 
Placita  berufen,  um  zu  behaupten,  dass  die  Bestrebungen  der 
Karolinger,  die  Mannitio  in  Immobiliarprozessen  aufrechtzuer- 
halten  oder,  wie  Opet  sagt,  eiuzuführen,  „ein  vollständiges  Fi- 
asko“ erlitten  haben. 

Die  Urkunden  berichten  uns  lediglich  das,  was  sich  vor  Gericht 


')  Es  kann  sich,  wie  ausdrücklich  bemerkt  wird,  nicht  um  eine  Wider- 
legung aller  anfechtbaren  Punkte,  sondern  nur  um  die  Hervorhebung  einiger 
Gesichtspunkte  handeln;  eine  eingehende  Kritik  würde  den  Umfang  einer 
eigenen  Abhandlung  beanspruchen. 

*)  Von  den  Angelsachsen  sehen  wir  hier  gänzlich  ab. 

*)  In  der  einen  oben  (S.  13)  erwähnten  Formel  steht,  wie  bemerkt, 
mannire  im  Sinne  von  bannirt. 
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abgespielt  hat,  uud  nur  ausnahmsweise  erwähnen  sie  nebenher 
die  vorangegangene  Ladung  oder  lassen  durch  die  Stilisierung 
ihrer  Ausdrucks  weise  auf  die  Form  dieser  Ladung  schliessen. 
Wenn  sie  meist,  da  das  eben  für  ihren  Zweck  ausreichte,  mit 
der  Erwähnung  der  Klageerhebung  beginnen,  so  ist  damit  nicht 
gesagt,  dass  mit  ihr  auch  der  Rechtsstreit  begonnen  habe. 

Vielmehr  zeigen  uus  die  in  Betracht  kommenden  Stellen 
der  Volksrechte,  dass  überall  nur  auf  Grund  einer  Ladung, 
einer  förmlichen  Prozesseinleitung,  ein  Rechtsstreit  zu  gericht- 
licher Verhandlung  gelangte,  mag  diese  Einleitung  nun  Man- 
nitio,  Bannitio  oder  Streitgedinge  gewesen  sein. 

Wie  Brunner  jetzt  hervorhebt1),  ist  es  allerdings  nach 
manchen  mittelalterlichen  Rechten  dem  Kläger  gestattet,  un- 
mittelbar im  Ding  ohne  vorausgegangene  Ladung  Klage  zu  er- 
heben ( mallare  also  im  Sinne  Opets);  aber,  um  seine  Worte 
zu  gebrauchen:  „von  deu  Volksrechten  des  fränkischen  Reichs 
bezeugt  uns  nur  die  Lex  Alamannornm  *)  die  unmittelbare  Er- 
hebung der  Klage  gegen  den  im  Ding  anwesenden  Kläger'*. 

Und  selbst  diese  Bestimmung  des  alamannischen  Rechts 
scheint  nicht  olme  Einschränkung  gegolten  zu  haben.  Denn 
wenn  wir  im  Schwabenspiegel 5)  lesen,  man  könne  seinen  Gegner, 
sieht  man  ihn  vor  Gericht  in  der  Schranne  stehen,  ohne  Für- 
gebot, d.  h.  ohne  Ladung,  beklagen,  ausser  um  Eigen  (und  Lehn), 
so  möchte  man  annehmen,  dass  diese  Beschränkung  auch  bereits 
in  der  volksrechtlichen  Zeit  gegolten  hat.  Dann  fiele  also  we- 
nigstens für  den  Immobiliarprozess  auch  diese  einzige  Aus- 
nahme fort. 

Dass  man  die  Bestimmungen  der  Lex  Baiuwariorum  *)  nicht 


>)  RQ  II  S.  341. 

•)  L.  Alatn.  36,  2:  Et  si  quis  alium  mallare  cult  de  qualecumque 
causa,  in  ipso  mallo  publico  debet  mallare  ante  iudice  suo,  ui  ille  iudex  cum 
distringat  sccundum  legem. 

*)  Wackern&gel  220  (p.  214):  Sihet  ein  man  den  andern  vor  gerihte  in 
der  Schrannen  sten,  er  beklaget  in  wol  d ne  vürgebot-,  an»  umbe  eigen  unde 
umbe  lehen.  Umbe  eigen  sol  er  im  t col  tac  geben  in  das  dinc,  unde  umbe 
Wien  vür  den  herren  sin.  Lassberg:  269,  Gengier  221  § 2. 

*)  Lei  Baiuw.  13,  2:  Si  quis  liber  alicui  libero,  qui  eum  mallat  de 
qualicunque  re,  dedignabitur  iustitiam  facerc,  ille  qui  quaerit  causam  suam, 
habeut  ibi  testes  duos  cel  tres,  qui  audiant  et  cideant  qualiter  ille  respondeat, 
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auf  eine  Mallatio  im  Opetschen  Sinne  beziehen  kann,  zeigt  jetzt 
gleichfalls  Brunners  Darstellung. 

Allerdings  wird  hier  der  Ausdruck  mallare  gebraucht. 
Dieses  mallare  aber  bedeutet,  wie  einer  unbefangenen  Betrach- 
tung unmöglich  entgehen  kann,  aussergerichtliclie  Ladung  des 
Gegners  in  Gegenwart  von  Zeugen,  es  ist  also  sachlich  identisch 
mit  der  Mannitio.  Der  Unterschied  besteht  nur  in  den  Folgeu 
der  Handlung.  Während  nach  Vornahme  der  fränkischen  Man- 
nitio der  im  Termin  ausbleibende  Gegner  sofort  als  sachfällig 
behandelt  wurde,  erfolgte  hier  dann  noch  eine  richterliche  Ladung, 
also  ein  wiederholter  Versuch,  des  Beklagten  habhaft  zu  werden. 
Möglich,  dass  mit  dieser  Erweiterung  das  Schwanken  des  Aus- 
drucks zusammenhängt;  aber  dieses  kann  nicht  über  die  Sache 
selbst  täuschen.  Die  Bestimmung  des  bairischen  Rechts  steht 
auf  demselben  Standpunkt  wie  das  burgundische  Recht1),  das 
gleichfalls  zunächst  Parteiladung  (und  zwar  wiederholte),  Man- 
nitio (es  braucht  dafür  den  Ausdruck  admonire),  und,  wenn 
diese  ihren  Zweck  verfehlt,  richterliche  Ladung,  Bannitio,  an- 
wendet. Wenn  Opet  für  das  burgundische  Recht  auf  Grund 
der  in  Rede  stehenden  Bestimmung  das  Vorhandensein  der  Man- 
nitio zugiebt,  sie  aber  für  das  bairische  Recht  leugnet,  so  ist 
das  nur  auf  Grund  willkürlicher  Interpretation  des  letzteren 
möglich  *).  Unbestritten  also  ist,  dass  das  burgundische  Volks- 
recht die  förmliche  Parteiladung  kannte;  wie  häufig  aber  ge- 
rade die  burgundischen  Urkunden  die  Mallatio  erwähnen,  ist 
oben  an  den  betreffenden  Beispielen  gezeigt.  Der  einzig  zu- 
lässige Schluss  hieraus  ist  der,  dass  eben  Mannitio  und  Malla- 
tio sich  nicht  ausschlossen,  dass  die  Mallatio  nicht  Ladung, 


ut  poseint  ante  iudicem  t es  tos  eene.  Tune  iudex  iubeut  eum  in  praesenti 
venire  et  iudicet  ei,  et  componat  duodecim  solidos,  quia  non  dignabatur 
iustUiam  f aeere  ei  qui  debuit. 

')  Lex  Burg.  17,  4:  Illud  quoque  specialiter  eolumus  custodiri , ut 
quicunque  Burgundio  de  quacunque  causa  ab  eo,  qui  illi  Mein  intendil,  bis 
admonitus  fueril,  ut  dato  ßdeiuesore  ad  iudicium  reniat,  et  si  nec  fideiussorem 
dare  nec  ad  iudicium  venire  voluerit : atque  hoc  factum  duobus  aut  tribus 
lugen  tue  textibux  potuerit  adprobari,  inferat  mulctae  nomine  sol  VT.  et  ad 
iudicium  nihilominus  venire  compellatur. 

*)  Brauner  a.  a.  0.  S.  840  bereits  weist  die  Opetaclie  Erklärung  des 
Ausdrucks  iustitiam  facere  zurück ; vgl.  aucii  daselbst  S.  282. 

Hübner,  tränk.  ImmoblUarpruzess.  3 
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sondern  Klageerhebung  war l).  Sie  schlossen  sich  ebenso  wenig 
aus,  wie  Bannitio  und  Mallatio;  wir  haben  oben  eine  Urkunde 
aus  der  spanischen  Mark  besprochen  *),  in  der  der  Kläger,  nach- 
dem er  die  Ladung  des  Beklagten  durch  litterae  regales , also 
doch  offenbar  durch  Bannition  bewirkt  hat,  nun  im  Termin  die 
Mallatio  erhebt:  deutlicher  kann  nicht  bewiesen  werden,  dass 
nicht  die  Mallatio.  die  Klageerhebung,  sondern  die  Bannitio  die 
Prozesseinleitung  ist. 

Und  so  können  wir,  denke  ich,  diese  Erörterung  mit  dem 
Ergebniss  verlassen,  dass  wie  der  Prozess  der  fränkischen  Zeit 
überhaupt,  so  auch  der  Immobiliarprozess  eine  Ladung  des 
Gegners  durch  den  Kläger  oder  durch  den  Richter  erforderte, 
und  dass  erst  dann,  wenn  sich  der  Beklagte,  sei  es  gezwungen, 
sei  es  durch  eigene  Verpflichtung  im  Termin  gestellt  hatte,  die 
Klage  erhoben  wurde;  auch  im  alamannischen  Recht  ist  es 
möglicherweise  nicht  anders  gewesen. 


II.  Dir  Klagebehauptung. 

1.  Die  Grundform  der  Klage. 

Alle  Klagen  des  deutschen  Rechts  waren,  wie  bereits  be- 
merkt, ursprünglich  Deliktsklagen,  der  deutsche  Prozess  war 
ursprünglich  Strafprozess. 

Auch  im  Immobiliarprozess  handelte  es  sich  darum,  ein  Un- 
recht des  Beklagten  zu  verfolgen.  Vom  Unrecht  des  Beklagten, 
nicht  vom  Recht  des  Klägers,  ging  man  aus. 

Das  Unrecht  des  Beklagteu,  das  einen  Immobiliarprozess 
hervorrief,  war,  um  Brunners  Ausdruckzu  gebrauchen,  „rechts- 
widrige Landnahme“,  „Landraub“,  wie  man  im  Norden,  bei  den 
Friesen  und  Angelsachsen  zu  sagen  pflegte’). 

')  Opet  giebt  sich  in  seinem  § 8 grosse  Milbe , die  Bedeutung  des 
häufigen  Vorkommens  der  Mallatio  in  burgundischen  Urkunden  möglichst  abzu- 
schwftchen,  indem  er  zu  beweisen  sucht,  dass  nicht  in  allen  Fällen,  wo  die 
Quellen  mallare  oder  ähnliche  Worte  verwenden,  es  sich  um  die  Prozess- 
einleitnng  im  technischen  Sinn  handle.  Seine  Theorie,  der  er  alles  unter- 
ordnen muss,  hat  ihn  selbst  hier  verhindert,  den  falschen  Begriff  seiner 
Mallatio  aufzugebeu. 

*)  8.  26.  Nr.  320.  Marea  Ilisp.  c.  783  n.  21. 

*)  Brunner  R<i  II  8.  512. 
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Die  Klagebehauptung  ging  dahin,  dass  der  Beklagte  sich 
widerrechtlich  eines  Stückes  Landes  bemächtigt  habe;  eine 
gewaltsame  Handlungsweise  wurde  ihm  vorgeworfen;  das 
Widerrechtliche  dieser  Handlungsweise  wurde  am  häufigsten 
durch  die  Worte  malo  ordine  ausgedrückt,  aber  auch  durch  Aus- 
drücke wie  iniuste,  violenter  und  ähnliche  bezeichnet. 

Besonders  häufig  handelt  es  sich  um  ein  Eindringen,  in- 
vadere  des  Beklagten  in  fremde  Besitzungen,  durch  das  er 
das  klägerische  Recht  auf  ruhigen  Besitz  verletzt:  häufig  werden 
dabei  auch  noch  einzelne  Widerrechtlichkeiten  geuannt,  die  sich 
der  Störenfried  bei  dieser  Gelegenheit  hatte  zu  Schulden 
kommen  lassen. 

So  heisst  es  z.  B.  in  der  Klage,  die  der  Bischof  von  Nimes 
im  Jahre  892  erhebt,  der  Beklagte  invasit  die  streitige  Villa1 * * *); 
in  einem  Prozesse  zu  Arles  967  wird  um  Güter  geklagt,  die 
die  Beklagten  contra  legem  et  malum  ordinem  invaseruni,  tenue- 
runt  ac  possederunt  *). 

Auch  in  den  Volksrechten  ist  häufig  von  der  invasio  die 
Rede5);  in  einer  Stelle  des  salischen  Rechtes  wird  der  genannt, 
qui  villam  alienam  invaserit*). 

Auch  in  Italien  ist  diese  Art  der  Klagebehauptung  nicht 
selten.  Im  Jahre  821  erhebt  der  Abt  von  Farfa  wider  den 
Herzog  Guinichis  den  Vorwurf,  dass  er  Besitzungen 

iniuste  ad  regiam  partem,  also  indem  er  sie  als  fiska- 
lisch in  Anspruch  nahm,  invasissä 5) ; 
ähnlich  heisst  es  in  einer  Klage  des  Klosters  Farfa,  die  es  829 
gegen  den  römischen  Stuhl  anstrengt,  dass  dessen  Vertreter 
mehrere  Besitzungen  des  Klosters  per  fortia  invasissent  *) ; in 
einer  mailänder  Urkunde  von  820  bis  840  wird  den  Beklagten 


l)  Nr.  434.  Vaissete  II  c.  83  n.  12.  Germer-Durand  p.  10  n.  5. 

’)  Nr.  571.  Cartulaire  de  St.  Victor  de  Marseille  p.  307  n.  290.  Th 
p.  201  n.  137. 

*)  Brunner  verweist  a.  a.  0.  Änm.  5 auf  die  Leu  Bib.  59,  8;  60,  3; 
Lex  Bainw.  17,  1;  App.  *4. 

•)  Septem  caus.  IV,  4.  Hessels  p.  424.  Behrend  p.  130. 

*)  Regesto  di  Farfa  II  p.  207  n.  251. 

*1  Regesto  di  Farfa  II  p.  221  n.  270.  Cod.  Lang.  c.  198  n.  110. 
ilabilleu  Ann.  II  c.  736. 
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vom  Kläger  vorgeworfen,  dass  sie  in  seiner  dienstlichen  Abwesen- 
heit Güter 

introierunt  et  me  devestiverunt  mnh  ordine  et  contra  legem 
sine  ullo  iudicio *); 

ganz  ähnliche  Wendungen  weist  eine  Urkunde  über  einen  919 
im  Gebiet  von  Bergamo  geführten  Streit  auf2). 

Gleichbedeutend  mit  invadere  wird  introire  gebraucht,  z. 
B.  in  einer  Extravagante  der  Lex  Salica  (B.  10);  häufig  auch 
in  italienischen  Urkunden,  und  zwar  wird  hier  meist  damit  ein 
weiterer  Vorwurf  erhoben,  besonders  der  unrechtmässiger  Fort- 
nahme  von  Früchten.  So  heisst  es  z.  B.  in  einem  Placitum  von 
865,  der  Beklagte 

contra  lege  et  malo  ordine  introicit  in  res  nostres  et  inibi 
urbores  iniuste  taliacit  et  terra  nostri  monasterii  aravit  et 
nos  inde  devestivit3). 

Dem  Vorwurf  des  invadere  ist  der  des  pervadere  und 
der  pervasio  zur  Seite  zu  stellen.  Er  begegnet  uns  in  der 
Lex  Burgundiouum 4)  und  Lex  Alamannorum  *);  in  einer  Formel 
von  Angers6);  in  einer  septimanischen  Urkunde  von '902  heisst 
es  in  der  Klage : Beklagter  pcrvasit  malum  ordinem  incontra  lege 
Grundstücke  der  Kirche  von  Nimes 7). 

Ferner  sprechen  die  Quellen  häufig  von  einem  per  vim,  in- 
iuste, malo  ordine  ferre,  abstrahere. 

So  heisst  es  z.  B.,  als  im  Jahre  697  vor  Childebert  III.  der 
Abt  von  Tussonval  wider  Drogo  Klage  erhebt,  die  Agenten  des 
Beklagten  hätten  die 

curtis  Nocitum  malo  tirdene  de  potestate  ipsius  monasthirie 
tuüissoit  vel  abstraxissent *). 

Ferner:  zuAngouleme  klagt  der  PropstvonSt.  Eparch  wider  Avego, 

*)  Cod.  Lang.  c.  242  n.  138.  Fumagalli  p.  222.  GiulinL'I  p.  442. 

*)  Cod.  Lang.  c.  837  n.  486.  Lupus  II  p.  113. 

*)  Cod.  Laug.  c.  391  n.  234.  Fumagalli  p.  375.  Giulini  I p. '451.  Es 

giebt  viele  ähnliche  Fälle. 

4)  Lex  Burg.  79,  3:  . . . terra  a quocunque  etiam  pervasa  . . 

s)  Lex  Alain.  98,  1 : Si  quis  res  alienas  aut  ecclesiae  malo  ordine 

pervaserit. 

*)  Form.  Andec.  47  MGF  p.  21 : . . rinia  sua  . . malo  ordine  perrasit. 

’)  Nr,  458.  Germer-Durand  p.  19  n.  9. 

')  Nr.  40.  DDM  p.  62n.  70.  LSch  p.  12  n 22. 
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quia  tnancipia  s.  Eparchi  tulerat  et  retro  sc  tenebat  con- 
tra legem  et  Dei  iustitiam  ‘). 

Die  Mönche  von  Cluny  erheben  9U3  Klage  gegeu  einen 
gewissen  Aldebertus, 

quia  cupiditatis  face  et  seculari  rabiae  silvam  s.  Mariae, 
qtie  vulgo  dicitur  lioerecia,  pre/ato  monasterio  iniuste 
tollebat  *). 

In  den  Jahren  816 — 836  wird  vom  Kloster  St.  Gallen 
um  Liegenschaften  prozessiert,  die  Albaricus  dem  Kloster  ge- 
schenkt hatte,  die  aber  die  Schwester  des  Schenkers  und  ihr 
Sohn 

de  vestitura  s.  Galli  per  o im  abstulerunt3). 

Häufig  wird  ein  derartiger  Ausdruck  in  bairischen  Urkunden 
gebraucht.  Der  Bischof  von  Freising  klagt  z.  B. 

pro  causa  s.  Mariae,  quae  abstracto  iniusto  ordine  fuil*); 
oder  um  eine  Kirche,  welche  Oadallant  iniuste  abstulisset3);  oder 
ein  Geistlicher  klagt  wider  einen  anderen 

de  tali  hereditate,  quäle  videbatur  habere  ad  Kysalpahc, 
dicentem  se  iniuste  ei  de  vestitura  sua  abstractum  8). 

Dass  der  Ausdruck  abstrahere  eiu  technischer  gewesen  ist, 
können  wir  aus  seiner  Verwendung  in  den  Volksrechten  ent- 
nehmen. 

Sowohl  das  bairische  als  auch  das  alamannische  Volksrecht 
gebrauchen  ihn  in  den  Bestimmungen,  welche  für  Eingriffe  in 
das  Kirchengut  Strafen  festsetzeu. 

Si  quis  aliqua  persona  contra  res  ecclesiac  iniuste  agere 
voluerit  vel  de  rebus  ecclesiae  abstrahere  voluerit, 
heisst  es  in  der  Lex  Baiuwariorum  1,  2; 

et  si  aliqua  persona  . ...  de  ipsas  res  de  illa  ecclesitt 
abstrahere  voluerit, 
iu  der  Lex  Alamannorum  1,  2. 

Die  Lex  Ribuaria  verwendet  den  Ausdruck  auferre 


')  Nr.  419. 
*)  Nr.  460. 
*)  Nr.  288. 
4)  Nr.  170. 
*)  Nr.  177. 
•)  Nr.  328. 


Neues  Archiv  VII  p.  634  (880—881). 
Chart  de  Cluny  I p.  91  n.  81. 
Wartmaan  II  p.  395  Anh.  n.  18. 

Heich.  I 2 p.  92  n.  121  (804.  Juni  16). 
Eod.  p.  95  n.  125  (807). 

Eod.  p.  553  n.  658  (849). 
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60,  8:  quod  st  quis  de  ecdesin  aliquid  vim  abstulerit; 
ebenso  die  Lex  Burgundionum 

9:  st  quis  Burgundio  aut  Romanus  per  vim  aliquid  abs- 
tulerit  usque  ad  pullum ; 
ähnlich  heisst  es  in  der  Lex  Saxonum  c.  39: 

qui  alter  i dolose  per  sacramentum  res  proprias  tollere  vult. 

Es  ist  kein  Zweifel,  dass  überall  auch  Immobilien  als 
Gegenstände  dieser  Handlungen  gedacht  werden  können.  Zum 
Beweise,  dass  dieselben  Ausdrücke  in  Italien  verwendet  wurden, 
sei  auf  eine  farfenser  Urkunde  von  811  hingewiesen,  in  welcher 
der  Klostervogt  also  spricht: 

facite  nobis  iustitiam  ad  partem  ipsius  monasterii,  quitt 
iste  Ouichardus  castaldius  tulit  casas  et  terras  et  vintili 
...  et  devestivit  inde  monachos  et  leitet  eas  contra  legem, 
pro  qua  re  neseimus1). 

Die  Quellen  verwenden  zuweilen  noch  andere  sinnent- 
sprechende Ausdrücke. 

Als  ein  solcher  kommt  einige  Male  usurpare  vor.  Man 
findet  diese  Wendung  in  einem  Kapitular  zur  Lex  Salica*), 
ferner  in  einigen  bairischen  Urkunden;  der  Vogt  des  Bischofs 
von  Freisiug  klagt  z.  B.  802  wider  Reginbert 

eo  quod  iniuste  usurpasset  sibi  res  s.  ecclesiae  *). 

Hin  und  wieder  wird  das  Verbum  proprendere  verwendet. 
Es  findet  sich  in  einem  bairischen  Kapitular,  wo  es  ganz  in 
dem  allgemeinen  Sinn  von  widerrechtlicher  Besitzergreifung 
fremder  Liegenschaften  steht4).  Ferner  in  Formeln;  in  einer 
sal fränkischen  z.  B.  wird  dem  Beklagten  vorgeworfen: 


')  ß.  di  Farfa  II  p.  220  n.  269.  Fatteschi  p.  290  n.  47. 

’)  Cap.  legi  Sal.  add.  v.  J.  819  c.  6 (Boretius  I p.  293);  es  ist  die  Bede 
von  einem  in/ans  infra  duodecim  annos,  das  res  alterius  iniuste  sibi  usurpaverit. 

*)  Nr.  166.  Meich.  I 2 p.  88  n.  116. 

4)  Capitulare  Baiwaricum  (Boretius  1 p.  158  n.  69)  c.  6:  De  rebus 
propresis  ul  ante  missos  nostros  et  comites  seu  iudices  nostros  veniant  et  ibi 
accipiant  ßnitivam  sententiam ; et  inantea  nullus  praesumat  rebus  alterius 
proprindere,  nisi  inugis  suam  causam  quaerat  ante  iudices  nostros,  ut  diximus, 
et  ibi  recipiant  quod  iustum  est.  Die  Stelle  der  Lex  ßibnaria,  auf  welche 
Boretius  verweist,  gebraucht  das  Wort  in  einem  engeren,  auf  eine  bewegliche 
Sache  und  eine  besondere  Art  der  Ergreifung  beschränkten  Sinn,  c.  75  : si 
quis  caballum,  hominem,  vel  qualibet  rem  in  eia  propriserit. 
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quot  terra  sua  ile  siw  inn.sn  rel  de  suu  proprietate  moto 
ordine  proprisisset ') ; 

in  der  der  Sammlung  von  Sens  angehörenden  notitia  sacrantentale 
beschwört  der  Beklagte  seinen  30jährigen  Besitz;  er  sagt, 

quod  ego  terra  sua  ...  de  eorum  potestate  per  fortium 
numquam  proprisi  aut  pervasi  *). 

Die  Lex  Ribuaria  braucht  einmal  den  Ausdruck  super- 
prendere s).  Dann  begegnet  auch  wohl  gelegentlich  in  gleichem 
Sinn  der  Ausdruck  comprehendere. 

Ein  Einwohner  von  Rieti  erhebt  im  Jahre  791  gegen  die 
Mönche  von  Farfa  Klage, 

qitia  isti  monachi  comprehenderunt  substantiam  incam  hie 
in  Spoleto  et  Interamnes  seit  in  Fulginea  contra  legem*). 

Endlich  ist  hier  der  Ausdruck  sacire  zu  erwähnen.  Brunner 
hat  die  verschiedenen  Anwendungsfälle  und  die  sprachliche  Be- 
deutung des  Wortes  klargestellt5). 

Es  ist  das  Wurzelwort  des  französischen  saisir,  „stammt 
vom  altdeutschen  saejan,  poncre,  und  ist  das  Transitivum  zu 
besitzen“.  Es  findet  sich  an  mehreren  Stellen  westfränkischer 
Formeln8).  Einigemale  in  der  Bedeutung:  „sich  zu  einer  Sache 
ziehen“7);  ausserdem  in  der:  „sich  in  das  Eigenthum  eines 
Grundstücks  setzen“  8). 

Dieser  Verwendung  nahe  steht  der  Sprachgebrauch  einer 
bereits  in  anderem  Zusammenhang  genannten  septimanischen 
Gerichtsurkunde  aus  dem  Jahre  876,  auf  welche  auch  Brunner 
hinweist. 

Der  Bischof  von  Nimes  lässt  iu  seiner  Klage  vortragen, 
dass  ein  gewisser  Bernardus  die  von  dessen  Mutter  der  Marien- 
kirche geschenkte 


*)  Nr.  89.  Form.  sal.  Bign.  13  MOF  p.  232;  ebenso  in  iler  dieser 
Hochgebildeten  Form.  sal.  Merkel.  42  MOF  p.  257. 

*)  Nr.  100.  Cart.  Sen.  n.  21  MOF  p.  194. 

*)  Lex  Rib.  60,  2 : Si  quin  consortem  suum  quantulumcunujue  superpriscrit. 
4)  R.  di  Farfa  II  p.  130  n.  154.  Fatteschi  p.  281  n.  36. 
l)  Rechtsgeschichte  der  Urkunde  I S.  284,  285. 

*)  Vgl.  das  Register  der  Zeumerschen  Ausgabe. 

*)  Nr.  71.  73.  74.  Form.  sal.  Merkel.  27.  28.  30  MOF  p.  251.  252. 
*)  Marculf.  II  41.  Form.  sal.  Bign.  21.  22.  Diese  Bedeutung  hat  das 
Wort  auch  in  der  Formel  Marculf.  1 36. 
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vitta  Bieagum  de  potestate  ipsius  ecclesie  iulerii  et  expo- 
liaverat; 

dann  aber  habe  Bernardus  sein  Unrecht  eingesehen  (se  recogno- 
vü  et  concredulit)  und  Bürgen  für  die  Rückgabe  der  Villa  ge- 
stellt (per  suos  wadios  reddidit).  Jedoch 

postquam  red i tum  habuü  ipsam  villam,  sacivit  malum 
ordinem  contra  lege  ‘). 

Hier  bedeutet  das  Wort,  wie  Brunner  hervorhebt,  „eine  eigen- 
mächtige Besitzergreifung“.  Es  muss  daher  unter  diejenigen 
Ausdrücke  eingereiht  werden,  die  besagen,  dass  der  Be- 
klagte durch  eine  rechtswidrige  und  auf  Gewalt  beruhende 
Handlung  das  Recht  des  Klägers  verletzt  habe. 

Übrigens  ist  sicherlich  auch  eine  andere  septimanische  Ge- 
richtsurkunde hierher  zu  ziehen.  Denn  wenn  hier  der  Kläger  sagt: 
iste  presetis  Rostagnus  eas  sancivit  iniuste  infra  isto  anno 
malum  ordinem  incontra  lege, 

so  muss  das  sancivit  sicherlich  in  ein  sacivit  verbessert  werden  *). 

In  den  bisher  besprochenen  Fällen  war  die  Klagebehaup- 
tnng  direkt  auf  die  unrechtmässige  Handlung  des  Beklagten 
gerichtet,  durch  welche  der  Kläger  sich  geschädigt  glaubte. 
Gerade  die  besprochenen  Formen  der  Klagebehauptuug  sind  ein 
deutliches  Zeichen  des  ursprünglich  strafrechtlichen  Charakters 
auch  des  Immobiliarprozesses. 

Nun  findet  sich  aber  in  den  Quellen  auch  eine  andere  Fas- 
sung der  Klage.  Nicht  eine  einzelne  widerrechtliche,  gewalt- 
thätige  Handlung  wird  dem  Beklagten  zum  Vorwurf  gemacht, 
sondern  es  wird  allgemeiner  behauptet,  der  Beklagte  besitze  zu 
Unrecht,  er  halte  ein  Grundstück  unrechtmässig  in  seinem  Be- 
sitz fest,  zurück. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Klage,  so  gefasst,  sich 
bereits  deutlicher  civilrechtlichen  Formen  nähert,  und  man 
wird  daher  die  Vermutliung  Brunners3),  dass  diese  Klagformel 
jüngeren  Ursprungs,  aus  der  Klage  um  anvertrautes  Gut  ent- 
standen  sei,  wahrscheinlich  finden,  wenngleich  zu  beachten  bleibt, 
dass  wir  gerade  sie  bereits  in  den  ältesten  urkundlichen  Bei- 


■)  Nr.  404.  Th  p.  155  n.  107. 
*)  Nr.  441.  Th  p.  167  n.  114. 
*)  Rö  II  S.  612, 
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spielen  antreffen,  dass  auch  sie  in  Folge  des  bei  ihr  fast  regel- 
mässig verwendeten,  nachher  noch  näher  zn  besprechenden  mal« 
ordine  einen  strafrechtlichen  Zug  behält,  und  endlich  dass 
jene  andere  Form,  der  Vorwurf  eines  bestimmten  Gewaltaktes, 
sich,  wie  wir  sahen,  neben  der  anderen  bis  in  verhältnissmässig 
sehr  späte  Zeiten  erhalten  hat. 

Die  Klagformel,  der  Gegner  besässe  widerrechtlich,  malo 
ordine  tenet,  possidet,  ist  die  am  weitesten  verbreitete,  die 
typische  Form  der  Immobiliarklage  in  der  fränkischen  Zeit  ge- 
wesen. Einige  Beispiele  aus  den  verschiedenen  Rechtsgebieten 
und  Zeiten  werden  das  veranschaulichen. 

In  der  ältesten  erhaltenen  nicht  italienischen  Gerichtsur- 
kunde, einem  Placitum  König  Sigiberts  vom  Jahre  648.  dessen 
vorliegende  Fassung  allerdings  nur  von  zweifelhafter  Echtheit 
ist,  treten  Beauftragte  des  Bischofs  Kunibert  von  Köln  gegen 
Euergisilius  mit  der  Klage  auf, 

qiwd  vinea  infra  tvrmino  Bodofricense  post  se  malo  or- 
dine retineret  ‘). 

Im  Jalire  691  klagt  der  Diakon  Chrotcharius  vor  König 
Chlodovech  III.,  dass  Chuneberctus  mehrere  genanute  Güter  im 
pagus  Velcasinus 

malo  ordine  contradicerü  vel  post  se  retenerü3). 

Derselbe  Kläger  gebraucht  in  einer  zwei  Jahre  später  er- 
hobenen Klage  dieselben  Worte;  er  behauptet  jetzt,  dass  Amal- 
berethus  den  hcellus  Badane-Curtis 

malo  ordine  post  se  retenuit  *). 

Auch  in  einer  716  vor  Chilperich  II.  geführten  Gerichts- 
verhandlung geht  die  Klage  dahin,  dass  der  Abt  von  St.  Denis 
dem  Kläger  Grundstücke 

malo  ordine  contradicerü  vel  post  se  retenirü1). 

Der  Ausdruck  malo  ordine  retinere  oder  ein  völlig  sinnent- 
sprechender begegnet  uns  weiter  in  folgenden  Urkunden:  in 
der  751  vor  dem  Majordomus  Pippin  vom  Abt  von  St.  Denis 
wider  die  Äbtissin  von  Septmeules  erhobenen  Klage: 

')  Nr.  23.  Neues  Archiv  XIII  (1888)  p.  157. 

»)  Nr.  35.  DDM  p.  53  n.  59. 

*)  Nr.  38.  DDM  p.  58  n.  66. 

*)  Nr.  67.  DDM  p.  73  n.  83, 
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quod  ipsa  res  s.  Dionisii  post  se  malo  urdine  retinebat 
iniustc '). 

In  dem  vor  Karl  dem  Grossen  775  zu  Düren  verhandelten 
Prozesse  des  Bischofs  von  Paris  wider  den  Abt  von  St.  Denis, 
in  welchem  dem  Beklagten  vorgeworfen  wird , dass  er  das 
Kloster  Placicium 

ad  partc  s.  Dionisii  post  se  retenibat  malo  ordine  iniuste  *). 

In  der  im  selben  Jahre  vor  dem  König  zu  Schlettstadt  vom 
Kloster  Honau  gegen  das  Kloster  Corbie  erhobenen  Klage: 
quod  Mas  res  in  eorum  potestate  iniuste  retinuisset3). 

In  der  Klage,  die  781  der  Vogt  von  St.  Denis  wider 
sechs  homines  anstrengt, 

eo  quod  rem  s.  Dionysii  post  se  retinebant  in  sua  potes- 
tate iniuste*). 

Auch  kann  man  das  Placitum  Karls  von  771  hierher- 
rechnen,  in  dem  der  Abt  von  Fulda  den  Dagaleichus  be- 
schuldigt, dass  er  Grundbesitz  des  Klosters 

malo  et  iniquo  studio  detineret  et  ab  utilitatibus  ecctesie 
sue  prohiberet 5). 

Zahlreiche  Beispiele  liefern  auch  die  fränkischen  und  ausser- 
fränkischen  Pi vat urkunden.  In  einer  burgundischen  Gerichts- 

nrknnde  aus  dem  Jahre  876  wird  ein  Priester  der  Benignus- 
kirche zu  Dijon  verklagt, 

quod  res  s.  Benigni  iniuste  feueret*). 

Im  Jahre  887  wird  zu  Mäcon  um  eine  Mühle  geklagt,  weil 
der  Beklagte  sie 

iniuste  tenebat  ä faciebat  que  non  debuissä1). 

Eine  abweichende  Wendung,  die  aber  gleichwohl  hier  an- 
geführt werden  kann,  da  auch  sie  nur  dazu  dient,  die  Tliat- 
sache  des  behaupteten  Unrechts  kurz  hinzustellen,  findet  sich 
in  einer  Urkunde  von  Cluny  aus  dem  zehnten  Jahrhundert,  in 
welcher  Graf  Wilhelm  gegen  Ansgerius  Klage  erhebt. 

')  Nr.  75.  PDM  p.  107  n.  22.  Mfthlb.  57  (o.  Nachtrage  S.  771). 

'■)  Nr.  93.  Tarilif  p.  59  n.  75.  Mülilb.  187. 

’)  Nr.  94.  Grandidier  Strasbourg  II  p.  118  n.  69,  Mfthlb.  19(5. 

4)  Nr.  114.  LSch  p.  23  n.  36. 

*)  Nr.  83.  LSch  p.  20  n.  31. 

*)  Nr.  405.  Pfcrard  p.  152. 

*)  Nr.  424.  Th  p.  161  n.  109. 
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quin  rillam  Aionam  contra  ius  vel  civüe  vel  publicum 
tcneret  *). 

Im  Jahre  918  verlangt  der  Bischof  von  Antun  Heraus- 
gabe der  viüa  Canavas,  die 

Cadilo  ipse  et  heredes  iniuste  tenebant  vel  teuere  cona- 
bantur  *). 

Ferner  mag  die  Klagebeliauptung  einer  Urkunde  aus  dem 
Cartular  von  Conques  hier  genannt  werden : es  wird  gegen  den 
Mönch  Aldricus  behauptet, 

iptod  malo  ordine  requirebat  vineas  cum  ipsas  lerras 3). 

Auch  in  rechtsrheinischen  Gebieten  war  diese  Klageformel 
eine  sehr  verbreitete. 

Wir  treffen  sie  z.  B.  in  Baiern;  ich  nenne  eine  Urkunde 
aus  dem  Jahre  802:  der  Vogt  des  Bischofs  von  Freising  erhebt 
wider  Lantfrid  Klage, 

quod  iniuste  possideret  res  s.  Petri  de  monasterio  Siech- 
dorf*). 

Beispiele  bieteu  weiter  auch  die  italienischen  Gerichtsur- 
kunden. 

Zu  Lucca  erhebt  im  Jahre  815  der  Vogt  der  Martinskirche 
Klage  mit  den  Worten: 

Audire  me  dignetis,  quia  iste  Suave  contra  ratione  übet 
quattuor  petie  de  vinea  ipsius  ecclesie  s.  Martini*). 

Ganz  gleich  lautet  die  Klagformel  in  einer  luccheser  Ge- 
richtsurkunde aus  dem  Jahre  822 8). 

In  einem  Rechtsstreit  zwischen  der  Marienkirche  ad  Monte 
und  einem  gewissen  Minto  beginnt  der  klagende  Kirchenvogt 
die  im  Beweistermin  vorgetragene  Darstellung  des  Thatbe- 
standes  mit  der  Erwähnung,  dass  er  den  Beklagten  schon  ein- 
mal geladen  habe, 

quod  ipse  malo  ordine  et  contra  lege  aberet  et  detinferet] 
campum 7). 

*)  Nr.  481.  Chart  de  Cluny  I p.  179  n.  192  (913). 

*)  Nr.  488.  Gallia  Christ.  IV  instr.  c.  67  n.  28. 

*)  Nr.  538.  Cartulaire  de  Conques  p.  234  n.  293  (958). 

4)  Nr.  166.  Meich.  I 2 p.  88  n.  116. 

*)  Memorie  di  Lucca  V 2 p.  239  n.  397. 

•)  Eod.  IV  2 p.  27  n.  20. 

*)  Eod.  IV  2 app.  p.  64  n.  51. 


Digitized  by  Google 


44 


Dafür,  dass  auch  in  Süditalien  die  Klage  in  dieser  allge- 
meinen Weise  erhoben  und  urkundlich  wiedergegeben  wurde, 
kann  eine  Urkunde  des  Klosters  La  Cava  angeführt  werden, 
die  über  einen  im  Januar  863  wohl  zu  Salerno  oder  Benevent 
von  mehreren  vornehmen  Beneventanern  gegen  mehrere  Atria- 
nenser  geführten  Prozess  berichtet ; den  Beklagten  wird  vorge- 
worfen, 

ut  rnalo  ordine  tenere[n]t  tcrris  et  vineis  i»  locum  Beteri 
Salemitane  finibus pertinentem  illorum  per  suis  rationibus  '). 

Einfache  Behauptung,  Beklagter  sei  im  Unrecht,  ist  dann 
ferner  auch  fast  durchgängig  in  den  Formeln  des  Liber  Pa- 
piensis,  in  denen  um  Grundstücke  geklagt  wird,  anzutreffen.  In 
ihnen  beginnt  der  Rechtsstreit  fast  überall  mit  den  Worten  des 
Klägers  oder  genauer  seines  Vertreters: 

Petre,  te  appellat  Martinas,  quod  tu  tenes  sibi  malo  ordine 
terram  quae  iacet  in  loco  talir). 

Die  Wendung  malo  ordine,  die  uns  in  den  meisten  der 
betrachteten  Urkunden  und  ebenso  in  zahlreichen  Gesetzesstellen 
als  technischer  Ausdruck3)  begegnet,  ist  zumal  in  ihrer  An- 
wendung in  Fällen,  wie  den  letztgenannten,  darum  besonders 
charakteristisch,  weil  sie  überall  und  also  auch  hier  das  straf- 
rechtliche Moment,  das  in  der  Immobiliarklage  liegt,  zum  Aus- 
druck bringt.  Da.  wie  oben  bereits  mehrfach  betont  worden 
ist,  der  deutsche  Prozess  stets  ein  Unrecht  des  Beklagten,  nicht 


■)  Cod.  Cav.  III  p.  12  u.  220. 

*)  Wörtlich  so  oder  sehr  ähnlich  lautet  die  Klagebehauptung  in  den 
Formeln  zu  Roth.  153;  1,  2;  Expos.  § 10.  Roth.  164.  167.  170.  171.  172. 
182;  Expos.  § 3.  188.  195.  200.  204.  224.  225.  Grim.  4;  1,  2.  Liutpr.  8. 
8.  19;  1,  2.  22.  53;  1.  57.  58  ; 3.  62.  64.  65.  66;  1,  2.  69;  1—8;  Expos.  1 
§ 2.  72;  1,  2.  73.  77;  1,  2.  88.  90.  98.  101.  104;  1.  105.  112.  118;  Expos.  § 10. 
126.  Aist.  5;  1,  2.  7.  9;  1,  2,  3;  Expos.  § 1.  Lud.  P.  1.  16;  1,  2,  3. 
Lotb.  69.  78.  Wid.  5;  12;  Expos.  1 § 2.  6;  1;  Expos.  §3,  4,  8,  9.  Otto  I. 
2;  1,  2;  Exp.  § 2.  5. 

s)  Z.  B.  L.  Baiuw.  17,  1:  SU  quis  pratum  . . . contra  legem  malo 
ordine  invaserit. 

Rothari  228:  Si  quis  alium  de  rem  mobilem  aut  immobilem  pulsaverit, 
quod  malo  ordine  possedeat. 

Liutpr.  90;  Si  quis  res  alienas,  casas  aut  terras,  aut  pecunia  aut 
familias  malo  ordine  possederit. 

Charakteristisch  ist,  wie  die  Lex  Romana  Cnriensis  offenbar  unter  deutsch  - 
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ein  Recht  des  Klägers  zur  nächsten  Grundlage  hatte,  und  da 
andererseits  auf  dem  naiven  Standpunkt  der  älteren  Zeit  der 
Umstand,  ob  die  Rechtsverletzung  mit  oder  ohne  rechtswidrige 
Absicht  geschehen  war,  nicht  berücksichtigt  wurde,  so  enthielt 
auch  jedesmal  die  Klagebehauptung  malo  ordine  possides  die 
Beschuldigung  des  Beklagten,  nicht  bloss  ein  Vermögensrecht 
des  Klägers,  sondern  direkt  die  Rechtsordnung  überhaupt,  eben- 
so wie  ein  Dieb  z.  B.,  verletzt  zu  haben. 

Unrichtig  ist  es,  zu  sagen,  dass  durch  die  Klage  behauptet 
werde,  „dieses  teuere  malo  ordine  sei  ein  bewusst  wider- 
rechtliches“ l);  denn  die  Absichtlichkeit  gehört  nach  deutschem 
Recht,  wie  hervorgehoben,  nicht  zu  den  Voraussetzungen  der 
Rechtsverletzung*).  Wir  finden  viele  Beispiele,  in  denen 
der  Kläger  nicht  daran  dachte,  dem  Beklagten  eine  bewusste, 
absichtliche  Verletzung  klägerischer  Rechte  vorzuwerfen:  er 
klagte  z.  B.,  um  unter  vielen  auf  einen  Fall  hinzuweisen,  auf 
Herausgabe  eines  dem  Beklagten  zu  Nutzgenuss  verliehenen,  durch 
dessen  schlechte  Bewirtschaftung  aber  verwirkten  Grund- 
stücks. Wenn  er  hier  behauptete,  der  Beklagte  besitze  malo 
ordine  (und  das  konnte  er  mit  Fug  und  Recht  behaupten),  so 
wollte  er  damit  natürlich  nicht  sagen,  der  Beklagte  habe  die 
Absicht  gehabt,  das  Grundstück  zur  Schädigung  des  Klägers  zu 
verschlechtern;  er  konstatierte  vielmehr  nur  eine  Thatsache, 
die  durch  ein  rechtswidriges  Verhalten  des  Beklagten,  gleich- 
viel ob  mit  dessen  Bewusstsein  oder  nicht,  eingetreten  war; 
der  Beklagte  fand  vielleicht  seine  Bewirthschaftungsmethode 
sehr  angemessen. 

Schon  die  langobardischen  Juristen  haben  diesen  allein 
richtigen  Sinn  des  Ausdrucks  malo  ordine  klar  erkannt  und 


rechtlichem  Einfluss  die  Worte  selbständig  einfügt,  während  sie  im  übrigen 
ihre  Vorlage,  die  Interpret&tio  der  Lex  Romana  Wisigothornm,  kürzt. 

L.  Rom.  Cur.  2,  26:  Quicumque  homo  alterius  terra  malo  ordine 
ineaserit. 

L.  Rom.  Visigoth.  2,  26  Interpr.:  St  quis  pervasor  finitun  fuerit 
approbatus,  e o quod  . . . id,  quod  alter  tenuerat,  incaserit,  non  solum  illud, 
quod  male  praesumit,  amittat. 

')  Kannengiesser  die  prozessbindernde  Einrede,  Leipzig  1878,  S.  26. 

»)  Vgl.  Brunner  RO  II  S.  644  ff. 
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wissenschaftlich  erläutert ')  unter  ausdrücklicher  Zurückweisung 
der  falschen  Ansicht,  dass  er  sich  nur  auf  den  bewussten  Be- 
sitz fremder  Sachen  beziehe,  die,  wie  sie  hervorheben,  auf  einem 
Missverständniss  einer  Institutionenstelle  beruhe.  Das  malo  or- 
dine hat  also  nichts  mit  der  römischen  mala  fidcs  zu  thun. 

Es  muss  nun  noch  auf  einige  andere  Klagformeln  hiuge- 
wiesen  werden,  die  allerdings  sehr  viel  seltener  als  die  bisher 
besprochenen  Haupttypen  Vorkommen.  Dem  italienischen  Ur- 
kundenstil ist  eine  Form  der  Klage  bekannt,  die  gleichfalls, 
wenn  auch  etwas  anders  gefasst,  die  Behauptung  enthält, 
der  Beklagte  besitze  zu  Unrecht.  Sie  besteht  darin,  dass  der 
Kläger  den  Beklagten  autfordert,  ihm  Recht  zu  geben  oder 
Rede  zu  stehen  in  Bezug  auf  den  Besitz  irgendwelcher  Grund- 
stücke, für  den  der  Kläger  eine  Berechtigung  des  Beklagten  nicht 
kennt.  Die  Behauptung  eines  rechtsverletzenden  Verhaltens 
des  Beklagten  ist  hier  also  iu  fragender  Form  ausgedrückt. 

So  sagt  in  einer  farfenser  Gerichtsurkunde  von  753  der 
Kläger,  er  habe  einen  Hof  zum  Geschenk  erhalten, 

et  habet  ipsum  casalem  domnus  abbas  (der  Beklagte), 
pro  qua  causa  nescio ,). 

So  verlangt  in  einer  ravennatischen  Urkunde  von  838  der 
Kläger  vom  Beklagten,  dass  er  ihm  Rede  stehe  in  Bezug  auf 
Besitzungen,  die  der  Beklagte  innehabe;  aus  welchem  Grunde 
wisse  er,  der  Kläger,  nicht3]. 

Die  im  Jahre  994  vom  Vogt  von  Farfa  vor  einem  Königs- 
boten erhobene  Klage  lautet: 

fucite  nobis  legem  de  Benedicto  diacono,  qui  tenet  terrnm 
et  einsam  de  tnonasterio  ...  et  possulet  eam,  nescio 
quali  ordine*). 


')  Expositio  § 2 zu  Liutpr.  DO:  Lex  isla  dicens:  ,mato  ordine  posse- 
derit'  quibusdam  videtur  de  eo  solo,  qui  seien*  res  alienas  jiossideut,  dicere, 
eo  quod  in  Instilutionum  lege  (§  2 J.  uff.  lud.  IV,  17)  credens  esse  suum 
bonae  fidei  possessor,  sciens  eero  esse  alienam  male  fidei  possessor  esse  asse - 
ritur.  Sed  veraciter  arbitratum  est,  sive  a sciente  sivc  a nesciente  res 
aliena  (possessa  esset),  malo  ordine  dixisse  eam  esse  possessam. 

')  B.  <li  Farfa  II  p.  44  u.  34.  Troya  IV  p.  478  n.  677.  Galletti 
Bieti  p.  133.  Ähnlich  lautet  die  Klage  B.  di  Farfa  II  p.  83  n.  97. 

*)  Fantuzzi  II  p.  5 n.  2.  Veai  I p.  86. 

‘)  Fat  trat  hi  p.  3oü  u.  122  (Begiatrum  Farfeuae  ur.  442). 


Digitized  by  Google 


47 


Eine  direkte  Frage  liegt  in  den  Worten,  mit  welchen  807 
zu  Lucca  der  Rektor  der  Martinstaufkirche  in  loco  CoUine  gegen 
den  Kleriker  Alsprandus  klagt: 

faciat  mihi  iustitia  iste  A.  clericus:  pro  qua  causa  abes 
res  Hotiiuli  clerid  avii  tut  et  basilica  s.  Angeli,  que  est 
pertinentes  suprascripte  ecclesie  s.  Martini?  ') 

Ein  Beispiel  der  einfachen  Aufforderung  zur  Antwort  bietet 
auch  eine  mailänder  Gerichtsurkunde  von  865 ; der  Kläger  sagt 
zum  Beklagten: 

mitte  mihi  responsum  de  casis  et  rebus  Ulis  in  vico  D. 
et  G.,  qui  pertinet  ad  parte  monasterii  s.  Ambrosii  *). 

Gleichfalls  nur  eine  Variation  der  allgemeinen  Grundform 
liegt  dann  vor,  wenn  neben  oder  anstatt  der  Thatsache  des 
widerrechtlichen  Besitzes  das  Bestreiten  des  klägerischen  Rechtes 
besonders  betont  wird. 

So  wenn  in  der  genannten  ravennatischen  Urkunde  von  838 
die  Vertreter  der  Apollinariskirche  zu  Bruniugus  sprechen: 

fac  iustüia  de  casis  et  rebus  Ulis  ....  unde  pars  s. 
Apollinaris  investita  fuit,  set  tu  iniuste  detenis  adque 
da  parte  s.  Apollinaris  subtrahere  queris,  nescio  pro 
quod  rationem ; proinde  quero  ad  te  habere  iustitiam  *). 

Und  ähnlich  heisst  es  in  einer  süditalienischen  Urkunde 
von  990,  in  welcher  vom  Abt  der  Marienkirche  zu  Salerno 
wider  den  Abt  des  dortigen  Marienklosters  Klage  erhoben  wird, 
ut  Ule  abbas  et  hominibus  predkti  monasterii  contraxet 
ei  ad  clericos  predicte  ecclesie  terra  ipsa  *). 

In  allen  bisher  besprochenen  Formen  der  Klage,  auch  in 
den  zuletzt  genannten,  spiegelt  sich  die  oben  hervorgehobene 
Eigentümlichkeit  des  deutschen  Prozesses  wieder:  die  Klage- 
behauptung betrifft  nicht  das  Recht  des  Klägers,  sondern  das 
Unrecht  des  Beklagten. 

Aber  es  kommt,  wenn  auch  ganz  selten,  vor,  dass  die  Ur- 
kundentexte die  Klagebehauptung  in  der  Weise  formulieren,  dass 


>)  M.  di  Lucca  V 2 p.  198  n.  335.  Muratori  Ant.  I c.  535.  Brunetti 
II  1 p.  365  u.  59. 

*)  Cod.  Lang.  c.  395  n.  236  Muratori  Ant.  V c.  275.  Fumagalli  p.  383. 
*)  Fantuzzi  II  p.  5 n.  2.  Veai  I p.  86. 

*)  Cod.  Cav.  II  p.  289  u.  422. 


Digitized  by  Google 


4g 


nicht  das  Unrecht  des  Beklagten,  sondern  vielmehr  das  bessere 
Recht  des  Klägers  als  Klagegrund  genannt  wird. 

Aus  dem  Gebiet  des  fränkischen  Rechts  ist  eine  burgundische 
Urkunde  von  866—874  zu  erwähnen;  es  handelt  sich  um  einen 
vor  Königsboten  geführten  Rechtsstreit  zwischen  dem  Bischof 
Wulfaldus  und  dem  Grafen  Heccardus  um  die  villa  Patridacus, 
quem,  so  sagt  die  Urkunde, 

Vulfaldus  dicebat,  quod  de  sita  ecdesia  essere  deberet  *). 

In  einer  Urkunde  aus  der  Bretagne  (854  oder  865)  heisst 
es  vom  Kläger  Dreglur: 

requisivit  particulam  terrae , quae  erat  in  Panbrochan, 
super  Dirnen*  (Bekl.);  dicebat  namque  supradictus  Drieh- 
glur,  quod  iustius  et  proprus  esset  illa  supradida  terra 
ad  Hahenbar  quam  ad  Ranbrocan s). 

Aus  Baiern  liegen  folgende  Beispiele  vor.  Abt  Roodlant 
und  ein  gewisser  Roodbert  klagen  wider  den  edlen  Mann 
Tagadeo  vor  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  um  ein  benefitiolum, 
dixeruntque,  quod  ibstid  benefitium  in  iüorum  (der  Kl.) 
potestate  maius  deberet  consistere  quam  in  alterius  cum 
ipso  possessore  nomine  Roodunc *). 

Es  mag  sein,  dass  hier  die  vorliegende  Fassung  der  Klage 
dadurch  bedingt  wurde,  dass  der  Beklagte  Tagadeo  das  streitige 
Grundstück  seinerseits  dem  Roodunc  als  Beneficium  ausgeliehen 
hatte,  ihm  selbst  also  nicht  unrechtmässiger  Besitz  vorgeworfen 
werden  konnte,  andrerseits  aber  nach  allgemeinem  Rechtsgrund- 
satz gegen  ihn  und  nicht  gegen  den  Beneliciar  zu  klagen  war. 

Dagegen  richtet  sich  gegen  den  thatsächlichen  Besitzer, 
den  Bischof  von  Augsburg,  die  am  31.  August  822  zu  Allers- 
hausen vor  dem  Königsboteu  Hatto  verhandelte  Klage  der  F rei- 
singer  Kirche,  deren  Vertreter  sagt: 

ipsam  ecclesiam  ad  Chenperc  (der  Streitgegenstand)  in 
episcopatum  s.  Mariae  ad  Frigisinga  pertburr  deberc*'). 

Auch  einige  wenige  alamannische  Urkunden  sind  hier  zu 
nennen;  sie  gehören  dem  zehnten  Jahrhundert  an.  In  der  einen, 

*)  Nr.  399.  Pferard  p.  23  u.  12. 

*)  Nr.  366.  Cartulaire  de  Redou  p.  37  n.  46. 

’)  Nr.  158.  Mou  Koica  XXVI11  1 p.  23  n.  25  (785  —798). 

4)  Nr.  238.  Meicb.  X 2 p.  247  n.  47U. 
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von  920,  klagen  die  Mönche  des  Klosters  St.  Gallen  wider  den 
Bischof  von  Chur  um  die  Abtei  Pfävers, 

quod  i uste  debuisset  ad  partem  s.  Galli  venire  plus  quam 
illi  licuisset  habere1). 

In  der  anderen  aus  den  Jahren  950  bis  954  stammenden 
handelt  es  sich  um  den  Streit  des  Chorherrenstiftes  zu  Zürich 
wider  das  dortige  Nonnenkloster  um  ein  Grundstück  zu  Samilinis 
Rüti;  Kläger  behaupten: 

quod  hoc  predium  . . . illorum  magis  esse  debuisset,  quam 
ipsi  (Beklagte)  cum  iniquo  possiderent  censu  *). 

Damit  aber  wären  die  urkundlichen  Beispiele  erschöpft, 
die  ich  für  diese  ungewöhnliche  Fassung  der  Klagebehauptung 
anführen  könnte3). 

Unter  den  italienischen  Urkunden  ist  mir  kein  derartiger 
Fall  begegnet. 

Dagegen  ist  schon  von  anderer  Seite  wiederholt  hervorge- 
hoben worden4),  dass  in  deu  Formeln  des  Liber  Papiensis  neben 
der  oben  erwähnten  rein  deutschrechtlichen  Formel: 

Petre,  te  appellat  Martinus,  quod  malo  ordine  j)ossides 
terram  in  loco  tali 

sich  eine  andere  findet,  dahin  lautend: 

Petre,  te  appellat  Martinus,  quod  terram,  quam  tenes  et 
possides  in  tali  loco,  sua  propria  est 5). 

Und  zwar  wird  diese  zweite  Formel,  und  das  ist  die  Haupt- 
sache, von  den  Juristen  als  die  neuere,  richtigere  jener  anderen 
veralteten  gegenübergestellt.  Wir  haben  hierin  einen  deutlichen 
Beweis  für  die  beginnende  römischrechtliche  Strömung  in  der 


*)  Nr.  490.  Wartmann  HI  p.  1 n.  779. 

‘)  Nr.  532.  UB  der  Stadt  u.  Landschaft  Zürich  I p,  90  n.  199. 

*)  Denn  die  in  der  wohl  nach  Rätien  gehörenden  Urkunde  bei  Wartmann  I 
p.  329  n.  354  (Nr.  227)  gebrauchten  Worte  : T.  et  M.  amallacerunt  E.  et 
fratre  suo  V.  de  terra  deceri  (=  debere)  sind  zu  unbestimmt,  als  dass  sie 
hier  benutzt  werden  könnten. 

*.)  K annengiesser  prozesshindernde  Einrede  S.  44  Anm.  47.  Heusler 
Institutionen  I S.  394. 

*)  So  oder  ähnlich  in  den  Formeln  zu  Roth.  227;  1,  2.  228;  1.  Grim. 
4;  2.  Liutpr.  53:  2.  Beide  Arten  werden  in  der  angegebenen  Weise,  dass 
die  neuere  der  älteren  gegenüber  empfohlen  wird,  an  folgenden  Stellen  ge- 
braucht, Roth.  153;  3,  4,  5,  6.  Liutpr.  66;  3.  69;  9.  77;  3.  104;  2.  114;  2. 
115;  2.  Otto  II;  3,  4. 
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Rechtsschule  von  Pavia;  man  will  die  alte  deutschrechtliche 
Klagformel  durch  „eine  mehr  römisch  anmutheude  “ *)  ersetzen, 
denn  man  glaubt  den  modernen  Immobiliarprozess  unter  die 
Regeln  des  römischen  Vindikationsprozesses  zwingen  zu  müssen. 
Jedenfalls  ist  in  Italien  dieses  Streben  erst  in  nachfränkischer 
Zeit  hervorgetreten;  die  italienischen  Urkuuden  fränkischer  Zeit 
sind  wie  gesagt  von  derartigen  römischen  Einflüssen  noch  frei. 

Immerhin  ist  es  möglich,  dass  in  jenen  Beispielen  aus  nicht 
italienischen  Gebieten,  die  vorhin  genannt  worden  sind,  die  Spuren 
fremdrechtlicher  Auffassung  zu  erkennen  sind;  bei  ihrer  Selten- 
heit wird  sich  aber  schwer  etwas  Bestimmtes  behaupten  lassen. 

Also  die  einfache  Behauptung,  der  Beklagte  besitze  mit 
Unrecht,  ist  den  Grundsätzen  des  einheimischen  Prozessrechtes 
gemäss  der  Inhalt  der  Klagebehauptung.  Es  wird  das  Recht 
des  Beklagten,  das  betreffende  Grundstück  zu  besitzen,  be- 
stritten und  damit  indirekt,  ohne  dass  es  ausgesprochen  würde, 
das  bessere  Recht  des  Klägers  behauptet. 

Es  ist  also  stets  das  nicht  vorhandene  Recht,  das  Unrecht 
des  Beklagten,  um  das  es  sich  handelt.  Daher  ist  es  völlig 
willkürlich,  wie  es  Kannengiesser  auf  Grundlage  der  For- 
meln des  Libes  Papiensis  thut,  je  nachdem  in  den  Klagen  der 
besprochenen  Art  das  Wort  lenere  oder  das  Wort  possidere  ge- 
braucht wird,  petitorische  und  possessorische  Klagen  zu  unter- 
scheiden '). 

Die  Frage,  ob  überhaupt  und  wann  in  fränkischer  Zeit 
von  einem  possessorischen  Prozess,  d.  h.  von  einer  nur  auf  den 
Besitz  als  solchen  gerichteten,  die  Rechtsfrage  aber  nicht  be- 
rücksichtigenden Klage  geredet  werden  kann,  wird  uns  nachher 
noch  beschäftigen.  Hier  aber  ist  hervorzuheben,  dass,  wie 
schon  die  angeführten  Beispiele  ersehen  lassen,  in  den  Urkunden 
die  Ausdrücke  lenere  und  possidere s)  oder  ähnliche  in  durch- 
aus gleichem  Sinne  verwendet  werden. 

Ebenso  ist  die  Behauptung,  nur  auf  das  male  ordine  teuere 
habe  der  Beklagte  mit  Angabe  seines  Rechts  antworten  müssen, 


')  Heusler  a.  a.  0. 

*)  Proaesshindernde  Einrede  S.  21  ff. 

')  Possidere  ist  die  typische  Formel  der  langobardischen  Gesetze, 
Brunner  BG  II  S.  612  Anm.  8. 
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nur  hier  also  habe  ein  Streit  um  das  Recht,  ein  petitorischer 
Prozess,  Vorgelegen,  dem  malo  ordine  possides  aber  habe  er 
unter  Verweigerung  jedes  „Aufschlusses  über  die  Rechtsfrage“ 
antworten  können,  völlig  willkürlich  und  wird  von  den  Ur- 
kunden Lügen  gestraft.  Der  Verlauf  des  Prozesses  ist  ganz 
der  gleiche,  ob  zufällig  der  Kläger  den  Ausdruck  teuere  oder 
possidere  wählt,  abgesehen  davon,  dass  es  überhaupt  schwer 
sein  möchte,  aus  diesen  beiden  Worten  einen  verschiedenen 
Sinn  herauszulesen. 

Dem  von  Kannengiesser  aufgestellten  Satz,  nur  die  Klage 
aus  dem  teuere  habe  den  Beklagten  zur  Darlegung  und  Be- 
gründung seines  Rechts  ge nöthigt,  genügt  es,  eine  italienische 
Urkunde  (da  er  sich  auf  italienisches  Recht  beschränkt)  ent- 
gegenzustellen : es  ist  ein  schon  oben  angeführter  Fall ') ; 
vier  vornehme  Leute  klagen  im  Januar  963  wider  zwei  Ein- 
wohner von  Atrianum.  Die  Klage  lautet: 

ut  malo  ordine  tenere[n]t  terris  et  vineis. 

Und  wie  erwidern  die  Beklagten  hierauf? 

Dixerunt:  teuere  terris  et  vineis,  set  non  malo  ordine ; et 
rationem  inde  obere  dixerunt. 

Wo  ist  hier  dem  teuere  gegenüber  von  einer  Darlegung 
und  Begründung  ihres  Rechts  die  Rede?  Denn  dass  die  Be- 
hauptung, sie  hätten  Beweise  ihres  Rechts,  nicht  als  Begründung 
ihres  Rechts  aufgefasst  werden  kann,  ist  doch  wohl  selbst- 
verständlich. 

Hier  wie  überall  behauptet  die  Klage:  ihr  habt  kein  Recht, 
und  die  Beklagten  antworten:  wir  haben  Recht. 

2.  Gab  es  possessorische  Klagen? 

Die  Klagformel  mafo  ordine  possides  war  ihrer  allgemeinen 
B'orm  wegen  in  jedem  Falle  anwendbar.  Sie  hatte  wie  gesagt 
möglicherweise  ursprünglich  nur  dann  Verwerthung  gefunden, 
wenn  die  Beklagten  ein  Grundstück  zurückzugeben  sich  wei- 
gerten, auf  das  sie  kein  Recht  mehr  hatten.  So  wird  sie  z. 
B.  in  einer  Stelle  der  Lex  Alamannorum  (2,  1)  verwendet:  die 


')  S.  44.  Cod.  Cav.  II  p.  12  n.  220. 

*• 
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Vertreter  der  Kirche  klagen  mit  malo  ordine  possides  gegen  die 
Erben  des  Schenkers.  Aber  die  Formel  konnte  auch  bei  ge- 
waltsamer Besitzentsetzung,  bei  einem  invadere,  abstrahere  zur 
Anwendung  gelangen,  und  dass  es  häufig  geschah,  haben  uns 
die  besprochenen  Urkunden  gezeigt. 

Jedenfalls  hat  die  Klage  malo  ordine  possides  ganz  dieselbe 
prozessualische  Behandlung  zur  Folge  wie  etwa  die  Klage  ma- 
lo ordine  tulisti.  Daran  lassen  die  Urkunden  keinen  Zweifel. 

Die  Folgerung,  die  hieraus  gezogen  werden  muss,  ist  die, 
dass  wenigstens  im  Recht  der  fränkischen  Zeit  der  Fall,  in 
dem  der  Kläger  dejiciert  worden  ist,  nicht  als  ein  besonderer 
angesehen  und  etwa  nur  für  ihn  die  Möglichkeit  possessorischer 
Klage  angenommen  werden  kann. 

Heusler  hat  diese  Ansicht  vertreten.  Im  Fall  der  De- 
jektion  sei  die  Gewere  von  Anfang  an  bestritten,  von  beiden 
Parteien  für  sich  in  Anspruch  genommen  worden  ‘).  Dann  habe 
der  Dejicierte,  der  Kläger,  verlangt,  dass  ihm  in  Aufhebung 
der  Besitzentsetzung  die  Gewere  zugesprochen  werde. 

Mir  scheint  diese  Auffassung  aus  dem  Grunde  unhaltbar, 
weil  das,  was  hier  als  Besonderheit  bei  gewaltsamer  Besitz- 
entsetzung hervorgehoben  wird,  eben  in  jedem  Rechtsstreit  um 
Liegenschaften  der  Fall  war.  Versteht  man  unter  Gewere  das 
„Besitzrecht“,  so  ist  sie  in  jedem  Immobiliarprozess  bestritten, 
denn  jeder  Immobiliarprozess  dreht  sich  darum,  wer  das  Recht 
dazu  hat,  das  betreffende  Grundstück  zu  besitzen.  Versteht 
man  unter  Gewere  den  faktischen  Besitz,  so  übt  ihn  der  De- 
jicient  unzweifelhaft  aus;  dieser  ist  daher  gar  kein  Gegenstand 
des  Streits. 

Dass  — abgesehen  von  den  Fällen  streitigen  Besitzstandes, 
von  denen  später  zu  sprechen  ist  — jemals  die  Klage  des 
Klägers  zunächst  nur  auf  Anerkennung  des  faktischen  Besitz- 
standes vor  der  Dejektion  gegangen  wäre,  habe  ich  nicht  finden 
können ; ausnahmslos  handelt  es  sich  auf  Seite  des  Klägers  wie 
des  Beklagten  um  das  Recht. 


l)  Gewere  S.  92  ff.  Vgl.  auch  Institutionen  II  § 85,  wo  allerdings 
nicht  mit  völliger  Sicherheit  erhellt,  ob  die  Ausführungen  neben  dem 
mittelalterlichen  auch  dem  fränkischen  Becht  gelten;  jedenfalls  werden  aus 
letzterem  keine  Belegstellen  angeführt. 
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Auch  die  drei  von  Heusler1)  für  den  Fall  der  Dejektion 
angeführten  Beispiele  können  nicht  als  Beweis  für  einen  wirk- 
lich possessorischen  Prozess  verwendet  werden. 

In  der  bairischen  Urkunde  von  818*)  wird  dem  Beklagten 
vom  Bischof  unrechtmässiges  Betreten  des  Hofes  und  Hauses 
der  Kirche  zu  Pach  in  Verbindung  mit  Misshandlung  eines  Hö- 
rigen vorgeworfen,  dem  gegenüber  der  Beklagte  behauptet,  die 
Kirche  sei  sein  Eigenthum,  suam  propriam.  Also  wie  immer 
so  auch  hier  Streit  um  das  Eigenthumsrecht.  Wenn  es  dann 
heisst,  der  Vorsitzende  Graf  habe  gefragt, 

utrum  Ule  (der  Beklagte)  vel  episcopus  vestituram  haberet, 
und  hierauf  der  Beklagte  dreimal  vor  der  Versammlung  gesteht, 
se  hanc  vestituram  firmiter  teuere, 
und  dann  zum  Inquisitionsbeweis  geschritten  wird,  und  die  Ge- 
schworenen die  vom  Beklagten  verübte  Besitzentsetzung  be- 
zeugen, so  muss  man,  wie  ich  meine,  nach  der  Analogie  zahl- 
reicher anderer  Fälle  die  immerhin  eigenthümlichen  und  sonst 
nicht  wiederkehrenden  Worte 

utrum  iUe  vel  episcopus  vestituram  haberet, 
dahin  verstehen,  dass,  da  nach  allgemeinem  Grundsatz  der  Be- 
klagte der  Nähere  zum  Beweise  war,  der  Vorsitzende  die  Frage 
an  ihn  gerichtet  habe,  ob  er  einen  rechtlichen  Grund  für  seine 
Handlungen  anführen,  d.  h.  ob  er  ein  Recht  zum  Besitz  (vesti- 
tura  in  diesem  Sinne)  behaupten  könne.  Und  da  er  dies  ver- 
neint, kommt  er  nicht  dazu,  sich  frei  zu  schwören.  Auch 
müsste  es  auffallen,  wenn  das  Gericht,  lediglich  um  die  tliat- 
sächliche  Besitzlage  festzustellen,  an  den  Beklagten  dreimal 
die  Frage  gerichtet  hätte;  es  hätte  dann  sicherlich  eine  ein- 
fache Antwort  genügt,  zumal  man  aus  der  Antwort  des  Be- 
klagten nur  das  erfuhr,  was  die  Klage  behauptete.  Dagegen 
lässt  sich  verstehen,  dass  dem  Beklagten  durch  dreimalige  Frage 
Zeit  zur  Überlegung  gegeben  werden  sollte,  ob  er  wirklich  da- 
bei verharre,  ein  Recht  seinerseits  zu  behaupten. 

Endlich  möchte  ich  noch  folgenden  Umstand  anführen,  der 
für  diese  Auffassung  spricht.  Nach  der  Inquisition  ergeht  das 


*)  Gewere  S.  92. 

*)  Nr.  219.  Sleich.  I 2 p.  194  n.  368.  LSch  p.  32  n.  60. 
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Unheil,  dass  der  Beklagte  den  Bischof  und  seinen  Vogt  vestire 
debere ; und  hierauf  wird  dies  Urtheil  vom  Beklagten  ausgeführt : 
iusto  iudicio  superatus  reddidü  ecclesiam. 

Diese  Rückgabe  wird  zunächst  nur  symbolisch,  dann  aber 
später  am  selben  Tage  körperlich  vollzogen: 

die  vero  eadern  legitimum  miss  um  episcopi  vestivit  cum 
corde  unde  signum  tangitur  ...  et  se  ipsum  in  evum  se 
absacüum  fecit. 

Also  der  Beklagte  überträgt  die  Vestitur  unter  Übergabe 
des  Glockenseils  an  den  Kläger  und  räumt  selbst  in  der  her- 
gebrachten rechtsförmlichen  Weise  den  Besitz;  wie  wäre  das 
alles  möglich,  wenn  er  nicht  selbst  in  thatsächlichem  Besitz 
gewesen  und  bis  zum  Ausgang  des  Prozesses  geblieben  wäre. 
Denn  nur  der,  der  selbst  die  vestüura,  den  thatsächlichen  Be- 
sitz, hatte,  konnte  sie  einem  anderen  übertragen. 

Der  andere  Fall,  auf  den  Heus ler  sich  beruft,  ist  eine 
verhältnissmässig  späte  italienische  Urkunde1).  Es  wird  vor 
dem  Bischof  von  Arezzo  vom  Abt  des  Klosters  der  heiligen 
Flora  und  Lucilla  wider  Petrus  um  bestimmte  Grundstücke 
Klage  erhoben.  Der  Beklagte  räumt  sogleich  ein,  auf  den 
dritteu  Theil  derselben  keine  Ansprüche  zu  haben,  er  besitze 
sie  nur  als  Beneficium  des  Klosters.  Aber  was  die  beiden  an- 
deren Drittel  betreffe,  so  habe  ihn  in  Bezug  auf  diese  der  Kläger 
zu  Unrecht  verklagt.  Das  leugnet  wiederum  Kläger,  und  so 
stehen  sich  nun  beide  Parteien  gegenüber,  jede  nur  durch 
nackte  Behauptung  ihres  Rechts  sich  vertheidigend.  Da  Beweis- 
mittel von  keiner  Seite  angeboten  werden,  kommt  es  zum  gericht- 
lichen Zweikampf,  wobei  dem  Beklagten  wegen  körperlicher 
Schwäche  gestattet  wird,  einen  Kämpen  zu  stellen.  Wenn  es 
dann  heisst,  Kläger  habe  gelobt  in  den  Kampf  einzutreten  de 
investitura  uius  predii,  so  ist  damit  das  Besitzrecht  gemeint; 
und  ebenso  ist  die  leugnende  Antwort  des  Beklagten  ( hoc  tor- 
tum  adversus  nie  queris)  nur  dahin  zu  verstehen,  dass  er  leu- 
gnet, nicht  überhaupt  zu  besitzen,  sondern  nur  rechtswidrig, 
mcdo  online,  zu  besitzen. 

Das  dritte  von  Heus  ler  angeführte  Beispiel  endlich  ist 


*)  Huratori  Ant.  III  c.  643  (1010). 
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eine  Inccheser  Urkunde  von  902 ').  Ein  Vertreter  der  bischöf- 
lichen Kirche  klagt  wider  einen  gewissen  Ghispertus  wegen  un- 
rechtmässigen Betretens  und  Bewirthschaftens  einer  Kirche  und 
der  zu  ihr  gehörigen  Ländereien  zu  Verriana.  Das  Verfahren 
spielt  sich  ganz  in  den  üblichen  Formen  und  nach  den  Grund- 
sätzen, die  wir  später  als  die  herrschenden  entwickeln  werden, 
ohne  jede  Andeutung  auf  ein  possessorisches  Moment  ab.  Auf 
die  motivierte  Klage  antwortet  der  Beklagte  mit  schlichter 
Negation.  Daher  geht  das  Beweisrecht  auf  den  Kläger  über. 
Der  Kläger  muss  aber  auf  Frage  des  Vorsitzenden  erklären, 
keine  Beweismittel  zu  haben.  Also  fällt  das  Beweisrecht  an 
den  Beklagten  zurück;  dieser  ist  jetzt  daran,  das  Gegentheil 
der  Klagebehauptung  beweisen  zu  können.  Es  wird  ihm  auf- 
erlegt, durch  Wadia  die  Erbringung  des  Beweises  zu  geloben. 
Im  neuen  Termin  fordert  (wie  es  immer  geschieht)  der  Kläger 
den  Beklagten  auf,  nunmehr  mit  seinem  Beweise  hervorzu- 
treten. Aber  nun  muss  der  Beklagte  bekennen,  keinen  Beweis 
gefunden  zu  haben ; er  leistet  Professio,  und  dieser  entsprechend 
ergeht  dann  das  Urtheil. 

Ich  wüsste  nicht,  worin  in  diesem  Beispiel  das  Possesso- 
rische gesehen  werden  sollte;  der  ganze  Prozess  dreht  sich 
schlechterdings  nur  darum,  ob  der  Beklagte  zu  den  fraglichen 
Handlungen  ein  Recht  gehabt  hat  oder  nicht. 

Wenn  daher  Heusler  erklärt*),  im  Fall  der  Dejektion 
sei  es  das  Bestreben  der  Partei  gewesen,  „für  das  Beweisver- 
fahren über  die  Hauptsache  in  die  Beklagtenrolle  zu  gelangen, 
und  damit  den  Angriff  des  Gegners  auf  ihren  Rechtstitel  ab- 
warten  zu  können“,  so  bieten  für  diese  Behauptung  die  Fälle, 
in  denen  es  sich  um  Dejektion  handelt,  nach  meiner  Ansicht 
keine  Grundlage. 

Eine  Trennung  zwischen  dem  Beweisverfahren  über  die 
Hauptsache  (das  Recht)  und  dem  über  den  Besitzstand  kann 
ich  nicht  entdecken.  Auch  ist  es  mir  nicht  möglich  gewesen, 
in  irgend  einem  der  in  Betracht  kommenden  urkundlichen  Bei- 
spiele ein  Streben  der  Partei,  d.  h.  des  Klägers,  dahin  zu  finden, 
in  die  Beklagtenrolle  zu  gelangen,  oder  überhaupt  nur  irgend 


*)  M.  di  Lncca  V 3 p.  13  n.  1058.  Muratori  Ant.  V c.  309. 

*)  Gewere  a.  a.  0. 
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einen  Unterschied  zwischen  denjenigen  Fällen,  in  denen  Dejek- 
tion  vorlag,  und  den  übrigen  zu  erblicken. 

In  allen  Fällen,  in  welchen  der  nicht  besitzende  Eigen- 
thtimer  gegen  einen  Anderen  auf  Herausgabe  eiues  Grund- 
stücks Klage  erhob,  war  das  Verfahren  dasselbe,  mochte  die 
Klage  in  Folge  einer  Dejektion  angestellt  werden  oder  mochte 
der  Beklagte  in  anderer  Weise  in  den  Besitz  gelangt  sein. 

Gerade  die  gleichmässige  Behandlungsweise  aller  dieser 
Fälle,  ist  der  Grund  dafür,  dass  überall  in  der  gleichen  allge- 
meinen Form  Klage  erhoben  werden  konnte,  deren  Inhalt  immer 
nur  darin  bestand,  ein  Unrecht  des  Beklagten  zu  behaupten. 

Wir  können  uns  also  der  Meinung  nicht  auschliessen , es 
sei  bei  Dejektion  ein  besonderes  Verfahren,  ein  Possessorium, 
möglich  gewesen,  in  anderen  Fällen  (vorläufig  noch  abgesehen 
von  denen  zweifelhaften  Besitzstandes)  aber  nicht. 

Der  Zweck  der  Klage  ist  stets l)  darauf  gerichtet,  Heraus- 
gabe des  Guts  zu  verlangen,  überhaupt  das  Gericht  zu  veran- 
lassen, die  durch  das  Unrecht  des  Beklagten,  die  verübte  „Land- 
nahme“, verwirkten  Folgen  auszusprechen;  dem  Beklagten  wird 
ein  unrechtmässiges  Verhalten  vorgeworfen,  gleichgültig,  ob  er 
sich  eine  gewaltsame  Handlung  hat  zu  Schulden  kommen  lassen 
oder  nicht,  ob  er  bewusst  das  Recht  des  Klägers  verletzt  hat 
oder  nicht. 

Im  Fall  der  Dejektion  also  hat  das  fränkische  Recht,  wie 
wir  aus  den  Quellen  entnehmen  müssen,  noch  kein  possessorisches 
Verfahren  gekannt;  die  Parteirollen  standen  ohne  weiteres  fest; 
der  Beklagte,  obwohl  er  es  als  Dejicient  nicht  verdienen  mochte, 
stand  wie  jeder  andere  im  Besitz  befindliche,  der  sich  auf  einen 
Rechtstitel  berufen  konnte,  näher  am  Beweise;  da  er  aber  nur 
durch  einen  Meineid  diesen  formaleu  Vorzug  für  sich  ausnutzen 
konnte,  so  mag  die  scheinbare  Ungerechtigkeit  der  ersten  Be- 
weisvertheilung  wohl  selten  für  den  Kläger  nachtheilige  Folgen 
gehabt  haben. 

Nun  hat  Heusler1)  weiter  ein  possessorisches  Verfahren 
in  denjenigen  Fällen  angenommen,  in  denen  der  Besitzstand  zwei- 


')  Einige  Fälle,  in  denen  der  Klagezweck  und  die  Parteivertheilung 
anders  geartet  sind,  werden  weiter  unten  hervorgehoben  werden. 

’)  Gewere  S.  94,  100.  Institutionen  II  S.  45. 
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felhaft  war.  In  den  Fällen,  wo  zwei  Personen  auf  einem  Gut 
dieselben  Besitzhaudlungen  vorgenommeu  hatten,  hätten  zunächst 
unter  Umständen  Vorverhandlungen  tiber  die  blosse  Besitzfrage 
stattgefunden;  konnte  dann  nur  eine  Partei  wirkliche  Ausübung 
des  Besitzes  nach  weisen,  so  wäre  dieser,  konnten  es  beide,  so  wäre 
der  länger  im  Besitz  befindlichen  die  Gewere  zuertheilt  worden. 

Für  den  ersten  Fall,  wo  nur  eine  Partei  wirkliche  Besitz- 
ausübnug  beweist  und  daher  die  Gewere  zugetlieilt  erhält,  be- 
ruft er  sich  auf  eine  merkwürdige  pistojenser  Urkunde  von  806  '), 
die  auch  von  Pertile  als  einziger  Beleg  für  seinen  Satz  ver- 
wendet wird,  dass  in  der  Praxis  der  Gerichte  schon  im  9.  Jahr- 
hundert Possessorium  und  Petitorium  unterschieden  war*).  Zu 
Pistoja  vor  dem  Bischof  der  Stadt  erhebt  Gisilari,  ein  Ver- 
treter des  königlichen  Hofes,  Klage  wider  den  Vertreter  des 
Bartholomäusklosters  um  die  Kirche  der  heiligen  Petrus,  Paulus 
und  Anastasius  zu  Pistoja.  Er  fragt,  aus  welchem  Grund  die 
Beklagten  sie  besitzen,  da  sie  zu  dem  königlichen  Hofe  ge- 
höre. Das  letztere  verneinen  die  Beklagten ; sie  berufen  sich  auf  eine 
Schenkungs-  und  auf  eine  Verleihungsurkunde,  aus  denen  her- 
vorgehe, dass  die  Kirche  in  Folge  einer  Schenkung  des  Rapertus 
Eigenthum  ihres  Klosters  sei. 

Der  Kläger  bestreitet  nunmehr  die  Beweiskraft  der  Ur- 
kunden; er  könne  vielmehr  beweisen,  dass  der  königliche  Hof 
mit  dem  ganzen  Besitzthum  des  Rapertus,  also  auch  mit  der 
Kirche  investiert  worden  sei,  und  dass  Austrualda  ihn  im  Dienst 
des  Hofes  bewirthschaftet  habe.  Das  Gericht  legt  nunmehr 
dem  Kläger  auf,  diesen  Beweis  zu  erbringen.  Im  nächsten 
Termin  stellt  er  zwölf  Zeugen.  Sie  sagen  aus:  wir  wissen,  dass 
der  königliche  Hof  mit  den  Besitzungen  des  Rapertus  investiert 
worden  ist,  und  dass  Austrualda  sie  im  Dienst  des  Hofes  be- 
wirthschaftet hat, 

et  quod  hoc  scimus  sunt  annos  quinque  et  amplius. 

Was  aber  die  Zeugen  nicht  sagten,  das  war,  dass  der  Hof 
jene  Besitzungen  auch  während  der  fünf  Jahre  zu  Recht  be- 
sessen habe*). 


l)  Muratori  Ant.  I c.  973.  Brunetti  II  1 p.  368  n.  76.  Lami  II  p.  1179. 
*)  Storia  del  diritto  italiano  IV  p.  171. 

*)  Nur  so  geben  meiner  Ansicht  nach  folgende  Worte  einen  8inn:  sed 
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Darauf  werden  sie  vereidigt  und  der  Zeugenführer  be- 
schwört (nach  langobardischem  Brauch)  die  Richtigkeit  ihrer 
Aussage. 

Nun  ergeht  ein  Urtheil: 

proinde  nobis  . . rede  paruit,  ideo  iudieavimus  et  fecimtis 
exinde  pars  curtis  Itegis  investire,  ita  ut  post  recestilura 
adhuc  exinde  iudicium  haberent. 

Das  heisst,  es  wird  dem  Kläger  durch  Urtheil  die  investi- 
tura  -saha  quer  ela  ertheilt,  ein  Verfahren,  das  wir  in  unzähligen 
italienischen  Urkunden  antreffen ');  es  wird  dem  Beklagten  da- 
durch die  Möglichkeit  offengehalten,  sein  Recht  durch  eine 
neue  Klage  zu  verfolgen.  Die  investitura  salva  querela  findet 
hier  allerdings,  und  das  ist  das  Auffallende,  nicht  wie  sonst 
immer  im  Ungehorsamsverfahren,  gegen  den  nicht  erschienenen 
Gegner,  sondern  gegen  den  anwesenden  Beklagten  statt. 

ln  der  That  beanspruchen  nunmehr  in  einem  neuen  Termin 
die  Vertreter  des  Klosters  vom  Vertreter  des  Fiskus  Heraus- 
gabe der  Kirche  und  zwar,  indem  sie  wiederum  dieselben  Ur- 
kunden vorlegen.  Dem  erwidert  Gisilari,  er  habe  sein  Recht 
bereits  im  vorigen  Termin  bewiesen.  Weil  es  sich  aber  jetzt 
um  ein  neues  Verfahren  handelt,  so  wird  er  vom  Gericht  ge- 
fragt (denn  er  als  Beklagter  ist  jetzt  am  Beweis),  ob  er  mit 
Urkunden  oder  Zeugen  beweisen  könne,  dass  der  frühere  Eigen- 


quia  non  dixerunt  ipsi  teste#,  quod  casa  et  res  ipsa  pars  domni  Regis  per 
quinque  annos  possedisset,  et  qualiter  ipsi  testibus  dixerunt  post  sacramentum 
firmavcrunt  tcstimoniuin  suum. 

Wenn  man  nicht  diese  Worto  gänzlich  frei  übersetzen  will,  so  kann  m. 
A.  nicht  mit  Pertile  erklärt  werden,  die  Zeugen  hätten  zwar  den  Besitz, 
aber  nicht  eine  zur  Usukapion  genügende  Zeitdauer  bekundet.  Die  Zeugen 
sagen : was  wir  wissen,  der  Akt  der  Investitur,  sunt  annos  quinque  (d.  h.  ist 
vor  6 Jahren  erfolgt);  was  sie  nicht  sagen,  ist  quod  quinque  annos  posse- 
dissent.  Das  kann  ich  nur,  wie  im  Text  angegeben,  verstehen.  Übrigens 
wäre  auch  5 Jahre  eine  gar  nicht  mehr  in  Betracht  kommende  Vetjährungs- 
zeit;  denn  das  Gesetz  Rotharis  (R.  228),  das  allerdings  ö Jahre  erforderte, 
war  durch  die  in  den  Gesetzen  Grimoalds,  Aistulpbs  und  Liutprands  ein- 
geftthrte  neue  Veijährungszeit  von  30  Jahreu  ersetzt. 

Doch  die  entscheidende  Frage,  warum  der  Zeugenbeweis  gegenüber 
den  Urkunden  überhaupt  zur  vorläufigen  Revestitur  führen  konnte,  wird  da- 
durch überhaupt  nicht  berührt. 

*)  Vgl.  Ficker  Forschungen  I S.  32. 
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thümer  die  Kirche  dem  Fiskus  rechtsgültig  übertragen  habe, 
oder  ob  Rapertus  nicht  in  der  Lage  gewesen  sei,  über  die  Kirche 
zu  Gunsten  des  Klosters  zu  verfügen. 

Auffallenderweise  erklärt  nun  Gisilari,  dass  er  in  keiner 
Weise  einen  solchen  Beweis  zu  erbringen  im  Stande  sei,  worauf 
das  Urtheil  zu  Gunsten  des  Klosters  ergeht. 

Der  Ausgang  des  Rechtsstreites  scheint  mir  im  höchsten 
Maasse  merkwürdig  und  überraschend.  Man  kann  vielleicht  an- 
nehmen, dass  Rapertus  seine  Besitzungen  erst  dem  Kloster  tra- 
diert und  dann  später  eine  (also  rechtlich  ungültige)  Investitur 
an  den  königlichen  Hof  vollzogen  habe.  In  Folge  dessen  konnten 
die  Zeugen  des  Gisilari  zwar  eine  vor  5 Jahren  stattgehabte  In- 
vestitur bekunden ; dieses  Zeugniss  aber  verlor  seine  Bedeutung, 
wenn  die  Klosterleute  durch  ihre  Urkunden  die  Unrechtmässig- 
keit der  Investitur  nachwiesen.  Dann  bleibt  doch  aber  sonder- 
bar, dass  es  trotzdem  dem  Gisilari  gelang,  auf  Grund  von,  wie 
sich  später  herausstellt,  unrechtlichen  Zeugenaussagen,  dem  Abt, 
auch  nur  vorläufig,  den  Besitz  zu  entziehen.  Denn  die  Urkunden 
sind  ja  schon  im  ersten  Termin  verlesen  worden ; wie  kam  das 
Gericht  dazu,  trotz  ihrer  dem  Vertreter  des  Fiskus  die  Vor- 
theile der  Beklagtenrolle  zu  gewähren,  eine  vorläufige  Reves- 
titur  an  ihn  zu  veranlassen,  obwohl  offenbar  nicht  er,  sondern 
das  Kloster  sich  im  thatsächlichen  Besitz  befand? 

Ich  weiss  für  diese  Fragen  keine  bestimmte  Erklärung  zu 
finden.  Möglich  wäre  es,  dass  vielleicht  ein  Vorrecht  des  Fis- 
kus zu  dem  vorliegenden  Verfahren  den  Anlass  gegeben  hat. 
Wie  in  dem  Cap.  leg.  add.  a.  8t8/819  c.  20 ')  bestimmt  wird, 
darf  fiskalischer  Besitz,  der  von  einem  Dritten  eingeklagt  wird, 
diesem  nur  auf  Grund  eines  königlichen  Befehls  übergeben 
werden.  Vielleicht  nun  hatte  sich  das  Kloster,  materiell  im 
vollen  Rechte,  in  den  Besitz  jener  durch  eine  unrechtmässige 
Besitzübertragung  an  den  Fiskus  gefallenen  Gegenstände  gesetzt, 
ohne,  wie  es  jenes  Privileg  erforderte,  sich  vom  König  Inves- 
titur ertheilen  zu  lassen.  So  konnte  der  Fiskus  wegen  eines 
Formfehlers  Klage  erheben,  und  musste  ihm  wegen  dieses  Pri- 
vilegs die  Investitur  ertheilt  werden.  Erst  dann  kommt  zur 


*)  Boretins  I p.  285.  Herr  Oebcimrath  Brunner  war  so  freundlich, 
mich  auf  diese  Stelle  aufmerksam  zu  machen. 


Digitized  by  Google 


60 


Verhandlung  und  Entscheidung,  ob  überhaupt  im  vorliegenden 
Fall  von  jenem  Priveleg  die  Rede  sein  könne. 

Jedenfalls  aber  ergiebt  sich,  dass  dieses  Beispiel  eine  ganz 
besondere  Sachlage  betrifft,  so  dass  mau  es  nicht  ohne  Weiteres 
verallgemeinern  kann.  Und  es  kommt  ein  weiterer  Umstand 
hinzu,  der  zur  Vorsicht  mahnt:  es  scheint  in  diesem  Pro- 
zess, wie  in  manchen  anderen  italienischen  Urkunden,  sich 
nicht  um  rein  deutsches  Verfahren  zu  handeln;  besonders  die 
Klageformulierung  lässt  römischrechtliche  Einwirkung  erkennen  : 
es  wird,  ganz  gegen  die  Regel,  hier  nicht  vom  Unrecht  des 
Beklagten,  sondern  vom  klägerischen  Recht  ausgegangen.  So 
wäre  also  leicht  denkbar,  dass  auch  in  den  übrigen  Stadien 
des  Verfahrens  Abweichungen  vom  gewöhnlichen  Gang  vorge- 
kommen wären,  wenn  anders  jene  obige  Erklärung  zu  seiner 
Rechtfertigung  nicht  ausreichen  sollte. 

Auch  Heusler  kann  dieser  einen  Urkunde,  die  man  ja,  wie 
zuzugeben  ist,  allenfalls  mit  seiner  Annahme  in  Einklang  bringen 
kann,  kein  weiteres  Beweismittel  zur  Seite  stellen;  auch  mir 
ist  kein  irgendwie  ähnlicher  Fall  sonst  begegnet. 

Es  ist  das  einzige  derartige  Beispiel,  das  ich  kenne;  und 
ich  glaube,  man  wird  ihm  wegen  seiner  Absonderlichkeit  nicht 
allzu  viel  Gewicht  beilegen  und  ein  possessorisches  Beweis- 
verfahren  bei  zweifelhaftem  Besitzstand  nur  als  sehr  seltene 
Ausnahme  ansehen  dürfen. 

Wenn  in  einer  cavenser  Urkunde  *),  auf  die  man  vielleicht 
hinweisen  könnte,  der  Richter  und  die  Parteien  sich  nach  der 
Klageerhebung  auf  die  streitigen  Besitzungen  begeben  und  dort, 
nachdem  die  Beklagten  durch  ihre  Urkunden  ihren  Besitz  nach- 
gewiesen haben,  wie  es  heisst  „erkannt  wurde,  dass  nach  den 
Urkunden  und  nach  dem  Recht  jene  Besitzungen  den  Beklagten 
gehörten“,  so  liegt  auch  hierin  gewiss  nichts  vor,  was  zur  An- 
nahme eines  vorbereitenden  Possessoriums  Anlass  gäbe. 

Heusler  stellt  den  Fällen  zweifelhaften  Besitzstandes, 
in  denen  nur  eine  Partei  Ausübung  des  Besitzes  nachweisen 
kann,  die  gegenüber,  in  denen  beide  Nutzungen  aufweisen:  dann 
habe  der  ältere  Besitz  entschieden.  Jedoch  er  selbst  giebt  zu, 
dass  hier  eine  Trennung  der  Besitz-  von  der  Rechtsfrage  nicht 


l)  Cod.  Cav.  I p.  268  n.  209  (960). 
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stattgefunden  habe,  gleichwohl  aber  die  Besitzfrage  als  solche 
erörtert  worden  sei;  er  führt  als  Beispiele  eine  Stelle  der  Lex 
Baiuwariorum  (17,  2)  und  eine  bairische  Urkunde  von  855  ') 
an.  Die  Behauptung  der  einen  Partei,  länger  im  Besitz  sich  zu 
befinden,  als  der  Gegner,  wird  keineswegs  zu  dem  Zweck  ge- 
macht, um  eine  Regelung  des  Besitzstandes  herbeizuführen, 
sondern  sie  ist  eine  Anwendung  der  nachher  zu  erörternden  all- 
gemeinen Beweisregeln,  dass  jede  Partei,  will  sie  zum  Beweise 
kommen,  eine  erheblichere  Behauptung  als  der  Gegner  auf- 
stellen muss. 

Jene  Stelle  des  bairischen  Volksrechts  ist  m.  E.  so  zu  ver- 
stehen, dass  der  Kläger  wegen  invasio  Klage  erhebt,  und  zwar 
liege  invasio  vor,  weil  er  in  der  bis  dahin  von  ihm  geübten 
Nutzniessung  gestört  worden  sei.  Der  Beklagte  leugnet; 
dem  in  der  Klage  liegenden  Vorwurf  des  malo  ordine  gegen- 
über bernft  er  sich  auf  längeren  Besitz,  auf  noch  frühere  Be- 
nutzung; diese  Entgegnung  soll  er  mit  sechs  Eidhelfern  be- 
schwören. Aber  diesen  Eid  kann  der  Kläger  dem  Beklagten 
verlegen,  indem  er  nun  seinerseits  die  Behauptung  des  Be- 
klagten überbietet,  und  zwar  dadurch,  dass  er  mit  Zeugen 
ununterbrochenen  Besitz  zu  beweisen  sich  anheischig  macht. 
Dann  bleibt  dem  Beklagten  nichts  übrig,  als  nachher  wegen 
Meineids  eine  kampfbedürftige  Klage  zu  erheben.  Wir  sehen 
also:  beide  Parteien  haben  Nutzungen  gezogen;  eine  erhebt 
Klage  wegen  invasio;  es  ist  aber  keine  Rede  davon,  dass  durch 
ein  Possessorium  festgestellt  würde,  welche  jetzt  als  die  im 
Besitze  befindliche  anzusehen  sei. 

Und  ebenso  wenig  ist  das  in  der  bairischen  Urkunde  von 
855  der  Fall,  in  der  es  sich  um  einen  zu  Aibling  vor  einem 
Königsboten  Ludwigs  des  Frommen  zwischen  den  Bischöfen  von 
Freising  und  Trient  um  Weinberge  zu  Bozen  geführten  Streit 
handelt.  In  diese,  die  der  Freisinger  Kirche  gehörten,  war 
der  Bischof  von  Trient  widerrechtlich  eingedrungeu.  Es  wird 
in  der  eigentümlich  gefassten  Urkunde  berichtet,  dass  der 
König  Befehl  gegeben  habe,  die  Frage  zu  untersuchen, 
qui  vestituram  prius  haberet. 

Und  zwar  wird  der  Auftrag  im  Näheren  dahin  ertheilt  und 


>)  Nr.  347.  Meich.  I 2 p.  360  n.  702. 


Digitized  by  Google 


62 


von  der  anwesenden  Versammlung  zum  Beweisbeschluss  erhoben, 
dass  durch  Zeugenbeweis  festgestellt  werden  solle,  ob  die  Wein- 
berge dreissig  Jahre  hindurch  in  der  Herrschaft  der  Freisinger 
Marienkirche  gestanden  hätten.  Würde  das  bewiesen,  so  sollte  es 
bleiben,  wie  es  ist  (nunquam  mutaretur);  andernfalls  sollten  sie 
an  die  Trienter  Kirche  zurückfallen.  Der  Königsbote  nimmt 
nun  den  Inquisitionsbeweis  vor,  der  zu  Gunsten  der  Freisinger 
Kirche  ausfällt,  worauf  dieser  der  Besitz  ftir  alle  Zeiten  be- 
stätigt wird  ‘). 

Die  Urkunde  ist  in  ihrer  B'orm  wie  hervorgehoben  eigen- 
artig und  von  den  sonstigen  bairischen  Gerichtsurkunden  ver- 
schieden, besonders  dadurch,  dass  sie  mehr  eine  historische  Dar- 
stellung des  ganzen  Herganges,  als  einen  Bericht  über  das  vor 
Gericht  Vorgefallene  giebt.  Ich  sehe  aber  keinen  zwingenden 
Grund,  in  ihr  ein  possessorisches  Verfahren  zu  erblicken,  in  dem 
es  den  Parteien  darauf  angekommen  wäre,  zunächst  Zutheilung 
der  Gewere  zu  erlangen.  Meiner  Ansicht  nach  handelt  es  sich 
vielmehr  auch  hier,  wie  in  vielen  anderen  Fällen,  einfach  und 
allein  um  den  Rechtspunkt.  Der  Freisinger  Bischof  klagt 
wider  den  Trienter  wegen  widerrechtlicher  invasio,  und  da  er 
dem  wahrscheinlich  nur  schlechtweg  sein  Recht  behauptenden 
Beklagten  gegenüber  sich  auf  langjährigen  Besitz  beruft, 
wird  diese  Frage  zum  Beweise  gestellt.  Möglich  ist  allerdings 
auch,  dass  beide  Parteien  bei  schlichter  Rechtsbehauptung  be- 
händen und  nun  (es  handelt  sich  um  ein  Verfahren  vor  König 
und  Königsboteu)  von  Amtswegen  die  allein  in  Betracht  kom- 
mende Frage,  die  Dauer  des  Besitzes,  geprüft  wird.  Jedenfalls 
ist  nirgends  gesagt,  dass  ein  Zweifel  darüber  bestanden  hätte, 
wer  weiterhin  die  Rolle  des  Klägers  und  Beklagten  führen 
sollte,  denn  das  verstaud  sich  bei  dem  Vorwurf  invasionein  fecit 
iniuste  von  selbst. 

Also : in  den  Quellen  der  fränkischen  Zeit  findet  sich  nicht, 
dass,  wenn  beide  Parteien  Ausübung  des  Besitzes  behaupteten, 
durch  ein  possessorisches  Verfahren  die  Parteirollen  festgestellt 
worden  seien;  wir  müssen  annehmen,  dass  die  Initiative  der 


l)  über  denselben  Fall  ist  bei  Meich.  I 2 p.  351  n.  703  noch  ein  zweiter, 
formell  abweichender  Bericht  vorhanden. 
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Klage,  die  dann  allerdings  auch  über  die  Beweisvertheilung 
entschied,  dem  freien  Ermessen  überlassen  blieb. 

Ein  Fall  endlich,  in  dem  gewiss  sehr  leicht  der  Besitz- 
stand zweifelhaft  sein  konnte,  war  der,  dass  zwischen  zwei 
Nachbarn  die  Grenze  streitig  geworden  war,  und  jeder  behaup- 
tete, das  streitige  Grenzsttick  gehöre  ihm;  es  konnte  nicht 
ohne  Weiteres  klar  sein,  welcher  von  beiden  sich  in  der  that- 
sächlichen  Ausübung  des  Besitzes  befand,  und  also  auch  hier 
die  Frage  entstehen:  wer  soll  Kläger,  wer  soll  Beklagter  sein? 
Stand  es  hier  vielleicht  anders? 

Wenn  Heusler1)  sagt,  dass  auch  in  solchem  Fall,  „bevor 
die  Rechtsfrage  zur  Verhandlung  kommt,  die  Parteirolle  zur 
Lösung  der  Zweifel  über  den  Besitzstand  festgestellt  und  die 
Gewere  der  einen  Partei  zugetheilt“  werden  muss,  so  werden 
wir  natürlich  ohne  Weiteres  zugeben,  dass  zur  Zeit  der  Rechts- 
bücher, von  der  Heusler  an  der  angeführten  Stelle,  wenn  nicht 
lediglich,  doch  in  erster  Linie  spricht,  ein  solcher  Satz  als  bin- 
dende rechtliche  Vorschrift  bestand. 

Dass  es  auch  schon  in  der  fränkischen  Zeit  der  Fall  war, 
dafür  lassen  sich  urkundliche  Beispiele  nicht  anführen. 

Auch  eine  bekannte  Stelle  der  Lex  Alamannorum’)  würde 
man  schwerlich  als  Beweis  verwenden  können. 

Sie  handelt  über  den  Streit,  den  zwei  Sippen  über  strei- 
tiges Grenzland  (de  termino  terrae  eorum)  führen.  Sie  sollen 
beide  an  Ort  und  Stelle  durch  Aufrichtung  von  signa  angeben, 
wo  nach  ihrer  Behauptung  die  Grenze  zu  laufen  habe,  und 
so  mit  dem  Gericht  das  Grundstück , wie  sie  es  bean- 
spruchen, umgehen.  Dann  wird  in  rechtsförmlicher,  alterthüm- 
liclier  Weise  eine  Scholle  aus  dem  streitigen  Stück  Land  ge- 
hoben und  dem  Grafen  übergeben,  der  sie  seinerseits  in  die 
Hände  eines  Treuhänders  legt.  Und  darauf  entscheidet  zwischen 
den  Streitenden  der  Zweikampf. 

Auch  dies  Verfahren  kann  man  nicht  ein  possessorisches 
nennen;  denn  es  muss  eben  unentschieden  gelassen  werden, 
welche  der  Parteien  als  im  Besitz  befindlich  anzusehen  ist,  und 
desshalb  wird  die  Entscheidung  durch  Kampf  herbeigeführt. 


')  Institutionen  II  S.  46. 
*)  Lex  Alam.  81. 
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In  den  Urkunden  begegnen  uns  selten  Fälle,  in  denen  wie 
in  der  eben  besprochenen  Gesetzesstelle  lediglich  der  Lauf  der 
Grenzen  streitig  ist,  und  aus  diesem  Grunde  eine  gerichtliche 
Entscheidung  über  das  je  nach  den  verschiedenen  Parteibehaup- 
tungen verschiedene  Rechtsverhältniss  gesucht  wird. 

Die  weit  zahlreicheren  Prozesse,  in  denen  darum  geklagt 
wird,  dass  der  Gegner  die  Grenzen  widerrechtlich  verletzt  habe, 
gewaltsam  eingebrochen  sei,  Grenzsteine  verrückt  habe  u.  s.  w., 
gehören  natürlich  nicht  hierher;  in  ihnen  handelt  es  sich  um 
eine  wegen  einfacher  Besitzstörung  erhobene  Klage  *). 

Als  Grenzprozesse  in  dem  hervorgehobenen  Sinn  können 
die  folgenden  beiden  Urkunden  beispielsweise  angeführt  werden. 

Im  Jahre  836  erhebt  in  einem  bei  Narbonne  abgehaltenen 
missatischen  Gericht')  der  Abt  von  Cauquens  wider  Trasoa- 
rius  und  Teuderedus  Klage  um  Ländereien  und  Weinberge, 
qui  in/ra  termines  sunt  de  villa  Maximiniano, 
und  diese  Villa  gehöre  zum  Kloster.  Darauf  lautet  die  Klage- 
beantwortung: 

ipsas  terras  et  vinea  et  ecclesia  non  sunt  in/ra  termines 
de  villas  Maximiano; 

es  werden  vielmehr  andere  Grenzen  genannt. 

Darauf  legen  die  Kläger  ein  Urtheil  vor,  durch  welches 
dem  Kloster  das  streitige  Gebiet  bereits  früher  zugesprochen 
worden  ist.  Eine  Gerichtsdeputation  nimmt  eine  Besichtigung 
an  Ort  und  Stelle  vor;  im  nächsten  Termin  stellen  Kläger 
Zeugen,  welche  den  in  der  Klage  behaupteten  Lauf  der  Grenzen 
beschwören,  worauf  die  Beklagten  zur  Revestitur  verurtheilt 
werden. 

Also  nichts  von  Feststellung  des  Besitzstandes;  denn  die 
Besichtigung  an  Ort  und  Stelle  findet,  wie  häufig  so  auch  hier, 
zur  näheren  Information  des  Gerichts  und  überhaupt  zur  Auf- 
klärung der  Sache  statt,  nicht  zu  dem  Zweck,  eine  Regelung 
der  Parteirollen  vorzunehmen. 


l)  Hierher  gehören  z.  B.  Nr.  269.  Vaissete  H c.  177  n.  80,  Marca  Hisp. 
c.  769  n.  6 (892);  Nr.  236.  Meich.  I 2 p.  248  n.  471  (822);  Troya  IV  p. 
260  n.  610,  Muratori  Ant.  I c.  517  (747);  R.  di  Farfa  III  p.  165  n 453 
(1004). 

’)  Nr.  287.  Vaissete  II  c.  194  n.  90. 
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Ganz  ähnlich  ist  das  Verfahren  in  dem  Grenzstreit  zwischen 
den  Städten  Piacenza  und  Parma,  der  im  Jahre  673  vor  König 
Pertharitus  zu  Pavia  verhandelt  wird  *).  Auch  hier  ergeht, 
nachdem  der  König  einen  Missus  mit  der  Lokalbesichtigung 
beauftragt  hat,  ein  definitives,  das  Recht  der  Stadt  Piacenza 
auf  Grund  einer  von  ihr  vorgelegten  Gerichtsurkunde  fest- 
stellendes Erkenntniss. 

Auch  in  diesem  Falle  sehen  wir  keine  Spur  eines  Possessoriums. 

Der  Schluss  also,  den  wir  aus  dem  Gesagten  ziehen  müssen, 
geht  dahin,  dass  auch  in  Grenzprozessen  der  fränkischen  Zeit 
ein  nur  zum  Zweck  der  Feststellung  des  Besitzstandes  dienen- 
des possessorisches  Verfahren  unbekannt  war. 

Ja  gerade  Vorschriften  wie  die  besprochene  des  alaman- 
nischen  Volksrechtes  zeigen  uns,  wie  weit  entfernt  man  von 
dem  Bediirfniss  war,  durch  eine  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen entsprechende  Vertheilung  der  Parteirollen  auf  den  Gang 
des  Verfahrens  einzuwirken. 

Trotz  der  formalen  Strenge  des  Rechtsgangs,  trotzdem  al- 
so auch  die  Reihenfolge  der  Parteibehauptungen  von  grosser  Be- 
deutung werden  konnte,  hielt  man  eine  vorläufige  Regelung 
der  Besitzfrage  noch  nicht  für  nöthig;  man  behandelte  den  ge- 
waltsamen Besitzstörer,  den  Dejicienten,  nicht  anders  wie  den 
seit  langer  Zeit  in  ruhigem  Besitz  befindlichen,  der  durch  grund- 
lose Ansprüche  aus  seinem  Recht  gedrängt  werden  sollte;  man 
behandelte  Fälle,  in  denen  ein  feiner  entwickeltes  Recht  zu- 
nächst Regelung  des  zweifelhaften  Besitzstandes  verlangt,  nicht 
anders  als  Fälle  unzweifelhafter  Gewaltsamkeit,  in  denen  die 
Rolle  des  Klägers  von  vornherein  feststand. 

Der  Immobiliarprozess  der  fränkischen  Zeit  kannte 
noch  kein  possessorisches  Verfahren. 

3.  Feststellungsklagen. 

Allen  bisherigen  Ausführungen  lagen  Fälle  zu  Grunde,  in 
denen  wider  den  nicht  berechtigten  Besitzer  Klage  erhoben 
wurde. 


')  Troya  II  p.  533  n.  340.  Campi  Piacenza  I p.  177.  Aff6  Parma  I 
p.  280  n.  5. 

Hübner,  (rank.  Immobil  larprozea».  5 
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Der  Inhalt  der  Klage  war  also  stets  das  auf  Herausgabe 
des  widerrechtlichen  Besitzes  gerichtete  Verlangen. 

Es  kommen  nun  aber  auch,  freilich  verhältnissmässig  selten, 
Fälle  vor,  in  denen  der  Inhalt  der  Klage  ein  anderer  und  damit 
auch  das  Verbal tniss  der  Parteien  zu  einander  ein  anderes  ist. 

Es  wird  nicht  wider  den  nicht  berechtigten  Besitzer  auf 
Herausgabe  des  von  ihm  widerrechtlich  zurttckbehaltenen  Grund- 
stücks geklagt,  sondern  der  im  Besitz  befindliche  Eigentümer 
verlangt  von  einem  Dritten,  dass  er  Ansprüche,  die  dieser  er- 
heben will,  aufgebe  und  sein,  des  Klägers,  Recht  anerkenne. 
Der  Kläger  führt  auf  diese  Weise  eine  gerichtliche  Bestätigung 
seines  Rechtes  herbei. 

Hierher  kann  man  wohl  Beispiele  wie  die  folgenden 
ziehen. 

Eine ' septimanische  Urkunde  von  802 ')  enthält  ein  vom 
BeklagteiUnach  Beendigung  des  Rechtsstreits  ausgestelltes  An- 
erkenntniss,  dass  der  Abt  von  Caunes  ihm,  dem  Beklagten,  ein 
Grundstück  als  Benefizium  verliehen  habe,  dass  aber  er,  der 
Beklagte,  die  zu  leistenden  Abgaben  nicht  erfüllt,  vielmehr  den 
Kläger  in  widerrechtlicher  Weise  zu  schädigen  versucht  habe. 
Hieraus  ist  zu  entnehmen,  dass  der  Abt  auf  „Anerkennung  des 
Grundeigenthums  und  Leistung  des  Zinses“  *)  geklagt  habe, 
nicht  etwa  mit  mal o ordine  possides  auf  Herausgabe  des  Grund- 
stücks; denn  er  wollte  nicht  das  Grundstück  dem  Beklagten 
nehmen,  sondern  ihn  unter  Belassung  auf  demselben  nur  zur 
Erfüllung  seiner  Pflichten  zwingen. 

Ganz  ebenso  erkennen  826  gleichfalls  vor  dem  Abt  von 
Caunes  mehrere  Leute  an,  Beneflzien  des  Klosters  zu  besitzen  *) ; 
und  solche  Fälle  finden  sich  auch  sonst  häufig. 

Nah  verwandt  ist  ein  anderes  septimanisches  Beispiel4). 
Der  Mandatarius  des  Vorsitzenden  Grafen  Salomon  erhebt  Klage 
wider  den  Vertreter  des  Andreasklosters  um  fiskalische  Bene- 
fizien.  Die  Beklagten  behaupten,  die  Besitzungen  durch  Tra- 
dition seitens  Dritter  erhalten  zu  haben,  und  sind  auch  im 


')  Nr.  164.  Vaissete  II  c.  64  n,  15. 

*)  So  Sohin  Fr.  R u.  GV  S.  315  Anm.  21. 

*)  Vaissete  II  p.  163  n.  72. 

4)  Nr.  373.  Vaissete  II  c.  346  n.  169.  Th  p.  143  n.  101  (868). 
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Stande,  ihr  freies  E'genthum  zu  beweisen.  Anstatt  dass  also 
die  Beklagten  die  vom  Kläger  verlangte  Anerkennung  leisten, 
muss  er  vielmehr  durch  Exvacuatio  anerkennen,  nicht  beweisen 
zu  können, 

ut  beneficius  debeat  esse. 

Anders  dagegen  verhält  es  sich  in  einer  burgundischen  Ur- 
kunde l).  Zu  Dijon  klagt  im  Jahre  870  der  Abt  der  Beuignus- 
kircke  wider  drei  Hörige  der  Kirche  um  Güter  in  der  villa 
Ischiriaco,  die  der  Vater  der  Beklagten  als  Benefizium  der 
Kirche  besessen  habe,  die  aber  von  den  Beklagten  ohne  Be- 
rechtigung als  freies  Eigen  (alodum  in  propriis  usibus)  bean- 
sprucht würden.  Nachdem  durch  Zeugen  die  Behauptungen 
des  Klägers  erwiesen  sind  und  eine  von  den  Beklagten  vorge- 
brachte Urkunde  sich  als  falsch  herausgestellt  hat,  erkennen  diese 
die  Aussagen  der  Zeugen  als  richtig  an  und  werden  verurtheilt, 
ut  res  secunduni  legem  redderent  supradictas, 
was  sie  dann  auch  thun; 

cum  festuca  se  in  omnibus  exutos  dixerunt  et  per  vuadium 
. . . reddiderunt. 

Daraus  erhellt,  dass  die  Klage  auf  Herausgabe,  nicht  auf  An- 
erkennung ging*). 

Es  kann  ferner  hier  auf  folgende  italienische  Urkunden 
aufmerksam  gemacht  werden. 

Zu  Spoleto  klagt  im  Jahre  814  der  Abt  von  Farfa  wider 
Rumnald  und  seinen  Sohn  Herfuald,  die  sich  bei  einer  Strafe 
von  60  Silberpfunden  verpflichtet  haben,  eine  von  Leo,  dem 
Schwiegervater  des  Herfuald,  dem  Kloster  gemachte  Tradition 
nicht  anzufechten,  die  aber  nunmehr  doch  das  Hecht  des 
Klosters  bestreiten: 

sed  modo  contradicunt  ipsas  res  et  non  permitiunt  ipstim 
monasterium  habere  secundum  srnrn  obligationem. 

Die  Beklagten  leugnen  dies  allerdings;  schliesslich  ver- 
zichtet das  Kloster  auf  die  Busse  und  verlangt  nur, 


*)  Nr.  381.  Pferard  p.  150.  Th  p.  147  n.  103. 

*)  Man  kann  vielleicht  auch  als  hierher  gehöriges  Beispiel  eine  Formel 
Ton  Angers  (Nr  14.  Form.  Andec.  n.  30,  MQF  p.  14)  anführen,  in  welcher 
wohl  die  Klage  dahin  geht,  dass  Beklagter  das  bestehende  Vertragsverh&ltniss 
einer  colotua  partiaria  anerkenne. 
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habere  res  ipsas,  quas  ad  partem  numasterii  ipse  Leo  tra- 
didit; 

also  es  verlangt  Anerkennung  seines  Besitzes,  nicht  etwa  Rück- 
gabe *). 

Zu  Rom  erhebt  im  Jahre  942  der  Abt  von  Subiaco  wider 
vier  Bewohner  von  Tivoli  Klage: 

inquietant  nos  et  contendant,  ut  habeamus  tilorum  pro- 
prietatem  *). 

Deutlicher  kann  nicht  gesagt  werden,  dass  es  die  besitzenden 
Eigenthümer  sind,  die  Anerkennung  ihres  Rechts  verlangen. 
Die  Beklagten  müssen  schliesslich  verzichten. 

Nicht  hierher  gehört  eine  sehr  eigenthümliche  Urkunde 
Uber  einen  im  Jahre  870  zu  Vienne  verhandelten  Rechtsstreit’); 
es  handelt  sich  in  ihr  um  einen  Beweistermin:  ein  gewisser 
Salomon  hatte  als  Vertreter  seiner  Frau  wider  eine  Frau  Be- 
nedicta geklagt  und  zwar  um  Grundstücke,  die  letztere 
seiner  Frau  laut  vorgelegter  Urkunde  geschenkt  hatte.  Die 
beklagte  Benedicta  hatte  die  Urkunde  gescholten  und  durch- 
bohrt. Der  Kläger  ist  nun  bereit,  durch  Schwur  oder  Kampf 
jene  Urkunde  zu  erhärten;  die  Beklagte  aber  erkennt  sie  an 
und  gelobt  Revestitur.  Man  sieht  daraus,  dass  die  Beklagte 
im  Besitz  war,  dass  daher  die  Klage  von  vornherein  auf  Her- 
ausgabe gerichtet  war;  man  kann  also  nicht  behaupten,  dass 
das  Verlangen  nach  einem  Anerkenntniss  der  fraglichen  Urkunde 
und  damit  des  klägerischen  Rechts  der  Inhalt  der  Klage  ge- 
wesen wäre. 

Eine  wirkliche  Feststellungsklage  liegt  aber  in  einer  far- 
fenser  Urkunde  von  750  vor4).  Zu  Spoleto  im  Gericht  des 
Herzogs  Lupo  trägt  der  Kläger,  der  Priester  Claudianus,  vor, 
er  habe  vor  30  Jahren  mit  seinen  Brüdern  sich  auseinander- 
gesetzt und  mit  dem  ihm  zugefallenen  Vermögen  ein  Kloster 
der  Jungfrau  Maria  und  des  Erzengels  Michael  erbaut.  Als 
er  dann  in  schwere  Krankheit  verfallen  sei  und  den  Tod  er- 


'J  R.  di  Farfa  II  p.  168  n.  207.  Muratori  Scriptorea  üb  c.  361. 

*)  Regesto  Sublacense  p.  202  n.  156. 

*)  Nr.  382.  Chart,  de  Cluny  I p.  18  n.  16.  Th  p.  145  n.  102. 

4)  R.  di  Farfa  II  p.  37  n.  25.  Troya  IV  p.  371  n.  641.  Muratori 
Scriptorea  übe.  341. 
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wartete,  habe  er  durch  einen  Scheukungsbrief  all  seinen 
Besitzend  jenes  Kloster  in  der  Form  einer  donatio  post  obitum 
dem  Kloster  von  Farfa  übertragen.  Nun  aber  sei  er  durch 
Gottes  Barmherzigkeit  wieder  gesund  geworden ; er  wolle  aber 
jetzt  selbst  mit  allem  seinem  Vermögen  in  das  Kloster  Farfa 
eintreten  und  dort  als  Mönch  sein  Leben  beschlossen.  Darauf 
aber  erwidern  sein  anwesender  Bruder  und  die  anderen  Ver- 
wandten, dazu  habe  Clandiauus  kein  Recht;  in  jenem  Theilungs- 
vertrage  sei  vielmehr  bestimmt  worden,  dass  von  ihnen  gemein- 
sam jenes  Kloster  erbaut  werden  solle  und  zwar  so,  dass  es 
nach  dem  Tode  des  Claudianus  in  ihre,  der  Verwandten,  Hände 
zurückzufallen  habe.  Beide  Parteien  berufen  sich  auf  Urkunden; 
die  der  Beklagten  wird  als  eine  Fälschung  erkannt  und  daher 
Claudianus  zum  Eid  zugelassen.  Wir  sehen  also,  dass  der 
schlichte  Vortrag  des  Claudianus,  der  scheinbar  nur  eine  Er- 
zählung ohne  prozessualischen  Zweck  ist,  den  Klageantrag  ent- 
hält, seine  Verwandten  sollten  sein  freies  Verfügungsrecht  über 
das  Marien-  und  Michaelskloster  anerkennen. 

Ja  wir  finden  sogar  hin  und  wieder  den  Ausdruck  gebraucht, 
der  Beklagte  habe  dadurch,  dass  er  das  Recht  des  Klägers 
schmähte  (calumniare),  Anlass  zur  Klage  gegeben,  wesshalb  be- 
antragt wird,  das  klägerische  Recht  feststellen  zu  lassen.  So 
heisst  es  in  einem  Placitum  Karls  des  Grossen  von  772  ‘),  der 
Abt  vou  Lorsch  habe  dem  König  mitgetheilt, 

quod  hotno  aliqms,  nomine  Heimericus,  de  ipso  mona- 
sterio  calumnias  generare  voluisset , dum  d teeret,  quod 
suus  pater  Cancor  mm  de  ipso  monasterio  vestitum 
dimisisset. 

Offenbar  hat  sich  Heimericus  Besitzstörungen  zu  Schulden 
kommen  lassen  und  dadurch  den  Abt  so  lange  belästigt,  bis 
dieser  ihn  durch  den  klaren  Nachweis  seines  Rechts  im  Königs- 
gericht zur  Ruhe  zwingt:  der  Beklagte  muss  durch  Professio 
das  Recht  des  Klägers  anerkennen  und  zur  grösseren  Sicher- 
heit die  symbolische  Auflassungshandlung  (per  festucam  se'exi- 
tum  dicere ) vornehmen. 

Sicherlich  kann  eine  burgundische  Urkunde  von  898  *)  hier 

■)  Nr.  84.  Möhlb.  141. 

*)  Nr.  448.  Balnze  hist.  Tntelensis  libri  tres  p.  348. 
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angeführt  werden,  in  der  es  heisst,  Norbertus  und  seine  Frau 
Bertlindis  besässen,  wie  alle  wüssten,  einen  Mansus  in  der 
Villa  Vertlac, 

quem  calumniabat  eis  Gaucelmus; 
und  dieser,  der  also  offenbar  nicht  im  Besitz  war,  benahm  sich 
gegen  sie  so  böse  ( male  in  tantum),  dass  sie  zu  prozessieren 
beschlossen.  Nun  wird  ihnen  durch  Urtheil  ihr  Recht  bestätigt. 

In  diesem  Zusammenhang  darf  fernerhin  wohl  auch  auf  solche 
Klagen  hingewiesen  werden,  in  denen  vom  Beklagten  eine  Leis- 
tung verlangt  wird,  zu  der  er  aus  dem  zwischen  ihm  und 
dem  Kläger  bestehenden  Vertragsverhältniss  verpflichtet  sei. 
Denn  auch  hier  wird  dem  Beklagten  nicht  etwa  der  Besitz 
als  solcher  zum  Vorwurf  gemacht;  im  Gegentheil,  dem  Kläger 
liegt  möglicherweise  gar  nichts  daran,  ihn  in  seine  Hand  zu- 
rückzubekommen; sondern  was  verlangt  wird,  ist  im  eigent- 
lichen Sinn  nichts  als  eine  Anerkennung  des  klägerischen  Rechts, 
nur  dass  diese  nicht  in  abstrakter  Weise  erfolgen,  sondern  sich 
in  praktischer  ßethätigung  äussern  soll,  nämlich  dadurch,  dass 
der  Beklagte  die  ihm  dem  Kläger  gegenüber  obliegenden,  an 
den  Besitz  des  Grundstücks  gebundenen  Pflichten  erfüllt.  Unter 
diesem  Gesichtspunkte  können  diese  Klagen  beim  Immobiliar- 
prozess erwähnt  werden,  zu  denen  besonders  die  nicht  seltenen 
Fälle  gehören,  in  welchen  Zahlung  rückständiger  Abgaben,  Leis- 
tung verweigerter  Dienste  verlangt  wird. 

Ja  selbst,  wenn  z.  B.  in  einer  bairischen  Urkunde  Scha- 
densersatz wegen  nicht  erfolgter  Firmatio  (der  Beklagt«  hatte 
einen  Ort  an  die  Kirche  geschenkt,  ohne  über  ihn  verfügen  zu 
können,  und  ihn  daher  einem  Dritten  überlassen  müssen)  *) ; wenn 
in  einer  Fuldaer  Urkunde“)  die  Kläger  Antheil  an  dem  von 
den  Mitgliedern  einer  Rodungsgenossenschaft  vorher  verkauften 
Neubruch  und  entsprechende  Entschädigung  verlangen;  oder 
wenn  das  Ambrosiuskloster  zu  Mailand  844  im  Gericht  der 
Königsboten  verlangt,  dass  der  Beklagte,  der  das  gegen  ihn  er- 
gangene Urtheil  zu  erfüllen  sich  weigert,  dies  nunmehr  thue 5) : 

■)  Nr.  260.  Meicb.  I 2 p.  278  n.  530  (828).  Näheres  Uber  die  Fir- 
matio nnten. 

*)  Nr.  259.  Dronke  C.  d.  Fuld.  p.  207  n.  471.  L Sch  p.  35  n.  63 
Th  p 82  n.  69  (827). 

*)  Cod.  Lang.  c.  265  n.  154.  Fumagalli  p.  240.  Mnratori  Ant.  I c.  467. 
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so  kann  man  auch  hier  sagen,  dass  die  Klage  praktische 
Anerkennung  des  klägerischen  Rechts  bezweckt  und  sich  da- 
durch von  den  allgemeinen  Immobiliarklagen  unterschieden  habe, 
dass  nicht  der  unrechtmässige  Besitz  als  solcher  die  Grundlage 
und  seine  Herausgabe  der  Zweck  der  Klage  war,  wenn  auch, 
wie  in  der  letztgenannten  mailftnder  Urkunde,  die  Herausgabe 
des  Guts  sich  als  nothwendige  Folge  jenes  Anerkenntnisses 
ergab. 

4.  Scheinprozesse. 

Anhangsweise  sind  hier  die  sogenannten  Scheinprozesse 
zu  erwähnen,  deren  Bedeutung  besonders  durch  die  Untersuch- 
ungen Brunners1)  nach  allen  Seiten  als  festgestellt  zu  er- 
achten ist. 

Es  sind  dies  Klagen,  durch  welche  derselbe  Zweck  wie  in 
den  eben  besprochenen  Fällen  erreicht  werden  soll,  nämlich 
eine  Anerkennung  des  klägerischen  Rechts.  Während  aber  in 
den  letzteren  das  klägerische  Recht  wirklich  bestritten  wurde, 
war  das  in  jenen  Fällen  gar  nicht  der  Fall.  Trotzdem  wurde 
Klage  erhoben  und  ein  regelrechter  mit  Urtheil  abschliessender 
Prozess  aufgeführt;  und  zwar  lediglich  aus  dem  Grunde,  um 
durch  das  gerichtliche  Erkenntniss  eine  besonders  wirksame 
Rechtsbestätigung  zu  erlangen,  die  zumal  dann  von  grösstem 
Werthe  war,  wenn  das  Verfahren  vor  dem  Königsgericht  statt- 
fand; denn  dann  erhielt  der  Kläger  eine  unanfechtbare  Königs- 
urkunde. Weil  also  der  Beklagte  gar  nicht  das  Recht  des 
Klägers  verletzt  oder  streitig  macht,  so  wird  die  Klage  regel- 
mässig mit  Auslassung  der  sonst  charakteristischen  Worte  malo 
ordine  erhoben.  Derartige  Scheinprozesse  begegnen  uns  be- 
kanntlich bereits  in  mehreren  merovingischen  Königsplacitis; 
in  ihnen  allen  tritt  das  eben  charakterisierte  Wesen  klar  zu 
Tage.  Nur  in  einem  einzigen  Fall*)  erfolgt  von  Seiten  des 
Beklagten  ausser  der  Anerkennung  auch  eine  symbolische  Auf- 

')  Namentlich  Gerichtszeugnisa  S.  167,  Rechtsgeschichte  der  Urkunde  I 
8.  282.  Auch  z B.  Sohm  Fränk.  Recht  und  Röm.  Recht  8.  39  Anm.  53. 
Die  Erklärung  Henslers  (Gewere  S.  29),  der  in  vielen  Fällen  die  Klage 
als  einen  auf  Ausführung  der  Traditio  gerichteten  Antrag  anffasst,  erscheint 
weniger  geeignet,  das  allgemeine  Prinzip  zur  Anschauung  zu  bringen. 

*)  Nr.  52.  DDM  p.  64  n.  73. 
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lassung  durch  exitum  dicere  per  festucam  ; die  Sache  liegt  also 
hier  ähnlich  wie  in  dem  oben  l)  erwähnten  Placitum  Karls  des 
Grossen.  Es  ist  bezeichnend,  dass  hier  sowohl  wie  in  dem  Placi- 
tum Karls  des  Grossen  die  vom  Beklagten  vorgenommene  sym- 
bolische Handlung  nur  in  dem  exitum  dicere,  der  Verzichts- 
erklärung, besteht,  ohne  dass  damit  die  sonst  übliche  positive 
Traditions-  oder  Investiturhandlung,  die  Überreichung  der  Erd- 
scholle oder  der  festuca  oder  einer  carta,  verbunden  wäre. 
Darin  scheint  ausgedrückt  zu  sein,  dass  eben  der  Beklagte 
nichts  zu  übertragen  hatte,  dass  man  ihn  nur  einen  Verzicht 
aussprechen  Hess,  der  immerhin  auf  die  Erhebung  künftiger 
Ansprüche  bezogen  werden  konnte.  Im  charakteristischen  Gegen- 
sätze hierzu  fanden  wir  in  der  oben  besprochenen  bairischen  Ur- 
kunde von  818')  sowohl  symbolische  Revestitur  (durch  Glocken- 
seil) als  auch  Verzichtserklftrung,  denn  in  diesem  Fall  war  der 
Beklagte  in  der  That,  wie  wir  annahmen,  Besitzer. 

Ausserhalb  Italiens  hat  die  Institution  des  Scheinprozesses 
zunächst  keine  Weiterbildung  erfahren;  sie  verschwindet  seit 
dem  Beginn  des  8.  Jahrhunderts  vollständig  und  taucht  dann 
erst  wieder  im  10.  Jahrhundert,  zumal  in  Westfrancien  auf, 
freilich  in  gänzlich  abgeblasster  Form,  falls  man  überhaupt 
die  zahlreichen  werpitiones , Verzichtserklärungen,  wie  sie  z. 
B.  in  der  Sammlung  von  Cluny  begegnen,  mit  dem  alten  Schein- 
prozess in  Verbindung  setzen  will. 

Eine  um  so  wichtigere  Rolle  hat  er  bekanntlich  in  Italien 
gespielt,  wo  sich  aus  dem  in  ihm  liegenden  Keime  eine  zu  all- 
gemeiner Herrschaft  gelangende  Besitz-  und  Rechtsbestätigungs- 
und Anerkennungsform  entwickelte,  die  sich  dann  auch  mitder  Festi- 
gung durch  Eitheilung  des  Königs-  oder  Grafenbanns  verband*). 

Ausserhalb  Italiens  ist  mir  nur  eine  marseiller  Urkunde 
von  780  aufgefallen4),  in  der  ganz  nach  italienischer  Weise  die 
Rechte  des  Klägers  vom  Gericht  bestätigt  werden,  nachdem 
auf  dessen  Anfrage,  ob  von  anderer  Seite  irgendwelche  An- 
sprüche erhoben  würden,  Niemand  sich  gemeldet  hat. 


*)  Oben  S.  69. 

»)  Oben  S.  63  f. 

*)  Hierüber  vgl.  Ficker  Forschungen  I S.  37  ff. 

*)  Nr.  112.  Cartulaire  de  St.  Victor  de  Marseille  p.  43  n.  31. 
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III.  Die  Kliigi'bogrSndung 

1.  Klageerhebung  ohne  Klagebegründung. 

Aus  den  bereits  oben  angeführten  Beispielen  wissen  wir, 
dass  häufig  genug  die  Klage  nichts  anderes  enthielt  als  die 
Worte:  malo  online  possides  termm  illam. 

Eine  Substanziierung  der  Klage  war  rechtlich  nicht  er- 
forderlich; es  genügte  die  Behauptung,  dass  der  Beklagte  sich 
rechtswidrig  verhalte;  dass  er  besass,  und  dass  er  mcdo  ordine 
besass,  diese  Worte  zwangen  sowohl  den  Beklagten  zur  Ant- 
wort als  das  Gericht  zu  richterlicher  Thätigkeit. 

Die  Klage  war  in  dieser  ihrer  allgemeinsten  typischen 
Form,  wie  man  mit  Recht  gesagt  hat,  selbst  scbou  ein  Urtheil; 
da  der  Beklagte  sich  daraut  beschränken  konnte,  ihr  ein  eben- 
so apodiktisches  Urtheil  entgegenzusetzen,  so  war  die  Auf- 
gabe des  Gerichts  im  Grunde  die,  dahin  zu  wirken,  dass 
sich  herausstellte,  welches  dieser  beiden  Urtheile  das  rich- 
tige sei. 

So  gering  die  Erfordernisse  auch  waren,  die  das  Recht 
für  die  Fassung  der  Klage  stellte,  jedenfalls  wird  doch  zum 
mindesten  eine  jeden  Zweifel  ausschliessende  Bezeichnung  des 
Grundstückes,  nm  dessentwillen  Klage  erhoben  wrurde,  verlangt 
worden  sein.  Finden  wir  doch,  wie  weiter  unten  zu  erwähnen 
sein  wird,  in  Italien  nicht  selten  vom  Beklagten  eingewendet, 
er  wisse  nicht,  um  welches  Grundstück  es  sich  handle,  worauf 
dann  stets,  ehe  weiter  prozessiert  wird,  eine  genaue  Bezeich- 
nung, häufig  an  Ort  und  Stelle,  erfolgen  muss. 

Oft  freilich  wird  zwischen  den  Parteien  von  vornherein 
hinreichende  Gewissheit  bestanden  haben;  dann  genügte  die 
kürzeste  Bezeichnung,  die  möglich  war. 

Anderenfalls  aber  unterliess  es  der  Kläger  im  eigenen  In- 
teresse nicht,  einige  nähere  Angaben  zu  machen. 

So  findet  man  denn  nicht  selten,  dass  in  der  Klage  eine 
genaue  Beschreibung  der  Lage  und  der  Grenzen  der  eingeklagten 
Grundstücke  gegeben  wird. 

Z.  B.  enthält  die  Klage  des  Erzbischofs  von  Narbonne 
wider  den  Grafen  Milo  von  Narbonne,  die  im  Jahre  782  zu 
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Narbonne  vor  Königsboten  verhandelt  wird,  eine  genaue  Auf- 
zählung aller  Villen,  die  die  Kirche  beansprucht  ‘). 

Ein  weiteres  anschauliches  Beispiel  aus  Südfrankreich  bietet 
eine  Urkunde  über  einen  918  zu  AJzonne  geführten  Prozess, 
in  welchem  der  Vogt  des  Vorsitzenden  Vikars  wider  den  Abt 
von  Montolieu  und  sein  Kloster  Klage  erhebt,  weil  sie 

retinent  vilare  cuius  vocabulum  est  Villa-Fedosi,  quae  ali- 
um  nomen  vocatur  Eisau,  cum  terminis  et  limitibus  et  adia- 
centiis  suis,  qui  est  situs  in  territorio  Ausonense  in  su- 
burbio  Carcussense.  Fines  vel  adiacentias  habet  ipse  iam- 
dictus  vilares:  — folgt  eine  genaue  Beschreibung  — ; 
de  quantum  in  istas  totas  affrontationes  abet  ipse  villare 
constructo  cum  tenninibus,  limitibus  et  adiacentiis  suis, 
sic  retinet  ipse  iamdictus  abba  iniuste  et  malurn  ordinem  *). 

Im  Jahre  955  wird  zu  Narbonne  gegen  das  Kloster  St. 
Pons-de-Mauchiens  die  medietas  de  ipso  alode  eingeklagt, 

qui  est  in  comitatu  Narbonense  in  locum  quem  vocant 
Gonestar; 

hierauf  folgt  gleichfalls  eine  nähere  Beschreibung*). 

Die  vom  Grafen  Nivelongus  gegen  Amelius  zu  Autun  er- 
hobene Klage  bezeichnet  als  Klagegegenstand 

Mas  res,  quae  sunt  in  pago  Augustidunense  in  villa  Bal- 
giaco,  quem  Karolus  Hildebranno  benefidaverat  de  villa 
Patriciaco  *). 

In  einer  Urkunde  aus  Mäcon  klagt  Kläger  um  einen  Wein- 
berg: 

dum  diceret  quod  una  vinea  cum  campo  qui  est  in  villa 
Boscido,  qui  habet  fines  et  terminationes, 
worauf  diese  Grenzen  genau  angegeben  werden5). 

Ähnlich  heisst  es  in  der  aus  demselben  Chartular  stammen- 
den Urkunde  von  968 — 971,  in  welcher  Bischof  Ado  von  Mäcon 
wider  die  Frau  Wandaltrate  und  ihre  Verwandten  Klage  erhebt, 

')  Nr.  116.  Vaissete  II  c.  47  n.  6. 

*)  Nr.  487.  Vaissete  V c.  137  n.  43.  Th  p.  179  n.  123. 

*)  Nr  534.  Vaissete  V e.  222  n.  98. 

4)  Nr.  316.  Pärard  p.  33  n.  13.  Das  Datum  iat  unsicher;  in  den  Re- 

gesten ist  das  Jahr  843  angenommen,  Sohin  setzt  die  Urkunde  in  das  Jahr 
756  (Auflassung  S.  92  Anm.  21). 

*)  Nr.  452.  Cartulaire  de  Mäcon  p.  169  n.  284  (888—898). 
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quod  iniuste  tcnebant  quamdam  vineatn  s.  Vincentii,  que 
est  süa  in  pago  Matisconen.se,  in  cigro  Viviacense,  in  viUa 
Causel,  que  est  villa  fratrum;  terminat  . . . ; 
folgt  eine  genaue  Grenzbeschreibung  ‘). 

Besonders  anschaulich  ist  eine  in  den  Jahren  941 — 960  zu 
M&con  verhandelte  Klage.  Der  Propst  der  dortigen  Vincen- 
tiuskirche 

contrapellavit  tres  homines  cum  uxoribus  eorum,  quod  rebus 
s.  Vincentii  in  villa  Cavaniaco,  hoc  est  vinea,  que  termi- 
nalwr  a mane  terra  Ingeltrudis,  a medio  die  ad  heredes 
Bemardi,  a sero  s.  Stephani,  a circio  fossado  finali  et 
concisa  *). 

Also  eine  Lokalbeschreibung  so  genau,  als  sie  die  zwar  nicht 
scharfe,  aber  sinnlich  anschauliche  Darstellungsweise  jener  Zeit 
nur  liefern  konnte,  anschaulicher  vielleicht  und  noch  für  eine 
späte  Folgezeit  lebendiger,  als  unsere  heutigen  Grundbuch-  und 
Katasternummern. 

Aus  den  cluniacenser  Urkunden  möge  eine  Verhandlung 
vom  20.  August  960  angeführt  werden:  der  Abt  von  Cluny 
spricht  einen  Mann  an,  der  Güter  des.  Klosters  inne  hat; 
die  Lage,  Begrenzung  und  Beschaffenheit  der  Güter  wird  genau 
angegeben;  der  Mann  erkennt  das  Eigenthum  des  Klosters  an’). 
Hier,  wo  es  sich  wahrscheinlich  nicht  um  eigentlichen  Rechts- 
streit,  als  vielmehr  um  ein  Anerkennungsverfahren  handelt,  mag 
die  genaue  Bezeichnung  der  fraglichen  Gegenstände  besonders 
am  Platz  gewesen  sein;  wir  finden  die  gleiche  Übung  in  den 
zahlreichen  italienischen  Urkunden  späterer  Zeit,  die  über  der- 
artige Anerkennungsakte  aufgenomroen  worden  sind. 

Um  einen  wirklichen  Rechtsstreit  dagegen  handelt  es  sich 
in  einer  Urkunde  von  997:  der  levita  Gyrfredus  klagt 

de  uno  prato,  qui  est  situs  in  pago  Cabilonense , in  fine 
Balodrense,  in  villa  Novientio,  ubi  in  Prato  Arleo  vocat, 
quem  Radulfus  malo  ordine  contra  illum  contendit1). 


')  Nr.  678.  Cartnlaire  de  M&con  p.  216  n.  376. 

*)  Nr.  550.  Cartulaire  de  M&con  p.  121  n.  186. 

*)  Nr.  548.  Chart,  de  Cluny  II  p.  180  n.  1087. 

4)  Nr.  605.  Chart,  de  Cluny  1H  p.  487  n.  2391. 
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Auch  eine  bretonische  Urkunde  von  869  kann  hier  an- 
geführt werden;  der  Abt  von  Redon  benennt  als  Klagegegen- 
stand 

insulam  Ambon  totum  < itque  integrum  et  partem  ex  altera 
insula,  quae  vocatur  Plan,  quam  undique  commanentes  alio 
nomine  Venezia  appellant,  cum  stlva  et  omnibus  insulu- 
dis  et  adiacentibus,  sicut  väus  Visnonicum  a purte  Comou 
terminat,  tisque  ad  Uldonem  ß avium  l). 

Für  die  ostfränkischen  Gebiete  sei  nur  kurz  auf  einige 
bairische  Urkunden  hingewieseu,  in  denen  gleichfalls  die  be- 
anspruchten Liegenschaften  geographisch  näher  bezeichnet 
werden  *). 

Auch  in  Italien  ist  eine  derartige  Beschreibung  nicht  un- 
gewöhnlich; ich  erwähne  beispielshalber  eine  farfensische  Ge- 
richtsurkunde von  801,  in  welcher  der  Kläger  genau  angiebt, 
welche  Besitzungen  des  Klosters  vom  Beklagten  widerrechtlich 
in  Besitz  genommen  worden  sind8). 

2.  Verstärkung  der  Klage. 

a.  Formell  durch  Voreid. 

Das  Recht  verlangte,  wie  wir  sahen,  im  allgemeinen  nichts 
anderes  als  die  nackte  Klagebehauptung  malo  ordine  possides. 

Aber  wenn  auch  nicht  rechtlich  gefordert,  so  war  doch 
auch  bei  Immobiliarklagen  eine  Verstärkung  der  Klagebehaup- 
tung gestattet. 

Eine  solche  Verstärkung  der  Klagebehauptung,  und  zwar 
eine  Verstärkung  formeller  Art,  war  der  Voreid4). 

Der  Voreid  oder  Widereid,  wie  er  uns  in  der  fränkischen 
Zeit  noch  entgegen  tritt,  ist  nach  Brunners  Vermuthung  ein 
Rest  der  in  heidnischer  Zeit  wohl  allgemein  üblich  gewesenen 
religiösen  Klagebetheurung;  der  Voreid  ist  ein  von  der  klagenden 
Partei  dahin  geschworener  Eid,  dass  die  Klage  „nicht  aus 

*)  Nr.  377.  Cartulaire  de  Redon  p.  192  n.  242. 

*)  Nr.  165.  Meich.  I 2 p.  90  n.  118  (802);  166.  Meich.  I 2 p.  87, 
88,  n.  115,  116  (802);  169.  Graf  Hundt  XII  p.  219  n.  13  (804). 

*)  R.  di  Farfa  II  p.  137  n.  165.  Galletti  Gabio  p.  60.  Ficker  Forsch- 
ungen IV  p.  5 n.  4. 

*)  Vgl.  Aber  den  Voreid  jetxt  Brunner  RG  II  8.  348  ff. 
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Hass,  Muthwillen  oder  Gewinnes  halber“,  sondern  auf  Grund 
genügender  Verdachtsgründe  erhoben  werde.  Möglich,  dass 
einst  wie  die  Klagebetheurung,  so  auch  der  Voreid  nur  dann 
erlassen  wurde,  wenn  sichtliche  Verdachtsmomente  Vorlagen, 
dass  er  also  ira  Zweifel  vom  Recht  gefordert  wurde;  unsere 
Quellen  kennen  ihn  nur  noch  in  bestimmten  Fällen.  Und  zwar 
wird  er  auch  einige  Male  besonders  bei  Immobiliarprozessen  er- 
wähnt ');  nämlich  in  den  Volksrechten  der  Ribuarier  und  Sachsen. 

Lex  Rib.  67,  5: 

Si  quis  pro  hereditatem  vel  pro  genuitatem  certare  coeperit 
post  malo  ordine  cum  6 in  ecdesia  coniurata,  cum  12  ad 
stafflo  regis  in  cirdo  et  in  collore  cum  verborum  contem- 
phtione  coniurare  studeat. 

Diese  Stelle  ist  mit  Brunner  dahin  zu  erklären:  hat  in 
einem  Prozess  um  Erbe  oder  Freiheit  der  Kläger  seinen  Klage- 
vorwurf, das  malo  ordine  teuere,  in  der  Kirche  mit  sechs  Eid- 
helfern beschworen,  also,  um  Brunners  Ausdruck  zu  gebrauchen, 
mit  „verstärktem  Voreid“  geklagt,  dann  soll  der  Beklagte  auf 
diese  Klage  mit  einem  „gestabten  und  erschwerten  Zwölfereid“ 
antworten.  Freilich  wird  nicht  gesagt,  ob  jede  Klage  um  Frei- 
heit und  Erbe  einen  solchen  Voreid  erforderlich  machte;  das 
Gesetz  hat  den  Zweck,  die  Erfordernisse  anzugeben,  die  der 
Beklagte  erfüllen  muss,  wenn  er  auf  eine  mit  Voreid  erhobene 
Klage  antworten  will.  Aus  anderen  Stellen  muss  man  annehmen, 
dass  der  Voreid  nach  ribuarischem  Recht  überhaupt  nicht  und 
auch  nicht  für  den  Immobiliarprozess  Erfordniss,  sondern  nur 
eine  in  das  Belieben  des  Klägers  gestellte  Form  der  Klage  war  *). 

Voreid  bei  Immobiliarklagen  kennt  wie  gesagt  ausserdem 
noch  die  Lex  Saxonum.  Dort  heisst  es  c.  39: 

Qui  alteri  dolose  per  sacramentum  res  proprias  tollere 
vult,  duobus  aut  tribus  de  eadem  provincia  idoneis  testibus 
vincatur,  et  si  plures  fuerint  melius  est. 


')  Brunner  stellt  alle  Zeugnisse  über  das  Vorkommen  des  Voreides 
S.  343  zusammen:  ich  gehe  hier  nur  auf  die  speziell  den  Immobiliarprozess 
betreffenden  ein. 

*)  Wenn  es  Lex  Bib.  69,  8 (worauf  auch  Brunner  aufmerksam  macht) 
heisst:  6t'  quis  in  iudicio  interpellatus  cartam  per  manibus  habuerit,  nulle  ei 
male  ordine  vel  invasio  requeratur,  so  ist  hier  kein  Voreid  bezeichnet. 
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Dass  unter  den  res  propriae  auch  Immobilien  zu  verstehen 
sind,  leidet  keinen  Zweifel.  Es  handelt  sich  auch  hier  wahr- 
scheinlich um  eine  mit  malo  ordine  possides  erhobene  Klage: 
durch  diese  Klage  will  der  Kläger  dem  Besitzer  seine  res  ent- 
ziehen. Und  zwar  erhebt  er  die  Klage  per  sacramentum-,  d. 
h.,  wie  Brunner  es  ausgesprochen  hat,  Klage  mit  Voreid.  Der 
Beklagte  kann  dieser  Klage  einen  Zeugeneid  entgegensetzen; 
und,  wenn  dieser  Zeugeneid  geschworen  wird,  stellt  sich  her- 
aus, dass  der  Voreid  des  Klägers  ein  falscher  Eid  war,  dass  er 
die  Klage  dolose  erhoben  hat. 

Aber  auch  nach  sächsischem  Recht  scheint  der  Voreid  nicht 
mehr  unbedingt  erforderlich  gewesen  zu  sein,  denn  aus  Lex 
Saxonum  c.  63  dürfte  hervorgehen,  dass  eine  Immobiliarklage 
auch  ohne  ihn  erhoben  werden  konnte*). 

Dieser  geringen  Rolle,  die  der  Voreid  in  den  Volksrechten 
spielt,  entspricht  das  spärliche  Vorkommen  in  den  urkundlichen 
Beispielen. 

Wenigstens  ein  sicheres  liegt  in  einer  burgundischen  Ur- 
kunde von  868  vor  *):  der  Beklagte  entgegnet  auf  eine  wegen  Ver- 
wüstung eines  Eichenwaldes  erhobene  Klage,  dass  der  Kläger 
ihn  non  niste  sed  iniuste  mallasset;  hierauf  erbietet  sich  der 
Kläger  zum  Widereid  (widrulum  stipulavU). 

Zweifelhaft  scheint  es  dagegen,  ob  man  folgenden  Fall 
hierher  ziehen  kann,  der  gleichfalls  aus  Burgund  stammt.  Im 
missatischen  Gericht  zu  Tournus  erhebt  814  Walaradus  wider 
zwei  Söhne  um  Güter  im  pagus  Vienettsis  Klage,  die  laut  der  in 
seinen  Händen  befindlichen  Urkunden  sein  Eigen  seien;  er  ver- 
spricht, sein  Recht  auf  sie  zu  beweisen: 

festuca  iectante  se  in  Omnibus  legibus  firmavit,  sicut  lex 
est,  de  removendis s). 


')  Qui  terram  m am  occupatam  ab  altero  dixerit,  adhibilis  idunds 
tatibuf  probet  eam  suam  fuisse.  Diese  Zungen  sind  natürlich  uicht  zum 
Voreid  verwendete  Eidbelfer;  denn  während  die  Eidhelfer  beschwören,  da»* 
der  Kläger  nicht  muthwillig  klage,  sagen  die  Zeugen  aber  das  materielle 
Rechtsverhältnis»  au*. 

’)  Nr.  370.  Pfcrard  p.  148  Th  p.  140  n.  100  bi».  Auch  Brunner  macht 
auf  sie  aufmerksam. 

*)  Nr.  202.  Chart,  de  Cluny  I p.  6 n.  3.  Champollion-Eigeac  Docu- 
menta bistoriques  Hl  p.  413  n.  6. 
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Eher  scheint  man  an  ein  Versprechen  denken  zu  sollen, 
im  Fall  des  Unterliegens  die  gesetzlichen  Folgen  auf  sich  zu 
nehmen,  wenngleich  andere  Beispiele  aus  fränkischen  Urkunden 
für  einen  solchen  Brauch  mir  nicht  bekannt  sind1). 

b.  Materiell  durch  Substanziierung. 

Die  formelle  Verstärkung  der  Klage  durch  Voreid  war 
selten;  aber  auch  materiell  konnte  eine  solche  erfolgen:  der 
Kläger  konnte,  wie  wir  an  mehreren  Beispielen  bereits  gesehen 
haben,  sofort  der  Klagebehauptung  eine  rechtliche  Begründung 
hinzufügen,  darlegen,  aus  welchem  Grunde  das  von  ihm  bean- 
spruchte Recht  ihm  zukomme,  warum  der  Beklagte  sich  eines 
Unrechts  schuldig  gemacht  habe. 

Eine  solche  Substanziierung  der  Klage  im  eigentlichen  Sinn 
geschah  dadurch,  dass  der  Kläger  angab,  auf  welche  Weise  er 
das  ihm  streitig  gemachte  Recht  erworben  habe. 

Um  die  verschiedenen  Möglichkeiten  zu  übersehen,  ordnen 
wir  die  Fälle,  je  nachdem  er  originären  oder  derivativen  Rechts- 
erwerb geltend  machte. 

Auf  originären  Rechtserwerb  konnte  er  sich  zunächst 
mit  der  Behauptung  berufen,  das  eingeklagte  Landstück  durch 
Okkupation  erworben  zu  haben. 

Ein  hierher  gehöriges  Beispiel  scheint  mir  eine  septima- 
nische  Urkunde  von  850  zu  bieten.  Der  Kläger  behauptet,  der 
Bischof  von  Gerona  habe  ihm  Weinberge,  Ländereien  und  Höfe 
widerrechtlich  entzogen 

quod  pater  meus  quondam  Stavüis  de  eremo  traxisset ; 
das  wird  später  noch  einmal  anders  ausgedrückt,  indem  der 
Kläger  sagt: 

tenebam  per  aprisione  genitore  meo  seu  quod  ego  excolui  ’). 

Auch  auf  die  Dauer  des  Besitzstandes  konnte  der  Kläger 
sein  Recht  gründen.  Bekanntlich  ist  dem  älteren  deutschen 


>)  Eine  Formel  (Form,  extra v.  I n.  6 MGF  p.  537)  enthält  ein  solches 
Versprechen  des  Klägers;  aber  sie  ist  römischrechtlich. 

*)  Nr.  329.  Marca  Hisp.  c.  783  n.  21.  — Die  Frage,  ob  in  fränkischer 
Zeit  bereits  Okkupation  herrenlosen  Landes  nur  auf  Grund  königlicher  Er- 
mächtigung gestattet  war  (dass  solche  unter  Umständen  vorkam,  beweist 
der  Erlass  Karls  des  Grossen  an  die  Grafen  der  spanischen  Mark,  Nr.  198. 
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Recht  die  spätere  rechte  Gewere  noch  unbekannt  gewesen  ')  und 
damit  eine  Institution,  die  im  eigentlichen  Sinne  durch  den 
Zeitablauf  und  nur  durch  ihn  ein  Recht  hätte  zur  Entstehung 
bringen  können. 

Aber  die  naive  Anschauung  ist  stets  der  Überzeugung,  dass 
etwas,  das  lange  bestanden  hat,  gerade  darum  ein  Recht  habe 
weiter  zu  bestehen  und  gegen  Änderungen  geschützt  zu  werden. 

Wer  lange  Zeit  im  Besitz  eines  Grundstücks  gewesen  war, 
der  galt  schliesslich  als  der  Berechtigte,  und  man  fragte  nicht 
mehr  danach,  wie  er  es  erworben  habe.  Er  konnte  sich  auf 
seinen  langen  Besitz  berufen  und  sich  damit  gegen  Störungen 
auf  gleiche  Weise  vertheidigen , als  wenn  er  einen  Rechtstitel 
angeführt  hätte.  Es  befreite  also,  wie  Heusler  treffend  sagt*), 
der  Beweis  langjähriger  Rechtsübung  von  der  Pflicht,  sich  über 
seinen  Besitztitel  zu  verantworten.  Die  Begründung  der  Klage 
versieht  daher  hier  mehr  eine  negative,  als  eine  positive  Funk- 
tion: sie  giebt  an,  warum  ein  Recht  des  Beklagten  nicht  ent- 
standen sein  könne,  ohne  im  rechtlichen  Sinne  einen  Grund  für 
die  Entstellung  des  klägerischen  Rechts  zu  nennen. 

Im  allgemeinen  war  es  wohl  eine  Frist  von  bestimmter 
Dauer,  die  als  rechtliches  Erforderniss  galt;  meist,  besonders 
im  italienischen  Recht,  betrug  sie  30  Jahre. 

Als  Beispiel  aus  dem  Gebiet  des  fränkischen  Rechts  ist 
eine  bereits  oben  besprochene,  im  Jahre  893  vom  Bischof  von 
Nimes  erhobene  Klage  anzuführen,  in  der  es  sich  um  die  Villa 
Patronianicus  handelt,  die  der  bischöflichen  Kirche  einst  ge- 
schenkt worden  sei  (allerdings  beruft  sich  Kläger  hier  gleich- 
zeitig auf  die  Schenkungsurkunde),  und  die  diese  30  Jahre 
und  länger  in  ungestörtem  Besitz  innegehabt  habe,  bis  sie  im 
letzten  Jahre  ihr  vom  Beklagten  entzogen  worden  sei*). 


MO  Capitalaria  I p.  169),  braucht  hier  nicht  erörtert  zu  werden;  wenn 
Beseler  (Neubruch,  in  den  Festgaben  für  Bethmann-Holiweg  S.  17)  nur  für 
Alamannien  ein  fiskalisches  Hecht  des  Fiskus  auf  Wüsteneien  bezeugt  findet, 
so  stammt  das  Zeugniss  erst  aus  dem  Jahre  1114. 

*)  Vgl.  beispielsweise  die  Bemerkungen  Sobms,  Frftnk.  Recht  und  Rüm. 
Hecht  S.  63. 

*)  Gewere  S.  80. 

*)  Nr.  441.  Mfcnard  p.  16  n.  3 Genner-Durand  p.  17  n.  8.  Th  p.  167 
n.  114. 
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Aus  Italien  sei  erwähnt,  dass  in  zwei  zu  Asti  verhandelten 
Prozessen  aus  den  Jahren  887  *)  und  990  *)  die  Kläger,  beide- 
male  der  Vogt  der  bischöflichen  Kirche,  ihren  Anspruch  auf 
30jährigen  Besitz  stützen. 

Es  kommt  aber  daneben  sehr  häufig  vor,  dass  lediglich  die 
Länge  der  Zeit,  während  der  der  Besitz  ausgeübt  worden 
war,  betont  wurde.  Gerade  das  erscheint  als  ein  besonders 
sprechendes  Beispiel  für  die  hervorgehobene  naive  Anschauungs- 
weise. 

So  z.  B.  klagen  im  Jahre  857  zu  Tours  die  Vertreter  der 
Kirche  des  hl.  Hispanus  um  Besitzungen,  die  die  Kirche 

diu  legitime  partibus  ipsius  ecclesie  m villa  Makbuxis  pos- 
siderat s) ; 

so  beschweren  sich  die  Kanoniker  der  Vincentiuskirche  von 
Mäcon,  dass  einige  ihrer  Fideles  eine  Kirche  an  sich  gerissen 
hätten, 

que  est  de  ratione  fratrum  et  per  miilta  curricula  annorum 
canonici  ipsius  loci  Matiscensis  vestiti  fuerunt  *) ; 
so  verlangt  im  Jahre  823  das  Freisinger  Bisthum  Herausgabe 
der  Kirche  zu  Holzhausen, 

quam  ab  antiquis  temporibus  praedecessores  Ilittoni  epis- 
copi  potestative  in  episcopatum  s.  Mariae  habuerunt 5). 

Selbstverständlich  wurde,  wie  wir  das  an  dem  eben  er- 
wähnten bairischen  Beispiel  sehen,  der  Zeitraum,  während  dessen 
sich  das  Grundstück  im  Besitz  der  unmittelbaren  Rechtsvor- 
gänger befunden  hatte,  mit  demjenigen,  in  welchem  der  gegen- 
wärtige Kläger  im  Besitze  stand,  verbunden. 

Das  zeigen  uns  auch  einige  italienische  Urkunden  deut- 
lich. Wir  finden  es  besonders  dann,  wenn  nicht  eigentlich 
eine  einzelne  Person,  sondern  eine  Kirche,  ein  Kloster  klagt; 
es  kommt  dann  auf  die  Zeit  an,  während  der  die  Anstalt  als 
solche  Besitz  behaupten  konnte. 

Dahin  gehört  es,  wenn  in  dem  berühmten  Diöcesanstreit 


■)  Chart,  tom.  I c.  74  n,  46. 

*)  Chart,  tom.  I c.  285  n.  169. 

*)  Nr.  361.  Th  p.  120  n.  89  (an*  der  Collection  Honsseau). 

*)  Nr.  652.  Cartulaire  de  Mäcon  p.  242  n.  420  (964—960). 

*)  Nr.  243.  Meich.  I 2 p.  248  n.  472. 

Httbntr,  trink.  Immobtliarproi«».  * 
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der  Bisthiimer  Arezzo  und  Siena  die  Klage  wegen  gewalt- 
samer Besitzstörung  in  mehreren  Pfarreien  erhoben  wird,  die 
der  bischöfliche  Stuhl  von  Arezzo  seit  der  Römer  Zeit  besessen 
habe1);  wenn  kurz  darauf  (716)  der  Bischof  von  Lucca  wider 
den  Bischof  von  Pistoja  um  zwei  Kirchen  klagt,  die,  wie 
der  Kläger  auf  die  Frage  des  Vorsitzenden  erklärt,  „immer“, 
seit  den  Zeiten  der  Römer  und  Langobarden,  zu  seiner  Kirche 
gehört  haben’);  oder  endlich  wenn  im  Jahre  746  zu  Benevent 
der  Abt  des  Petersklosters  zu  Benevent  wider  den  Priester 
Benedictus  auftritt,  um  von  ihm  Recht  zu  fordern  in  Bezug  auf 
die  Peterskirche  zu  Quintodecimo,  die 

a tempore  domni  Theoderici  in  ipsum  s.  monasterium  per 
eius  praeceptum  oblata  fuit. 

Es  ist  weiterhin  von  dieser  Verleihungsurkunde  keine  Rede, 
und  es  scheint  daher,  dass  nicht  so  sehr  sie,  als  vielmehr  die 
lange  Zeit,  die  seitdem  verflossen  ist,  als  Begründung  ange- 
führt wird’). 

Wir  finden  auch  wohl,  dass  schlechtweg  gesagt  wird,  der 
Besitz  sei  während  der  gesetzlich  erforderlichen  Zeit  oder  noch 
länger  ausgeübt  worden;  so  klagt  z.  B.  der  Abt  von  Carcas- 
sonne  um  Grundstücke,  die,  wie  er  sagt, 

abuü  ipsa  casci  Bei  et  eius  concrecacio  inter  Vuilafredo 
et  isto  Richimvro  abatibus  legitinuxm  vestituram  sei*  et 
iimplius *). 

Schon  unter  den  letzterwähnten  Fällen  befanden  sich 
einige,  in  denen  neben  der  langjährigen  Ausübung  des  Rechts 
auf  den  Erwerb  des  Grundstücks  seitens  Dritter  Bezug  ge- 
nommen wurde. 

Es  leitet  uns  das  zu  derjenigen  Begründung  des  klägerischen 
Anspruchs  hinüber,  in  der  nicht  ursprüngliche  Entstehung  des 
Rechts  in  der  Person  des  Klägers,  sondern  Übergang  vorhandener 
Rechte  auf  ihn,  derivativer  Rechtserwerb,  behauptet  wurde. 

*)  Troya  UI  p.  158  n.  400.  Brnnetti  I p.  426  n.  6.  Ughelli  I 
c.  410  (714). 

’)  M.  di  Lucca  V 2 p.  5 n.  5.  Troya  III  p.  249  n.  414.  Muratori 
Ant.  V c.  914.  Brunetti  I p.  452  n.  11. 

*)  Troya  IV  p.  221  n.  692.  Ughelli  VIII  c.  626. 

*)  Nr.  359.  Vaisäete  II  c.  331  n.  161.  L Sch  p.  44  n.  64.  Th  p. 
128  n.  94. 
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Man  kann  wohl  hier  zunächst  die  Erwerbung  durch  rich- 
terliche Adjudikatiou  anführen,  wenigstens  in  so  fern  als 
keine  von  den  Rechten  Dritter  unabhängige  Entstehung  des 
eignen  Rechts  vorliegt,  wenngleich  eine  Ableitung  aus  fremdem 
Recht  wenigstens  nicht  immer  stattfindet,  das  Urtheil  vielmehr 
meist  nur  deklaratorische  Wirkung  hat.  Doch  da  es  nicht  auf 
strenge  Systematik  ankommeu  kann,  möge  es  gestattet  sein, 
an  dieser  Stelle  auf  die  betreffenden  Beispiele  hinzuweisen. 

Ich  möchte  hier  eine  mehrfach  in  Betracht  kommende, 
auch  bereits  erwähnte  Urkunde  über  einen  875  und  876  zu 
Ximes  um  die  Villa  Bizagum  gefühlten  Prozess  nennen  *). 
Der  Kläger  beruft  sich  darauf,  dass  der  Beklagte  bereits  in 
einem  früheren  Termin  zur  Herausgabe  der  Villa  verurtheilt 
und  ihm  das  Recht  auf  sie  bestätigt  worden  sei,  was  er  durch 
Vorlage  der  Gerichtsurkunde  erhärtet. 

Wenn  der  Bischof  von  Mäcon  Herausgabe  der  capella  s. 
Getigiilfi  verlangt,  die  ihm  in  alter  Zeit  entrissen,  dann  aber 
per  restiiuiionem  domni  Karoli  piissimi  imperatoris  iustissime  reddüa 
sei,  so  ist  nicht  ausgeschlossen , dass  dies  durch  Rechtspruch 
geschehen  und  dass  die  verlesene  preceptio  des  Kaisers  eine 
auf  Grund  einer  Gerichtsverhandlung  ausgestellte  Urkunde  ist*). 

Auch  gehört  eine  italienische  Urkunde  von  812  hierher: 
der  Abt  des  Bartholomäusklosters  bei  Pistoja  klagt  wider  den 
Fiskus,  weil  er  zu  Diensten  gezwungen  werde,  obwohl  ihm  das 
Kloster  nach  Entfernung  des  unrechtmässigen  Besitzers  Nebu- 
lungus  durch  Königsboten  restituiert  worden  sei’). 

Eine  Parallele  ist  es,  wenn  sich,  wie  sonst  ein  Laie  auf 
richterliche  Einweisung,  ein  Geistlicher  auf  Ordination  be- 
ruft, was  z.  B.  in  einer  luccheser  Urkunde  von  786  der  Fall 
ist4). 

Ganz  besonders  häufig  entspannen  sich  Prozesse  wie  zu 
allen  Zeiten,  so  auch  damals,  wenn  durch  den  Tod  des  bis- 


')  Xr.  404.  Meuard  p.  10  n.  1.  Germer- Durand  p.  3 n.  1.  Th  p.  165 
n.  107.  Vgl.  S.  39  f. 

’)  Nr.  659.  Cartulaire  de  Mäcou  p.  149  n.  243  (937—962). 

*)  Brunetti  II  1 p.  396  n.  87.  Uuratori  Ant.  V c.  953.  Zacharia 
Anecd.  p.  342  n.  4. 

4)  M.  di  Lncca  V 2 p.  123  n.  211.  Uuratori  Ant.  I o.  531.  Brnnetti 
II  1 p.  268  u.  26. 

»• 
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herigen  Besitzers  ein  Gut  frei  geworden  war  und  nun  von  ver- 
schiedenen Prätendenten  Ansprüche  erhoben  wurden,  Prozesse, 
in  denen  der  Kläger  sich  auf  Rechtserwerb  durch  Erbgang 
berief. 

In  den  ältesten  Zeiten,  als  es  noch  kein  Individnaleigen- 
thum  an  Grund  und  Boden  gab,  fiel  das  Landstück,  das  der 
Einzelne  bewirtlischaftet  hatte,  an  die  Sippe  zurück  und  wurde 
von  Seiten  der  Sippe  in  Verwaltung  genommen.  Es  gab  keine 
Erben  am  Land  und  daher  keinen  Streit  zwischen  Mit- 
erben um  Land.  Aber  schon  ein  oben  erwähnter  Zusatz  der 
Lex  Salica l)  spricht  von  dem  Streit  zwischen  Miterben  de  alode 
terrae.  Aus  der  ursprünglich  gleichberechtigten  Zahl  der  Ge- 
schlechtsgenossen trat  ein  engerer  Kreis  zunächst  zur  Erbschaft 
Berufener  heraus:  mit  der  Entstehung  eines  abgestuften  Erb- 
rechts war  der  Streit  über  das  nähere  Recht  gegeben. 

Ein  weiterer  Umstand  kam  hinzu.  Das  ältere  deutsche 
Recht  kannte  nicht  nur  keine  freien  Verfügungen  von  Todes- 
wegen, keine  Testamente,  sondern  auch  unter  Lebenden  war 
die  Veräusserung  liegenden  Guts  durch  die  Berechtigung  der 
Erben  gebunden.  Denn  das  Gut  gehörte  nicht  Einem  als  freies 
persönliches  Eigenthnm,  sondern  es  gehörte  der  Familie;  ohne 
ihre  Zustimmung  konnte  es  nicht  an  Dritte  übertragen  werden. 

Diese  Rechtsauffassung  wurde  besonders  von  der  Kirche 
bekämpft;  sie  wünschte  Freiheit  der  Veräusserung,  um  selbst 
erwerben  zu  können;  römisches  Testamentsrecht  freilich  konnte 
sie  nicht  zur  Anerkennung  bringen,  dafür  verstand  sie  andere 
Formen,  donationes  post  obitum,  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs,  zur  Anwendung  gelangen  zu  lassen,  die  materiell 
ziemlich  das  gleiche,  nämlich  Aufhebung  des  unbeschränkbaren 
Rechts  der  nächsten  Familienangehörigen,  bewirkten.  Begreif- 
lich, dass  diese  sich  lange  sträubten,  jene  Rechtsgeschäfte  als 
auch  sie  bindend  anzusehen.  So  erklären  sich  jene  zahllosen 
Prozesse,  in  denen  die  Kläger  sich  auf  die  legitima  hereditas 
beriefen,  die  Kirche,  das  Kloster  aber  eine  Tradition  behauptete, 
die  freilich,  da  sie  auf  Grund  eines  Gesetzes  Karls  des  Grossen 
(Cap.  Aquisgr.  I a.  809  c.  26)  öffentlich  vorzuuehmen  war,  den 


')  S.  4.  L.  Sal.  69,  6 bei  ßehrend,  69,  6 Cod.  10  col.  386  bei  Hesaela 
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Erben  bekannt  sein  musste,  von  ihnen  aber  trotzdem  als  dem 
alten  Hechte  widersprechend  angefochten  wurde. 

In  allen  Ländern  des  fränkischen  Reichs  treten  uns  solche 
Fälle  entgegen. 

Wie  oft  werden  allein  der  Freisinger  Kirche  Güter  strei- 
tig gemacht,  auf  welche  die  Kläger  Ansprüche  erheben,  weil 
sie  ihnen  kraft  ihres  Erbrechts  zugefallen  seien;  fast  regel- 
mässig aber  werden  sie  abgewiesen;  die  Kirche  kann  sich  auf 
ein  Rechtsgeschäft  berufen,  das  ihr  ein  näheres  Anrecht  ge- 
währt *). 

Aus  Alamannien  kann  ein  Prozess  genannt  werden,  in  dem 
ein  gewisser  Adilhelm  von  den  Chorherren  von  Zürich  ein  Grund- 
stück de  avo  suo  et  suo  patre  verlangt8);  ja  die  Lex  Alamanno- 
rum  selbst  erwähnt  ausdrücklich  (2,  1)  den  uns  beschäftigen- 
den Thatbestand:  der  Sohn  des  Schenkers  behauptet,  er  habe 
auf  Grund  väterlicher  Erbschaft  das  Recht  am  Grundstück, 
eine  Tradition  an  die  Kirche  sei  nicht  erfolgt. 

Westfränkische  Beispiele  bieten  eine  Urkunde  aus  der  Bre- 
tagne von  833,  in  welcher  wider  das  Kloster  Redon  auf  Grund 
Erbrechts  geklagt  wird  (ausnahmsweise  gewinnt  der  Kläger)  *) ; 
eine  andere  von  871,  in  welcher  der  Bruder  eine  vom  Bruder 
dem  Kloster  Redon  gemachte  Tradition  auf  Grund  Erbrechts 
anficht4);  auch  eine  späte  burgundische  Urkunde,  in  welcher 
berichtet  wird,  wie  Remestagius  zu  Gunsten  der  Kanoniker 
der  Vincentiuskirche  zu  Mäcon  auf  Grundstücke  verzichtet,  die 
er  zuerst  durch  Eid  und  Kampf  erstreiten  wollte, 

dicetis,  quia,  sibi  competerent  iure  hereditario  per  successi- 
omm  parentorum  suorum 5). 


')  Beispiele:  Nr.  166.  Meich.  I 2 p.  90  n.  118  (802);  Nr.  174.  Eod. 
p.  93  n.  122  (806);  Nr.  178.  Eod.  p.  94  n.  124  (807);  Nr.  180.  Graf  Himdt 
Abhandlungen  XII  p.  220  n.  15  (806—810);  Nr.  183.  Meich.  I 2 p.  96 
n.  127;  Nr.  184.  Eod.  p.  96  n.  128  (784-811). 

*)  Nr.  504.  UB  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich  I p.  81  n.  190.  Als 
Parallele  kann  ein  Fall  angeführt  werden , in  dem  in  gleicher  Weise  nicht 
gegen  eine  Kirche,  sondern  gegen  den  Fiskus  Klage  erhoben  wird:  Nr.  175. 
Wartmann  I p.  177  n.  187  (806,  807). 

*)  Nr.  273.  Cartulaire  de  Redon  p.  354  App.  n.  3. 

4)  Nr.  386.  Eod.  p.  197  n.  246. 

*)  Nr.  611.  Cartulaire  de  Mäcon  p.  251  n.  434  (990—1015). 
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Auch  italienische  Urkunden  stehen  reichlich  zur  Ver- 
fügung. 

Im  Jahre  761  erhebt  ein  exercüalis  des  Herzogs  von  Spo- 
leto  wider  das  Kloster  Farfa  Klage  um  die  von  seinem  Vor- 
fahren erbaute,  ihm  kraft  Erbrechts  zustehende  Kirche  des  hl. 
Anthimus1);  813  zu  Rom  im  Lateran  vor  Papst  Leo  III.  wird 
gleichfalls  das  Kloster  Farfa  verklagt  um  Güter  im  Gebiet  von 
Viterbo  und  in  Toscana,  die  auch  hier  auf  Grund  des  Erbrechts 
beansprucht  werden  *) ; zu  Camerino  wird  828  vom  selben  Kloster 
Herausgabe  des  Hofes  s.  Abundii  verlangt,  der  den  Klägern 
als  Erbgut  gebühre*);  zu  Bergamo  endlich  erhebt  im  Jahre 
843  ein  Ehemann  wider  den  Archidiakon  Willebuto  Klage  um 
Grundstücke,  die  seine  Frau  als  Erbe  ihres  Vaters  überkommen 
habe*). 

Sehr  viel  seltener  sind  daneben  Prozesse  zwischen  Mit- 
erben oder  Laien  untereinander.  Abgesehen  von  einer  Reihe 
sUditalienischer  Urkunden5)  seien  als  Beispiele  eine  cluniacenser 
Urkunde  von  964 6),  zwei  Urkunden  aus  der  Bretagne7),  eine 
bairische  Urkunde  von  798  und  eine  alamannische  von  889") 
angeführt.  Allerdings  kann  man  wohl  neben  jener  Stelle  der  Lex 
Salica  auch  den  vom  Grenzprozess  handelnden  Titel  der  Lex 
Baiuwariorum  (12,  8)  hier  nennen,  denn  jede  der  streitenden 
Parteien  hat  danach  an  Ort  und  Stelle  den  streitigen  Platz  zu 
weisen  mit  den  Worten: 

hucusque  antecessores  mei  tenuerunt  et  in  alodern  mihi  reli- 
querunt  *). 


')  B.  di  Farfa  II  p.  62  n.  46.  Troya  V p.  108  n 756.  Fatteschi 
p.  267  n.  15. 

*)  B.  di  Farfa  II  p.  162  n.  199. 

*)  B.  di  Farfa  II  p.  219  n.  268.  Fatteschi  p.  291  n.  48. 

*)  Ood.  Lang.  c.  258  n.  149.  Lupus  C.  d.  I p.  699. 

»)  Cod.  Car.  I p.  198  n.  155  (934);  p.  210  n.  164  (938);  p.  233  n.  180 
952);  II  p.  79  n.  274  (973). 

*)  Nr.  562.  Chart,  de  Cluny  II  p.  265  n.  1179. 

’)  Nr.  312.  Cartulaire  de  Redon  p.  148  n.  192.  Th  p.  115  n.  85  (828 

bis  840j;  Nr.  435  Cartulaire  de  Redon  p.  219  n.  271  (892). 

*)  Nr.  140.  Meich.  I,  2 p.  96  n.  129.  Nr.  429.  Wartmann  II  p.  275  n.  673. 

•)  Cbrigens  mag  erwähnt  werden,  dass  anch  in  einigen  Formeln  die 
Klage  auf  Erbrecht  gestützt  wird:  Nr.  67.  Form.  Tnrou.  29,  HGF  p.  152; 
Nr.  71.  Form.  sal.  Merk.  27,  MGF  p.  251. 
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Derivativer  Rechtserwerb  endlich  wird  dann  behauptet, 
wenn  der  Kläger  sich  darauf  beruft,  von  einem  anderen  durch 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  das  Recht  Überträgen  er- 
halten zu  haben. 

Die  Frage,  in  welcher  Art  Grundstücke  in  rechtlich  wirk- 
samer Weise  nach  dem  Rechte  der  fränkischen  Zeit  übertragen 
wurden,  soll,  so  weit  sie  für  unsere  Zwecke  in  Betracht  kommt,  des 
besseren  Zusammenhangs  wegen  im  nächsten  Kapitel  betrachtet 
werden. 

Es  möge  daher  an  dieser  Stelle  ein  kurzer  Hinweis  anf  die 
verschiedenen  in  dieser  Richtung  sich  bietenden  Möglichkeiten 
der  Rechtsbegründung  genügen. 

Der  Kläger  berief  sich  in  solchen  Fällen  meist  auf  Rechtserwerb 
durch  Schenkung  oder  Tradition.  Entweder  behauptete  er  schlecht- 
weg die  Thatsache,  hatte  also  wohl  einen  Akt  realer  Investitur  im 
Sinn1);  dann  pflegte  er  nicht  selten  sogleich  die  Zeugen  zu  be- 
nennen, die  die  Vornahme  des  Rechtsgeschäfts  bekunden  konn- 
ten1). Oder  aber,  nnd  das  ist  das  häufigere,  erberief  sich  auf 
Urkunden,  durch  welche  ihm  das  betreffende  Recht  übertragen 
worden  war;  wir  können,  wie  später  auszuführen  sein  wird, 
annehmen,  dass  sein  Rechtstitel  in  diesen  Fällen  die  symbolische 
Investitur  durch  Urkundenbegebung,  die  investitura  per  cartam, 
bildete;  er  legte  meist  die  Urkunden  sogleich  dem  Gericht  vor. 
Es  findet  sich  Berufung  auf  Schenkungs-,  Traditions-  und 
sonstige  Bestätigungsurkunden5);  besonders  vortheilhaft  war  es, 
wenn  das  Recht  auf  eine  unanfechtbare  Königsurkunde  gestützt 
werden  konnte*). 

Also  alle  Möglichkeiten  einer  Substanziierung  der  Klage 
sind  bereits  im  Rechtsgange  der  fränkischen  Zeit  vertreten; 
freilich  nicht  als  rechtliche  Erfordernisse,  sondern  eben  nur  als 


•)  Vgl.  Nr.  169.  Graf  Hnndt  XII  p.  219  n.  13  (804);  Nr.  196.  Meich. 
I 2 p.  148  n.  269  (811);  in  beiden  Fällen  wird  anterior  veetitura,  früher 
stattgehabte  Investitur,  behauptet. 

•)  Z.  B.  Nr.  488.  Gallia  Christ.  IV  instr.  c.  67  n.  28  (918.)  Hierüber 
Näheres  im  dritten  Kapitel. 

*)  Z.  B.  Nr.  399.  Pfcrard  p.  33  n.  12  (866—874);  B.  di  Farfa  II  p.  144 
n.  34  (753). 

*)  Z.  B.  Nr.  269.  Vaissete  II  c.  177  n.  80.  Uarca  Hisp,  c.  769  n.  5 
(832);  Nr.  383.  Vaissete  II  c.  365  n.  174  (870). 
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Möglichkeiten,  deren  sich  der  Kläger  im  einzelnen  Fall  zu  seinem 
Vortheil  bedienen  mochte.  Im  allgemeinen  lässt  sich  sagen, 
dass  die  Substanziierung  der  Klage  mit  der  Zeit  immer  grössere 
Verbreitung  bekam. 

Heusler  bemerkt  mit  Recht1),  dass  sich  aus  dieser  „auch 
in  Deutschland  und  Italien  aufkommenden  Übung,  schon  in  der 
Klage  den  Titel  des  klägerischen  Rechts  anzuführen,  leicht  die 
Praxis  entwickelte,  dem  Kläger  gegenüber  der  Bestreitung  des 
Beklagten  ohne  Weiteres  ganz  römisch  die  Beweislast  für  seinen 
Klagesatz  aufzulegen“.  In  den  Schriften  der  italienischen  Ju- 
risten wurde  dann,  wie  wir  an  den  Formeln  des  Liber  Papiensis 
sahen,  aus  diesem  Gebrauch  der  Praxis  eine  theoretische  Rechts- 
regel. Damit  war  der  Rechtszustand  der  fränkischen  Zeit  ver- 
lassen. 

*)  Gewere  8.  78  Aron.  1. 
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Zweites  Kapitel. 


Die  Klagebeantwortung. 

Durch  die  rechtmässige  Erhebung  der  Klage  wird  der  Be- 
klagte verpflichtet,  gleichfalls  in  rechtmässiger  Form  auf  die 
Klage  zu  antworten.  Eine  Antwort  in  rechtmässiger  Form,  in 
technischem  Sinne,  ist  nach  altem  Recht  nur  eine  Erklärung, 
die  formell  und  inhaltlich  den  vollen  Wortlaut  der  Klage 
zugiebt  oder  bestreitet1). 

So  lange  das  Recht  nur  eine  solche  formelle  Klageerwider- 
ung gestattete,  waren  Einreden  im  eigentlichen  Sinne  nicht 
möglich.  Der  Beklagte  aber  konnte  erklären,  dass  er  zur  for- 
mellen Klageerwiderung  nicht  verpflichtet  sei.  Und  eine  solche 
Weigerung,  sich  auf  die  Klage  einzulassen,  konnte  den  Zweck 
erfüllen,  der  Klagebehauptung  gegenüber  neue  Gesichtspunkte 
geltend  zu  machen. 

Auch  im  Immobiliarprozess  der  fränkischen  Zeit  finden  wir 
diese  doppelte  Art  der  Erwiderung : Klagebeantwortung  im  tech- 
nischen Sinn,  d.  h.  einfaches  Zugeben  oder  Bestreiten,  und  die 
formell  als  Einlassweigerung  erscheinende  Geltendmachung  von 
Emredethatsachen.  Wir  betrachten  im  Folgenden  diese  beiden 
Fälle  getrennt. 


*)  Brunner  RG  II  S.  346,  dessen  Ausführungen  überhaupt  den  folgen- 
den kurzen  Bemerkungen  zu  Grunde  liegen. 
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I.  Die  Klagebeantwortung  im  technischen  Sinn. 

1.  Zugeben  der  Klagebehauptung. 

Durch  eine  technische  Klagebeantwortung,  in  welcher  der 
Beklagte  sofort  die  vom  Kläger  behauptete  Thatsache  zugiebt, 
findet  der  Rechtsstreit  seine  rascheste  Erledigung. 

Wir  haben  oben  Fälle  kennen  gelernt,  in  denen  die  Klage 
nur  zu  dem  Zweck  erhoben  wurde,  um  den  Gegner  zu  einer 
solchen  Erklärung  zu  veranlassen;  in  diesen  Scheinprozessen 
wusste  der  Kläger  im  Voraus,  dass  sich  der  Beklagte  auf  einen 
Streit  nicht  einlassen  würde;  es  kam  nur  darauf  an,  einem  ge- 
wissen zwischen  den  Parteien  bestehenden  Einrerst&ndniss  eine 
rechtskräftige  Form  zu  geben. 

Anders  verhält  es  sich  in  den  Fällen,  von  denen  jetzt  die 
Hede  sein  soll. 

Nicht  nur  eine  scheinbare,  sondern  eine  wirkliche  Klage 
wird  vom  Kläger  erhoben;  dieser  muss  jede  Art  der  Vertei- 
digung Seitens  des  Beklagten  erwarten  und  sich  daher  mit  allen 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Angriffsraitteln  ausgerüstet  haben. 

Wenn  nun  aber  der  Beklagte,  anstatt  den  Kampf  aufzu- 
nehmen, sogleich  die  Waffen  streckt,  so  kann  das  in  verschie- 
denen Umständen  seinen  Grund  haben. 

Er  hat  vielleicht  bis  zum  Augenblick  der  Klageerhebung 
gar  nicht  gewusst,  dass  er  ein  Recht  des  Klägers  verletzt  habe 
oder  weiterhin  verletzte,  und  würde,  wenn  ihm  dies  bekannt 
gewesen  wäre,  auch  freiwillig  aussergerichtlich  den  alten  Zu- 
stand wiederhergestellt  haben.  Oder,  solange  der  Kläger  nicht 
ernstlich  Miene  machte,  sich  Recht  zu  verschaffen,  hielt  er  sich 
sicher  ; nun  aber  sinkt  ihm  der  Mutli,  und  er  wagt  nicht,  den 
Ausgang  eines  Rechtsstreits  abzuwarten.  Und  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  mag  es  wohl  erst  die  rauhe  Thatsache  der  wirklich 
erhobenen  Klage  gewesen  sein,  die  den  Beklagten  zu  einer 
solchen  Antwort  veranlasste. 

Denn  so  erklärt  sich,  warum  es  überhaupt  zu  einer  Gerichts- 
verhandlung und  zur  Aufnahme  des  Protokolls  über  eine  solche 
kommen  musste,  während  doch  an  sich  nichts  im  Wege  ge- 
standen hätte,  sich  aussergerichtlich  zu  einigen.  Aber  auch  in 
diesen  Fällen  mag  es  dem  Kläger  wichtig  gewesen  sein,  den 
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Verzicht  des  Beklagten  in  öffentlicher  Sitzung  aussprechen  und 
urkundlich  festlegen  zu  lassen. 

Es  ist  nicht  leicht,  aus  der  Formulierung  der  Urkunden, 
in  denen  von  einem  Verzicht  des  Beklagten  gesprochen  wird, 
zu  erkennen,  ob  in  der  Tliat  dieser  Verzicht  sofort  auf  die 
Klageerhebnng  gefolgt  ist.  Denn  man  kann  nicht  wissen,  ob 
nicht  die  Urkunde  die  Verhandlung  in  abgekürzter  Form 
wiedergiebt,  da  es  ja  ohne  Interesse  war,  die  einem  schliess- 
lichen  Verzicht  vorausgegangenen  Erwiderungen,  wenn  sie 
zu  keinen  weiteren  Massregeln  Anlass  gegeben  hatten,  aufzu- 
zeichnen. 

Nur  unter  diesem  Vorbehalte  also  sollen  folgende  Beispiele 
erwähnt  werden;  Urkunden,  die  ohne  einen  solchen  hier  ange- 
führt werden  könnten,  sind  mir,  abgesehen  von  den  bereits  er- 
wähnten Scheinprozessen,  nicht  begegnet. 

In  einer  salischen  Formel  heisst  es,  der  Beklagte  habe  auf 
die  Frage  des  Gerichts,  was  er  auf  die  Klage  erwidern  wolle, 
keine  Antwort  geben  können: 

nullatenus  potuit  responsum  du  re,  per  quem  sibi  de  ipso 
campo  legibus  saciret  aid  inantea  sacire  deberet;  sed  ipse 
in  presente  professus  appartiit  *). 

Allerdings  scheint  mau  hier  annehmen  zu  können,  dass  der 
Beklagte  in  formeller  Weise  die  Worte  der  Klage  sofort  zuge- 
ge beu  hat. 

Ähnlich  wie  diese  Formel  drückt  sich  eine  burgundische 
Urkunde,  wahrscheinlich  aus  dem  Jahre  756,  aus:  das  Gericht 
fragt  den  vom  Grafen  Nivelongus  wegen  Ländereien  in  villa 
Balgiaco  verklagten  Amelius 

de  ipsa  causa,  si  sic  erat  aut  non;  tune  ipse  Amelius 
de  ipsa  causa  minime  exinde  denegure  non  potuit  '1). 

Damit  stimmt  ferner  eine  andere  der  Mitte  des  neunten 
Jahrhunderts  angehörige  burguudische  Urkunde,  die  über  einen 
Prozess  des  Erzbischofs  von  Vienne  wider  den  Grafen  Wigrimo 
berichtet.  Die  Vorsitzenden  fragen  auch  hier  den  Beklagten: 
si  du  veritas  esset  an  non;  worauf  dieser  hoc  minime 

■)  Kr.  73.  Form.  sal.  Merk.  29,  MGF  p.  2,')2. 

*)  Kr.  316.  Pt-ranl  p.  33  n.  13. 
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denegavit  neque  advocatum  ponere  potuit,  quia  sciebat  hu- 
ius  querdae  causae  esse  oeritatem  ‘). 

Wenn  dagegen  in  einem  Placitum  Pipins  von  752,  in 
welchem  der  Abt  von  St.  Denis  wider  Gislemarus  um  zwei  von 
seiner  Mutter  dem  Kloster  geschenkte  Villen  Klage  erhebt,  vom 
Beklagten  gesagt  wird: 

ipse  in  praesenti  adstabat,  unde  nuUatenus  potuit  dene- 
gare,  sed  in  praesenti  recognovit,  quod  genetrix  Ioba  ipsam 
vülam  . ...  ad  casain  s.  Dionisii  manu  potestativa  con- 
donasset  *), 

so  kann  man  annehmen,  dass  hier  ein  Beweisverfahren  der  Pro- 
fessio  vorangegangen  ist;  es  ist  im  Wesentlichen  die  bei  den 
Scheinprozessen  übliche  Form,  die  diese  Urkunde  verwendet; 
dass  aber  ein  wirklicher  Rechtsstreit  vorliegt,  ist  aus  dem  malo 
ordine  der  Klage  zu  ersehen. 

Unsicher  ist  auch  folgender  Fall.  In  einem  Placitum  Karls 
des  Grossen  von  781  wird  über  eine  vom  Grafen  Rifero  in  pago 
Tellao  abgehaltene  Gerichtsversammlung  berichtet;  hier  hatte 
der  Abt  von  St.  Denis  wider  sechs  Leute  um  einen  Neubruch 
geklagt,  und  alle  Beklagten, 

cum  interrogaretur  ab  eis,  tUrum  quid  de  hac  causa  con- 
tra ..  . advocatum  s.  Dionisii  dicere  veUent,  nunqmm 
potuerunt  tradere  vel  deducere  rationem,  per  quam  ipsam 
rem  s.  Dionisii  . . . habere  potuissent ; 
sie  vollziehen  darauf  die  Investitur’). 

Unsicher  ferner  bleibt  das  Verfahren  in  einer  cluniacenser 
Urkunde  von  944.  Das  Kloster  verklagt  den  Vicegrafen  Ade- 
marus  vor  seinem  Senior,  dem  Grafen  Hugo,  weil  er  ein  könig- 
liches Praeceptum  zu  brechen  und  die  durch  dieses  dem  Kloster 
verliehenen  Besitzungen  zu  seinem  Besten  zu  nutzen  suche; 
der  Beklagte  verzichtet  gegenüber  dieser  so  gewichtigen  Königs- 
urkunde, und  weil  er  einsieht, 

suum  seniorem  partibus  tnonuchorum  favere  et  nichil  se 
rationis  in  hoc  habere4'). 


')  Nr.  337.  D'Achfery  Spie.  1 p.  343.  Baluie  Capit,  II  p.  1467. 

*)  Nr.  77.  Mabillon  Dipl.  I p.  511  n.  40.  Bouquet  V p.  677.  Mühlb.  63. 

•)  Nr.  114.  Mabillon  Dipl.  I p.  521  n.  55.  LSch  p.  23  n.  36.  Mühlb.  23«. 

•)  Nr.  516.  Chart,  de  Cluny  I p.  610  n.  656.  Th  p.  190  n.  129. 
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Diesen  unsicheren  west  fränkischen  und  burgundischen  Bei- 
spielen lassen  sich  auch  einige  aus  Rechtsgebieten  anderer  Stämme 
anreihen,  z.  B.  ans  Baiern. 

Eine  Freisinger  Urkunde  berichtet,  dass  im  Jahre  844  im 
öffentlichen  Gericht  zu  Ergolding  der  Vogt  der  Freisinger 
Kirche  wider  zwei  Männer  um  die  Basilika  zu  Bachem  Klage 
erhoben  habe, 

quod  ipsam  basilicam  eis  de/endissent  et  usurpassetU  in 
proprium;  et  tune  illi  sibimet  ipsis  credebant  eo  quod  in- 
iuste  ibidem  contendebant1). 

So  erwidert  ferner  auf  eine  vom  Vogt  derselben  Kirche 
im  Jahre  845  zu  Sti/tharteskhirichun  erhobene  Klage  der  Be- 
klagte sofort, 

dialecticare  non  posse  neque  noUe; 
er  begiebt  sich  sofort  anhelans  ßrmiter  auf  die  streitige  Be- 
sitzung und  vollzieht  dort  die  Tradition*). 

Aus  Italien  wüsste  ich  nicht  einmal  derartige  zweifelhafte 
Beispiele  anzuführen,  in  denen  die  Form  der  Urkunde  ein  so- 
fortiges formelles  Zugeben  der  Klagebehauptung  vorauszusetzen 
wenigstens  nicht  verbietet.  Allerdings  war,  wie  wir  sehen 
werden,  im  italienischen  Verfahren  an  sich  die  Professio  sehr 
gebräuchlich;  ja  man  ging  allmählich  soweit,  in  jedem  Fall  ein 
solches  Bekenntniss  des  Beklagten  zu  veranlassen,  das  dann 
entweder  das  Urtheil  zur  Folge  hatte  oder  aber  selbst  als  Ab- 
schluss des  Rechtsstreits  dienen  konnte  *).  Es  war  das  aber  ein 
Bekenntniss,  das  erst  nach  Schluss  des  Beweisverfahrens  abge- 
legt wurde  und  also  von  der  Art  der  Klagebeantwortung,  die 
uns  jetzt  beschäftigt,  verschieden  ist.  Und  so  wird  man  denn 
auch  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  schlechtweg  von  einer  Pro- 
fessio die  Rede  ist,  eine  Professio  auf  Grund  vorangegangener 
Verhandlung  anzunehmen  haben4),  zumal  die  Fassung  der  Ur- 
kunden im  Lauf  der  Zeit  gerade  in  Italien  immer  formelhafter 


*)  Nr.  247.  Meich.  I 2 p.  249  n.  473. 

•)  Nr.  320.  Meich.  I 2 p.  324  n.  636. 

*)  Darüber  ist  zu  vergleichen  Ficker  Forschungen  I 8.  23  ff. 

*)  So  z.  B.  in  einer  cavenser  Urkunde  von  978  (Cod.  Cav.  II  p.  120 
n.  304),  in  weicher  der  Klüger  bekundet,  die  Beklagten  hätten  von  dem 
streitigen  Grundstück  die  eine  Hüllte  durch  Professio  als  Eigenthum  des 
Klägers  anerkannt,  die  andere  aber  weiter  für  sich  beansprucht. 
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wurde,  und  es  daher  für  ausreichend  galt,  das  schliesslich  ent- 
scheidende Ereigniss  anzuführen. 

Überhaupt  aber  mag  diese  Form  der  Klagebeantwortung 
stets  eine  seltene  gewesen  sein;  wenn  es  sich  nicht  darum  han- 
delte, ein  Urtlieil  in  einem  Scheinrechtsstreit  herbeizuführen, 
wird  man  sich  diesen  Anlauf  zu  einem  Prozesse  möglichst  er- 
spart haben.  Nur  dann  finden  wir  ihn  auch  noch  in  späterer 
Zeit,  wenn  der  Beklagte  gar  nicht  gewusst  hat,  dass  er  eine 
Rechtswidrigkeit  begehe,  und  nun  sofort  den  Klageanspruch  zu 
erfüllen  sich  bereit  erklärt.  Wie  weit  freilich  hier  das  alte 
formelhafte  Zugeben  noch  Platz  griff,  muss  dahin  gestellt 
bleiben.  Ich  denke  an  folgende  Beispiele. 

Der  Graf  Pontius  von  Narbonne  wird  im  Jahre  933  von 
dem  Mandatarius  des  Abtes  von  Montolieu  unter  Vorlegung 
königlicher  Immunitätsprivilegien  verklagt,  weil  er  die  Immu- 
nität der  Villa  Fracianum  verletzt  habe.  Der  Graf  erklärt,  er 
habe  nicht  gewusst,  dass  das  Kloster  tales  regales  authoritutes 
gehabt  habe ; et  quanium  ego  feci  ignoranter  feci.  Ihm  wird  dann 
durch  Urtheil  auferlegt,  jene  Urkunden  anzuerkennen  und  die 
Revestitur  zu  geloben  *)• 

Vor  König  Konrad  von  Burgund  erheben  im  Jahre  943  die 
Mönche  von  Cluny  Klage,  dass  Karl,  ein  Verwandter  des  Königs, 
die  von  Ingelbert  dem  Kloster  geschenkten  Besitzungen  bestreite. 
Es  heisst  darauf  vom  Beklagten, 

tibi  vidit  et  audivit  non  se  hoc  rede  tenere,  praesetUiuliter 
dimisü  omnem  querelam  et  iUico  ipsas  cartas,  quas  Ingel- 
bertus  Jecer  cd,  corroboravit  et  Herum  in  manu  regis  fir- 
mavü. 

Offenbar  hat  also  der  Beklagte  nicht  gewusst,  Klostergut 
widerrechtlich  zu  besitzen;  er  benutzt  daher  sofort  die  Gele- 
genheit, auch  seinerseits  das  Recht  des  Klosters  zu  bekräftigen. 
Zur  grösseren  Sicherheit  lässt  dann  auch  der  König  noch  die 
Urkunden  bestätigen,  indem  er  hoc  iudicium  scribere  iussit,  per 
quod  omni  tempore  dictae  cartue  inviolabililer  permaneant  *). 

Endlich  möge  in  diesem  Zusammenhang  noch  folgender  ita- 
lienische Rechtsfall  erwähnt  werden. 


')  Nr.  605.  Vaisaete  V c.  160  n.  57.  Th  p.  188  n.  128. 

*)  Nr.  613.  Chart.  de  Clou;  I p.  579  n.  622.  Böhmer  1502. 
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Es  handelt  sich  am  eine  798  zu  Spoleto  wider  den  Herzog 
Guinichis  erhobene  Klage,  in  der  sich  das  Kloster  Farfa  wegen 
Übergriffe  von  Leuten  des  Herzogs  gegen  klösterliche  Fischereien 
beschwert.  Der  Herzog  erklärt,  wenn  das  geschehen  sei,  so 
sei  es  gegen  sein  Wissen  und  Wollen  geschehen: 

certissime  ego  piscarias  vestras  numquam  contempsi  nec 
contemnere  mandavi.  Sed  si  hoc  factum  est,  sine  mea 
voluntate  factum  est  et  nesciente  me.  Et  ego  vobis  e.rinde 
fudo  iustüiam. 

Darauf  sagen  ihm  die  Vorsitzenden  Königsboten,  er  möge 
an  Ort  und  Stelle  die  Sache  untersuchen  und  dann  wieder- 
kommen, aber  der  Herzog  erklärt  sogleich: 

certissime  vaerum  est,  quia  homines  mei  ipsas  piscarias 
contempserunt , sed  ut  dixi  non  per  meum  commandatum 
nec  per  meatn  voluntatem.  Ego  volo  exinde  ad  partem 
monasterii  iustüiam  facere,  sicut  michi  iudicatis '). 

Auch  in  diesem  Falle  ist  also,  wie  in  allen  bisher  bespro- 
chenen, durch  das  sofortige  Entgegenkommen  des  Beklagten 
ein  Fortführen  des  Rechtsstreits  entbehrlich  gemacht.  Der 
Kläger  kann  sich  nun  entweder,  wie  das  später  in  Italien  üb- 
lich war,  mit  der  Klagebeantwortung  des  Beklagten,  seiner 
Professio,  begnügen,  oder  er  mag  durch  ein  gerichtliches  Ur- 
theil  das  Geständniss  bestätigen  lassen. 

2.  Leugnen  der  Klagebehauptung. 

Es  war  doch  immer  nur  eine  Ausnahme,  wenn  der  Be- 
klagte sofort  der  Klage  wich;  in  den  weitaus  meisten  Fällen 
unternahm  er  es,  dem  Angriff  des  Klägers  gegenüber  sein  Recht 
zu  vertheidigen. 

Diese  Vertheidigung  geschah  nach  altem  formalen  Prozess- 
recht wie  bemerkt  dadurch,  dass  der  Beklagte  der  Klage  ein 
einfaches  Nein  entgegenstellte. 

In  wörtlicher  Anlehnung  an  die  Klageworte  erwiderte  er 
auf  das  malo  orditie  possides: 

non  malo  ordine,  sed  iuste  et  legahter  possideo, 
oder  ähnlich.  Oder  er  erklärt  kurzweg,  die  vom  Kläger  be- 


')  Keg.  di  Farfa  XI  p.  142  u.  171.  Fatteachi  p.  284  n.  39. 
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hauptete  Thatsache  sei  nicht  wahr.  So  entgegnete  z.  B.  auf 
die  Klage  des  Bischofs  von  Antun,  Cadilo  und  seine  Erben  be- 
sässen  widerrechtlich  die  Villa  Canavas,  der  Beklagte, 

qitod  ipsas  res,  pro  quibus  appellabatur,  iuste  et  lega  l der 
possidebat '). 

In  den  Urkunden  des  Klosters  Conques  wird  ein  Fall  be- 
richtet, in  dem  drei  Leute  vor  dem  Vikar  wider  einen  Mönch 
des  Klosters  behaupten,  er  habe  widerrechtlich  einem  Dritten 
einen  Mansus  geschenkt;  darauf  entgegnet  der  Mönch: 
quod  bene  ordine  facicbat  *). 

In  ähnlicher  Weise  haben  vielleicht  auch  die  Mönche  von 
Cluny  gesprochen,  als  sie  die  Klage  zweier  Männer  um  gewisse 
diesen  gehörige  Ländereien  mit  der  Antwort  zurückwiesen,  sie 
hätten  auf  jene  Ländereien  ein  besseres  Recht  und  brauchten 
sie  daher  nicht  herauszugeben®). 

Hier  kann  weiter  eine  bereits  oben  besprochene  burgun- 
dische  Urkunde  angeführt  werden.  Der  Vogt  der  erzbischöf- 
lichen Kirche  von  Vienne  klagt  wider  Sigibert,  dass  er  mit 
Mietklingen  (cum  aliis  conductis  hominibus)  die  Immunität  an 
drei  Orten  gewaltsam  gebrochen  habe.  Die  beiden  ersten  Fälle 
gesteht  Beklagter  ein;  den  dritten  aber  Sigibertus  in  omnibus 
denegavü;  er  giebt  das  von  einem  Dritten  verbürgte  feierliche 
Versprechen  ab,  vor  Gericht  zu  beschwören,  dass  auf  seinen 
Befehl  kein  Mensch  jene  Villa  geplündert  habe.  Also  die  Ver- 
tkeidigung  des  Beklagten  ist  hier  Leugnen  der  in  der  Klage 
behaupteten  Thatsache4). 

Ebenso  in  dem  zu  Nimes  in  den  Jahren  875  und  876  ge- 
führten interessanten  Rechtsstreit  zwischen  dem  Bischof  der 
Stadt  und  einem  gewissen  Bernardus. 

Es  handelte  sich  in  ihm,  wie  schon  oben  erwähnt,  um  die 
von  der  Mutter  des  Beklagten  an  die  bischöfliche  Kirche  ge- 
schenkte Villa  Bizagum.  Beklagter  hatte  sie  widerrechtlich  an 
sich  gebracht,  war  darauf  verurtheilt  worden,  sie  an  die  Kirche 
herauszugeben,  hatte  sie  aber  dann  wiederum  sich  widerrecht- 


')  Nr.  488.  Gallia  Christ.  IV  instr.  c.  67  n.  28  (a.  918). 

*)  Nr.  606.  Cartulaire  de  Conques  p.  137  n.  155  (a.  934). 

*)  Nr.  625.  Chart,  de  Cluny  I p.  751  n.  799  (a.  951). 

4)  Nr.  362.  D’Achfery  Spie.  I p.  358.  Th  p.  135  n.  96  (a.  863  c.). 
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lieh  angeeignet  (sacivit  malttm  ordinem  contra  lege).  Der  Kläger 
verlangt  nun  von  Neuem  Genugtuung,  indem  er  die  Uber  jene 
vorangegaugene  Gerichtsverhandlung  ausgestellte  Urkunde,  in 
welcher  der  durch  Bttrgenstellung  bekräftigte  Verzicht  des  Be- 
klagten bekundet  ist,  vorlegt.  Der  Beklagte  aber 

in  omnibus  hoc  denegavit  et  dicit,  quocl  nequaquam  ipsam 
villum  fter  suos  wiulios  predicto  episcopo  nec  partibus  s. 
Maruie  reddideram. 

Es  verbindet  sich  also  hier  das  Leugnen  der  in  der  Klage 
behaupteten  Thatsache  mit  der  Schelte  der  vom  Kläger  vorge- 
legten Urkunde;  der  Beklagte  vollzieht  sie  auch  in  aller  Form, 
indem  er  die  Urkunde  durchbohrt l). 

Auch  einige  ausserfränkische  Beispiele  mögen  angeführt 
werden. 

Von  bairischen  Urkunden  sei  zunächst  eine  Klage  des  Bis- 
thums Freising  genannt,  in  der  dem  Beklagten  vorgeworfen 
wird,  er  habe  eine  Kirche  widerrechtlich  dem  Bistbum  entzogen; 
der  Beklagte  erwidert  schlechtweg,  er  habe  das  nicht  gethan  *). 

Ferner  dürfte  eine  Freisinger  Urkunde  aus  dem  Jahre  818 
hierher  geboren:  auf  die  Klage  des  Bischofs  wider  Waldker, 

quod  iniuste  curtem  vel  dom  um  ecclesiue  . . intraret  et  pro- 
prium servum  s.  Mariae  vapuUird, 
entgegnet  der  Beklagte, 

hanc  ecclesiam  cum  onmibus  ad  eam  pertinentibus  suum 
proprium  esse1). 

Eis  ist,  nur  etwas  anders  formuliert,  die  Entgegenhaltung 
des  non  malo  online. 

Auch  glaube  ich  folgende,  bereits  genannte,  Gerichtsur- 
kunde aus  dem  Ende  des  achten  Jahrhunderts  hier  erwähnen  zu 
können,  in  der  berichtet  wird,  dass  zu  Altöttiug  vor  dem  Erz- 
bischof von  Salzburg  der  Abt  Roodlant  und  Roodbert  wider 
den  edlen  Mann  Tagadeo  um  ein  beneßtiolum  Klage  erhoben 
hätten,  iu  der  sie  behaupteten,  jenes  vom  Beklagten  an  einen 
gewissen  Roodinc  ausgeliehene  beneßtiolum  gebühre  ihnen;  hier- 
auf habe  der  Beklagte  erwidert, 


*)  Nr.  404.  Minard  p.  10  a.  1.  Germer-Duraud  p.  3 u.  1.  Th  p.  165  n.  107. 

*)  Nr.  177.  Meich.  I 2 p.  95  n.  125. 

*)  Nr.  219.  Meich.  I 2 p.  194  a.  368.  LScb  p.  32  n.  50. 

H tlbner,  t rlak.  Immoblllarpro»»*».  1 
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ut  taliter  numquam  fuisset  factum  neque  visum  neque  au- 
ditum  de  eo  nec  de  ullis  proximis  suis. 

Mit  diesen  Worten  bestreitet  der  Beklagte  die  Klagebehaup- 
tung, nämlich  dass  die  Kläger  ein  Recht  auf  das  Grundstück 
hätten,  nicht  etwa  die  Thatsache  der  Verleihung  an  Roodinc;  das 
folgt  aus  dem  Beweisurtheil,  durch  das  dem  Beklagten  aufer- 
legt wird,  zu  beschwören,  dass  Roodinc  in  seinem  Dienste  stehe. 
Der  Beklagte  wollte  also  behaupten,  zu  jener  Verleihung,  die 
er  zugiebt,  berechtigt  gewesen  zu  sein1). 

Ans  Italien  sei  ein  829  im  Lateran  verhandelter  Prozess 
genannt:  der  beklagte  Vogt  der  römischen  Kirche  hält  der  Be- 
hauptung des  klagenden  Abts  von  Farfa,  zwei  römische  Priester 
seien  in  mehrere  Besitzungen  des  Klosters  gewaltsam  einge- 
drungen, zunächst  nichts  als  die  nackte  Behauptung  entgegen, 
die  genannten  Besitzungen  besitze  die  römische  Kirche  mit 
Recht;  jedenfalls  also  auch  zunächst  ein  einfaches  Zurückweisen 
des  malo  ordine  oder  wie  es  hier  heisst  des  invadere  per  for- 
tia  *). 

Ebenso  um  widerrechtliches  Eindringen  handelt  es  sich  in 
einer  luccheser  Urkunde  von  902.  Dem  Vertreter  des  Bisthums 
Lucca,  der  wider  Ghispertus  einen  derartigen  Klagevorwurf  er- 
hebt, entgegnet  der  Beklagte  schlechtweg: 
qiwd  hoc  veritas  non  fuisset3). 

Der  Klage  verschiedener  vornehmer  Leute,  die  wir  schon 
früher  erwähnten,  erwidern  die  beklagten  Einwohner  von  Atra- 
ni  bei  Amalfi,  sie  besässen  allerdings  die  in  der  Klage  bezeich- 
neten  Ländereien, 

sei  non  malo  ordine;  et  rationem  inde  obere  dixerunt  *). 

In  den  folgenden  italienischen  Urkunden  ist  es  dagegen  ein 
Leugnen  der  vom  Kläger  behaupteten  Thatsache,  was  auf  die 
Klage  folgt. 

Ähnlich  wie  in  dem  auf  S.  96  besprochenen  Rechtsstreit 


■)  Nr.  138.  Mon.  Boica  XXVIII  1 p.  23  n.  26  (786—798). 

*)  Heg.  di  Farfa  II  p.  221  n.  270.  Cod.  Lang.  c.  198  n.  110.  Habillon 
Ann.  II  o.  738. 

•)  M.  di  Lucca  V 3 p.  13  n.  1068.  Muratori  Ant  V c.  309.  Fast  ganz 
übereinstimmend  die  Urkunde  Cod.  Cav.  II  p.  176  n.  346  (982);  ähnlich  Cod. 
Lang.  c.  837  n.  486,  Lupus  C.  d.  Bergom.  II.  p.  113  (919). 

‘)  Cod.  Cav.  H p 12  n.  220  (a.  966). 
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zwischen  dem  Bischof  von  Nimes  und  Bernardus  klagen  im 
Jahre  811  die  Vertreter  des  Klosters  Farfa  und  des  Herzogs 
von  Spoleto  wider  den  Priester  Clarissimus,  weil  er  sich  ge- 
weigert habe,  das  früher  gegen  ihn  ergangene  Urtheil  auf  Her- 
ausgabe der  dem  Kloster  und  dem  Herzog  widerrechtlich  ent- 
zogenen Besitzungen  zu  erfüllen.  Der  Beklagte  leugnet,  dass 
dies  geschehen  sei: 

quia  vaerum  non  est,  quod  ego  iudicium  eorttm  noluissem 
facere,  sed  in  omnibus  eorum  iudicium  facere  i olui1). 

Ein  andermal  behauptet  der  Vertreter  desselben  Klosters, 
die  Beklagten  hätten  die  von  ihrem  Oheim  Palumbus  dem  Kloster 
gemachte  Schenkung  widerrechtlich  betreten  und  dem  Kloster 
den  Besitz  entzogen,  worauf  die  Beklagten  erklären,  es  sei 
nicht  wahr,  dass  ihr  Oheim  jene  Schenkung  gemacht  habe: 

absü  ut  ipse  Palumbus  srnrn  substatUiam  vobis  dedisset 
aut  tradidisset*). 

Sehr  anschaulich  erscheint  ferner  folgende  süditalienische 
Urkunde  aus  dem  Jahre  982.  Der  Kläger  beschuldigt  den  Be- 
klagten, dass  er  Besitzungen,  die  laut  vorgelegter  Urkunde 
die  Mutter  des  Klägers  rechtmässig  erworben  hat,  widerrecht- 
lich in  Besitz  genommen  habe,  und  zwar  dadurch,  dass  er  durch 
seine  Leute  dort  habe  Gräben  anlegen  und  Früchte  ziehen 
lassen.  Hierauf  erkennt  der  Beklagte  die  Urkunde  und  damit 
das  Recht  des  Klägers  ausdrücklich  an,  aber  die  ihm  zur  Last 
gelegte  Besitzstörung  leugnet  er*). 

Hierher  gehören  endlich  auch  die  Fälle,  in  denen  dem 
Beklagten  vorgeworfen  wird,  das  ihm  zu  Nutzgenuss  verliehene 
Grundstück  durch  seine  Bewirtschaftung  verschlechtert  und 
dadurch  das  Recht  des  Klägers  verletzt  zu  haben ; der  Beklagte 
giebt  das  zwischen  den  Parteien  bestehende  Rechtsverhältnis« 
bereitwillig  zu,  leugnet  aber  die  Thatsaehe  der  Verschlechterung. 

So  erklären  drei  Libellarii  des  Bisthums  Lucca,  die  vom 
Kirchen vogt  wegen  Verschlechterung  des  ihnen  verliehenen  Gutes 
belangt  werden,  zunächst  nach  Verlesung  der  Leihurkunde  diese 


')  Heg.  di  Farfa  II  p.  160  n.  197. 

*)  Reg.  di  Farfa  II  p.  151  n.  184.  Fatteachi  p.  284  n.  40  (a.  807). 

•)  Cod.  Car.  II  p.  166  n.  338.  Fast  ganz  gleich  die  Urkunde  eod. 
p.  167  n.  339. 
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sowie  die  in  ihr  enthaltenen  Strafbestimmungen  ausdrücklich 
an,  indem  sie  die  Frage  der  Vorsitzenden  Königsboten,  ob  sie 
in  dem  erwähnten  Vertragsverhältniss  stehen  wollten,  bejahen; 
darauf  aber  erklären  sie: 

quod  ecclesiis  casis  et  rebus  ipsis  abuerunt  et  tenuissent 

et  ipsa  convenientia  fecissent  et  peiorati  non  essetü  *). 

So  erwidern  im  Jahre  871  zu  Lucca  die  Beklagten  dem 
Vogt  des  Bisthums,  es  sei  nicht  wahr,  dass  sie  die  Be- 
stimmungen der  Leihurkunde  nicht  erfüllt  hätten,  sondern  sie 
hätten  den  in  ihr  festgesetzten  Zins  geleistet*). 

Das  also  waren  alles  Beispiele  dafür,  dass  sich  der  Be- 
klagte darauf  beschränkte  seine  Antwort  in  einfaches  Leugnen 
zu  kleiden,  sei  es,  dass  er  dem  malo  ordine  ein  non  malo  ordine 
entgegenhielt,  die  Thatsache  des  Besitzes  also  zugab,  sei  es, 
dass  er  schlechtweg  die  Klagethatsache  bestritt.  Freilich,  wenn 
wir  aus  den  gesetzlichen  Vorschriften  entnehmen  müssen,  dass 
nach  altem  Recht  diese  Art  der  Klageantwort  in  rechtsförm- 
licher Weise  unter  genauem  Anschluss  an  die  Klageworte  er- 
folgen musste,  so  können  wir  das  aus  den  Urkunden  nicht  mehr 
ersehen,  die,  wie  die  angeführten  Beispiele  zeigen,  verschie- 
dene Formulierungen  aufweisen.  Man  wird  annehmen  können, 
dass,  als  die  Möglichkeit  einer  einredeweise  gefassten  Klage- 
beantwortung aufkam,  jene  alte  streng  formale  Erwiderung 
immer  mehr  ausser  Übung  gerieth.  Wenn  auch  später  das 
Recht  nichts  weiter  verlangte,  ebenso  wie  es  sich  mit  der  nackten 
Klagebehanptung  begnügte,  so  wird  das  praktische  Bedtirfniss 
früh  nach  reicheren  Formen  gestrebt  haben,  zumal,  wie  wir 
sehen  werden,  jene  knappe  Antwort  Nachtheile  in  Bezug  auf 
die  Beweisvertheilung  zur  Folge  hatte. 


II.  Die  Klagebeantwortnng  in  Einredeform. 

1.  Einlassungsverweigerung. 

Wir  sahen:  nach  altem  Recht  zwangen  die  rechtsförmlichen 
Worte  der  Klage  den  Beklagten,  mit  entsprechenden  Worten 

■)  Mem.  di  Lucca  V 2 p.  418  n.  697.  Muratori  Ant.  Hl  p.  168  (863). 
*)  Mem.  di  Lucca  IV  2 p.  62  n.  39  und  V 2 p.  492  n.  811.  Ughelli  I 
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die  Klagebehauptung  zuzugeben  oder  zu  leugnen,  und  nur 
ein  solches  Zugeben  oder  Leugnen,  ein  einfaches  Ja  oder  Nein 
galt  bei  dem  „formalen  Erforderniss  der  Kongruenz  zwischen 
Klage  und  Antwort“  l * *)  als  Antwort  im  technischen  Siuu. 

Daher  waren  Einreden  in  unserem  Sinn,  die  sich  zur  Klage 
nicht  als  ein  Ja  oder  Nein,  sondern  als  ein  Aber  stellen  *),  nach 
altem  Prozessrecht  unmöglich. 

War  es  nun  aber  auch  dem  Beklagten  verwehrt,  durch  eine 
materielle  Einrede  sich  zu  vertheidigen,  so  konnte  er  doch  von 
jeher,  wo  es  nöthig  war,  erklären,  zu  einer  rechtsförmlichen 
Antwort  nicht  verpflichtet  zu  sein,  er  konnte  sich  weigern,  eine 
rechtaförmliche  Antwort  zu  ertheilen,  sich  auf  die  Klage  ein- 
zulassen. 

Als  typisches  Beispiel  für  die  Weigerung,  sich  auf  den 
Rechtsstreit  einzulassen,  tritt  uns  in  den  Urkunden  die  Ent- 
gegnung des  Beklagten  entgegen,  er  wisse  nicht,  welches  Grund- 
stück Kläger  meine;  er  begehre  daher,  dass  Kläger  ihm  zunächst 
den  Streitgegenstand  genau  bezeichne;  denn,  wenn  auch,  wie 
oben  ausgeführt,  das  Recht  keine  Klagesubstanziierung  in 
unserem  Sinn  verlangte,  so  war  eine  genaue  Bezeichnung  des 
Streitgegenstandes  naturgemäss  unter  allen  Umständen  erfordert. 

Derartige  Fälle  begegnen  uns  besonders  in  Italien  sowohl 
in  den  Formeln  des  Liber  Papiensis  (wo  die  typische  Antwort 
lautet:  nesdo  de  quo  dicis)  als  auch  in  zahlreichen  Urkunden 
sehr  häufig.  Und  zwar  pflegt  nach  einer  solchen  Entgegnung 
des  Beklagten  entweder  auf  seinen  Antrag  oder  von  Gerichts- 
wegen ein  Lokaltermin  anberaumt  zu  werden,  in  dem  der  Kläger 
die  Grenzen  des  eingeklagten  Grundstücks  zu  weisen  hat;  es 
wird  der  technisch  sogenannte  visus  terrae  vorgenommen,  der, 
wie  Brunner  zeigt5),  auch  im  altfranzösischen  und  anglo-nor- 
mannischen Rechte  üblich  war.  So  häufig  Beispiele  für  diese 
Klagebeantwortung  in  Italien  sind,  so  selten  trifft  man  sie,  was 
ja  auf  Zufall  beruhen  mag,  in  den  anderen  Gebieten  des  frän- 
kischen Reichs.  Mir  ist  nur  eine  nicht  italienische  Urkunde 
bekannt,  die  mit  den  italienischen  Beispielen  verwandt  ist;  sie 


l)  Brunner  Entstehung  der  Schwurgerichte  S.  172. 

*)  Brunner  BQ  II  S.  346. 

*)  Schwurgerichte  S.  173, 
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betrifft  eine  im  Jahre  909  zu  Nimes  abgehaltene  Gerichtsver- 
sammlung: der  Bischof  von  Nimes  erhebt  wider  Airardus  Klage 
um  ein  von  Gilabertus  der  Kirche  geschenktes  Alod;  es  heisst 
vom  Beklagten: 

nesciebat  de  quäle  alode  dicebat; 

darauf  giebt  der  Bischof  eine  genaue  Beschreibung  (kein  visus 
terrae): 

de  villa  que  vocant  Tillicias,  que  est  in  pago  Nemausense, 
in  gace  Andusiense , tn  villa  Cevena,  super  fluvio  Gardone, 
quantumque  Gilabertus  vistts  fuit  tnanere;  in  casis,  casa- 
niciis,  curtis,  exavis,  ortis,  campis,  pratis,  silvis,  garricis, 
arboribas  pomiferis  et  impomiferis,  aquis  aquarum  vel 
decursibus  earum,  in  omnia  et  ex  omnibus  cum  fundis 
possessionis,  quesüum  vel  adquirendum  est,  totum  et  ab 
integrum. 

Nun  bekennt  der  Beklagte, 

se  recognovü,  quod  vere  dicebat  domnus  episcopus, 
und  er  giebt  die  Erklärung  ah: 

ego  Airardus  ipsum  alodem  supradidum  malum  ordine 
teneo,  incontra  lege1). 

Etwas  anders  verhält  es  sich  in  den  beiden  folgenden  ita- 
lienischen Urkunden. 

In  einer  820  zu  Verona  vom  Königsboten  Bischof  Retoldus 
abgehaltenen  Gerichtssitzung  klagt  das  Kloster  Nonantula  wider 
einen  gewissen  Hucpald  um  den  vierten  Theil  des  Waldes  Osti- 
lia.  Der  Vorsitzende  giebt  dem  Beklagten  auf,  der  wahrschein- 
lich ähnlich  wie  in  den  Übrigen  Fällen  geantwortet  hat, 

ut  inquireret  de  causa  hec,  si  cum  legibus  haberet,  veniret 
ad  plaido,  et  qua  re  melius  poterü,  eam  de/endat. 

Der  Beklagte  beauftragt  darauf  seinerseits  seinen  Vogt, 
den  Schöffen  Raginpert, 

ut  exinde  ittquirere  et  ad  plaido  plenam  racionem  exinde 
donaret. 

Im  neuen  Termin  erklären  dann  der  Beklagte  und  sein 
Vogt,  nachdem  der  Kläger  den  Klageantrag  wiederholt  hat, 


')  Nr.  472.  Menard  p.  17  n.  4 (hier  steht  fälschlich  interrogaverunt  nt 
sciebat).  Germer-Durand  p.  26  n.  16. 
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quod  nuäam  racionem  justiciam  invenire  potuissent  nec 
potuerint '). 

Ferner:  im  Jahre  857  erhebt  zu  Lucca  der  Vogt  des  Bis- 
thums vor  zwei  Königsboten  wider  das  Salvatorkloster  zu  Sesto 
Klage,  dahin  lautend: 

tnalo  ordine  desvestivit  episcopium  de  ecclesia  s.  (juirici 
in  loco  Arme;  unde  querimus  habere  iustitiam. 

Der  Vogt  des  Kloster  entgegnet: 

scio  basilicam  ipsam;  sed  nescio  si  pars  monasterii  Sexto 
basilicam  ipsam  habeat;  volo  inde  habere  spatium. 

Seine  Bitte  wird  gewährt ; Parteien  geloben  im  neuen  Ter- 
min wieder  vor  Gericht  zu  erscheinen.  Nachdem  in  diesem  der 
Kläger  die  Klage  wiederholt  hat,  sagt  der  Beklagte: 

de  basilicam  ipsam  . . . inquisivi  pars  monasterii  Sexto; 
sed  basilicam  ipsam  sictd  — et  quo  operata  est  . . . pars 
monasterii  Sexto  non  contradidt,  quia  nihil  parti  eiusdem 
monasterii  pertinet;  et  de  res  ad  ipsa  basilica  pertinente, 
de  quibus  me  maUasti  . . . nichil  . . ad  ipsam  basilicam 
pars  monasterii  Sexto  habet*). 

Wir  können  annehmen,  dass  in  diesen  beiden  Fällen  der 
Beklagte,  als  Grossgrundbesitzer,  nicht  über  die  Rechtsverhält- 
nisse einer  jeden  ihm  gehörigen  Besitzung  sofort  unterrichtet 
war;  er  begehrte  daher  Aufschub,  um  sich  zu  informieren,  um 
zu  inquirieren,  wie  die  Quellen  technisch  sagen*). 

Auch  hier  also  unterlässt  es  der  Beklagte  zunächst  sich 
auf  die  Klage  einzulassen,  wenngleich  er  hier  wohl  kaum  das 
Recht  zu  einer  Verweigerung  der  Antwort  gehabt  haben  dürfte, 
wie  in  jenen  Fällen,  in  denen  er  wegen  mangelnder  Präcisierung 
der  Klagebehauptung  sich  nicht  einlassen  konnte. 

Es  braucht  kaum  ausdrücklich  hervorgehoben  zu  werden,  dass 
es  gänzlich  verkehrt  und  willkürlich  ist,  wenn  Op  et  eine 
derartige  die  Einlassung  zunächst  verweigernde  Antwort  des 
Beklagten  als  Beweis  für  die  Behauptung  verwerthen  will,  es 
sei  in  allen  solchen  Fällen  die  Klage  im  Ding  gegen  den  zu- 

*)  Cod.  Lang.  c.  177  n.  96.  Muratori  Ant.  I c.  461.  Tiraboschi 
Non&ntula  II  p.  41. 

’)  Mein,  di  Lucca  V 2 p.  446  n.  742.  Muratori  Aut.  I o.  667. 

*)  Vgl.  Brunner  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweu  S.  30. 
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fällig  im  Gericht  anwesenden  Beklagten  erhoben  worden;  wenn 
er  auf  die  Klage  antworte,  er  wisse  nicht,  um  welches  Grund- 
stück es  sich  handle,  so  zeige  das,  dass  die  Klageerhebung  dem 
Beklagten  vollständig  unerwartet  gekommen  sei ').  Davon  kann 
natürlich  keine  Hede  sein.  Es  liegt  nicht  der  geringste  Anhalt 
für  die  Annahme  vor,  dass  dem  Beklagten  eine  solche  Entgeg- 
nung nur  dann  gestattet  gewesen  wäre,  wenn  der  Prozess  durch 
die  Klageerhebnng  im  Ding  begonnen  wurde,  was  doch  bewiesen 
werden  müsste,  wenn  diese  Entgegnung  nichts  als  die  Folge 
einer  Überraschung  sein  soll. 

Auf  welche  Weise  auch  immer  der  Prozess  eingeleitet 
worden  ist,  wenn  beim  Klageantrag  in  den  Worten  der  Klage, 
die  möglicherweise  bereits  bei  der  Bannition  oder  bei  dem  Streit- 
gedinge ebenso  vom  Kläger  gebraucht  worden  sind,  der  Streit- 
gegenstand nicht  deutlich  genug  bezeichnet  ist,  kann  der  Be- 
klagte mit  dem  Verlangen  nach  genauerer  Formulierung  die 
Einlassung  zunächst  ablehnen.  Es  ist  klar,  dass  damit  ein  ganz 
allgemeines  Vorrecht  für  den  Beklagten  hergestellt  sein  soll, 
ganz  gerade  so  wie  im  späteren  mittelalterlichen  Recht,  z.  B. 
nach  dem  Sachsenspiegel,  der  Beklagte,  wenn  er  im  Ding  an- 
wesend ist,  bei  Klagen  um  Eigen  oder  Lehn  noch  zweimal  Frist 
begehren  kann  und  zwar  bei  der  zweiten  Bitte,  weil  er  sich 
noch  nicht  recht  bedacht  habe  *).  Ein  Rechtssatz,  der  sich  olfen- 
bar  aus  der  schon  in  der  fränkischen  Zeit  gestatteten  Einlas- 
sungsweigerung entwickelt  hat. 

2.  Materielle  Einreden. 

Ursprünglich  waren,  wie  bemerkt  worden  ist,  Einredeu  un- 
möglich. Der  Beklagte  musste  mit  einfachem  Ja  oder  Nein  die 
Klage  entweder  zugeben  oder  leugnen,  oder  er  konnte  sich 
weigern,  eine  solche  rechtsförmliche  Antwort  zu  geben. 

Aus  dieser  von  jeher  gestatteten  Möglichkeit,  aus  formellen 
Gründen  die  rechtsförmliche  Antwort  zu  verweigern,  hat  sich 


’)  Opet  Prozesseinleitungsforraen  S.  107  ff.  Brunner  BG  II  S.  515 
Anm.  16  faxet  seine  Kritik  ilieser  Behauptung  in  ein  ihr  hincugefilgtes  Aus- 
rufungszeichen zusammen. 

’)  Homeyer  in  seiner  Ausgabe  des  Richtsteig  Landrechts  S.  450;  Ssp 
LR  II  3 8§  1,  2;  Richtsteig  23  § 3,  21  g 4. 
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nun,  wie  wir  aus  Brunners  Darstellung1)  lernen,  die  Möglich- 
keit entwickelt  , materielle  Einreden  geltend  zu  machen.  Die 
Einreden  fallen  ursprünglich  „unter  den  Gesichtspunkt  recht- 
mässiger Verweigerung  der  Antwort.“  Wie  von  jeher  der  Be- 
klagte hatte  erklären  können:  ich  brauche,  nicht  zu  antworten, 
weil  ich  nicht  weiss,  um  was  Du  klagst,  oder  weil  Du  ein  un- 
freier Mann  bist  u.  dgl.*),  so  kann  er  erklären  z.  B.:  ich  brauche 
nicht  zu  antworten,  weil  ich  für  mein  Recht  eine  Urkunde  habe. 
Das  ist  ein  Beispiel,  das  uns  gerade  für  den  Immobiliarprozess  be- 
reits die  Lex  Ribuaria  bietet*).-  Es  heisst  in  der  Lex  Ribuaria 
ausdrücklich , es  sei  das  eine  Antwort  ohne  Tangano,  d.  h. 
keine  Antwort  im  Rechtssinn,  sondern  vielmehr  die  auf  eiuem 
materiellen  Rechtsgrnnde  beruhende  Weigerung,  eine  solche  Ant- 
wort im  Rechtssinn  zu  ertheilen. 

Und  so  entsteht  denn  ganz  allgemein  für  den  Beklagten 
die  Möglichkeit,  in  der  Klageerwiderung  bereits  sich  auf  sein 
Recht  zu  berufen,  nicht  allein  mit  einem  schlichten  Nein,  son- 
dern auch  mit  einem  Ja.  aber,  d.  h.  mit  einem  motivierten 
Leugnen  zu  antworten.  Eine  derartige  Klagebeantw'ortung  be- 
wirkte, wie  später  weiter  auszuführen  sein  wird,  eine  für  den 
Beklagten  vorteilhaftere  Vertheilung  der  Beweisrollen ; während 
bei  der  technischen  Antwort,  dem  einfachen  Leugnen,  der  Kläger 
zum  Beweis  seiner  Behauptung  gelangen  konnte,  sicherte  die  Beru- 
fung auf  das  eigene  Recht,  das  motivierte  Leugnen  dem  Beklagten 
zunächst  den  Beweisvorzug.  Daher  erklärt  es  sich,  dass,  nach- 
dem einmal  das  Recht  die  Möglichkeit  einer  solchen  Klagebe- 
antwortung in  Einredeform  anerkannt  hatte,  sie  vom  Beklagten 
in  allen  Fällen,  wo  es  irgend  möglich  war,  angewendet  wurde. 
In  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Urkunden  aus  fränkischer 
Zeit  begegnet  der  Beklagte  dem  Klagevorwurf  damit,  dass  er 
sein  Recht  zu  der  ihm  vorgeworfenen  Handluug  oder  Besitz- 
ausübung behauptet.  Auf  die  Klage  mulo  ordine  possides  er- 

*)  BO  II  S.  346. 

*)  Brunner  RG  II  S.  347. 

*)  I.ex  Itib.  59,  8:  Si  quis  iudicio  iuterpellutiu  cartnin  per  muniOus 
habuerit,  nulle  ei  imile  online  rel  incasio  requerutur;  quia  dum  interpellntue 
retpondit  ad  interrogatione : ‘Stn  tu',  et  eine  tnngnno  loqmitur  et  dient:  '.Von 
male  ordine,  eed  per  testamentum  hoc  tenco' . 
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widert  er,  rechtmassiger  Besitzer  zu  sein,  in  rechtmassiger  Weise 
den  Besitz  erworben  zu  haben.  Er  beruft  sich  in  der  Klage- 
beantwortung auf  originären  oder  derivativen  Rechtserwerb,  so 
wie  der  Kläger  seine  Klage  mit  der  Behauptung  originären  oder 
derivativen  Rechtserwerbs  stützen  konnte. 

Wollen  wir  die  verschiedenen  Fälle  einer  solchen  Klage- 
beantwortung betrachten,  so  empfiehlt  es  sich,  hier  von  der 
Berufung  auf  derivativen  Rechtserwerb  auszugehen  und  zwar 
zunächst  von  dem  Fall,  dass  der  Beklagte  sein  Recht  aus  einem 
mit  einem  Dritten  abgeschlossenen  Rechtsgeschäft  ableitet,  den 
Besitz  von  einem  Dritten  unter  Lebenden  erworben  zu  haben 
erklärt.  Denn  es  spricht  manches  dafür,  dass  eine  derartige  Er- 
widerung die  früheste  gewesen  ist,  die  neben  das  einfache 
Leugnen  sich  stellte.  Später  wird  dann  die  Berufung  auf  Erb- 
recht zu  erörtern  sein. 

Der  Beklagte,  der  erklärt,  das  Gut  von  einem  Dritten  er- 
worben zu  haben,  beruft  sich  auf  diesen  Dritten  als  auf  seinen 
Gewährsmann.  Und  nun  lässt  eine  vergleichende  Erwägung 
der  erhaltenen  Zeugnisse  erkennen,  dass  diese  Berufung  auf 
einen  Gewährsmann  ursprünglich  nichts  anderes  gewesen  ist, 
als  eine  Erklärung  des  Beklagten,  sich  selbst  auf  den  Rechts- 
streit nicht  einlassen  zu  wollen.  Der  Beklagte  nennt  seinen  Ge- 
währsmann, d.  h.  denjenigen,  gegen  den  der  Kläger  von  Rechts- 
wegen seine  Klage  zu  richten  hat.  Die  Berufung  auf  einen 
Gewährsmann  ist  ursprünglich  keine  Antwort  auf  die  Klage, 
sondern  die  Verweigerung  einer  Antwort  seitens  des  Beklagten. 
Aber  sie  erfüllte  die  Zwecke  einer  materiellen  Einrede.  Ja 
sie  war  die  einzig  mögliche  Form,  in  der  ursprünglich  deriva- 
tiver Rechtserwerb  vom  Beklagten  geltend  gemacht  werden 
konnte.  Das  ergiebt  sich  aus  Folgendem. 

Auszugehen  ist  von  der  feststehenden  Thatsache,  dass  im 
germanischen  Recht  die  prozessualische  Stellvertretung  freier 
und  selbmündiger  Personen  so  gut  wie  unbekannt  war. 

Mit  dieser  Thatsache  in  Verbindung  zu  setzen  ist  die  Ent- 
wicklung, die  das  deutsche  Recht  älterer  Zeit  in  Bezug  auf 
die  Eigen thumsübertragung,  im  besonderen  in  Bezug  auf  die 
Übertragung*  von  Liegenschaften  durchgemacht  hat. 

Wie  schon  in  unserer  Einleitung  hervorgehoben  wurde, 
haben  sich  die  Formen  des  Immobiliarverkehrs  später  als  die 
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für  die  fahrende  Habe  geltenden  Bestimmungen  und  zum  Theil 
als  deren  Nachbildungen  entwickelt. 

Waffen,  Kleider,  Schmuckgegenstände,  Thiere  gingen  von 
einer  Hand  in  die  andere  zu  einer  Zeit,  als  ein  Wechsel  im 
Grundbesitz  nur  erst  in  der  Form  stattfand,  dass  etwa  ein 
Bechtsverband  eine  neue  Flur  in  seine  Bewirtschaftung  nahm 
u.  dgl. 

Bewegliche  Gegenstände  gingen  in  das  volle  Eigenthum 
des  neuen  Erwerbers  erst  dann  über,  wenn  sie  der  alte  Eigen- 
tümer in  dessen  Hand  gegeben,  aus  seiner  Hand  völlig  und 
gänzlich  entlassen  hatte.  Ein  solcher  durchgreifender  äusser- 
lich  sichtbarer  Wechsel  des  bisherigen  Rechtszustandes  war  bei 
ihnen  stets  leicht  zu  erreichen.  Nicht  so  bei  Liegenschaften, 
als  die  steigende  Kultur  auch  sie  in  den  Kreis  des  Rechtsver- 
kehrs zog. 

Der  Eigentümer  konnte  das  Grundstück  nicht  emporheben, 
es  in  die  Hand  des  Erwerbers  legen  und  so  allen  Leuten  zeigen, 
dass  er  nicht  mehr  dessen  Herr  sei. 

Bekanntlich  hat  das  deutsche  Recht  Rechtsformen  ausge- 
bildet, durch  welche  dieser  tatsächlich  unmögliche  Vorgang  in 
symbolischer  Weise  vollzogen  wurde. 

Wir  müssen  aber  berücksichtigen,  dass  Zeit  nötig  war, 
um  diese  Formen  zur  Ausbildung  zu  bringen.  Sobald  ein  Im- 
mobiliarverkehr entstand,  mag  sich  ja  überall  der  Brauch  von 
selbst  eingestellt  haben,  dass  die  Parteien  auf  dem  Grundstück 
gewisse  Handlungen  Vornahmen,  dass  der  bisherige  Eigenthümer 
einen  Theil  des  Grundstücks,  eine  Scholle  n.  dgl.,  dem  Er- 
werber überreichte  und  dann  aus  dem  Grundstück  herausschritt ; 
aber  gewiss  waren  überall  häufige  Wiederholungen  derartiger 
Fälle  nöthig,  bis  sich  an  diese  Handlungen  stets  die  gleichen 
rechtlichen  Folgen  knüpften,  bis  sie  Rechtsgeschäfte  wurden. 

Bis  sich  jedoch  ein  solches  Rechtsgeschäft  ausgebildet  hatte, 
war  ein  rechtlicher  Übergang  des  Eigentums  an  Liegenschaften 
durch  Rechtsübertragung  unmöglich.  Wirthschaftlich  mag  man 
schon  viel  früher  den  beabsichtigten  Zweck  erreicht  haben ; die 
aber  für  das  Recht  allein  entscheidende  Wirkung  trat  nicht 
ein:  der  neue  Erwerber  konnte  nicht  selbst  das  Gut  vor  Ge- 
richt verteidigen  oder  es  einklagen. 

Hätte  nun  das  Recht  die  prozessualische  Stellvertretung 
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gekannt,  so  hätte  es  den  neuen  Eigentümer  als  Stellvertreter 
des  früheren  vor  Gericht  zulassen  küunen.  Da  aber  das  nicht  der 
Fall  war,  so  blieb  dem  neuen  Erwerber  nichts  übrig,  als  sich 
an  den  früheren  zu  wenden;  dann  hatte  dieser,  der  dem  Recht 
ja  immer  noch  als  der  Eigentümer  galt,  den  Streit  auszu- 
fechten.  Dass  freilich  damit  keine  Sicherheit  für  den  Ver- 
kehr gegeben  war,  leuchtet  ein;  denn  war  der  neue  Erwerber 
Beklagter,  so  brauchte  bloss  der  von  ihm  benannte  frühere  Be- 
sitzer zu  erklären,  er  weigere  dem  Kläger  jede  Antwort,  so 
war  der  Kläger  nicht  im  Stande,  sein  Recht  zu  erhalten;  oder 
der  neue  Erwerber  seihst  war  Kläger,  dann  konnte  der  von 
ihm  Beklagte  ihm  entgegnen,  er  habe  ja  gar  kein  Recht  das 
Gut  einzuklagen,  und  weigerte  sich  dann  sein  Vorgänger,  dies 
für  ihn  zu  tun,  so  war  auch  er  ohne  rechtlichen  Schutz. 

Die  Kraft  der  Rechtsbildung  musste  daher  darauf  ge- 
richtet werden,  an  Stelle  dieser  Unsicherheit  Sicherheit  zu 
schaffen.  Nun  hätte  es  gewiss  nahe  gelegen,  die  Übertragungs- 
formen schnell  mit  einer  derartigen  Wirksamkeit  auszustatten, 
dass  sie  wie  bei  fahrender  Habe  so  auch  bei  liegendem  Gut  die 
volle  rechtliche  Herrschaft,  also  auch  die  gerichtliche  Vertretung 
in  die  Hand  des  Erwerbers  gelegt  hätten. 

Aber  das  deutsche  Recht  ist  diesen  Weg  nicht  gleich  ge- 
gangen, es  hat  erst  einige  Schritte  auf  einem  anderen  gethan. 
Es  hat  dein  früheren  Eigentümer  die  rechtlich  bindende  Ver- 
pflichtung auferlegt,  für  seinen  Nachfolger  einzutreten  oder 
vielmehr  als  noch  immer  fortdauernder  Eigentümer  die  einem 
solchen  znkommenden  prozessualischen  Rechte  und  Pflichten 
weiterhin  auszuüben.  Es  bildete  eine  Gewährschaftspflicht 
aus. 

Wollte  der  Beklagte  sein  Recht  damit  verteidigen , dass 
er  es  von  einem  Dritten  rechtmässig  erworben  zu  haben  be- 
hauptete, so  war  ihm  kein  anderer  Weg  offen,  als  diesen  Dritten 
als  Gewährsmann  zu  benennen,  und  dieser  Dritte  musste  wegen 
der  bestehenden  Gewährschaftspflicht  die  Gewähr  übernehmen. 

Dass  es  eine  Zeit  gegeben  hat,  in  der  diese  Art  der 
Verteidigung  die  einzige  und  in  Folge  dessen  die  Gewähr- 
schaftspflicht eine  allgemeine  war,  dafür  sind  noch  eine  Reihe 
sicherer  Anhaltspunkte  vorhanden. 

Zuerst  sei  daran  entwert,  dass,  wie  im  ersten  Kapitel  be- 
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reits  erwähnt  worden  ist,  in  der  Decretio  Childeberti  II.  von  596 
für  „Klagen*  auch  in  Bezug  auf  den  Immobiliarprozess  der 
Ausdruck  intertiare  gebraucht  wird  (siehe  oben  S.  23). 

Der  Ausdruck  intertiare,  der  sonst  nur  bei  Mobiliarklagen 
begegnet,  bedeutet,  so  sahen  wir,  die  Klageerhebung  durch 
Anefang,  er  bedeutet  den  objektiv  formulierten  Vorwurf  rechts- 
widrigen Besitzes,  er  bedeutet  die  Frage:  von  wem  hast  Du 
die  Sache?  er  veranlasst  den  Besitzer,  sich  auf  den  Dritten,  von 
dem  er  die  Sache  hat,  zu  berufen,  sich  an  die  dritte  Hand  zu 
ziehen,  den  Gewährsmann  zu  nennen.  Der  Ausdruck  intertiare 
besagt  also,  dass  dem  Beklagten  keine  andere  Vertheidigung 
als  die  der  Berufung  auf  den  Gewährsmann  gestattet  ist:  wird 
daher  der  Ausdruck  intertiare,  wie  in  unserer  Quelle,  schlecht- 
hin für  „Klagen“  gebraucht,  so  bedeutet  das,  dass  Überhaupt 
bei  jeder  Klage  nur  diese  Vertheidigung  gestattet  war.  Unsere 
Quelle  zeigt  uns  also,  dass  es  noch  zu  Ende  des  sechsten  Jahr- 
hunderts keine  andere  Vertheidigung  als  die  der  Berufung  auf 
den  Auktor  gab.  Entweder  der  Beklagte  gab  die  Klagebehaup- 
tung zu  oder  leugnete  sie  schlechtweg  oder  aber,  wenn  er  sich 
wehren  wollte,  benannte  er  den  Auktor.  Vielleicht  kann  man 
daraus  entnehmen,  dass  die  Berufung  auf  originären  Erwerb, 
auf  Okkupation,  erst  später  aufgekommen,  dass  die  Einrede  recht- 
mässigen Erwerbes  von  einem  Dritten  die  älteste  gewesen  ist. 
In  der  Bezeichnung  der  Klage  als  intertiare,  in  der  Nothwen- 
digkeit  also  den  Auktor  zu  stellen  und  in  dessen  Pflicht,  in  den 
Rechtsstreit  einzutreten,  sehen  wir  deutlich  den  ursprünglich 
strafrechtlichen  Charakter  auch  der  Immobiliarklage  ausge- 
drftckt1).  Wie  bei  der  Klage  um  Diebstahl  das  Dritthandver- 
fahren  denjenigen  zur  Antwort  zwingen  will,  der  den  Diebstahl 
begangen  hat,  so  ist  hier  der  Auktor  zu  stellen  als  derjenige, 
von  dem  das  Delikt  der  Landnahme  begangen  worden  ist. 

Zweitens:  in  einer  Reihe  merowingischer  Königsurkundeu 
aus  den  Jahren  692  bis  726  Anden  wir  die  ausdrücklich  dem 
Auktor  auferlegte  Pflicht,  die  Gewährschaft  zu  übernehmen.  Es 
sind  Scheinprozesse,  in  denen  der  Beschenkte  sich  vom  Schenker 
die  Schenkung  bestätigen  lässt;  der  Schenker  verpflichtet  sich, 
nöthigenfalls  jene  Auktorpflicht  zu  erfüllen.  Es  genügt,  als  Bei- 


*)  Brunner  BG  II  S.  616, 
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spiel  den  Inhalt  der  ersten  Urkunde  anzuführen.  König  Chlo- 
dowech  III.  bestätigt  dem  Abt  von  St.  Denis  Besitzungen,  die 
die  Nonne  Angantrude  soeben  dem  Kloster  geschenkt  zu  haben 
gerichtlich  anerkannt  hat. 

Er  fügt  zum  Schluss  der  Bestätigung  hinzu,  dass,  wenn 
dem  Kloster  späterhin  die  Nothwendigkeit  entstehen  sollte 
(fuerit  necessüas),  d.  h.  wenn  der  Besitz  von  Dritten  angefochten 
werden  würde,  dann  solle  die  Schenkerin  oder  ihre  Erben  das 
Kloster 

in  autericio  exinde  contra  quemlibet  studiant  definsare. 

Dann  also  soll  die  Schenkerin  als  frühere  Besitzerin  oder 
ihre  Erben  für  die  Beklagten  die  Gewährschaftspflicht  über- 
nehmen und  an  deren  Stelle,  die  sich  nach  den  Erfordernissen 
des  Rechts  auf  sie  berufen  werden,  in  den  Prozess  als  Partei 
eintreten  und  als  solche  dann  die  Rechtmässigkeit  der  Schen- 
kung beweisen  und  damit  das  Recht  der  Beschenkten  verthei- 
digen ; das  Verfahren,  in  dem  dies  zu  geschehen  hat,  wird  tech- 
nisch autoricium  genannt l).  Ganz  die  gleiche  Formel  findet 
sich  in  den  übrigen  Urkunden*). 

Drittens  kommt  eine  Formel  in  späteren  cavenser  Ur- 
kunden in  Betracht,  auf  die  bereits  Brunner  hingewiesen 
hat  *). 

In  diesen  Urkunden  handelt  es  sich  um  Schenkungen,  in 
denen  dem  Beschenkten  das  Recht  selbständiger  Defensio  ge- 
währt wird;  es  wird  also  in  ihnen  das  Gegentheil,  wie  in  den 
besprochenen  merowingischen  Königsurkunden  festgesetzt.  Die 
Beschenkten  brauchen  sich  nicht  auf  den  Schenker,  den  Auktor, 
zu  berufen;  sie  sollen  vielmehr  in  eigener  Person  den  Auktor 
vertreten  dürfen.  Das  wird  z.  B.  in  einer  Urkunde  von  993 
ausdrücklich  ausgemacht1).  In  einer  anderen  von  940  räumt 
der  Gewährschaftspflichtige,  der  Schenker,  dem  anderen  Theile 
die  Befugniss  ein: 

si  atäem  volueriiis  per  vos  ipsi  exinde  esse  auctores  et 

»)  Nr.  37.  DDM  p.  56  n.  64. 

*)  Nr.  39.  DDM  p.  60  n.  68  (695);  Nr.  53.  DDM  p.  67  n.  76  (709); 
Nr.  56.  DDM  p.  70  n.  79  (711);  Nr.  60.  DDM  p.  84  n.  94  (726). 

•)  Zeitschrift  für  Handelsrecht  XXJT  (1877)  S.  127. 

*)  Cod.  Cav.  HI  p.  6 n.  463. 
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defensores,  liceat  vos  vice  nostra  exinde  causare  et  omnia 
agere,  quamquam  nos  debuerimus,  et  vobis  eos  de- 
fensare l). 

Aus  diesen  Worten  geht  mit  der  allerbestimmtesten  Sicher- 
heit hervor,  dass  man  im  allgemeinen  noch  von  der  Anschauung 
ausging,  der  Auktor  habe  im  Zweifel  die  Pflicht  die  Gewähr- 
schaft  zu  übernehmen,  dass  man  es  aber  für  statthaft  hielt, 
bei  Einverst&ndniss  der  Parteien  im  Einzelfall  durch  ausdrück- 
liche Erklärung  diese  Pflicht  aufzuheben.  In  diesem  Zusammen- 
hang kann  auch  auf  eine  in  einer  septimanischen  Urkunde  von 
862  gebrauchte  Wendung  hingewiesen  werden.  Der  Beklagte 
behauptet,  er  habe  die  streitigen  Grundstücke  von  Petrus  ge- 
kauft; auf  diesen  seinen  Auktor  beruft  er  sich, 

qui  ipsas  res  mihi  in  legibus  autoricare  debet  *). 

In  den  späten  Zeiten,  denen  die  erwähnten  cavenser  Ur- 
kunden angehören,  konnte  der  Auktor  sich  selbst  von  dieser  von 
ihm  ausdrücklich  als  Regel  anerkannten  Verpflichtung  befreien, 
er  konnte  den  Erwerbern  das  Recht  einräumen,  ihn  zu 
vertreten,  loco  auctoris  stare vice  auctoris  zu  verhandeln. 
Das  hat  seinen  Grund  in  der  unten  noch  hervorzuhebenden 
Unbehülflichkeit  des  durch  die  Gewährschaftspöicht  bedingten 
Verfahrens,  zu  deren  Abhülfe  man  im  10.  Jahrhundert  aus 
eigner  Machtvollkommenheit  schreiten  konnte. 

Nicht  so  im  siebenten.  Das  zeigt  uns  eine  der  Marculf- 
schen  Formeln,  die  für  unsere  Frage  von  grosser  Wichtigkeit 
ist4).  In  dieser  Formel  gewährt  der  König  einem  Kirchen- 
fürsten auf  dessen  Vortrag,  es  seien  viele  der  Wohlthäter  der 
Kirche,  die  ihr  Schenkungen  gemacht  hätten,  erbenlos  verstor- 
ben, das  erbetene  Privileg,  dahin  lautend,  dass  wenn  jemand 
per  quodlibet  Ingenium  de  ipsas  res  eum  inquietare  volu- 
erit,  der  Bischof  seo  advocatus  eius  in  vice  auctorum 
suorum  causas  ipsius  licentiam  habeat  adsumendi  vel 


‘)  Cod.  Cav.  I p.  216  n.  168. 

*)  Nr.  359.  Vaissete  II  c.  331  n.  161.  LSch  p.  44  n.  64.  Th  p.  128  n.  94. 
*)  Das  ist  der  technische  Ausdruck  der  langobardischen  Quellen.  Vgl. 
Brunner  BG  II  S.  354  Anm.  2. 

♦)  Marc.  I 36  MGF  p.  66.  Auf  diese  Formel  weist  Brunner  Zeit- 
schrift für  Handelsrecht  XXII  8.  238  hin.  Vgl.  jetzt  auch  Brunner  BG  II 
S.  364  Anm.  2,  616  Anm.  22. 
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omulUindi,  et  per  eorutn  instrumenta  aut  de  annis  ipsa 
rem,  uiule  tune  a quemlibet  mquietare  videntnr,  partibus 
ecclesiae  . . . cum  aequitatis  ordine  respondendi  vel  omal- 
landi  scu  per  annis  contra  quemeumque  sacicndi. 

Also  ein  königliches  Privileg,  das  an  Stelle  des  strengen 
Rechts  den  ordo  aequitatis  setzt,  ist  erforderlich,  damit  der  Bi- 
schof in  eigenem  Namen  klagen  und  auf  eine  Klage  antworten 
könne.  Und  zwar  dann,  wenn  der  Auktor  erbenlos  verstorben, 
eine  Berufung  auf  ihn  also  unmöglich  geworden  ist. 

An  und  für  sich  also  wäre  in  einem  solchen  Fall  nach 
dem  strengen  Recht  jede  Vertheidiguug  ausgeschlossen  gewesen ; 
nur  durch  ein  königliches  Privileg  wird  eine  vereinfachte  Art 
der  Vertheidigung  ermöglicht;  der  Privilegierte  darf  sich,  wie 
wenn  er  selbst  der  erste  Erwerber  wäre,  auf  originären  Be- 
sitzerwerb oder  auf  Urkunden  berufen. 

Der  Rechtszustand  also,  unter  dem  ein  solches  königliches 
Privileg  ert heilt  werden  konnte,  hatte  noch  keine  Formen  für 
einen  wirklichen  Verkehr  mit  Liegenschaften  gefunden.  Der 
schwache  Ersatz  für  rechtswirksame  Ubertragungsformen  war 
lediglich  die  strenge  Verpflichtung  des  Besitzers,  seinen  Auktor 
zu  benennen,  und  dem  entsprechend  die  streuge  Verpflichtung 
des  Auktors,  der  an  ihn  gerichteten  Aufforderung  Folge  zu 
leisten. 

Wollte  mau  nach  Analogie  späterer  Zustände  einwenden, 
auch  damals  habe  die  Verpflichtung  des  Auktors  nur  dann  be- 
standen, wenn  ausdrücklich  das  Recht  des  augenblicklichen  Be- 
sitzers darum  bestritten  wurde,  weil  das  Recht  seines  Rechts- 
vorgängers anfechtbar  war,  so  muss  erwidert  werden,  dass  eben 
diese  Unterscheidung  erst  von  dem  Augenblick  eintreten 
konnte,  in  welchem  dem  Besitzer  ein  eigenes  Recht  an  der 
Sache,  das  auf  der  Übertragungsform  beruhte,  znerkannt  war; 
in  jener  ältesten  Zeit  handelte  es  sich  überhaupt  nur  um  das 
Recht  des  Auktors,  sobald  Rechtserwerb  von  einem  Dritten  der 
Klage  eutgegengehalten  wurde. 

Es  war  natürlich,  dass  sich  dieser  Rechtszustand,  der  nur 
eine  Vertheidigung  durch  Anktorstellung  gestattete,  nicht  halten 
konnte. 

Es  gelang  dem  Recht,  eine  wahrhaft  rechtsbegründende 
Übertragungsform  auch  von  Liegenschaften  auszubilden:  die 
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Investitur,  zunächst  die  anf  dem  Grundstück  selbst  vorgenom- 
mene, körperliche  Übertragung  und  Besitzräumung  verbindende 
reale  Investitur,  später  die  ausserhalb  des  Grundstücks  voll- 
zogene symbolische,  der  sich  an  Stelle  des  thatsäclilichen  exire 
ein  se  exitum  dicere  anschloss,  als  hauptsächlichste  und  bei  allen 
Stämmen  angewendete  Form  die  investitura  per  cartam,  als  In- 
vestitur durch  förmliche  Urkundenbegebung. 

Damit  war  auch  für  den  Prozess  eine  breitere  Grundlage 
gewonnen. 

Überall,  wo  eine  Investitur,  sei  es  eine  reale  oder  eine 
symbolische,  stattgefunden  hatte,  genügte  es,  auf  sie  das  Recht 
zu  stützen.  Darum  wurde  die  Frage,  ob  eine  solche  stattge- 
funden hatte,  zum  Beweise  gestellt.  Der  Beklagte  entgegnete 
jetzt,  wenn  er  sich  auf  Rechtserwerb  von  einem  Dritten  be- 
rufen wollte,  so,  dass  er  behauptete,  durch  reale  oder  symbo- 
lische Investitur  habe  er  den  Besitz  erworben,  und  dann  hatte 
er,  nicht  der  frühere  Besitzer,  diese  Investitur  zu  beweisen. 
Nur  in  einem  Falle  musste  die  Berufung  anf  den  Dritten  bei- 
behalten werden;  dann,  wenn  ausdrücklich  dessen  Recht  zur 
Vornahme  der  Investitur  in  Zweifel  gezogen  wurde. 

Das  nun  ist  der  Zustand,  den  uns  im  allgemeinen  die 
Quellen  der  fränkischen  Zeit  zeigen. 

Es  sollen  zunächst  die  wenigen  Stellen  der  Volksrechte, 
in  denen  von  der  Berufung  auf  den  Auktor  die  Rede  ist,  er- 
wähnt werden. 

In  Betracht  kommt  einmal  eine  Stelle  der  Lex  Ribuaria  l). 
In  ihr  wird  noch  die  alte  strenge  Gewährschaftspflicht  (virire 
— defendere  debent)  erfordert  in  dem  Fall,  dass  die  Über- 
tragungsurkunde angefochten  wird  und  der  Aussteller  oder  seine 
Erben  noch  leben.  Der  Beklagte  also,  so  können  wir  annehmen, 
hatte  sich  auf  investitura  per  cartam  berufen;  darauf  aber  hatte 
der  Kläger  behauptet,  die  Urkunde  sei  rechtsungültig,  weil  der 
Gewährsmann  sie  nicht  habe  ausstellen  dürfen  oder  durch  ihre 
Ausstellung  ein  klägerisches  Recht  verletzt  habe.  Derartige 
Fälle  sind,  wie  wir  sehen  werden,  auch  urkundlich  häufig  be- 
zeugt. Ich  möchte  jedoch  nicht  mit  Heusler  mich  so  ausdrücken, 

’)  Lex  Rib.  59,  6:  Quod  si  vindetw  (venditor)  vel  berede»  suae  sujter- 
vixerint,  ipsi  teitamentum  virire  debent  aut  multa  incurrere. 

HUbner,  tränk  ImmoblllarprozeM.  8 
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dass  eine  in  gehöriger  Form  über  das  Rechtsgeschäft  aufge- 
noinmene  Urkunde  Ersatz  für  Stellung  des  Gewährsmanns  ge- 
boten habe  '),  sondern  der  stattgehabte  rechtswirksame  Akt  der 
Übertragung  ist  das  entscheidende.  War  er  durch  Urkunden- 
begebung geschehen,  so  war  sie  das  Beweismittel ; war  er  körper- 
lich vorgenommen  worden,  so  musste  die  körperliche  Investitur 
mit  zugegen  gewesenen  Zeugen  bewiesen  werden.  Wird  die  Ur- 
kunde angefochten,  so  wird  damit  behauptet,  das  durch  sie 
vollzogene  Rechtsgeschäft  sei  ungültig  gewesen.  Es  ist  der 
Akt  der  Investitur,  dessen  rechtswirksame  Vollziehung  von 
der  einen  Partei  behauptet,  von  der  anderen  bestritten  wird. 

Eigenthümiich  ist  eine  als  Extravagante  zur  Lex  Salica 
bezeichnete  Stelle,  ein  Stück  aus  einer  frühestens  in  der  Mitte 
des  9.  Jahrhunderts  in  Italien  entstandenen  Privatarbeit  *).  Sie 
stellt  den  Satz  auf,  Niemand  dürfe  etwas  anderes  sterchire  nisi 
quod  ei  ex  hereditate  venit;  d.  h.,  wenn  das  ungewöhnliche  Wort 
sterchire  mit  bestärken  (firmare)  übersetzt  werden  darf,  Niemand 
soll  in  Betreff  einer  anderen  als  einer  ererbten  Sache  sein 
eigener  Gewährsmann  sein8).  Also  scheinbar  wieder  die  ganze 
Strenge  des  Prinzips  der  Gewährschaftspflicht;  denn  dass  ver- 
storbene Erblasser  nicht  herangezogen  werden  konnten,  hat 
sich  immer  von  selbst  verstanden.  Die  Stelle  fährt  nun  aber 
folgendermassen  fort:  bei  anderen  (also  nicht  ererbten)  Sachen 
aber,  die  ein  Franke  von  einem  Franken  erwirbt  und  jener,  der 
sie  verkauft  hat  (vendü),  lebt,  da  muss  der  Erwerber  beweisen, 
dass  sie  der  Verkäufer  am  Tage  des  Verkaufs  quieto  ordine 
besass,  und  zwar,  wie  wir  hinzufügen  können,  dadurch,  dass  er 
den  Auktor  benannte.  Hiergegen,  contra  istum  d.  h.  gegen  den 


')  Qewere  S.  33. 

*)  Extravagante  B.  VII,  bei  Behrend  S.  122,  123;  bei  Hessels  S.  421: 
Nihil  homo  sterchire  dehet  nisi  quod  ei  ex  hereditate  venit.  Alias  [rero  res], 
quas  Francus  adquirit  ex  Franco  homine,  et  Ule  rivus  est  qui  vendit,  liebet 
ille  alias , qui  ex  eo  comparacit,  probare  quia  in  sua  proprietale  habebat  eo 
die  illas  res  quando  ille  vendidit  quieto  ordine,  et  postea  dari  testes  contra 
illum.  Et  si  ille  mortuus  est,  qui  vendidit,  debet  probare  quia  illo  die  quando 
sibi  vendidit  [in  sua]  proprietate  habebat  quieto  ordine,  et  mortuus  est,  et  non 
debet  ille  [alios]  testes  dare  super  istius  testes. 

*)  So  ungefähr  übersetzt  B ehrend  die  Stelle  in  seinem  Wortregister 
S.  159. 
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Auktor,  können  vom  Kläger  Zeugen  gestellt  werden.  Also  dann 
tritt  der  Auktor  als  Partei  ein.  Ist  er  aber  gestorben,  so  muss 
der  Käufer  beweisen,  wiederum  dass  sein  Auktor  Besitzer  quieto 
ordine  war,  ausserdem,  dass  er  gestorben  war;  und  stellt  er 
dafür  Zeugen,  so  darf  der  Kläger  nicht  Zeugen  dagegen  auf- 
stellen. Also  hieraus  würde  sich  ergeben,  dass  jedes  auf  Grund 
eines  Kaufgeschäftes  erlangte  Eigenthura,  wenn  es  bestritten 
wurde,  nur  durch  Berufung  auf  den  Auktor  bewiesen  werden 
konnte.  Ich  glaube  jedoch  nicht,  dass  man  die  Stelle  in  dieser 
Allgemeinheit  verstehen  darf;  denn  zahlreiche  Urkunden  aus 
jener  Zeit  zeigen  uns,  dass  durch  Kauf  erworbener  Besitz  stets 
in  erster  Linie  durch  die  Kaufurkunde  bewiesen  wurde;  erst 
wenn  diese  bestritten  wurde,  oder  wenn  eine  solche  nicht  vor- 
handen war,  kam  der  Auktor  in  Betracht.  Diese  Beschränkung 
also  muss  auch  für  unsere  Stelle  gelten ; sie  spricht  zwar  nicht 
davon,  dass  nur  unter  gewissen  Bedingungen  das  in  ihr  ge- 
schilderte Verfahren  praktisch  wurde,  wir  haben  aber  anzu- 
nehmen, dass  auch  von  ihr  die  rechtliche  Verpflichtung,  statt 
des  sterchire  den  Auktor  zu  benennen,  nur  in  den  angegebenen 
Fällen  verlangt  wurde.  Will  man  jedoch  die  Stelle  wörtlich 
interpretieren,  so  muss  man  sie  zu  den  oben  besprochenen 
Quellenzeugnissen  zählen  und  in  ihr  ein  Zeichen  dafür  erblicken, 
dass  auch  noch  in  jener  Zeit  die  theoretische  Ansicht  von  dem 
Standpunkt  ausging,  es  sei  stets  der  Auktor  zu  benennen,  da- 
mit er  als  Partei  in  den  Prozess  eintrete  und  selbst  sein  Becht 
beweise. 

In  diesen  Zusammenhang  gehört  ferner  eiue  wichtige  Stelle 
des  bairischen  Volksrechts.  Es  sei  bemerkt,  dass  im  Mobiliar- 
prozess der  fränkischen  Zeit  die  durch  Anefang  angeschlagene 
Sache,  wenn  sich  der  Besitzer  auf  einen  Gewähren  berief,  dem 
im  Gericht  erschienenen  Gewähren  übergeben  wurde,  damit  er 
nun  prozessualisch  für  die  Sache  einstehen  konnte ').  Das  ent- 
sprechende bezweckt  nach  dem  bairischen  Volksrecht  bei  Im- 
mobilien das  Rechtsgeschäft  der  Firmatio  *).  Die  Firmatio  ist  ein 


’)  Brunner  BG  II  S.  504  ff. 

rj  „Über  das  finnare  des  älteren  bairischen  Rechts“  handelt  Merkel 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte  II  (1863)  S.  101  — 174;  vgl.  ferner  Heusler 
Gewere  S.  31  ff.;  Biuuner  Rechtsgeschichte  der  Urkunde  I (1880)  S.  266 


Digitized  by  Google 


116 


dem  bairischen  Recht  eigentümlicher  rechtsförmlicher  Akt, 
durch  den  eine  vollzogene  Veräusserung  anerkannt  wird. 
Sie  besteht  in  der  Wiederholung  des  Traditionsaktes  von  Seiten 
des  Anerkennenden.  Sie  wird  zumal  bei  Schenkungen  auf  den 
Todesfall  und  bei  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
verwendet,  häufig  alle  fünf  Jahre  wiederholt.  Die  nochmalige 
Vornahme  eines  bereits  rechtsgültig  vollzogenen  Rechtsgeschäfts 
soll  diesem  eine  erhöhte  Sicherheit  geben.  Ganz  in  der  gleichen 
Funktion  verwendet  nun  das  bairische  Volksrecht  die  Firmatio 
im  Liegenschaftsprozess ').  Es  hat  Jemand  von  einem  anderen 
ein  Grundstück  gekauft.  Ein  Dritter  erhebt  gegen  den  Käufer 
Klage.  Nun  wendet  sich  der  Beklagte,  der  Käufer,  an  seinen 

bis  2(59;  meine  Abhandlung  über  die  donatione*  post  obitum  and  die 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niesebrauchs  im  älteren  deutschen  Hecht 
(1888)  S.  57  ff. ; und  jetzt  als  für  die  Ausführungen  im  Text  besonders  mass- 
gebend die  Bemerkungen  Brunners  KO  II  S.  516. 

l)  Lex  Baiuw.  App.  IV : De  bis  qui  propriam  alodem  vendunt  vel  quas- 
runquc  res,  et  ab  emptore  alter  abstrahere  roluerit  et  sibi  sociarct  in  patri- 
monium,  tune  dicat  emptor  ad  venditorem : Terrain,  aut  quaecunque  fuerit  res, 
abstrahere  mihi  mit  vicinus  meus,  dicens  quod  sua  fuerit.  Et  iste  respondet: 
Ego  quod  tibi  donai-i,  cum  lege  Integra  et  verbis  testificatione  firmare  colo. 
Super  septein  noctes  fiat  constitutum.  Si  dicit,  cum  utrisque  utraeque  partes 
comeniunt:  Cur  invadere  conaris  territorium  quod  ego  iuste  iure  hereditatis 
donnii  ? Ille  idius  contra : Cur  meum  donare  debuisti,  quod  antecessores  mei 
antea  tenuerunt?  Iste  vero  dicit  : Eon  ita,  sed  mei  antecessores  tenuerunt  et 
mihi  in  alodem  reliquerunt,  et  restita  est  illius  manu*  cui  tradidi  et  firmare 
volo  cum  lege.  Si  statim  voluerit,  liberam  habeat  potestatem.  Sin  autem, 
postea  super  tres  dies  aut  quinque  aut  certe  septem  ea  ratione  firmet.  Per 
quatuor  angulos  campi  aut  designatis  terminis  per  haec  cerba  tollat  de  ipsa 
terra,  rel  aratrum  circumducat,  vel  de  herbis  aut  ramis,  silva  si  fuerit:  Ego 
tibi  tradidi  et  legitime  firmdbo  per  temas  vice*.  Dicat  haec  cerba  et  cum 
dextera  manu  tradat,  c«m  sinistra  vero  porrigat  toadium  huic , qui  de  ipsa 
terra  eum  mallat,  per  haec  cerba  : Ecce  wadium  tibi  do,  quod  terram  ttiam 
alteri  non  do,  legem  faciendo.  Tune  ille  alter  suscipiat  wadium  et  donet 
illum  cicessoribus  istius  ad  legem  faciendum.  Si  causa  fuerit  inter  illos 
pugnae,  dicat  ille  qui  wadium  susccpit:  Iniuste  territorium  meum  alteri  fir- 
masti,  id  est  farsuiroios ; ipsum  mihi  debes  reddere  et  cum  duodecim  solidis 
componere.  Tune  spondeant  pugnam  duorum  et  ad  Dei  pertinent  iudicium. 
Sin  autem,  cum  sacramento  se  defendat,  id  est  cum  duodecim,  quod  suam 
terram  iniuste  non  firmaret  alteri  nec  suae  ditioni  restitue re  deberet,  nee  cum 
duodecim  solidis  componere.  — Es  ist  falsch,  mit  Merkel  einen  Unterschied 
zwischen  der  ausserprozessualischen  und  der  prozessualischen  Firmatio  anzu- 
nehmen; in  beiden  Fällen  ist  und  bezweckt  sie  dasselbe. 
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Gewährsmann,  den  Verkäufer,  uud  macht  ihm  von  der  Klage- 
erhebung Mittkeilung.  In  dieser  Mittheilung  liegt  die  Auf- 
forderung an  den  Verkäufer,  die  Gewährschaft  zu  übernehmen. 
Dann  mag  jener  sich  dazu  bereit  erklären;  mit  den  Worten 
ego  quod  tibi  donavi  cum  lege  Integra  et  verbis  testißcatione  firmnre 
volo  erklärt  er,  in  der  vom  Recht  vorgeschriebenen  Form  die 
Finuatio  vornehmen  zu  wollen.  Wir  können  aus  diesen  Worten 
entnehmen,  dass  das  bairische  Gesetz  zugleich  Fälle  im  Sinue 
hat,  in  denen  sich  der  Angesprochene  weigern  kann,  möglicher- 
weise weil  der  Beklagte  versehentlich  oder  wissentlich  sich  an 
einen  Dritten  gewendet  hat,  der  gar  nicht  Gewährsmann  ist. 
Die  rechtsförmliche  Firmatio  findet  nun  nach  einer  Frist  von 
sieben  Nächten  vor  Gericht  statt.  Nachdem  der  Kläger  nun- 
mehr dem  Gewährsmann  gegenüber  seine  Klage  formuliert  hat 
und  zwar  dahin,  dass  er  widerrechtlich  ihm  nicht  gehöriges 
Eigen  übertragen  habe,  und  nachdem  eventuell  eine  neue  Frist 
verstrichen  ist,  nimmt  dieser  die  Firmatio  vor.  Es  geschieht  in 
der  Art,  dass  er  durch  körperliche  Investitur  nochmals  das  Grund- 
stück überträgt  und  zugleich  dem  Kläger  durch  Überreichung 
eines  Wadium  sich  verpflichtet,  als  Partei  auf  den  gegen  ihn 
gerichteten  Klagevorwurf  zu  antworten.  Damit  hat  sich  der 
Prozess  aus  einem  zwischen  Kläger  und  Besitzer  in  einen 
zwischen  Kläger  und  Gewährsmann  geführten  verwandelt.  Vor- 
her aber  ist  die  Investitur  an  den  Beklagten  wiederholt  worden. 
Gegenüber  also  dem  hervorgehobenen  Verfahren  im  Mobiliar- 
prozess wird  hier  nicht  eine  Übertragung  des  Streitgegenstandes 
an  den  Auktor  vorgenommen1).  Im  Gegentheil,  die  Vestitur 
erfolgt  seitens  des  Auktors  zu  Gunsten  des  Beklagten.  Aber 
dadurch,  dass  der  Auktor  die  Vestitur  vornimmt,  nicht  also  ein 
neues  Rechtsgeschäft  vollzieht,  sondern  das  früher  von  ihm  voll- 
zogene feierlich  und  förmlich  anerkennt,  zeigt  er  zugleich  in 
der  unzweideutigsten  Weise,  dass  er  die  Folgen  jenes  früheren 
Rechtsgeschäftes  auf  sich  zu  nehmen  gewillt  ist.  Ist  der  Ge- 
währsmann nicht  im  Stande,  die  Vertheidigung  durchzuführen, 


')  Brunner  weist  KG  II  S.  616  Anm.  24  darauf  hin,  dass  eine  der- 
artige Uebertragung  dem  späteren  sächsischen  Recht  auch  bei  Immobilien 
bekannt  war,  äsp  Ldr.  III  83  g 3. 
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so  muss  er  das  Grundstück  an  den  Klüger  herausgeben  ').  Dann 
aber  hat  der  ursprünglich  Beklagte  gegen  ihn  einen  Anspruch 
auf  Ersatz. 

Ein  Beispiel  für  einen  solchen  Fall  bietet  uns  eine  bairische 
Urkunde  von  828  ’).  Wir  können  ihr  folgenden  Thatbestand 
entnehmen.  Ein  gewisser  Chonorat  hatte  wider  die  Freisinger 
Kirche  um  den  Ort  Smeoha  Klage  erhoben.  Die  beklagte  Kirche 
hatte  sich  auf  ihren  Gewährsmann  Alprich  bezogen,  der  ihr  den 
Ort  geschenkt  hatte.  Alprich  war  als  Auktor  in  den  Prozess 
eingetreten;  aber  ipsam  traditionem  firmare  et  stabilire  non  potuit. 
Vielmehr  war  der  Ort  an  den  Kläger  herausgegeben  worden. 
Nun  verlangte  die  Kirche  von  Alprich  Schadensersatz,  und 
der  Königsbote  befiehlt  ihm,  legalüer  iustüiam  facere ; er  voll- 
zieht darauf  eine  neue  Schenkung  an  die  Freisinger  Kirche. 

Wir  sehen  also,  auch  im  bairischen  Recht  tritt  die  Be- 
rufung auf  den  Gewähren  nur  dann  ein,  wenn  der  Kläger  die 
Gültigkeit  des  von  jenem  vollzogenen  Rechtsgeschäfts  bestreitet; 
dann  genügt  es  nicht,  dass  sich  der  Beklagte  auf  die  Investi- 
tur beruft;  dann  muss  vielmehr  der  Auktor  selbst  sein  Recht 
zur  Investitur  beweisen.  Das  bairische  Recht  steht  also  auf 
dem  gleichen  Standpunkt,  den  uns  vorhin  die  Lex  Ribuaria 
zeigte;  seine  Eigenthttmlichkeit  beruht  nur  in  der  besonderen 
rechtsförmlichen  Art,  in  der  der  Auktor  sich  seiner  Gewähr- 
schaftspfiicht  unterzieht. 

Dieses  Ergebniss  der  bisherigen  Erörterungen,  die  Beschrän- 
kung der  ursprünglich  allgemeinen  Nothwendigkeit  den  Auktor 
in  den  Rechtsstreit  hereiuzuziehen , auf  diejenigen  Fälle,  in 
denen  entweder  ein  rechtsgültiger  Übertragungsakt  nicht  be- 
wiesen werden  konnte  oder  in  denen  das  Recht  des  Auktors  aus- 
drücklich angefochten  wurde,  bestätigt  sich,  wenn  wir  die  ein- 
zelnen urkundlich  überlieferten  Prozesse  betrachten,  in  denen 
der  Auktor  eintrat. 

Von  den  merovingischen  Scheinprozessen  ist  schon  oben  die 
Rede  gewesen;  es  findet  sich,  wie  hervorgehoben,  in  ihnen  der 
technische  Ausdruck  autoriäum  (S.  109  f.). 

Neben  diese  Königsurkunden  ist  eine  im  wesentlichen  mit 


')  Brunner  BQ  II  S.  617. 

•)  Nr.  260.  Meich.  I 2 p.  278  n.  630. 
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ihnen  übereinstimmende  Formel  zu  stellen;  sie  schildert  gleich- 
falls einen  Scheiuprozess  der  besprochenen  Art1). 

Um  einen  wirklichen  Rechtsstreit  dagegen  handelt  es  sich 
in  einer  der  Sammlung  von  Angers  angehürigen  Formel.  Im 
Gericht  des  Grafen  wird  wegen  unrechtmässigen  Betretens  von 
Weinbergen,  also  wegen  Besitzstörung,  Klage  erhoben.  Darauf 
erwidern  die  Beklagten: 

quod  audore  habebant  legüimo  nomen  iUo  maiore,  qui  ipsa 
vinia  ad  eos  dedissi*). 

Den  Beklagten  wird  durch  Urtheil  auferlegt,  diesen  Auktor 
in  einem  neuen  Termin  zu  stellen,  anderenfalls  die  Weinberge 
zu  revestieren.  Wenn  hier  Berufung  auf  den  Auktor  erfolgt, 
so  geschieht  es  möglicherweise,  weil  ein  rechtsgültiger  Erwerbs- 
akt nicht  behauptet  werden  kann;  ja  es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  unsere  Formel  noch  der  Zeit  angehört,  die  einen  rechts- 
gültigen Erwerbsakt  von  Liegenschaften  noch  nicht  kannte,  so 
dass  hier  kein  anderes  Mittel  als  Auktorbenennung  möglich  war. 
Übrigens  verwendet  auch  sie  den  technischen  Ausdruck  unteri- 
cium *).  Eine  mit  ihr  zusammengehörige  Formel  zeigt  dann, 
was  in  diesem  autericium  geschieht:  der  Beklagte  bleibt  aus, 
worüber  dann  dem  Kläger  eine  Notitia  ausgestellt  wird4). 

Auf  Auktorbeweis  bezieht  es  sich  auch,  wenn  in  einer 
anderen  fränkischen  Formel  der  Kläger  den  Beklagten  fragt, 
durch  wen  er  sich  zur  Sache  ziehe  (sacire);  allerdings  vermag 
in  diesem  Fall  der  Beklagte  dann  einen  anderen  Rechtsgrund 
anzugeben,  indem  er  sich  auf  Erwerb  durch  Erbgang  beruft 5). 

Mit  dieser  Formel  nah  verwandt  ist  eine  Urkunde  aus  der 
Bretagne  von  869;  der  Kläger  fragt  den  Beklagten, 


')  Nr.  65.  Suppl.  Form.  Marc.  2 MGF  p.  107. 

*)  Nr.  20.  Form.  Andec.  n.  47  MGF  p.  21. 

')  Siehe  die  Erklärung  von  Zu urner  MGF  p.  21.  — Ein  ähnlicher 
Ausdruck  findet  sich  auch  in  einer  Formel  des  Liber  Papiensis  (zu  Liutpr.  69). 
Die  Parteien  berufen  sich  auf  je  eine  Drkunde,  die  beide  von  zwei  Brüdern  aus- 
gestellt sind.  Sie  sollen  im  Beweistermin  die  Urkunden  vorlegen  und  zeigen, 
dass  die  eine  vom  einen,  die  andere  vom  anderen  Bruder  ausgestellt  sei. 

Dann  heisst  es:  et  si  nullus  ex  fratribus  renerit  in  auctoritutem 

*)  Nr.  22.  Form.  Andec.  n.  53  MGF  p.  23. 

•)  Nr.  71.  Form.  Sal.  Merk.  n.  27  MGF  p.  251. 
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quem  auctorem  luxbebat  vd  ex  cuius  datu  tenebat] 
der  Beklagte  bekennt  dann, 

nullum  auctorem  usurcapionis 

zu  haben;  offenbar  wird  aus  Mangel  an  anderen  Beweismitteln 
der  Auktorbeweis  gewählt1). 

Ein  ausführliches  urkundliches  Beispiel  für  den  Fall,  dass 
der  Auktor  gestellt  wurde,  weil  ein  rechtsfünnlicher  Erwerbs- 
akt nicht  behauptet  oder  bewiesen  werden  konnte,  bietet  aus 
dem  Gebiet  des  fränkischen  Rechts  folgendes  septimanisches 
Placitum. 

Im  Jahre  893  erhebt  der  Vogt  des  Bischofs  von  Nimes 
wider  einen  gewissen  Rostagnus  Klage  um  die  von  Bischof 
Christianus  von  Nimes  der  dortigen  Marienkirche  geschenkte 
und  mehr  als  dreissig  Jahre  im  Besitz  des  Bisthums  gewesene 
villa  Patronianicus.  Der  Beklagte,  so  heisst  es, 

eas  retinebat  et  auctorem  in  placitum  habere  potebat  ho- 
minem  nomine  Aimardo. 

Es  wird  ihm  durch  zweizüngiges  Urtheil  auferlegt,  binnen 
vierzig  Nächten  den  Auktor  zu  stellen  oder  die  Villa  heraus- 
zugeben. Im  neuen  Termin  aber  erklärt  der  Beklagte, 

et  se  manifeste  fecit  quod  ipso  Aimardo  auctore  habere 
non  potebat,  nec  in  isto  placito  nec  in  cdm. 

Darauf  wird  er  noch  gefragt,  ob  er  irgend  ein  sonstiges  Be- 
weismittel (scripturas  aut  ullum  inditium  verüatis)  habe,  und,  da 
er  das  verneint,  verurtheilt  *).  Also  er  hatte  offenbar  aus  Mangel 
an  irgend  einem  Beweise  für  eine  stattgehabte  Übertragung 
gleich  zuerst  einen  Auktor  genannt. 

Es  kommt  auch  vor,  dass,  wie  es  in  einer  burgundischen 
Urkunde  von  870  geschieht*),  derjenige,  der  das  streitige 
Grundstück  übertragen  hat,  von  der  Partei  sofort  mit  in  das 
Gericht  gebracht  wird;  auch  hier  wird  man  annehmen  können, 
dass  von  vornherein  die  Führung  des  Beweises  durch  Auktorbe- 
nennung  beabsichtigt  wurde. 

Eine  bereits  erwähnte  septimanische  Gerichtsurkunde  vom 


*)  Nr.  377.  Cart.  de  Redon  p.  172  n.  242. 

*)  Nr.  141.  IKnard  p.  16  n.  3.  Germer-Durand  p.  17  n.  8.  Th  p. 
167  n.  114 

•)  Nr.  406.  Ptourd  p.  153. 
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Jahre^862"gewährt  dagegen  ein  anschauliches  Bild  eines  Pro- 
zesses, in  dem  auf  den  Auktor  darum  zurückgegriffeu  werden 
muss,  weil  bestritten  wird,  dass  er  zum  Abschluss  des  Rechts- 
geschäfts berechtigt  war,  auf  das  der  Erwerber  sich  beruft. 

Im  Grafengerichte  zu  Narbonne  erhebt  der  Vertreter  des 
Abtes  Richimirus  von  Carcassonne  Klage  wider  eiuen  gewissen 
Savigildus  um  Ländereien  im  Territorium  von  Narbonne,  die  dem 
Kloster  gebühren,  weil  sie  ihm  von  einem  gewissen  Peter  und 
seiner  Frau  durch  Urkunde  übertragen  worden  seien,  und  an 
denen  das  Kloster 

leyitimam  vestituram  seu  et  amplius 
gehabt  habe,  Beklagter  aber 

hoc  invasit  de  Worum  potestate  malum  ordine  iniuste  in- 
fra  istos  dttos  umtos  et  exblatavit  Itoc  iniuste. 

Also  Kläger  beruft  sich  auf  Schenkung  und  Besitz.  Dem 
gegenüber  giebt  Beklagter  zwar  zu,  dass  er  im  Besitz  der 
Streitgegenstände  sei;  set  non  malum  ordine  nec  iniuste;  zugleich 
beruft  er  sich  sowold  auf  eine  Kaufurkunde  als  auch  auf  den- 
selben Peter,  seinen  Gewähren,  qui  ipsas  res  mihi  in  legibus  auto- 
ricure  debet.  Das  auffallende,  dass  der  Beklagte  sich  auf  Ur- 
kunden und  Auktor  beruft,  erklärt  sich  daraus,  dass  er  nicht 
erst  abw'artet  bis  der  Kläger  ausdrücklich  die  Rechtsgültigkeit 
der  Urkunde  bestreitet,  sondern  er  thut  sogleich  das,  was  dann 
erforderlich  war,  er  nennt  den  Auktor. 

Also  beide  Parteien  leiten  ihr  Recht  von  dem  gleichen 
Auktor  ab;  mit  anderen  Worten,  Kläger  bestreitet,  dass  der 
Auktor  des  Beklagten  zur  Rechtsübertragung  an  diesen  berech- 
tigt war. 

Das  Gericht  erkennt  auf  Präsentation  des  Auktors  durch 
den  Beklagten. 

Nach  fünfzehn  Tagen  findet  das  gebotene  Gericht  vor  einem 
Beauftragten  des  missus  comüis  statt.  Beklagter  präsentiert  seine 
Urkunde  und  seinen  Auktor.  Das  Gericht  lässt  zunächst  die  Ur- 
kunde verlesen ; sie  ergiebt,  dass  der  Beklagte  die  Grundstücke 
von  Peter  gekauft  hat.  Dieser  wird  nun  gefragt: 

si  vellis  autoricare  ipsas  res  ad  iamdido  Savigildo. 

Er  erklärt,  er  könne  es  nicht,  denn  er  habe  zwar  die  Ur- 
kunde ausgestellt,  aber  vorher  habe  er  dieselben  Sachen  dem 
Kloster  tradiert.  Dies  beweist  nun  auch  noch  der  Kläger 
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seinerseits,  indem  er  die  erste  Traditionsurkunde  vorlegt;  der 
Auktor  erkennt  sie  an.  Darauf  wird  dieser,  der  Auktor,  verur- 
theilt, 

iU  su  /m  recognitionem  exinde  scriptisque  fedsset. 

Dann  muss  auch  der  Beklagte,  nachdem  er  in  üblicher  Weise 
nach  weiteren  Beweismitteln  gefragt  worden  ist,  die  Erklärung 
abgeben,  keine  mehr  zu  haben,  worauf  dann  auch  er  zur  schrift- 
lichen Verzieh tleistimg  verurtheilt  wird.  Wir  sehen  aus  diesem 
Beispiel  besonders  deutlich,  wie  durchaus  der  in  den  Prozess 
eintretende  Gewährsmann  als  Partei  behandelt  wurde ; auch  gegen 
ihn  wird  ein  Urtheil  gefällt1). 

Hierher  gehört  auch  eine  cluniacenser  Urkunde  von  948; 
auch  liier  beruft  sich  der  Beklagte  auf  eine  Urkunde,  die  der- 
selbe Dritte  ausgestellt  haben  soll,  von  dem  der  Kläger  sein 
Recht  erworben  zu  haben  behauptet.  Aber  auch  hier  dringen 
die  Beklagten  nicht  durch,  und  zwar  ist  es  hier  der  Auktor 
selbst,  der  ihnen  den  beabsichtigten  Beweis  unmöglich  macht; 
er  weigert  sich,  die  von  ihnen  vorgclegten  Urkunden  anzuer- 
kennen (non  autoruavü)  und  als  Partei  einzutreten.  Damit 
sind  die  Beklagten  natürlich  beweisfällig  geworden“). 

Rechnet  man  die  vorher  bei  der  bairischen  Firmatio  be- 
sprochene bairische  Urkunde  hinzu,  so  sind  mit  diesen  Fällen 
die  aus  den  nicht  italienischen  Gebieten  stammenden  Beispiele 
der  Berufung  auf  den  Auktor  erschöpft*). 

Es  bleibt  daher  jetzt  eine  Betrachtung  der  italienischen 
Quellen  übrig.  Auch  hier  begegnen  uns  die  gleichen  Grund- 
sätze. Es  soll  das  zunächst  an  einigen  urkundlichen  Beispielen 
gezeigt  werden;  daran  wird  sich  die  Erörterung  einiger  Formeln 
des  Liber  Papiensis  knüpfen. 

Der  Rechtssatz  zunächst,  dass  dann,  wenn  andere  Beweise 
nicht  vorhanden  waren  oder  nicht  ausreichten,  auf  den  Auktor 


')  Vgl.  über  diese  Urkunde  auch  Heusler  Gewere  S.  34. 

*)  Nr.  520.  Chart,  de  Cluny  1 p.  671  n.  719.  Th  p.  191  n.  130. 

*)  Denu  wenn  in  einer  septimanischen  Urkunde  von  935  (Nr.  534. 
Vaissete  V c.  222  n.  98)  der  Beklagte  sieh  auf  Schenkung  beruft  und  er- 
klärt: hubemus  teste«  et  authores,  worauf  dann  im  Bewcistermin  Zeugen  des 
Beklagten  sein  auf  Schenkung  beruhendes  Eigeuthum  beweisen,  so  ist  wohl 
hier  der  Ausdruck  authores  nicht  im  technischen  Sinne  verwendet  und  nur 
ein  Pleonasmus  neben  festes. 
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Bezug  genommen  wurde,  ergiebt  sich  sehr  deutlich  aus  einer 
farfenser  Urkunde  von  838.  Der  Abt  von  Farfa  klagt  gegen 
vier  Brüder  um  gewisse  von  Gualipertus  laut  vorgelegter  Ur- 
kunde an  das  Kloster  verkaufte  Güter.  Hiergegen  legen  die 
Beklagten  andere  Urkunden  vor,  durch  welche  sie  die  Güter 
käuflich  erworben  haben  wollen.  Aber 

ipsae  cartulae  de  suprascriptis  gemuinis  non  habebant 
XXX o annis ; 

sie  waren  darum  nicht  beweiskräftig  und  nützten  den  Beklagten 
nichts.  Sie  werden  daher  gefragt: 

hubetis  audorem  de  ipsis  rebus.  qwie  in  istis  vestris  car- 
tulis  continetUur,  an  non ? 

Sie  müssen  das  vereinen: 

audorem  non  habemus  nec  habere  possumus,  qui  nobis 
ipsam  portionem  Gualiperti  defendat ; nec  nos  eandem 
portionem  per  aliquem  modum  defendere  possumus. 

Sie  müssen  daher  die  Güter  herausgeben '). 

Vor  dem  Erzbischof  von  Mailand  als  Königsboten  erhebt 
859  der  Vogt  des  Ambrosiusklosters  wider  Lupo  Klage,  der 
widerrechtlich  Grundstücke  besässe,  die  dem  Kloster  von  Aripert 
verliehen  worden  seien.  Der  Beklagte  behauptet,  ihm  sei  der 
Hof  und  das  Kloster  vom  vorsitzeuden  Erzbischof  als  Benefl- 
cium  verliehen, 

et  exinde  parte  ipsius  d.  Angilberti  archiepiscopus,  qui 
mihi  eam  in  benefitio  dedit,  audorem  abeo  d dare  posso. 

Aber  im  anberaumten  ßeweistermin 

ipse  Lupus  decatevit  de  ipso  audore  et  dirit  quod  eam  dare 
non  poterit. 

Merkwürdig  ist  in  dieser  Urkunde  das  weitere  Verfahren; 
denn  nun  legt  der  Kläger  seine  beiden  Urkunden  vor  (die 
Schenkungsurkunde  des  Aripert  und  die  Rttckverleihungsur- 
kunde  an  ihn);  darauf  wird  der  Beklagte  nochmals  gefragt, 
ob  er  einen  Auktor  stellen  oder  irgend  andere  Beweise  erbringen 
könne,  was  er  zum  zweiten  Male  verneint.  Und  zwar  fügt  er 
nun  hinzu,  er  habe  sein  möglichstes  gethan  und  dem  Erzbischof 
von  dem  Termin  Anzeige  gemacht,  aber  dieser  habe  sich  ihm 
gegenüber  geweigert  und  ihm  gesagt  quod  nullo  modo  ei  exinde 


*)  R.  di  Farfa  II  p.  232  n.  282. 
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auctor  esse.  Dann  vollzieht  der  Beklagte  die  Bevestitur  per 
fuste.  Es  findet  dann  schliesslich  ein  dritter  Termin  vor  dem 
Erzbischof  statt,  in  dem  dieser  seinerseits  die  Erklärung  ab- 
giebt,  dass  die  betreffenden  Güter  nicht  an  den  Beklagten  aus- 
geliehen werden  dürften.  Darauf  endlich  wird  das  Urtheil  ge- 
sprochen ‘). 

Als  im  Jahre  963  zu  Salerno  wider  Roffus  um  Grundstücke 
zu  Barbaciano  geklagt  wird,  erklärt  der  Beklagte,  sie  seien 
sein  Eigenthum, 

et  audorem  inde  abeo,  qui  rebus  ipsa  mihi  benumdedi. 

Es  wird  ihm  auferlegt,  ihn  zu  stellen*). 

Wie  hier  Auktorbenennung  das  einzige  Beweismittel  ist, 
so  auch  in  einer  weiteren  bereits  in  der  Einleitung  bespro- 
chenen süditalienischen  Urkunde  aus  derselben  Sammlung3). 

Der  Beklagte  erwidert  auf  die  Klage,  das  streitige  Grund- 
stück sei  ihm  von  der  Maximuskirche  ad  pastenandum  verliehen 
worden,  et  audorem  inde  lunbere  pars  ipsius  hecclesie.  Im  Be- 
weistermin stellt  er  den  Abt.  Nachdem  dieser  sich  das  frag- 
liche Grundstück  au  ürt  und  Stelle  hat  zeigen  lassen,  erklärt 
er,  es  gehöre  allerdings  zur  Kirche,  und  er  habe  es  dem  Be- 
klagten ad  pastenandum  gegeben.  Nun  wendet  sich  der  Kläger 
an  den  Abt,  wirft  diesem  widerrechtlichen  Besitz  vor,  worauf 
dann  der  Streit  zwischen  ihnen  weiter  geführt  wird. 

Wenn  in  einer  anderen  cavenser  Urkunde4)  durch  Urtheil 
jeder  der  beiden  Parteien  auferlegt  wird,  ihren  Vater  zu  stellen 
ad  ipsa  diffinitionem , so  kann  das  wohl  nur  als  eine  von  den 
alten  strengen  Rechtsregeln  nicht  mehr  abhängige  freie  An- 
ordnung des  Gerichts  angesehen  werden,  ebenso  wenn  in  einer 
anderen  cavenser  Urkunde  dem  Kläger,  dem  gegenüber  der 
Beklagte  ohne  die  vorgelegte  Urkunde  zu  bestreiten  lediglich 
die  Klagethatsache  in  Abrede  stellt,  aufgegeben  wird,  im 
nächsten  Termin  mit  seiner  Mutter,  die  nach  der  vorgelegten 
Urkunde  die  streitigen  Besitzungen  erworben  hat,  wieder  zu  er- 
scheinen (plicare)s). 

*)  Cod.  Lang.  c.  341  n.  207.  Fumagalli  p.  326. 

*)  Cod.  Cav.  II  p.  14  n.  222. 

•)  Cod.  Cav,  III  p.  31  n.  480  (995).  Siehe  oben  S.  7. 

4)  Cod.  Cav.  II  p.  300  n.  426  (990). 

")  Cod.  Cav.  II  p.  167  n.  339. 
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Auch  in  einer  italienischen  Urkunde  finden  wir  es,  dass 
die  Partei  ihren  Auktor  gleich  mitgebraclit  hat.  Es  handelt 
sich  um  den  Beweistermin ; der  Beklagte  legt,  wie  er  im  ersten 
Termin  gelobt  hat,  eine  Urkunde  vor.  Ausserdem  aber  stellt 
er  gleichzeitig  seinen  Auktor, 

qui  mihi  campum  ipsum  per  ipea  cartula  tulit; 
von  diesem  Auktor  war  im  ersten  Termin  noch  gar  nicht  die 
Rede  gewesen.  Nun  stellt  sich  heraus,  dass  die  produzierte  Ur- 
kunde sich  auf  einen  ganz  anderen  Ort  bezieht;  also  der  Be- 
klagte wird  wohl  gewusst  haben,  wie  schwach  es  mit  seiner 
Urkunde  bestellt  war;  aber  anstatt  den  Versuch  eines  Urkunden- 
beweises erst  gar  nicht  zu  wagen,  tbut  er  es  doch;  freilich 
kann  ihm  auch  der  Auktor  nicht  helfen,  denn  nun  bestreitet 
der  Kläger,  dass  dieser  zu  einer  Tradition  an  den  Beklagten 
berechtigt  gewesen  wäre,  und  beweist  das  Recht  der  von  ihm 
vertretenen  Kirche  durch  eine  Urkunde.  Darauf  muss  der 
Auktor  ausdrücklich  erklären,  seinerseits  die  Identität  des  Feldes 
oder  dreissigjährigen  Besitz  nicht  beweisen  zu  können  •). 

Beispiele  für  Auktorbenennnng,  weil  dessen  Berechtigung  be- 
stritten wird,  bieten  folgende  italienische  Urkunden. 

Eine  luccheser  Urkunde  vom  Jahre  815.  Der  Vogt  der  Mar- 
tinskirche klagt  wider  Suave  um  Weinberge  zn  Brancoli.  Im  zwei- 
ten Termin  wendet  der  Beklagte  ein,  er  habe  die  Weinberge  von 
Gheiprandus  ad  lavorandum  erhalten;  er  zeigt  eine  diesbezüg- 
liche Urkunde,  ein  libellum,  vor.  Nun  entgegnet  der  Kläger, 
dies  libellum  könne  der  Kirche  nicht  entgegenstehen,  denn  die 
Weinberge  hätten  gar  nicht  dem  Gheiprandus  gehört.  Darauf 
wird  vom  Gericht  an  den  Beklagten  die  Frage  gerichtet: 
si  aberd  audore  de  vinie  ille  an  non. 

Also  das  Recht  des  Rechtsvorgängers  w’ird  bestritten;  dar- 
um reicht  die  Urkunde  nicht  ans.  Nun  ist  aber  im  vorliegen- 
den Fall,  wie  der  Beklagte  erklärt,  der  Auktor  gestorben ; dafür 
aber  erbietet  sich  der  Beklagte,  zu  beweisen,  dass  wirklich  der 
Auktor  die  Weinberge  an  ihn,  den  Beklagten,  durch  jene  Urkunde 
tradiert  habe.  Es  ist  sehr  auffallend,  dass  das  Gericht  auf  diesen 
Beweis  erkennt;  denn,  auch  wenn  er  gelänge,  würde  er  ja  den 
Einwurf  des  Klägers,  dass  der  Auktor  kein  Recht  zu  der  Tra- 


')  M.  di  Lucca  IV  2 app.  p.  64  n.  51. 
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dition  gehabt  habe,  gar  nicht  entkräften.  Aber  der  Beklagte 
kann  den  Beweis  nicht  führen,  und  so  ergeht  ein  Urtheil  zu 
Gunsten  des  Klägers '). 

Eine  nur  sehr  lückenhaft  überlieferte  ravennatische  Ur- 
kunde von  838  berichtet,  wie  der  Beklagte  im  Beweistermin  in 
Erfüllung  des  Beweisurtheils  eine  Urkunde  vorlegt;  sie  allein 
genügt  aber  nicht;  das  Gericht  verlangt  auch  noch  die  Vorlage 
einer  emphyteutischen  Urkunde.  Weun  nun  der  Beklagte  er- 
klärt, er  habe  eine  solche  nicht,  könne  auch  keinen  Auktor 
stellen,  so  zeigt  sich  auch  hier  wieder,  wie  dies  letzte  Beweis- 
mittel dann  in  Anwendung  zu  kommen  hatte,  wenn  die  Stich- 
haltigkeit der  übrigen  bestritten  wurde’). 

Einen  der  oben  erörterten  septimanischeu  Urkunde  ver- 
wandten Fall  sehen  wir  in  dem  umfangreichen  mailänder  Pla- 
citum  von  844;  die  Beklagten  berufen  sich  auf  eine  Urkunde, 
durch  die  sie  die  streitigen  Besitzungen  von  demselben 
Dritten  erworben  haben  wollen,  von  dem  auch  Kläger  ihr  Recht 
herleiten.  Wie  oben  kommt  es  daher  auch  hier  znr  Stellung 
des  Auktors,  und  dieser  weigert  sich  auch  hier,  für  die  Be- 
klagten einzutreten  *). 

Fenier  möge  noch  kurz  auf  eine  sehr  interessante  luccheser 
Urkunde  von  847  hingewiesen  werden.  Die  Beklagten  berufen 
sich  auf  eine  Urkunde  und  benennen  ausserdem  secundum  textum 
cartule  den  Sohn  des  Schenkers  als  Auktor  (man  vergleiche  die 
merowingischen  Diplome,  in  denen  der  Schenker  für  sich  und 
seine  Erben  die  Gewährschaft  übernimmt).  Dieser  Sohn  der 
Schenkerin  tritt  nun  zwar  als  Auktor  in  den  Rechtsstreit  ein; 
er  kann  aber  nicht  beweisen,  dass  sein  Vater  rechtmässiger 
Eigenthtimer  gewesen  sei,  d.  h.  dass  er  die  Güter  dreissig  Jahre 
besessen  habe.  Der  Kläger  aber  kann  seinerseits  mit  Zeugen 
dreissigjährigen  Besitz  der  von  ihm  vertretenen  Kirche  beweisen. 
In  Folge  dessen  wird  der  Auktor,  da  er  Partei  ist,  zur  Heraus- 
gabe des  Guts  und  zum  Ersatz  der  Früchte  verurtheilt 4). 


*)  Mem.  4i  Lucca  V 2 p.  239  n.  397.  Mnratori  Ant.  I c.  537. 

*)  Fantuzzi  II  p.  5 n.  2.  Ve»i  doc.  I p.  86. 

*1  Cod.  Lang.  c.  265  n.  154.  Fumagalli  p.  240.  Mnratori  Aut.  I c.  467. 
\ Mein,  di  Lucca  V 2 p.  386  n.  648.  Hur&tori  Ant.  I c.  627.  Zu 
vergleichen  i»t  Brunner  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  S.  369,  371,  879. 
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Jetzt  endlich  sind  noch  einige  hierhergehörige  Formeln  des 
Liber  Papiensis  zn  betrachten. 

Einmal  eine  Formel  zu  Liutprand  c.  78.  Wir  sahen  schon, 
in  diesem  Gesetz  wird  bestimmt,  dass  in  causae  regales  statt 
der  dreissigjährigen  eine  vierzigjährige  Verjährungszeit  gelten 
solle.  Am  Schluss  wird  hinzugefügt,  dass  Niemand  von  einem 
servus  oder  aUUo  des  Königs  etwas  erwerben  könne,  ebenso- 
wenig, wie  von  einem  servus  oder  aldio  eines  Anderen. 

Hierauf  bezieht  sich  die  zweite  Formel  des  Liber  Papiensis '). 
Ein  königlicher  Vogt  erhebt  Klage  wegen  unrechtmässigen  Be- 
sitzes. Der  Beklagte  behauptet,  das  Grundstück  sei  sein  Eigen, 
Donatus  habe  es  ihm  verkauft.  Darauf  verlangt  der  Kläger 
Stellung  des  Auktors:  da  vadia  de  audore.  Warum?  Offenbar 
weil  der  Beklagte  keine  Urkunde  vorlegen  oder  Zeugen  stellen, 
also  keine  Investitur  beweisen  kann.  Stellt  nun  der  Beklagte 
den  Auktor,  so  verhandelt  der  Kläger  nunmehr  gegen  diesen. 
Ein  anderer  Fall  aber  ist,  dass  der  Beklagte  erklärt:  in  loco 
audoris  volo  stare.  Dann  aber  muss  er  eine  Urkunde  vorzeigen 
können.  Dann  kann  der  Kläger  diese  Urkunde  aufechten  durch 
die  Behauptung,  der  Aussteller  sei  servus  de  parle  publica  ge- 
wesen, und  dann  muss  der  Beklagte  beweisen,  dass  er  frei  war, 
oder  der  Kläger,  dass  er  Höriger  war.  Also  der  Beklagte  kann 
auch  erklären,  ich  will  an  Stelle  des  Auktors  verhandeln;  und 
zwar  kann  er  das,  wie  im  vorliegenden  Fall  angenommen  wer- 
den muss,  aus  zwei  Gründen,  einmal  weil  er  eine  carta  hat, 
ferner  weil  der  Auktor  verstorben  oder  sonst  nicht  stellbar  ist. 
In  diesem  Ausdruck  loco  audoris  stare  klingt  immer  noch,  wie 
in  jener  Ermächtigung  zu  eigener  defensio,  der  wir  in  den 
cavenser  Urkunden  begegneten,  die  alte  Auffassung  nach,  die 
nur  ein  Verhandeln  mit  dem  Auktor  kannte,  und  von  der  aus 
ein  jedes  Antworten  des  Beklagten  auf  Grund  eigeuen  Rechtes 
als  ein  loco  audoris  stare  erscheinen  musste.  Wie  in  jenem 
alten  königlichen  Defensiousprivileg  *)  der  Beschenkte  in  vice 
audorum  prozessieren  durfte,  d.  h.  scheinbar  zwar  als  Stellver- 
treter der  Auktoren.  als  Vertreter  ihrer  Rechte,  thatsächlich 
aber  eben  gerade  als  Vertreter  eigenen  Rechts,  so  bedeutet 

')  L.  P.  Formal  zu  Liutpr.  77  (78). 

*)  Marculf  I 36. 
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auch  in  der  Formel  das  hco  auctoris,  dass  der  Beklagte  ohne 
Rücksicht  auf  den  Auktor  selbst  sein  eigenes  Recht  beweisen 
will ; wobei  unerheblich  ist,  wie  er  das  thut.  Die  wissenschaft- 
liche Theorie  scheint  aber,  wie  wir  bereits  oben  ans  der  Extra- 
vagante zur  Lex  Salica  entnahmen,  in  Italien  noch  lange  unter 
dem  Banne  der  alten  Anschauung  gestanden  zu  haben,  die  eine 
rechtmässige  Verteidigung  nur  in  der  Benennung  und  Stellung 
des  Auktors  sah. 

Desshalb  konnte  eine  Glosse  zu  den  Worten  unserer  For- 
mel pro  loco  auctoris  rolo  stare  die  Erklärung  hinzufügen : pro 
usu  secundum  quosdam  asinos;  secundum  valentes  numquam  Lango- 
bardus  stat  hco  auctoris.  Also  die  neueren  Rechtsgelehrten 
glaubten  sich  gegen  die  in  der  Praxis  übliche  Form  der  Ver- 
teidigung erklären  zu  müssen,  da  sie,  vom  Standpunkt  des 
alten  Verfahrens  ja  mit  gutem  Grund,  in  der  eigenen  Ver- 
teidigung des  Beklagten  eine  Stellvertretung  des  eigentlich 
zum  Prozessieren  verpflichteten  Auktors  erblickten.  Und  da  sie 
eben  in  dieser  Antwort  des  Beklagten  einen  Widerspruch  gegen 
das  langobardische  Recht  erkannten,  das  mit  besonderer  Strenge 
die  prozessualische  Stellvertretung  verbot , so  erklärten  sie  eine 
solche  Antwort  für  unerlaubt.  Gerade  wegen  dieser  Strenge 
des  langobardischen  Rechts  erklärt  es  sich,  dass  in  Italien  der 
besprochene  Brauch  aufkam,  sich  vom  Schenker  das  Recht  der 
Selbstverteidigung  ausdrücklich  zusprechen  zu  lassen. 

Des  äusseren  Zusammenhangs  wegen  soll  hier  eine  Formel 
zu  Wido  c.  5 besprochen  werden,  die  eigentlich  nicht  hierher 
gehört,  weil  in  ihr  vom  Kläger  die  Rede  ist.  Das  Gesetz  selbst 
verbietet,  auf  Grund  einer  nicht  vom  berechtigten  Eigentümer 
ausgestellten  cartula  fremde  Grundstücke  in  Besitz  zu  nehmen. 
Nun  ist  der  Fall  der  Formel  der:  Martinus  erhebt  wider  Petrus 
Klage  wegen  unrechtmässigen  Besitzes.  Der  Beklagte  beruft 
sich  auf  Erwerb  durch  Erbschaft  seines  Vaters  und  fragt  den 
Kläger,  welches  Recht  er  habe.  Kläger  zeigt  eine  von  Marc- 
vardus  ausgestellt  mrta.  Darauf  fragt  der  Beklagte:  vis  dort 
audorem  an  vis  stare  hco  auctoris?  Also  die  carta  genügt 
nicht,  und  zwar  darum,  weil  das  Recht  ihres  Ausstellers  ange- 
fochten  wird,  der,  wie  Beklagter  behauptet,  das  Grundstück 
gewaltsam  in  Besitz  genommen  habe.  Also  ein  Fall,  wie  er 
uns  auch  in  den  Urkunden  begegnet  und  der  durchaus  dem 
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übriggebliebenen  Rest  der  ursprünglich  allgemeinen  Gewähr- 
schaftspflicht entspricht.  Aber  warum  nun  die  Doppelfrage? 
Der  Kläger  antwortet  auf  sie:  in  loco  auctoris  colo  sture.  Dar- 
auf aber  entgegnet  ihm  der  Beklagte:  non  debes  tu  stare  in 
loco  auctoris,  nämlich  desshalb  nicht,  weil  eben  der  Besitz  des 
Auktors  ein  gewaltthätig  erworbener  war. 

Ähnlich  liegt  die  Sache  iu  der  im  § 2 der  Expositio  zu 
dieser  Stelle  gegebenen  Formel.  Dem  Anselmus  ist  eine  Sache 
widerrechtlich  entzogen.  Der  Besitzergreifer  Albertus  verkauft 
sie  an  Rainaldus.  Anselmus  erhebt  Klage  gegen  Rainaldus; 
er  fragt:  quid  tibi  pcrtinet  ad  requirendum?  Rainaldus  beruft 
sich  auf  die  von  Albertus  ausgestellte  Verkaufsurkunde.  Darauf 
richtet  Anselmus  die  Frage  an  ihn:  vis  stare  auctoris  loco  vel 
vis  audorem  dare?  Er  erklärt:  auctoris  loco  stare  volo ; aber 
Anselmus  entgegnet:  das  kannst  Du  uicht,  denn  Du  durftest 
Dich  nicht  in  den  Besitz  setzen,  bevor  Dein  Auktor,  Albertus, 
rechtmässig  erworben  hatte,  also  musst  Du  nach  dem  Gesetz 
ihn  stellen.  Er  timt  das,  und  nun  wird  zwischen  Albertus  und 
Anselmus  verhandelt. 

Warum  wird  nun  aber  die  Partei  überhaupt  gefragt,  ob 
sie  loco  auctoris  stare  wolle,  wenn,  wie  doch  sie  sowohl  als  der 
Gegner  wissen  müssen,  dass  das  Gesetz  es  gar  nicht  erlaubt? 
Mir  scheint  keine  andere  Erklärung  möglich  als  folgende.  Zur 
Zeit  als  die  langobardischen  Juristen  die  in  Rede  stehenden 
Formeln  abfassten,  war,  wie  wir  gesehen  haben,  die  allgemeine 
Gewährschaftspflicht  längst  ersetzt  uud  nur  dann  noch  von 
einer  solchen  die  Rede,  wenn  der  Besitzer  entweder  keinen  gül- 
tigen Erwerbsakt  beweisen  konnte  oder  aber  seine  Rechtsbe- 
hauptung wegen  mangelnden  Rechts  des  Auktors  bestritten 
wurde.  Das  letztere  nun  ist  in  unseren  Formeln  der  Fall;  sie 
lassen,  wenn  wir  ihre  knappen  nur  die  hervorstechendsten  Sta- 
dien erwähnenden  Reden  ergänzen,  ungefähr  folgenden  Gang 
des  Rechtsstreits  erkennen. 

Die  Partei  beruft  sich  auf  Erwerb  durch  Kaufgeschäft;  sie 
legt  die  Kaufurkunde  vor,  durch  deren  Begebung  das  Geschäft 
perfekt  geworden  ist.  An  und  für  sich  würde  sie  damit  einen 
rechtsgültigen  Erwerbsakt  angegeben  haben,  der  sie,  da  der 
Beweis  in  der  Urkunde  gegeben  ist,  legitimiert  hätte.  Aber  iu 
den  Formeln  ficht  der  Gegner  die  Urkunden  an,  weil  der  Auk- 

Hübner,  frank.  Imniobiliarprozes-*.  0 
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tor  nicht  berechtigt  gewesen  war,  sie  auszustellen.  Nun 
also  tritt  die  Pflicht  der  Gewährenstellung  ein.  Alles  dies  liegt 
in  den  Worten:  vis  dare  audorcm?  d.  h.  wenn  Du  Dich  weiter 
vertheidigen  willst,  so  schaffe  gefälligst  Deinen  Auktor  herbei; 
oder  willst  Du  das  nicht,  willst  Du  Dich  etwa  mit  der  blossen 
Behauptung  des  Rechtserwerbs  begnügen,  fragt  der  Gegner 
weiter,  vis  stare  loco  auctoris,  willst  Du  Dich  der  Pflicht,  den 
Auktor  zu  stellen,  entziehen,  willst  Du,  anstatt  dass  er  mit  mir 
verhandelt,  weiter  (nicht  als  dessen  Stellvertreter,  sondern)  statt 
seiner  mit  mir  streiten  ? Die  Partei  erklärt  beidemale,  sie  wolle 
das  letztere ; sie  versucht  also,  ob  sie  mit  der  bequemeren  Art 
der  Beweisführung  durchdringen  könne.  Aber  der  Gegner  macht 
sie  darauf  aufmerksam,  dass  das  vom  Gesetz  nicht  erlaubt 
werde.  In  der  ersten  Formel  bleibt  (so  scheint  es)  der  Kläger 
dabei.  Damit  aber  ist  er  um  sein  Beweisrecht  gekommen  (im  vor- 
liegenden Fall  hätte  er  es,  da  er  die  Urkunde  hat),  und  der 
Gegner  beweist,  dass  der  Auktor  kein  Recht  gehabt  habe.  In 
der  zweiten  Formel  stellt  er  den  Auktor.  So  scheinen  mir  die 
Formeln  einen  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  übereinstimmen- 
den Sinn  zu  ergeben. 

Es  bleibt  noch  eine  Formel  des  Liber  Papiensis  anzuführen  '). 
Der  Beklagte  beruft  sich  zur  Vertheidigung  seines  Besitzes  auf 
einen  Tausch:  Donatus  commutavit  mecum.  Sofort  entgegnet 
der  Kläger:  da  wadkitn  de  auctore.  Also  ohne  Weiteres  muss 
der  Beklagte  seinen  Beweis  durch  Stellung  des  Gewähren  führen. 
Es  entspricht  dies  dem  Gesetz,  zu  welchem  die  Formel  gehört, 
in  dem  von  demjenigen  die  Rede  ist,  der  ein  Grundstück 
einem  anderen  als  Tauschgegenstand  gegeben  hat,  dann  aber, 
als  ein  Dritter  dasselbe  als  sein  Eigen  in  Anspruch  nimmt, 
jenen  defendere  non  potuerit,  also  als  Auktor  in  den  Prozess  einge- 
treten sein  Recht  auf  jenes  Grundstück  nicht  behaupten  kann. 

In  erwünschtester  Weise  sagt  uns  nun  aber  das  Gesetz 
selbst,  warum  hier  der  Beweis  sogleich  durch  Stellung  des 
Auktors  geführt  werden  muss:  darum  nämlich,  weil  das  Tausch- 
geschäft ohne  Urkundenbegebung  abgeschlossen  worden  ist. 
Es  heisst  nämlich,  der  zu  leistende  Schadensersatz  müsse  abge- 
schätzt werden  und  zwar  in  den  hier  gemeinten  Fällen  (de  his 

*)  Formel  zu  Liutpr.  llö  (116). 
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catisis),  desslialb  weil  cartolam  commtUationis  aut  vinditionis  home- 
nis  inter  se  non  faciunt. 

Also  wir  sehen  aus  dieser  Gesetzesstelle  und  der  zu  ihr 
gehörigen  Formel  deutlich,  dass  das  alte  Recht  der  Ziehung 
auf  den  Gewähren  da  in  Geltung  geblieben  ist,  wo  eine  Ur- 
kunde über  die  Vollziehung  der  Investitur  nicht  vorhanden  ist, 
so  wie  nach  den  Ergebnissen  der  anderen  besprochenen  Stellen 
diese  Beweisart  auch  dann  zur  Verwendung  kam,  wenn  die 
Wirksamkeit  eines  solchen  Übertragungsaktes  wegen  mangeln- 
den Rechtes  des  früheren  Besitzers  bestritten  wurde. 

Die  ursprünglich  allgemeine  Pflicht  der  Benennung  des 
Gewähren  ist,  wie  das  Gesagte  ergiebt,  im  Laufe  der  fränki- 
schen Zeit  auf  diese  zwei  bestimmten  Fälle  beschränkt  worden. 
Zugleich  hat  sich  damit  die  prozessualische  Bedeutung  der  Be- 
rufung auf  den  Auktor  verändert.  Sie  war,  wie  wir  sahen, 
ursprünglich  eine  die  rechtsförmliche  Antwort  verweigernde 
Klageerwideruug.  Der  Beklagte,  der  sich  zu  einem  Gewähren 
zog,  erklärte  damit  selber  nicht  verpflichtet  zu  sein  als  Partei 
auf  die  Klage  sich  einzulassen.  Der  Auktor  muss  als  Partei 
in  den  Prozess  eintreten.  Das  muss  er,  wie  wir  sahen,  auch 
noch  in  den  beiden  Fällen,  in  denen  sich  die  Auktorbenennung 
als  nothweudig  erhalten  hat.  Man  könnte  also  sagen,  dass 
auch  noch  am  Ende  der  fränkischen  Zeit  in  diesen  beiden 
Fällen  die  Berufung  auf  den  Auktor  den  Charakter  einer  Ver- 
weigerung der  Streiteinlassung  sich  bewahrt  hat.  Doch  das 
beträfe  nur  die  Bezeichnung.  Wichtig  aber  ist  folgender  Punkt. 
Eben  weil  ursprünglich  die  Berufung  auf  den  Auktor  eine  die 
technische  Antwort  verweigernde  Klageerwiderung  war,  war 
sie  überall  gestattet,  obwohl  im  übrigen  materielle  Einreden 
noch  unerlaubt  waren.  Sie  war  darum  die  einzige  Art,  in 
der  derivativer  Rechtserwerb  in  der  Klagebeantwortung  der 
Klage  entgegengehalten  werden  konnte.  Wollte  der  Beklagte 
sein  Recht  damit  behaupten,  dass  er  es  aus  dem  Recht  eines 
Dritten  herleitete,  so  musste  er  diesen  Dritten  als  Auktor  in 
den  Streit  ziehen.  Materiellrechtliche  und  prozessrechtliche 
Gründe  kamen  also  zusammen,  um  eine  andere  Art  der  Ver- 
teidigung auszuschliessen.  Die  materiellrechtlichen  waren,  dass 
es  noch  keine  reehtswirksame  Übertragungsform  von  Liegen- 
schaften gab,  die  prozessrechtlichen  waren,  dass  es  noch  keine 

9* 
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Einreden  gab.  Hierin  nun  trat  im  Lauf  der  fränkischen  Zeit 
eine  Änderung  ein.  Die  im  materiellen  Recht  liegenden  Be- 
hinderungen fielen  fort;  es  bildeten  sich  rechtswirksame  Über- 
tragungsformen von  Liegenschaften  (die  Investitur,  insbesondere 
die  Investitur  durch  Urkundenbegebung)  aus,  und  diese  Thatsache 
wirkte  auch  auf  das  Prozessrecht:  neben  der  Berufung  auf  den 
Auktor  wurde  die  Berufung  auf  die  Übertragung,  auf  das 
Rechtsgeschäft  möglich,  d.  h.  eine  Einrede  im  eigentlichen 
Sinn. 

Berief  sich  nun  der  Beklagte  auf  einen  rechtsgeschäftlichen 
Erwerbsakt,  d.  h.  also  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  auf  eine  In- 
vestitur per  cartam,  so  war  es  natürlich,  dass  er  sich  auf  die 
Urkunde,  durch  die  er  sein  Recht  erworben  hatte,  stützte. 
So  trat  neben  die  Berufung  auf  den  Gewähren  die  Berufung 
auf  die  Urkunde.  Es  ist  schon  auf  den  Satz  des  Lex  Ribu- 
aria  hingewiesen  worden,  dass  der  Beklagte,  der  sich  auf  eine 
Urkunde  berufe,  ohne  Tangano  auf  die  Klage  antworten  könne  ■). 
Wir  dürfen  aus  dieser  ausdrücklichen  Bestimmung  entnehmen, 
dass  damit  etwas  Neues  eingeführt,  oder  wenigstens  einer  neuen 
Übung  zum  ersten  Mal  gesetzliche  Anerkenung  zu  Theil  wurde. 
Nach  altem  Recht  wäre  ein  Antworten  ohne  Tangano,  d.  h.  ein 
Verweigern  einer  rechtsförmlichen  Antwort,  nur  bei  Berufung 
auf  den  Gewähren  möglich  gewesen.  Dann  konnte  der  Beklagte, 
ohne  formell  durch  Zugeben  oder  Leugnen  sich  auf  die  Klage- 
worte zu  beziehen,  rechtsunförmlich  (ohne  Tangano)  erklären, 
nicht  er,  sondern  der  Gewährsmann  sei  zur  Verantwortung  zu 
ziehen,  denn  er  leite  sein  Recht  von  diesem  Gewährsmann 
her.  Nun  bestimmte  das  Gesetz,  auch  wenn  er  eine  Urkunde 
in  Händen  habe,  dürfe  er  von  einem  formellen  Leugnen  der 
Klageworte  absehen,  dürfe  er  erklären,  er  besässe  nicht  mit 
Unrecht,  sondern  auf  Grund  einer  Urkunde.  So  gestattet  also 
der  Besitz  einer  Urkunde  dem  Beklagten,  sich  mit  einer  mate- 
riellen Einrede,  mit  der  Behauptung  derivativen  Rechtserwerbes, 
zu  vertheidigen.  Da  die  Berufung  auf  einen  Gewähren  zu- 
nächst, wie  wir  sahen,  den  Charakter  einer  den  Einlass  wei- 
gernden Klageerwiderung  behielt,  so  ist  möglicherweise  die  Be- 
rufung auf  eine  Urkunde  die  erste  materielle  Einrede,  die  das 

l)  Lex  Rib.  59,  8.  Vgl,  oben  S.  106. 
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fränkische  Prozessrecht  ansbildete.  Dass  aber  auch  sie  zu- 
nächst noch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Verweigerung  einer 
rechts  förmlichen  Antwort  aufgefasst  worden  ist,  sehen  wir  z. 
B.  aus  einer  langobardischen  Formel1),  die  den  Beklagten, 
der  im  Besitz  einer  Urkunde  ist,  auf  die  Klage  erwidern  lässt: 
non  tibi  respondeo,  quia  ecce  carta,  qmm  tu  mihi  fe- 
cisti  aut  pater  tum. 

Für  eine  derartige  Antwort  wird  uns  auch  ein  urkund- 
liches Beispiel  begegnen. 

So  also  bedeutete  der  Fortschritt  des  materiellen  Rechts 
zugleich  einen  Fortschritt  des  Prozessrechts. 

Der  weiten  Verbreitung  und  häufigen  Verwendung,  die 
die  Investitur  durch  Urkundenbegebung  in  allen  Gebieten  des 
fränkischen  Reiches  fand,  entspricht  nun  auch  die  Häufigkeit 
derjenigen  Rechtsfälle,  in  denen  der  Beklagte  sein  Recht  auf 
eine  Investitur  durch  Urknndenbegebuug  stützte,  in  denen  er 
seine  Urkunde  als  Vertheidigungsmittel  benutzte. 

Einige  Beispiele  aus  dem  reichen  Material,  das  hier  zur 
Verfügung  steht,  seien  genannt. 

In  einer  bereits  mehrfach  erwähnten  salfränkischen  Formel, 
in  der  der  Beklagte  nach  seinem  Auktor  gefragt  wird  (per  quem 
sibi  de  iam  dicta  re  sacibat),  entgegnet  er  damit,  dass  er  sich 
auf  eine  Schenkung  seitens  seines  Vaters  beruft  und  diese  Be- 
hauptung auf  die  Schenkungsurkunde  stützt*). 

In  einer  septimanischen  Urkunde  aus  dem  Jahre  868  er- 
klärt der  Beklagte,  von  dem  Herausgabe  dreier  angeblich 
fiskalischer  Villen  verlangt  wird: 

ego  omnia  ista  teneo  . . . per  cartas  legibus  factas  *). 

In  einer  burgundischen  Urkunde  von  950  entgegnet  der 
Vogt  des  Klosters  Cluny  auf  die  Klage  zweier  Schwestern  um 
Besitzungen  im  Gau  von  Mäcon, 

quod  Adalardus  clericus , frater  illarum , incartavit  ipsas 
res  Sandi  Pdri  . . . et  ostenderunt  (d.  h.  die  Ver- 
treter des  Klosters)  ibi  cartas  legales  de  manu  cius  *). 


')  Auf  sie  macht  Brunner  HG  II  S.  346  aufmerksam. 

*)  Form.  sal.  Merkel  n.  27  MGF  p.  261. 

*)  Nr.  373.  Vaissete  II  c.  846  n.  169.  Th  p.  143  n.  101. 

*)  Nr.  523.  Chart  de  Cluny  I p.  720  n.  764.  Th  p.  192  n.  131. 
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ln  einer  bairischen  Urkunde  von  806  erwidert  der  Be- 
klagte dem  Kläger,  der  sich  auf  Erbrecht  beruft,  er  thue  das 
mit  Uurecht;  denn  sein,  des  Beklagten,  Vater  habe  das  strei- 
tige Gruudstück  der  Freisinger  Kirche  tradiert,  und  diese  habe 
es  ihm  als  Beneficium  verliehen;  zum  Beweise  dessen  beruft 
er  sich  auf  die  Traditionsurkuuden '). 

Besonders  zahlreich  sind  die  Beispiele  aus  Italien. 

Als  im  Jahre  753  der  Abt  von  Farfa  um  den  Hof  Tur- 
ranianus  verklagt  wird,  den  der  Kläger  vom  Gastalden  Perto 
geschenkt  erhalten  haben  will,  antwortet  er  also : 

non  fadat  Deus  ut  tibi  ego  ediquando  ipsum  casalem 
Turranianum  tulissem,  quia  donatus  est  in  monasterio 
per  ducem  Luponem,  et  praeceptum  de  ipsa  donatione 
habetnus 

Nachher  legt  er  dies  praeceptum  Luponis  ducis  vor, 

in  quo  continebatur,  qttomodo  ipsum  casalem  T.  in  monas- 
terio donaverat. 

Und  ausserdem  eine  Königsurkunde,  durch  die  alle  Schen- 
kungen des  Herzogs  an  das  Kloster  bestätigt  worden  sind*). 

In  einem  Prozess,  der  zu  Benevent  im  Jahre  756  verhandelt 
wird,  erklärt  der  Abt,  um  eine  von  der  Klägerin  und  ihrem 
Vater  erbaute  Kirche  beklagt: 

veritas  est,  quod  genitor  vester  et  vos  eam  aedißcastis, 
sed  vos  nobis  . . . ipsam  pre/atam  ecclesiam  . . . obtu- 
listis  in  ecclesia  S.  Archangeli  et  S.  Benedicti  et 

ecce  offertio  (d.  h.  die  Traditionsurkuude),  quam  nobis 
exinde  fecistis3). 

In  einer  anderen  farfenser  Urkunde  von  791  liegt  eine 
eigenthümlicke  Klage  vor.  Der  Kläger,  eiu  gewisser  Godari- 
sius  von  Rieti,  erhebt  gegen  das  Kloster  Farfa  den  Anspruch, 
ihm  die  von  ihm  selbst  dem  Kloster  einst  urkundlich  übertra- 
genen Besitzungen  zu  Rieti,  Terui  und  Foliguo  herauszugeben, 
da  er  sich  in  einer  Nothlage  befinde.  Dem  gegenüber  beruft 
sich  das  Kloster  auf  den  Wortlaut  der  Traditionsurkunde;  und 


■)  Nr.  174.  Meich.  I 2 p.  93  n.  122. 

')  R.  di  Farfa  II  p.  44  n.  34.  Troja  IV  p.  478  n.  677.  G&iletti  Bieti 
p.  133. 

*)  Troja  IV  p.  019  u.  703.  Ugbelli  VIII  c.  690. 
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da  in  dieser  kein  Vorbehalt  des  Niessbranchs  enthalten  ist,  sie 
vielmehr  eine  unbedingte  Schenkung  a die  praesenti  enthält, 
wird  der  Kläger  abgewiesen 

Eine  salernitaner  Gerichtsurkunde  von  902  bietet  uns  ein 
Beispiel  dafür,  dass  sich  der  Beklagte  auf  eine  urkundlich  voll- 
zogene donatio  post  obitum  beruft  *). 

In  dem  bereits  ausführlicher  erörterten  Rechtsstreit  zwischen 
dem  Fiskus  und  dem  Bartholomäuskloster  zu  Pistoja  vom  Au- 
gust 806  bestreitet  der  beklagte  Abt  den  Anspruch  des  Klägers 
mit  den  Worten: 

non  est  veritas,  qiwd  ecclesia  vel  res  ipsa  a parte  ciuiis 
domni  regis  pertinere  deveat,  eo  quod  ecce  monimina  pre 
manibus  fuibemus,  quomodo  ecclesia  et  res  ipsa  monasterii 
s.  Bartholomei  debet  pertinere 3). 

Als  im  Jahre  902  das  Maximuskloster  zu  Salerno  um  Be- 
sitzungen zu  Nocera  verklagt  wird,  geben  die  Vertreter  des 
Klosters  zwar  zu,  dass  sie  die  fraglichen  Ländereien  besässen, 
aber  sie  legen  zugleich  eine  Traditiousurkunde  vor,  in  der  der 
Kläger  selbst  jene  Besitzungen  dem  Kloster  übertragen  hatte  *). 

Unter  den  Urkunden,  auf  die  sich  in  einer  anderen  saler- 
nitaner Gerichtsurkunde  der  Beklagte  beruft,  befinden  sich 
mehrere  Traditionsurkunden 5). 

Wenn  in  einem  Prozess,  der  im  Jahre  813  zu  Rom  im 
Lateran  in  Gegenwart  des  Papstes  verhandelt  wird,  der  be- 
klagte Abt  nunmehr,  nachdem  schon  verschiedene  Termine  statt- 
gefunden haben,  sein  Recht  auf  eine  Schenkung  gründen  will, 
und  daher  erklärt,  er  antworte  nicht,  bis  er  die  Schenkungs- 
urkunde untersucht  habe  (non  respondeo  atUequam  inqniram  mu- 
nimine),  so  erinnert  uns  das  an  jene  langobardische  Formel,  in 
der  noch  die  alte  Auffassung  nachklang,  dass  die  Berufung  auf 
eine  Urkunde  eine  prozessablehnende  Antwort  sei 6). 


')  Beg.  di  Farfa  II  p.  130  n.  154.  Fattescüi  p.  281  n.  36.  Vgl.  die 
ausführliche  Erörterung  dieser  Urkunde  bei  Brunner  Bechtsgeschichte  der 
Urkunde  I S.  137. 

*)  Cod.  Cav.  I p.  143  n.  114. 

*)  Brunetti  II  1 p.  358  n.  70.  Muratori  Ant.  I c.  973. 

*)  Cod.  Cav.  I p.  144  n.  115. 

*)  Cod.  Cav.  I p.  173  n.  135.  Ficker  IV  p.  26  n.  21. 

*)  Beg.  di  Farfa  II  p.  162  n.  199. 
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Neben  Urkunden,  in  denen  dem  Empfänger  das  Eigen- 
thnm  übertragen  wird,  spielen  natürlich  auch  Leiliurkunden 
eine  grosse  Rolle  im  Immobiliarprozess,  Ausser  den  schon  im 
Vorbeigehen  berührten  Beispielen  sei  noch  auf  eiue  Urkunde 
hingewiesen,  die  einen  im  Jahre  925  zu  Poitiers  geführten 
Streit  betrifft;  die  Beklagten  behaupten  den  Vertretern  der  Ab- 
tei St.  Maixent  gegenüber  Rechtmässigkeit  ihres  Besitzes  und 
berufen  sich  auf  eine  Prekarie  *). 

In  einer  bairischen  Urkunde  von  849  beruft  sich  der  Be- 
klagte, von  dem  Herausgabe  der  Kirche  zu  Kysalpahc  verlangt 
wird,  darauf,  dass  er  sich  bei  der  Tradition  lebenslänglichen 
Niessbrauch  Vorbehalten  habe,  und  dass  ihm  darauf  dieser  Niess- 
brauch  urkundlich  verliehen  worden  sei’). 

Aus  Italien  sei  ein  811  zu  G'amerino  geführter  Prozess 
erwähnt;  der  Beklagte  behauptet,  die  streitigen  Besitzungen 
seien  ihm  vom  Gastalden  Rado  durch  Investitur  zu  beneficia- 
rischem Recht  verliehen  worden8). 

Auch  gehört  es  hierher,  wenn  in  einer  luccheser  Urkunde 
von  822  der  Beklagte  sich  auf  Urkunden  beruft,  in  denen 
von  einem  affeduciare  die  Rede  ist4). 

Aber  nicht  allein  Übertragungsurkunden  können  dem  Be- 
klagten dieulich  sein,  sondern  auch  Urkunden  über  andere 
Rechtsgeschäfte,  aus  denen  sein  Besitz  sich  herleitet.  Beson- 
ders häufig  finden  wir  Urkunden  über  Kaufgeschäfte  be- 
nutzt. 

So  wendet  in  der  ältesten  erhaltenen  fränkischen  Gerichts- 
urkunde, dem  Placitum  König  Sigiberts  III.  von  648,  der  Be- 
klagte Eigenthumserwerb  durch  Kauf  ein;  es  wird  ihm  aufge- 
geben, die  in  Bezug  genommenen  Kaufurkunden  im  nächsten 
Termin  vorzulegen5). 

Ebenso  liegt  die  Sache  in  dem  Placitum  König  Chlodo- 
wechs  III.  von  691:  der  Beklagte  behauptet,  die  streitigen 
Güter  vom  Kläger  gekauft  zu  haben ; es  ist  mehrfach  von  dem 

*)  Nr.  494.  Bicbard  Chartes  de  l'abbaye  de  St.  Maixent  p.  23  n.  11. 

*)  Nr.  328.  Meich.  I 2 p.  333  n.  658. 

’)  Reg.  di  Farfa  II  p.  220  n.  269.  Fnttescbi  p.  290  n.  67. 

*)  Mein,  di  Lncca  IV  2 p.  27  n.  20.  Muratori  Ant.  I e.  611. 

5)  Nr.  23  NA  XIII  p.  157. 
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extromentum,  der  Kaufnrkunde,  die  Rede,  die  der  Beklagte  im 
nächsten  Termin  beizubringen  gelobt  ‘). 

Nicht  selten  ist  die  Partei  in  der  Lage,  sich  auf  Gericlits- 
urkunden  berufen  zu  können,  durch  die  also  nachgewiesen 
wird,  dass  entweder  durch  richterliche  Adjudikation  oder  durch 
den  für  genügend  erachteten  Verzicht  der  Partei  ihr  Recht  be- 
stätigt worden  sei. 

Um  nur  einige  Beispiele  zu  nennen,  sei  eine  septimanische 
Urkunde  von  918  angeführt,  in  der  sich  der  beklagte  Abt  von 
Montolieu  zum  Beweise  freien  Eigentbums  des  Klosters  au  der 
eingeklagten  Villa  neben  königlichen  Verleihungsurkunden  auch 
auf  Gerichtsurknnden  beruft*]. 

Ferner  eine  bairische  Urkunde  aus  dem  Jahre  822.  Vor 
dem  Königsboten  Hatto  erhebt  der  Vogt  des  Bischofs  von  Frei- 
sing Klage  wider  den  Defensor  des  Bischofs  von  Augsburg  um 
die  Kirche  zu  Unterkiernberg,  die  dem  Freisinger  Stuhl  gebühre. 
Hierauf  entgegnet  der  Beklagte: 

Hantonem  cum  suo  de/ensore  ipsam  ecclesiam  cum  Omni- 
bus ad  ipsum  locum  accedentibus  in  palatio  habito  ad 
Phadarpntnnin  in  Adalhardo  evindicasse  ad  episcopatum 
Augustae  civitatis  ad  s.  Mariam , et  ut  ibidem  Adalhar- 
dus  lioc  ipsud  reddidisset. 

Offenbar  wird  damit  eine  Gerichtsurkunde  gemeintl * 3). 

Dann  mag  noch  auf  folgenden  Fair  hingewiesen  werden.  Im 
Jahre  827  beschweren  sich  im  missatischen  Gericht  zu  Turin  sieb- 
zehn Bewohner  der  Villa  Auciatis  (Oulx),  das  Kloster  Novalese  lege 
ihnen  übermässige  Dienste  auf.  Im  zweiten  Termin  nach  Wieder- 
holung der  Klage  entgegnet  der  Klostervogt,  die  Behauptung 
der  Kläger  sei  nicht  wahr,  denn  die  Almen,  Eltern  und  Ver- 
wandten der  Kläger  seien  alle  Hörige  eines  gewissen  Unno  ge- 
wesen, und  dieser  Unno  habe  all  seinen  Besitz  dem  Kloster  ge- 
schenkt, und,  fügt  er  hinzu, 

ctiam  iudicatos  Juibcmns  quomodo  parentibus  vestris  in 


l)  Nr.  35.  DDM  p.  53  n.  59. 

*)  Nr.  487.  Vaissete  V c.  137  n.  43.  Th.  p.  179  n.  123. 

•)  Nr.  238.  Meich.  I 2 p.  247  n.  470.  Hieran  siehe  auch  Heusler 
Gewere  S.  36.  Statt  palatio  ist  sicherlich  placito  zu  lesen. 
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causationem  fuerunt  cum  ipso  Unnone  vel  pars  suprascrip- 
to  nionasterio. 

Nun  werden  die  Urkunden  verlesen,  aus  denen  hervorgeht, 
dass  die  Beklagten  zu  den  geforderten  Diensten  verpflichtet  sind '). 

Auch  wird  man  es  hieher  rechnen  können,  wenn  sich  die 
Partei  auf  eine  Professio  des  Gegners,  also  auf  einen  ge- 
richtlich erklärten  Verzicht  beruft,  der  ja  unter  Umständen 
ein  Urtheil  entbehrlich  machen  konnte.  Folgender  schon  be- 
sprochener Fall  ist  anzuführen. 

Im  Jahre  860  wird  wider  den  Bischof  von  Gerona  um 
Grundstücke  in  der  Villa  Fonsedictus  Klage  erhoben,  nämlich 
um  einen  Neubruch,  den  nach  der  Klagebehauptung  der  Vater 
des  Klägers  gewonnen  habe.  Hiergegen  beruft  sich  der  Ver- 
treter des  Bischofs  auf  eine  vom  Kläger  früher  ausgestellte 
Professio,  in  der  dieser  erklärt  hatte,  dass  sein  Vater  jene 
Güter  nicht  als  herrenloses  Gut  okkupiert  hatte  (de  eremo  tra- 
xerat),  sondern  dass  all  dessen  Besitz  Beneficium  des  Grafen 
Gaucelmus  war;  also  dürfe  Kläger  nicht  wiederum  Ansprüche 
erheben  *). 

Besonders  werth voll  war  es  für  die  Partei,  wenn  sie  ihr 
Recht  auf  eine  Königsurkunde  stützen  konnte;  denn  bekannt- 
lich genossen  Königsurkunden  öffentlichen  Glauben  und  waren 
daher  unanfechtbar5). 

Im  langobardischen  Recht  hatten  die  Gerichtsurkunden  den 
gleichen  Vorzug4);  im  übrigen  aber  war  jede  producierte  Ur- 
kunde der  Urkundenschelte  ausgesetzt.  Und  dann,  wenn  ihre 
Beweiskraft  wegen  mangelnden  Rechtes  des  Ausstellers  bestritten 
wurde,  trat,  wie  wir  gesehen  haben,  wiederum  die  Pflicht  des 
Beklagten  ein,  den  Aussteller,  d.  h.  den  Gewähren  zu  nennen, 
damit  er  als  Partei  sein  Recht  zur  Rechtsübertragung  nach- 
weise.  Abgesehen  also  von  dem  Fall  der  Berufung  auf  Königs- 
urkunden und  italienische  Gerichtsurkunden  konnte  die  Behaup- 

»)  Hon.  Patriae  Chart.  I p.  34  n.  19.  Hnratori  Ant.  I c.  461. 

*)  Nr.  329.  Marca  Hisp.  c.  783  n.  21. 

*)  Ich  begnüge  mich,  kurz  auf  einige  derartige  Fälle  hinzu  weisen:  Nr.  63. 
DDM  p.  106  n.  21  (760);  Nr.  490.  Wartmann  III  p.  1 n.  719,  Mohr  I p.  69 
(920).  R.  di  Farfa  II  p.  113  n.  134  (781);  Tiraboschi  Nonantula  II  p.  34 
n.  18  (801);  Cod.  Lang.  c.  807  n.  466  (916). 

‘)  Brunner  RG  II  S.  420. 
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tuug  des  Beklagten,  auf  Grund  einer  Urkunde  zu  besitzen,  durch 
eine  klägerische  Behauptung,  die  die  Rechtswirksamkeit  dieser 
Urkunde  bestritt,  überboten  werden.  Davon  wird  weiter  im 
nächsten  Kapitel  zu  sprechen  sein.  Und  ebenso  konnte  der 
Fall  Vorkommen,  dass  beide  Parteien  sich  auf  Urkunden  beriefen; 
dann  musste  auf  andere  Weise  versucht  werden,  eine  Entschei- 
dung zu  finden;  in  einem  Placitum  Pippins  von  751  *)  wird  zum 
Inquisitionsbeweis,  in  zwei  Gerichtsurkunden  Karls  des  Grossen 
von  775  zum  Beweis  durch  das  Gottesurtheil  der  Kreuzprobe 
geschritten  *). 

Damit  sind  die  Fälle  erledigt,  in  denen  der  Beklagte  sein 
Recht  auf  eine  Urkunde  stützt. 

Daneben  kommen  nun  Beispiele  vor,  in  welchen  zwar  auch 
Rechtserwerb  durch  ein  mit  einem  Dritten  abgeschlossenes  Rechts- 
geschäft oder  Rechtserwerb  auf  Grund  eines  richterlichen  Be- 
fehls behauptet  wird,  in  denen  jedoch  zum  Beweis  dafür  keine 
Urkunde  genannt  wird,  sei  es  weil  eine  solche  nicht  ausgestellt 
ist,  sei  es,  weil  die  Partei  den  Beweis  auf  andere  Weise,  durch 
Zeugen  z.  B.,  zu  führen  gewillt  ist. 

Derartige  Beispiele  finden  sich  unter  den  fränkischen  und 
italienischen  Urkunden. 

Zunächst  ist  eine  farfenser  Urkunde  von  750  zu  nennen.  Der 
Kläger  verlangt  von  seinen  Verwandten,  sie  sollten  seine  Be- 
rechtigung auerkennen,  die  in  seiner  Krankheit  zu  Gunsten  des 
Klosters  vollzogene  donatio  post  obitum  nuu  nach  wiedererlangter 
Gesundheit  sofort  als  unbedingte  Schenkung  auszuführeu.  Da- 
gegen behaupten  die  Gegner,  er  sei  in  Folge  eines  früher  mit 
ihnen  geschlossenen  Theilungsver träges  gar  nicht  berechtigt 
über  die  fraglichen  Besitzungen  zu  Gunsten  des  Klosters  zu 
verfügen 3). 

Hier  kann  man  vielleicht  am  besten  folgende  eigenthümliche 
Urkunde  aus  der  Bretagne  einreihen.  Zwei  Brüder  klagen 
wieder  ihren  dritten  Bruder  um  die  von  ihrem  Vater  herstam- 
mende Erbschaft  zu  Landegou, 


')  Nr.  75.  DDM  p.  107  n.  22. 

*)  Nr.  93.  Mtthlb.  187  nu.l  Nr.  94.  Mühlb.  196. 

*)  Keg.  di  Farfa  II  p.  87  n.  35.  Troya  IV  p.  371  n.  641.  Muratori 
Script.  Q<>  c.  341. 
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quod  post  se  malo  online  retirieret  vel  eis  contradiceret 
ininste. 

Der  Beklagte  führt  nun  zu  seiner  Vertheidigung  folgendes 
an.  Er  habe  auf  die  Erbschaft  (ob  defendendnm  hereditatem) 
Geldauslagen  gemacht  im  Betrage  von  100  Solidi;  von  diesen 
100  Solidi  schuldeten  ihm  die  Kläger  30;  er  fordere  nun  Er- 
stattung dieser  30  Solidi,  wogegen  er  dann  in  eine  gleich- 
mässige  Theilung  der  Erbschaft  einwilligen  wolle.  Also  der 
Beklagte  leugnet  das  malo  ordine,  weil  er  Gläubiger  der  Kläger 
sei.  Sein  Recht  ist  die  Folge  eines  zwischen  den  Parteien  be- 
stehenden Vertragsverhältnisses  *). 

Ferner  kommt  hier  eine  schon  erörterte  bairische  Urkunde 
aus  dem  Jahre  822  in  Betracht.  Der  Kläger  ficht  durch  eiue 
Klage  gegen  den  Bischof  von  Regensburg  eine  Tradition  an, 
die  sein  Bruder  der  Kirche  gemacht  hatte.  Der  Beklagte 
aber  führt  dagegen  aus,  warum  Kläger  kein  Recht  habe  die 
Tradition  anzufecliten.  Sie  sei  von  jenem  Bruder  vor  einer 
Reise  nach  Rom  als  eine  donatio  post  obitum  ausgeführt  worden  ; 
als  er  nun  wirklich  auf  jener  Reise  gestorben  und  die  Kunde 
hiervon  nach  Baiern  gedrungen  war,  habe  er,  der  Beklagte,  die 
Schenkung  entgegengenommen,  nachdem  er  sich  vorher  ausdrück- 
lich um  die  Zustimmung  des  Klägers  bemüht  und  dieser  vor 
elf  Zeugen  sein  Einverständniss  erklärt  habe.  Also  aus  einer 
mündlichen  Beredung  zwischen  den  Parteien  entnimmt  Beklagter 
sein  Recht*). 

ln  einer  sUditalienischen  Gerichtsurkunde  von  981  entgeg- 
net der  Beklagte  dem  Kläger,  er  habe  sich  mit  ihm  früher 
dahin  verglichen,  dass  Kläger  nicht  mehr  als  das  bereits  Er- 
haltene fordern  dürfe*). 

Die  Behauptung,  dass  Kläger  in  Folge  geschlossener  Verträge 
kein  Recht  habe,  findet  sich  in  zwei  weiteren  cavenser  Urkun- 
den. Im  Jahre  934  verlangt  der  Kläger  vom  Beklagten  Her- 
ausgabe eines  Theils  des  dem  Beklagten  von  seinem  Grossvater 


')  Nr.  312.  Cartal&ire  de  Redon  p.  148  n.  192.  Th  p.  llö  n.  85 
(828-840). 

*)  Nr.  241.  Bied  C.  d.  ep.  R&tisb.  I p.  24  n.  23. 

*)  Cod.  Cav.  II  p.  160  n.  335;  fast  wörtlich  übereinstimmend  eod.  p.  199 
n.  361. 
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zugefallenen  Grundstücks  vor  dem  Thor  von  Xocera  in  Salerno. 
Der  Beklagte  erwidert,  dass  sein  Grossvater  und  der  eine 
seiner  Brüder  sich  mit  dem  dritten  Bruder,  dem  Grossvater 
des  Klägers,  abgetheilt  hätten,  so  dass  dieser  keiu  Recht  habe, 
den  dritten  Theil  des  genannten  Grundstück  zu  fordern  ‘). 

Im  Jahre  938  klagen  zu  Salerno  zwei  Brüder  wider  ihre 
drei  Neffen  um  Güter,  die  ihnen,  den  Klägern,  als  Erbtheil 
ihres,  der  Kläger,  Vaters  zukämen.  Die  Beklagten  behaupten 
dem  gegenüber,  dass  die  Kläger  mit  ihrem,  der  Beklagten, 
Vater  die  Erbschaft  ihres  Vaters  in  drei  Theile  getheilt  hätten, 
die  Kläger  also  kein  Recht  hätten  jene  zu  ihrem,  der  Beklagten, 
Antheil  gehörigen  Güter  zu  beanspruchen’). 

Als  Beispiel  für  die  Berufung  auf  einen  Vertrag  sei  hier 
auch  kurz  auf  eine  wichtige  paveser  Urkunde  von  762 
hingewiesen *).  Es  handelt  sich  in  ihr  um  die  Güter,  die  zu 
einem  vom  verstorbenen  Gemahl  der  Klägeriu  gestifteten  Armen- 
hause gehören;  Beklagter  besässe  sie  zu  Unrecht,  Dieser  be- 
ruft sich  auf  einen  mit  dem  Stifter,  seinem  Bruder,  abge- 
schlossenen Vertrag,  nach  welchem  derjenige  von  ihnen  beiden, 
der  ohne  eheliche  Kinder  sterben  würde,  den  anderen  beerben 
solle. 

Hierher  gehört  endlich  folgende  farfenser  Urkunde  aus 
dem  Jahre  776*).  Es  wird  in  ihr  um  das  zwischen  dem  Bischof 
von  Rieti  und  dem  Abt  von  Farfa  streitige  Gehöft  Balberianus 
prozessiert.  Auf  die  Klage  des  Bischofs,  der  sich  auf  Schen- 
kung seitens  des  Lupo  beruft,  entgegnet  der  Abt,  Lupo  habe 
das  Gehöft  gar  nicht  schenken  können,  denn  dessen  Vater  habe 
es  sich  aus  öffentlichem  Besitz  widerrechtlich  angeeignet,  näm- 
lich vom  Gehöft  Germaniciana,  dessen  ador  er  war: 

ipsum  casalem  pater  ipsius  Luponis  Liutpert  sibi  appre- 
hendit  de  publico,  idest  de  curte  Germaniciana,  dum  ibi- 
dem ipse  per  multos  annos  ador  fuisset. 

Jenes  Gehöft  Germaniciana  sei  aber  laut  vorzulegenden 


*)  Cod.  Cav.  I p.  198  n.  155.  Vgl.  Ilrunuer  Urkunde  S.  10. 

*)  Cod.  Cav.  I p.  210  n.  164. 

*)  Troya  V p.  195  n.  791. 

4)  Reg.  di  Farfa  II  p.  89  n.  97.  Fatteachi  p.  277  n.  81.  Qalletti  Gabio 

f.  92. 
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Praecepts  von  König  Aistulf  dem  Kloster  geschenkt  worden. 
Darauf  fährt  der  Abt  fort,  indem  er  sich  an  den  Vorsitzenden 
Herzog  Hildeprand  wendet: 

et  dum  anno  praeterito  in  praesentia  istius  dni  Hilde- 
prandi  ducis  Agio  et  Lectus  cum  Johanne  vicedomino  et 
suis  sacerdotibus  nobiscum  de  causa  ista  altercarentur,  in 
tua,  dne  IJildeprande,  praese>Uia,  recorduri  potes  qualiter 
inter  ms  iudicastis,  der  Bischof  von  Rieti  solle  beweisen, 
dass  ihm  das  Gehöft  seitens  der  Pfalz  (per  palatium) 
geschenkt  worden  sei.  Agio  habe  mit  seinen  Priestern 
Wadia  gestellt,  falls  sie  im  bestimmten  Termin  be- 
weisfällig bleiben  würden,  die  Streitgegenstände  herans- 
zugeben. 

Hier  lässt  also  der  Wortlaut  vermuthen,  dass  die  Vorle- 
gung des  Gerichtsprotokolls  durch  die  persönliche  Erinnerung 
des  Vorsitzenden  ersetzt  worden  ist,  so  dass  dieser  Fall  den 
oben  besprochenen  gegenübersteht,  in  denen  es  sich  um  Be- 
rufung auf  eine  Gerichtsurkunde  handelt. 

Die  Kläger  waren  nun  in  drei  Terminen  nicht  erschienen, 
und  wir  besitzen  noch  das  Versäumnissurtheil,  das  auf  Antrag 
des  Abtes  im  Januar  776  vom  Herzog  gegen  sie  erlassen 
worden  ist;  der  Herzog  befiehlt  der  zwischen  den  Parteien  ge- 
troffenen Verabredung  gemäss  den  Bürgen,  das  Gehöft  dem  Abt 
zu  übergeben '). 

In  den  bisherigen  Erörterungen  handelte  es  sich  um  die 
Fälle,  in  denen  Beklagter  sein  Recht  aus  einem  unter  Leben- 
den geschlossenen  Rechtsgeschäfte  lierleitete.  Jetzt  sind  die 
Fälle  zu  betrachten,  in  denen  er  behauptete,  das  Gut  ererbt 
zu  haben,  die  Berufung  auf  Erbrecht.  Die  Wirkungen  einer 
solchen  Behauptung  auf  die  Beweisvertheilung  werden  im 
nächsten  Kapitel  erörtert  werden. 

Den  Fall,  dass  der  Beklagte  sich  auf  Besitzerwerb  durch 
Erbrecht  beruft*),  finden  wir  bereits  ausdrücklich  in  der  Lei 
Ribuaria  bedacht;  in  den  Worten  (67,  5) 

si  quis  pro  hereditatem  vel  pro  genuüatem  certare  coeperit 
post  malo  online 


*)  R.  di  Farfa  II  p.  88  n.  95. 

*)  Vgl.  Hausier  Gewere  S.  87. 
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wird  der  Beklagte  bezeichnet,  der  rnach  der  Beschuldigung 
widerrechtlichen  Besitzerwerbs  sich  auf  sein  Erbrecht  beruft“ '). 

In  der  ältesten  Gerichtsurkunde  ans  der  Bretagne,  in  der 
berichtet  wird,  wie  zwei  Abgesandte  des  Grafen  Frodald  in- 
quirieren,  mit  welchem  Rechte  ein  gewisser  Anau  den  Flecken 
Landegon  besässe,  heisst  es  von  diesem  Anau,  er  habe  er- 
widert, 

quod  paterno  hereditario  ab  avis  et  proavis  iure  heredi- 
tario  tenebat  *). 

Auch  die  älteste  Gerichtsurkunde  aus  der  Sammlung  des 
Klosters  Cluny  gehört  hierher.  Ein  gewisser  Airao  wird  im 
Grafengericht  zu  Mäcon  verklagt,  dass  er  eine  Mühle  widerrecht- 
lich besässe.  Darauf  erwidert  er: 

de  isto  molino  quod  mihi  mallabas,  secundum  legem  plus 
debet  esse  [ mihi J de  partibus  genitore  meo,  tarn  de  here- 
düate  seu  conquesto,  quam  [tuusj. 

Der  Beklagte  begnügt  sich  hier  nicht  damit,  den  Grund 
seines  eigenen  Rechtserwerbs  zu  nennen,  sondern  — denn  so 
scheinen  die  letzten  Worte  ausgelegt  werden  zu  müssen  — 
er  fügt  hinzu,  auf  welchen  Titeln  (Erbrecht  und  conquestus)  der 
Besitz  seines  Erblassers  beruhte*). 

Das  gleiche  finden  wir  in  einer  anderen  cluniacenser  Ur- 
kunde vom  Jahre  953.  Hier  handelt  es  sich  um  eine  vom 
Kloster  Cluny  wider  einen  gewissen  Hugo  erhobene  Klage  um 
mehrere  dem  Kloster  vom  Grafen  Willelmus  geschenkte  Be- 
sitzungen. Der  Beklagte  entgegnet, 

quod  ipsas  res  de  parte  matris  sue  Dodane  tenebat , per 
donum  et  per  cartam  que  Lcutbaldus  senior  eius  incarta- 
vit,  et  pro  hoc  tenet  *). 

Also  nicht  allein,  dass  Hugo  behauptet,  Erbe  seiner 
Mutter  zu  sein6),  er  giebt  auch  an,  auf  welche  Weise 


’)  So  übersetzt  sinnentsprechend  v.  Be thmann -Ho  11  weg  Civilprozess  I 
S.  57  Anm.  17 ; vgl.  S.  492  Anm.  62. 

*)  Nr.  137.  Cartnlaire  de  Redon  p.  147  n.  191.  Th  p.  76  n.  63.  (797). 

*)  Nr.  424.  Chart,  de  Cluny  I p.  34  n.  29.  Th  p.  161  n.  109  (887). 

*)  Nr.  529.  Chart,  de  Cluny  I p.  810  n.  856. 

•)  Wenigstens  scheinen  die  Worte  teuere  de  parte  matris  diese  Erwerbs- 
art zu  bezeichnen. 


Digitized  by  Google 


144 


seine  Mutter  in  den  Besitz  der  auf  ihn  vererbten  Gegenstände 
gelangt  ist. 

Es  wird  im  nächsten  Kapitel  davon  zu  handeln  sein,  war- 
um hier  auch  das  Recht  des  Erblassers  bewiesen  werden  muss ; 
wir  werden  sehen,  dass  es  auf  einem  der  Kirche  im  westfrän- 
kischen Reich  ertheilten  Privileg  beruhte. 

Einfach  auf  Erbrecht  berufen  sich  zwei  beklagte  Eheleute, 
denen  die  Mönche  von  Cluny  vorwerfen,  sie  wären  widerrecht- 
lich in  einen  dem  Kloster  gehörigen  mansus  indominicatus  ein- 
gedrungen; es  heisst  von  den  Beklagten, 

proclumabant  ipsas  res  de  Ulorum  credilatem '). 

Sehr  anschaulich  ist  ferner  eine  zu  Arles  967  stattgehabte 
Gerichtsverhandlung.  Der  Bischof  von  Marseille  interpelliert 
zwei  Leute  und  ihre  Erben 

de  terra  s.  Vidoris  . . . , qttod  contra  legem  et  malum 
ordinem  invaserunt,  tenuerunt  ac  possederunt. 

Er  beansprucht  also  das  Land  als  Eigenthum  des  Klosters, 
als  causa  sanctuaria,  wie  nachher  gesagt  wird.  Dem  gegenüber 
berufen  sich  die  Beklagten  darauf,  dass  sie  es  als  freies  Eigen 
von  seiten  ihrer  Vorfahren  ererbt  hätten: 

de  ista  interpellatione  unde  Honoratus  episcojms  nos  inter- 
peUavit,  de  ipsis  vinets  et  de  ipsis  campis  iam  supra 
scriptis,  melius  debent  nostras  esse  ex  projenic  parentorum 
nostrorum,  quam  episcopi  propter  nullam  causam  sandu- 
ariatn  succedere *). 

Von  ostfränkischeu  Urkunden  kann  zunächst  das  zu  Die- 
denhofen  zwischen  777 — 791  von  Karl  den  Grossen  abgehaltene 
Placitum s)  angeführt  werden,  auf  das  auch  Heusler  zu  gleichem 
Zweck  hin  weist4).  Der  Erzbischof  von  Trier  beansprucht  den 
Brüdern  Wido,  Hrodoldus  und  Warnarius  gegenüber  das  Kloster 
Mettlach.  Dies  Kloster  war  vom  Bischof  Leodonius  von  Trier 
der  Peterskirche  dort  geschenkt  worden.  Als  ihm  sein  Sohn 


')  Nr.  536.  Chart,  de  Cluny  II  p.  130  n.  1037  (957). 

*)  Nr.  571.  Cartulaire  de  St.  Victor  de  Marseille  p.  307  u.  290.  Th 
p.  201  n.  137. 

*)  Nr.  130.  Forschungen  xnr  deutschen  Geschichte  III  p.  161.  Beyer 
mittelrhein.  UB  I p.  32  n.  27.  Mühlb.  252. 

*)  Gewere  S.  87. 
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Milo  als  Bischof  gefolgt  war,  war  es  diesem  von  Karl  Marteil 
als  Beneficium  bestätigt  und  von  ihm  mit  Äbten  besetzt  worden. 
Ein  zweiter  Sohn  des  Bischofs  Leodonius  war  aber  Wido; 
dessen  Sohn  Lambertus  hatte  das  Kloster  mit  Gewalt  an  sich 
gerissen. 

Darum  war  schon  einmal  vor  dem  Königsboten  Wicbertus 
gegen  die  drei  genannten  Brüder,  die  Söhne  des  Lambertus 
und  Enkel  des  Wido,  Klage  erhoben  worden.  Schon  damals 
war  dem  Bisthum  das  Kloster  zugesprochen  worden ; es  scheint 
aber  seitens  der  drei  Brüder  die  Herausgabe  verweigert  worden 
zu  sein,  so  dass  nunmehr  nochmals  im  Königsgericht  gegen  sie 
verhandelt  wird ; die  Beklagten  berufen  sich  hier,  wie  auch  ge- 
wiss schon  das  erste  Mal,  auf  ihr  Erbrecht,  indem  sie  er- 
klären, 

ut  eorum  fuisset  vestitura,  quin  genitor  eorum  Lantbertus 
in  legitima  alode  eos  vestitos  dimisisset. 

Indem  sie  also  rechtmässige  Erben  zu  sein  erklären,  leug- 
nen sie  zugleich  die  von  den  Klägern  behauptete  gewaltsame 
Besitzergreifung  ihres  Erblassers  und  behaupten  auch  dessen 
rechtmässigen  Besitz. 

Häufig  ferner  begegnet  uns  diese  Art  der  Begründung  in 
Baiern. 

Mit  ihr  versucht  es  Reginbertus,  gegen  den  der  Freisinger 
Vogt  auf  Herausgabe  von  Gütern  klagt,  die  der  Vetter  des 
Beklagten  der  Kirche  des  h.  Tertulliauus  zu  Siechdorf  ge- 
schenkt habe: 

ipsas  in  heredüatem  propriam  retinere  temptabat l). 

Wenn  823  im  Gericht  der  Königsboten  zu  Oberföhring  die 
Kirche  von  Freising  von  Adaluni  Herausgabe  der  Kirche  zu 
Holzhausen  verlangt,  so  erwidert  der  Beklagte,  die  eine 
Hälfte  habe  er  als  beneficium  dominicum,  die  andere  suam  here- 
ditatem  fuisse  *);  wenn  840  um  die  Kirche  zu  Strogen  gestritten 
wird,  so  vertheidigen  sich  die  Beklagten  mit  der  Antwort 


')  Nr.  167.  Meich.  1 2 p.  89  n.  117  (804).  Mon.  Boicn  IX  p.  18 
n.  11.  Freilich  kann  das  auch  bloss  heissen,  er  versucht  sie  als  sein  Eigen- 
thnm  zu  behaupten. 

*)  Nr.  243.  Meich.  I 2 p.  248  n.  472.  Auch  hier  kann  hercditas  aller- 
dings möglicherweise  bloss  „Eigenthum3  bedeuten. 

Hübner,  frank.  Immobiliarprozess.  10 
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se  ipsam  ecclesiam  seu  quisquid  ibidem  habuerunt  eortim 
esse  debere  hereditateni '). 

Die  angeführten  drei  bairischen  Beispiele  möchten  vielleicht 
als  hier  nicht  passend  zurückgewiesen  werden.  Denn  es  ist 
zuzugeben,  dass  in  ihnen  der  Ausdruck  hereditas  ebenso  gut  in 
dem  nicht  selten  vorkommenden  allgemeineren  Sinn  von  Eigen- 
thum schlechthin  gebraucht  sein  könnte.  Dann  würden  also 
jene  Beispiele  uur  eine  einfache  Berufung  des  Beklagten  auf 
sein  Recht  enthalten.  Zweifellos  aber  ist  folgender  Fall. 

Als  im  Jahr  829  im  Grafengericht  zu  Haimhansen  der  Vogt 
der  Freisinger  Kirche  wider  Oadalpald  um  die  einst  von  Hlu- 
dolfus  an  die  Kirche  tradierte  Besitzung  zu  Sulzrain  Klage  er- 
hebt, erwidert  Oadalpald 

se  non  debere  haue  cuusam  reddere,  eo  quod  Hludolfus 
Mum  (ihn  den  Beklagten)  cum  ipsa  causa  heredilaret  et 
sibi  in  hereditateni  dimitteret  *). 

Nun  sollen  noch  einige  italienische  Urkunden  vorgelegt 
werden. 

Eine,  luccheser  Urkunde  aus  dem  Jahre  785  sei  zunächst 
erwähnt,  wenngleich  es  sich  in  ihr  nicht  um  eigentlichen  Immo- 
biliarprozess handelt. 

Der  Bischof  von  Lucea  führt  in  seiner  gegen  den  Kleriker 
Agiprand  und  dessen  Vater  Alprand  erhobenen  Klage  aus,  Agi- 
grand  sei  vom  Bischof  Peredeus  ordiniert  worden 

in  ecclesia  nostra  s.  Petri  et  in  omnia  res  eide.ni  ecelesiae 
pertinentes;  aber  darauf  inimirus  snadentes  temptus 
(=  temptatus)  est  in  adulteriuiii  et  in  aliam  malitiam. 
Desshalb  dürfe  er  nach  göttlichen  und  kanonischen  Rechten  die 
Kirche  nicht  länger  behalten.  Darauf  erwidert  der  Vater  des 
beklagten  Klerikers,  die  Kirche  mit  Zubehör  dürfe  seinem  Sohn 
nicht  genommen  werden, 

quin  non  abemtis  per  ordinationem  Peredei  episcopi  sed 
per  hereditatem  Dammiatni  presbiteri  socero  meo  avone 
istius  Agiprandi  clerici ; 

niemals  habe  die  Kirche  dem  Bisthum  von  Lucca  gehört,  son- 
dern sie  sei  immer  Eigenthum  des  Dammianus  gewesen,  dessen 


■)  Nr.  298.  Meich.  I 2 p.  313  n.  610. 

*)  Nr.  26n.  Oraf  Hundt  Abhandlungen  XIII  p.  12  u.  14. 
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Erben  sie  seien,  da  er,  Alprand,  die  Tochter  des  Dammianus 
geheirathet  habe1). 

Auf  die  848  gleichfalls  zu  Lucca  vom  Vogt  der  Marien- 
kirche zu  Campoli  erhobene  Klage,  die  Brüder  Rachinprando 
und  Andreas  besässen  zu  Unrecht  einige  von  Racchisi  der  Kirche 
geschenkte  Güter,  erwidert  der  Vogt  des  Beklagten,  sie  be- 
sässen die  Güter  desshalb, 

eo  quod  ipse  Racchisi  presbiter  noster  fu.il  propinqaiores 
pareutes;  et  legibus  per  eins  subcessionem  onmes  res  eius 
nobis  pertinet  ad  heredüandum  *). 

Ähnlich  lautet  die  Ewiderung  auf  eine  vor  dem  Königs- 
boten zu  Corao  865  erhobene  Klage  des  Ambrosiusklosters  zu 
Mailand;  die  drei  beklagten  Brüder  erklären:  wir  besitzen  die 
streitigen  Güter  zu  Dugno  und  Gravadno 

pro  eo,  quod  quia  aviani  nostre  fuit,  et  mos  per  legem 
hereditatem  habere  debemus3). 

In  einem  von  den  Beklagten  ausgestellten  Memoratorium 
über  einen  Prozess,  den  sie  mit  zwei  Brüdern  gehabt  hatten 
um  einen  Berg,  den  die  Kläger  laut  vorgelegter  Urkunde  von 
Ermepertus  erworben  zu  haben  erklärten,  berichten  sie,  sie 
hätten  auf  diese  Klage  geantwoitet: 

ut  non  ipse  Ermepertus  ubsque  heredes  defunctus  fuisse, 
sed  nos  ei  hereditäre  debemus1). 

Dem  Abt  Gregorius,  der  Urkunden  vorlegt,  auf  Grund 
deren  er  Besitzungen  zu  Nocera  beansprucht,  erwidern  die 
Beklagten,  sie  hätten  zwar  keine  Urkunden,  aber  ihr  Recht 
beruhe  darauf, 

ut  genitori  et  abio  eorum  fuisset  et  eorum  esset  pertinentes 
per  subcessione 5). 


■)  M.  di  Lucca  V 2 p.  118  n.  202.  Muratori  Ant.  I c.  745.  Brunetti 
II,  1 p.  263  n.  24.  EigentkUmlich  ist,  dass  der  Vater  des  Beklagten  ant- 
wortet. 

•)  M.  di  Lucca  V 2 p.  396  n.  661.  Muratori  Ant.  I c.  505  (auf  diese 
Urkunde  macht  Heusler  Gewere  S.  87  aufmerksam). 

■)  Cod.  Lang.  c.  395  n.  236.  Muratori  Ant.  V c.  276.  Fumagalli 
p.  383. 

‘)  Cod.  Cav.  I p.  237  n.  184  (954). 

*)  Cod.  Cav.  II  p . 1 n . 211  (960). 


Digitized  by  Google 


148 


Ähnlich  wird  ein  andermal  von  dem  Beklagten  behauptet, 
die  eingeklagten  Grundstücke 

debere  per  ereditacionem  abii  et  yenitori  sui  ’) ; 
oder  von  den  Beklagten  erklärt, 

nt  per  parentes  snos  et  per  rationein  Mut  teuere  et  domi- 
nare  *). 

Einige  Fälle,  in  denen  der  Beklagte  sich  auf  einen  die 
Erbschaftsgegenstäude  betreffenden  Vertrag  beruft,  sind  bereits 
obeu  (S.  139  f.)  zur  Sprache  gekommen. 

Von  derjenigen  Art  der  Klagebeantwortung,  in  der  sich 
der  Beklagte  auf  derivativen  Erwerb  beruft,  können  wir  nun- 
mehr zn  der  Behauptung  originären  Rechteerwerbes  über- 
gehen. I)a  die  Wahrscheinlichkeit  festgestellt  worden  ist,  dass 
die  Berufung  auf  einen  Gewähren  und  im  Anschluss  daran  die 
auf  eine  Erwerbsurkunde  die  frühesten  Einreden  des  fränkischen 
Prozesses  gewesen  sind,  so  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Mög- 
lichkeit, das  Recht  auf  originäre  Erwerbung  zu  gründen,  für 
den  Beklagten  erst  später  sich  entwickelt  hat. 

Unter  den  Fällen  der  Berufung  auf  originären  Reclitser- 
werb  kommt  wenigstens  ein  urkundliches  Beispiel  dafür  vor, 
dass  der  Beklagte  der  Klage  Okkupation  herrenlosen  Landes 
entgegeuhält.  Es  geschieht  das  in  einer  bereite  anderweitig 
behandelten  septimanischen  Urkunde  aus  dem  Jahre  852.  Im 
Grafengericht  zu  Crespian  erhebt  der  Mandatar  des  Abtes  von 
Cannes  wider  Odilo  Klage  um  den  Wald  Spinasaria  und  zwar 
pro  terras  cultas  liac  incuHas,  ubi  et  domnos  constructos 
abet,  dicens:  iuvete  me  audire ; iste  praedictus  Odilo 
prendit  ipsas  res  de  potestate  Gondesalrio  abbate  iniuste, 
malum  ordine , suam  praesumsione,  absque  iudido,  dum 
ipse  abba  recte  iure  hoc  abuisset. 

Dieser  nicht  näher  begründeten  Behauptung  des  klägerischen 
Rechtes  erwidert  der  Beklagte,  nachdem  er  von  den  Gerichts- 
beisitzern gefragt  worden  ist,  was  er  antworten  wolle,  folgendes: 
manifeste  verum  est  quod  ipsas  res  ego  retineo,  set  non 
iniuste,  quia  de  eremo  eas  traexi  in  aprisione. 

Also  er  behauptet,  er  habe  sie  als  herrenloses,  ödes  Land 


')  Gattula  I p.  308  (963). 

•)  Cod.  Cav.  III  p.  71  n.  507  (997). 
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durch  Besitzergreifung  an  sich  gebracht').  Allerdings  ist  nun 
der  weitere  Verlauf  des  Rechtsstreits  der,  dass  nicht  der  Be- 
klagte, obwohl  seine  Antwort  durch  Berufung  auf  den  Rechts- 
erwerb die  nackte  klägerische  Behauptung  übertrifft,  sondern 
vielmehr  der  Kläger  zum  Beweise  kommt.  Aber  das  hat  seinen 
Grund  nicht  etwa  darin,  dass  sich  der  Beklagte  auf  eine  recht- 
lich unerhebliche  und  unwirksame  Eigenthumserwerbsart  be- 
rufen hätte,  sondern  darin,  dass  der  Kläger  Zeugen  und  Ur- 
kunden anbietet,  um  sein  Recht  zu  beweisen,  während  der  Be- 
klagte erklären  muss,  seine  Behauptung  nicht  beweisen  zu  können. 
Damit  musste  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  die  wir  im  dritten 
Kapitel  kennen  lernen  werden,  die  Beweisrolle  auf  den  Kläger 
übergehen. 

Neben  dieser  Urkunde  kann  aber  noch  eine  Gesetzes- 
stelle genannt  werden.  Die  Lex  Baiuwariornm  nämlich  lässt 
den  Beklagten,  gegen  den  wegen  mcUo  ordine  invasio  Klage  er- 
hoben worden  ist,  hierauf  entgegnen: 

ego  in  tua  opera  priore  non  incasi  contra  legem,  tute  cum 
sex  solidis  componere  debeo  nee  exire,  quia  mea  opera  et 
labor  prior  hic  < st  quam  luns  ~ 

Bereits  Beselerl * 3)  hat  diese  Stelle  mit  Recht  dahin  aus- 
gelegt, dass  sich  hier  der  Beklagte  auf  Erwerb  durch  Okkupa- 
tion, durch  Rodung,  d.  h.  auf  Neubruch  beruft,  dass  es  sich 
hier  also  nicht  schlechtweg  um  den  Vorzug  des  älteren  Besitzes 
handelt. 

Wir  fügen  hier,  wie  oben,  die  Fälle  an,  in  denen  der  Be- 
klagte sein  Recht  darauf  stützt,  dass  er  während  eines  längeren 
Zeitabschnittes  von  bestimmt  oder  unbestimmt  angegebener 
Dauer  im  Besitz  des  fraglichen  Grundstücks  gewesen  sei. 

Es  ist  schon  oben  (S.  79  f.)  von  dieser  Art,  das  behauptete 
Recht  zu  begründen,  gesprochen  worden;  wir  sahen,  dass  auch 
der  Kläger  sie  bei  der  Klageerhebung  verwendete. 

Beruft  sich  der  Besitzer  auf  langen  Besitz,  so  ist  es  ja, 
um  darauf  noch  einmal  hinzuweisen,  von  selbst  klar,  dass  er  es 


l)  Oder  wie  Theveni»  übersetzt : je  len  ai  jiris  en  territoire  detert  (sann 
maitre). 

*)  Lex  Baiuw.  17,  2. 

*)  Neubruch  S.  12. 
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gerade  dadurch  vermeidet,  die  Art  des  Erwerbs,  also  den  Rechts- 
titel  im  eigentlichen  Sinn,  angeben  zu  müssen.  Denn  wie  wir 
schon  oben  mit  Henslers  Worten1)  hervorhoben,  „der  Beweis 
dreissigjähriger  Rechtsübung  befreit  von  der  Pflicht,  sich  über 
seinen  Besitztitel  zu  verantworten“ ; macht  sich  also  der  Be- 
klagte anheischig,  dreissigjährigen  oder  langjährigen  Besitz 
überhaupt  zu  beweisen,  so  ist  die  Berufung  auf  einen  Titel 
nicht  erforderlich.  Man  kauu  daher  streng  genommen  dieje- 
nigen Fälle,  in  denen  der  Beklagte  auf  diese  Weise  seine  Ver- 
theidigung  einleitet,  nicht  zu  denen  rechnen,  in  denen  Angabe 
des  Rechtserwerbs,  oder  bestimmter  des  originären  Rechtserwerbs, 
Fundament  der  Klageerwiderung  ist. 

Die  Dauer  der  Rechtsausübung  hat  nicht,  wie  dies  bei  der 
römischen  Usukapion  der  Fall  ist,  ein  Recht  entstehen  lassen; 
aber  wenn  auch  nicht  diese  positive,  so  hat  sie  doch  die  nega- 
tive Wirkung  gehabt,  dass  der  Besitzende  nunmehr  unter  Be- 
rufung auf  sie  dem  Rechte  als  der  zu  Schützende  gilt.  Darum 
mag  es  also  gestattet  sein,  hier  wie  oben  unter  der  Kategorie 
der  originären  Erwerbsart  diese  Fälle  zu  behandeln.  Es  sind 
im  Wesentlichen  ganz  dieselben  Verhältnisse,  die  wie  oben  zur 
Begründung  der  Klage,  so  liier  zur  Begründung  der  Klagebe- 
antwortung hervorgehoben  werden. 

Zunächst  die  dreissigjährige  Dauer  des  ungestörten  Be- 
sitzstandes, deren  Bedeutung  gleichfalls  unter  den  Klagebe- 
gründungen besprochen  worden  ist.  Sowohl  in  fränkischen  als 
besonders  in  italienischen  Urkunden  beruft  sich  der  Beklagte 
auf  sie. 

So  erklärt  z.  B.  in  einem  Rechtsstreit,  der  888—898  zu 
Mäcon  zwischen  dem  Vogt  der  Laurentiuskirche  und  Walcau- 
dus  um  einen  Weinberg  geführt  wird,  der  Beklagte  in  seiner 
Antwort: 

ijuod  per  se  et  sttos  doncUores  per  triginta  annos  et  amplius 
legibus  vestiti  /uer  unt  absque  ulla  partione  s.  Laurentii 
vel  suos  rectores  *). 

Dem  Abt  von  Cluny,  der  925  vom  Vogt  der  Peterskirche 
Herausgabe  von  Besitzungen  im  Gau  von  Lyon  beansprucht,  die 

*)  Gewere  S.  80. 

*)  Nr.  452.  Cartulaire  de  Mäcon  p.  169  n.  284. 
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ihm  aus  der  Erbschaft  seines  Bruders  Samsun  zukämen,  ent- 
gegnet der  Vogt: 

quod  XXX  annis  inter  Samson  et  s.  Petrum  de  ipsis 
rebus  et  manopiis  (—  mancipiis)  restiti  legaiiter  fuissent'). 

Die  Vertreter  des  Klosters  Monte  Cassino  behaupten  dein 
Kleriker  Jaquintns  gegenüber,  der  im  Gericht  zu  Teano  915  von 
ihnen  ein  dort  gelegenes  Grundstück  beansprucht,  die  Angabe 
des  Klägers  sei  nicht  wahr, 

sed  iudicata  terra  . . . pars  suprascripti  monasterii  per 
triginta  annos  possedissetU*). 

Auf  einem  945  zu  Reggio  vor  einem  Missus  des  Königs 
Hugo  abgehaltenen  Gerichtstage  erklärt  der  Beklagte  Rodul- 
fus,  er  habe  im  vorangegangeneu  ersten  Termin  dem  Kläger, 
dem  Bischof  von  Reggio,  geantwortet,  er  habe  die  streitige  Ka- 
pelle zu  Erbaria  allerdings  besessen, 

pro  eo  quod  ego  et  quidem  Unrocho  comes  genitor  meus 
hens  habuissemus  et  detenuissemus  ad  nostram  proprietatem 
per  aniios  triginta 

Auch  in  einem  884  wider  den  Vogt  der  bischöflichen  Kirche 
von  Lucea  geführten  Prozesse  erklärt  der  Beklagte,  allerdings 
erst  im  vierten  Termin  und  nachdem  er  vorher  verschiedene 
andere  Einwendungen  gemacht  hat,  seine  Kirche  sei  dreissig 
Jahre  lang  im  Besitz  der  streitigen  Grundstücke  gewesen4). 

Neben  dem  dreissigjährigen  findet  sich  an  einigeu  Stellen, 
auf  die  bereits  Heusler5)  aufmerksam  macht,  auch  der  ein- 
unddreissigjährige  Besitz  angeführt,  nämlich  in  einer  Formel 
aus  der  Sammlung  von  Sens,  in  der  der  Beklagte  in  Er- 
füllung des  Beweisurtheils  mit  Eidhelfern  beschwört,  den  Streit- 
gegenstand einunddreissig  Jahre  lang  besessen  zu  haben6),  und 
in  einem  Placitum  Königs  Theuderich  III.  vom  Jahre  f>79,  in 
dem  gleichfalls  der  Beklagte  mit  sechs  Eidhelfern  den  ihm 

>)  Nr.  495.  Chart,  de  Clan;  I p.  242  n.  251.  Th  p.  183  n.  125. 

*)  Gattula  I p.  88. 

*)  Tiraboschi  Modena  D>  p.  112  n.  92.  Muratori  Ant.  I c.  463. 

*)  M.  di  Lucca  IV  2 p.  65  n.  49  und  V 2 p.  569  u.  930.  Vgl.  außer- 
dem Hensler  Gewere  S.  84,  der  als  weiteres  Beispiel  die  Urkunde  Cod. 
Lang.  c.  396  (865)  an  führt. 

*)  Gewere  S.  89. 

•)  Nr.  100.  Cart,  Sen-  n.  21  MüF  p.  194. 
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auferlegten  Eid  dahin  leistet,  dass  er  und  sein  Vater  die  strei- 
tigen Grundstücke  zu  Bactilione  Valle  einunddreissig  Jahre  lang 
besessen  hätten1).  Diese  Kombination  römischer  Veijährungs- 
und  deutscher  Verschweigungsfrist  ist  in  späterer  Zeit  häufig. 
Heusler  vermuthet,  dass  man  hier  in  diesem  einem  Jahre 
vielleicht  eine  Spur  der  rechten  Gewere  des  späteren  Mittelalters 
erblicken  könnte;  ich  wüsste  nichts  dafür  oder  dagegen  anzu- 
führen, jedenfalls  ist  die  Spur  nur  eine  sehr  leise,  denn  sie  findet 
sich,  soviel  ich  sehe,  nirgends  sonst  als  in  den  beiden  genann- 
ten Fällen,  so  dass  also  jene  Formel  damals  noch  nicht  oft  be- 
folgt worden  zu  sein  scheint,  vielleicht  selbst  nur  nach  einem 
vereinzelt  vorgekommenen  Fall  gearbeitet  worden  ist,  in  dem 
gerade  statt  dreissig  einunddreissig  Jahre  verflossen  waren. 
Denn  man  scheute  sich  nicht,  wo  es  ging,  über  die  Zahl  dreissig 
hinauszugehen;  in  einem  bereits  angeführten  Beispiel  haben  wir 
gesehen,  dass  von  trigmta  annos  et  atnplius *)  geredet  wird;  in 
einem  anderen  ist  von  vierzig-,  fünfzig-  und  hundertjährigem 
Besitzstand  die  Rede’). 

Berufung  auf  vierzigjährigen  Besitz  findet  sich  auch  in 
einer  paduaner  Urkunde  vom  Jahre  994.  Die  Beklagten,  drei 
Priester  des  Zachariasklosters  zu  Venedig  und  der  Klostervogt, 
erklären,  sie  hätten  die  Kapelle  der  heiligen  Thomas  und  Zeno 
zu  Monselice  nicht  malo  ordine  und  contra  legem  besessen, 

sed  ista  capella  per  XL  annos  ad  proprium  pars  iam 
dicti  monasterii  s.  Zachariae  ad  proprium  habemus  posses- 
sum*). 

Vierzigjährige  Verjährungszeit  gilt  bekanntlieh  nach  römi- 
schem Recht  für  Kirchen  und  milde  Stiftungen  in  allen  den 
Fällen,  in  denen  sonst  die  kürzere  Verjährungszeit  berechnet 
werden  würde;  für  die  römische  Kirche  dagegen  bildete  sich 
das  Privileg  der  hundertjährigen  Verjährungszeit  heraus. 

Wenn  dagegen  im  Jahre  891  zu  Cremona  der  beklagte 
Vogt  des  Bischofs  von  Cremona  dem  klagenden  Vogt  des  könig- 


')  Nr.  34.  DDM  p.  45  n.  49.  Tardif  p.  18  n.  22.  Pardessus  II  p.  185 
n.  394. 

*)  Nr.  452.  Cartulaire  de  M&con  p.  169  n.  284. 

')  Fantuzzi  II  p.  13  n.  6.  Vesi  doc.  I p.  22. 

*)  Gloria  Cod.  dipl.  Padovan©  p.  106  n.  73.  Antich.  Est.  I p.  128. 
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liehen  Hofes  Sexpilas  die  Einrede  entgegenhält,  das  Bisthum 
besässe  die  eingeklagte  Uferstrecke  um  Po  nebst  zwei  Inseln, 
Häfen  und  Mühlen  non  contra  legem, 

pro  eo  quod  per  sexaginta  annos  a<l  suain  detinet  proprie- 
tatem  ’), 

so  hat  dies  Vorschützeu  sechzigjährigen  Besitzes  seinen  Grund 
in  der  Vorschrift  des  langobardischen  Edikts,  in  dem  ein 
Gesetz  König  Liutprands  vom  Jahre  726  *)  für  causae  regales 
eine  Ausnahme  von  der  sonst  üblichen  und  von  ihm  anerkannten 
dreissigjährigen  Frist  aufstellt.  Es  bestimmt  nämlich,  dass 
derjenige,  qui  aliquit  de  puplico  habet,  erst  nach  sechzig  Jahren 
zu  unanfechtbarem  Besitz  gelangen  solle,  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  schon  König  Rothari  (c.  369)  die  Busse  in  causae  regales 
doppelt  so  hoch  als  in  anderen  Fällen  angesetzt  habe: 

propterea  nobis  rectum  cum  nostris  iudicibus  conparuit 
esse,  ut  et  in  ista  causa  de  possessione  duplicentur  ipsi 
anni,  ut  fiant  sexaginta. 

Wie  schon  aus  einigen  der  angeführten  Beispiele  hervor- 
geht und  gleichfalls  bereits  oben  erwähnt  worden  ist,  berech- 
nete man  die  besprochenen  Fristen  nicht  nur  mit  der  Zeit,  in 
der  man  selbst  Besitzer  gewesen  war,  sondern  es  wurden  auch 
die  Jahre  hinzugezählt,  durch  die  hindurch  die  Grundstücke 
im  Besitz  der  Rechtsvorgänger,  zumal  der  Erblasser,  gestanden 
hatten. 

Man  konnte,  wenn  die  ununterbrochene  Fortdauer  des  Be- 
sitzes nicht  weiter  in  Frage  stand,  sich  daun  auch  damit  be- 
gnügen, nur  den  Besitz  der  Rechts  Vorgänger  hervorzuheben,  was 
dann  im  Grunde  nichts  anderes  bezweckte,  als  die  lange  Dauer 
des  gegenwärtig  bestehenden  Zustandes  zu  betonen. 

So  wird  es  wohl  zu  verstehen  sein,  wenn  es  in  einer  bai- 
rischen Gerichtsurkunde  vom  Jahre  803  vom  beklagten  Abt 
heisst: 

ipsa  parrochia  et  ecclesias  in  possessione  antecessorum 
suorum  retiriere  temptabat; 

d.  h.  er  berief  sich  auf  den  Besitz  seiner  Amtsvorgänger5). 


l)  Cod.  Lang.  c.  580  n,  349.  Muratori  Ant.  II  c.  981. 
*)  Liutpr.  78. 

*)  Nr.  168.  Meieh.  I 2 p.  91  n.  120. 
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Auch  gehört  es  hierher,  wenn  845  der  beklagte  Vikar  als 
Vertreter  des  Fiskus  dem  um  den  Hafenzoll  klagenden  Bischof 
von  Marseille  erwidert,  bereits  sein  Vorgänger  sei  mit  jenem 
Zoll  investiert  gewesen  *). 

Die  Erwiderung  dagegen,  die  ein  Beklagter  zu  Lucca  807 
dem  Kläger  giebt,  er  besässe  die  eingeklagteu  Besitzungen  mit 
Recht, 

eo  quod  fuü  ipsius  Homuli  clerici  (der  sie  der  klagenden 
Kirche  geschenkt  haben  soll),  avii  mei,  et  ipsius  palris 
mei, 

gehört  wohl  eher  unter  die  Berufungen  auf  das  Erbrecht 2). 

Auch  in  der  Erwiderung  des  Beklagten  wird  (wie  oben  in 
der  Klage)  häutig  gar  nicht  auf  einen  Besitzstand  von  be- 
stimmter Dauer,  sondern  überhaupt  nur  auf  langen  Besitz  hin- 
gewieseu. 

Als  nicht  italienisches  Beispiel  kann  eine  in  die  Jahre 
949 — 954  fallende  Züricher  Urkunde  angeführt  werden.  Rubo 
hatte  wider  das  Chorherrenstift  um  ein  von  seinem  Grossvater 
Meginhard  mit  Hülfe  von  Stiftshörigen  urbar  gemachtes  Grund- 
stück in  der  Mark  von  Höngg  Klage  erhoben,  der  die  Fratres 
entgegneten,  sie  müssten  widersprechen. 

quin  iiiuUa  tempora  in  vestilura  ecclesiae  fuü  et  nusquam 
in  suam  neque  sui  patris  venit3). 

Von  italienischen  Urkunden  könnte  man  hier  vielleicht  den 
Prozess  zwischeu  dem  Gastalden  Rimo  und  dem  Bischof  von 
Rieti  anführen,  der  im  Jahre  777  zu  Spoleto  vor  Herzog  Hilde- 
prand  verhandelt  wird.  Der  Beklagte  sagt  auf  die  Behauptung 
des  Klägers,  dass  die  Kirche  des  Erzengels  Michael  zu  Rieti 
immer  atl  ius  et  de/ensionem  paiatii  gehört  habe,  dies  sei  uicht 
wahr,  aal  sein  per  ad  aecclesiatn  Iteatinam  pertinuit\  er  be- 
hauptet also  damit  andauernd  ausgeübtes  Besitzrecht*). 

Deutlicher  ist  eine  paveser  Urkunde  aus  dem  Jahre  915, 
in  der  es  sich  um  einen  Streit  zwischen  dem  Kloster  Bobbio 


')  Nr.  321.  Cartulaire  de  St.  Victor  de  Marseille  p.  32  n.  26.  Th  p. 
108  u.  80. 

*)  Mem.  di  Lucca  V 2 p.  198  n.  335. 

*)  Nr.  633.  UB  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich  I p.  92  n.  200. 

*)  fi.  di  Farfa  II  p.  93  n.  103.  Fatteechi  p.  278  n.  32. 
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und  dem  Markgrafen  Radaldus  um  den  Hof  Barbada  handelt; 
der  Beklagte  und  sein  Vogt  leugnen  die  Rechtswidrigkeit  ihres 
Besitzes  und  berufen  sich  auf  dessen  lange  Dauer  *). 

Nah  verwandt  mit  dieser  Art  der  Vertheidigung  ist  es  dann 
auch,  wenn  der  Beklagte  nicht  gerade  eine  bestimmte  Zeit- 
dauer, sondern  die  alte  Gewohnheit  als  Rechtfertigungsgrund 
anführt,  wie  wir  das  mehrmals  finden. 

So  z.  B.  erklärt  in  einem  Placitum  König  Pipins  vom 
Jahre  753  Graf  Gairehard  von  Paris,  den  die  Mönche  von  St. 
Denis  verklagt  hatten,  weil  er  ohne  dazu  berechtigt  zu  sein 
im  Gau  von  Paris  Marktsteuern  erhebe,  den  Klägern  gegenüber, 
die  zum  Beweise  ihres  Rechts  königliche  Privilegien  und  Ge- 
richtsurkunden vorgelegt  hatten,  er  habe  nur  dem  von  jeher 
bestandenen  Rechte  entsprechend  gehandelt, 

quomodo  a Umgum  tempus  tempora  regum  ibidem  fuit 
consuetudo *). 

In  einer  septimanischen  Urkunde  von  836  erklären  die  Be- 
klagten auf  die  Klage  des  Abtes  von  Cauquens,  die  beanspruch- 
ten Ländereien  gehörten  in  ihr  Gebiet;  und  dafür  berufen  sie 
sich  auf  die  von  Alters  her  gezogenen  Grenzen’). 

So  erwidert  ferner  im  Jahre  874  zu  Mailand  im  Gericht 
der  Königsboten  der  Bischof  von  Como  mit  zwei  Vögten,  gegen 
die  der  Abt  des  Ambrosiusklosters  wegen  unrechtmässiger  Aus- 
übung von  kirchlichen  Rechten  und  wegen  Besitzstörungen  iu 
mehreren  dem  Kloster  gehörigen  Gehöften  und  Kirchen  Klage 
erhoben  hatte,  unter  anderem  auch  wegen  widerrechtlicher 
Pfändung: 

verum  est  ibi  suprascripti  homines  pigmrarunt ; non  pro 
aliut  ibi  venerunt  aut  pignoraverant,  nisi  quod  pars  epis- 
copati  suprascripti  cotisuetudinem  fuit*). 

So  endlich  weist  zu  Lucca  im  Jahre  892  der  verklagte 
Kustos  der  Martinskirche  zu  Arliano  die  Klage  wegen  unrecht- 
mässig erhobener  Zehnten  mit  den  Worten  zurück: 


l)  Cod.  Lang.  c.  793  n.  459.  Moratori  Ant.  VI  c.  305.  Lupus  Cod.  dipl. 
Berg.  II  c.  91.  Mon.  Patriae  Chart.  1 p.  120. 

*)  Nr.  79.  Tardif  p.  46  n.  55.  Bouquet  V p.  699.  Mtthlb.  71. 

•)  Nr.  287.  Vaissete  II  c.  194  n.  90. 

*)  Cod.  Lang.  c.  435  n.  258.  Fumagalli  p.  424.  Muratori  Ant.  V 
p.  987. 
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vere  tibi  iniuste  non  fecit,  sed  offertas  et  decimas  ipsas 
de  prcdidi  hominibus  de  suprascrijrti  locibus  tullit,  pro 
eo  quod  abuerunt  consuetudo  eas  dare  ad  pars  ecclesiae 
s.  Martini '). 

In  diesem  Zusammenhang  mag  eine  Bestimmung  der  Lex 
Baiuwariorum  (12,  4)  angeführt  werden,  in  der  dem  unrecht- 
mässigen Besitzer  verboten  wird,  in  Grenzprozessen  gegenüber 
von  signa  evidentia,  d.  h.  unzweifelhaften  Grenzzeicheu,  die  Ein- 
rede der  longa  possessio  zu  erheben;  er  darf  sich  nur  auf  recht- 
mässigen Erwerb  von  seiten  eines  Dritten  stützen.  Ein  prak- 
tischer Fall  zur  Veranschaulichung  ist  mir  nicht  zur  Hand. 

Zum  Schluss  dieses  Abschnittes  ist  endlich  noch  auf  eine 
abweichende  Form  aufmerksam  zu  machen,  in  der  selten  einmal 
der  Beklagte  seine  Entgegnung  vorbringt. 

Wir  haben  im  ersten  Kapitel  gesehen,  dass  einige  Bei- 
spiele Vorkommen,  in  denen  der  Kläger  dem  allgemeinen  Cha- 
rakter des  deutschen  Prozesses  entgegen  seinen  Anspruch  nicht 
auf  das  Unrecht  des  Beklagten,  sondern  auf  das  eigene  Recht 
stützte,  eine  Form  der  Klage,  die  späterhin  vou  den  langobar- 
dischen  Juristen  als  die  einzig  mit  den  römischen  Grundsätzen 
übereinstimmende  empfohlen  wurde.  Dem  entspricht  es  nun, 
wenn  in  einigen  seltenen  Fällen  der  Beklagte  zur  Begründung 
seines  Rechts  in  der  Klagebeantwortung  nicht  sowohl  angiebt, 
wie  sein  Recht  entstanden  sei,  als  vielmehr  ausführt,  dass  und 
aus  welchen  Gründen  von  einem  Recht  des  Klägers  keine  Rede 
sein  könne.  Er  behauptet  also  indirekt  sein  eigenes  Recht. 

Als  Beispiele  derartiger  Fälle,  in  denen  der  Beklagte  in- 
direkt eine  Begründung  seines  Rechtes  dadurch  giebt,  dass  er 
ansführt,  warum  sein  Gegner  kein  Recht  habe,  können  folgende 
Urkunden  angeführt  werden. 

Eine  Urkunde  aus  der  spanischen  Mark  von  843,  in 
der  vom  Bischof  von  Gerona  wider  den  Vertreter  des  Fis- 
kus um  den  dritten  Theil  der  Wasser-  und  Landzölle  aus  den 
Grafschaften  von  Ampurias  und  Pietralata  Klage  erhoben  wird. 


*)  M.  di  Lucca  V 2 p.  007  n.  982  nad  IV,  2 p.  83  n.  48.  In  Bezug 
auf  Gewohnheitsrecht  ist  zu  vergleichen  Reg.  di  Farl'a  II  p.  89  n.  97  (776) : 
der  Vorsitzende  zieht  Erknndignngen  ein  über  ein  etwa  im  Herzogthum 
Spoleto  bestehendes  Gewohnheitsrecht. 
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Der  Beklagte,  dem  vorgeworfen  wird,  dass  er  jene  Zölle  dem 
Kläger  contendit  iniuste  et  contra  legem , also  widerrechtlich 
vorenthalten  habe,  erwidert  nun  nicht  damit,  dass  er  sagt,  aus 
welchem  Grunde  er  ein  Recht  auf  jene  Abgaben  habe,  sondern 
er  führt  aus,  das  jenes  niemals  dem  Bischof  oder  seinen  Vor- 
gängern zugestanden  habe 

nec  esse  debet  recto  online,  nec  per  iussione  dontni  impe- 
ratoris  vestituram  exinde  non  habuerunt. 

Es  ist  sehr  leicht  möglich,  dass  auch  hier  römischer  Ein- 
fluss wirksam  gewesen  ist;  das  scheint  auch  daraus  hervorzu- 
geheu,  dass  trotz  dieser  Einrede,  die  nach  fränkischem  Recht 
dem  Beklagten  den  Beweis  gesichert  haben  würde,  nicht  der 
Beklagte,  sondern  der  Kläger  zum  Beweise  kommt1). 

Zweifellos  römisch  ist  das  Verfahren  in  einer  Urkunde  aus 
der  Roiuagna  vom  Jahre  885.  Nachdem  der  Kläger,  der  Bi- 
schof von  Rimini,  sein  Recht  behauptet  hat,  entgegnet  der 
Beklagte,  ein  klägerisches  Recht  sei  nicht  vorhanden: 

non  vole  Deo  quia  ipse  res  unquam  de  tua  ecclesia  fuisse, 
nec  namfra  qnadraginta,  nec  nam/ra  quinquaginta,  nec 
namfra  centos  annos , neque  numquam  ipse  res  non  habu- 
istis  neque  a matiibus  vestris  umquam  detinuistis  neque 
vestris  antecessoribus. 

Und  hierauf  wird  dem  römischen  Verfahren  entsprechend 
der  Kläger  zum  Beweise  zugelassen  *). 

')  Nr.  318.  Marca  Hisp.  c.  799,  780  n.  16,  17. 

’)  Fantuzzi  II  p.  13  n.  6.  Vesi  doc.  I p.  122.  Zu  vgl.  Ficker  For- 
schungen I S.  53,  56. 
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Die  Beweisvertheilung. 

Der  alte  Prozess  beruht  auf  dem  Parteibetrieb.  Die  Worte 
und  Handlungen  der  Parteien  bestimmen  seinen  Verlauf.  Die 
für  den  Ausgang  des  Prozesses  entscheidende  Frage  ist,  welche 
von  den  Parteien  zum  Beweise  gelangen  soll.  Es  giebt  im 
alten  Prozess  keine  über  den  Parteien  stehende  Gewalt,  die 
hierüber  in  freier  Würdigung  der  Umstände  des  einzelnen  Falls 
bestimmen  könnte.  Die  Vertheilung  der  Beweisrollen  hängt 
von  den  Worten  und  Handlungen  der  Parteien  ab.  Die  Art 
und  Form,  in  der  die  Klage  erhoben  und  beantwortet  wird, 
enthält  bereits  die  Antwort  auf  die  Frage,  wer  zu  beweisen 
hat.  Auch  die  Beweisvertheilung  wird  von  dem  Formalismus 
des  Verfahrens  beherrscht. 

Die  formalen  Grundsätze  der  Beweisvertheilung  sollen  in 
diesem  Kapitel  an  der  Hand  der  uns  überlieferten  Beispiele  des 
Immobiliarprozesses  dargestellt  werden. 

Dagegen  kann  nicht  beabsichtigt  werden,  auf  die  Lehren 
von  den  einzelnen  Beweismiteln  (Eid,  Gottesurtheil , Urkunde, 
Zeugen),  noch  auf  die  Regeln  des  Beweisverfahrens  einzugehen. 
Denn  es  lassen  sich  diese  Dinge  nicht  in  Beschränkung  auf 
den  Immobiliarprozess  behandeln,  abgesehen  davon,  dass  der 
erschöpfenden  Darstellung,  die  wir  jetzt  im  zweiten  Bande  von 
Brunners  Rechtsgeschichte  besitzen,  nichts  Wesentliches  hin- 
zugefügt werden  könnte. 
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Für  eine  Darlegung  jener  Rechtssätze  über  die  Beweisrolle 
bieten  dagegen  gerade  die  erhaltenen  Gerichtsurkunden,  die  ja 
meistens  Immobiliarprozesse  betreffen,  ein  reiches  Material. 

Wir  werden  sehen,  dass  sich  diese  Rechtssätze  auf  einige 
wenige  Principien  zurtickführen  lassen,  auf  Principien,  die 
sowohl  dem  Prozessrecht  als  auch  dem  Immobiliarsachenrecht 
angehören. 

Das  alte  Prozessrecht  wägt  zunächst  genau  die  Behaup- 
tungen der  beiden  Parteien  ab.  Sind  sie  sich  in  ihrer  recht- 
lichen Bedeutung  gleich,  sind  sie  rechtlich  gleich  erheblich  oder 
gleich  unerheblich,  so  ist  der  Anschauung  des  deutschen  Rechts 
entsprechend  der  Beklagte  der  Nähere  zum  Beweise. 

Siud  dagegen  die  Behauptungen  der  Parteien  rechtlich  un- 
gleich, sind  die  der  einen  Partei  rechtlich  erheblicher  als  die 
der  anderen,  so  gelangt  diejenige  Partei  zum  Beweis,  die  die 
rechtlich  erheblichere  Rehauptung  aufgestellt  hat. 

Wonach  wird  nun  aber  die  rechtliche  Erheblichkeit  der 
Parteibehauptungen  beurtheilt? 

Zwei  Gesichtspunkte  kommen  hier  in  Betracht.  Eine  Partei- 
behauptung kann  erstens  aus  formellen  und  zweitens  aus  materi- 
ellen Gründen  erheblicher  sein  als  die  des  Gegners. 

Aus  formellen  Gründen  ist  sie  erheblicher,  wenn  z.  B.  die 
eine  Partei  zum  Beweise  ihres  Rechtes  Zeugen  anbietet,  während 
die  andere  keine  Beweismittel  zur  Verfügung  hat.  Das  stär- 
kere Beweismittel  also  gewährt  den  formellen  Vorzug. 

Aus  materiellen  Gründen  ist  eine  Parteibehauptung  erheb- 
licher, als  die  des  Gegners,  wenn  sie  sich  z.  B.  auf  den  Rechts- 
erwerb beruft  (auch  ohne  irgend  ein  Beweismittel  anzugeben), 
der  Gegner  dagegen  schlechtweg  ohne  weitere  Begründung  sein 
Recht  behauptet.  Die  speciellere  Begründung  der  Behauptung 
also  gewährt  den  materiellen  Vorzug. 

Die  Betrachtung  der  einzelnen  Fälle  soll  nun  unter  Zu-  * 
grundelegung  dieser  drei  Kategorien  geschehen;  dabei  wird  sich 
ergeben,  wann  das  Recht  Gleichheit  der  Parteibehauptungen, 
wann  grössere  formelle  oder  materielle  Erheblichkeit  der  einen 
von  ihnen  annahm. 
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I.  Der  allgemeine  Beweisvorzug  des  Beklagten. 

Ceteris  paribus,  d.  h.  wenn  die  Behauptungen  beider  Par- 
teien von  rechtlich  gleicher  Erheblichkeit  sind,  kommt  der  Be- 
klagte zum  Beweis.  Er  kommt  zum  Beweis  als  der  im  Besitz 
befindliche.  Jlelior  est  causa  possidentis;  dieser  Satz  gilt,  wie 
Heusler  einleuchtend  darstellt *),  im  deutschen  so  gut  als  im 
römischen  Recht.  Denn  „in  jedem  Prozessrechte  und  so  auch 
im  deutschen  gilt  die  Rolle  des  Beklagten  als  die  vortheil- 
haftere“  *). 

Aber  der  Grund,  aus  dem  die  Rolle  des  Beklagten  als 
die  vortheilhaftere  gilt,  ist  im  deutschen  Recht  ein  anderer  als 
im  römischen.  Im  römischen  Recht  ist  die  Lage  des  Be- 

klagten darum  die  günstigere,  weil  er  nicht  zu  beweisen 
braucht;  im  deutschen  dagegen  darum,  weil  er  beweisen  darf. 
Mit  anderen  Worten : im  römischen  Recht  gilt  es  als  eine  Last, 
im  deutschen  Recht  gilt  es  als  ein  Vorzug,  zum  Beweise  zu 
gelangen.  Und  zwar  darum,  weil,  wie  schon  hervorgehoben 
worden  ist,  das  römische  Recht  von  dem  Recht  des  Klägers, 
das  deutsche  Recht  dagegen  von  dem  Unrecht  des  Beklagten 
ausgeht.  Der  römische  Kläger  will  sein  Recht  vor  Gericht  zur 
Geltung  bringen;  es  ist  eine  Last  für  ihn,  dass  er,  um  sein 
ihm  zustehendes  Recht  ausüben  zu  können,  ein  gerichtliches 
Verfahren  veranlassen  muss.  Der  deutsche  Kläger  will  Sühnung 
eines  verübten  Unrechts ; es  ist  ein  Vorzug  für  den  Beklagten, 
dass  er  sich  von  dem  Vorwurf  der  Unrechten  That  reinigen 
kann.  „Das  deutsche  Recht  stellt  nicht  wie  das  römische  den 
Beweis  des  klägerischen  Anspruchs  in  erste  Linie,  sondern  lässt 
den  Beklagten  zur  Rechtfertigung  seines  Widerstandes  gegen 
den  klägerischen  Angriff  gelangen“ 8). 

Das  gilt  im  deutschen  Immobiliarprozess  ebenso  wie  in  den 
übrigen  Arten  des  Verfahrens.  Denn  wir  sahen  schon,  dass 
auch  der  Rechtsgang  um  Liegenschaften  wie  überhaupt  jeder 
Prozess  ursprünglich  pönalen  Charakter  trug.  Der  Beklagte, 
dem  eine  Missethat  vorgeworfen  wird,  ist  der  Angegriffene, 


l)  Gewere  S.  87. 

*)  Hausier  Institutionen  II  S.  45. 
*)  Heusler  Gewere  S.  73. 
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der  Kläger  der  Angreifer;  während  im  römischen  Recht  umge- 
kehrt der  Kläger  sich  gegen  einen  Eingriff  in  seine  Rechte 
durch  die  Klage  vertheidigt.  Der  Angegriffene  soll  sich 
vertheidigen.  Nicht  also  nur  als  der  im  Besitz  befindliche, 
sondern  allgemein  als  der  Angegriffene  gelangt  nach  deutschem 
Recht  der  Beklagte  dazu,  den  Angriff  zurückweisen  zu  können, 
hat  er  den  Beweisvorzug.  Wie  das  Prozessrecht  dem  Dieb 
auf  die  Diebstahlsklage  hin  die  Möglichkeit  giebt  zu  beweisen, 
dass  er  nicht  gestohlen  habe,  so  giebt  es  dem  Beklagten  auf 
die  Klage  wegen  Landnahme  hin  die  Möglichkeit  zu  beweisen, 
dass  er  sich  einer  solchen  That  nicht  schuldig  gemacht  habe. 

Er  sichert  sich  diese  Möglichkeit  dadurch,  dass  er  der 
Klagebehauptung  mit  einer  gleichwerthigen  Klagebeantwortung 
begegnet. 

Also:  erhob  der  Kläger  die  Klage  in  der  einfachen  Form 
malo  ordine  possides,  ohne  eine  weitere  Begründung  hinzuzu- 
fügen, so  genügte  es,  wenn  der  Beklagte  erwiderte:  non  malo 
ordine  possideo.  Jetzt  standen  sich  zwei  gleich  erhebliche  Be- 
hauptungen gegenüber,  nackte  Behauptung  des  Unrechts  der 
nackten  Leugnung  des  Unrechts.  Der  Beklagte  hat  die  Be- 
weisrolle. Und  zwar  kann  er  den  Beweis  nunmehr  in  der  Regel 
durch  den  Eid  führen.  „Der  Beweis,  durch  den  der  Beklagte 
den  Klagevorwurf  zu  entkräften  hat,  ist  regelmässig  Eid“  ‘). 

Beispiele  zur  Bestätigung  mögen  folgen.  Es  kann  zunächst 
auf  zwei  Formeln  aus  der  Sammlung  von  Angers  hingewesen 
werden;  in  beiden  leugnet  der  Beklagte  die  Klagebehauptung 
und  beidemale  kommt  er  zum  Eid;  in  der  einen  hat  er  zu 
schwören,  dass  er  nicht  malo  ordine  einen  Graben  gezogen 
habe1),  in  der  anderen,  dass  ihm  nicht  die  streitigen  Wein- 
berge als  colonia  partiaria  verliehen  worden  seien5). 

Aus  der  Bretagne  kann  eine  schon  erwähnte  854  oder  865 
in  der  Kirche  zu  Sixte  coram  principibus  plebis  stattgehabte 
Verhandlung  genannt  werden. 

Ein  Mann  Namens  Dreglur  klagt  wider  einen  anderen  Namens 
Dinaeru  um  eine  particula  terrae,  von  der  Kläger  behauptet, 


')  Brunner  BO  II  8.  373. 

•)  Nr.  12.  Form.  Andec.  n.  28  MGF  p.  13. 

*)  Nr.  14.  Form.  Andec.  n.  30  MGF  p.  14. 

Hübner,  frank.  Immobiliarprozeai.  11 
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dass  sie  mit  grösserem  Rechte  zu  Ranhenbar  als  zu  Ranbrocan 
gehöre.  Es  heisst  im  Text: 

iudicatum  est  ad  Dinaeru,  ut  iwraret  super  sunctmi  nltare 
cum  tribus  viris  ille  quadus,  quod  iustius  et  proprius 
esset  ill'i  supradida  terra  ad  Ran  Broch  an  quam  ad  Ran 
Henbar,  quod  ita  fadiim. 

Also  der  Beklagte  hat  offenbar  das  Gegentheil  der  Klage 
behauptet  (wovon  die  Urkunde  nichts  sagt)  und  zwar  wird  er, 
wie  sich  aus  der  Normierung  des  Eides  ergiebt,  mit  genauer 
Benutzung  der  Klageworte  das  klägerische  Recht  geleugnet  und 
sein  eigenes  behauptet  haben.  Als  der  im  Besitz  befindliche 
kommt  er  zum  Beweis  ')• 

Ebenso  verhält  es  sich  in  einer  bairischen  Urkunde  aus 
den  Jahren  785  bis  798,  die  gleichfalls  schon  in  anderem  Zu- 
sammenhang genannt  worden  ist. 

Auch  in  dieser  Urkunde  beschränkt  sich  der  Beklagte  dar- 
auf, die  klägerische  Behauptung  schlechtweg  zu  leugnen ; aller- 
dings gehört  die  Urkunde  zu  den  seltenen  Fällen,  in  denen 
der  Kläger  sein  Recht  und  nicht  das  Unrecht  des  Beklagten 
zur  Grundlage  der  Klage  wählt.  Dass  aber  dies  möglicherweise 
nur  einer  abweichenden  Formulierung  im  Urkundentext  zuzu- 
schreiben ist,  erhellt  daraus,  dass  wie  in  den  obigen  Fällen  der 
Beklagte  durch  Beweisurtheil  zum  Eid  Uber  sein  Recht  zuge- 
lassen wird. 

Er  soll  mit  seinem  Bruder  beschwören,  dass  der  von  ihm 
mit  dem  streitigen  Grundstück  beliehene  Beneficiar 

potius 2)  debuisset  consistere  in  suum  servitium  quam  in 
tillius  alterius 3). 

Ich  führe  weiter  eine  rätische  Gerichtsurkunde  aus  den 
Jahren  800  bis  820  an.  Zwei  Leute  kommen  in  das  Gericht 


*)  Nr.  366.  Cartulaire  de  Redon  p.  37  n.  46. 

’)  Denn  so  ist  offenbar  an  Stelle  des  sinnlosen  tocius  zu  lesen. 

*)  Nr.  138.  Mon.  Boica  XXVIII  1 p.  23  n.  26.  — Ueber  den  eigen- 
tümlichen Schluss  der  Urkunde  siehe  Brunner  R6  II  S.  398  Anm.  49;  es 
erbietet  sich,  nachdem  die  Partei  geschworen  hat,  noch  ein  Dritter  mit 
mehreren  Helfern  das  gleiche  zu  beschwüren,  was  aber  der  Vorsitzende  als 
überflüssig  ablehnt.  Wie  Brunner  bemerkt,  ist  hier  der  dem  bairischen 
Recht  eigentümliche  mit  Eidhelf ern  geschworene  Zeugeneid  gemeint. 
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und  verklagen  zwei  Brüder  um  einen  Acker  (amaUaverunt  E. 
et  fratre  seu  V.  Je  terra  devere).  Dann  heisst  es  weiter: 

et  sic  iudicaverunt  iudices,  que  (—  quod)  E.  et  V.  iurarent, 
debuerunt  iurare  et  non  iurarunt.  Et  postia  apactuarunt 
purentes,  que  (=  quod)  de  ipsu  <igru,  que  illi  quesierunt, 
dederunt  tercia  porcione  tn  pacodia. 

Der  Sinn  der  ungelenken  Worte  ist  der,  dass  die  Beklagten, 
die  sich  auch  in  diesem  Fall  auf  Behauptung  des  Gegentheils 
beschränkt  haben,  zum  Schwnr  zugelassen  werden;  sie  schwören 
aber  nicht,  sondern  schliessen  mit  den  Klägern  einen  Vergleich  '). 

Dann  eine  Züricher  Urkunde  ans  den  Jahren  924  bis  931. 
Adilhelm  verlangt  von  den  Chorherrn  von  Zürich  Herausgabe 
eines  Grundstücks  in  der  Mark  von  Hüngg. 

Et  ipsi  clerici  contra  illum  cum  iuramento  hunc  confor- 
taverunt  ita  in  cdtare  et  capsa  sanctorum  Felicis  et  Hey  ule, 
sicut  in  publico  matto  Kerhurti  advocati  legitime  populi 
iudicaverunt. 

Also  offenbar  der  gleiche  Sachverhalt  wie  in  den  übrigen 
besprochenen  Beispielen  *). 

Wir  finden  auch  in  Italien  derartige  Fälle. 

Hier  bietet  zunächst  eine  farfenser  Urkunde  von  777  ein 
ausgezeichnetes  Beispiel.  Im  Palast  zu  Spoleto  erscheint  vor 
Herzog  Hildeprand  der  Gastalde  Rimo  und  erhebt  als  Vertreter 
des  Fiskus  wider  den  Bischof  Sinuald  von  Rieti  und  den  Vice- 
dominus  Halo  Klage  um  die  Kirche  des  Erzengels  Michael  in 
der  Nähe  von  Rieti,  die,  wie  er  behauptet, 

pertinuisset  ad  ins  et  defensionem  palatii. 

Auf  diese  schlichte  Behauptung  entgegnet  der  Beklagte,  es 
sei  nicht  wahr,  sondern  die  Kirche  habe  von  jeher  unter  dem 
Bischof  von  Rieti  gestanden,  und  das  könne  er  beweisen:  et  ita 
consiymire  possutnus.  Darauf  der  Kläger:  beweist,  wie  ihr 
wollt;  denn  ich  kann  zeigen  und  beweisen, 

quomodo  ipsa  aecclesia  ad  potestatem  palatii  pertinuisset. 

Also  Rechtsbehauptung  steht  gegen  Rechtsbehauptung,  beide 
schlechtweg  ohne  Begründung  aufgestellt,  denn  die  Erklärung, 


')  Nr.  227.  Wartmann  I p.  329  n.  354. 

*)  Nr.  504.  UB  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich  I p.  81  n.  190. 

n* 
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man  könne  sie  beweisen,  wird  man  nicht  für  eine  solche  an- 
sehen  wollen. 

Nun  verhandelt  der  Herzog  mit  den  Beisitzern,  wem  der 
Beweis  zuzuerkennen  sei.  Und  sie  kommen  zu  dem  Schluss, 

quod  non  esset  legis,  ut  pars  palatii  consignaret  cuilibet 
homini,  sed  lex  talis  est  et  partem  Sinaldi  aepiscopi’, 
desshalb  geben  sie  dem  Bischof  und  seinem  Vogt  auf  den  Be- 
weis zu  führen: 

guadiam  dare  fecimus  ad  partem  nostrani  publicam,  ut 
consignarent  per  testes  Reatinos  sicut  dixerant. 

Also : so  selten  in  den  Quellen  einmal  ein  principieller  Rechts- 
satz ausgesprochen  wird,  hier  finden  wir  gesagt,  dass  der  im 
Besitz  befindliche  Beklagte  zum  Beweise  kommt1). 

Es  sei  ferner  der  822  zu  Lucca  zwischen  dem  Rektor  der 
Marienkirche  de  Monte  und  den  beiden  Brüdern  Natali  und 
Auripertus  um  Besitzungen  in  Bulficiano  geführte  Streit  ge- 
nannt. Hier  sehen  wir  das  beherrschende  Princip  in  den  ersten 
Gegenreden  der  Parteien  ausgesprochen.  Die  Beklagten  er- 
widern auf  die  Klage: 

res  illa,  unde  tu  dicis,  scimus  et  nos  eam  avemus,  sed 
tibi  pro  quid  exinde  dcvemus  ratione  ponere  ? 

Diese  Frage,  die  sich  auch  wohl  sonst  in  italienischen 
Urkunden  wie  auch  in  Formeln  des  Liber  Papiensis  findet,  ist 
eigenthümlich ; sie  kann  wohl  als  eine  Reminiscenz  des  römi- 
schen Standpunkts  aufgefasst  werden ; denn  ein  Beklagter,  der 
sich  durch  eine  solche  Frage  zunächst  unbereitwillig  zeigt,  den 
Beweis  anzutreten,  scheint  kaum  auf  dem  Standpunkt  gestanden 
zu  haben,  die  Beweisrolle  für  eine  rechtliche  Vergünstigung  zu 
halten.  Nun  erwidert  der  Kläger: 

res  ipsa  ipsius  ecclesiae  s.  Mariae  fuit  et  legibus  de 
suprascripta  ecclesia  esse  debet. 

Also  er  giebt  nicht  etwa  eine  Begründung  seiner  Klage, 
sondern  er  behauptet  nur  nochmals  und  ausdrücklich  lediglich 
sein  Recht.  Und  daran  schliesst  er  die  an  die  Beklagten  ge- 
richtete Aufforderung: 

bi  nt  um  ponitis  mihi  ratione,  pro  quid  vos  eas  obere  voletis. 

Also,  wie  man  sieht,  der  Beklagte  kann  nicht  nur,  sondern 


*)  B.  di  Farfa  II  p.  93  u.  103.  Fatteschi  p.  278  u.  32. 
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er  muss  zunächst  und  vor  dem  Kläger  seinen  Beweis  anbieten, 
oder,  wenn  er  das  nicht  kann  oder  will,  ausdrücklich  ver- 
zichten ’). 

Endlich  eine  süditalienische  Urkunde  von  982.  Der  Be- 
klagte erwidert  auf  die  Klage,  dass  er  ein  Grandstück  unrecht- 
mässig betreten  habe,  non  esse  veritas;  darauf  fällt  der  Richter 
das  Urtheil, 

ut  ipse  Jaquintus  (der  Beklagte)  secundum  legem  iuraret 
ad  pars  ipsius  hecclesie  (d.  h.  er  soll  der  klagenden 
Kirche  den  Eid  leisten),  quod  in  ipsa  eadem  rebus  s. 
Maximi  tnalo  ordine  et  sine  ratione  tum  introisset. 

Also  auch  hier  die  typische  Form:  non  rnalo  ordine  intravi  *). 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  es  keine  Änderung  ver- 
ursachte, wenn  der  Beklagte  auf  die  Klage,  anstatt  mit  einem 
non  malo  ordine  possideo  zu  erwidern,  erklärte  non  possideo; 
wenn  er  also  die  vom  Kläger  behauptete  Thatsache  schlecht- 
weg bestritt.  Es  sind  oben  (S.  92  ff.)  Fälle  angeführt  worden, 
in  denen  der  Beklagte  auf  diese  Weise  seine  Vertheidigung 
führte.  Das  ältere  Recht  unterschied  überhaupt  nicht,  wie  man 
es  heute  gewohnt  ist,  Thatfrage  und  Rechtsfrage;  eine  Antwort 
non  malo  ordine  possideo,  die  für  unsere  Begriffe  bereits  ein 
rechtliches  Urtheil  enthält,  galt  ganz  ebenso  schlechtweg  für 
Leugnen  des  vorgeworfeuen  Unrechts,  wie  andererseits  in  den 
Worten  twn  possideo  zugleich  dem  Vorwnrf  des  malo  ordine  be- 
gegnet werden  sollte.  Auch  in  solchen  Fällen  standen  sich 
nackte  Behauptung  und  Verneinung  gegenüber,  wesshalb  auch 
hier  der  Beklagte  zunächst  zum  Beweise  kam. 

Wir  finden  nicht  wenig  urkundliche  Beispiele,  in  denen 
das  deutlich  zu  erkennen  ist. 

In  einer  um  die  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  zu  Vienne 
abgehaltenen  Gerichtsverhandlung  wird  dem  Beklagten  Immu- 
nitätsbruch in  drei  Fällen  zur  Last  gelegt.  Die  beiden  ersten 
giebt  er  zu,  den  dritten  leugnet  er;  es  heisst: 

quam  causam  S.  in  omnibus  denegavit  et  per  arramitam 
Gauceranni  promisit  ad  placitum  se  iuraturum , ut  eo 
mandante  nullus  hominum  eandem  viUam  expoliarit  aut 


')  Mein,  di  Lncca  IV  2 p.  27  n.  20.  Huratori  Ant.  I c.  511. 
*)  Cod.  Cav.  II  p.  176  o.  346. 
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in  ea  incendium  aut  quidquam  niali  fecerit,  quod  per  legem 
emendare  deberet. 

Der  Kläger  erlässt  ihm  den  Eid.  Also  der  Beklagte  hat 
offenbar  in  Bezug  auf  den  dritten  Fall  die  ihm  zur  Last  ge- 
legte Thatsache  geleugnet  (wenn  auch  keiu  non  possideo,  so 
doch  ein  non  invasi  oder  dgl.  der  Klage  entgegengehalten). 
Darauf  ist  er,  als  der  zum  Beweise  nähere,  zum  Eide  zuge- 
lassen worden  und  hat  in  rechtsförmlicher  Weise  Erfüllung  des 
Beweisurtheils,  Leistung  des  Eides,  gelobt1). 

Es  kann  ferner  eine  bereits  sonst  besprochene  süditalienische 
Urkunde  aus  dem  Jahre  982  genannt  werden.  Der  Kläger 
klagt,  weil  der  Beklagte  durch  seine  Leute  auf  Grundstücken 
des  Klägers  eine  Besitzstörung  habe  vornehmen  lassen.  Der 
Beklagte  leugnet  die  Thatsache,  indem  er  im  übrigen  das  Eigen- 
thum des  Klägers  an  den  Grundstücken  ausdrücklich  anerkennt. 
Darauf  ergeht  das  Urtheil,  dass  der  Kläger  dem  Beklagten  die 
Evangelien  vorlege,  seine  Mutter,  die  die  streitigen  Besitzungen 
erworben  hat,  im  Beweistermin  mitbringe  (ut  plicaret  ipsa  Gemma 
genetrice  sua)  und  dass  der  Beklagte 

pro  se  et  pro  bice  de  ipsa  uxore  sua  iuraret  ei  iusta 
legem,  ttf  taliter  in  ipsa  rebus  numquam  fedsset,  nec 
illum  de  hominibus  eins  nec  de  ipsa  uxore  sua  et  ipsa 
rebus  numquam  contrasset. 

Also  genau  wie  in  der  vorhergehenden  burgundischen  Ur- 
kunde kommt  der  die  Klagethatsache  leugnende  Beklagte  zum 
Schwur ?). 

Es  sei  ferner  noch  auf  eine  luccheser  Urkunde  von  871 
aufmerksam  gemacht.  Die  Beklagten  werden  wegen  unpünkt- 
licher Zinszahlung  zur  Rechenschaft  gezogen.  Sie  leugnen  das. 
Sie  erklären, 

quod  iuxta  ipsum  libellum  sictU  promistim  fuerat  . . . 
Ha  lulimpletum  habuissent ; 

womit  in  wörtlich  entsprechender  Form  die  Worte  der  Klage, 
quod  iuxta  ipsum  libellum  non  adimplitum  abetis, 
abgestritten  werden.  Darauf  werden  die  Beklagten  aufgefor- 


*)  Nr.  362.  P’Achfry  Spicileginm  I p.  358.  Th  p.  135  n.  96. 

*)  CoJ.  Cav.  II  p.  166  n.  338.  Wörtlich  damit  übereinstimmend  die 
Urkunde  Cod.  Cav.  II  p.  167  n.  339. 
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dert,  ihre  Einrede  zu  beweisen;  sie  also,  die  den  Thatbestand 
leugnen,  sind  auch  hier  die  Näheren  zum  Beweis1). 

Der  Satz,  dass  der  Beklagte  allein  darum,  weil  er  Beklagter 
ist,  näher  zum  Beweise  ist,  findet  seine  Anwendung  naturge- 
mäss  nicht  nur  dann,  wenn  er  der  blossen  Behauptung  des 
Klägers  seine  ebenso  unbegründete  Behauptung  entgegensetzt, 
sondern  auch  dann,  wenn  beide  Parteien  sich  auf  die  gleichen 
Beweismittel  berufen.  Auch  dann  stehen  sich  beide  Parteien, 
abgesehen  eben  vom  Besitz,  als  völlig  gleichstarke  Gegner 
gegenüber;  man  könnte  sagen,  wie  sie  vorhin  beide  ungerüstet 
auf  dem  Kampfplatz  erschienen,  so  treten  sie  jetzt  gleiche 
Waffen  in  der  Hand  an ; hier  wie  dort  sind  sie  sich  völlig  ge- 
wachsen. Aber  trotzdem  ist  der  Beklagte  als  Besitzender  und 
Beklagter  der  stärkere. 

Es  ist  erklärlich,  dass  derartige  Fälle  nicht  allzu  häufig 
vorkamen  und  desshalb  auch  nur  wenige  Belege  in  den  Ur- 
kunden vorhanden  sind. 

Als  Beispiele  mögen  zwei  cavenser  Urkunden  angeführt 
werden. 

Urkunde  gegen  Urkunde  steht  in  einem  Fall  aus  dem 
Jahre  902.  Zu  Salerno  erhebt  Johannes  wider  den  Abt  An- 
gelus und  seinen  Vogt  Nantari  Klage  um  den  Ort  Novara,  der, 
wie  Kläger  unter  Vorlegung  einer  Urkunde  behauptet,  ihm  von 
Ursus  geschenkt  worden  sei.  Nun  aber  legt  Beklagter  gleichfalls 
eine  Urkunde  vor,  nach  der  derselbe  Ursus  denselben  Ort  auf 
dem  Krankenbett  einem  Salmannen  Ennepertus  übergeben  habe, 
und  dieser  habe  ihn  nach  dem  Tode  des  Ursus  dem  Abt  tradiert. 

Der  Kläger  wird  gefragt,  ob  er  dem  gegenüber  seine  Be- 
hauptung in  anderer  Weise  stützen  könne. 

Er  erklärt  (profexiis  manifest-avü)  ausser  seiner  vorge- 
zeigten Urkunde  kein  anderes  Beweismittel  zu  haben.  Nur, 
fügt  er  hinzu, 

sentent  'uun  mihi  preposuit  diceiuhtm,  ut  non  ipsam  rebus 
ipsitis  Ursi  per  ipsi  Krmepertus  dem  Kläger  datam 
fuisset, 

d.  h.  er  zieht  die  Identität  der  Grundstücke  in  Zweifel,  was 


')  Mem.  di  Lncca  IV  2 p.  52  u.  99  und  V 2 p.  492  n.  811.  Ughelli 
I c.  798. 
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unerheblich  ist,  da  diese  Entgegnung  keine  eigene  Rechtsbe- 
hauptung enthält.  Daher  wird  der  Beklagte  zum  Schwur  zu- 
gelassen, er  soll  mit  fünf  Eidhelfern  seine  Anführungen  be- 
schwören *). 

Wie  hier  beide  Parteien  sich  auf  Urkunden  beriefen  und 
darum  der  im  Besitz  befindliche  Beklagte  vorging,  so  geschah 
dies  in  einem  anderen  Falle,  in  dem  keine  von  beiden  Par- 
teien Urkunden  vorlegen  kann,  beide  aber  sich  auf  Erbrecht 
stützen. 

Die  beiden  klagenden  Brüder  erklären  von  dem  streitigen 
Land  und  Wald, 

ut  eorum  esset  pertinente  per  gradum  successionis  de  suos 
parentes; 

ebenso  antworten  die  drei  beklagten  Brüder, 

ut  predidam  rem  eorum  esset  pertinentem  de  suis  paren- 
tibus. 

Beide  Parteien  manifestieren,  montmen  exinde  non  obere. 
Darauf  Urtheil,  dass  an  Ort  und  Stelle  die  Beklagten,  gut  ipsa 
rebus  possesuri  sunt  (was  offenbar  uichts  anderes  heissen  soll, 
als:  die  die  Gegenstände  in  Besitz  haben;  denn  dem  Parti- 
cipium  Futuri  eine  besondere  Bedeutung  beizulegen,  würde 
ein  zu  grosses  Zugeständniss  an  die  grammatischen  Kenntnisse 
des  Urkundenschreibers  sein),  die  Grenzen  zeigen  und  schwören 
sollen, 

ut  sicuti  eos  monstraberit,  sic  fuisset  abii  et  genitores 
ülorum  et  legibus  eorum  esse  pertinentem. 

Die  Weisung  der  Grenzen  findet  statt;  darauf  kehren  die 
Parteien  an  Gerichtsstelle  zurück  und  dort  in  sacro  Salemitano 
palatio  wollen  die  Beklagten,  nachdem  der  Richter  die  Evange- 
lien hat  kommen  lassen,  den  Eid  leisten.  Er  wird  ihnen  jedoch 
von  den  Klägern  erlassen’). 

Ebenso  verhält  es  sich  natürlich  auch,  wenn  beide  Par- 
teien sich  auf  Zeugen  berufen;  auch  hier  haben  die  Zeugen 
des  Beklagten  den  Vorzug. 

Nicht  nur  dann,  wenn  die  Parteien,  wie  wir  vorhin  sagten, 
gleich  stark  gerüstet  sind,  sondern  auch,  wenn  ihre  Waffen  gleich- 

')  Cod.  C»v.  I p.  143  n.  114.  Siehe  Brunner  Urkunde  S.  10. 

•)  Cod.  Cav.  I p.  233  n.  180  (952). 
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mässig  versagen  und  sie  sich  auf  diese  Weise  gleich  werden,  tritt 
das  Vorrecht  des  Beklagten  hervor. 

Das  sehen  wir  z.  B.  aus  einem  im  Jahre  840  zu  Lucca  ge- 
führten Prozess. 

Der  kaiserliche  Vasall  Gisalmarus  erhebt  als  Vertreter  der 
Sylvesterkirche  vor  Lucca  mit  seinem  Vogt  Fraimannus  Klage 
wider  den  Vogt  des  Jacobusklosters  um  ein  Grundstück,  das 
das  Kloster  in  Folge  eines  Tauschgeschäftes  erhalten  habe,  jetzt 
aber,  da  der  Tausch  auf  Grund  eines  kaiserlichen  Befehls  auf- 
gelöst sei,  herausgeben  müsse.  Der  Beklagte  behauptet  dagegen, 
das  in  Tausch  erhaltene  Grundstück  sei  der  Kirche  schon  zu- 
rtickgegeben worden;  das  vom  Kläger  jetzt  verlangte  Grund- 
stück habe  gar  nicht  bei  jenem  Tausch  in  Hede  gestanden  und 
sei  von  jeher  Eigenthum  des  Klosters  gewesen.  Das  Gericht 
lässt  die  Tauschurkunde,  auf  die  sich  nunmehr  der  Kläger  be- 
ruft, verlesen, 

et  cotUenebatur  ultra  quadraginta  annorum  emissa  fuit. 

Die  Urkunde  ist  also  nicht  beweisend;  denn  die  dreissig- 
jährige  Verjährungsfrist  schützt  den  Beklagten,  weil  der  Kläger 
nicht  etwa,  wie  man  auf  den  ersten  Blick  annehraen  könnte, 
als  Vertreter  des  Fiskus,  sondern  nur  als  Vertreter  der  Kirche 
klagt,  also  keine  causa  regalis  vorliegt,  in  der  nur  ein 
sechzigjähriger  Besitz  dem  Beklagten  nutzen  würde.  Nun  wird 
nach  anderen  Beweisen  gefragt,  aber  beide  Parteien  bekennen, 
propter  hnginquitatem  keine  Zeugen  stellen  zu  können.  Daher 
wird  von  den  Schöffen  geurtheilt,  dass  der  beklagte  Kloster- 
vogt, qui  ipsam  abebat  vestituram,  mit  Eidhelfern  iuxta 
legem  beschwören  solle, 

qualiter  area  illa  non  f wisset  de  ipsa  comutacione,  set 
probrietas  fuisset  predicti  Jagobi  et  per  quadraginta  annos 
pars  monasterii  s.  Jagobi  hac  possedisset  ad  proprietatem 
et  plus  legibus  pertinerd  ad  ipsum  monasterium  ad  aben- 
dum,  quam  parti  s.  Sdvestri  ad  redeundum. 

Der  Beklagte  leistet  dann  diesen  Eid1)- 

Ferner  gehört  hierher  eine  gleichfalls  luccheser  Urkunde 


’)  Mem.  di  Lucca  V 2 p.  337  n.  564.  Moratori  Ant.  I c.  504.  Vgl. 
xu  diesem  und  dem  folgenden  Beispiel  Brunner  Zeugen-  und  Inquieitions- 
beweis  S.  371. 
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von  876.  Firmo  klagt  wider  den  bischöflichen  Vogt  Eliten 
um  Grundbesitz  zu  Turingo.  Nachdem  zwei  Termine  zur  Er- 
ledigung der  Vorfragen  abgehalten  worden  sind,  legt  auf  dem 
dritten  der  Kläger  nochmals  seine  beiden  Urkundeu  vor,  auf 
Grund  deren  er  sein  Recht  behauptet.  Dem  gegenüber  er- 
klärt der  Vogt: 

rer«  atsis  et  rebus  ipsis  abuit  parle  episeopatus  s.  Martini. 

Das  heisst,  wie  wir  aus  dem  Zusammenhang  entnehmen 
müssen,  er  bestreitet  die  Beweiskraft  der  Urkunden,  er  ficht 
sie  an.  Aber  er  muss  erklären,  seine.  Einrede  nicht  beweisen 
zu  können.  Da  aber  durch  sie  die  Urkundeu  nicht  mehr  an 
sich  Ausschlag  gebend  sind,  so  wird  Kläger  gefragt,  ob  ei- 
sern Recht  durch  Behauptung  dreissigjährigeu  Eigeuthums  be- 
weisen könne.  Er  bejaht  zwar  diese  Frage,  aber  auf  dem 
nächsten  Termin  muss  er  eingestehen,  dass  er  diesen  Beweis 
nicht  führen  könne.  Nun  verzichtet  er  zwar  ausdrücklich  auf 
seinen  Anspruch,  aber  sicherlich  hätte  auch  ohne  einen  solchen 
Verzicht  der  Streit  ein  für  den  Beklagten  günstiges  Ende  ge- 
nommen; denn  wie  im  obigen  Fall  wäre  er  nunmehr  zum 
Schwur  gekommen,  da  er  mit  dem  Kläger  wegen  mangelnder 
Beweismittel  in  gleicher  Lage  stand1). 

Auch  kann  hier  wieder  auf  die  merkwürdige  paduaner  Ur- 
kunde von  994  aufmerksam  gemacht  werden.  Die  beklagten 
Priester  des  Zacchariasklosters  zu  Venedig  behaupten  vierzig- 
jährigen Besitz  der  streitigen  Kapelle  der  hh.  Thomas  und 
Zeno  zu  Monseliee.  Aber  sie  haben  keinen  Beweis  dafür. 
Ebensowenig  können  die  Kläger,  die  Vertreter  des  Klosters 
der  h.  Justina,  ihrerseits  vierzigjährigen  Besitz  beweisen.  So 
stehen  denn  beide  Parteien  gleich,  und  Beklagte  werden  daher 
zum  Eid  zugelassen  *). 

Endlich  sei  an  die  bereits  im  vorigen  Kapitel  erwähnten 
drei  karolingischen  Königsplacita  erinnert,  in  denen  beide  Par- 
teien ihr  Recht  auf  gleichwerthige  Urkunden  stützen:  während 
in  der  Urkunde  Pipins  ®)  ein  Ausweg  darin  gefunden  wird, 
dass  der  König  den  Inquisitionsbeweis  anordnet,  schreitet  man 


*)  Mem.  di  I.ucca  V 2 p.  504  n.  831  Muratori  Ant  I c.  508. 

*)  Gloria  Cod.  dipl.  l’adovano  p.  106  n.  73.  Antich.  Est  I p.  128. 
*)  Nr.  75.  DDM  p.  107  n.  22. 
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in  den  beiden  anderen  Fällen  *)  zur  ultima  ratio  des  alten  Pro- 
zesses, zum  Gottesurtheil.  Offenbar  also  versagen  wegen  gleicher 
Stärke  die  von  den  Parteien  producierten  Beweismittel,  weder 
Beklagter  noch  Kläger  ist  im  Stande,  weiter  zu  gehen.  Wenn 
aber  hier  von  dem  sonst  üblichen  Grundsätze  abgewichen  und 
die  materielle  Wahrheit  zu  erkunden  gesucht  wird,  so  hat  das 
offenbar  seinen  Grund  in  dem  freieren  Verfahren  des  Königs- 
gerichts. 


II.  Beweisvorzug  aus  formelleu  Gründen. 

Sind  die  Parteibehauptungen  rechtlich  von  verschiedenem 
Werthe,  so  gewährt,  wie  im  Allgemeinen  bereits  betont  worden 
ist,  die  rechtlich  erheblichere  den  Beweisvorzug. 

Rechtlich  erheblicher  ist  nun  zunächst  diejenige  Partei- 
behauptuug,  die  durch  das  Angebot  eines  stärkeren  Beweis- 
mittels, als  auf  der  Gegenseite  vorhanden  ist,  gestützt  wird. 
Wir  bezeichneten  diesen  Vorzug  als  einen  formellen.  Denu  er 
beruht  auf  der  Form,  in  der  die  Behauptung  vorgebracht  oder 
begründet  wird. 

Eine  Partei,  die  nicht  bloss  eine  Behauptung  aufstellt, 
sondern  zugleich  erklärt,  durch  welche  Beweismittel  sie  die 
Richtigkeit  nachweisen  wolle,  schlägt  dadurch  den  Gegner,  der 
sich  auf  die  blosse  Behauptung  beschränkt;  sie  schlägt  auch 
denjenigen  Gegner,  der  sich  zwar  auf  einen  Rechtsgrund  beruft, 
Beweismittel  anzuführen  aber  unterlässt. 

Bieten  beide  Parteien  Beweismittel  an,  so  geht  diejenige 
Partei  vor,  die  die  stärkeren  zur  Verfügung  hat. 

Wir  können  das  an  der  Hand  der  Quellen  verfolgen. 

Zunächst  seien  Beispiele  dafür  genannt,  dass  das  an  sich 
bestehende  Beweisvorrecht  des  Beklagten  durch  das  Angebot 
von  stärkeren  Beweismitteln  auf  Seite  des  Klägers  unprak- 
tisch wird. 

Es  ist  das  einmal  der  Fall,  wenn  der  Kläger  dem  schlicht 
oder  einredeweise  leugnenden  Beklagten  gegenüber  sich  sofort 
auf  Zeugen  beruft.  „Der  Eid  des  Beklagten  kann  in  gewissen 


')  Nr.  93.  Mühlb.  187  und  Nr.  94.  Hühlb.  196. 
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Fällen  durch  den  Zeugenbeweis  des  Klägers  ausgeschlossen 
werden“ l).  Das  heisst,  dadurch  dass  der  Kläger  Zeugenbeweis 
anbietet,  wird  der  Beklagte  verhindert,  seine  Klagebeantwor- 
tung zu  beschwören,  wird  ihm  das  Beweisvorrecht  entzogen. 

So  verhält  es  sich  z.  B.  in  einer  burgundischen  Urkunde 
von  821.  Es  ist  ein  Statusprozess.  Fredelenns,  der  Vogt  des 
Grafen  Hildebrannus,  klagt  wider  eine  gewisse  Adalberta, 

quod  ancilla  erat  domno  Ludovico  rege  de  villa  Patriciaco 
de  beneficio  ipsitis  Fredeloni  de  parte  getiitori  suo  Adel- 
berto  et  parte  genetrice  sua  Onbertane. 

Er  führt  des  Näheren  aus,  auf  welchen  Thatsachen  das 
Recht  des  Fiskus  beruhe,  und,  so  heisst  es  dann, 

ipse  Fredelenus  tales  testes  de  praesente  praesentavit,  qui 
ipsa  vestidura  viderunt  de  iam  dictos  homines. 

Also  der  Kläger  bietet  sofort  Zeugenbeweis  an. 

Tune  ei  iudicatum  fuit,  quod  suos  testes  de  praesente 
habuisset , qui  hoc  adprobare  potuissent.  quod  ita  et  fecit. 

Der  sofort  angebotene  Zeugenbeweis  schliesst  die  Beklagte 
vom  Beweise  aus  *). 

Ebenso  deutlich  ist  eine  andere  burgundische  Urkunde. 
Im  Jahre  867  erhebt  der  Vogt  des  Bischofs  von  Langres  Klage 
wider  Hildebernus,  weil  er  durch  seine  Leute  einen  Eichen- 
wald (castrns)  habe  vernichten  lassen, 
et  dixit  quod  tales  testes  haberei. 

Darauf  wird  gesagt,  auf  Urtheil  der  Schöffen  habe  ein 
Bürge  arramiert,  dass  Kläger  auf  dem  nächsten  Mallns  nach 
vierzig  Nächten  den  Zeugenbeweis  führen  werde.  Daraus  er- 
giebt  sich,  dass  durch  Beweisurtbeil  dem  Kläger  der  Beweis 
zugesprochen  worden  ist’). 

Wenn  in  einer  sehr  viel  späteren  Urkunde  aus  Poitiers 
gesagt  wird,  Abt  Aimo  habe  um  Zehnten  Klage  vor  dem  Bi- 
schof von  Poitiers  erhoben, 


*)  Brunner  RG  II  S.  373. 

*)  Nr.  234.  P4rard  p.  35  n.  17. 

*)  Nr.  369.  Pirard  p.  147.  Th  p.  140  n.  100,  Brnnner  RG  13 
S.  395  Amn.  19.  Das  Beweisthema  ist  das  tallnre  vel  voccidere  . . . rnalo 
ordine  auf  Seiten  des  Beklagten;  also  insofern  allerdings  zugleich  das 
Recht  des  Klägers  an  dem  Lande. 
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iudicioque  eius  et  aliorum  testes  idoneos  adhibuit,  qui  pro- 
bt wer  unt  ecclesie  de  B.  pertinere  decimam  prescriptam, 
so  wird  auch  hier  der  Beweisvorzug  des  Klägers  auf  dem  so- 
fortigen Angebot  der  Zeugen  beruht  haben  *). 

Wenn  ferner  in  einer  noch  späteren  marseiller  Urkunde 
von  den  Klägern  gesagt  wird,  sie  seien  vor  Gericht  erschienen 
und 

voluerunt  iurare  et  probare  cum  testibus  suis, 
so  ist  auch  das  sicherlich  sofortiges  Angebot  des  Zeugenbe- 
weises; in  diesem  Fall  sehen  sich  denn  auch  die  Beklagten  so- 
gleich zum  Verzicht  veranlasst’). 

Entsprechende  Beispiele  stehen  auch  aus  Italien  zur  Ver- 
fügung. 

Im  December  764  erhebt  zu  Lucca  der  Priester  Lucipert 
wider  den  Priester  Gunduald  um  einen  Hof  zu  Campulo  Klage, 
den  der  Beklagte,  wie  Kläger  behauptet,  gegen  Hingabe  von 
Vermögen  der  bischöflichen  Taufkirche  des  h.  Cassianus,  deren 
Rektor  er  war,  gekauft  habe  und  den  er  nun,  nachdem  er 
jene  Stellung  nicht  mehr  innehabe,  durch  Mitnahme  der  Kauf- 
urkunde als  persönliches  Eigenthum  widerrechtlich  besässe. 
Nachdem  der  Beklagte  entgegnet  hat,  die  Kirche  mit  seinem 
persönlichen  Vermögen  erworben  zu  haben,  repliciert  der  Kläger: 
habeo  testes  in  quorum  presentia  ipsa  comparatio  facta 
est,  qui  interfuerunt,  quando  tu  in  ipsam  rem  croces  aureas 
desuper  altare  ipsius  ecclesie  in  pretio  dedisti  ad  ipsos 
homines. 

Darauf  heisst  es  von  den  Vorsitzenden: 

nos  vero  ita  audientes,  fedmus  ipso  Luciperto  presbitero 
dare  wadia  eidem  Gunduald  presbitero,  ut  in  constituto 
posito  ipsos  testes  in  presentia  nostra  ostendere  deviret. 

Also  dem  Kläger,  der  Zeugeu  anbietet,  wird  durch  Beweis- 
urtheil  die  Beweisführung  zugesprochen ’). 


')  Nr.  509.  Cartulaire  de  l'abbaye  de  St.  Cyprien  de  Poitier*  p.  268 
n.  423.  (938  oder  939). 

*)  Nr.  595.  Cartulaire  de  St.  Victor  de  Marseille  p.  646  n.  664.  Tb 
p.  206  n.  141. 

*)  Mem.  di  Lncca  IV  1 p.  106  n.  60.  Troya  V p.  302  d.  827,  Bertini 
app.  p.  105. 
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In  einem  von  Königsboten  Karls  des  Grossen  und  Pipins 
zu  Rieti  807  abgebaltenen  Placitum  klagt  das  Kloster  Farfa 
wider  drei  Brüder  wegen  unrechtmässigen  Betretens  des  von 
Palumbus,  dem  Oheim  der  Beklagten,  dem  Kloster  tradierten 
Besitzes.  Die  Beklagten  leugnen  einfach  die  Thatsache  der 
Tradition.  Darauf  erwidern  die  Kläger: 

sic  possumus  consignare,  quomodo  idem  Palumbus  bar- 
banus  vester  trudidit  omnem  substantiam  suam  et  mobilia 
in  manibus  GuelatUi  et  Fratellx  monachorum.  Et  ecce 
testimonia  in  praesentia. 

Darauf  werden  diese  drei  anwesenden  Zeugen  sofort  von 
den  Königsboten  erst  formlos  vernommen  und  dann  vereidigt '). 

Ebenso,  wie  in  den  Fällen,  in  denen  der  Kläger  Zeugenbe- 
weis anbietet,  geht  das  Beweisrecht  auch  dann  auf  ihn  über, 
wenn  er  sein  Recht  auf  eine  Urkunde  stützt,  während  der 
Beklagte  eine  derartige  Begründung  nicht  anzugeben  vermag. 

Aus  diesem  Grunde  kommt  in  dem  Placitum  König  Chil- 
deberts  III.  von  710  das  klagende  Kloster  von  St.  Denis  zum 
Beweis;  denn  es  kann  sich  auf  Urkunden,  sogar  Königsurkunden, 
berufen,  während  die  Vertreter  des  beklagten  Majordomus  Gri- 
rnoald  zu  ihren  Gunsten  nur  die  lange  Gewohnheit  anzuführen 
vermögen  *). 

Und  als  das  Kloster  fünfzig  Jahre  später  wieder  um  die 
Pariser  Zölle  Klage  erheben  muss,  ist  es  in  der  gleich  gün- 
stigen Lage,  denn  es  kann  wiederum  Königsurkunden  vorlegen, 
wogegen  die  Behauptung  des  Beklagten,  er  übe  nur  die  von 
seinen  Rechtsvorgängern  überkommenen  Rechte  aus,  nichts  aus- 
zurichten vermag’). 

So  kommt  ferner  auch  der  Abt  von  Cauqueus,  als  er  im 
Jahre  836  im  missatischen  Gericht  zu  Narbonne  um  Ländereien 
Klage  erhebt,  zum  Beweise,  weil  er  den  Ausführungen  der  Be- 
klagten gegenüber  seine  Behauptung  auf  ein  bereits  ergan- 
genes Urtheil  stützen  und  dessen  Ausfertigung  vorlegen  kann  *). 


')  Reg.  di  Farfa  II  p.  Int  n.  184.  Fattesuhi  p.  234  n.  40. 
»)  Nr.  54.  DDM  p.  68  n.  77. 

•)  Sr.  81.  Tardif  p.  638  n.  57  b.  MUhlb.  87  (759). 

‘)  Nr.  287.  Vaissete  II  c.  194  n.  90. 
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Auch  ist  hier  nochmals  auf  den  Prozess  zwischen  dem  Bischof 
von  Nimes  und  Bemardns  aus  dem  Jahre  875  hinzuweisen. 
Wie  bereits  oben  (S.  83)  erzählt,  verlangt  der  Kläger  Heraus- 
gabe einer  Villa,  die  der  Beklagte  in  einer  früheren  Gerichts- 
verhandlung zu  restituieren  verurtheilt  worden  war,  die  er  aber 
darauf  wiederum  sich  angeeignet  hatte.  Der  Kläger  beruft 
sich  auf  die  Gerichtsnrkunde.  Der  Beklagte  stellt  den  ganzen 
Sachverhalt  in  Abrede  und  schilt  die  Urkunde  durch  Durch- 
bohrung. I)a  aber  sein  Vorgehen  lediglich  ein  negatives  ist, 
so  gelangt  nicht  etwa  er  dazu,  zu  beweisen,  dass  er  nicht  verur- 
theilt worden  sei,  sondern  der  Kläger  wird  vielmehr  aufgefordert, 
den  Inhalt  der  gescholtenen  Urkunde  zu  erhärten  '). 

Verwandt  mit  diesem  ist  der  folgende  gleichfalls  bereits 
genannte  Fall.  Im  Grafengericht  zn  Vienne  klagt  870  ein  ge- 
wisser Salomon  als  Vertreter  seiner  Frau  wider  Benedicta  um 
eine  von  letzterer  seiner  Frau  gemachte  Landschenknng.  Er 
beruft  sich  auf  die  Schenkungsurkunde.  Diese  schilt  die  Be- 
klagte, indem  sie  sie  durchbohrt.  Auch  hier  gelangt  nun  der 
Kläger  zum  Beweis;  er  erscheint  im  neuen  Termin,  um.  wie  es 
ausdrücklich  heisst,  seeundum  lege  salica  die  Urkunde  zu  er- 
härten (cartnm  emonire;  so  ist  das  nram  emoni  des  Textes  zu 
verbessern)  und  die  Wahrheit  ihres  Inhalts  mit  Eidhelfern  zu 
beschwören  und  eventuell  zu  kämpfen*). 

Der  in  Rede  stehende  Grundsatz  ist  ferner  in  der  ältesten 
echten  italienischen  Gerichtsurkunde  zu  erkennen.  Es  ist  ein 
Placitum  des  Langobardenkönigs  Pertharitus  und  betrifft  einen 
vor  ihm  674  zu  Pavia  geführten  Prozess  der  Städte  Piacenza 
und  Parma,  die  sich  um  ihre  Grenzen  streiten*).  Nach  den 
Gegenreden  der  Parteien  will  der  König  zuerst,  dass  die  Sache 
im  Wege  des  gerichtlichen  Zweikampfs  erledigt  werden  solle. 
Aber  da  der  Kläger  eine  Gerichtsurkunde  vorlegt,  in  der  die 
streitigen  Grenzen  bereits  festgestellt  worden  sind,  so  wird  vom 


*)  Nr.  404.  M6uard  p.  10  n.  1.  Germer-Durand  p.  3 n.  1.  Tb  p.  155 
n.  107  Vgl.  Brunner  BO  II  S.  421. 

*)  Nr.  382.  Chart,  de  Cluny  I p.  18  n.  15.  Th  p.  145  n.  102. 

*)  Troya  II  p.  533  u.  40.  Campi  Piacenza  1 p.  177.  Aff6  Parma  I 
p 280  n.  5. 
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König  und  seinen  Richtern  das  Urtheil  gefällt,  dass  der  Kläger 
seinerseits  seine  Behauptung  mit  Zeugen  beweise. 

Als  im  Jahre  811  Vertreter  des  Klosters  Farfa  und  des 
Herzogs  von  Spoleto  wider  den  Priester  Clarissimus  Klage  er- 
heben, weil  er  sich  weigere,  ein  früher  ergangenes  Urtheil  zu 
erfüllen  und  den  widerrechtlich  entzogenen  Besitz  an  die  Kläger 
herauszugeben,  erwidert  der  Beklagte  mit  einfachem  Leugnen. 
Die  Kläger  dagegen  stützen  ihre  Behauptung  durch  die  vorge- 
legte Gerichtsurkunde  und  werden  in  Folge  dessen  zum  Be- 
weise zugelassen  ‘). 

Ferner  mag  hier  noch  der  uns  auch  schon  bekannte  Pro- 
zess des  Bischofs  von  Aprutium  wider  den  königlichen  Vogt 
der  aprutischen  Grafschaft  genannt  werden,  in  dem  es  sich  um 
Besitzungen  handelt,  die  zu  einem  Hof  gehören,  der,  wie  der 
Kläger  angiebt,  der  Kirche  laut  vorgelegter  Königsurkunde  ge- 
schenkt worden  sei,  während  der  Beklagte  nur  schlechtweg  die 
Zugehörigkeit  leugnet;  der  Kläger  gelangt  zum  Zeugenbeweis*). 

Auch  eine  römische  Gerichtsverhandlung  aus  dem  Jahre 
966  gehört  wohl  hierher.  Der  Abt  von  Subiaco  klagt  wider 
einen  Mann  Namens  Petrus  genannt  Imperium  um  ein  Grund- 
stück vor  Porta  Maggiore.  Er  legt  sofort  Urkunden  vor.  Der 
Beklagte  habe  es  ihm  widerrechtlich  entzogen  (denn  das  heisst 
das  facere  viriutem,  Gewalt  anthun).  Darauf  entgegnet  der 
Beklagte : 

non  permittat  Deus  ut  de  ista  terra  virtutem  tibi  fecissem 
aut  facere  iussissem, 

also  er  leugnet  die  vom  Kläger  behauptete  Thatsache.  Der 
Kläger,  der  sich  auf  Urkunden  beruft,  hat  das  Beweisrecht; 
nachdem  er  an  Ort  und  Stelle  die  Grenzen  gezeigt  hat,  soll 
er  seine  Behauptung  beschwören;  schon  sind  die  Evangelien  her- 
beigeschafft, als  der  Beklagte  verzichtet*). 

Neben  diesen  nord-  und  raittelitalienischen  mag  auch  noch 
eine  süditalienische  Urkunde  des  Beispiels  halber  angeführt 
werden. 


')  Reg.  di  Farfa  II  p.  160  n.  197.  — Auch  die  unechte  Urkunde  Ton 
707  bei  Troya  HI  p.  91  n.  379  würde  hierher  gehören. 

*)  Ughelli  I c.  347  (919). 

*)  Regesto  Sublacenae  p.  166  n.  118. 
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Der  Abt  der  St.  Maximuskirche  und  sein  Vogt  erheben  960 
wider  Johannes,  Petrus  und  Lupo  Klage  um  Besitzungen  zu  No- 
cera,  die  sie  laut  den  vorgelegten  Urkunden  erworben  haben  wollen. 
Dem  gegenüber  berufen  sich  die  Beklagten  auf  Erbrecht,  aber 
sie  müssen  bekenuen  keine  Urkunden  zu  haben,  um  ihre  Be- 
hauptung beweisen  zu  können,  und  so  werden  die  Kläger  zum 
Schwur  zugelassen  '). 

Hierher  gehört  auch  die  in  karolingischer  Zeit  ergänzte  Vor- 
schrift der  Lex  Alamannorum  2,  1.  Jemand  bat  eine  Schen- 
kung an  eine  Kirche  gemacht  und  das  Grundstück  zu  lebens- 
länglichem Niessbrauch  zurückerhalten.  Nach  seinem  Tode  aber 
behält  es  sein  Sohn  in  seinem  Besitz.  Weil  er  dazu  kein  Recht 
hat,  die  Schenkung  vielmehr  ohne  Weiteres  an  die  Kirche  zu- 
rückfallen muss,  erhebt  diese  gegen  ihn  Klage  auf  Herausgabe; 
sie  beruft  sich  für  die  stattgehabte  Tradition  auf  die  Urkunde 
oder  Zeugen  (2,  2).  Dem  gegenüber  leugnet  der  Beklagte, 
dass  eine  Tradition  stattgefunden  habe;  er  behauptet  daher, 

quod  hcredüas  paterna  sua  sibi  sit  legitima  ad  possidendum. 

Also  er  beruft  sich  offenbar  auf  Erbrecht.  Aber  die  Be- 
hauptung des  Klägers  ist  die  erheblichere;  trotz  des  Erbrechts 
kann  die  Kirche  ihr  Recht  durch  jene  Tradition  erworben  haben. 
Daher  gelangt  nicht  der  Beklagte  dazu  zu  beweisen,  quod  here- 
ditas  sua  sit  legitima,  sondern  der  Kläger  zum  Beweis  mittels 
Urkunde  oder  Zeugen,  quod  sibi  sit  tradita. 

ln  den  bisher  besprochenen  Fällen  ging  aus  formellem 
Grunde  das  Beweisrecht  auf  den  Kläger  über,  weil  dieser 
stärkere  Beweismittel  als  der  Beklagte  anzubieten  im  Stande 
war. 

Es  versteht  sich,  dass  andererseits,  wenn  der  Beklagte  in 
der  gleichen  Lage  war  wie  in  den  eben  erwähnten  Fällen  der 
Kläger,  dann  um  so  mehr  der  schon  an  und  für  sich  ihm  ge- 
bührende Beweisvorzug  zur  Geltung  kam. 

Der  Beklagte,  der  sein  Recht  dadurch  begründete,  dass  er 
sich  in  der  Klagebeantwortung  auf  Beweismittel.  Zeugen  oder 
Urkunden  berief,  war  in  verstärktem  Maasse  der  Nähere  zum 
Beweise  einem  Kläger  gegenüber,  der  zu  einer  solchen  Be- 
gründung nicht  im  Stande  war. 


*)  Cod.  Ca?.  II  p.  1 u.  211. 

Hübner,  frank.,  ImmoblliarproEess.  1* 
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Wir  können  diese  an  und  für  sich  selbstverständliche 
Schlussfolgerung  aus  dein  die  Beweisvertheilung  beherrschenden 
Grundgedanken  an  zahlreichen  urkundlichen  Beispielen  ver- 
folgen. 

Insbesondere  kommt  es,  wie  wir  im  zweiten  Kapitel  ge- 
sehen haben,  häufig  vor,  dass  der  Beklagte  zur  Begründung 
seiner  Einrede  sich  auf  eine  Urkunde  beruft;  dann  gelangt 
er,  falls  der  Kläger  dieses  Beweismittel  nicht  überbictet,  zum 
Beweise. 

Hierher  gehört  das  schon  öfter  erwähnte  Placitum  König 
Sigiberts  von  648;  es  heisst  in  der  Klage  nur,  Euergisilius  be- 
sässe  den  Weinberg  post  se  malo  ordine.  Der  Beklagte  aber 
giebt  gleich  an,  er  habe  den  Weinberg  käuflich  datum  precio 
erworben  und  könne  die  Kaufurkunde  vorlegen.  Es  ergeht 
das  Beweisurtheil,  dass  er  die  Kaufurkunde  beibringe;  er  kommt 
damit  zum  Beweis,  und  zwar,  wie  leicht  zu  ersehen,  weil  er 
allein  ein  Beweismittel,  die  Urkunde,  anbietet1). 

Ferner  sei  ein  Placitum  Chlodowechs  III.  von  691  ge- 
genannt.  Zwar  beruft  sich  der  Kläger  darauf,  dass  die  strei- 
tigen Güter  ihm 

antecessur  mos  Boso  quondam  per  vindieionis  titolum 
fermaverat ; 

aber  während  er  zur  Stütze  dieser  Behauptung  keine  Beweis- 
mittel anzngeben  vermag,  erkäl  t der  Beklagte  seine  Gegenbe- 
hauptung, dieselben  Güter  vom  Kläger  gekauft  zu  haben,  durch 
die  Kaufurkunde  beweisen  zu  können.  Infolgedessen,  weil  er 
das  stärkere  Beweismittel  aiibietet,  wird  er  zum  Beweise  zu- 
gelassen, und  folgendes  Beweisurtheil  gefällt, 

ut  ipso  extromento  in  ttodis  qmdraginta  . . . in  nostri 
presenciam  dibiat  presentari  *). 

In  einer  Urkunde  des  Klosters  Redon  aus  den  Jahren  865 
bis  870  klagt  Uuordoital  wider  den  Priester  Maenuueten  um 
eine  Schenkung,  die  er  diesem  gemacht  habe,  die  aber  jetzt  von 
dem  Beklagten  einem  Dritten  übertragen  worden  sei,  wozu  jedoch 
der  Beklagte,  wie  Kläger  behauptet,  nicht  berechtigt  sei,  da  er  die 
übertragenen  Güter  nur  an  die  Kirche  zu  Rufiac  weiter  veräusseru 


')  Nr.  28.  Neues  Archiv  XIII  p.  167. 
*)  Nr  35.  DDM  p.  58  n.  59. 
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dürfe  *).  Nun  will  der  Beklagte  einen  neuen  Termin  fordern, 
um  die  Schenkungsurkunde  vorzulegen,  in  der  ihm,  wie  er  be- 
hauptet, unbeschränktes  Eigenthum  übertragen  worden  sei.  Die 
Parteien  vergleichen  sich  aber.  Wie  man  sieht,  wäre  der  Be- 
klagte zum  Beweise  gelangt  ; er  konnte  sich  auf  die  in  seinen 
Händen  befindliche  Urkunde  berufen,  die  ihm  der  Kläger  bei 
der  Schenkung  ausgehändigt  hatte*). 

Auch  die  schon  erwähnte  cluniacenser  Urkunde  von  953 
kann  hier  wohl  genannt  werden.  Zwei  Vertreter  des  Klosters 
klagen  wider  Hugo  um  Besitzungen,  die  dem  Kloster  vom  Grafen 
Willelmus  geschenkt  worden  seien.  Der  Beklagte  erklärt,  er  be- 
sitze diese  Besitzungen  als  Erbe  seiner  Mutter,  und  seine  Mutter 
habe  sie  erworben  per  donum  et  per  cartam,  qae  I^eutbaldtis  senior 
eins  incartavit.  Wahrscheinlich  also,  weil  er  sich  auf  diese 
carta  beruft,  gelangt  er  durch  Urtheil  zum  Beweis*). 

Eine  bairische  Urkunde  von  806  zeigt  dasselbe.  Zwei 
Verwandte  beanspruchen  auf  Grund  ihres  Erbrechts  vom  Kle- 
riker Wago  Herausgabe  eines  Grundstücks.  Der  Beklagte  und 
sein  Vogt  aber  berufen  sich  auf  Tradition  seitens  des  Vaters 
der  Kläger  an  die  Freisinger  Kirche, 

mute  et  cartas  traditionis  eins  in  praesente  attulenmt  et 
testes  veraces  tw  eas  scriptas  ostender unt,  quod  ita  verum 
esset,  et  ad  Engilhurdum  et  Hrochol/um  (die  Kläger)  nihil 
de  ac  hereditcde  pervenire  debuisset. 

Also  die  Beklagten,  die  sich  auf  Urkunden  berufen,  führen 
den  Beweis,  auf  den  hin  dann  die  Königsboten  das  Urtheil  zu 
ihren  Gunsten  fällen1). 

In  einer  beneventaner  Urkunde  von  756  klagt  die  Äbtissin 
Engilberta  mit  ihrem  Neffen  Comis  wider  den  Abt  Mauricius 
um  die  von  ihr  und  ihrem  Vater  erbaute  Kirche  des  h.  Naza- 
rius,  die  sie  also  auf  Grund  dieser  ihrer  Gründung  beansprucht. 

*)  Hierin  kann  man  eine  Spur  des  alten  von  Brauner  entdeckten 
Charakters  des  Schenkungsbegriffes  erkennen;  der  Beschenkte  erhielt  nicht 
gänzlich  freie  Verfügung,  sondern  blieb  in  Bezug  auf  Weiterveräusserung  au 
den  Willen  des  Schenkers  gebunden. 

*)  Nr.  386.  Cartulaire  de  Redon  p.  110  n.  144.  Die  Fassung  in  meinen 
Regesten  ist  nicht  ganz  genau. 

*)  Nr.  529.  Chart,  de  Cluny  I p.  810  n.  856. 

♦)  Nr.  174.  Meieh.  I 2 p.  93  u.  122. 

is* 
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Der  Beklagte  giebt  zwar  diese  zu,  behauptet  aber,  von  der 
Klägerin  und  ihrem  Mann  selbst  sei  die  Kirche  ihm  übertragen ; 
er  beruft  sich  auf  die  Urkunde: 

et  ecce  offertio  quam,  nobi<i  exinde  fecistis. 

Der  Beklagte  kommt  zum  Beweis;  er  legt  die  Urkunde  zur 
Verlesung  vor,  und  die  in  ihr  genannten  Zeugen  werden  gehört 
und  vereidigt  ■). 

Ebenso  wie  die  Berufung  auf  Urkunden  sichert  natürlich 
auch  das  Angebot  eines  Zeugenbeweises  zunächst  dem  Beklagten 
die  Beweisrolle. 

Wenn  daher  z.  B.  in  einem  Prozess  zwischen  Farfa  und 
mehreren  Reatinern  einige  der  Beklagten  zwar  keine  Urkunden 
zu  besitzen  erklären,  aber  sich  zur  Begründung  ihrer  Einrede 
auf  Zeugen  berufen,  so  spricht  das  Gericht  ein  Beweisurtheil 
dahin,  dass  sie  diesen  Zengenbeweis  zu  erbringen  geloben8). 

Es  kommt,  wie  leicht  erklärlich,  nicht  selten  vor,  dass  die 
Beklagten  nicht  nur  auf  Urkunden,  sondern  ausserdem  zugleich 
auf  Zeugen  ihre  Antwort  stützen;  einige  hierher  gehörige  Fälle 
sind  bereits  zur  Sprache  gekommen.  Natürlich  blieb  dann  die 
Vertheilung  der  Beweisrolle  erst  recht  die  übliche,  ebenso  wie 
wenn  zu  den  besprochenen  formellen  materielle  Gründe  hinzu- 
traten, wovon  weiter  unten  zu  handeln  ist. 

Standen  sich  nun  auf  beiden  Seiten  formelle  Beweisange- 
bote gegenüber,  beriefen  sich  also  sowohl  Beklagte  als  auch 
Kläger  sei  es  auf  Zeugen  sei  es  auf  Urkunden,  so  war  der 
formelle  Grund  entscheidend,  von  welcher  Seite  die  stärkeren, 
in  erster  Linie  also  die  zahlreicheren  Beweismittel  angeboren 
wurden. 

Natürlich  wird,  wenn  z.  B.  die  eine  Partei  lediglich  Privat-, 
die  andere  dagegen  Königs-  oder  in  Italien  Gerichtsurkunden 
anziehen  konnte,  die  letztere  den  Beweisvorzug  erhalten  haben; 
hatten  aber  beide  Theile  rechtlich  gleich  erhebliche  Urkunden, 
so  kam  diejenige  Partei  zum  Beweis,  die  mehr  Urkunden  als 
die  andere  besass.  Beispiele  bieten  folgende  Fälle. 

In  einer  salemitaner  Urkunde  von  949  handelt  es  sich  um 


')  Troya  IV  p.  619  n.  703.  Ugkelli  VIII  c.  590. 

*)  Reif,  di  Farfa  II  p.  40  n.  30.  Troya  IV  p.  240  n.  602.  Ualletti 
Uabiu  p.  77  n.  2. 
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eine  vom  Abt  Petrus,  «lern  Gastalden  Petrus  und  deren  Vogt 
Alderisi  gegen  Maria,  ihren  Mann  Main  und  ihren  Vogt  Jo- 
hannes um  Grundstücke  in  Agellu  erhobene  Klage.  Es  war  zu- 
nächst. wie  häutig  in  den  süditalienisclien  Gerichtsurkunden,  das 
Urtheil  ergangen,  dass  Parteien  an  Ort  und  Stelle  erschienen 
und  dort  ihre  Beweismittel  vorlegten: 

inier  uns  iudicutum  fuit  per  partes  plicindnm  nus  super 
easdem  rebus  cum  iudice  et  notario  et  ibidem  ostcnderemus 
per  partes  ratiune,  que  exinde  ubuerimus,  et  secundum 
legem  inter  nos  exinde  finem  faxeremus. 

Darauf  zeigen  nun  im  Lokaltermin  Beklagte  fünfzehn  und 
die  Kläger  zwei  Urkundcu  vor;  letztere  mit  der  Erklärung 
weitere  nicht  zu  besitzen.  Nun  gelangen  die  Urkunden  der 
Beklagten  zur  Verlesung;  darauf  wird  ihnen  aufgegeben  die 
Grenzen  des  von  ihnen  beanspruchten  Landes  genau  zu  be- 
zeichnen und  darauf,  nachdem  die  Kläger  ihre  Urkunden  haben 
zuriickziehen  müssen  (ipse  abbas  . . . non  potebnt  ipse  sue  car- 
tulc  ibidem  congnite  ponere),  wird  den  Beklagten  durch  Urtheil 
aufgegeben  zu  beschwören, 

ut  ipsa  rebus  de  ipsa  monimes  esset  pertinentem  et  legibus 
nobis  rebus  ipsa  pertinente  est ; 

mithin  die  Identität  der  in  der  Urkunde  genannten  und  der  an 
Ort  und  Stelle  gezeigten  Grundstücke  sowie  ihr  Recht  auf  sie; 
leisten  sie  den  Eid,  dann 

rebus  ipsa  securo  nomine  nos  abere,  licead. 

Also  die  Beklagten  gelangen  dazu  ihr  Recht  zu  beschwören. 
Abgesehen  davon,  dass  sie  Beklagte  sind,  geschieht  das  offen- 
bar auch  darum,  weil  sie  fünfzehn,  die  Kläger  aber  nur  zwei 
Urkunden  haben:  ihr  Beweisangebot  ist  das  stärkere1). 

Ein  anderes  ausgezeichnetes  Beispiel  liegt  in  einer  späteren 
(1054)  cavenser  Urkunde  vor.  Der  minderjährige  Lando  er- 
hebt im  Beistände  zweier  Oheime  Klage  wider  Disiio,  weil  dieser 
unrechtmässig  ihm  gehörige  Besitzungen  betreten  und  dort  Be- 
sitzstörungen verursacht  habe.  Nachdem  zunächst  ein  Lokal- 
termin zur  genaueren  Bezeichnung  der  streitigen  Grundstücke 
abgehalten  worden  ist,  legen  nunmehr  die  Parteien  ihre  Beweis- 
mittel vor,  und  zwar  der  Kläger  zehn,  der  Beklagte  vierzehn 


')  Uxl.  Cav.  1 p.  22H  n.  177. 
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Urkunden,  die  alle  wörtlich  in  die  Gerichtsurkunde  inseriert 
sind.  Darauf  schilt  der  Kläger  drei  der  vom  Beklagten  und 
der  Beklagte  zwei  der  vom  Kläger  vorgelegten  Urkunden,  so 
dass  nunmehr  auf  Seiten  des  Klägers  acht  und  auf  Seiten  des 
Beklagten  elf  Urkunden  als  unangefochtene  Beweismittel  übrig 
bleiben.  Das  Gericht  fällt  nun  ein  Beweisurtheil  dahin,  dass 
zunächst  der  Beklagte  seine  drei  gescholtenen  Urkunden 
erhärte  (adverare);  sei  das  geschehen,  so  solle  er  in  ungestörtem 
Besitze  verbleiben.  Könne  er  das  nicht,  dann  soll  der  Kläger 
seinerseits  die  beiden  von  ihm  producierten  und  vom  Beklagten 
gescholtenen  Urkunden  erhärten,  um  dann  ebenso  in  ruhigem 
Besitz  zu  bleiben.  Also  das  Beweisvorrecht  bleibt  im  vorlie- 
genden Falle  dem  Beklagten  gewahrt;  otfenbar  ist  der  ausschlag- 
gebende Grund  der,  dass  er  zum  Beweis  seiner  Behauptung 
drei  unangefochtene  Urkunden  mehr  anzubieten  vermag  als  der 
Kläger  ‘). 

Beispiele  dafür,  dass  auch  beim  Zeugenbeweis  ein  derar- 
tiges Überbieten  Platz  gegriffen  hätte,  sind  mir  nicht  bekannt. 
Wenn  in  einer  burgundischen  Urkunde  von  918  beide  Parteien 
sich  auf  Zeugen  berufen,  und  ihnen  vom  Gericht  aufgegeben 
wird  diese  im  Beweistermin  zu  stellen,  so  erledigt  sich  dieser 
Fall  durch  dann  erfolgenden  freiwilligen  Verzicht  des  Be- 
klagten*). Im  allgemeinen  fand  nach  den  Bestimmungen  eines 
Kapitulant  von  816  ein  Widerspruch  zwischen  den  Aussagen 
der  gegnerischen  Zeugenreihen  durch  gerichtlichen  Zweikampf 
seine  Erledigung3). 


III.  Beweisvorzug  aus  materiellen  Gründen. 

Neben  dem  ceteris  paribus  bestehenden  allgemeinen  Be- 
weisvorzug des  Beklagten  und  neben  dem  durch  das  Angebot 
eines  stärkeren  Beweismittels  bedingten  steht  drittens  der  auf 
der  rechtlich  erheblicheren  Behauptung  beruhende.  Hier  kommt 
es  auf  die  Beweismittel  nicht  an,  sondern  nur  auf  das,  was  die 

')  Cod.  Cav.  VII  p.  223  n.  1195. 

*)  Nr.  488.  Gallia  Christ.  IV  inatr.  c.  67  n.  28. 

*)  Cap.  legi  add.  a.  816  c.  1 MG  Capitnlaria  I p.  268;  wiederholt  in 
Cap.  leg.  add.  a.  818,  819  c.  10  I p.  282.  Brunner  Schwurgerichte  S.  68. 
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Parteien  materiell  zur  Begründung  ihres  Rechts  anführen.  Wenn, 
wie  wir  im  vorigen  Abschnitt  gesehen  haben,  eine  Partei  darum 
zum  Beweise  kam,  weil  sie  sich  z.  B.  auf  Urkunden  berief, 
der  Gegner  nicht,  oder  weil  sie  sich  auf  mehr  Urkunden 
als  der  Gegner  berief,  so  handelt  es  sich  hier  uui  Fälle,  in 
denen  z.  B.  die  eine  Partei  eine  materielle  Begründung  ihres 
Rechtes  anführte,  der  Gegner  dagegen  nur  eine  nackte  Behaup- 
tung aufstellte,  oder  in  denen  die  eine  Partei  einen  specielleren 
Rechtstitel  geltend  machen  konnte  als  der  Gegner.  Ich  glaube, 
dass  man  den  Grund  für  diesen  Satz  des  Beweisrechtes  in  der 
von  Brunner  betonten1)  „Abwägung  von  Wahrscheinlichkeiten“ 
erblicken  kann;  diejenige  Partei,  die  einen  materiellen  Rechts- 
grund anzuführen  in  der  Lage  war,  galt  im  Zweifel  als  die 
berechtigte. 

Die  Kombination  dieser  Berücksichtigung  der  materiellen 
Begründung,  dieser  Abwägung  von  Wahrscheinlichkeiten  mit 
dem  beherrschenden  Grundsatz  von  dem  allgemeinen  Beweis- 
vorzug des  Beklagten  ergab  zunächst  in  allen  denjenigen  Fällen, 
in  denen  entweder  nur  der  Beklagte  einen  Rechtsgrund  an- 
führte, oder  in  denen  Beklagter  und  Kläger  rechtlich  gleich  er- 
hebliche Begründungen  gelteud  machten,  keine  Abweichung  von 
der  regelmässigen  Vertheilung  der  Beweisrollen.  Der  Beklagte, 
der  schon  an  und  für  sich  der  Nähere  zum  Beweise  war,  war  es, 
wie  oben  aus  formellen  Gründen,  so  in  diesen  Fällen  wegen  der 
materiellen  Einredebegriindung  doppelt.  Zunächst  also  zählen 
diejenigen  Fälle  hierher,  in  denen  der  Beklagte  einer  unsub- 
stanziierten  Klage  gegenüber,  anstatt  ebenso  knapp  zu  ant- 
worten, sich  auf  den  Rechtserwerb  beruft. 

So  findet  sich,  dass  sich  der  Beklagte  einer  unsubstanziierteu 
Klage  gegenüber  auf  sein  Erbrecht  beruft.  Das  ist  z.  B. 
der  Fall  in  einer  Urkunde  aus  der  Bretagne  von  797;  dess- 
halb  urtheilen  die  Schöffen,  er  solle  mit  zwölf  Eidhelfern  be- 
schwören, dass  der  streitige  Ort 
sua  propria  hereditas  esset, 

was  dann  geschieht.  Von  einer  Substanziieruug  der  Klage  ist 
keine  Rede*). 


•)  RG  11  s.  375. 

*)  Nr.  137.  Cartolaire  <lc  Keilou  p.  147  u.  101.  Tb  p.  76  u.  63. 
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Hierher  gehört  ferner  auch  eine  Urkunde  von  Cluny,  in 
der  die  Klage  sich  darauf  beschränkt,  dem  Beklagten  ein  iniuste 
te>iere  und  ein  facere  que  non  dcbuisset  vorznwerfen.  Dem  gegen- 
über beruft  sich  der  Beklagte  darauf  durch  Erbgang  in  den  Besitz 
der  streitigen  Mühle  gelangt  zu  sein.  Es  wird  das  Beweisur- 
theil  dahin  gefällt, 

quod  deffendere  se  debutsset  A.  (der  Beklagt«)  cum  sm 
requimonia  (=  testimonia)  et  cum  sua  lege. 

Der  Beklagte  also  wird  zum  Eid  mit  Helfern  zugelassen: 
er  gelobt  den  Schwur  zu  leisten, 

arramivit  ad  iurare  Wo  tnolino  cum  sun  lege, 
und  stellt  einen  Bürgen  *). 

Hier  kann  bemerkt  werden,  dass  der  Beklagte,  der  sich  auf 
Erbrecht  beruft,  überhaupt  nach  dem  Beweisrecht  der  frän- 
kischen Zeit  eine  privilegierte  Stellung  einnimmt*). 

Nämlich  der  Beklagte  braucht  „in  Sachen  seines  Erbguts  einen 
Zeugenbeweis  des  Klägers  nicht  zu  dnlden“.  Das  heisst:  be- 
ruft sich  der  Beklagte  auf  Erbrecht,  so  ist  der  Kläger  ansser 
Stande  diese  Einrede  dadurch  zu  entkräften,  dass  er  mit  Zeugen 
zu  beweisen  sich  erbietet,  wegen  mangelnden  Rechtes  des  Erb- 
lassers sei  von  einem  Erbrecht  keine  Rede.  Dies  ist  dem  Kläger 
verwehrt;  offenbar  führte  man  diese  Beschränkung  der  allge- 
meinen Beweisregeln  darum  ein,  weil  in  diesem  Fall  ein  Ein- 
treten des  Auktors  in  den  Streit  unmöglich  war  (der  Auktor 
als  Erblasser  war  gestorben).  Und  von  dem  Beklagten  den 
Beweis  für  einen  rechtsgültigen  Erwerb  des  Erblasser  zu  ver- 
langen, wäre  für  die  Mehrzahl  der  Fälle  zu  umständlich  und 
oft  gewiss  unmöglich  gewesen.  Nur  zu  Gunsten  des  Fiskus 
und  nach  einem  westfränkischen  Kapitular  Karls  II.*)  ancli  zu 
Gunsten  der  Kirche  wurde  das  verlangt:  hier  musste,  wenn 
feststand,  dass  der  Fiskus  oder  die  Kirche  einmal  im  Besitz  des 
streitigen  Grundstücks  gewesen  waren,  der  Beklagte  den  gültigen 

■)  Nr.  424.  Chart.  <le  Cluny  I p.  34  n.  29.  Th  p.  161  n.  109  (887). 
Dass  lex  hier  so  viel  bedeutet  wie  Eid  des  Beklagten,  bemerkt  Brunner 
RU  II  S.  376  bei  Antn.  35. 

*)  Darüber  siehe  Brunner  RO  II  S.  517  ff. 

’)  Cap.  Carisiac.  a.  877  c.  8 Pertz  LI>  I 520.  Herr  Geh.  Rath 
Brunner  war  so  freundlich  mich  in  meiner  Arbeit  auf  diese  Stelle  auf- 
merksam zu  machen:  jetzt  ist  sic  in  der  RU  11  8.  518  Anm.  33  angeführt. 
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Rechtserwerb  des  Erblassers  beweisen.  Wir  haben  oben  im 
zweiten  Kapitel  einige  Urkunden  kennen  gelernt,  in  denen  dies 
Vorrecht  der  Kirche  praktisch  zur  Anwendung  kam  ')• 

Eine  Ausnahme  von  dem  allgemeinen  (Grundsatz  macht  eine 
marseiller  Urkunde  aus  dem  Jahre  Ski?*).  Der  Thatbestand 
ist  derselbe  wie  in  den  bisher  besprochenen  Fällen.  Der  Bi- 
schof von  Marseille  erhebt  wider  Garibaldi!»  und  Auvonaneius 
und  ihre  Erben  Klage  um  Felder  und  Weinberge  in  der  Villa 
Stavello, 

quod  contra  leyem  et  mal  um  ordinem  invaserunt,  tenucrunt 
ac  possederunt. 

Also  schlichte,  unsubstanziierte  Klageform.  Hierauf  ent- 
gegnen die  Beklagten:  jene  Weinberge  und  Felder 

melius  dehent  n ostras  esse,  ex  projenie  parentorum  nostro- 
ntm , quam  episcopi  propicr  nullnm  causam  sanctuariam 
succedere. 

Als«  eine  Behauptung  eigenen  Rechts  unter  Angabe  des 
Erwerbsgmndes  (Erbgang)  einer  unsnbstanziierten  Klage  gegen- 
über. Nach  allen  sonst  herrschenden  Regeln  hätten  nun  die 
Beklagten  wie  in  den  angeführten  Fällen  dazu  gelangen  müssen, 
ihre  snbstanziierte  Einrede  zu  beweisen.  Statt  dessen  ergeht 
das  Urtheil, 

nt  episcopus  perportart  fecisset  ad  seroos  s.  Victor  is,  hoc 
sunt  homines  — folgen  fünf*)  Namen  — : ihi  fuint  <ulepti 
qui  volunt  iurare  et  per porta  re  ipsas  rineas  et  ipsos  cum- 
pos,  quod  meliiks  eis  nuccederet  ex  parte  s.  Victoris  quam 
ipsi  homines  ad  tenendum  propter  causam  alodis.  Quod 
etiain  episcopus  parutus  fuit. 

Dies  kann  nichts  anderes  bedeuten,  als  dass  dem  Kläger 
gestattet  wird,  mit  fünf  Zeugen  seine  Klagebehauptnng  zu  be- 
schwören. 

Aber  der  Text  der  Urkunde  giebt  uns  eine  genügende  Er- 
klärung. Unter  den  Gerichtsbeisitzern  werden  ausdrücklich 
liomani  genannt,  und  gegen  Ende  der  Urkunde  finden  sich  die 


P- 


')  Oben  S.  143,  144. 

’)  Nr.  571.  Cartnlaire  ile  St.  Victor  ile  Mamille  p.  3(17  n.  230. 
201  n.  137. 

*)  Nicht  vier,  wie  imliilmlicb  iu  meinem  Hegest  steht. 


Th 
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Worte:  et  sic  legibus  factum  . . . qualUer  lex  Humana  comemo- 
rat.  Also  es  ist  klar,  dass  wir  es  hier  mit  der  Anwendung 
römischer  Beweissätze  zu  tliun  haben. 

Neben  der  Berufung  auf  Erbrecht  kommen  auch  andere  Be- 
gründungen vor,  die  das  Vorrecht  des  Beklagten  stützen. 

In  einer  Urkunde  über  eine  in  Mäcon  stattgehabte  Ver- 
handlung ist  die  das  Beweisvorrecht  sichernde  Erwiderung 
des  Beklagten  die,  dass  er  sich  dem  contendere  malo  ordine  der 
Klage  gegenüber  auf  langen  Besitz  beruft: 

in  suo  responso  dixit,  quod  per  se  et  suos  donatores  per 
triginta  annos  et  amplius  legibus  vestiti  fuerunt  absque 
uUa  partielle  s.  Laurentii  vel  suos  rectores. 

Die  Schötfen  fassen  den  Beschluss  (scamini  per  inquisitum 
iudicium  decreverunt),  dass  er  diese  seine  Einrede,  so  wie  er  sie 
ausgesprochen  hat,  beschwöre,  was  er  per  fidem  fadam  und  mit 
einem  Bürgen  zu  thun  verspricht1). 

Es  kann  ferner,  wie  ich  glaube,  hier  eine  luecheser  Urkunde  von 
902  angeführt  werden,  in  der  der  Beklagte,  dem  vorgeworfen  wird, 
er  habe  die  Kirche  des  h.  Hippolytus  betreten  und  dort  Früchte 
gezogen  mah  ordinem,  sich  darauf  beruft,  dass  er  als  ordinierter 
und  konfirmierter  Rektor  und  Kustos  dazu  berechtigt  gewesen 
sei.  Wenn  auch  der  Kläger  dies  bestreitet,  so  wird  doch  der 
Beklagte  zum  Zeugenbeweis  zugelassen  *). 

Auch  eine  Gerichtsverhandlung,  die  911  zu  Tivoli  stattge- 
funden hat , zeigt  die  Anwendung  des  Grundsatzes.  Eine  Frau 
Petru  klagt  mit  ihrem  Sohn  Leo  wider  den  an  der  Kirche  von 
Tivoli  angestellten  Priester  Romanus  um  einen  Thurm, 
quam  tenet  in  viitute  et  non  rendit  michi. 

Beklagter  entgegnet,  Petru  und  ihr  Mann  hätten  ihm  den 
Thurm  verkauft.  Das  wird  bestritten.  Aber  der  Beklagte, 
der  gleich  Zeugen  anbietet,  kommt  zum  Beweis.  Also  die  Be- 
rufung auf  den  Rechtserwerb  durch  Kauf  ist  ausschlaggebend, 
verstärkt  durch  das  Anbieten  von  Zeugen3). 

Ich  möchte  an  dieser  Stelle  noch  auf  die  eigenthümliche 
bairische  Urkunde  aus  den  Jahren  806  bis  810  aufmerksam 


')  Nr.  462.  l'artulaire  de  Mäcon  p.  169  n.  284  (888  —898). 
*)  M.  di  Lncca  IV  2 p.  70  n.  Ö3. 

*)  Regest«  Sublacense  p.  201  u.  164. 
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machen.  Priso  hatte  die  Basilika  zu  Auerbach  (1er  Freisinger 
Kirche  tradiert;  nach  seinem  Tode  aber  bestritten  seine  Söhne 
Helicho  und  Atto,  dass  eine  Tradition  seitens  ihres  Vaters  er- 
folgt sei,  und  schliesslich  kam  die  Sache  vor  das  Gericht  des 
Erzbischofs  Arn  von  Salzburg,  in  dem,  wie  wir  annehmen  müssen, 
der  Bischof  von  Freising  wider  die  beiden  Brüder  Klage  mit 
malo  ordine  erhob. 

Der  Vorsitzende  fragt  den  Helicho,  ob  die  Basilika  tradiert 
worden  sei  oder  nicht.  Er  antwortet:  nein,  und  zwar  antwor- 
tet er  cum  wadio,  d.  h.  er  verspricht  rechtsförmlich  unter  Rei- 
chung  der  Festuca  seine  Behauptung  zu  beweisen.  Nun  aber 
erklärt  der  Erzbischof,  nachdem  das  Wadium  genommen  ist,  er 
habe  selbst  die  Tradition  mit  eigenen  Augen  gesehen;  eine 
gleiche  Aussage  macht  noch  der  Abt  Cundheri.  Da  gestehen 
denn  die  Beklagten  ein,  dass  es  so  sei,  wie  der  Erzbischof  und 
der  Abt  sagten,  und  geben  die  Basilika  heraus. 

Es  scheint  in  diesem  Fall  eine  Verhandlung  in  den  strengen 
Formen  des  Prozesses  überhaupt  nicht  stattgefunden  zu  haben: 
aber  es  ist  bemerkenswert!!,  dass  der  Beklagte,  nicht  aber  der 
Kläger  nach  seinen  Beweisen  gefragt  wird.  Man  möchte  den 
Inhalt  der  Urkunde  wohl  dahin  ergänzen,  dass  der  Kläger  eine 
schlichte  Klage  mit  malo  orditie  erhob  (von  einer  Urkunde  war 
sicherlich  keine  Rede),  wogegen  die  Beklagten  vielleicht  be- 
haupteten als  Erben  ihres  Vaters  rechtmässigen  Besitz  auszuüben1). 

Auch  eine  andere  bereits  besprochene  bairische  Urkunde 
kann  hier  erwähnt  werden,  nämlich  die  gegen  den  Bischof  von 
Regensburg  erhobene  Klage,  durch  die  der  Kläger  eine  von 
seinem  Bruder  der  Kirche  gemachte  donatio  post  obitum  anlicht, 
obwohl  er,  wie  der  Beklagte  dagegen  behauptet,  sie  nach  dem 
Tode  des  Bruders  anerkannt  hatte.  Der  Kläger  klagt  olfen- 
bar  mit  einem  blossen  malo  orditie  possides.  Hiergegen  führt  der 
Beklagte  die  hervorgehobene  Einrede  an,  die  er  mit  sechs  Zeugen 
beweisen  will.  Nun  sagt  Kläger,  auf  diesen  Punkt  komme  es 
zunächst  gar  nicht  an.  denn  er  bestreite  ja  die  Tradition  an 
sich.  Darauf  gelangt  der  Beklagte  dazu,  diese  zu  beweisen. 
Man  sieht  hier  recht  deutlich  den  Einfluss  des  leitenden  Grund- 
satzes darin,  dass  das  Recht  der  Beweisführung  auch  dann  nicht 


‘)  Nr.  180.  Graf  Hundt  Abhandlungen  XU  p.  220  u.  16. 
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auf  den  Kläger  übergeht,  wenn  der  Beklagte  zunächst  den  ent- 
scheidenden Punkt  in  seiner  Erwiderung  gar  nicht  berührt '). 

Ebenso  steht  es,  wenn  der  Beklagte  einer  allgemeinen 
Ausführung  des  Klägers  gegenüber  einen  specielleren,  jene  ent- 
kräftenden Rechtstitel  anführen  kann,  der  seinen  Besitz  trotz 
jener  zu  rechtfertigen  im  Stande  ist;  wenn  also  seine  Substan- 
ziierung  materiell  erheblicher  ist  als  die  des  Klägers. 

Hier  erwähne  ich  nochmals  den  schon  oft  benutzten  Streit 
um  die  Erbschaft  zu  Landegon.  Kläger  berufen  sich  auf  Erb- 
recht; der  Beklagte  auf  eine  auf  die  Erbschaft  gemachte  Ver- 
wendung; dies  ist  ein  speciellerer  Einwand,  er  kann  begründet 
sein  neben  dem  von  den  Klägern  behaupteten  Rechtsgrund;  da- 
her ist  er  für  die  Entscheidung  erheblicher,  und  daher  wird  er 
zum  Beweis  gestellt"). 

Hierher  möchte  ich  ferner  eine  gleichfalls  schon  erwähnte 
luccheser  Urkunde  von  785  rechnen,  in  der,  wie  schon 
oben  berichtet  wurde , der  Bischof  von  Lncca  vom  Kleriker 
Agiprand  Herausgabe  der  Peterskirche  verlangt  , die  er  durch 
begangene  Verbrechen  verwirkt  habe.  Der  Kläger  also  beruft 
sich  auf  eine  allgemeine  Vorschrift  des  kanonischen  Rechts. 
Aber  dem  gegenüber  behauptet  der  Beklagte,  zu  einer  Heraus- 
gabe sei  er  nicht  verpflichtet,  denn  die  Kirche  stehe  in  seinem 
auf  Erbgang  beruhendem  Eigenthum,  und  die  Kirche  von  Lucca 
habe  daher  kein  Recht  auf  sie.  Diese  Behauptung  ist  die  zu- 
nächst erheblichere,  und  daher  wird  denn  auch  geurtheilt,  dass 
der  Beklagte  sie  durch  idonei  et  credentes  homines  beweise*). 

Ein  besonderer  Fall  endlich  ist  der,  dass  der  Beklagte, 
der  sich  auf  dreissigjährigen  Besitz  beruft,  unter  allen  Um- 
ständen dem  Kläger  im  Beweise  vorgeht,  mag  der  Kläger  seine 
Klage  substanziiert,  Beweismittel  angeboten  haben  oder  nicht4). 

Die  generellen  Bestimmungen,  die  hierüber  die  ver- 
schiedenen Volksrechte  enthalten,  finden  durch  die  urkundlichen 
Beispiele  ihre  Bestätigung*). 


')  Nr.  241.  Rieil  C.  d.  ep.  Ratisb.  I p.  24  n.  23. 

’)  Nr.  312.  Cartulaire  de  Redon  p.  148  n.  192.  Tli  p.  llö  n.  85. 
a)  11.  di  Lncca  V 2 p.  118  n.  202.  Muratori  Ant.  I c.  745.  Brnnctti 
II  1 p.  2G3  n.  24.  Vgl.  oben  S.  146. 

*)  Siehe  Hensler  Gewere  S.  80  ff.,  Brnnner  RG  II  S.  517. 

4)  Brunner  fühlt  a.  a.  0.  fiir  das  fränkische  Recht  au  Decr.  Childei), 
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In  einer  fränkischen  Formel  erwidert  der  Beklagte  auf 
die  Klage, 

quod  ipsam  hereditatem  . . . genitor  siius  vel  quilibet  pa- 
rens  ipsam  ei  moriens  dereliquerat,  et  de  annis  30  inter 
ipsum  et  parentes  suos,  qui  ipsam  ei  dereliquerant,  ipsam 
tenuissent,  et  sectmdum  legem  ei  sit  debita. 

Darauf  ergeht  das  zweizüngige  Beweisurtheil,  dass  er  diese 
Einrede  im  Beweistermin  beschwöre.  Hier  wird  die  Einrede 
dreissigjährigen  Besitzes  einer  unsubstauziierten  Klage  gegen- 
über geltend  gemacht1). 

Ferner  sei  auf  das  Placitum  Theuderichs  III.  von  679  hin- 
gewiesen. Klägerin  beruft  sich  auf  Erbrecht,  Beklagter  aber 
auf  eiuunddreissigjährigen  Besitz.  Beklagter  gelaugt  zum  Eid5). 

Auch  aus  Italien  sind  deutliche  Beispiele  erhalten.  Eine 
lnccheser  Urkunde  von  884  berichtet,  wie,  nachdem  die  Kläger 
im  dritten  Termin  ihre  Urkunden  vorgelegt  haben,  der  Beklagte, 
der  immer  von  neuem  weitere  Erkundigungen  einziehen  zu 
müssen  erklärt,  sich  im  vierten  Termin  auf  dreissigjährigen 
Besitz  beruft  und  nun  sofort  zum  Zeugenbeweis  zugelassen 
wird,  den  er  dann  im  fünften  Termin  erbringt5). 

Ferner  eine  schöne  Urkunde  über  eine  915  zu  Teano  ab- 
gehaltene Gerichtssitzung,  in  der  der  Kleriker  Jaquintus 
wider  den  Propst  von  Monte  Cassiuo  und  den  Klostervogt  um 
ein  dort  gelegenes  Grundstück  klagt.  Kläger  legt  zwar  eine 
Schenkungsurkunde  vor,  da  aber  Beklagter  sich  auf  dreissig- 
jährigen  Besitz  beruft,  so  kommt,  nachdem  Kläger  zum  Überfluss 
erklärt  hat,  hiergegen  nichts  ein  wenden  zu  können,  er  zum 
Beweise,  wie  es  heisst  secundum  consuetudinem  monasterii;  nach 
dem  was  wir  gesehen  haben,  eine  „Gewohnheit  des  Klosters“, 
die  mit  den  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  durchaus  überein- 
stimmte. Beklagter  beschwört  seine  Einrede  mit  drei  Eid- 
helfern *). 

II.  c.  3 (oben  S.  23),  Cap.  a sacerd.  propos.  a.  802  c.  17  I 107;  fUr  das 
westgotische  Leges  Kurici,  fragm.  277,  Lex  Wisig.  X 2,  3.  4.  6;  für  das 
Imrgnndische  Lex  Bnrg.  79,  3,;  für  das  Iangobardische  Grimoald  4,  Liu.  54. 

l)  Nr.  148.  Form.  Turon.  u.  39.  MGF  p.  156. 

•)  Nr.  34.  DDM  p.  45  n.  49. 

J)  Mem.  di  Lucca  IV  2 p.  65  n.  49.  und  V 2 p.  569  n.  930. 

4)  Gattula  I p.  88. 
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Ganz  ähnlich  liegt  die  Sache  in  einer  anderen  Urkunde 
aus  derselben  Sammlung;  auch  hier  legt  Kläger  eine  Urkunde 
vor  (abbreviatura),  worauf  Beklagte  dreissigjährigen  Besitz  be- 
haupten, was  sie  dann,  nachdem  auch  hier  der  Kläger  eine 
ähnliche  Erklärung  abgegeben  hat,  mit  drei  /engen  und  Eid- 
helfern beweisen '). 

Es  muss  noch  darauf  hingewiesen  werden,  dass  unter  Um- 
ständen die  Berufung  auf  lange  Besitzdauer  schlechtweg,  ohne 
dass  gerade  der  Ablauf  von  dreissig  Jahren  behauptet  wird, 
denselben  Erfolg  gehabt  haben  dürfte.  Wenigstens  scheint 
das  aus  einer  fränkischen  Urkunde  hervorzugeheu , die  über 
eine  in  den  Jahren  880  — 8S1  zu  Angouleme  stattgehabte  Ge- 
richtsverhandlung berichtet.  Der  Propst  von  St.  Eparch  zu 
Angouleme  klagt  wieder  Avego  (allerdings,  wie  es  scheint, 
unsubstanziiert)  um  mehrere  von  diesem  widerrechtlich  be- 
sessene Hörige  der  Kirche8).  Das  Gericht  fragt  darauf 
zuerst  nach  dem  Recht  der  Parteien,  worauf  der  Kläger  er- 
widert Römer  (wohl  weil  er  eine  nach  der  lex  Romana  lebende 
Kirche  vertritt),  der  Beklagte  Salier  zu  sein.  Da  das  Recht 
des  Beklagten  für  die  Vertheidigung  entscheidend  ist8),  so 
wird  uns  in  erwünschter  Weise  bestätigt,  dass  in  unserem  Bei- 
spiel salisches  Verfahren  stattfindet.  Nun  wird  der  Beklagte 
vom  Gericht  nach  seinen  Beweismitteln  gefragt.  Er  beruft 
sich  auf  langen  Besitz,  dann  aber  auf  die  Erage,  si  vnlebat  ipsa 
muncipia  per  iustitiam  vindicare,  erklärt  er,  sie  weder  auf  Grund 
Erbrechts  noch  durch  Zengniss  erstreiten  zu  können  und  resti- 
tuiert sie  dem  Kläger4).  Was  für  uns  in  dieser  Verhandlung 
entscheidet,  ist  der  Umstand,  dass  nur  der  Beklagte,  der  Kläger 
gar  nicht  nach  seinen  Beweisen  gefragt  wird5).  Bei  anderen 
thatsächlichen  Voraussetzungen  hätte  der  Beklagte  bloss  die  erste 
Behauptung  des  langen  Besitzes  zu  beschwören  brauchen;  ein 

‘)  Gatt, ula  Acc.  I p.  68  (975). 

*)  Wir  wissen,  dass  derartige  Prozesse  tun  Hörige  wie  Immobiliar- 
prozesse behandelt  wurden. 

*)  Brunner  RG  I S.  263. 

*)  Nr.  419.  Neues  Archiv  VII  p.  634. 

*)  Vielleicht  also  Hesse  sich  diese  Urkunde  als  ein  Beweis  dat'llr  ver- 
wenden, dass  das  salische  Recht  hinsichtlich  der  Bevorzugung  des  Klägers 
keine  Sonderstellung  eingenommen  bat. 
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solcher  Schwur  war  allerdings  erforderlich,  damit  von  einem 
per  iustUutm  vindicare  die  Rede  sein  konnte;  da  er  aber  einen 
Eid  nicht  wagte,  auch  andere  Beweise  nicht  hatte  (hätte  er  sie 
gehabt,  so  hätte  er  gewiss  geschworen),  so  musste  er  unterliegen ; 
nun  galt  einfach  die  Klagebehauptung  als  bewiesen. 

Vielleicht  kann  hier  auch  noch  eine  bairische  Urkunde  von 
807  eingereiht  werden:  vier  Brüder  klagen  wieder  den  Bischof 
von  Freising  und  berufen  sicli  auf  Erbrecht;  hiergegen  führt 
Beklagter  als  Rechtstitel  eine  vor  langer  Zeit  erfolgte  Tradition 
an;  jene  hereditas  sei  bereits  von  den  Vorfahren  der  Kläger 
ibi  traditam  fttissr  iam  priscis  temporikits. 

Vielleicht  also  weil  diese  Einrede  als  Behauptung  langer 
Besitzdauer  aufgefasst  wurde,  jedenfalls  weil  sie  der  klägerischen 
gegenüber  als  die  materiell  erheblichere  galt,  wird  sie  zum  Be- 
weis gestellt'). 

In  den  bisher  besprochenen  Fällen  lag  die  Sache  stets  so, 
dass  es  der  Beklagte  war,  der  durch  die  materielle  Begründung 
seiner  Einrede  das  schon  an  und  für  sich  ihm  zukommende  Be- 
weisvorreclit  sich  sicherte,  indem  er  entweder  einer  völlig  un- 
substanziierten  oder  einer  geringer  substanziierten  Klage,  als 
es  seine  Einrede  war,  auf  solche  Weise  erwiderte. 

Nun  aber  konnte  auch  hier,  wie  oben  in  den  Fällen  des 
formell  stärkeren  Beweisangebots,  die  Lage  sich  verschieben ; wie 
aus  formellen,  so  kounte  aus  materiellen  Gründen  der  Kläger 
dem  Beklagten  den  Beweisvorrang  entziehen. 

Das  war  zunächst  dann  der  Fall,  wenn  der  Beklagte  durch 
nacktes  Leugnen  zu  antworten  sich  begnügte,  der  Kläger  aber 
seine  Behauptung  materiell  substanziierte.  Dann  war  dem  Be- 
klagten der  Eid  über  seine  Behauptung  verlegt,  zu  dem  er 
gekommen  wäre,  wenn  auch  der  Kläger  nur  eine  schlichte 
Klage  erhoben  hätte.  Wir  sahen  oben,  dass  gerade  dieser  Nach- 
theil der  Anlass  gewesen  ist,  eine  einredeweise  begründete  Ent- 
gegnung auf  die  Klage  immer  allgemeiner  zu  verwenden;  sie 
machte  dem  Kläger  wenigstens  die  Sache  nicht  mehr  so  leicht. 

Es  sei  zuerst,  um  mit  einigen  unzweifelhaften  Beispielen  zu 
beginnen,  auf  eine  bairische  Urkunde  von  837  hingewiesen. 
Der  Vogt  des  Bischofs  von  Freising  klagt  im  missatischen  Ge- 


')  Xr.  178.  Meioh.  I 2 p 94  u.  124. 
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rieht  zu  Einhufen  wider  Isanhard  und  Ellanhard  pro  eorum  here- 
ditutem,  quo<l  habuerunt  ad  Durfingesdorf  et  ud  PachtiUaho/a,  in- 
dem er  behauptet,  ihr  Grossvater  und  Vater  hätten  diese  Be- 
sitzungen der  Kirche  des  h.  Tertullianus  zu  Siechdorf  tradiert. 
llli  fero  fortiter  resistebant  et  contradicebant , wird  von  den  Be- 
klagten gesagt;  da  aber  nicht  angeführt  wird,  dass  sie  irgend 
einen  stichhaltigen  Grund  vorgebracht  hätten,  wird  ihr  tapferer 
Widerstand  lediglich  im  Leugnen  des  klägerisehen  und  Behaupten 
des  eigenen  Rechts  bestanden  haben;  so  gelangen  denn  auch  der 
Bischof  und  sein  Vogt  zum  Beweis;  es  heisst 

hoc  (ihr  Recht)  testimoniis  adhibitis  verum  esse  conprobare 
voluerunt  et  plenum  testimonium  testium  habuerunt. 

Aber  die  Beklagten  verzichten  vorher  freiwillig1). 

Ähnlich  verhält  es  sich  in  einigen  italienischen  Urkunden. 

Man  kann  hier  wohl  zunächst  den  zwischen  den  Bi- 
schöfen von  liiicca  und  Pistoja  716  im  Gericht  eines  Königs- 
boten entschiedenen  Prozess  neunen.  Es  handelt  sich  in  ihm 
um  zwei  Kirchen,  die,  wie  der  Vertreter  des  klagenden  Bischofs 
von  Lucca  behauptet,  stets  im  Eigenthnm  des  luccheser  Bis- 
thums  gestanden  hätten.  Also  er  beruft  sich  auf  die  lange 
Dauer  des  Besitzstandes.  Hiergegen  erwidert  der  Beklagte 
nur:  nostra  deveat  esse.  Der  Kläger  widerlegt  nun  diese  Be- 
hauptung noch  im  speeiellen,  indem  er  nachweist,  dass  dem  Bi- 
schof von  Pistoja  nur  erlaubt  gewesen  sei,  in  jenen  Kirchen 
Messe  zu  lesen  und  zu  taufen.  Er  hat  diese  seine  Behauptung 
eidlich  zu  erhärten’). 

Im  Jahre  807  erheben  — die  Urkunde  ist  gleichfalls  bereits 
erwähnt  worden  — auf  einem  Gerichtstage  zu  Rieti  vor  den 
Königsboten  Karls  des  Grossen  und  Pipins  von  Italien  die 
Vertreter  des  Klosters  Farfa  Klage  wider  drei  Brüder  um  Be- 
sitzungen, die  ihr  Oheim  Palumbus  dem  Kloster  übertragen  habe, 
die  sie  aber  widerrechtlich  betreten  und  dem  Kloster  entfremdet 
hätten.  Dieser  substanziierten  Klagebchauptung  gegenüber  haben 
die  Beklagten  nichts  anderes  zu  erwidern,  als: 


')  Nr.  289.  Meicb.  I 2 p.  309  n.  601.  Mon.  Boica  IX  p.  22  n.  14. 

*)  Mein,  di  Lncca  V 2 p.  5 u.  5.  Troya  III  p.  249.  Muratori  Ant. 
V c.  914.  Brunetti  I p.  452  n.  11. 
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ahsit.  ut  ipse  Pulumbus  suam  substantiitm  vobis  dedisset 
aut  tradidisset. 

Da  aber  die  Kläger  sieh  auf  Zeugen  berufen,  so  gelangen 
sie  zum  Beweis1 * *). 

Auch  der  oben  (S.  98)  erwähnte  Rechtsstreit  aus  dein  Jahre 
902  gehört  hierher:  auf  die  Klage  wegen  widerrechtlicher  Besitz- 
störungen leugnet  der  Beklagte  die  Thatsache;  nun  geht  das 
Beweisrecht  auf  den  Kläger  über,  er  wird  gefragt,  ob  er  seine 
Behauptung  beweisen  könne.  Erst  als  er  dies  verneint,  kommt 
Beklagter  zum  Schwur,  denn  nun  lebt  sein  Recht  wieder  auf, 
da  beide  Parteien  sich  wieder  gleichstehen  *). 

In  einer  bergamasker  Urkunde  von  919,  die  gleichfalls  in 
demselben  Zusammenhang  bereits  oben  angeführt  ist)  erhebt 
der  Bischof  von  Bergamo  wider  Adebarda  und  ihren  Sohn  Klage 
um  einen  Weinberg  zu  Larianica,  mit  dem,  wie  Kläger  in 
der  Klage  angiebt,  das  Bisthum  rechtmässig  investiert  worden 
sei;  dagegen  erklären  die  Beklagten  nur,  quod  hoc  verum  non 
esset,  worauf  dann  der  Kläger  zum  Beweis  zugelassen  wird8). 

Einige  undeutlichere  Fälle  liegen  ausserdem  in  Urkunden 
vor,  die  gleichfalls  hier  angeführt  werden  müssen.  In  ihnen 
ist  die  Fassung  der  schriftlichen  Aufzeichnung  eine  sehr  knappe, 
und  es  kann  daher  nicht  erkannt  werden,  wie  die  Klage  und 
Klagebeantwortung  formuliert  war.  Aus  dem  Umstande  aber, 
dass  auch  in  ihnen  dem  Kläger  sogleich  die  Beweisrolle  zufällt, 
muss  mit  Bestimmtheit  darauf  geschlossen  werden,  dass  auch 
hier  der  Beklagte  sich  der  vom  Kläger  gegebenen  rechtlichen 
Begründung  gegenüber  lediglich  auf  die  blosse  Behauptung  seines 
Rechts  beschränkte. 

Hierher  wird  zunächst  eine  Formel  aus  der  Sammlung  von 
Angers  zu  stellen  sein,  in  der  dem  Kläger  auf  die  von  ihm  vorge- 
brachte Behauptung  widerrechtlicher  Besitzstörung  durch  Urtheil 
aufgegebeu  wird,  in  der  Kirche  mit  Eidhelfern  die  Klagebehaup- 
tung zu  beschwören4 *). 

Die  gleiche  Annahme  ist  bei  zwei  cluniacenser  Urkunden 

l)  R,  ili  Farfa  II  p.  151  n.  184.  Fatteseld  p.  ■-?84  n,  40. 

*)  M.  <li  Lucca  V 3 p.  13  n.  1058.  Muratori  Aut.  V c.  300. 

’)  Coil.  Lang.  c.  837  n.  486.  Lupus  II  p.  113. 

4)  Nr.  17.  Furm.  Andec.  n.  39  MGF  p.  17. 

Httbner,  tränk.  Immobill&rprozeti.  1* 
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gestattet,  in  deren  einer1),  ohne  dass  von  der  Antwort  des 
Beklagten  ein  Wort  gesagt  würde,  nur  das  Schöffenurtheil  er- 
wähnt wird,  in  Erfüllung  dessen  der  Kläger  zu  schwören  hat, 
wie  auch  in  der  anderen*)  nur  von  einem  solchen  Eid  des 
Klägers  berichtet  wird. 

Auch  eine  farfenser  Urkunde  von  751  zeigt  die  gleiche 
Eigentümlichkeit;  auch  sie  hat  nur  das  Urtheil  des  Königs- 
boten überliefert,  dahin  gehend,  dass  der  Kläger  die  Klagebe- 
hauptung beschwöre s). 

Wenn  dagegen  in  einer  bereits  oben  (S.  98)  erwähnten  Ur- 
kunde von  829  auf  den  Vortrag  der  klagenden  Vertreter  von  Farfa, 
römische  Priester  hätten  dem  Kloster  Besitzungen  entzogen,  der 
Vogt  der  römischen  Kirche  nur  schlechtweg  erwidert,  die  rö- 
mische Kirche  besässe  jene  Grundstücke  zu  Recht,  und  darauf- 
hin nicht  der  Beklagte,  sondern  die  Kläger  zum  Beweise  zu- 
gelassen werden,  so  muss  man  hier,  wie  mir  scheint,  römisch- 
rechtlichen  Einfluss  annehmen,  denn  nach  den  Grundsätzen  des 
deutschen  Beweisrechts  wäre  ohne  Zweifel  der  Beklagte  näher 
zum  Beweise  gewesen4). 

Also:  wo  nur  der  Kläger  einen  materiellen  Rechtsgrund 
angiebt,  erlischt  zu  seinen  Gunsten  das  Beweisvorrecht  des  Be- 
klagten. Das  ist  nun  ferner  ebenso  dann  der  Fall,  wenn  er 
den  rechtlich  erheblicheren  Rechtsgrund  anführt.  Ganz  ent- 
sprechend also  der  Vertheilung  der  Beweislast  in  den  Fällen, 
in  denen  er  das  stärkere  Beweismittel  anbietet.  Ein  rechtlich 
erheblicheres  Klagefundament  liegt  dann  vor,  wenn  er  einen 
speciellen  Rechtstitel  anführt,  der  als  solcher  entscheidender  ist 
als  der  des  Beklagten. 

So  beruft  sich  zum  Beispiel  in  einer  bairischen  Gerichts- 
urkunde von  829  der  Beklagte  auf  Erwerb  aus  Erbrecht,  der 
Kläger  aber  führt  dagegen  an,  dass  ihm  die  Besitzung  tradiert 
worden  sei,  also  könne  der  Beklagte  sie  nicht  mehr  geerbt 
haben ®). 


')  Nr.  535.  Chart,  de  Cluny  II  p.  75  n.  979  (955). 

’)  Nr.  593.  Chart,  de  Cluny  II  p.  573  n.  1524  (980). 

*)  R.  di  Farfa  II  p.  42  n.  31.  Troya  IV  p.  384  n.  646. 

4)  Reg.  di  Farfa  II  p.  221  n.  270.  Cod.  Laug.  c.  198  n.  110.  Mabillon 
Ann.  II  c.  736. 


*)  Nr.  265.  Graf  Uuudt  Abhandlungen  XIII  p.  12  u.  14. 
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Hier  kommt  denn  auch,  ganz  wie  einer  sachlich  durchaus 
übereinstimmenden  anderen  bairischen  Urkunde  von  840 '),  der 
Kläger  zum  Beweis:  das  Bestehen  seines  Rechtstitels  schliesst 
den  des  Beklagten  aus,  nicht  umgekehrt,  und  daher  ist  seiner 
der  erheblichere  und  zum  Beweis  zu  stellende. 

Es  ergiebt  sich  also  aus  der  Betrachtung  der  einzelnen  Fälle 
der  allgemeine  beherrschende  Grundsatz,  dass  der  Beweisvorzug 
des  Beklagten  aus  gewissen  formellen  und  materiellen  Gründen 
aufgehoben  werden  kann. 

Ein  letzter  Grund,  der  die  Beweisführung  an  den  Kläger 
gelangen  lässt,  um  dies  zum  Schluss  zu  besprechen,  ist,  wie 
sich  fast  von  selbst  versteht,  dann  gegeben,  wenn  der  Beklagte, 
dem  zunächst  der  Beweis  obgelegen  hatte,  seinen  Beweis  nicht 
führen  kann,  sei  es  dass  er  es  gar  nicht  zu  versuchen  wagt, 
sei  es  dass  der  Versuch  misslingt. 

Auf  die  Klage,  die  782  der  Bischof  von  Narbonne  wider 
den  Grafen  Milo  von  Narbonne  um  verschiedene  im  Gau  dieser 
Stadt  gelegene  Villen  erhebt,  erklärt  der  Beklagte  zwar,  er 
habe  diese  Villen  vom  König  Karl  zu  Beneficium  erhalten,  eine 
Behauptung,  die  sicherlich  geeignet  gewesen  wäre,  zum  Beweis 
gestellt  zu  werden;  da  er  aber  erklären  muss,  nicht  das  ge- 
ringste zu  ihrem  Beweise  anführen  zu  können,  so  gelangt  der 
Kläger  zum  Zeugenbeweis*). 

Als  in  dem  besprochenen  luccheser  Rechtsstreit  von  764 
der  Beklagte  einwendet,  den  streitigen  Hof  für  sein  eigenes 
Geld  gekauft  zu  haben,  war  auch  das  an  sich  eine  Entgegnung, 
die  ihm  den  Beweis  hätte  sichern  können ; er  verliert  ihn  aber 
an  den  Kläger,  weil  er  sie  nicht  stützen  kann*). 

Als  im  Jahre  871  vom  Vogt  der  luccheser  Kirche  der 
Knabe  Konrad  und  sein  Vogt  Fraipertus  auf  Herausgabe  eines 
zu  Nutzgenuss  verliehenen,  durch  die  Verschlechterung  aber 
verwirkten  Grundstücks  verklagt  werden,  berufen  sie  sich  zwar, 
indem  sie  die  Thatsache  der  Verschlechterung  leugnen,  auf  die 
Verleihungsurkunde,  aus  der  hervorgehen  solle,  dass  sie  das  Be- 


')  Nr.  298.  Meicli.  I 2 p.  313  u.  610. 

*)  Nr.  116.  Vaissete  II  c.  47  n.  5. 

*)  M.  di  I.iuca  IV  1 p.  105  n.  60.  Troja  V p.  302  n.  827,  Bertini 
app.  p.  105. 
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dungene  geleistet  hätten;  da  sie  aber  dann  gestehen  das  nicht 
beweisen  zu  können,  so  ist  nun  der  Kläger  am  Beweis'). 

Dem  Abt  Oaido  von  Cuccuruzu  erwidert  der  Beklagte,  er 
habe  die  streitigen  Grundstücke  von  seinen  Vorfahren  geerbt; 
er  kann  das  aber  nicht  beweisen,  und  so  gelangt  Kläger  zum 
Nachweis  seines  Rechtes,  das  er  auf  Kauf-  und  Schenkungs- 
urkunden stützt*). 

In  einer  salernitaner  Urkunde  von  993  endlich  beruft  sich 
der  Beklagte  zwar  auf  Schenkung;  aber  da  auch  er  keine  Be- 
weise hat,  so  ergeht  das  Urtheil,  dass  der  Kläger,  der  eine 
Kaufurkunde  verlesen  lässt,  die  Klagebehauptung  beschwöre*). 

Dass  es  in  den  Fällen,  in  denen  der  Beklagte  zwar  den 
Beweis  antritt,  ihn  aber  nicht  erbringen  kann,  ebenso  gehalten 
wird,  liegt  in  der  Natur  der  Sache. 

So  verhält  es  sich  z.  B.  in  einer  bereits  besprochenen  farfenser 
Gerichtsverhandlung  von  750:  beide  Parteien  berufen  sich  auf 
Urkunden,  aber  die  des  Beklagten  wird  als  Fälschung  er- 
kannt; damit  ist  sein  Beweis  misslungen  und  Kläger  kommt 
zum  Eid4). 

Ebenso  gelangt  in  einer  sfiditalienischeu  Urkunde  vou  965 
der  Kläger  wegen  mangelnder  Beweiskraft  der  vom  Beklagten 
producierten  Urkunde  dazu  nun  seinerseits  seine  Behauptung 
zu  beweisen5). 

Gleicherweise  finden  sich  Beispiele  für  den  Fall,  dass  es  dem 
Beklagten  nicht  gelingt,  durch  die  Berufung  auf  den  Auktor  sein 
Recht  zu  beweisen;  auch  hier  geht  dann  das  Beweisvorrecht 
auf  den  Kläger  über6). 

Als  Merkwürdigkeit  sei  schliesslich  eine  Urkunde  über  eine 
945  zu  Reggio  stattgefundene  Gerichtsverhandlung  angeführt, 
in  der  der  Beklagte  sich  zunächst  auf  dreissigjährigen  Be- 


')  M.  di  Lncca  IV  2 p.  59  n.  39  und  V 2 p.  492  n.  711.  Ughelli  I 
c.  798. 

*)  Üattiila  I p.  308  (963). 

*)  Cod.  Cav.  III  p.  3 n.  461. 

*)  B.  di  Farfa  II  p.  37  n.  25.  Troya  IV  p.  371  n.  641.  Muratori 
Scriptores  II  •>  c.  341. 

*)  Cod.  Cav.  n p.  22  n.  230. 

•)  Beispiele:  M.  di  Lncca  V 2 p.  386  n.  648,  Hnratori  Ant.  I c.  527 
(847);  Cod.  Lang.  c.  841  n.  207,  Fumagalli  p.  326  (869). 


Digitized  by  Google 


197 


sitz  beruft,  dann  aber  erklärt,  dies  nicht  beweisen  zu  wollen; 
worauf  Kläger  mit  Zeugen  sein  Recht  zu  beweisen  sich  ver- 
pflichtet. Aber  im  neuen  Termin  bekennt  der  Kläger  keinen 
Beweis  führen  zu  können,  und  erkennt  das  Recht  des  Beklagten 
an.  Was  der  Grund  für  das  Nicht  Wollen  des  Beklagten  war, 
ist  nicht  mehr  zu  erkennen '). 

Diesem  Übergang  des  Beweisvorrechts  auf  den  Kläger, 
einem  Übergang,  den  der  Kläger  lediglich  dem  Verhalten  seines 
Gegners  verdankt,  entspricht  der  Rückfall  des  Beweises  an  den 
Beklagten  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  nun  seinerseits  der 
Kläger  den  ihm  zustehenden  Beweis  nicht  zu  führen  vermag. 
Das  sehen  wir  z.  B.  in  folgenden  Urkunden. 

In  einer  luccheser  Urkunde  aus  dem  Jahre  764,  deren  That- 
bestand  wir  schon  kennen  (vgl.  oben  S.  173). 

Der  Priester  Lucipert  klagt  wider  den  Priester  Gunduald 
um  einen  Hof  in  Campulo,  den  Beklagter,  wie  Kläger  behauptet, 
gegen  Hingabe  von  Vermögen  der  bischöflichen  Taufkirche 
des  h.  Cussianus,  deren  Rektor  er  war,  gekauft  habe  und 
nun,  nachdem  er  jene  Stellung  nicht  mehr  innehabe,  durch 
Mitnahme  der  Kaufurkunde  als  persönliches  Eigenthum  wider- 
rechtlich besitze.  Der  Beklagte  erwidert,  er  habe  die  Kirche  mit 
seinem  persönlichen  Vermögen  erworben.  Der  Kläger  beruft 
sich  auf  Zeugen,  die  gesehen  hätten,  dass  der  Beklagte  den 
Verkäufern  goldene  Kreuze  gegeben  habe,  also  Kirchengut. 
Ihm  wird  durch  Urtheil  auferlegt,  den  Zeugenbeweis  zu  führen. 
Er  erringt  das  Beweisrecht,  weil  er  Beweise  für  sein  Recht 
anführt,  Beklagter  bloss  leugnet.  Auf  dem  nächsten  Termin 
aber  erklärt  er  keine  Zeugen  stellen  zu  könuen.  Und  nun 
kommt  der  Beklagte  an  den  Beweis  seiner  Behauptung;  er  legt 
die  Kaufurkunde  vor,  in  der  nichts  von  goldenen  Kreuzen  steht, 
und  hat  darauf  selbfünft  zu  beschwören  den  Hof  für  den  in 
der  Urkunde  angegebenen  Preis  gekauft  zu  haben8). 

In  einer  sehr  lückenhaften  ravennatischen  Urkunde  von 
c.  950  erklären  die  klagenden  Grafen  und  Gräfinnen  den  im 


')  Tirabosthi  Modena  I'1  p.  112  n.  92;  Mimitori  Aut.  I c.  463. 

’)  M.  di  Lncca  IV  1 p.  105  n.  60.  Troya  V p.  -102  n.  827.  Bertini 
app.  p.  105. 
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vorigen  Termin  gelobten  Beweis  nicht  führen  zu  können;  der 
beklagte  Abt  kommt  daher  zum  Schwur1). 

Anderes  dagegen  scheint  mir  die  Sache  in  einer  septima- 
nischen  Gerichtsurkunde  von  868  zu  liegen.  Der  Kläger  beruft 
sich  auf  den  beneficiarischen  Charakter  der  eingeklagten  Villen, 
der  Beklagte  auf  Tradition.  Nun  wird  der  Kläger,  nicht  der 
Beklagte,  nach  seinen  Beweisen  gefragt.  Das  also  scheint 
wieder  ein  Fall  zu  sein,  in  dem  römischrechtliche  Einflüsse 
sich  bemerkbar  machen.  Erst  da  der  Kläger  eingesteht,  keine 
Beweise  zu  haben,  gelangt  der  Beklagte  zum  Beweis*). 

Damit  haben  wir  an  der  Hand  der  Urkunden  einen  Über- 
blick über  die  die  Vertheilung  der  Beweisrolle  beherrschenden 
Principien  gewonnen.  Wir  sehen,  dass  einige  wenige  Grund- 
gedanken immer  wiederkehren;  alles  beruht  auf  dem  allge- 
meinen Beweisvorrecht  des  Beklagten,  das  nur  aus  ganz  be- 
stimmten formellen  oder  materiellen  Gründen  ausser  Wirksam- 
keit tritt.  Und  zwar  geschieht  die  Vertheilung  der  Beweis- 
rollen und  die  Abweichung  von  der  allgemeinen  Regel  nicht 
auf  Grund  einer  Würdigung  des  einzelnen  Falls,  sondern  dem 
formalen  Charakter  des  alten  Prozesses  entsprechend  lediglich 
auf  Grund  fester  ein  für  allemal  geltender  Regeln,  die  auf  jeden 
Fall  angewendet  werden  mussten;  ein  Nachtheil,  der  nur  durch 
die  durchschnittliche  Zweckmässigkeit  dieser  Regeln  ausgeglichen 
werden  konnte  und,  wie  man  in  Würdigung  der  einzelnen  über- 
lieferten Rechtsfälle  wohl  behaupten  kann,  thatsächlich  ausge- 
glichen wurde. 

*)  Vesi  (loc.  I p.  200.  Fantozzi  IV  p.  176. 

*)  Nr.  373.  Vaisset*  II  c.  346  n.  169.  Th  p.  143  n.  101. 
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Viertes  Kapitel. 


Die  Beendigung  des  Reehtsganges. 

Wir  wissen,  im  alten  Recht  trug  wie  jede  Klage  so  auch 
die  Klage  um  „Landnahme“,  daher  wie  jeder  Prozess  so  auch 
der  Immobiliarprozess  strafrechtlichen  Charakter.  Das  vom  Be- 
klagten verübte  Unrecht,  die  „Landnahme“,  sollte  gerichtlich 
verfolgt  werden.  Der  Rechtsgang  bezweckte  also  Sühnung 
eines  begangenen  Unrechts.  Diese  Sühnung  erforderte  zweier- 
lei; nicht  nur  Wiederherstellung  des  vom  Beklagten  verletzten 
Rechtszustandes,  in  den  Fällen  der  Landnahme  also  Zurück- 
gabe des  Grundstücks,  sondern  auch  Busse  für  seinen  Frevel. 
Der  Rechtsgang  um  Liegenschaften  findet  daher  ursprünglich 
nnr  durch  Herausgabe  des  Grundstücks  und  durch  Busszahlung 
seitens  des  Beklagten  seinen  Abschluss. 

Im  Lauf  der  Zeit  streift  jedoch  der  Immobiliarprozess  in 
vielen  Fällen  den  strafrechtlichen  Charakter  ab.  Allerdings 
erhielt  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  als  deutliches  Zeuguiss 
seines  Ursprungs  die  Formel  malo  ordine;  aber  nicht  mehr  in 
jeder  Klage  galt  der  Beklagte,  auch  wenn  er  unterlag,  als  der 
Landnahme  schuldig.  Denken  wir  z.  B.  an  Fälle,  in  denen 
sich  der  auf  Investitur  gestützten  Klage  gegenüber  der  Be- 
klagte auf  Erbrecht  berief,  oder  an  solche,  in  denen  er  unter- 
lag, weil  seine  Urkunden  durch  die  grössere  Zahl  der  klägeri- 
schen  überboten  wurden,  so  ist  klar,  dass  hier  von  einem  kri- 
minalen  Unrecht  keine  Rede  zu  sein  brauchte.  In  solchen  Fällen 
fiel  die  Busszaldung  fort;  sie  fiel  also  dann  fort,  wenn  der  Be- 
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klagte  sich  für  seinen  Besitz  auf  einen  Reehtsgrunrl  berief, 
mochte  dieser  dann  auch  durch  einen  besseren  des  Klägers 
überwunden  werden.  Hier  handelte  es  sich  dann  nur  noch 
um  Wiederherstellung  des  verletzten  Rechtszustaudes.  Es  war 
also  die  im  Laufe  der  Zeit  entstandene  Möglichkeit  anstatt 
lediglich  mit  schlichtem  Leugnen  technisch  die  Klage  beant- 
worten oder  eine  solche  Antwort  verweigern  zu  dürfen,  sich 
einredeweise  gegen  den  Klagevorwurf  zu  vertheidigen,  die 
dem  Immobiliarprozess  den  ausschliesslich  strafrechtlichen  Cha- 
rakter nahm.  Im  übrigen  war  von  einer  Busszahlung  natür- 
lich auch  dann  keine  Rede,  wenn  der  Beklagte  die  ihm  vorge- 
worfene That  leugnete,  nicht  bloss  das  malo  ordine  teuere,  »mo- 
dere u.  s.  w.,  sondern  das  teuere,  inv adere  überhaupt,  wenn  er 
also  seinerseits  keine  Ansprüche  auf  das  Grundstück  machte. 
Dann  mnss  er  es  auf  alle  Fälle  dem  Kläger  überlassen,  bleibt 
aber  frei  von  Busse,  er  müsste  denn  durch  den  Ausgang  des 
Beweisverfahrens  der  Landnahme  überführt  werden  *). 

Das  gerichtliche  Verfahren  hat  den  Zweck,  die  schuldige 
Leistung,  Busszahlung  uud  Rückgabe  d.  h.  Wiederherstellung 
des  Schadens,  oder  nur  diese  Rückgabe,  vom  Beklagten  zu 
erzwingen.  Die  richterliche  Autorität  übt  diese  Zwangsge- 

walt aus.  Aber  im  alten  Prozess  anders  als  heut.  Die 
Funktion  des  Urtheils  ist  im  germanischen  Prozess  und  so 
auch  noch  im  Prozess  der  fränkischen  Zeit  eine  andere  als  im 
heutigen. 

Das  alte  Recht*)  kennt  nicht  nur  Endurtheile  und  Beweis- 
nrtheile  im  heutigen  Sinn,  sondern  es  verwendet  besonders 
häufig  Urtheile,  die  beides  zugleich  sind.  Ein  den  Rechtsstreit 
entscheidendes  Endurtheil  erging  ursprünglich  nur  dann,  wenn 
der  Beklagte  dem  Klagevorwurf  nicht  widersprach,  d.  h.  also 
wenn  die  Sache  sofort,  ohne  dass  ein  Beweisverfahren  nöthig 
war,  ihre  Erledigung  fand. 

Musste  dagegen  ein  Beweis  geführt  werden,  so  erging  ein 
alternativ  gefasstes,  ein  zweizüngiges  Urtheil,  durch  das  sowohl 


l)  Brunner  BG  II  S.  515. 

*)  Die  folgenden  Ausführungen  beruhen  aut  der  Darstellung  in  Brunners 
BG  II  S.  362  ff. 
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die  Beweis-,  als  auch  die  Rechtsfrage  entschieden  wurde.  Das 
heisst,  in  diesem  Urtheil  sprach  das  Gericht  aus,  welche  der 
Parteien  zu  beweisen  und  was  sie  zu  beweisen  habe,  und  was 
dann,  je  nachdem  der  Beweis  gelänge  oder  nicht,  als  Recht 
gelten  solle.  Mit  diesem  Urtheil  also  fand  der  Rechtsgang  noch 
nicht  seinen  Abschluss;  es  folgte  nuu  noch  das  Beweisverfahren. 
Das  richterliche  Urtheil  ist  in  diesem  Fall  nur  eine  indi- 
rekte Entscheidung  der  Rechtsfrage.  Es  ist  eine  noch  unter 
eine  Bedingung  gestellte  Entscheidung,  eine  Entscheidung,  die 
ausspricht,  was  als  Recht  gelten  solle,  je  nachdem  die  Beweis- 
führung sich  gestaltet.  In  dem  zweiziingigen  Beweisurtheil, 
das  zugleich  bedingtes  Endurtheil  ist.  zeigt  sich,  wie  sehr  der 
alte  Prozess  ein  auf  dem  Parteibetrieb  beruhender  Prozess  ist; 
das  Gericht  spielt  mehr  die  vermittelnde,  als  die  entscheidende 
Rolle;  die  Entscheidung  liegt  in  der  Hand  der  Parteien;  das 
Gericht  bahnt  gewissermaassen  nur  den  Weg,  damit  durch  die 
Thätigkeit  der  Parteien  im  Beweisverfahren  das  Recht  zu  Tage 
treten  kann. 

Es  wurde  dann  üblich,  dass  man  das  Gericht  anging  nach 
Abschluss  des  Beweisverfahrens  seinerseits  noch  einmal  dessen 
Ergebniss  zu  konstatieren,  also  zu  grösserer  Sicherheit  das  noch 
einmal  ausznsprechen , was  bereits  in  dem  bedingten  zweizün- 
gigen  Beweisurtheil  ausgesprochen  worden  war.  So  schloss 
sich  dann  an  das  Beweisverfahren  ein  deklaratorisches  Urtheil 
an,  ein  Urtheil  nicht  in  unserem  Sinne,  keine  Entscheidung 
streitiger  Punkte  (die  streitigen  Punkte  waren  bereits  ent- 
schieden), sondern  ein  Spruch,  der  eben  nur  feststellte  und  an- 
erkannte, was  sich  a]s  Recht  herausgestellt  hatte. 

Ein  solches  deklaratorisches  Urtheil  pflegte  auch  dann  aus- 
gesprochen zu  werden,  wenn  durch  Geständniss  und  freiwillige 
Befriedigung  seitens  einer  Partei  der  Gegner  Genugthuung  er- 
halten hatte.  Jedoch  begnügte  man  sich  in  solchen  Fällen 
nicht  selten  mit  dem  förmlich  ausgesprochenen  Verzicht  der 
unterliegenden  Partei,  der  Professio  und  Mauifestatio , ohne 
dass  ein  deklaratorisches  Urtheil  hinzutrat;  wir  linden  das  be- 
sonders in  Italien. 

Im  Laufe  der  Zeit  kam  man  mehr  und  mehr  von  dem  zwei- 
züngigen  Urtheil  ab;  man  entschied  zunächst  durch  ein  reines 
Beweisurtheil  die  Beweisfrage,  um  dann  am  Schluss  des  Ver- 
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fahrens  ein  reines  Endurtheil  folgen  zu  lassen;  im  langobar- 
dischen  Recht  scheint  das  von  jeher  üblich  gewesen  zu  sein '). 

Das  Urtheil  enthielt,  wo  es  nicht  rein  deklaratorisch  war, 
den  Befehl,  was  Seitens  der  unterlegenen  Partei  zu  geschehen 
habe;  damit  verband  sich  dann  meist  für  die  siegreiche  Par- 
tei eine  ausdrückliche  Bestätigung  ihrer  Rechte.  Der  Urtheils- 
befehl  ging  ursprünglich  dahin,  dass  die  unterlegene  Partei  die 
Erbringung  der  schuldigen  Leistung  gelobe.  Denn  ursprüng- 
lich war  nur  um  eine  angelobte  Schuld  Exekution  möglich.  Das 
zweizüngige  Beweisurtheil  sprach  also  in  der  Regel  aus,  die 
Partei  solle  den  Beweis  oder  die  Herausgabe  des  Grundstücks 
und  die  Zahlung  der  Busse  geloben.  Später  änderte  sich  das: 
als  ein  Exekutionsverfahren  gegen  den  Ungehorsamen  sich  bil- 
dete, auch  ohne  dass  ein  besonderes  Gelöbniss  vorangegangen 
war,  genügte  es  im  Urtheil  direkt  die  schuldige  Leistung  an- 
zubefehlen. 

Ist  das  Urtheil  ausgesprochen,  so  wird,  wenn  es  auf  Ge- 
löbniss geht,  seine  Erfüllung  von  den  Parteien  gelobt.  Es  wird 
ein  Urtheilerfnllungsvertrag  geschlossen.  Also  auf  das  zwei- 
züngige  Beweisurtheil  ergeht  das  Gelöbniss  den  Beweis  zu  er- 
bringen und  im  Unterliegungsfall  zu  leisten,  auf  das  Endurtheil 
die  Herausgabe  und  die  Busszahlung  vorzunehmen.  Auch  aber 
wenn  das  Urtheil  direkt  auf  Beweis  oder  Leistung  gestellt  ist, 
können  die  Parteien  einen  Urtheilserfüllnngsvertrag  schlossen. 
In  diesem  Fall  hindert  sie  jedoch  nichts,  sogleich  deu  Beweis 
anzutreten,  sogleich  die  Rückgabe  zu  vollziehen,  die  Busse  zu 
zahlen.  Geschieht  das  nicht,  so  folgt  in  der  Urtheilserfüllung 
gewissermaassen  noch  ein  letzter  Akt;  insbesondere  pflegt  die 
reale  Investitur  auf  Grund  des  Unheils  nach  Ablauf  eines 
kürzeren  Zeitraums  stattzufinden,  worüber  dann  unter  Umständen 
noch  eine  besondere  Urkunde  aufgenommen  wird.  Auch  kommt 
es  vor,  dass  die  obsiegende  Partei  noch  besonders  sich  ver- 
pflichtet, sich  mit  dem  Erreichten  in  Zukunft  zu  begnügen, 
wogegen  dann  auch  der  Beklagte  noch  eine  eigene  Straf Verpflich- 
tung zu  übernehmen  pflegt,  für  den  Fall,  dass  er  in  Zukunft  noch 
einmal  das  Recht  des  Siegers  verletzen  sollte.  Mit  diesem  Straf- 
gedinge ist  dann  der  Friede  zwischen  den  Parteien  hergestellt. 

■)  Brunner  KO  II  S.  364. 
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Im  folgenden  sollen  diese  hier  übersichtlich  zusammenge- 
fassten  Grundsätze  durch  die  überlieferten  Beispiele  veranschau- 
licht werden;  zum  Schluss  soll  sich  dann  noch  eine  kurze  Be- 
trachtung des  Versäumnissverfahrens  anschliessen. 


1.  Das  Urtlieil. 

Wir  betrachten  zunächst,  was  durch  das  Urtlieil  der  unter- 
liegenden Partei  zu  thun  befohlen  wurde. 

Abgesehen  von  den  Fällen  des  Beweisurtheils  wurde  der 
Unterliegende,  wenn  er  der  Landnahme  überführt  war,  zur 
Zahlung  der  Busse  vernrtheilt. 

Die  Volksrechte  enthalten  bestimmte  für  den  Landraub  gel- 
tende Busssätze  *).  Bei  den  Franken  betrug,  wenn  nicht  andere 
erschwerende  Umstände  hinzukamen,  die  Busse  fünfzehn  Solidi. 

So  heisst  es  in  der  Lex  Ribuaria  60,  2: 

Si  quis  consoriem  suum  quantulumcumque  superpriserit , 
cum  15  solidis  restitmt, 

das  heisst,  wer  in  das  Grundbesitzthum  eines  anderen  cinge- 
drungen  und  sich  ein  wie  grosses  Stück  auch  immer  angeeignet 
hat*),  zahle  fünfzehn  Solidi  Busse. 

Dieselbe  Summe  wird  dann  in  60,  5 angedroht: 

Quod  si  extra  marcha  in  sortem  alterius  fuerit  ingressus, 
iudicium  conpraehensum  conpellatur  adimplere. 

Die  gleiche  Busszahl  findet  sich  in  einer  Extravagante  der 
Lex  Salica  (A,  2);  sie  wird  dort  für  den  Fall  znerkauut,  dass 
jemand  sich  weigert  ein  ihm  verliehenes  Landstück  dem  Eigen- 
thümer  herauszugeben;  auch  also  ein  Fall  der  Landnahme*). 


‘)  Brunner  BO  II  S.  513  Aum.  8 giebt  eine  Zusammenstellung  der 
wichtigsten  gesetzlichen  Bestimmungen. 

’)  Über  superprendere  in  dieser  Bedeutung  siehe  oben  S.  39. 

*)  Bei  Hessels  p.  420:  Si  quis  terram  alienam  condempnauerit  et  ei 
fuerit  adprobatum  [MMD  den.  qiti  fac.]  sol.  L XX  cutp.  iud.  So  nach  den 
Codd.  7,  8,  9.  Nach  Cod.  10:  Si  quis  alten  auicam  terram  suam  commen- 
dauerit,  et  ei  noluerit  reddere,  si  cum  admalluerit  et  conuinxerit,  DC  den. 
qui  fac  sol.  XV  culp.  iud.  — Erhöhte  Bussen  gelten  z.  B.  in  folgenden 
Fällen:  L.  Sal.  14,  6:  Si  quis  cilla  aliena  adsalierit,  quanti  in  eo  contu- 
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Nach  bairischem  Recht  galt  eine  Busse  von  sechs  Solidi.  Lex 
Haiti  wariornm  17,  1: 

Si  quis  homo  pratum  vH  agrum  vH  exartum  altervts  con- 
tra legem  molo  ordine  invaserit  et  dicit  suum  esse,  propter 
*■ praesumptionem  cum  se x solidin  compoual  et  ejceat. 

Hierher  gehört  auch,  wie  Brunner  a.  a.  0.  bemerkt, 
die  Bestimmung  in  12,  6,  die  für  den,  der  widerrechtlich  eine 
neue  Grenze  festsetzt,  das  daninum  peroasionis  bestimmt,  id  est 
sex  solulos. 

Die  gleiche  Busse  findet  sich  im  langobardischen  Recht. 
So  bestimmt  z.  B.  Roth.  284: 

Si  quis  in  orto  alterius  introierit  aut  salierit  ad  furtum 
faciendum,  conponat  solulos  sex\ 

ebenso  der,  der  einen  fremden  Zaun  erbricht  (Roth.  285),  ein 
fremdes  Feld  oder  einen  fremden  Garten  bestellt  (354,  355. 
356)  oder  verwüstet  (357);  in  Gesetzen  König  Liutprands  wird 
dieselbe  Strafe  für  denjenigen  angedroht,  der  einen  fremden 
Wald  abschlilgt  (Lin.  45),  einen  Graben  auf  fremden  Grund 
und  Boden  zieht  (46),  einen  Zaun  dort  errichtet  (47).  Besonders 
kommt  in  Betracht  Liu.  148: 

Si  quis  ex  sua  audoritutc  terra  (diem  sini  publico  toifa- 
rerit,  dicendo  quod  sua  debet  esse,  et  postea  non  potuerit 
provure  quod  sua  sit,  conponat  solidos  sex,  quomodo  qui 
palo  in  terra  aliena  fiyit. 

Wir  erinnern  uns,  dass  nach  langobardiscliem  Recht  die 
Klage  um  Grund  und  Boden  durch  das  Aufpflanzen  der  wiffa, 
des  Strohwisches,  also  durch  einen  Anefang  eingeleitet  werden 
konnte1);  wer  aber  in  dem  so  von  ihm  begonnenen  Rechtsstreit 
unterlag,  hatte  die  Busse  von  sechs  Solidi  zu  errichten.  Diese  Zahl 
wurde  später,  wie  die  langobardischen  Juristen  auch  bei  dieser 
Stelle  ldnznfUgen,  durch  ein  Kapitular  Pipins  von  787  auf 


bernio  probantur,  mal.  seethis,  hoc  est  sol.  I.XI1I  culp.  iiul.  Also  hier  tritt 
Erhöhung  wegen  des  Ramlonmiissigi-.n  ein.  L.  Rib.  fiO,  3:  Si  aatem  infra 
testameiitum  regis  a liquid  tncaserU,  aut  cum  sex  iurit,  quod  infra  terminatione 
tatamenti  nihil  incasissct,  aut  cum  60  solidis  omnem  redditiouem  rcstituat. 
Also  Königslmnn. 

*)  Vgl.  oben  S.  26. 


Digitized  by  Google 


205 


sechzig  Solidi  erhöht:  d.  h.  es  wurde  die  königliche  Bannbusse 
eingefühlt '). 

In  diesen  Busszahlen  ist  sowohl  die  an  den  Beschädigten 
zu  zahlende  eigentliche  Busse  als  auch  das  an  die  öffentliche 
Gewalt  zu  entrichtende  Friedensgeld,  der  Fredus,  zusammen- 
gefasst; im  burgundischen  Recht  werden  beide  Zahlen  getrennt 
aufgeführt:  z.  B. 

L.  Burg.  25,  1 : Si  quis  cuiuslibet  hortum  violenter  aut 
furtim  ingressus  fuerit,  in/erat  pro  ipsa  praesumptione 
Mi,  cuius  hört  ns  est,  sol.  3 , et  multae  nomine  sol.  ti. 

L.  Burg.  103.  1 (Add.  1,  tit.  lti):  (Juicunque  in  vineam 
alienam  intrure  praesumpserit  Je  die  furti  causa,  inferat 
illi,  cuius  vinea  est,  solidos  3,  et  multae  nomine  solidos  H. 

Gerade  aus  derartigen  Gesetzesstellen  erhellt  am  deut- 
lichsten, wie  nah  sich  der  Thatbestand  der  Landnahme  mit 
anderen  Delikteu  berühren  konnte. 

In  fränkischen  Formeln  begegnet  für  Busse  der  Ausdruck 
legis  benefieium*). 

So  heisst  es  in  einer  aus  der  Sammlung  von  Angers,  der 
Beklagte  solle,  wenn  er  im  Beweistermin  seinen  Auktor  nicht 
zu  stellen  vermöge,  die  eingekiagten  Weinberge  cum  legis  bene- 
ficio  revestiren  ’). 

Ebenso  wird  diese  Ausdrucksweise  in  einer  Formel  aus  der 
Marculfschen  Sammlung  verwendet4). 

Hierher  gehört  ferner  eine  salfränkische  Formel,  in  der  der 
Beklagte  verurtheilt  wird, 

i U secundum  legem  per  wadium  suum  apud  solidos  30 
predicto  illo  de  ipso  campo  legibus  revestisset ®) ; 
und  eine  andere,  in  der,  nachdem  das  Gottesurtheil  der  Kreuz- 
probe vollzogen  ist,  dem  Unterliegenden  auferlegt  wird, 

quod  de  ipsa  terra  ipso  illo  legibus  revestire  deberet *). 

So  wird  es  zweifellos  auf  die  Zahlung  der  Busse  zu  be- 

')  Pippini  Cap.  Pap.  a.  787  c.  14  MG  Capitularia  I 200.  Vgl.  Brunner 
a.  a.  0.,  Pertile  Storia  del  diritto  italiano  IV  S.  170. 

*)  Brunner  RG  II  S.  618. 

*)  Nr.  20.  Form.  Andec.  n.  47  MGF  p.  21. 

4)  Nr.  60.  Marc.  I n.  38  MGF  p.  67. 

*)  Nr.  73.  Form.  Sal.  Merk.  n.  29  MGF  p.  252. 

*)  Nr.  89.  Form.  Sal.  Bign.  n.  13  MGF  p.  233. 
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ziehen  sein,  wenn  in  dem  schon  mehrfach  behandelten  burgun- 
dischen  Prozesse  aus  dem  Jahre  870  der  Beklagte  im  dritten 
Termin  verurtheilt  wird, 

nt  de  ipsis  casnis , quas  mortificavü  (also  bezüglich  der 
vernichteten  Eichenwälder),  legem  faceret  et  revadiaret 
seu  supradictam  terram  legaliter  redderä. 

Ausser  Zurückgabe  des  Grundstücks  soll  er  Zahlung  der 
verwirkten  Busse  geloben  l). 

Deutlich  ist  auch  eine  septimanische  Urkunde  von  893. 
Der  Beklagte,  der  beweisfällig  geblieben  ist,  wird  verurtheilt, 
die  streitige  Kirche  heranszugeben ; 

qttod  ita  et  fecit;  et  ditas  partes  wadiavü  et  tercia  in 
fredo  de  ipsa  lege. 

Wir  sehen  hier,  dass  zwei  Drittel  der  Summe  an  die  Par- 
tei als  Busse,  ein  Drittel  an  den  Fiskus  als  Friedensgeld  ge- 
zahlt werden*). 

Auch  eine  burgundische  Urkunde  von  c.  863  ist  hier  an- 
zuftthren.  Der  Vogt  des  Erzbischofs  von  Vienne  erhebt  wider 
einen  gewissen  Sigibertus  Klage,  weil  er  an  drei  Orten  die 
kirchliche  Immunität  gebrochen  habe.  Der  Beklagte  gesteht 
die  beiden  ersten  Fälle  ein,  leugnet  aber  den  dritten;  er  er- 
bietet sich,  die  Unrichtigkeit  des  dritten  Klagevorwurfs  zn  be- 
schwören. Der  Eid  wird  ihm  erlassen  und  nur  ein  Viertel  der 
Immunitätsbusse  auferlegt,  so  dass  er  wegen  jener  beiden  Fälle 
zusammen  dreihundert  Solidi  zu  büssen  hat,  deren  Zahlung  er 
für  den  1.  September  mit  vier  Bürgen  verspricht’). 

Brunner4)  weist  darauf  hin,  dass  auch  das  Vorkommen 
des  Ausdrucks  cum  ßde  facta  auf  das  Gelöbniss  der  Busszah- 
lung schliessen  lässt. 

Er  findet  sich  z.  B.  in  eiuer  burgundischen  Urkunde  von 
903,  in  der  der  Beklagte  verurtheilt  wird, 


*)  Nr.  379.  Pfrard  p.  149.  Th  p.  142  n.  lOOter. 

*)  Nr.  441.  Menard  hist,  de  Nimes,  preuves  p.  16  n.  3;  Germer-Durand 
p.  17  u.  8.  Th  p.  167  n.  114. 

*)  Nr.  362.  D’Achery  Spicilegiuni  I p.  368.  Th  p.  135  n.  96.  Diese 
beiden  letzten  Beispiele  führt  Brunner  RG  II  S.  519  Anm.  36  an. 

4)  a.  a.  O. 
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ut  alodem  secundum  legem  et  iudicium  per  guadium  suum 
reddidisset  unu  cum  lege  et  fide  facta  '). 

Ferner  in  einem  Königsplacitum  Karls  des  Grossen,  das 
eine  775  zu  Schlettstadt  geführte  Verhandlung  betrifft  und  in 
der,  wie  bereits  erwähnt  worden  ist,  auf  das  Gottesurtheil  der 
Kreuzprobe  erkannt  wurde,  weil  die  vou  den  Parteien  vorge- 
legten Urkunden  sich  widersprachen.  Der  Beklagte  zitterte  zu- 
erst; desshalb 

ipse  et  Aldradus  (der  Mitbeklagte)  . . . tpsas  res  . . . 
per  eorum  u-adui  una  cum  legibus  fidefacta  . . . visi  sunt 
reddidisse  *). 

Ähnlich  in  dem  diedenhofener  Placitum  Karls  des  Grossen 
aus  den  Jahren  777  bis  791.  Die  Beklagten  werden  ver- 
urtheilt. 

ut  in  presentia  nostra  das  eingeklagte  Kloster  cum  fide 
facta  reddere  deberent ®). 

Um  eine  verstärkte  Busssumme  dürfte  es  sich  auch  in 
folgender  bereits  anderweitig  besprochenen  bairischen  Urkunde 
von  818  handeln.  Der  Beklagte  wird  auf  Grund  stattgehabten 
Inquisitionsbeweises  verurtheilt  die  streitigen  Gegenstände  an 
den  Bischof  von  Freising  und  seinen  Vogt  herauszugeben.  Er 
thut  das,  und  dann  heisst  es  weiter: 

fideiussor  l'uolfleoz  wadiavit  omnia  similia,  item  Uuol- 
fleoz  fideiussor  pro  alture  40  solidos. 

Dieser  Bürge  verbürgt  sich  also  einmal  für  die  Vornahme 
der  realen  Investitur  (von  der  die  Urkunde  dann  noch  berichtet), 
ausserdem  aber,  wie  es  scheint,  für  die  vom  Beklagten  ver- 
wirkten vierzig  Solidi 4).  Es  liegt  hier  offenbar  der  in  L.  Baiuw. 
17,  1 gemeinte  Fall  vor;  der  Beklagte  hatte  dreimal  erklärt, 
ecclesiam  suarn  proprium  esse;  das  ist  das  et  dicit  suum  esse  des 
Volksrechts;  die  erhöhte  Summe  dürfte  mit  Rücksicht  auf  L. 
Baiuw.  1,  6 festgesetzt  sein,  wo  es  heisst: 


')  Nr.  459.  Besly  p.  224. 

*)  Nr.  94.  Grandidier  Strasbourg  II  p.  118  n.  69.  Mtlhlb.  196.  Dias 
Beispiel  führt  Bruuuer  BU  II  S.  519  Anm.  35  an. 

*)  Nr.  130.  Waitz  in  den  Forschungen  z.  d.  G.  III  p.  151.  Beyer 
mittelrhein.  UB  I p.  32  u.  27.  Miihlb.  252. 

*)  Nr.  219.  Meicli.  I 2 p.  194  u.  368.  LSch  p.  32  n.  50. 
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Et  quisquis  de  rebus  ecclesiae  furtims  probatus  fuerit, 
ad  partem  fisci  pro  fredo  praebeat  fideiussorem,  et  donet 
wadium  de  quadraginta  solid is,  et  tantum  solvat  quantum 
iudex  iusserit. 

Ganz  ebenso  verhält  es  sich  in  einer  anderen  bairischen 
Urkunde  (828).  Der  Bischof  Hitto  von  Freising  und  sein  Vogt 
erheben  wider  Adaluni  Klage  um  die  Kirche  zu  Holzhausen; 
ihr  Recht  wird  gleichfalls  durch  Inquisition  erwiesen.  Der 
Beklagte  giebt  die  Kirche  zurück.  Und  dann  heisst  es  hier 
wie  oben: 

Regino  fideiussor  omniu  similia  uadiavit ; Regindeo,  IHtto, 
Heipo,  Cotefrid  fideiussores  pro  altttre  wndiavit  XL  soli- 
dos;  Oadalperht  fideiussor. 

Hier  wird  also  die  Zahlung  der  Busse  von  vierzig  Solidi  von 
mehreren  Bürgen  gewährleistet.  Dass  es  sich  in  der  Thal  um 
eine  Busse  handelt,  ergiebt  der  Schluss  der  Urkunde: 

Tum  vero  a muUis  postulatus  . . . episcopus  perdonavit 
illam  conpositionem  ttsque  ad  XL  solidos. 

Das  heisst,  wie  ich  übersetzen  zu  müssen  glaube,  der  Bi- 
schof, der  Kläger,  erlässt  dem  Beklagten  die  Zahlung  der  vier- 
zig Solidi  betragenden  Busse '). 

Von  einem  Erlass  der  Busse  handelt  auch  folgende  bai- 
rische Urkunde  aus  dem  Jahre  804.  Der  Vogt  der  Bischofs 
von  Freising  klagt  wider  Lantfrid  um  Güter  in  Scharnitz  und 
beweist  das  Eigenthum  der  Kirche  durch  Inquisition.  Der  Be- 
klagte wird  zur  Herausgabe  verurtheilt.  Er  aber  ist  störrisch 
und  will  sich  die  Hälfte  des  Streitgegenstandes  sichern; 

tune  ipsi  missi,  die  Vorsitzenden  Königsboten,  so  fährt 
die  Urkunde  fort,  am  cum  bis,  qui  in  ipso  plucito  ad~ 
Juerunt  percogituntes  stultiliam  eins,  td  etiam  sine  gravi 
damno  evaderet  in  mercedem  sancUie  Dei  ecclesiae  et 
üomni  Imperatoi'is , rogantes  ipsum  vcnerabilem  Attonem 
episcopum  conplacituverunt  ei,  ul  Ucuisset  ei  sine  conpo- 
sitione  legitima  res  predictas  sanctae  ecclesiae  sana  manu 
etiam  sine  conpositione  emiinitatis  Regis  et  sine  debito 
regali  reddere. 

Also  auf  Gestatten  des  Klägers  erlassen  die  Richter  dem 

»)  Nr.  243.  Meieh.  I 2 p.  24«  n.  479. 
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Beklagten  in  Anbetracht  seiner  Einfältigkeit  die  Busse  und  das 
dem  Fiskus  verfallende  Friedensgeld1). 

Auch  für  Italien  können  einige  urkundliche  Belege  beige- 
bracht werden. 

Zunächst  ein  Prozess,  der  zu  Lucca  im  Jahre  786  geführt 
worden  ist.  Der  Priester  Deusdedit  klagt  wider  den  Priester 
Deusdona  um  die  Kirche  des  h.  Angelus,  die  ihm  durch  Ordi- 
nation  seitens  des  Beklagten  übertragen,  dann  aber  entzogen 
worden  sei,  indem  Beklagter  ihm  die  Ordinationsurkunde  ge- 
stohlen habe  und  nun  sein  Recht  auf  die  Kirche  bestreite. 
Der  Beklagte  sucht  sich  schliesslich  dadurch  herauszureden, 
dass  er  angiebt  nicht  er,  sondern  ein  Dritter  habe  in  seinem 
Auftrag  den  Diebstahl  ausgeführt.  Nachdem  der  Inhalt  jener 
Urkunde  durch  Zeugen  erwiesen  ist,  wird  der  Dritte  zur  Wa- 
diation  der  gesetzlichen  Busse,  also  im  vorliegenden  Falle  der 
für  Entwendung  einer  Urkunde  festgesetzten  Busse,  verurtheilt  *). 
Wie  man  sieht,  kommt  hier  ein  Analogon  für  den  Immobiliar- 
prozess in  Frage. 

Dagegen  gehört  eine  farfenser  Urkunde  von  798  ganz 
hierher.  Im  Köuigsbotengericht  zu  Spoleto  erhebt  das  Kloster 
Farfa  wider  den  Herzog  Guinichis  Klage,  weil  seine  Leute  die 
Fischereien  des  Klosters  geschädigt  haben; 

conteiulerent  piscarias  monasterii  . . . et  retin  . . . rupissenl 
et  pisces  tulissent  et  homines  eins  vapulassent. 

Der  Herzog  muss  die  Thatsache  zugeben,  aber  er  erklärt 
es  sei  ohne  sein  Wissen  und  Wollen  geschehen.  Darauf  ergeht 
ein  Urtheil  auf  Revestitur. 

Insujter,  bekunden  die  Vorsitzenden,  fecimus  eos  (—  eis, 
den  Klägern)  dare  guadiam  de  compositione  iuxta  legem, 
pro  eo  quod  homines  eins  ibi  vapulati  fuissent  et  retia 
rupta  vel  pisces  ablati  ’). 

Endlich  eine  weitere,  bereits  behandelte,  farfenser  Urkunde 
aus  dem  Jahre  811.  Der  Priester  Clarissimus  wird  von  Farfa 


')  Nr.  IOC  Meich.  I 2 p.  88  n.  116.  Mon.  Boica  IX  p.  17  n.  10.  — 
Uber  den  Ausdruck  samt  manu  reddere  siehe  Brunner  RG  II  S.  519  Anm.  38. 

’j  Mern.  di  Lucca  V 2 p.  123  u.  211.  Muraturi  Ant.  I c.  531.  Brunctti 
II  1 p.  268  n.  26. 

s)  Reg.  di  Farfa  II  p.  142  n.  171.  Fattescki  p.  284  n.  39. 

Hübner,  frank.  Immoblllarproze»  14 


Digitized  by  Google 


210 


verklagt,  weil  er  sich  geweigert  habe  ein  früher  gegen  ihn  er- 
gangenes Urtheil  auf  Herausgabe  widerrechtlichen  Besitzes  zu 
erfüllen.  Nachdem  bewiesen  worden  ist,  dass  thatsiichlich  ein 
solches  Urtheil  ergangen  war,  wird  der  Beklagte  zur  sofortigen 
Herausgabe  veranlasst, 

et  fecimus  ipsum  Clarissitnum  dare  guadiam  ipsi  Izeoni 
presbitero  et  Leoni  sctddahis  (den  Vertretern  von  Farfa), 
tU  eis  conponeret,  sicut  ille  qui  malo  ordine  in  terram 
alienam  introibit  aut  signata  alterius  eappilavit. 

Eine  deutliche  Anspielung  auf  die  oben  (S.  204)  citierte 
Stelle  des  langobardischen  Edikts. 

Diese  angeführten  Beispiele  veranschaulichen  in  ausrei- 
chender Weise  die  gesetzliche  Verpflichtung  des  Beklagten  sein 
Unrecht,  das  malo  ordine  possidere , ititrare  u.  s.  w.,  durch  Buss- 
zahlung zu  sühnen. 

Aber  die  Seltenheit  der  Beispiele  zeigt  uns  zugleich,  dass 
es  in  der  fränkischen  Zeit  bereits  zu  den  Ausnahmen  gehörte, 
wenn  die  unterliegende  Partei  dem  Gegner  Busse  entrichten 
und  Friedensgeld  zahlen  musste;  in  den  meisten  Fällen  handelte 
es  sich  nur  um  Wiederherstellung  des  verletzten  Rechts- 
zustandes. 

In  den  Fällen  eigentlicher  Landnahme  wird  daher  dem  Be- 
klagten Herausgabe  des  widerrechtlich  in  Besitz  genommenen 
Grundstücks  durch  das  Urtheil  anbcfoblen. 

Das  ist  in  unzähligen  Fällen  der  Inhalt  des  Urtheils.  So 
heisst  es  z.  B.  in  einer  burgundischen  Urkunde  von  843,  dem 
Beklagten  sei  geurtheilt  worden, 

ut  ipsas  res  (Güter  in  villa  Balgiaco)  dem  Kläger  secun- 
dum  legem  per  suutn  wadium  revestire  deberet\ 
also  das  Urtheil  geht  auf  Gelöbniss  der  Rückgabe1). 

Ebenso  verhält  es  sich  in  der  oben  erwähnten  burgundischen 
Urkunde  von  903;  Urtheil,  dass  Beklagter  dem  Kläger 

alodem  secundum  legem  per  guadium  suum  reddidisset  *). 

In  einer  septimanischen  Urkunde  von  909  wird  der  Be- 
klagte verurtheilt, 

quod  donasset  duos  toadios  in  manus  episcopi  TJgberto 

')  Nr.  316.  Ptrard  p.  33  n.  13. 

’)  Nr.  469.  Besly  p.  224.  Vgl.  oben  S.  207. 
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(des  Klägers),  ut  cum  legibus  ipsum  alodetn  suprascriptum 
remandussd  ‘). 

In  einer  anderen  aus  dem  Jahre  972  heisst  es,  diesmal 
vom  Kläger,  dass  er 

per  gmulium  suum,  id  est  per  festucam  de  vite,  ipsas  res 
suprastriptas  in  manu  episcopi  (des  Beklagten)  reddi- 
disset  et  guirpUwnem  efficisset,  d.  h.  seinen  Verzieht  aus- 
spreche *). 

Sehr  viel  häufiger  aber  sind  die  Beispiele,  in  denen  direkt 
die  Herausgabe  anbefohleu  wird. 

Es  sei  an  das  vorhin  (S.  207)  erwähnte  diedenhofener 
Placitum  Karls  des  Grossen  erinnert,  in  dem  gegen  die  Be- 
klagten das  Urtlieil  ergeht, 

ut  in  presentia  nostra  dem  klagenden  Erzbischof  von 
Trier  das  Kloster  Mettlach  reddere  deberent  *). 

In  einer  burgundisclien  Urkunde  von  870  werden  die  Be- 
klagten verurtheilt, 

ut  res  secundum  legem  redderent  supradictas 4). 

Auf  Räumung  und  Herausgabe  lautet  das  Urtheil  in  einer 
Reihe  von  septimanischen  Urkunden;  es  pflegt  hier  meistens 
zugleich  unter  Berufung  auf  die  Lex  Wisigothorum  ein  Gcrichts- 
diener,  der  Sajo,  mit  der  Revestitur  beauftragt  zu  werden. 

So  heisst  es  in  einer  Urkunde  von  782: 

ordinavimus  Milane  comite  (Bekl),  ut  de  ipsas  villus  se 
exigere  fecisset  et  Arlogno  assertore,  causidico  et  matula- 
tario  Danielo  urchiepiscopi  (Kl.)  per  suum  sagonem  reves- 
tirc  fecisset 5). 

In  einer  aus  dem  Jahre  836: 

decrevimus  iudicium  lege  Gotorum  et  ordinavimus  Juliano 
saione  nostro,  ut  de  omnes  istas  terras  et  vincas  et  eccle- 
siae  (-as)  Sande  Marie  David  abbate  (Kl.)  tradere  et 
revestire  faciat 6). 

In  einer  Gerichtsverhandlung  zu  Ampurias  aus  dem  Jahre 

*)  Nr.  472.  Menard  prenvea  p.  17  n.  4.  Hermer-Darand  p.  26  n.  26. 
*)  Nr.  580.  Vaissete  V c.  267  n.  121. 

a)  Nr.  130.  Forsch,  z.  d.  li.  111  p.  151.  Beyer  I p.  32  n.  27.  Müblb,  252. 
‘)  Nr.  381.  Pfcrard  p.  150.  Th  p.  147  n.  103. 

e)  Nr.  116.  Vaissete  II  c.  47  n.  6 (nicht  5,  wie  in  den  Kegesten  steht). 
•)  Nr.  287.  Vaissete  II  e.  194  n.  90. 

u* 
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843  handelt  es  sich  um  die  Wasser-  und  Landzölle  der  Graf- 
schaften Arapurias  und  Pietralata,  um  die  sich  der  Bischof  von 
Gerona  und  der  Graf  Adalricus  streiten;  der  beklagte  Graf 
wird  verurtheilt; 

decrevimus  iudicium  et  ordinavimus  ipso  comite  vel  suum 
mandatarium  S.,  nt  ipso  teloneo  et  pascuaria  pleniter 
reddidissent  atque  rcvestissent  ipso  episcopo  vel  suum 
mandatarium  *). 

Ferner  findet  sich  ein  derartiger  Urtheilsbefehl  der  Regel 
nach  in  den  bairischen  Urkunden. 

So  z.  ß.  in  einem  Plaeitum  aus  dem  Jahre  804,  in  dem 
durch  Inquisitionsbeweis  das  Eigenthum  des  Freisinger  Bisthums 
an  mehreren  Kirchen  festgestellt  wird,  worauf  dann  der  be- 
klagte Abt  und  sein  Vogt  zur  Herausgabe  verurtheilt  werden ; 
et  ita  iudicaverunl  omnes,  qui  in  eodem  placito  f uerimt , 
iusttiM  esse,  ut  redderentur  Attoni  episcopo  et  advocato  eins, 
worauf  dann  sofortige  Übergabe  stattfindet*). 

Hierher  ist  auch  eine  missatische  Urkunde  von  822  zu 
rechnen.  Auch  hier  wird  das  Recht  der  Freisinger  Kirche  nach- 
gewiesen. Nachdem  der  Inquisitionsbeweis  geführt  worden  ist, 
befiehlt  der  Königsbote  das  Urtheil  zu  fällen.  Zuerst  spricht 
es  der  pubUcus  iudex  Kisalhardus,  dann  zehn  Grafen,  dann 
51  Vasallen  und  andere,  endlich  aber 

cuncti,  qui  ibidem  oder  aut,  una  voce  sonabant:  ad  legem 
vel  iustitiam  Hittonem  vel  de/ensorem  eius  inde  vestituram 
recipere  debere. 

Das  heisst  also,  die  Beklagten  sollen  die  streitige  Kirche 
zu  Unterkirnberg  herausgebenl * * * 5). 

Ebenso  bezieht  es  sich  auf  die  Herausgabe,  wenn  es  z.  B. 
in  einer  Urkunde  von  823  heisst: 


l)  Nr.  318.  Marca  Hisp.  c.  799  n.  96.  — Oanx  ähnlich  sind  folgende 

Urkunden:  Nr.  334.  Vaissete  II  c.  287  n.  139,  Th  p.  118  n.  88  (852);  Nr.  359. 

Vaissete  II  c.  331  n.  161,  LSch  p.  44  n.  64,  Th  p.  128  n.  94  (862);  Nr.  383. 
Vaissete  II  c.  355  n.  174  (870);  Nr.  441.  Menard  p.  16  n.3,  Germer-Durand 
p.  17  n.  8,  Th  p.  167  n.  114  (893)  ; Nr.  458.  Germer-Durand  p.  19  n.  9 (902). 

’)  Nr  169.  Graf  Hundt  Abhandlungen  XII  p.  219  n.  13. 

*)  Nr.  238.  Meich.  I 2 p.  247  n.  470.  — Über  die  Art  der  Urtheil- 
findnng  vgl.  Brunner  Zeugen- und  Inqnisitionsbeweis  S.  463,  483,  492.  500; 
Entstehung  der  Schwurgerichte  S.  108,  116;  RG  I 8.  150  Amu.  54. 
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tune  quoque  iusserunt  misst  Adnlunam  (Bekl.)  iustitiam 
facere '). 

In  dem  Rechtsstreit,  der  in  der  Mitte  des  zehnten  Jahr- 
hunderts zu  Zürich  zwischen  dem  Chorherrenstift  und  dem 
Nonuenkloster  spielt,  wird  gegen  das  Kloster  das  Urtheil  ge- 
fällt, 

quod  iusta  lege  illis  debuisset  reddi  *). 

Häufig  genug  ergeht  auch  in  Italien  das  Urtheil  in  ähn- 
licher Weise. 

Nachdem  die  im  August  801  im  Gebiet  von  Spoleto  vor  König 
Pipin  gegen  Liutprand  erhobene  Klage  des  Klosters  Farfa  um 
Besitzungen  zu  Pompiniano  durch  Anerkenntniss  des  Beklagten 
erledigt  worden  ist,  erklären  die  Richter: 

paruit  nobis  esse  rectum  et  ita  iudicavimus,  tU  ...  . 
ipse  Liutprandus  presbyter  de  ipsis  rebus  Scaptulfum 
ad  vom  tum  ad  partem  monasterii  revestissd3). 

Ebenso  heisst  es  in  einer  unmittelbar  gleichzeitigen  Ur- 
kunde von  Farfa: 

dum  taliter  de  omnibus  nos  auditores  cognovissemus  veri- 
tatem,  paruit  nobis  esse  rectum  d ita  iudicavimus,  ut . . . 
ipse  Ageris  (Bekl.)  parti  monasterii  de  ipsis  rebus  reves- 
tire  deberd 4). 

In  einer  ravennatischen  Urkunde  von  838,  die  einen  Rechts- 
streit zwischen  der  Apollinariskirche  und  dem  kaiserlichen  Vassns 
Bruningus  betrifft,  bleibt  der  Beklagte  beweisfällig;  uachdem 
er  Verzicht  geleistet  hat, 

judicavimus,  ut  de  ipsas  fundoras  — Appolomris  reddere 
d investire  debere 5). 

Zu  Como  erhebt  im  März  865  vor  dem  Königsboten  Ever- 
ardus  das  mailänder  Ambrosiuskloster  wider  drei  Brüder  um 
Besitzungen  zu  Dugno  und  Gravadono  Klage.  Beklagte  sind 
nicht  im  Stande  ihre  Einrede  des  dreissigjährigen  Besitzes  zu 
beweisen;  daher  werden  sie  verartheilt, 


')  Nr.  243.  Meicb.  I 2 p.  248  n.  472. 

*)  Nr.  532.  UB  der  Stadt  u.  Landschaft  Zürich  I p.  9t  n.  199. 

*)  Beg.  di  Farfa  II  p.  134  n.  161.  Galletti  Gahio  p.  60.  Ficker  p. 
5 n.  4. 

4)  Reg.  di  Farfa  II  p.  137  n.  165.  Galletti  Bieti  p.  32.  Ficker  p.  6 n.  5. 
*)  Fantnzzi  II  p.  5 n.  2.  Vesi  doc.  I p.  86. 
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ui  revestissH  suprascriptis  germanis  de  ipsis  cnsis  et  rebus 
Jordanne  advocato ; d.  li.  die  drei  Brüder  sollen  dem 
Klostervogt  Revestitur  ertlieilen  ‘). 

Nun  findet  sich  aber  daneben  in  zahlreichen  Urkunden,  dass 
der  Inhalt  des  Urtheils  sich  nicht  oder  nicht  nur  auf  die  Her- 
ausgabe des  streitigen  Grundstücks  bezieht,  sondern  dass  durch 
eine  Bestätigung  des  Rechts  der  obsiegenden  Partei  von  Ge- 
richtswegen der  verletzte  Zustand  wiederhergestellt  wird. 

Es  ist  gebräuchlich  dem  auf  Herausgabe  gerichteten  Ur- 
theilsbefehl  eine  solche  Bestätigung  für  die  Gegenpartei  folgen 
zu  lassen. 

Als  Beispiel  sei  ein  Placituin  König  Childeberts  III.  von 
710  angeführt.  Durch  Inquisitionsbeweis  wird  die  Wahrheit 
der  klägerischen  Behauptung  erkannt  und  der  Majordomus 
Grimoald  zur  Herausgabe  der  Zolle  von  Paris  an  das  Kloster 
St.  Denis  verurtheilt: 

uotri  fidelis  visi  fuerunt  decrevissi  vel  iudecassc,  ut  agen- 
tes  ipsius  viro  (xrimocddo  pro  partem  fiscc  nostri  eusdem 
exinde  per  wadio  de  ipso  teleneu  in  integritate  revestire 
debirent. 

Dann,  nachdem  dies  geschehen,  fügt  der  König  die  Rechts- 
bestätigung zu  Gunsten  des  Klosters  hinzu: 

iobimmus,  ut  omne  tempore  pars  prcdicte  momstiriae  s. 
Dionisii  ...  et  Dalfinus  abba  vel  successoris  sui  ipso 
teleneu  in  integretuti  de  ipsa  festivetate  s.  Dionisii  . . . 
omne  tempore  . . . habiant  evindecatum  adque  elidiutum 2). 

Es  ist  dies  die  in  den  merovingisehen  und  den  älteren 
karolingischen  Königsplaeitis  allgemein  übliche  Restätignngs- 
formel*);  wir  sehen  deutlich,  wie  sie  am  Ende  des  Rechtsstreits 
nach  stattgehabtein  Beweisverfahren  und  vor  allem  nach  erfolgter 
Befriedigung  des  Klägers,  nach  Vornahme  der  Investitur,  aus- 
gesprochen wird,  also  einen  lediglich  deklaratorischen  Charakter 
hat. 


')  Cod.  Lang.  c.  395  n.  236.  Huratori  Ant.  V p.  275.  Fnmagalli 
p.  383. 

*)  Nr.  54.  DDM  p.  68  u.  77. 

*)  Feraero  Beispiele:  Nr.  61.  DDM  p.  103  n.  16  (747) ; Nr.  75.  DDM 
p.  107  n.  22  (751);  Nr.  94.  Graudidier  Strasbourg  II  p.  118  u.  69,  Milhlb. 
196  (775). 
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Auch  in  Formeln  der  älteren  Zeit  findet  sie  sich  in  der- 
selben Weise,  so  dass  wir  annehmen  können,  dass  auch  Privat- 
urkunden in  dieser  Weise  abgefasst  wurden,  obwohl  mir  keine 
Beispiele  vorliegen. 

Ich  führe  nur  eine  salfränkische  Formel  an,  die  dem  schlett- 
städtcr  Placitum  Karls  des  Grossen  von  775  entspricht:  der  Be- 
klagte ist  im  Gottesurtheil  der  Kreuzprobe  unterlegen;  darauf 
wird  er  verurtheilt  Busse  zu  zahlen  und  die  Rcvestitur  vorzu- 
nehmen. Nachdem  dies  geschehen, 

tune  Uiliter  ei  (dem  Kläger)  iudicaverutU,  nt  ipsi  Uli 
de  praesente  die  ipsa  terra  contra  ipso  Mo  vel  heredis  suis 
quam  contra  quemlibet  hominem  omneque  tempore  habeat 
ecindicata  adque  elidiata,  tarn  ipsi  illi  quam  et  posteritas 
sua  de  post  hunc  die  praedieta  terra  quieto  ordine  valead 
jmsidere  vel  dominare,  et  ducti  et  securi  exinde  raleant 
re  tedere '). 

Mit  der  Zeit  aber  verwischte  sich  die  scharfe  Trennung 
zwischen  Urtheil  auf  Leistung  des  Unterlegenen  und  Bestätigung 
zn  Gunsten  des  Siegers;  man  zog  beides  in  die  Urtheilsformel 
zusammen,  ja  es  kam  auf,  sich  mit  einer  gerichtlichen  Be- 
stätigung des  nachgewiesenen  Rechtes  überhaupt  zu  begnügen. 

Das  scheint  schon  in  dem  zu  Brocmagad  770  abgehaltenen 
Placitum  König  Karlmanns  der  zu  Fall  zu  sein.  Der  Pfalzgraf 
Hroduinus  klagt  wider  den  Fiskus  um  den  ihm  und  seinen  gamal- 
diones  verliehenen,  von  den  königlichen  Beamten  ihm  bestrittenen 
Wald  Benutzfeld  in  der  Centena  Belslingen  in  den  Ardennen 
nebst  einer  Were  im  Gewässer  des  Waldbanns.  Es  ist  eine 
Klage  um  malo  ordine  invasio.  Er  beweist  sein  Recht  durch 
Königsurkunden  und  Zeugen.  Darauf  heisst  es  vom  König: 

iusticiam  ei  reddimus  de  loco  qui  dicitur  Henezcelt  . . . 
. . ; iubemus,  ul  ab  hac  die  ipsa  silva  ....  habere  debe- 
aiU  evindicata  atque  cligidicata  tarn  nostris  quam  et  futuris 
temporibus,  nt  nullus  iudex  publicus  de  partibus  nostris 
tdlo  urnquam  tempore  abstrahere  vel  minuere  neque  contra- 
dicere  non  debeat  de  ipsa  silva*). 


')  Nr.  89.  Form.  sal.  Bigu.  n.  13  MOF  p.  233.  — Im  übrigen  sei  filr 
die  Formel  auf  «las  Register  Zentners  s,  v.  elitigatui  verwiesen. 

')  Nr.  82.  Beyer  I p.  26  n.  22.  Mühlb.  123. 
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Also  von  einem  Befehl  anf  Herausgabe  ist  nichts  erwähnt; 
wenngleich  freilich  im  vorliegenden  Fall  das  auch  darin 
seinen  Grund  haben  könnte,  dass  der  König  diesen  Befehl 
gewissermaassen  an  sich  selbst  als  Vertreter  des  Fiskus  richten 
müsste. 

Man  vergleiche  ferner  folgende  bairische  Urkunde.  Im 
Jahre  802  erhebt  zu  Regensburg  im  Gericht  des  Königsboten 
die  Nonne  Eugilfrida  im  Beistand  ihres  Bruders  wider  den  Vogt 
des  Bischofs  von  Freising  Klage  um  ihr  väterliches  Erbgut 
in  Lindura,  das  der  Bischof  unrechtmässig  in  Besitz  genommen 
habe.  Durch  Inquisition  wird  das  Eigenthum  des  Bisthums  er- 
wiesen ; 

et  statim  di/finitum  est  in  ipso  placito,  et  habeat  ipsas 
res  episcopus  ad  suam  ecclesiatn  omnibus  diebus  evindi- 
catas  *). 

Es  ist  klar,  dass  in  einem  solchen  Fall  von  einer  Heraus- 
gabe keine  Rede  sein  kann,  denn  der  im  Besitz  befindliche 
Beklagte  ist  der  Sieger;  sein  Besitz  wird  also  rechtmässig  an- 
erkannt nnd  bestätigt.  Derartige  zu  Gunsten  des  Beklagten 
ergehende  Urtheile  sind  durch  eine  Reihe  weiterer  Beispiele  zu 
belegen,  die  aber  weiter  nichts  besonderes  bieten. 

Wenn  es  dagegen  in  einer  allerdings  sehr  kurzen  Urkunde 
aus  der  Bretagne  von  833  heisst,  Kläger  habe  geklagt 

propter  suam  heredüatem  de.  Brufia , et  iudicaverunt  sca- 
vini  . , quod  üla  debeat  habere  heredüatem  in  Brufia, 

so  fehlt  hier  ein  an  das  beklagte  Kloster  gerichteter  Befehl  auf 
Herausgabe,  obwohl  doch  gewiss  die  Klage  auf  sie  gerichtet 
war  *). 

Und  das  finden  wir  dann  häufiger  in  Italien. 

Als  Beispiel  diene  eine  farfenser  Urkunde  von  749.  Das 
Kloster  Farfa  klagt  vor  dem  Königsboten  zu  Rieti  wider  Ru- 
dolfus  und  Adnaldus  um  Gehöfte  im  Wald  des  heiligen  Hya- 
cinthus.  Beklagte  hatten  sich  verpflichtet  ihre  Einrede  zu  be- 
weisen. Sie  erklären  jetzt  dazu  nicht  im  Stande  zu  sein.  Da- 
her heisst  es  vom  Königsboten: 


*)  Nr.  166.  Meicb,  I 2 p.  90  n.  118. 

*)  Nr.  273.  Cart.  de  Baden  p.  364  app.  n.  3. 
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renuntiavimus  Audolfo  et  Adualdo,  nt  ab  ipsis  casalibus 
sint  taciti  et  quieti,  et  ipsos  casales  pertinerc  monasterio '). 

Hier  ist  der  Unterschied  gegen  den  auf  Redditio  gerichteten 
Urtheilsbefehl  klar. 

Ebenso  z.  B.  in  einer  Gerichtsurkunde  von  887,  die  einen 
zu  Asti  verhandelten  Prozess  betrifft.  Der  Vogt  des  Bischofs 
von  Asti  klagt  gegen  den  Bischof  von  Turin  um  Höfe,  Grund- 
stücke und  Weinberge  bei  Savona,  die  in  dreissigjährigem  Besitz 
seiner  Kirche  gestanden  hätten.  Die  vom  Beklagten  vorgelegte 
Urkunde  wird  vom  Klager  gescholten  und  wegen  formeller 
Mängel  (sie  ist  nicht  von  einem  öffentlichen  Notar  geschrieben) 
verworfen. 

Der  Beklagte  leistet  Professio; 

tune  ajiparuit  nobis  . . . esse  recta  ita  et  iudicari>ni4s 
ipsis  casis  et  res  seit  olivetis  habere  et  detinere  debeant 

pars  ecclesiae  S.  Mariae  et  S.  Secundi et  in 

nostris  presentia  ipse  Lancius  epnscopus  (d.  h.  den  Bekl.) 
eunde  Gransoi te  (dem  klagenden  Vogt)  . . . iiwestire  feci- 
mus  ad  proprietatem  S.  Marie. 

Also  das  Urthei!  selbst  enthält  nur  eine  Bestätigung  zu 
Gunsten  des  Klägers;  dann  erst  folgt  der  Akt  der  Investitur*). 
Wir  sehen,  das  Urtheil  ergeht  in  diesem  Fall  nachdem  der  Be- 
klagte durch  Professio  anerkannt  hat  kein  Recht  zu  haben. 

Und  in  den  zahlreichen  Fällen,  in  denen  der  Rechtsstreit 
einen  solchen  Verzicht  der  einen  Partei  hervorrief,  war  es  vor 
allem  üblich  ein  derartiges  bestätigendes  Urtheil  auf  die  Ver- 
zichtleistung und  Anerkennung  folgen  zu  lassen. 

Ein  solcher  Verzicht,  meist  technisch  Manifestatio , Pro- 
fessio, genannt,  konnte  in  jedem  Stadium  des  Rechtsganges  er- 
folgen. 

Wir  haben  oben  im  zweiten  Kapitel  die  Fälle  betrachtet,  in 
denen  dies  seitens  des  Beklagten  unmittelbar  nach  der  Klage- 
erhebung geschah,  in  denen  also  von  einem  weiteren  Rechts- 
gange keine  Rede  war. 

Häufiger  aber  lag  zu  einem  solchen  Verzicht  Veranlassung 


*)  Reg.  di  Farfa  II  p.  35  n.  22.  Troya  IV  p.  339  n.  623.  Ualletti 
Gabiu  p.  86  n.  6.  Fatteschi  p.  262  n.  7. 

’)  Chart.  I c.  74  u.  46. 
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vor,  wenn  das  Beweisverfahren  bereits  begonnen  oder  seinen 
Abschluss  gefunden  hatte,  und  dabei  das  unzweifelhafte  Recht 
des  Gegners  zu  Tage  getreten  war. 

Die  Urkunden  bieten  zahlreiche  Beispiele  derartiger  Fälle; 
nur  einige  wenige  mögen  erwähnt  werden. 

Ein  Anerkenntniss  des  Beklagten  nach  begonnenem  Beweis- 
verfahren liegt  z.  B.  vor,  wenn  in  einer  cluniacenser  Urkunde 
von  814 ')  der  Kläger  sich  in  rechtsförralicher  Weise  zum  Be- 
weis seines  Rechts  erbietet,  darauf  seine  Urkunde  dreimal  ver- 
lesen lässt,  und  nun  die  Beklagten  auf  Auflage  des  Gerichts 
erklären,  die  Urkunde  des  Klägers  sei  wahr. 

Oder  wenn  es  in  einer  Urkunde  von  876*)  heisst,  der 
Beklagte  habe  zuerst  leugnen  wollen,  dann  aber  habe  er,  von 
den  Klägern  und  anderen  boni  homines  überzeugt,  den  klägeri- 
schen  Anspruch  anerkannt. 

. Allerdings  erst  etwas  spät  entscliliesst  sich  zu  dem  gleichen 
(concredidii  se)Anselmus  im  Jahre  902,  nämlich  erst  nachdem  die  von 
ihm  vorgelegten  Urkunden  als  gefälscht  erkannt  worden  sind  ’). 

In  einem  anderen  Fall  genügt  noch  nicht  einmal  der  Schwur 
des  Klägers;  erst  als  er  sich  auch  zum  Zweikampf  erbietet, 
verzichtet  der  Beklagte4). 

Auch  die  endliche  Erklärung  des  Beklagten  keine  Beweise 
mehr  zu  haben,  darf  in  vielen  Fällen  als  indirekte  Anerkennung 
des  gegnerischen  Rechts  aufgefasst  werden. 

In  Italien  ist  es  besonders  häutig,  dass  der  Beklagte  mit 
seiner  Erklärung  bis  zu  dem  Augenblick  wartet,  in  dem 
der  Kläger  seinen  Eid  zu  leisten  im  Begriffe  steht;  dann  — 
oft  sind  schon  die.  Evangelien  zur  Stelle  geschafft  — erklärt 
der  Beklagte,  er  schenke  den  Eid  (Aonare  sacramentum),  wofür 
er  nach  bekanntem  Grundsatz  des  langobardischen  Rechtes,  das 
nur  entgeltliche  Geschäfte  für  rechtlich  wirksam  ansieht,  vom 
Kläger  eine  Entschädigung  in  Form  des  Launegilds  erhält. 

Der  Umschwung,  der  in  der  Seele  des  Beklagten  eintritt 
und  ihn  zur  Aufgabe  des  Kampfes  veranlasst,  kann  unter  Um- 


*)  Nr.  202. 
*)  Nr.  40ö. 
•)  Nr.  458. 
4)  Nr.  535. 


Chart,  de  Cluny  I p.  6 n.  3. 
PGrard  p.  152. 

Germer-Durand  p.  19  n.  9. 

Chart,  de  Cluny  II  p.  75  n.  979. 
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ständen  so  heftig  sein,  dass  er.  wie  ein  gewisser  Auripertus,  der 
zu  Lucca  iin  Jahre  865  von  der  Cassianuskirche  um  Grundstücke 
in  Basilica  verklagt  worden  war '),  nach  trotziger  Betonung 
des  eigenen  Rechtes  dem  Vorsitzenden  zu  Füssen  fällt  und  sein 
Unrecht  eingestellt.  Oder  er  hat  sich  auf  Urkunden  berufen,  sie 
auch  im  Beweistermin  vorgelegt;  nun  aber  zerreisst  er  sie, 
übergiebt  sie  dem  Kläger  und  erkennt  dessen  Recht  an*). 

Geschah  nun  der  Verzicht  in  der  Art,  dass  der  Beklagte 
gleich  von  selbst  die  Rückgabe  in  symbolischer  Form  vollzog 
oder  die  reale  Revestitur  an  Ort  und  Stelle  in  bindender  Weise 
gelobte,  so  konnte  ein  Eingreifen  des  Gerichts  vollständig  ent- 
behrt werden.  So  finden  wir  denn  in  zahlreichen  Urkunden, 
z.  B.  in  den  vielen  fast  wörtlich  übereinstimmenden  Werpitiones 
der  Urkundensammlung  von  Cluny,  mit  dem  Verzicht  des  Be- 
klagten die  Sache  endgültig  erledigt. 

Ganz  besonders  häufig  ist  das,  wie  oben  schon  einmal  her- 
vorgehoben worden  ist,  in  Italien  gewesen.  Wie  Ficker  nach- 
gewiesen hat  •1),  galt  nach  den  späteren  Urkunden  die  Professio 
oder  Manifestatio  geradezu  als  Ziel  des  Beweisverfahrens,  das 
Geständniss,  in  dem  der  Besiegte  das  Recht  des  Siegers  aner- 
kannte und  sich  zu  ewigem  Stillschweigen  und  zur  Zahlung  einer 
Strafsumme  für  den  Fall  neuer  Anfechtung  verpflichtete.  Mit 
diesem  Geständniss  fand,  wenigstens  in  früherer  Zeit,  das 
Streitverhältniss  seinen  Abschluss,  so  dass  ein  Eingreifen  des 
Gerichts  gar  nicht  mehr  nöthig  war.  Ficker  führt  Beispiele 
an,  ans  denen  hervorgeht,  dass  häufig  eine  solche  Austragung 
ohne  Urtheil  üblich  war.  Später  allerdings  bildete  sich  die  feste 
Regel  heraus,  dass  der  Rechtsstreit  einerseits  zwar  stets  mit  einem 
Urtheil  abschloss,  andererseits  aber  stets  ein  Geständniss  vor- 
anging. Besonderheiten  galten  im  Verfahren  der  Romagna. 

Aber  es  kam  doch  auch  von  jeher  vor,  dass  das  Gericht 
noch  seinerseits  nach  dem  Verzicht  ausdrücklich  eine  Bestätigung 
des  klägerischen  Rechts  aussprach. 


')  M.  di  Lucca  V 2 p.  466  n.  774.  Uuratori  Ant.  I c.  495. 

J)  Oattula  Acc.  I p.  69  (966). 

*)  Ficker  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens  I 
S.  23 — 27,  53  ff.  Es  erscheint  überflüssig  die  von  Ficker  gefundenen 
Ergebnisse  im  Text  durch  weitere  Beispiele  zu  veranschaulichen. 
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Beschränkte  sieh  der  Beklagte  darauf  im  allgemeinen 
seinen  Widerspruch  fallen  zu  lassen  ohne  sofort  die  wirkliche 
Rückgabe  daran  anzuschliessen,  so  war  ein  Spruch  des  Gerichts 
wenn  auch  nicht  erforderlich,  so  doch  angebracht.  In  diesen 
Fällen  finden  wir  dann  häufig,  dass  das  Gericht  sein  Urtheil 
„gemäss  der  vom  Beklagten  geleisteten  Professio  und  Manifes- 
tatio“  fällt,  sei  es,  dass  es  ihm  noch  ausdrücklich  die  Befrie- 
digung des  Klägers  anferlegt,  sei  es,  dass  es  eine  Bestätigung 
und  Bekräftigung  klägerischer  Rechte  ausspricht. 

Aber  nicht  nur  der  Beklagte  leistet  unter  Umständen  Ver- 
zicht aus  freien  Stücken,  auch  auf  Seiten  des  Klägers  finden 
wir  das  Gleiche. 

In  der  merkwürdigen,  schon  mehrfach  herangezogenen  bre- 
tonischen  Urkunde  über  eine  in  den  Jahren  828—840  zn  Brufia 
geführte  Gerichtsverhandlung  *)  heisst  es  ausdrücklich,  die  Kläger 
hätten  nach  den  Gegenausführungen  ihres  beklagten  Bruders 
es  bereut,  gegen  ihn  Klage  erhoben  zn  haben: 

habuerunt  penitentiam  eo  quod  accusassent  frutrem  suunt ; 
sie  verzichten  auf  ihren  Anspruch. 

In  einem  Prozess  zwischen  dem  Abt  von  Cluny  und  dem 
Vogt  der  Peterskirche  um  Besitzungen  im  Gau  von  Lyon  ver- 
zichtet der  klagende  Abt,  nachdem  der  Beklagte  einen  Kämpen 
gestellt  hat,  der  den  dreissigjährigen  Besitz  der  Kirche  im  Zwei- 
kampf zn  vertheidigen  bereit  ist*). 

Als  der  Bischof  von  Mäcon  sein  Recht  an  der  seiner  Kirche 
geschenkten  colonin  durch  Zeugniss  verschiedener  Leute  nach- 
gewiesen hat,  lässt  der  Kläger  jeden  Anspruch  fallen  (werpivU 
cunctam  querelam,  quod  reclamabat)  *). 

Sehr  häufig  sind  derartige  Fälle  auch  in  Italien:  die  Pro- 
fessio des  Klägers  erfolgt,  wenn  das  Recht  des  Beklagten  durch 
Urkunden  oder  wenn  es  durch  Zeugen  nachgewiesen  ist;  auch 
hier  ist  es  dann  üblich,  dass  auf  den  Eid  des  Gegners  gegen 
Launegild  verzichtet  wird. 

Wollte  das  Gericht  in  diesen  Fällen  klägerisehen  Ver- 
zichts noch  seinerseits  eingreifen,  so  konnte  es  sich,  weil  ohne 


*)  Nr.  312.  Cartulaire  de  Redon  p.  148  n.  192.  Th  p 115  n.  85. 

»J  Nr.  496.  Chart,  de  Olnny  I p.  242  n.  251.  Th  p.  1A3  n.  125  (925). 
*)  Nr.  598.  Cartulaire  de  Mäcon  p.  236  n.  409  (971—986). 
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Ausnahme  der  Beklagte  im  Besitz  befindlich  und  daher  eine 
Änderung  der  augenblicklich  bestehenden  Besitzverhältnisse 
nicht  erforderlich  war.,  darauf  beschränken  in  bestätigender 
Form  das  Recht  des  Beklagten  zum  offenkundigen  Ausdruck  zu 
bringen.  Freilich  war  das  auch  hier  nicht  nöthig,  und  so 
schliesst  auch  hier  häufig  der  Prozess  mit  der  Verzichtser- 
klärung der  Partei  ab. 

Dass  zuweilen  das  Anerkenntniss  der  einen  Partei  durch 
eine  materielle  Gegenleistung  (also  abgesehen  von  den  Fällen 
des  Launegild)  ausgeglichen  wurde,  die  zwischen  den  Parteien 
erfolgende  Einigung  also  den  Charakter  des  Vergleichs  annahm, 
ist  ein  Umstand,  der  das  Wesen  des  Prozesses  nicht  näher 
berührt. 

Auf  diese  Weise  geschieht  es,  dass,  zumal  in  Italien,  wo 
wie  bemerkt  schliesslich  stets  eine  Professio  erfolgte,  die  Ur- 
theile  sich  damit  begnügen  auf  das  Anerkenntniss  des  Unter- 
legenen Bezug  zu  nehmen  und  sich  so  auf  eine  ganz  allge- 
meine Formel,  die  in  jedem  Fall  angewendet  werden  kann, 
zu  beschränken. 

In  älterer  Zeit  war  es,  um  das  zum  Schluss  zu  bemerken, 
nicht  ausgeschlossen  gewesen,  dass  auch  nach  erklärtem  Ver- 
zicht das.  Urtheil,  wie  in  den  übrigen  Fällen,  auf  Heraus- 
gabe ging. 

So  heisst  es  z.  B.  in  einer  schon  öfter  besprochenen  sal- 
fränkischen  Formel,  in  der  der  Beklagte  seinen  Gewährsmann 
nicht  stellen  kann  und  desshalb  professus  apparuit,  es  sei  geur- 
theilt  worden, 

ui  secundum  legem  per  wadiutn  /tu  um  ctpud  solides  SO 
predido  illo  de  ipso  campo  legibus  revestissd'). 

Nach  einer  septimanischen  Urkunde  von  909  verhält  es  sich 
ähnlich.  Der  Beklagte  erkennt  durch  Reeognitio  das  Recht 
des  klagenden  Bischofs  an; 

se  recognovii , quod  vere  dicebat  domnus  episcopus:  ego 
Airardus  ipsum  alodem  supradidum  malum  ordinem  teneo, 
incontra  lege. 

Darauf  ergeht  das  Urtheil, 


*)  Nr.  73.  Form.  sal.  Merk.  n.  29  MGF  p.  2f»2. 
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quod  domsset  dttos  tcadios  in  manu  episcopi  Ugberto  et 
cum  legibus  ipsum  alodem  suprascriptnm  remandasset  ‘). 

Es  versteht  sich,  dass  in  all  den  Fällen,  in  denen  ein  be- 
stätigendes deklaratorisches  Urtheil  ergeht,  dies  den  Charakter 
eines  Endurtheils  hat.  Aber  auch  die  Urtheile  auf  Leistung, 
auf  Herausgabe  des  Grundstückes  nehmen  doch  schon  früh  die- 
sen Charakter  an,  obwohl  bereits  oben  bemerkt  worden  ist,  dass 
nur  dann,  wenn  ein  Verzicht  vorlag,  ein  Endurtheil  im  eigent- 
lichen Sinn,  sonst  Überall  ein  zweizüngiger,  ein  Beweis-  und 
Endurtheil  in  sich  vereinigender  Entscheid  erfolgte.  Der- 
artige zweizüngige  Urtheile,  in  denen  das  Beweisthema  for- 
muliert und  bestimmt  wird,  was  zu  geschehen  habe,  je  nachdem 
dieser  Beweis  erfolgt  oder  nicht,  treffen  wir  besonders  in  den 
Formelsammlungen. 

Mehrere  Beispiele  bietet  die  Sammlung  von  Angers.  So 
ergeht  auf  eine  Klage  wegen  unberechtigten  Ziehens  eines 
Grabens  das  Urtheil, 

ut  Uli  (Bekl.)  in  noctis  t anlas  apud  Iwmines  tantus,  vici- 
nis  circa  manentis  de  ipsa  condita,  mono  sua  quarta  in 
basileca  ....  excusare  deberit,  quod  terra  sua  male 
ordine  numquam  fodasset.  Si  hoc  facere  potebat,  quietus 
et  securus  resediat;  sin  aulem  non  potuerit,  contra  ipso 
hominum  satisfacere  debiat  *). 

Ganz  ähnlich  heisst  es,  als  ein  Beklagter  bestreitet,  dass 
die  eingeklagten  Weinberge  ihm  als  colonia  partiaria  verliehen 
seien,  er  solle  das  mit  Eidhelfern  beschwören;  könne,  er  das 
nicht,  so  solle  er  sie  herausgeben8). 

Ebenso  um  Weinberge  handelt  es  sich  in  einer  anderen 
Formel,  in  der  dem  Beklagten  auferlegt  wird  seinen  Ge- 
währsmann zu  stellen;  könne  er  das  nicht,  so  müsse  er 
sie  mit  der  schuldigen  Busse  revestieren.  Im  zweiten  Termin 
bleibt  er  aus4). 

In  einer  späteren  Formel,  in  der  sich  der  Beklagte 
auf  Erbrecht  beruft,  wird  ihm  durch  ein  ebensolches  Urtheil 


*)  Nr.  472.  Mtnard  p.  17  n.  4.  Germer-Durand  p.  26  n.  16. 
*)  Nr.  12.  Form.  Andec.  n.  28  MGF  p.  13. 

*)  Nr.  14.  Form.  Andec.  n.  30  MGF  p.  14. 

*)  Nr.  20,  22.  Form.  Andec.  n.  47,  63  MGF  p.  21.  23. 
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auferlegt  mit  zwölf  Eidhelfern  in  der  Kirche  die  Einredethat- 
saclie  zu  beschwören  ‘). 

Eine  weitere  Formel  berichtet  darüber,  dass  der  Beklagte 
in  Erfüllung  des  gefällten  zweizüngigen  Urtheils  mit  Eidhelfern 
beschwört  den  Streitgegenstand  (ein  Grundstück)  dreissig  Jahre 
lang  besessen  zu  haben*). 

Ähnlich  ist  die  Lage  in  einer  Formel  aus  der  Sammlung 
von  Tours ; auch  hier  handelt  es  sich  um  die  Einrede  dreissig- 
jährigen  Besitzes,  deren  Beweis  dem  Beklagten  durch  zweizttn- 
giges  Beweisurtheil  auferlegt  wird.  Er  leistet  den  Eid;  und 
es  genügt,  dass  darüber  eine  Notitia  ausgestellt  wird;  d.  h. 
die  blosse  Konstatierung  der  Erfüllung  des  Beweisurtheils  be- 
endet den  Streit,  weil  durch  jenes  Urtheil  indirekt  die  Sache 
bereits  entschieden  worden  ist5). 

Urkundliche  Beispiele  sind  sehr  spärlich. 

Möglicherweise  kann  man  die  älteste  erhaltene  fränkische 
Gerichtsurkunde,  das  Placitum  König  Sigiberts  III.  von  648 
hierherziehen , in  dem  dem  Beklagten  auferlegt  wird  die 
von  ihm  erwähnten  Kaufurkunden  in  einem  neuen  Termin  vor- 
zulegen. Allerdings  scheint,  als  er  in  diesem  Termin  ausbleibt, 
uoch  ein  Urtheil  zu  ergehen,  das  aber  möglicherweise  nur  ein 
deklaratorischer  Bestätigungsbefehl  für  den  Kläger  ist.  Aber 
es  kann  auch  ein  Urtheil  auf  Herausgabe  mit  Busse  sein,  und 
dann  wäre  jenes  erste  Urtheil  reines  Beweisurtheil4). 

Zweizüngiges  Beweisurtheil  dagegen  liegt  deutlich  in  einem 
Placitum  Chlodowechs  III.  von  691  vor.  Es  wird  dem  Be- 
klagten auferlegt  die  Kaufurkunde  binnen  vierzig  Nächten 
beizubringen ; 

se  hoc  facere  potuerit,  eorum  inter  se  in  antea  legalis  de - 
ducant  racionis;  sin  autem  non  potuerit,  quod  lex  de  tali 
causa  edocit,  exinde  susteniati). 

Aus  einer  derartigen,  öfters  wiederkehrenden  Bestimmung, 

•)  Nr.  71.  Form.  aal.  Merk.  n.  27  MGF  p.  251.  In  n.  28,  einem 
Statusprozess,  liegt  die  Sache  ganz  ebenso. 

*)  Nr.  100.  Cart.  Sen.  n.  21  MGF  p.  194. 

’)  Nr.  148.  Form.  Turon.  n.  39,  40  MGF  p.  156,  157. 

4)  Nr,  23.  Neues  Archiv  XIII  p.  167.  Die  Fassung  ist  offenbar  ver- 
dorben. 

*)  Nr.  35.  DDM  p.  53  n.  69. 
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im  Falle  des  Misslingen*  des  Beweises  solle  geschehen,  was  das 
Recht  vorschreibe,  geht  auf  das  deutlichste  hervor,  wie  sehr  das 
zweizlingige  Urtheil  von  einer  materiellen  Rechtsprüfung  und 
-entscheidugg  entfeint  war,  wie  es  dem  Recht  nur  die  Wege 
bahnen  musste,  damit  es  sich  durch  die  Parteithätigkeit  selbst 
offenbare. 

Den  Charakter  der  Zweizttngigkeit  wird  man  wTohl  auch 
den  Urtheilen  zuschreiben  dürfen,  durch  die  in  den  beiden  schon 
oft  besprochenen  Gerichtsurkunden  Karls  des  Grossen  aus  dem 
Jahre  775  auf  das  Gottesurtheil  der  Kreuzprobe  erkannt  wird. 
Denn  wie  aus  der  schlettatädter  Urkunde  hervorgeht,  vollzieht 
nach  dem  Gottesurtheil  die  unterlegene  Partei  ohne  Weiteres 
die  Revestitnr  als  nothwendige  Folge  des  Beweisergebnisses; 
der  dann  folgende  Bestätigungsbefehl  erkennt  lediglich  die  voll- 
zogene Thatsache  an.  Auch  in  der  dttrener  Urkunde  wird  es 
wohl  nicht  anders  gemeint  sein,  wenngleich  ihre  Fassung  diesen 
Sachverhalt  nicht  deutlich  erkennen  lässt  *). 

Vielleicht  handelt  es  sich  in  einer  früher  erörterten  bai- 
rischen Urkunde  um  ein  zweizüugiges  Beweisartheil;  wenigstens 
könnten  die  auf  die  Erwähnung,  dass  der  auferlegte  Eid  ge- 
leistet worden  sei,  unmittelbar  folgenden  Worte: 
et  finitum  inter  illos  est 
darauf  schliessen  lassen*). 

Sicher  ist  der  Hergang  in  einer  burgundischen  Urkunde 
von  816.  Dem  Kläger,  der  Zeugen  anbietet,  wird  auferlegt, 
iä  tale  testimonia  aremissut  *)  in  proximo  mallo  post  qm- 

draginta  twetes qui  hoc  «dprobavit , statt  sutts 

ittdicius  loquitur,  aut  faciat  qiiülem  lex  est*). 

Dieser  Beweis  wird  dann  nach  zwei  Jahren  und  vier  Mo- 
naten (ein  auffallend  langer  Zwischenraum ! ) erbracht;  von  einem 
weiteren  Urtheil  ist  keine  Rede5). 

Endlich  lässt  sich  vielleicht  auch  eine  Urkunde  aus  der 


’)  Nr.  93.  94.  Mühlb.  187.  196. 

*)  Nr.  138.  Mon.  Boica  XXVIII,  1 p.  23  n.  26. 

*)  So  ist  nach  Brunner  Zeugen-  und  Inquieitionabeweia  S.  378  Anm. 
4 statt  remwaae  zu  lesen. 

4)  Nr.  216.  Pfcrard  p.  36  n.  18. 

*)  Nr.  217.  I’trard  p.  36  n.  19. 
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Bretagne  hier  anführen.  Dem  Beklagten  wird  durch  Urtheil 
auferlegt  sein  Hecht  zu  beschwören,  und  damit  ist  die  Sache 
erledigt  ‘). 

Sonst  kommen,  so  viel  ich  weiss,  keine  Beispiele  vor.  Wohl 
aber  Anden  sich  andererseits  bereits  verhältnissmässig  früh 
Fälle,  in  denen  zunächst  ein  reines  Beweisurtlieil  ergeht  und 
dann,  je  nach  dem  Ausfall  des  Beweises,  durch  Endurtheil  ent- 
schieden wird. 

So  liegt  es  z.  B.  in  einer  Formel,  in  der  auf  das  Gottes- 
urtheil  der  Kreuzprobe  erkannt  wird;  nachdem  hierbei  der 
Kläger  gesiegt  hat,  wird  der  Beklagte  zu  Busszalilung  und  Re- 
vestitur  verurtheilt 8). 

Ebenso  ergeht  in  einer  anderen  fränkischen 3)  und  in  einer 
bairischen  Formel  *)  zunächst  ein  Beweisurtlieil  und  dann  nach 
dem  Beweisverfahren  das  Endurtheil. 

Ein  reines  Beweisurtlieil  findet  sich  offenbar  auch  in  dem 
Placitum  Theodorichs  III.  von  679:  der  Beklagte  leistet  in  Er- 
füllung des  vorangegaugenen  Beweisurtheils  den  Eid,  und  nun 
ergeht  das  Endurtheil  zu  seinen  Gunsten5);  sowie  endlich  in 
einer  burgundischen  Urkunde  von  816  im  Gegensatz  zu  der 
oben  erwähnten  aus  dem  gleichen  Jahre  sicherlich  ein  reines 
einseitiges  Beweisurtlieil,  kein  zweiseitiges  gemischtes  anzu- 
nehmen ist6). 

Schon  oben  wurde  auf  die  Bemerkung  Brunners  hinge- 
wiesen, dass  das  langobardische  Recht  wahrscheinlich  keine 
zweizüngigen  Urtheile  gekannt  hat;  ich  habe  auch  in  den  Ur- 
kunden bis  jetzt  kein  Beispiel  finden  können.  Und  auch  in  den 
übrigen  Rechtsgebieten  sind  die  zweizüngigen  Urtheile,  wie  man 
aus  dem  spärlichen  Material  schliessen  darf,  im  Laufe  der  Zeit 
mehr  und  mehr  zurilckgetreteu. 


*}  Nr.  365.  Cart.  de  Rodon  p.  37  n.  46  (854  oder  865). 

*)  Nr.  89.  Form.  aal.  Bign.  n.  13  MGF  p.  232. 

*)  Nr.  154.  Form.  sal.  Lind  n.  21  MGF  p.  282. 

*)  Nr.  309.  Form.  cod.  S.  Emerami  fragm.  I n 3 MGF  p.  463. 
•)  Nr.  34.  DDM  p.  45  n.  49. 

•)  Nr.  213.  Pfcrard  p.  14.  LSch  p.  31  n.  48. 


Htlbuer,  trank,  immobülarprozea». 


15 
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II.  Die  Urtheilserfüllung. 

Ist  das  Urtheil  gesprochen,  so  gilt  es  den  Verurth eilten 
zu  seiner  Erfüllung  zu  zwingen.  Das  Urtheil  als  solches  war 
ursprünglich  nicht  exequierbar,  falls  es  nicht  auf  Acht  ging: 
Fälle,  mit  denen  wir  hier  nichts  zu  thuu  haben.  Exequierbar 
war,  wie  oben  im  Anschluss  au  die  Ausführungen  Brunners 
bemerkt  wurde,  nur  das,  zu  dessen  Leistung  sich  die  Parteien 
selbst  durch  Gelöbniss  verpflichtet  hatten.  Darum  lautete,  wie 
wir  sahen,  das  Urtheil  ursprünglich  dahin,  die  Partei  solle  ge- 
loben das  Schuldige  zu  tliun.  Das  heisst,  je  nachdem  das  Ur- 
theil beschaffen  war,  geloben  zu  beweisen,  geloben  zu  leisten, 
oder  beim  zweiziingigen  ßeweisurtheil  geloben  entweder  zu  be- 
weisen oder  zu  leisten. 

Aber  auch  als  ein  direkt  auf  Beweis  oder  Leistung  ge- 
richtetes Urtheil  möglich  wurde,  kam  darum  die  Sitte  nicht 
ab,  dass  sich  die  Parteien  ausdrücklich  zur  Erfüllung  des  Ur- 
theils  verpflichteten. 

Sie  schlossen  einen  Urtheilserfüllnngsvertrag  ab,  sei  es  auf 
Grund  des  Urtheils,  sei  es  freiwillig. 

Bald  bezieht  sich  dieser  Urtheilserfüllnngsvertrag  darauf 
den  Beweis  zu  erbringen,  wenn  nämlich  das  Urtheil  Beweis- 
urtheil  ist;  bald  darauf  den  Gegenstand  herauszugeben,  die 
Busse  zu  zahlen,  wenn  nämlich  das  Urtheil  Endurtheil  ist.  Er- 
geht ein  zweizttngiges  Urtheil,  so  pflegt  sich  die  Partei  in 
rechtsförmlicher  Weise  zu  verpflichten  entweder  zu  beweisen 
oder  zu  leisten. 

Von  den  Urtheilserfüllungsverträgen  und  den  einseitigen 
Ver pflicht ungen,  die  sich  auf  die  Beweiserbringnng  beziehen, 
können  wir  hier  absehen.  Zumal  in  Italien  gelangen  sie  in  ganz 
regelmässiger  Form  zur  Verwendung;  die  eine  Partei  gelobt 
mit  Wadia  und  Bürgen  den  Beweis  zu  führen,  zu  schwören, 
Urkunden,  Zeugen  zu  stellen,  die  andere  in  ebenso  bindender 
Form  den  Beweis  entgegenzunehmen.  Häufig  kommt  es  dann 
vor,  dass  die  eine  Partei  der  anderen  die  Vertragserfüllung 
ganz  oder  tlieilweise  erlässt,  wenn  sie  nämlich  schon  vorher, 
ehe  der  Beweis  augetreten  ist,  davon  überzeugt  ist,  dass  er 
gelingen  wird. 

Was  das  Gelöbniss  der  Urtheilserfüllung,  so  weit  Endur- 


Digitized  by  Google 


227 


theile  in  Frage  kommen,  betrifft,  so  haben  wir  schon  oben  eine 
Reihe  von  Beispielen  kennen  geleimt,  in  denen  der  Verurtheilte 
durch  Gelöbniss  und  Biirgenstellung  sich  verpflichtet  die  Heraus- 
gabe des  Grundstücks,  die  Investitur,  vorzunehmen.  Um  noch 
einmal  darauf  hinzuweisen,  so  gehören  hierher  Fälle,  wie  das 
Placitum  des  Majordomus  Karlmann,  in  dem  von  der  reddüio 
per  wadiam  et  festucam  die  Rede  ist');  wie  eine  cluniacenser 
Urkunde  von  814,  in  der  es  vom  Beklagten  heisst: 

per  iudicium  res  . . per  suos  mdios  rendedit,  qualiter  lex 
est,  et  dedü  ßdeiussore  suo,  rnnien  T.,  ut  super  ipsas  res 
veniaßj  et  ei  (dem  Kl.)  legitimi  vistidura  faciat *); 
wie  eine  Urkunde  aus  der  Bretagne  von  868,  in  der  der  Be- 
klagte verspricht. 

ut  redderet  monachiam,  quod  et  fecit,  quia  victus  lege  et 
cartis  et  testibus  mutare  non  poterat  . . . , in  manu  des 
Kl.  cum  sua  virga  corilina 3); 

wie  eine  bairische  Urkunde  aus  dem  Jahre  804,  in  der  die 
Beklagten 

spoponderunt  omnia  se  reddituros  ...  et  per  tvadium 
illorum  utrique  manibus  suis,  quasi  coacti,  in  manu  epis- 
copi  dederunt*)', 

wie  eine  Züricher  Urkunde  von  968,  in  der  der  Vorsitzende 
Graf  wie  es  heisst  cum  manu  der  beklagten  Frau  Coldbriga  das 
Gut  zu  Fällanden  zuriickgiebt 
et  wadiavit  iniquitatem 

und  Leute  stellt  zur  Vornahme  der  Investitur5). 

Insbesondere  ist  es  die  symbolische  Besitzräumung,  das  se 
exitum  dicere,  das  unmittelbar  nach  dem  Urtheil  in  Verbindung 
mit  dem  Gelöbniss  der  Urtheilserfüllung  vorgenommen  zu  werden 
pflegt. 

Diese  Auflassungshandlung,  das  se  exitum  dicere,  findet  sich 
z.  B.  in  dem  Placitum  des  Majordomus  Karlmann  von  748®);  in 


>)  Nr.  61.  DDM  p.  103  n.  16. 

*)  Nr.  202.  Chart,  de  Clnny  I p.  6 n.  3. 

*)  Nr.  374.  Cartulaire  de  Redon  p.  18  n.  21. 

*)  Nr.  170.  Meich.  I 2 p.  92  d.  121.  Mon.  Boica  VI  p.  151  n.  1. 
*)  Nr.  573.  ÜB  von  Zürich  I p.  102  n.  212. 

•)  Nr.  62.  DDM  p.  104  n.  18.  Müldb.  55. 
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denen  des  Majordomus  Pipin  von  750  *)  und  751 !)  ( pro  suo  fistugo 
se  exitum  dicere)\  in  dem  uns  bekannten  schlettstädter  Placitum 
Karls  des  Grossen  von  775 3). 

Ferner  sei  an  die  schon  häufig  besprochene  burgundische 
Urkunde  von  870  erinnert,  in  der  es  von  den  Beklagten  heisst : 
cum  fcstuca  se  in  Omnibus  exutos  dixerunt  et  i>er  wadium 
. . . reddiderunt 4). 

So  ergab  sich  also,  dass  noch  ein  letzter  Akt,  die  Aus- 
führung des  Gelöbnisses,  insbesondere  die  körperliche  Besitz- 
Übergabe,  zu  folgen  hatte. 

Wir  finden  denn  auch  nicht  selten  in  den  Urkunden  diesen 
letzten  Akt  noch  ausdrücklich  bezeugt,  obwohl  er  au  sich  nicht 
mehr  zu  dem  gerichtlichen  Verfahren  gehörte. 

Es  kann  auch  hier  wieder  auf  eine  burgundische  Urkunde 
aus  dem  Jahre  870  hingewiesen  werden  ; sie  betrifft  den  Schluss- 
termin in  dem  Prozess  zwischen  Alcaudus  und  Hildebernus  um 
den  Eichenwald ; der  Beklagte  wird  zur  Herausgabe  verurtheilt, 
und  über  deren  Vornahme  berichtet  die  Urkunde  also: 

deniqtie  idem  Hildebernus  super  ipsnm  terram  renit  in 
fine  Benualdense  et  u publica  via  quue  vadit  de  Gemana 
ad  Revualdicum  villum  usque  ad  vollem  iuxta  illam  ubi 
llivulus  decurrit  et  desursum  usque  ad  silvam,  quantum 
ipsa  finis  continet.  supradicto  Alcaudo  advocato  per  her- 
bam  et  cespitem  ad  partem  s.  Ileniyni  reddidit,  revestitum 
fecit  his  praesentibus 5). 

Ferner  nenne  ich  eine  septimanische  Urkunde  von  871,  in 
der  der  Beklagte  Adenus  die  Unrechtmässigkeit  seines  Be- 
sitzes einräumt  und  dem  klagenden  Abt  von  Beaulieu  Bürgen 
für  die  Vornahme  der  realen  Revestitur  stellt.  Diese  wird  dann 
in  einem  neuen  Termin  vorgenommen: 

et  ad  ipsum  placitum  utrique  venerunt,  et  sicut  fuit  iudi- 
catum,  per  siynum  de  ipsa  ecclcsia  revestivit  \ 


»)  Nr.  63.  DDM  p.  106  n.  21.  Mühlb.  56. 

*)  Nr.  76.  DDM  p.  107  n.  22.  Mühlb.  57. 

■)  Nr.  94.  Mühlb.  196. 

4)  Nr.  381.  Pferanl  p.  150.  Tb  p.  147  n.  103. 

»)  Nr.  379.  Pferard  p.  149.  Th  p.  142  n.  100  ter. 
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das  wird  dann  noch  durch  eine  Notitia  ausdrücklich  festge- 
stellt '). 

Besonders  bairische  Urkunden  erwähnen  häufig  die  Vor- 
nahme der  realen  Investitur. 

In  einer  Urkunde  aus  dem  Jahre  798  ist  ein  eigener  An- 
hang hinzugefügt,  in  der  von  ihr  die  Rede  ist.  Es  heisst  da: 
hör  actum  est  ad  Enisa  in  iam  dicto  loco  Roracha  (Lorch 
bei  Enns).  Tune  enim  inde  redierunt  ad  propria  et  per- 
fecerunt  omnia,  sicut  lepitime  debueruni,  eo  modo,  ut  die 
condido  convenerutU  omnes  ad  ipsatn  eedesiam  (den  Streit- 
gegenstand) ipsique  Egilolf  et  Hiltiport  (die  Bekl.)  ad 
prehensium  pallium  altaris  et  reddulerunt  dutis  partes 
rebus  ipsius  ecclesiae  cum  aüure  ad  tertiam  partein  ipsius 
ecclesiae  Ejonem  (den  Kl.)  ad  presbyterum  receperunt. 
Hoc  peradum  festes  adhibuerunt  ....*). 

Wie  hier  die  Vestitur  unter  Ergreifung  der  Altardecke 
geschieht,  so  in  einem  anderen  Fall  durch  die  Übergabe 
des  Glockenseils:  zunächst  erfolgte,  wie  früher  erwähnt  ist, 
die  Übergabe  im  Gericht  in  die  Hand  des  Bischofs  unter  Bttrgen- 
stellung; 

die  vero  eadem  legitimum  missum  episcopi  vestiüü  (der 
Bekl.)  cum  corda,  unde  signunt  tanyitur,  cum  domibus, 
aedißeiis,  curtiferis,  mnncipiis,  pecoribus,  d se  ipsum  in 
evam  absacitum  ferit. 

Es  ist  dies  eine  für  die  Investiturhandlung  berühmte  Stelle*). 

Um  einen  ähnlichen  Fall  handelt  es  sich  in  einer  Urkunde 
von  849.  Am  9.  Januar  findet  zu  Tandem  eine  Gerichtsver- 
handlung statt.  Der  Beklagte  wird  durch  Zeugen-  und  Ur- 
kundenbeweis genüthigt  anzuerkennen,  dass  er  die  streitigen 
Besitzungen  der  freisinger  Kirche  geschenkt  habe;  relaxavit  in 
maims  episcopi  und  stellt  zwei  Bürgen.  Darauf  heisst  es: 
tune  querebat  cestituram  ab  eo. 

Das  heisst,  der  Beklagte  verlangt  im  körperlichen  Besitz 
zu  bleiben.  Am  anderen  Tage  aber  giebt  er  diesen  Anspruch  auf: 

‘)  Nr.  388.  Vaisaete  11  c.  362  n.  178.  Cut.  ilc  Beanlien  p.  55  n.  27. 
LScli  p.  49  n.  67. 

*)  Nr.  740.  Mekh.  I 2 p.  96  n.  129. 

J)  Nr.  219.  Meicb.  12  p.  194  n.  368.  LScb  p.  32  n.  60  (818). 
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ille  vero  confessus  est  altera  die  eum  (den  Kl.)  vestire, 
quod  ita  factum  est. 

Dann  bittet  er  den  Bischof,  er  möge  ihm  die  Güter  als 
Beneficium  zurückgewähren,  und  darauf  vollzieht  er  die  symbo- 
lische Tradition,  wogegen  ihm  der  Bischof  den  lebenslänglichen 
Niessbratich  gewährt.  Das  alles  ist  symbolisch,  unkörperlich, 
vollzogen  am  9.  und  10.  Januar. 

Nun  am  11.  Januar  erfolgt  die  reale  Besitzübertragung  je 
an  den  verschiedenen  zn  der  Schenkung  gehörigen  Orten  in 
Gegenwart  zahlreicher  Zeugen ; und  von  dem  Vorgang  an  einem 
dieser  Orte  heisst  es,  der  Beklagte 

per  fimbriam  pallii  iacentis  super  altare  vestivit  ')■ 

Eine  Regensburger  Urkunde  von  822  berichtet,  wie  der 
Kläger  zu  Regensburg  von  den  Beklagten  die  Vestitur  empfangen 
habe,  nachdem  die  symbolische  Rückgabe  bereits  im  gericht- 
lichen Termin  zu  Pheterach  erfolgt  ist8). 

Aber  eine  solche  körperliche  Ausführung  der  Investitur 
war,  wenn  auch  natürlich  überall  möglich,  so  doch  nicht  recht- 
lich nothwendig,  seitdem  zuerst  im  königsgerichtlichen,  dann 
auch  im  volksgerichtlichen  Verfahren  das  oben  besprochene  per 
wadios  redderc  anfgekommen  war,  d.  h.  die  .unmittelbar  nach 
dem  Urtheil  noch  im  Mallus  mittelst  prozessualischer  Auflassung“ 
stattfindende  Restitution  *). 

Durch  diese  Form  der  symbolischen  Investitur,  die  gericht- 
liche Auflassung,  erfolgte  in  rechtsförmlicher  Weise  die  Über- 
gabe, ohne  dass  nachher  noch  ein  körperlicher  Akt  erfordert  ge- 
wesen wäre.  Und  so  finden  wir  denn  auch  in  der  grossen  Mehr- 
zahl der  Urkunden  sei  es  eine  solche  redditio  per  tvadios,  sei  es 
eine  redditio  schlechtweg  erwähnt;  es  kann  kein  Zweifel  sein, 
dass  in  allen  diesen  Fällen,  auch  da  wo  nur  von  einem  ein- 
fachen reddere  die  Rede  ist,  die  gerichtliche  Auflassung 
verstanden  werden  muss.  Die  italienischen  Urkunden  er- 
wähnen, so  viel  ich  weiss,  nirgends  eine  reale  Investitur;  es 


')  Nr.  327.  Meich.  I 2 p.  335  n.  661. 

*)  Nr.  236.  Ried.  I p.  23  n.  22.  — Weitere  Beispiele:  Nr.  265.  Hnndt 
XIII  p.  12  n.  14  (829);  Nr.  286.  Meich  I 2 p.  306  n.  601,  Mon.  Boiea  IX 
p.  22  n.  14  (837);  Nr.  268.  Meich.  I 2 p.  313  n.  610  (840). 

*)  Brunner  Bö  II  S.  518. 
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ist  anzunehmen,  dass  hier  überall,  auch  da  wo  nur  das  auf 
redditio  lautende  Urtheil  erwähnt  wird,  gerichtliche  Auflassung 
im  technischen  Sinn  staltgeiiinden  hat.  Diese  gerichtliche  Auf- 
lassung verschaffte  dem  Sieger  genügende  Sicherheit;  sie  ent- 
hielt den  rechtsübertragenden  Akt.  Wir  haben  oben  erwähnt, 
dass  um  sie  vorzunehmen  Scheinrechtsstreitigkeiten  anfgeführt 
wurden;  zumal  in  Italien  wurde  es  gauz  allgemeiner  Brauch 
auf  diese  Weise  durch  Verwendung  der  Prozessformen  Aner- 
kennung bestehender  Rechtsverhältnisse  aussprechen  zu  lassen. 

Also  auch  hier  überall  ist  es  nicht  der  Spruch  des  Richters, 
der  Recht  überträgt,  sondern  die  Handlung  der  Partei; 
das  Urtheil  ist  nur  dazu  da  diese  Handlung  anzubefehlen  oder 
die  vollzogene  Thatsache  zu  bekunden  und  zu  bestätigen '). 

Schliesslich  ist  au  den  bereits  erwähnten  Umstand  zn  er- 
innern, dass  häufig  noch  besondere  Bestimmungen  getroffen 
werden  um  das  Ergebniss  des  Rechtsganges  zu  sichern. 

Besonders  geschieht  es,  dass  die  unterlegene  Partei  noch 
ausdrücklich,  unter  Bürgenstellung  oder  unter  Stipulation  einer 
besonderen  Strafsumme  sich  verpflichtet  künftighin  keine  neuen 
Störungen  zu  verursachen ; andrerseits  kommt  es  auch  vor,  dass 
der  Sieger  eiue  technisch  sogenannte  securitas  ausstellt,  indem 
er  seinerseits  verspricht  vom  Gegner  nicht  mehr  als  das  Er- 
reichte zu  verlangen.  Es  sind  das  Nebenbestimmungen,  die 
keinen  Einfluss  auf  den  allgemeinen  Charakter  des  Rechtsver- 
hältnisses haben. 

III.  Das  Ungehorsams  verfahren. 

Es  bleibt  übrig  zum  Schluss  auf  diejenigen  Fälle  hinzn- 
weisen,  in  denen  der  Prozess  nicht  in  der  regelmässigen  Weise 
erledigt  wurde,  in  denen  vielmehr  gegen  die  ausbleibende  Par- 
tei im  Wege  des  Versäumnissverfahrens  vorgegangen  werden 
musste.*). 


*)  Siehe  auch  Heusler  Gcwere  S.  65). 

’)  Über  das  Ungeliursamsverfahren  in  Italien  handelt  eingehend  Ficker 
Forschungen  I S.  25)  ff.,  S.  61.  62;  auf  iliese  Untersuchungen  wird  hier 
durchaus  Bezug  genommen.  Ferner  sind  jetzt  besonders  zn  berücksichtigen 
die  zusammenfassenden  Erörterungen  Brunners  RG  II  S.  457—467. 
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Es  giebt  — um  im  Anschluss  an  die  Darstellung  Brunners 
einige  allgemeine  Bemerkungen  vorauzuschicken  — einen  dop- 
pelten Ungehorsam  der  Partei:  Ungehorsam  gegen  die  Ladung 
und  Ungehorsam  gegen  das  Urtheil.  Ursprünglich  gab  das 
Recht  keine  Handhabe,  um  gegen  den  Ungehorsamen  einschreiten 
zu  können.  Der  Gegner  erlangte  nur  dann  Befriedigung,  wenn 
die  ausbleibende  Partei  sich  rechtsförmlich  durch  Gelöbniss  zum 
Erscheinen  im  Termin,  zur  Ausführung  des  Urtheils  verpflichtet 
hatte.  Aber  dann  liegt,  wie  Brunner  bemerkt,  auch  kein  Un- 
gehorsam im  technischen  Sinn  mehr  vor,  sondern  vielmehr  Ver- 
letzung eines  cingegangenen  Vertragsverhältnisses.  Wo  jedoch 
eine  solche  ausdrückliche  Verpflichtung  nicht  übernommen  war, 
konnte  darum  nichts  ausgerichtet  werden,  weil  das  Recht  ur- 
sprünglich keine  Exekution  in  liegendes  Gut  kannte. 

. Daher  wurde  ein  Ungehorsamsverfahreu  im  Rechtsgang 
um  Liegenschaften  erst  dann  möglich,  als  sich  eine  solche,  die 
„Fronuug“,  entwickelte.  Bis  dahin  gab  es  bei  Ungehorsam 
gegen  die  Ladung,  wenn  der  Ungehorsame  die  zunächst  verwirk- 
ten Bussen  zu  zahlen  sich  weigerte,  und  bei  Ungehorsam  gegen 
das  Urtheil  nur  die  Acht;  in  alj^n  den  Fällen  also,  in  denen  auf 
Acht1  nicht  erkannt  werden  konnte,  und  zu  ihnen  gehörten  die 
Klagen  pm  unrechtmässigen  Besitz  von  liegendem  Gut,  stand 
kein  Exekutionsmittel  zu  Gebot. 

Hier  schallte  die  auf  kommende  Krönung  Abhttlfe,  die  sich 
aus  der  Exekution  im  Achtverfahren  entwickelte  und  auch  die 
Liegenschaften  ergriff.  Sie  heisst  technich  missio  in  bannum 
regis,  d.  h.  sie  ist  eine  Konfiskation  des  schuldnerischen  Ver- 
mögens von  Obrigkeitswegen.  Die  öffentliche  Gewalt  nimmt  an 
Stelle  des  Schuldners  von  seinem  Vermögen  Besitz.  Zunächst 
nur  vorläufig:  binnen  bestimmter  Frist  darf  sich  der  Schuldner 
aus  dem  Bann  lösen.  Geschieht  das  nicht,  so  ist  das  Gut  ver- 
fallen. Das  eingeklagte  Grundstück  wird  dem  Kläger  über- 
wiesen, was  durch  ein  königliches  Präceptum  geschieht.  Da- 
mit also  ist  der  Kläger  trotz  Ungehorsams  des  Beklagten  be- 
friedigt. 

Ganz  besonders  in  Italien  ist  das  Ungehorsamsverfahreu 
von  Ende  des  neunten  Jahrhunderts  an  verbreitet  gewesen;  es 
pflegt  hier  damit  zu  schliessen,  das  der  Richter  dem  Kläger 
die  sogenannte  investitura  sahnt  gucreln  ertheilt.,  d.  h.  Besitzein- 
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Weisung  unter  dem  Vorbehalt,  dass  der  Schuldner  berechtigt 
seiu  soll  binnen  bestimmter  Frist  sein  Recht  klageweise  geltend 
zu  machen;  daran  schliesst  sich  dann  die  Verhängung  des  Königs- 
bauus,  durch  den  der  neue  Besitzer  gegen  unberechtigte  Ein- 
griffe Dritter  geschützt  wird. 

Nun  mögen  noch  einige  Beispiele  folgen. 

In  einer  uns  schon  bekannten  Formel  aus  der  Sammlung 
von  Angers  wird  der  Beklagte  durch  zweizftngiges  Urtheil  veran- 
anlasst  in  einem  neuen  Termin  entweder  seinen  Gewährsmann 
zu  stellen  oder  die  streitigen  Weinberge  heranszugeben  *).  Im 
neuen  Termin  bleibt  er  aus.  Kläger  wartet  vergeblich;  er  nimmt 
die  rechtsförmliche  Konstatierung  vor,  das  sog.  solsadirc,  das 
Auswarten  bis  zum  Abend.  Dies  wird  vom  Gericht  durch  eine 
Xotitia  bezeugt,  zu  dem  Zwecke, 

ul  in  postmodum,  quicquid  lex  inter  cos  declarat,  allen- 
dere  debiat: 

d.  h.  nun  ist  der  Beklagte  das  zu  leisten  verpflichtet,  was  er 
für  den  Fall  seines  Ausbleibens  versprochen  hatte;  wir  sehen 
hieraus  deutlich,  wie  ein  Versäumnissverfahren  im  technischen 
Sinn  dieser  Formel  noch  unbekannt  ist;  das  Gericht  hat  keine 
Zwangsgewalt,  sondern  konstatiert  nur  das  Ausbleiben  *). 

Ähnlich  verhält  es  sich  in  dem  Placitum  Sigiberts  III.  von 
643l *  3).  Der  Beklagte  bleibt  im  Beweistermin  ans;  er  hatte  durch 
Abschluss  eines  Streitgedinges  unter  Bürgenstellung  sich  ver- 
pflichtet dem  Kläger  den  Beweis  zu  erbringen.  Darum  ergeht 
jetzt  das  Urtheil  das  zu  thun,  was  zu  thun  er  im  Fall  des  Ans- 
bleibens versprochen  hatte,  d.  h.  die  Weinberge  hevanszngeben. 
Auch  dies  also  ist  kein  Ungehorsamsverfahren  im  eigentlichen 
Sinn 4). 

Ferner  sei  das  Placitum  (’hlodovechs  III.  von  692  genannt. 
Die  Parteien  hatten  sich  in  einem  Vertrage  dahin  geeinigt 
ihren  Streit  entweder  durch  einen  Eid  des  Beklagten  oder  vor 
dem  Königsgericht  im  Wege  Rechtens  anszutragen.  Da  der 
Beklagte  zur  Eidesleistung  [nicht  erschienen  ist,  erwartet  ihn 

l)  Nr.  20.  Form.  Amlec.  n.  47  M(fF  p.  2t. 

’)  Xr.  22.  Form.  Andcc,  n.  53  MGF  p.  23. 

*)  Vgl.  Brunner  RG  II  S.  4<U  Anm.  1. 

4)  Xr.  23.  Xenes  Archiv  XIII  p.  157. 
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der  Kläger  dem  Vertrage  gemäss  im  Königsgericht.  Auch  hier 
bleibt  er  ans.  Das  wird  rechtsförmlich  konstatiert,  und  darauf 
ergeht  von  Seiten  des  Königs  das  Urtheil, 

ut  quicquid  lex  loci  ccstri  de  tale  causa  edocit , memoratus 
E.  ...  . componire  et  satisfacere  non  recusit. 

Also:  der  Ausgebliebene  wird  zu  der  Busse  verurtlieilt, 
die  das  Recht  des  Ortes  für  einen  solchen  Fall  vorschreibt. 
Hier  liegt  gleichfalls  kein  technischer  Ungehorsam,  sondern  Ver- 
letzung einer  eingegangenen  Vertragsverpflichtung  vor,  und  nur 
die  Folgen  dieser  hat  der  Beklagte  zu  tragen  *). 

Wenn  in  dem  Placitum  desselben  Königs  von  693  der  aus- 
gebliebene Beklagte  zur  Herausgabe  des  streitigen  Ortes  an  den 
Kläger  verurtlieilt  wird,  so  ist  auch  hier  anzunehmen,  dass  sich 
in  einem  vorangegangenen  Streitgedinge  der  Beklagte  zu  dieser 
Leistung  für  den  Fall  seines  Unterliegens  oder  Ausbleibens 
verpflichtet  hatte  *). 

Eine  ähnlich  allgemeine  Urtheilsform  wie  in  dem  erwähnten 
merowingischen  Placitum  von  692  weist  z.  B.  auch  noch  ein 
Placitum  Karls  des  Grossen  von  812  auf:  der  Beklagte,  der  für 
sein  Erscheinen  Bürgen  gestellt  hatte,  bleibt  aus;  nachdem  er 
rechtsförmlich  ausgewartet  ist,  ergeht  das  Urtheil,  dass  er, 

sicut  lex  locis  vestre  de  tale  causa  docuerit,  omnino  com- 
poneat  vel  emendare  studeat  *). 

ln  allen  diesen  Fällen  ist  die  ansbleibende  Partei  wortbrüchig 
geworden,  sie  „gilt  nach  der  fränkischen  Rechtssprache  für 
iectivus d.  h.  eben  vertragsbrüchig,  was  der  Erschienene  rechts- 
förmlich, durch  Vonsichwerfen  (iectare)  der  Festuca  öffentlich 
feststellte  *). 

So  heisst  es  in  der  bekannten  burgundischen  Urkunde  von 
868,  als  im  Beweistermin  der  Beklagte  unentschuldigt  ausbleibt: 
in  omnibus  geitivus  apparuit  ■'). 

Aus  diesen  urkundlichen  Beispielen,  denen  ich  keine  weiteren 
ausseritalienischen  an  die  Seiten  zu  stellen  wüsste,  scheint  her- 

>)  Nr.  36.  DDM  p.  53  n.  60. 

*)  Nr.  38.  DDM  p.  58  u.  66. 

*)  Nr.  197.  Tardif  p.  76  n.  103.  Milhlb.  455. 

*)  Brunner  Bö  II  8.  368  f. 

*)  Nr.  370.  P&rard  p.  148.  Th  p.  140  n.  100  bis.  — Undeutlich  ist 
Nr.  426.  Cart.  de  Mftcun  p.  105  n.  152  (879-87). 
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vorzugehen,  dass  trotz  der  in  den  Kapitularien  erfolgten  Re- 
gelungderFronung  als  eines  reichsgesetzlichen  Exekutionsmittels1) 
im  Immobiliarprozess  nördlich  der  Alpen  ein  eigentliches  Ver- 
säumnissverfahren  mit  Fronung  der  eingeklagten  Liegenschaft 
während  der  fränkischen  Zeit  sehr  selten  zur  Anwendung  ge- 
kommen ist. 

Eine  alamannische  Urkunde  weist  deutlich  ein  solches  auf: 
es  handelt  sich  um  eine  Klage,  die  der  Abt  von  St.  Gallen 
wider  Rachilt  und  ihren  Sohn  Heriprecht  um  verschiedene  dem 
Kloster  vom  Bruder  der  Beklagten  übertragene  Besitzungen  er- 
hebt. Auf  Grund  königlichen  Mandats  wird  eine  Inquisition  vor- 
genommen,  die  zu  Gunsten  des  Klosters  ausfällt.  Das  scheint  die 
Beklagten  zu  erzürnen,  denn 

eidem  testificatione  consenlire  nolentes  de  placito  ccaserunt ; 
qua  ex  causa  diiudicatum  est,  ut  eadem  res  in  interdictu 
banni  jusse  Jierent,  usquedim  de  hoc  reyalis  sententia 
decerneret. 

Also  weil  die  Beklagten  gegen  das  Urtheil  ungehorsam 
sind,  wird  über  das  streitige  Gut  eine  provisorische  Fronung 
verhängt  *). 

Auch  die  ältesten  italienischen  Beispiele  sind  den  oben 
erwähnten  fränkischen  verwandt. 

So  heisst  es  z.  B.  in  einer  spoletiner  Urkunde  von  776, 
der  Kläger  hätte 

per  tres  vices  in  constituto  paratus  per  quindecim  dies 
hitic  in  Spoletum 

verweilt ; der  Vorsitzende  Herzog  bezeugt  selbst,  dass  die  Par- 
teien vor  ihm  yuadiassent  de  ipso  constituto;  die  Beklagten 
hätten  gelobt, 

ut  si  cum  testibus  suis  minime  in  duodecimo  die  non 
essent  parati  fideiussores,  quos  inter  se  posuerunt,  retra- 
derent  ipsum  cusulem. 

Da  nun  die  Beklagten  ausbleiben,  befiehlt  der  Herzog  den 
Bürgen  die  Tradition  vorzunehmen.  Also  auch  hier  ergeht  das 


1 Brnnner  RG  II  S.  458  Anm.  7. 

*)  Nr.  288.  Wartmann  II  p.  395  Anhang  n.  18  (816-836). 
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Urtheil  auf  Grund  der  mit  Bürgschaft  gelobten  Beweiswette; 
auch  hier  liegt  kein  technisches  Versänmnissverfahren  vor1). 

Aus  dem  Jahre  813  ist  eine  Notitia  vorhanden,  iu  der  schlecht- 
weg vom  Gericht  bezeugt  wird,  dass  die  Kläger  den  Beklagten 
dreimal  vergeblich  ausgewartet  hätten;  von  einem  Urtheil, 
einer  Befriedigung  des  klagenden  Klosters  Farfa,  wird  nichts 
gesagt  *). 

Dann  aber,  seit  dem  Ende  des  nennten  Jahrhunderts,  be- 
ginnen die  Fälle  des  eigentlichen  Ungehorsamsverfahrens. 

Eines  der  frühesten  Beispiele  ist,  wie  Ficker  bemerkt 3),  eine 
mailänder  Urkunde  von  896.  Der  Vogt  des  Ambrosiusklosters  trägt 
vor,  dass  das  Kloster  Reichenau  in  einer  früheren  Gerichtsver- 
handlung zu  Unrecht  mit  sechs  dem  klagenden  Kloster  gehö- 
rigen, zu  Lemonta  belegenen.  Mansen  investiert  worden  sei;  er 
beantragt,  dass  ihm  die  Investitur  ertheilt  werde.  Da  ein  Ver- 
treter des  Klosters  Reichenau  nicht  zugegen  ist,  was  vom  Vor- 
sitzenden durch  Aufruf  festgestellt  wird,  ertheilt  dieser  dem 
Kläger  die  Investitur  per  fuste.  Also  hier  erfolgt  die  Fronung, 
die  Übereignung  durch  die  Obrigkeit,  nur  dass  hier  noch  nicht, 
wie  später  stets,  der  Königsbann  verhängt  wird4). 

Eines  der  frühesten  Beispiele  für  das  vollständig  entwickelte 
Verskumnissverfahren  mit  Investitur  salva  querela  und  Königsbann 
bietet  eine  am  4.  März  897  zu  Florenz  abgehaltene  Gerichtsversamm- 
lung J).  Der  Bischof  Petrus  von  Lucca  erhebt  wider  62  genannte 
Leute  um  Besitzungen  seiner  Kirche  Klage.  Die  Beklagten, 
obgleich  sie  dreimal  geladen  sind,  erscheinen  nicht.  Die  Vor- 
sitzenden lassen  sie  durch  einen  Boten  nochmals  vorladen,  aber 
sie  sind  nicht  zu  finden; 

et  cum  eis  non  invenissent,  tune  ipse  Amedeus  comes 
palacii  et  missus  et  Adelberlus  marchio  et  comes  per  fuste, 
quas  in  sua  tenebant  manibus,  ipsi  domnus  Petrus  epis- 
copus  et  Teupert  ndvocatus  eins  de  predictis  casis  et  rebus 


■)  Reg.  di  Farfa  II  p.  88  u.  95.  — Vgl.  Brunuer  RG  II  8.  365 
Anni.  57. 

’)  Reg.  di  Farfa  II  p.  168  u.  205. 

*)  Forschungen  I S.  35  § 11  Anin.  1. 

4)  Cod.  Laug.  c.  613  n.  370.  Fumagalli  p.  541.  Giulini  II  p.  472. 

*)  Ficker  Forschungen  I 8.  35  § 11  Anm.  2. 
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. . . investwerunt  ad  detinendum  salva  querimonia  eorntn 
ihhh ibus.  Insuper  d ipsi  Amedeus  ...  et  Adelbertus 

miserunt  bannum  domni  Imperataris  in  mancnsos  aureos 
duo  milia  super  ipsis  casis  et  rebus  ‘). 

Diese  Urkunde  mag  als  typisches  Beispiel  für  die  unzäh- 
ligen Fälle  dienen,  in  denen  ebenso  verfahren  wird. 

Es  sei  schliesslich  nur  noch  auf  zwei  etwas  abweichende 
Urkunden  verwiesen. 

Als  im  Jahre  927  zu  Pavia  der  Vogt  des  Petersklosters 
in  Clivate  wider  Giselbertus  klagt,  weil  er  sich  Besitzstörungen 
habe  zu  Schulden  kommen  lassen,  ist  der  Beklagte  zwar  an- 
wesend, aber 

nihil  hule  resjionsum  dare  voluit. 

Er  soll  durch  Androhung  der  Strafe  des  Königsbanns  zur 
Antwort  gezwungen  werden, 

ut  exinde  iusticiam  fecisset;  sed  . . nequaquam  responsum 
dure  voluissd,  taeitus  hule  permansit  et  taliter  de  eodem 
plaeito  perexit.  . 

Hierüber  wird,  ne  in  alio  modo  oriatur  intencio,  also  zur 
sicheren  Konstatierung,  die  vorliegende  Notitia  ausgestellt. 
Dieser  Giselbert  entzieht  sich  also  ähnlich  wie  jene  Züricher 
Frau  (vgl.  S.  235)  der  Pflicht,  zu  Kecht  zu  stehen;  es  müssen 
besondere  Gründe  Vorgelegen  haben,  wenn  hier  der  Kläger  es 
unterlässt  um  die  Investitur  anzut ragen  *). 

Endlich  eine  parmeser  Urkunde  von  935,  in  der  es  sich  um 
ein  Verfahren  gegen  den  Kläger  handelt.  Der  Beklagte  er- 
scheint im  Beweistermin,  in  dem  der  Kläger  seine  Zeugen  zu 
stellen  sich  verpflichtet  hatte  (udramissd  ad  probandum  per 
testes);  dieser  aber  bleibt  trotzdem  aus  und  ist  trotz  nochmaliger 
Ladung  durch  den  Vorsitzenden  nicht  aufzufinden;  so  wird  denn 
über  das  vergebliche  Auswarten  eine  Notitia  ausgestellt.*) 

Wir  finden  also  hier,  wie  in  den  meisten  ausseritalienisehen 
Beispielen,  die  Verletzung  einer  besonders  eingegangenen  Ver- 


')  Mem.  di  Lucca  IV  2 app.  p.  70  n.  55.  Mur&tori  Ant.  I c.  497  _ 
Pecci,  Vescovi  di  Siena  p.  91. 

’)  Cod.  Lang.  e.  891  n.  524.  Morbio  III  p.  154. 

*)  Affö  Parma  I p.  339  n.  57.  Ficker  p.  29  n.  23.  — Vgl.  Ficker 
Forschungen  I 8.  36. 


Digitized  by  Google 


238 


tragspflicht;  andererseits  begnügt  sich  auch  hier  der  Beklagte  mit 
öffentlicher  Konstatierung,  denn  er  braucht  natürlich  als  der 
im  Besitz  befindliche  nicht  um  die  Investitur  nachzusuchen. 


An  dieser  Stelle,  nachdem  das  Verfahren  bis  zur  Befriedi- 
gung des  Siegers  verfolgt  worden  ist,  scliliesst  unsere  Erörte- 
rung. Es  Hessen  sich  noch  eine  Reihe  weiterer  Punkte  behan- 
deln oder  behandelte  ausführlicher  darstellen;  auch  könnten 
noch  zahlreiche  interessante  Urkunden  im  einzelnen  geprüft 
werden.  Doch  ich  hoffe,  dass  das  Gegebene  genügt  hat,  um 
die  Hauptsachen  zu  besprechen  und  zu  veranschaulichen,  und 
es  wäre  andererseits  zu  fürchten,  dass  durch  das  Eingehen  auf 
noch  mehr  Einzelheiten  die  auch  jetzt  vielleicht  schon  gefährdete 
Übersichtlichkeit  gänzlich  verloren  ginge.  Ist  der  Zweck  die- 
ser Abhandlung  auch  nur  halbwegs  erreicht,  so  muss  sich  ein 
Bild  entrollt  haben,  das  uns  den  Immobiliarprozess  der  frän- 
kischen Zeit  als  eine  im  grossen  nnd  ganzen  bei  allen  Stämmen 
des  Reichs  gleichmässig  ausgebildete,  auf  bestimmten  allgemein 
gültigen  Grundsätzen  ruhende  Institution  zeigt,  zwar  nicht  als 
eine  kunstvolle  Architektur,  aber  als  einen  den  Lebensverhält- 
nissen entsprechenden  Bau. 
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Einleitung. 

Die  vorliegende  Abhandlung  enthält  eine  Untersuchung  über 
das  Zollrecht  der  deutschen  Könige  und  verfolgt  die  Entwicklung 
und  Umgestaltung  desselben  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur 
goldenen  Bulle;  sie  stellt  sich  also  die  Erörterung  einer  Frage 
zur  Aufgabe,  die  bisher  kaum  im  Zusammenhang  behandelt 
worden  ist.  An  der  Hand  der  königlichen  Erlasse  und  Ver- 
kündigungen, in  welchen  die  ordnende  und  gesetzgeberische 
Thätigkeit  der  deutschen  Könige  auf  dem  Gebiete  des  Zoll  wesens 
ihren  Ausdruck  gefunden  hat,  soll  gezeigt  werden,  dass  die 
oberste  Aufsicht  und  Leitung  im  Zollwesen  von  je  her  zu  den 
königlichen  Reservatrechten,  den  sogenannten  Regalien,  gehört 
hat.  Hierauf  haben  die  Könige  während  der  Periode,  auf  welche 
die  Untersuchung  vorläufig  beschränkt  werden  soll,  nicht  ver- 
zichtet. Trotz  mancher  Einschränkungen  im  einzelnen  bleibt 
bis  zur  goldenen  Bulle  das  königliche  Gebot  für  die  Zölle  im 
Reiche,  für  ihre  Anlage,  die  Feststellung  ihres  Betrages  und 
überhaupt  für  ihre  gesetzliche  Regelung  die  eigentliche  Rechts- 
quelle. Freilich  tritt  seit  dem  13.  Jahrhundert  wenigstens  für 
gewisse  Gebiete  des  Reiches  hinsichtlich  der  Zollanlage  neben 
den  früher  ausschliesslich  geltenden  Willen  des  Königs  der 
Konsens  der  betreffenden  Landesherren  als  rechtliches  Erfordernis 
hinzu.  Seit  dem  Ende  desselben  Jahrhunderts  sind  dann  weiter 
die  Könige  auch  in  der  bis  dahin  unbeschränkten  Verfügung 
über  den  Zollbestand  durch  die  jetzt  notwendige  Zustimmung 
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der  Kurfürsten  behindert.  Diese  nehmen  überhaupt  am  Ende 
der  hier  betrachteten  Epoche  kraft  der  Bestimmungen  der  gol- 
denen Bulle  auch  im  Zollrecht  eine  bevorzugte  Stellung  ein.  Im 
übrigen  aber  ist  das  alte  Recht  des  Königs  unangetastet  ge- 
blieben; auch  für  die  landesherrlichen  Gebiete  besteht  es  als 
das  höhere  fort.  Ja  selbst  hinsichtlich  der  kurfürstlichen 
Territorien  scheinen  die  Verordnungen  der  goldenen  Bulle  dafür  zu 
sprechen,  dass  auch  hier  das  königliche  Recht  nicht  ganz  beseitigt 
ist,  .sondern  einen  massgebenden  Einfluss  sich  bewahrt  hat. 

Nachdem  mit  dem  Vorstehenden  kurz  die  Hauptpunkte  an- 
gedeutet sind,  auf  welche  die  folgende  Abhandlung  vor  allem  ihr 
Augenmerk  richten  soll,  wollen  wir  nunmehr  in  die  nähere  Be- 
trachtung der  einschlägigen  Verhältnisse  zunächst  in  den  ältesten 
Zeiten  des  fränkischen  Königtums  eintreten. 
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I. 


Die  Zeiten  des  merowingischen  und 
karolingischen  Königtums. 

Bevor  wir  uns  einer  Betrachtung  der  Zollverliftltnisse  in  den 
Zeiten  der  merowingischen  und  karolingischen  Monarchie  zu- 
wenden, müssen  wir  einige  allgemeine,  sich  auf  gewisse  fundamen- 
tale Hauptpunkte  des  Zollwesens  beziehende  Fragen  einer  Er- 
örterung unterwerfen.  Diese  wird  um  so  kürzer  ausfallen  können, 
als  wir  hierbei,  sowie  auch  hinsichtlich  der  weiteren  Gestaltung 
der  Zollverhältnisse  im  fränkischen  Reiche  nicht  gerade  Neues 
vorzutragen  haben,  sondern  uns  im  wesentlichen  an  die  älteren 
Arbeiten,  vor  allem  an  die  grundlegende  Darstellung  von  Waitz 
anschliessen  werden.1) 

Die  erste  der  in  Betracht  kommenden  Fragen  betrifft  den 
Ursprung  der  Zölle  im  fränkischen  Reich.  Hierüber  sind  von 
den  Geleinten  die  abweichendsten  Ansichten  aufgestellt  worden. 

Die  einen  nämlich  erklären  das  Recht  der  Zollanlage  und 
Zollerhebung  für  einen  Ausfluss  des  freien  Eigentums  am  Grund 
und  Boden.9)  Folgerecht  lassen  sie  dasselbe  „nicht  nur  von  dem 
König  als  Grundherrn,  sondern  von  jedem  freien  Allodialbesitzer 
geübt  werden“.  *)  Eine  zweite  Gruppe  von  Forschern  sieht  zwar 

■)  In  seiner  Deutschen  Verfassungsgeschichte. 

*)  Ilse:  Geschichte  des  deutschen  Steuerwesens.  Giessen  1844.  S. 
37  ff.:  „Des  Recht  der  Zollerhebung  war  eine  Pertinenz  der  freien  Grund- 
stücke* — „Zoll  war  die  Befugnis  des  Eigentümers  eines  freieigenen  Gutes, 
auf  seinem  Territorium,  wo  ihm  beliebte,  Abgaben  von  reisenden  oder  handeln- 
den Personen  zu  erheben“.  De  Lezardiire:  Thfeorie  des  lois  polit.  de  Ia 
monarch.  franc.  T.  3 Par.  1844  p.  31  nr.  IV:  „ — les  pftagea  Gtaient  — 
Taccessoire  de  la  propri£t6  territoriale  dans  Ia  main  de  quelque  posscsseur 
que  ce  füt“.  HUllmann:  Dtsch.  Finanzgesch.  des  Ma.  Berl.  1805,  S.  230, 
u.  ders.:  Gesch.  des  Ursprungs  der  Regalien  in  Dtschl.  Frkf.  a.  0.  1809, 
S.  41:  „Die  ältesten  Zölle  waren  — grundherrliche  Leistungen“. 

*)  Ilse  a.  a.  0.,  Lezard.  a.  a.  0.  nr.  III  u.  IV. 
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auch  in  dem  Grundbesitz  die  Grundlage  des  Zollreclites,  nimmt 
dieses  aber  für  ein  ausschliesslich  königliches  in  Anspruch,  weil 
nämlich  der  fränkische  König  der  allgemein  herrschenden  Vor- 
stellung zufolge1)  für  den  Grundeigentümer  des  gesamten  frän- 
kischen Reiches  gegolten  habe.*)  Diese  Gelehrten  rechnen  daher 
das  Zollrecht  zu  den  sogenannten  Regalien.  Den  Regalcharakter 
des  Zollrechtes  betont  auch  eine  dritte  und  letzte  und  die  Mehr- 
zahl der  Forscher  umfassende  Reihe  von  Gelehrten. 

Im  Gegensatz  aber  zu  den  bisher  Genannten,  welche  das 
Zollwesen  für  eine  durchaus  germanische  Institution  erklären  und 
aus  der  specifisch  germanischen  Entwicklung  des  Staates  und 
Rechtslebens  ableiten  wollen,  vertreten  sie  die  Ansicht,  dass  das 
Zollrecht  von  den  fränkischen  Königen  aus  dem  alten  römischen 
Reich  übernommen  sei.  Sie  halten  das  Recht  keineswegs  für 
eine  Pertinenz  des  freien  Grundbesitzes,  wenn  auch  hier  und  da 
das  Recht  der  Zollerhebung  mit  einem  freien  Gut  verknüpft  ge- 
wesen sei,  sondern  sie  sehen  seine  gesetzliche  Quelle  auch  da. 
wo  es  später  mit  der  Landesherrlichkeit  verbunden  ist,  in  der 
königlichen  Oberhoheit.  Die  fränkischen  Könige  sind  auf  dem 
Gebiete  des  Zollwesens  die  direkten  Nachfolger  und  Erben  der 
römischen  Kaiser.3)  Diese  Ansicht,  welche  w'ohl  die  jetzt  all- 


’)  vgl.  Schriider,  dtsch.  Rechtsgesch.  Lpz.  1881»,  S.  ‘303  f.  Brunner: 
dt.sch.  Rechtsgesch.  Bd.  I,  Lpz.  1SS7.  S.  203  f.  Uensler:  Institut,  des  dt. 
Privatrechts.  I,  Lpz.  1885,  § 63.  Armin  Braunholtz:  Das  deutsche 
Reichszollwesen  während  der  Regierung  der  Hohenstaufen  und  des  Inter- 
regnums. Dias.  Berl.  1890.  I.  Das  Zollrecht  S.  1. 

*)  HUllmann:  Finanzgesch.  a.  a.  O.  Lamprecht:  dtsch.  Wirtschafts- 
gesch.  II,  271  ff:  „Das  Zollregal  des  Reiches  war  ursprünglich  auf  das 
Bodenregal  konstruirt.“ 

*)  Dieser  Ansicht  sind:  Eichhorn:  Dtsche.  Staats-  und  Rechtsgesch. 
5.  Aull.  Bd.  I,  437.  680.  Fahlheck:  la  loyautö  et  le  droit  royal  francs 
durant  la  premiäre  pdriodc  de  l’existence  du  royaume  (484— 614)  traduit  par 
Kramer.  Lund  1883  p.  133  f.  Falke:  Gesch.  des  dtsch.  Zollwesens  Lpz 
1869  S.  1 f.  6.  26.  Fustel  de  Coulanges:  Hist  des  instit.  polit.  T.  I, 
Par.  1875  p.  442  f.  Lamprecht:  Dtsch.  Wirtschaftsgesch.  I,  1274  ff.  Ders- 
dtsch.  Gesch.  Bd.  I,  1890.  S.  301.  LehuSrou:  Hist,  des  instit.  Caroling. 
Par.  1843  p.  419 f.  Schmoller:  D.  Epochen  der  preuss.  Finanzpolitik. 
Jahrb.  f.  Gesetzgeb  , Verwalt,  u.  Volkswirtsch.  I.  Lpz.  1877.  S.  35.  40. 
Schröder:  Dtsch.  Rechtsgesch.  186.  Tardif:  Etudes  sur  les  instit.  polit. 
et  administr.  de  la  France  I,  Periode  merow.  Par.  1881  p.  208.  215.  bes. 
219  ff.  Waitz  a.  a.  O.  II,  f,  S.  299  IV,  55.  65.  vgl.  VIII,f303. 
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gemein  herrschende  genannt  werden  darf,  trifft  sicherlich  das 
Richtige,  wie  wir  weiter  unten  noch  näher  sehen  werden.  Vor- 
läufig wollen  wir  uns  nach  Beantwortung  der  Frage  nach  dem 
Ursprung  der  Zölle  klar  zu  machen  suchen,  was  man  im  Mittel- 
alter  überhaupt  unter  Zoll  verstanden  hat. 

Bekanntlich  war  der  für  Zoll  gebräuchliche  lateinische  Aus- 
druck „theloneum“,  und  dass  der  Begriff  des  alten  theloneum  ein 
viel  weiterer  gewesen  ist  als  der  unseres  heutigen  Zolles,  wird 
von  niemand  bezweifelt.  Im  allgemeinen  nämlich  rechnete  man 
dazu  alle  Abgaben,  welche  sich  in  irgend  einerWeise  an  den  Handel 
sowohl  zu  Lande  wie  zu  Wasser  anschlossen.  Daraus  ergiebt  sich 
als  die  allgemeinste  Einteilung  alles  dessen,  was  zum  theloneum 
gehörte,  diejenige  in  Land-  und  Wasserzölle  (Flusszölle). 

Im  besonderen  umfasst  das  theloneum  zunächst  alle  Abgaben, 
die  für  jeglichen  Kauf  und  Verkauf  zu  zahlen  waren,  also  ins- 
besondere die  Marktzölle,  sodann  alle  Leistungen,  welche 
für  das  Recht  des  Handelns  überhaupt  entrichtet  werden 
mussten.  Ferner  zählte  man  dazu  alle  Zölle,  welche  von  jeglichem 
Warentransport  beim  Passieren  einer  bestimmten  Zollstätte  fällig 
waren  und  unter  dem  Begriff  der  Transitzölle  zusammengefasst 
werden  können.  Weiter  bilden  einen  Bestandteil  des  theloneum 
diejenigen  Abgaben,  welche  man  später  mit  dem  Namen  der 
Accise  zu  belegen  sich  gewöhnte,  und  das  besonders  in  den 
Städten  für  städtische  Bedürfnisse,  wie  Befestigungen  u.  a.  ein- 
gezogene  sogenannte  Ungeld.  Endlich  gehören  zum  theloneum 
alle  jene  mannigfaltigen  Gebühren,  welche  für  die  Benutzung 
öffentlicher,  dem  Verkehre  dienender  Anlagen  zu  zahlen  waren, 
und  welchen  man  in  der  Gesamtheit  den  Namen  der  Verkehrs- 
gelder geben  kann;  einzelne  Arten  derselben  begegnen  uns  als: 
Wegegelder,  Brückengelder,  Strom-  und  Fährgelder,  Hafenzölle, 
Abgaben  an  den  Anlagestellen  der  Schiffe.1) 


’)  vgl.  Eichhorn  a.  a.  0.  I,  677.  Falke  a.  a.  O.  S.  12.  Inama- 
Sternegg:  Dtsch.  Wirtschaftsgesch.  Bd.  2,  Lpz.  1891.  S 377  ff.  Lainprecht: 
Dtach.  Wgesch.  II.  208 f.  271.  Riezler:  Gesell.  Bayerns  Bd.  I,  Gotha  S. 
274  f.  Schröder  a.  a.  0.  186.  Richter:  Annalen  des  frank.  Reiches  I. 
Halle  1873,  S.  124.  II,  ebda.  1885,  S.  571.  Waitz  a.  a.  O.  II,  2,  282  f.  IV, 
55.  64  ff.  73.  VIII,  287 — 292.  Zöllner:  D.  Zollregal  der  dtsch.  Könige  bis 
zum  Jahre  1235.  Frogr.  des  städt.  Realgymn.  Chemnitz  1888  S.  3.  Braun- 
holtz  a.  a.  0.  S.  1.  4.  23. 
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Während  also  alle  diese  verschiedenen  Geldleistungen  den 
Inhalt  des  alten  theloneum  ausmnchten,  wurde  das  deutsche  Wort 
Zoll  zunächst  nur  auf  die  Transitzölle  zu  Lande  wie  zu  Wasser 
angewendet.1)  Eigentliche  Ein-  und  Ausfuhrzölle  dagegen  in 
unserem  Sinne  bat  das  mittelalterliche  Zollwesen  überhaupt 
nicht  gekannt.*)  — 

Wie  bereits  oben  angedeutet,  bekennen  auch  wir  uns  zu  der 
Ansicht,  dass  das  deutsche  Zollrecht  von  vornherein  Regalrecht 
gewesen,  und  dass  sein  Ursprung  in  den  von  den  Pranken  in 
Gallien,  also  auf  römischem  Boden  Vorgefundenen  römischen  Ver- 
hältnissen zu  suchen  sei.  Erst  unter  dem  Einfluss  der  römischen 
Kultur  haben  die  Germanen,  denen  Steuerzahlen  als  ein  Zeichen 
der  Unfreiheit  galt,  den  ihnen  fremden  Gedanken  der  Steuer- 
pflicht empfangen.“)  Sofort  nach  ihrem  Eintritt  in  römisches 
Gebiet  haben  ihre  Könige  in  richtiger  Würdigung  von  der  Be- 
deutung des  Zollregales  für  ihre  Kasse  dieses  als  Ausgangspunkt 
verschiedener  indirekter  Steuern  sich  angeeignet,  welche  sie  nun 
von  ihren  Unterthanen  erhoben. 

Die  römischen  Zölle,  welche  die  Franken  in  Gallien  vor- 
fauden,  trugen,  wie  Waitz4)  mit  Recht  betont,  einen  rein  finanziellen 
Charakter,  d.  h.  sie  verfolgten  keinen  anderen  Zweck  als  den, 
Geld,  und  zwar  recht  viel  Geld  zu  bringen.  Der  römischen 
Rechtsanschauung  zufolge  gehörten  aber  ihre  Erträgnisse  aus- 
schliesslich dem  Fiscus,  der  kaiserlichen  Kasse.*)  Traten  also 
die  fränkischen  Könige  in  Gallien  auf  diesem  Gebiete  in  die  Erb- 
schaft der  alten  Kaiser  ein,  so  gewannen  sie  sich  damit  manche 


•)  vgl.  Waitz  a.  a O.  VIII,  293.  Lumprecht  a.  a.  0.  II,  268  ff. 

*)  vgl.  Waitz  a.  a.  O.  Lamprccht  a.  a.  O.  271. 

*)  vgl.  Schmoller  a.  a.  0.  35  u.  40.  Zeumer:  Die  dtschen.  Städte- 
steuorn  (Schindlers  Staats-  u.  sozialwissenseliaftl.  Forschen.  I,  2 Lpz.  1878) 
S.  5.  Lehuerou  a.  a.  0.  p.  419.  Die  germanische  Abneigung  vor  Steuer- 
zahlung tritt  auch  noch  im  späteren  Mittelalter  hervor  und  wird  von  Aus- 
ländern gerade  als  besondere  deutsche  Eigentümlichkeit  hervorgehoben,  vgl. 
Lindner:  Dtsch.  Gescb.  unter  den  Uabsburgern  und  Luxemburgern.  Bd.  I, 
Stuttg.  1890  S.  50. 

*)  II,  2,  300.  IV,  56.  vgl.  Schulte:  Lehrbuch  der  deutschen  Reichs- 
und Rechtsgesch.  5.  Aull  Stuttg.  1881.  S.  111. 

6)  vgl.  Mommseu  : röm.  Staatsrecht  II,  2 (3.  Aufl.)  S.  998  ff.  bes.  S. 
1004  f.  u.  1018. 


Digitized  by  Google 


n 


nutzbringende  Rechte  ans  dem  römischen  Fiscns  und  eröffneten 
sich  so  eine  reiche  Einnahmequelle. 1 ) Hieran  wird  ihnen  aber 
viel  gelegen  haben;  denn  bei  den  geringen  Einkünften,  welche 
ihnen  nach  streng  germanischer  Anschauung  zuflossen,  mussten 
sie  nach  Erschliessung  eines  reichlicheren  Geldzuflusses  Verlangen 
tragen.’)  Mit  der  Aneignung  also  des  römischen  Grundsatzes 
von  dem  Recht  der  Zollerhebung  als  eines  Regales  wurden  die 
Könige  der  Franken  mit  einem  Schlage  die  rechtlichen  und  fak- 
tischen Inhaber  aller  noch  ans  römischer  Zeit  stammenden  sowie 
aller  neu  aufzurichtenden  Zölle,  zunächst  freilich  nur  auf  gallisch- 
römischem  Boden;3)  aber  von  hier  ans  wurde  dann  diese  An- 
schauung auch  auf  die  entlegneren  Reichsgebiete,  schliesslich 
also  auch  auf  die  rein  germanischen  Teile  übertragen. 

Dass  wirklich  das  Recht,  Zölle  aufzulegen,  ein  ausschliesslich 
königliches  gewesen  ist,  zeigt  sich  zunächst  darin,  dass  die 
königlichen  Beamten,  vor  allem  die  Grafen,  welche  überhaupt 
alle  öffentlichrechtlichen  Einnahmen  zu  überwachen  und  für  ihre 
Einziehung  zu  sorgen  hatten,  auch  die  Eintreibung  der  Zölle 
beaufsichtigten  und  leiteten.  An  sie  ergehen  daher  die  königlichen 
Befehle,  welche  auf  das  Zollwesen  irgend  wie  Bezug  nehmen.  *) 


')  vgl.  Waitz  a.  a.  0.  und  Schulte  a.  a.  0.  Braunholtz  a.  a.  O.  S.  4. 
*)  vgl.  Tardif  a.  a.  0.  p.  216:  „Ces  revenug  durent  paraitre  insuffiaant* 
aux  rois  merowing.,  qui  essayerent  pour  leg  accroitre,  de  puiger  & une  source 
plus  productive  en  utilisant  et  faisant  fonctionner  ä leur  profit  ['Organisation 
finaneiöre  qn'ils  avaient  trouvte  ötablie  dang  la  Gaule.“  vgl.  p.  219. 

’)  Bass  im  fränkischen  Reich  die  Einkünfte  aus  den  Zöllen  in  die 
königliche  Kasse  flössen,  geht  ans  den  häufig  in  den  Urkunden  gich  findenden 
Ausdrücken  hervor,  wie:  teloneos  — quiequid  ad  partem  nostram  vel  fisoo 
publico  — exactare  potuerit.  (Diplom  vom  30.  Juli  629:  Mon.  Germ.  Dipl, 
regum.  Franc.  I.  140  f.)  oder  theloncum  quod  — agentes  nostri  — in  fison 
nostro  solebant  recipere  (ebda.  23.  Dipl,  vom  Jahr  651)  oder  ubicumque  con- 
snetudo  telloneo  — fisc.ua  noster  exigere  consuevit  (Dipl.  660  Dez.  23  ebd.  35) 
oder  teloneum  — et  quiequid  exinde  ad  partem  fisci  nostri  reddere  debent 
(Dipl.  775  Mai  2:  Bouquet:  Recneil  de»  histor.  des  Gaules.  — T.  V,  p.  732 
vgl.  745)  oder  quiequid  inde  ad  regii  census  figeum  persolvi  potent  (Dipl.  862 
Okt.  26:  Bouqu.  VIII,  684).  Auch  Ausdrücke  wie:  .teloneum  vel  etiam  omnia 
que  sunt  ad  publicum  regium  pertinentia“  kommen  vor  (Ficker:  Forsch,  z. 
Reichs-  u.  Rechtsgesch.  Italiens  Bd.  IV,  S.  19  nr.  14). 

*'  vgl.  Lezardiöre  a.  a.  O.  31  nr.  III.  Waitz  II,  324.  VIII,  29. 
Schröder  129  und  Dipl.  I,  S.  68.  140 f.  23.  Foim.  Marculfi  Snppl.  bei 
Zeumer  Mon.  Germ.  Leg.  seet.  V,  107.  Bouqu.  V,  699 f.  VIII,  538.  647. 
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Weiter  äussert  sich  der  auf  römischer  Grundlage  beruhende 
Regalcharakter  des  deutschen  Zollwesens  einmal  in  der  freien 
Verfügung  der  Könige  über  die  Zölle  im  Reiche,1)  sodann  darin, 
dass,  wie  den  römischen  Kaisern,*)  so  auch  jetzt  den  fränkischen 
Königen  die  gesamte  Regulierung  des  Steuer-  und  Hebewesens 
und  die  umfassende  Oberleitung  auf  diesem  Gebiete  zukam. 

Was  zunächst  die  freie  Verfügung  der  Könige  über  die  Zölle 
betrifft,  so  finden  wir  bereits  in  der  fränkischen  Zeit  infolge 
königlicher  Verleihung  Zölle  mit  den  Grafschaften  verbunden  und 
seit  der  weiteren  Entwickelung  des  Renefizial  wesens  wie  alle, 
namentlich  die  Einkommen  gewährenden  Hoheitsrechte  zum  Amt, 
zum  Benefizium  des  Grafen  gerechnet.8) 

Ausserdem  aber  haben  schon  die  merowingischen  Könige, 
wenn  auch  noch  nicht  in  so  reichlicher  Zahl  wie  die  Könige 
späterer  Zeiten,  Zollprivilegien  erteilt,4)  durch  welche  sie  den 
Besitz  von  bereits  bestehenden  oder  erst  zum  Zweck  der  Ver- 
leihung anzulegenden  Zöllen  anderen  übertrugen  und  somit  ihrem 
Eigentum  entzogen;5)  denn  fortan  Hessen  die  mit  den  Zöllen 


Brfiquigny:  Diplomata  aetatis  Merow.  II,  598.  Bibi,  de  l'öcole  des  chartes 
2.  s6r.  IV,  212.  Leg.  III,  480.  Sickel:  Beitr.  z.  Dipl.  V,  93.  Wenn  es 
in  der  c.  681  von  Theuderich  III.  dem  Kloster  St.  Denis  gewährten  Zoll- 
freiheit heisst:  .nullus  quilibet  de  iudicibns  nostris  vel  de  tollonariis  nnllo 
tillonco  — exigere  — non  praesumatnr*  (Dipl.  I,  S.  46),  so  werden  wahr- 
scheinlich unter  den  indices  die  Qrafen  zu  verstehen  sein,  vgl.  Schröder 
a.  a.  O.  128  n.  18  n.  Waitz  II,  34  f.  Neben  den  Orafen  und  ihren  Stell- 
vertretern werden  an  mehreren  der  erwähnten  Stellen  auch  besondere  Zoll- 
beamte (tellonearii,  pontonarii)  erwähnt;  auch  die  duces  finden  sich.  Die 
Hauptsache  aber  bleibt,  dass  sie  alle  königliche  Beamte  sind.  Ueber  die 
Beamten,  welche  mit  der  Zollverwaltung  betraut  sind,  vgl.  Braunboltz 
a.  a.  0.  S.  37—47. 

’)  Auch  hierfür,  namentlich  für  die  Erteilung  von  Zollfreiheiten  mag 
daB  alte  kaiserliche  Recht  des  Steuererlasses  vorbildlich  gewirkt  haben. 
Mommsen  a.  a.  0.  S.  1015. 

’)  Mommsen  a.  a.  O.  Fügtet  de  Goul.  a.  a.  0.  p.  171  f. 

*)  vgl.  eine  Urkunde  Ludwigs  des  Kinde»  vom  19.  Sept,  902  (Beyer; 
mittelrhein.  Urkbuch.  I,  214)  und  Waitz  VII,  28. 

*)  vgl.  Eichh.  a.  a.  O.  I,  680.  Falke  a.  a.  0.  5f.  Lehtter.  a.  a.  0. 
p.  419 f.  Schröder  a.  a.  O.  S.  186.  Schulte  a.  a.  0.  S.  111.  Waiti 
a.  a.  0.  IV,  66  ff. 

*)  So  schenkt  z.  B.  Chilperich  I.  562  Mai  1 der  Kirche  von  Tournay 
den  Zoll  daselbst  rsicnt  fisous  noster  et  regia  potestas  evindicare  potest“ 
(Breqnigny  a.  a.  0.  I,  167);  am  21.  Sept.  627  überweist  Dagobert  I.  der 
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Beschenkten  die  betreffenden  Zollerträge  durch  eigene  Beamte 
erheben.  ‘)  Derartige  Zollvergabungen  nehmen  unter  den  Karo- 
lingern bereits  einen  grösseren  Umfang  an.5)  Beachtenswert 
hierbei  ist,  dass  zunächst  fast  nur  Geistliche  mit  solchen  Zoll- 
privilegien ansgestattet  worden  sind,  dagegen  wurden  die  welt- 
lichen Grossen  nur  ganz  selten  damit  bedacht.*)  Unter  diesen 
müssen,  wie  Waitz4)  bereits  hervorgehoben  hat,  vor  allem  die 
Herzoge  der  Volksstämme  sehr  bald  die  Erhebung  wie  der  Ge- 
richtsgelder, so  auch  der  anderen  eigentlich  dem  König  zustehenden 
Einkünfte,  also  auch  der  Zölle  zu  ihrer  Verwendung  erhalten 
haben.  Zu  den  weltlichen,  mit  Zollgut  durch  königliche  Schenkung 
ausgestatteten  Besitzern  gehören  ferner  auch  die  Grafen,  sofern 
sie  nicht  nur  die  Verwalter  der  königlichen  Zölle  waren,  son- 
dern das  Zollrecht  hier  und  da  für  sich  selbst  üben  und  nutzen 
durften.  *) 

Zwar  wurde  auf  diese  Weise  mancher  Zoll  mit  seinen  Ge- 
fällen dem  königlichen  Besitz  entzogen,  dennoch  aber  wurden 
die  mit  ihnen  Beliehenen  nicht  in  dem  Sinne  volle  Eigentümer 
derselben,  dass  sie  ganz  nach  eigenem  Belieben  mit  ihnen  hätten 
schalten  und  «'alten  können.  Ausdrücklich  wird  betont,  dass  jede 
Neuanlage  von  Zöllen  und  die  Verlegung  einer  alten  Zollstätte 
stets  der  königlichen  Genehmigung  bedürfe.8)  Ja  die.  vergabten 


Wormser  Kirche  Besitzungen  im  Gau  Budenburg  und  „omne  teloneum,  mer- 
catnm  — sicut  prius  ad  nostrum  usum  ambularc  videbatur,  sic  inantea  ad 
praescriptam  ecclesiam“  (ebda.  242).  vgl.  desselben  Königs  Diplom  fUr  St. 
Denis  (629  Juli  30:  Diplom.  I,  140 f.)  und  Sigiberts  II.  Diplom  vom  Jahre 
651  für  das  Kloster  Stablo  und  Malmedy  (ebd.  23). 

*)  Waitz  IV,  67  f. 

*)  vgl.  Pippins  Bestätigung  für  St.  Denis  (753  Juli  8:  Bouqu.  V,  699  f.) 
und  Karls  Diplom  für  dasselbe  Kloster  (ebd  730);  ferner  Ludwigs  des  Fr. 
Urkunde  flir  die  Pariser  Kirche  (821  Okt.  19:  ebd.  VI,  524).  Andere  Bei- 
spiele sind:  Bouqu.  VIII,  538.  684.  601.  647.  vgl  Ficker:  Forsch,  z.  Reichs- 
und Rechtsgesch.  Itals.  IV,  19  nr.  14.  Richter  a.  a.  O.  II.  572.  Bibi,  de 
l’<c.  des  chart.  2.  s6r.  IV.  212.  213  N.  1). 

*)  vgl.  Inama-Sternegg  a.  a.  O.  II,  377. 

*)  11,  330. 

*)  vgl.  oben  8.  5. 

®)  Beseler:  Die  deutschen  Kaiserurkunden  als  Rechtsquellen  (Zeitschr. 
f.  Rechtsgesch.  Weimar  1863  Bd.  II,  8.  367  ff.);  Falke  a.  a.  O.  S.  1 f . 
Hiillm.:  Urspr.  8.  41.  Schröder  S.  511  u.  578.  Waitz  Vm,  306. 
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Zölle  selbst  waren  durchaus  nicht  gänzlich  der  Einwirkung  der 
königlichen  Macht  entzogen.1) 

Es  zeigt  sich  dies  zunächst  darin,  dass  die  Könige  bei  Er- 
teilung von  Zollfreiheiten,  welche  schon  in  den  ältesten  Zeiten 
reichlich  gewährt  worden  sind, s)  nicht  etwa  nur  auf  die  noch  in 
ihrem  unmittelbaren  Besitz  befindlichen  Zölle  beschränkt  waren, 
sondern  dass  die  Befreiungen  ausdrücklich  für  grössere  Reichs- 
gebiete erteilt,  oft  sogar  auf  das  ganze  Reich  erstreckt  wurden. 
Es  wurden  die  in  private  Hände  gekommenen  Zölle  davon  nicht 
etwa  ausgenommen.3) 

Während  wir  aber  oben  bemerkten,  dass  die  Anlage  neuer 
Zollplätze  und  Verlegung  alter  Zölle  durchaus  Recht  des  Königs 
war,  wurden  solche  Zollbefreiungen  nicht  nur  vom  Herrscher, 
sondern  auch,  wenigstens  später,  von  den  anderen  Inhabern  von 
Zollrechten  und  Zollstätten  erteilt.  Natürlich  konnten  diese  die- 
selben nicht  für  den  Umfang  des  ganzen  Reiches,  sondern  bloss 
für  ihr  Gebiet  oder  ihren  Ort  gewähren.4) 

Auch  mit  solchen  Zollbefreiungen,  in  denen  wiederum  eine 
Einbusse  des  königlichen  Vorteils  lag,  wurde  zunächst  nur  die 
Geistlichkeit  ausgestattet.*)  Hierbei  ist  zu  beachten,  dass  die 
Immunität,  welche  bekanntlich  gerade  den  geistlichen  Gewalten 
gewährt  wurde  und  zunächst  in  einer  Befreiung  von  allen  öffent- 
lichen, staatlichen  Abgaben  bestand,  keineswegs  die  Verleihung 
der  Zollfreiheit  in  dem  Sinne  in  sich  schloss,  dass  die  Immunitäts- 


')  Bräunt,  a.  a.  O.  S.  5. 

*)  Schröder  a.  a.  0. 

>)  Waitz  H,  6G  f.  VIII,  307—311. 

*)  Waitz  a.  a.  O. 

*)  So  schenkt  Chlodovech  dem  Kloster  St.  Petri  Vivi  Senonensis  Zoll- 
freiheit für  seine  Besitzungen  (c.  499:  Pardessus  I,  36);  vgl.  ebenda  68  f. 
u.  60.  Am  23.  Dez.  660  schenkt  Chlothar  III.  dem  Kloster  Corby  Zollfrei- 
heit  „in  quibuslibet  locis  vel  territoriis  — ubicumque  consuetudo  telloneo  — 
et  fiscus  noster  exigere  consuevit“.  (Dipl.  I,  36).  Weitere  Beispiele  von 
Zollfreiheiten  für  das  ganze  Reich:  ebd.  4G.  Bouqu.  V,  730,  732,  745.  Mit 
Ausnahme  von  3 Orten  erhält  Zollfreiheit  im  ganzen  Reich  die  Kirche  der 
heiligen  Maria  in  Strassburg  (775  Doz.:  Strassb.  Ukb.  I,  10)  vgl.  Sickel: 
Beitr.  V,  93.  Beispiele  von  Befreiungen  nur  für  gewisse  Gebiete  sind: 
Lacomblet:  Urkb.  für  die  Gesch.  des  Niederrheins  I,  20.  Mon.  Germ.  SS. 
XXI,  368.  Beyer  I,  213.  vgl.  Waitz  IV,  67  n.  1—2. 
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herren  im  Reiche  auch  ausserhalb  ihres  befreiten  Gebietes  von 
der  Zahlung  von  Zöllen  entbunden  gewesen  wären.1) 

Auch  von  den  vergabten  Zöllen  also,  wie  gesagt,  konnten 
die  Herrscher  Befreiungen  gewähren.  Ihre  Oberhoheit  aber  über 
alle  Zölle  findet  ferner  darin  ihren  Ausdruck,  dass  alle  könig- 
lichen, das  Zoll  wesen  betreffenden  Verfügungen  allgemein  gültige 
Nonnen  aufstellen.  Ihrer  Befolgung  werden  wiederum  die  nicht 
königlichen  Zollbesitzer  nicht  überhoben.  Mit  der  Betrachtung 
der  königlichen  Zollgesetzgebung  kommen  wir  zu  dem  dritten 
Punkt,  in  welchem  sich,  wie  bemerkt,  der  Regalcharakter  des 
Zollrechtes  offenbart. 

Wie  die  römischen  Kaiser,  verordneten  auch  ausschliesslich 
die  fränkischen  Könige,  an  welchen  Plätzen,*)  wofür  Zollabgaben 
zn  entrichten  waren,*)  und  wer  zur  Leistung  derselben  verpflichtet, 


')  Bezüglich  des  Verhältnisses  von  Immunität  zum  Zollregal  und  zur 
Zollfreiheit  vgl.  Lampr.  dtsch.  Wgesch.  I,  1017  ff.  Schröder  a.  a.  0.  194. 
Waitz  IV.  67  f.  313  f. 

')  vgl.  Capit.  regum  Francorum  ed.  Boretins  (Mon.  Germ.  Leg.  sect,  2) 
L 22  C.  9.  51,  c.  18.  190,  C.  8.  144,  c.  7.  145,  C.  6,  124,  c.  13.  132,  C.  10' 

284,  c.  17.  289,  C.  4.  294,  c.  I.  SOG,  c.  21.  427,  c.  12.  441,  c.  29.  cf.  Ansegisi 

Capitularium  Lib.  II,  19.  Leg.  I,  352,  c.  11.  3G3,  c.  5 u.  19. 

*)  Hier  ist  zunächst  hervorzuheben,  dass  nach  alter  Anschauung 
nur  alles,  was  wirklich  zum  Kauf  nnd  Verkauf  diente,  dem  Zoll  unter- 
lag. Cap.  I,  32,  c.  4.  124,  c.  13.  294,  c.  1.  427,  c.  12.  441,  c.  29.  Leg.  I, 
363,  c.  19.  vgl.  Strassb.  Stadtr.  bei  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte  des 
Mittelalters.  Bd.  I.  Bresl.  1851  f.  S.  61.  Cap.  52.  EicÜh.  a.  a.  0.  L 677. 
Lezard.  ».  a.  O.  32.  Inama-Sternegg  a.  a.  0.  II,  378.  Richter  a.  a.  U. 
571.  Schröder  a.  a.  O.  186.  511.  Sickel  a.  a.  O.  5,  93.  Waitz  IV,  62  f 

VIII,  287 f.  Zöllner  a.  a.  O.  8.  Im  übrigen  galten  die  Zölle  als  Entgelt 

der  Reisenden  nnd  Handeltreibenden  für  Dienste,  die  ihnen  zu  ihrem  be‘ 
quemeren  Fortkommen  geleistet  wurden,  vor  allem  für  die  Instandhaltung 
der  Wege,  Brücken  und  sonstiger  Konununikationsmittel.  Die  Kapitularien 
betonen,  dass  nur  in  diesen  Fällen  Zölle  erhoben  werden  dürfen,  dass  dagegen 
keiner  znr  Zollzahlung  verpflichtet  werden  darf,  wo  ihm  kein  derartiger 
Vorteil  geboten  wird,  auch  dass  keiner  zur  Zollabgabe  an  solchen  Plätzen 
durch  Sperrung  der  Wege  oder  ähnliche  Gewaltmittel  gezwungen  werden  soll, 
wenn  er  dieselben  gar  nicht  zn  berühren  braucht,  vgl.  Cap.  I,  144,  c.  7. 124, 
C.  13.  160,  c.  19.  149,  c.  8.  294,  c.  3.  284,  c.  7.  289,  c.  4 294,  C.  1.  427,  C. 
12.  431,  c.  54.  441,  C.  29.  443,  c.  45.  Leg.  L 363,  c.  19.  429,  C.  5.  Vgl. 
Lezard.  32.  Zöllner  8.  Brannholtz  a.  a.  0.  S.  1.  42. 
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wer  dagegen  davon  befreit  war.1)  Alle  diese  Kapitularbestim- 
mungen  nnn  sind  überwiegend  Verbote  gegen  die  nur  zu  häufig 
von  Privaten  missbräuchlich  geforderten  Zollerhebungen  gewesen ; 
missbräuchlich  aber  waren  diese  deshalb,  weil  die  Zölle  an  an- 
deren als  den  von  alters  her  bestehenden  Plätzen  und  in  anderen 
als  den  erlaubten  Fällen  eingetrieben  wurden.5)  Bedrückungen 
und  Ungerechtigkeiten  aller  Art  auf  dem  Gebiete  des  Zoll wesens 
kamen  schon  sehr  früh  und  trotz  aller  Verbote  immer  wieder 
vor.  So  sahen  sich  die  Könige  wiederholt  zu  energischem  Ein- 
schreiten dagegen  genötigt.  Mehrfach  belegten  sie  die  Ceber- 
tretungen  ihrer  Gebote  mit  der  Zahlung  der  höchsten  Geldstrafe, 
die  sie  verhängen  konnten,  des  sogenannten  Königsbannes.*)  Der 
König  hat  ausserdem  das  Recht,  jeden,  der  sich  seinen  Anord- 
nungen nicht  fügt,  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.4) 

Die  königliche  Gesetzgebung  selbst  aber  in  Sachen  des  Zoll- 
wesens, bei  der  es  sich  vor  allem  um  Feststellung  der  Zollplätze 
und  der  Höhe  der  einzelnen  Abgaben  handelte,  erfolgte  in  einer 
merkwürdigen  Weise.  In  den  meisten  Fällen  nämlich  wurde 
nicht  ausdrücklich  gesagt,  in  welcher  bestimmten  Weise  in  Zoll- 
sachen verfahren  werden  sollte,  sondern  es  heisst  nur,  dass  der 


*)  Nach  der  vorigen  Anmerkung  versteht  sich  zunächst  von  selbst,  dass 
allo  Waren,  bei  denen  cs  sich  nicht  um  Kauf  und  Verkauf  handelte,  sondern 
die  zum  eigenen  Gebrauch  als  Eigentum  geführt  wurden,  zollfrei  waren, 
vgl.  Cap.  I,  82,  c.  4.  124,  c.  18.  427,  c.  12.  Strassb.  Stdr.  a.  a.  O.  Lezard 
a.  a.  0.  Zoll n.  8.  Waitz  VIII,  287  f.  Ausserdem  werden  für  zollfrei 
erklärt  alle  Waren,  welche  die  auf  der  Hof-  und  Heerfahrt  Befindlichen  mit 
sich  führten;  bei  ihnen  handelt  es  sich  ja  auch  nicht  um  Kauf  und  Verkauf, 
vgl.  Cap.  I,  124,'  13.  289,  16.  427,  12.  In  gleicher  Weise  werden  auch  dio 
nach  Rom  oder  sonst  wohin  ziehenden  Pilger  von  allen  Zollabgaben  entbunden 
Cap.  I,  82,  4.  Leg.  I.  27,  22.  Alcuini  ep.  57  ap.  Jaffä:  Bibi.  rer.  Germ.  VI, 
286  f.  Einmal  werden  sogar  die  zum  Handel  ziehenden  Juden  befreit  Leg. 
I,  363,  29.  vgl.  Inaiua  378.  Richter  571  f.  Waitz  IV,  62  f.  Zöllner  8. 

*)  vgl.  die  angeführten  Stellen  und  besonders  Waitz  IV,  65  ff.  Zöllner 
8.  Braunholtz  a a.  O.  S.  9. 

*)  Wie  uns  überhaupt  für  die  ganze  Art  der  Zollgesetzgebung  erst  aus 
karolingischer  Zeit  Zeugnisse  vorliegen,  so  auch  für  diese  Strafe:  Cap.  L 32, 
4.  144,  7.  190,  8.  284,  17.  294,  1.  441,  29.  vgl.  Sickel:  Zum  ältesten  deutschen 
Zollstrafrecht  (Zeitsclir.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft  Bd.  7 Wien  1887 
8.  506). 

4)  vgl.  Cap.  I,  124,  13.  289,  4.  306,  21.  443,  45.  Ansegisi  Cap.  lib.  II, 
19.  Leg.  I,  352,  11.  363,  19.  Jaffö  a.  a.  0. 
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althergebrachte  Zustand,  die  „antiqua  consnetudo“  gewahrt  werden 
solle.1)  Die  Kapitularien  beschränken  sich  darauf,  die  alten 
Zölle,  welche  infolge  ihres  Alters  den  Charakter  der  Recht- 
mässigkeit an  sich  tragen  und  deshalb  auch  weiter  zu  erheben 
sind,  von  den  neuen  zu  unterscheiden,  welche  wegen  ihrer  Neu- 
anlage keinen  Anspruch  auf  Gesetzmässigkeit  erheben  dürfen  und 
daher  von  den  Königen  verboten  werden.  *)  Die  Zeit  ihrer  An- 
lage also  war  bei  der  Frage  nach  der  Gültigkeit  der  Zölle  das 
ausschlaggebende  Moment;  es  muss  mithin  immer  eine  iestgezogene 
zeitliche  Grenzscheide  die  alten,  rechtmässigen  Zölle  von  den 
neuen  und  unerlaubten  getrennt  haben.  Dass  nun  diese  in  den 
Kapitularien  fast  nie  näher  angegeben  wird,  ist  das  Auffallende. 
Vielleicht  ist  die  Ursache  dieser  Erscheinung  darin  zu  suchen, 
dass  uns  wohl  nur  ein  verhältnismässig  geringer  Teil  der  mero- 
wingischen  und  karolingischen  Kapitularien  erhalten  ist.  Denn 
dafür,  dass  solche  bestimmte  Endtermine  wirklich  aufgestellt 
worden  sind,  haben  wir  wenigstens  zwei  Zeugnisse  aus  dieser 
Zeit.  Das  eine  derselben  gehört  noch  in  die  merowingische 
Epoche  und  fällt  in  die  Regierungszeit  Chlotars  II.,  in  das 
Jahr  614  Okt.  18;3)  das  andere  ist  ein  Kapitulare  Ludwigs  des 
Frommen  aus  dem  Jahre  818/819. 4)  Im  neunten  Artikel  des 
ersten  wird  festgesetzt,  dass  nur  an  denjenigen  Orten  Zölle  ein- 
gezogen werden  sollen,  an  welchen  sie  schon  bis  zum  Tode  der 
Vorgänger  Chlotars  II.,  der  Könige  Gunthram,  Chilperich  und 
Sigibert,  erhoben  zu  werden  pliegten. 5)  Durch  diese  Bestimmung 
wird  für  jeden  der  drei  Hauptteile  des  Reiches  ein  besonderer 
Endtermin  als  Grenzscheide  der  alten  und  neuen  Zölle  aufgestellt: 
für  Burgund  das  Jahr  593,  in  welchem  König  Gunthram  er- 
mordet wurde,  für  Neustrien  das  Jahr  584,  in  welchem  Chilperich 

*)  vgl.  Eichh.  a.  a.  O.  I,  677.  Falke  a.  a.  O.  2.  Lezard.  a.  a.  O. 
31  nr.  V.  32.  Richter  a.  a.  O.  671  f.  Waitz  II,  300.  IV,  66.  Zöllner  a.  a. 
O.  8.  Zeumer  a.  a.  0.  128. 

»)  vgl.  Cap.  I,  51,  18.  124,  13.  132,  10.  144,  7.  146,  6.  190,  8.  289,  4. 
294,  1.  427,  12.  443,  46.  Leg.  I.  363,  5 n.  19.  Dipl.  I,  140  f.  36.  Jaff6 
a.  a.  0. 

*)  vgl.  Cap.  I,  22. 

*)  ebd.  284. 

*)  a.  a.  0.:  .De  telonco:  ea  loca  debeat  exigi  vel  de  speciebne  ipaia 
quae  praecedentium  principum,  is  est  usque  transitum  — dominorum  — 
Gnnthramni,  Chilperici,  Sigiberti  Regum  est  exactum.“ 


Digitized  by  Google 


12 


ums  Leben  kam.  und  für  Austrasien  das  Todesjahr  Sigiberts  575. 
Alle  Zölle  also,  welche  erst  nach  diesen  Jahren  angelegt  worden 
waren,  wurden  hiermit  für  ungültig  erklärt.  Wie  lange  diese 
Termine  in  Geltung  geblieben  sind,  wissen  wir  nicht,  da  wir  auf 
lange  Zeit  hinaus  eine  derartige  Festsetzung  nicht  wieder  finden. 

Erst  aus  der  Regierung  Ludwigs  des  Frommen  ist  uns 
wieder  eine  ähnliche  Bestimmung  erhalten.  Im  siebenzehnten 
Paragraphen  des  oben  angeführten  Kapitulare  ordnet  er  an,  dass 
es  im  Zollwesen  künftig  so  gehalten  werden  solle,  wie  es  unter 
der  Herrschaft  seines  Gross vaters  Pippin  gewesen  war;1)  er 
erhebt  also  dessen  Todesjahr  7fi8  zu  einem  solchen  Normaljahr. 

In  diesen  beiden  königlichen  Festsetzungen  haben  wir  die 
erste  Spur  von  der  Art  und  Weise  der  königlichen  Gesetzgebung 
vor  uns,  welche  noch  einmal  unter  Lndwig  dem  Kinde  ihre  An- 
wendung fand,  dann  aber  erst  viel  später  wieder,  nämlich  von 
Friedrich  II.,  aufgegriffen  und  seitdem  mit  Konsequenz  bei- 
behalten wurde. 

Ans  den  uns  erhaltenen  Kapitularien  der  fränkischen  Könige 
geht  zur  Genüge  hervor,  dass  dieselben  sich  die  Regelung  des 
Zollwesens  und  damit  die  Sorge  für  die  Sicherheit  des  Handels 
und  Verkehres  sehr  angelegen  sein  Hessen.  Natürlich  konnte 
von  einer  erspriesslichen  königlichen  Thätigkeit  auf  diesem  Ge- 
biete nur  die  Rede  sein,  solange  (He  Könige  im  Besitz  einer 
starken  Macht  und  im  stände  waren,  derselben  den  nötigen  Nach- 
druck zu  verleihen.  Sobald  sie  daran  infolge  der  ausgebrochenen 
Streitigkeiten  in  ihrem  eigenen  Hause  und  den  daraus  hervor- 
gehenden Bruderkriegen  verhindert  wurden,  wurde  von  der  all- 
gemeinen, im  Reiche  einreissenden  Zerrüttung  auch  das  Zollwesen 
ergriffen.  Dennoch  aber  stand  seine  Regelung  bis  zuletzt  dem 
Könige  allein  zu;  bei  ihm  ward  man  deshalb  wegen  Abstellung 
der  Uebel  vorstellig.  Als  die  Zollverhältnisse  an  einer  der 
wichtigsten  Handelsstrassen,  an  der  Donau,  unter  dem  letzten 
Karolinger  infolge  vieler  Ungerechtigkeiten  geradezu  unerträglich 
geworden  waren,  wandten  sich  zwischen  903  und  905  die  bayrischen 
Bischöfe,  Aebte,  Grafen  und  die  jene  Gegenden  berührenden 

')  a.  a.  0.:  „Ut  ubi  tempore  avi  nostri  — Pippini  consuetudo  fuit 
theioucam  dare,  ibi  et  in  futurum  detur;  nam  ubi  noviter  inceptum  est, 
olterius  non  agatur.“ 
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Reisenden  mit  ihren  Klagen  au  den  sich  gerade  in  Bayern  auf- 
haltenden König  Ludwig. 

Dieser  erteilte  darauf  dem  Markgrafen  Aribo  den  Auftrag, 
mit  den  Richtern1)  der  Ostmark  die  Sache  zu  untersuchen  und 
die  einzelnen  Zollrechte  sowie  die  Höhe  der  verschiedenen  Zoll- 
beträge festzustellen.  Er  seinerseits  gesellte  ihnen  als  seine 
Stellvertreter  (Königsboten)  den  Erzbischof  Thietmar  von  Salz- 
burg, den  Bischof  Burchard  von  Passau  und  den  Grafen  Ottokar 
bei.  In  Gegenwart  dieser  königlichen  Bevollmächtigten,  denen 
gegenüber  sich  dio  aufgerufenen  bayrischen  Grossen  zu  wahr- 
heitsgetreuen Angaben  eidlich  verpflichten  mussten,*)  kam  es 
dann  nach  Anfrager  des  Markgrafen  Aribo  auf  einer  Versamm- 
lung in  Raffelstätten  zu  einem  von  den  Grossen  abgegebenen 
Weistum.  In  diesem  wurde  als  Richtschnur  für  die  Zollver- 
hältnisse sowohl  bezüglich  der  Zollplätze  wie  der  Höhe  der  an 
ihnen  zu  entrichtenden  Abgaben  die  Lage  der  Dinge  seit  den 
Zeiten  Ludwigs  des  Deutschen  aufgestellt. s) 

Durch  die  Raffelstädter  Anordnung  kommt  meines  Erachtens 
zum  klaren  Ausdruck,  dass  auch  am  Ende  der  karolingischen 
Periode  das  oberste  Zollrecht,  wie  es  sich  in  gesetzlichen  Ver- 
fügungen über  die  Zollverhältnisse  und  deren  gesetzlicher  Kon- 
trollierung  äussert,  durchaus  in  der  Hand  des  Königs  lag.  Denn 
vor  ihm  suchen  die  bayrischen  Grossen  für  ihre  Klagen  Gehör, 
offenbar  aus  keinem  anderen  Grunde,  als  weil  er,  wie  das  die 
früheren  Könige  mehrfach  betont  hatten,  die  einzige  zuständige 
Instanz  war,  welche  sich  mit  der  Abstellung  derartiger  Be- 


')  Unter  diesen  durften  in  erster  Linie  wohl  wieder  die  Grafen  gemeint 
sein,  die  ja  auch  unter  den  Klagefiihrenden  als  die  einzigen  weltlichen  Grossen 
genannt  werden.  Die  Grafschaft  war  der  Verwaltungsbezirk;  der  Graf  als 
sein  Vorsteher  hatte  auch  für  dio  Ordnung  der  Zollverhültnisse  zu  sorgen. 
Dieser  Bedeutung  der  Grafschaft  entspricht  es,  dass  aus  ihnen  die  Vornehmen 
genommen  werden,  welche  die  Verhältnisse  sollen  klarlegen  helfen.  (So  heisst 
es:  „nobilcs  in  comitatu  Arbonis*  und  „omnes  qui  in  bis  tribus  coinitatibus 
nobiies  fuerunt“).  vgl.  ob.  S.  6 No.  4. 

*)  Das  liegt  doch  wohl  in  den  Worten:  „Isti  — post  peractum  iuramentuin 
interrogati  ab  Aribone  — in  praesentia  Thcotmari  — retulerunt.* 

')  Leg.  III,  480 ff,  vgl.  Böhm.-HUhlbacber:  Regest*  imperii  I nr. 
1961a.  DUmmler:  Gesch.  des  ostfränk.  Reiches.  2.  Aufl.  Bd.  HL  Lpz  1888. 
S.  631  f.  ders.  im  Archiv  für  österr.  Geschquelleu.  Bd.  X,  S.  68  f.  Richter 
a.  a.  0.  672  f.  Riezler:  Gesch.  Bayerns.  Bd.  I.  273  ff.  Waitz  TV  70  ff. 
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schwerden  zu  befassen  hatte.  Daher  heisst  es  denn  auch  in 
unserer  Urkunde,  dass  Ludwig  nach  dem  Beispiel  seiner  Vor- 
gänger den  Klagen  Gehör  geschenkt  und  für  die  Beseitigung 
der  Uebelstände  gesorgt  habe.1)  Des  weiteren  trifft  dann  der 
König,  wie  schon  angegeben,  seine  Verfügungen  darüber,  in 
welcher  Weise  die  Untersuchung  und  Regelung  der  Sache  er- 
folgen sollte,  und  er  ernennt  noch  besondere  Vertreter  an  seiner 
Statt.11)  In  ihrer  und  somit  indirekt  in  des  Königs  Gegenwart 
wurden  sodann  auf  Grund  der  Berichterstattung  der  hinzu- 
gezogenen  Grossen  die  einzelnen  Verordnungen  getroffen.  Rechts- 
kraft aber  erhielten  diese  erst  durch  die  Zustimmung  der  könig- 
lichen Bevollmächtigten,  also  des  Königs  und  nicht  etwa  nur 
durch  die  Aufstellung  seitens  der  bayrischen  Grossen. 

Nach  alledem  kann  ich  mich  nicht  zu  der  Ansicht  bekehren, 
dass  diese  Zollverordnnng,  welche  von  den  geistlichen  und  welt- 
lichen Fürsten  des  Donaugebietes  festgestellt  worden  sei,  „den 
ersten  thatsächlichen  Beweis  eines  heimisch  gewordenen,  freilich 
auch  schon  entarteten  Zollwesens  auf  rein  deutschem  Boden“8) 
böte,  und  dass  „nicht  das  Reich  und  sein  Haupt  als  Quelle  des 
Rechtes“ 8)  hervorgetreten  seien.  Denn  wenn  auch  der  Rechts- 
gang von  den  bayrischen  Grossen  und  den  Reisenden  angeregt 
ward,  insofern  also  nicht  geleugnet  werden  kann,  dass  hier  erst 
durch  „die  Not“4)  Bayerns  das  Eingreifen  der  königlichen  Macht 
veranlasst  wurde,  so  ward  doch  der  Rechtsgang  selbst  von  niemand 
anders  als  dem  König  und  seinen  Vertretern  eingeleitet  und 
durchgeführt.  Die  bayrischen  Grossen  stellen  die  Zollordnnng 
doch  nicht  etw'a  aus  eigener  Machtbefugnis,  sondern  im  Auftrag 
des  Königs,  ja  die  Geistlichen  sogar  nur  als  seine  besonderen 
Vertreter  auf.  Gerade  in  der  Anrufung  des  Königs  liegt  aus- 
gesprochen, dass  man  in  ihm,  also  in  dem  „Haupt  des  Reiches“ 
und  in  seinen  Verordnungen  die  „Quelle  des  Rechtes“  gesehen 


*)  „Ille  (rex)  rero  secundum  morum  antecessorum  regura  hoc  benignie 
auribus  audiens  Arboui  marchioni  praecepit  etc.“ 

*)  „nuntios  suos  Theotmarum  arcbiepiscopum.  Purchardnm  Pataviensis 
ecclesie  praesulem  et  Otacharium  comitem  dodit,  ut  hoc  in  «uo  loco  iuste  lcgi- 
timeque  corrigerent.“ 

*)  Falke  a.  a.  O.  8.  27.  und  ähnlich  Zöllner  a.  a.  0.  8.  9. 

*)  Falke  a.  a.  0. 
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hat.  Von  einem  „entarteten  Zollwesen“  zu  sprechen,  hat  man 
daher,  soviel  ich  sehe,  keinen  Grund;  auch  hat  ja  die  Verordnung 
selbst  schliesslich  nicht  willkürlich  angemasste  Rechte,  sondern 
vielmehr  die  Verhältnisse,  wie  sie  sich  auf  Grund  von  früheren 
königlichen  Satzungen  entwickelt  hatten,1)  zur  Norm  gemacht 
Noch  weniger  berechtigt  aber  scheint  es  mir  zu  sein,  w enn  Falke*; 
behauptet,  aus  der  Zollordnung  gehe  hervor,  dass  der  Landesherr 
vor  dem  Könige  im  Zollrecht  den  Vorsprung  gewonnen  habe 
Von  einem  Landesherrn  ist  nirgends  die  Rede;  man  w'andte  sich 
doch  nicht  etwa  an  den  bayrischen  Herzog  um  Abhülfe,  sondern 
an  den  König. 

Auf  die  in  Raffelstfttten  getroffenen,  für  die  Kenntnis  des 
reich  entwickelten  Verkehrs  an  der  Donau  höchst  lehrreichen 
Feststellungen  selbst  im  einzelnen  einzugehen,  ist  hier  nicht  der 
Ort.  Sie  bieten  uns  ein  schätzbares  Zeugnis  für  die  Mannig- 
faltigkeit der  rechtlichen  Verhältnisse,  die  sich  bei  dem  regen 
Handelsverkehr  herausgebildet  hatten.  Nur  das  sei  noch  hervor- 
gehoben, dass  die  Raffelstätter  Zollordnung  auch  insofern  ganz 
auf  dem  alten,  uns  bekannten  Standpunkt  steht,  als  sich  durch 
sie  die  Grundansicht  hindurchzieht,  dass  nur  die  eigentlichen 
Kaufleute  zollpflichtig  seien.  Auch  sie  erklärt  alle  Lebensmittel 
sowie  alles,  was  zum  täglichen  Bedarf  gehört,  für  zollfrei.  Da- 
mit, dass  sie  besonders  die  Pilger  ausserdem  von  den  Zollabgaben 
entbindet,  bietet  sie  ebenfalls  nichts  Neues.  In  allen  diesen 
Bestimmungen  also,  welche  auch  noch  auf  die  Plätze  der  Zoll- 
erhebungen Bezug  nehmen,  finden  wir  die  wesentlichsten 
Aufgaben  gelöst,  welche,  wie  wir  uns  erinnern,*)  ausschliess- 
lich der  königlichen  Gesetzgebung  von  Anfang  an  Vorbehalten 
waren. 

Ueberblicken  wir  nunmehr  die  gesamte  Thätigkeit  der  mero- 
wingischen  und  karolingischen  Könige  auf  dem  Gebiete  des  Zoll- 
wesens, so  kommen  wir  zu  dem  Schluss,  dass  unter  ihnen  das 
Zollrecht  durchaus  zu  den  Regalien  zu  zählen  ist.  In  dieses 


*)  Darum  heisst  es:  „qualiter  temporibus  Hludovici  et  Karlomanni 
ceteronimqne  regum  iustissüne  exsolvebatur.“ 

•)  S.  27. 

*)  vgl.  oben  S.  9 f. 
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Rechtsverhältnis  traten  nach  dem  Aussterben  der  karolingischen 
Dynastie  die  späteren  deutschen  Könige  ein. 


n. 

Die  säehsisehen  und  fränkischen  Herrscher. 

Bereits  in  den  verflossenen  Jahrhunderten  hatte  das  Zoll- 
besitztum des  Reiches  infolge  der  mannigfachen  Verleihungen 
und  Privilegierungen  eine  faktische  Einbusse  erlitten.  In  dieser 
Richtung  machte  das  Zollwesen  in  der  nächsten  Zeit  weitere 
Fortschritte.  Die  Zollbefreiungen  und  Zollverleihungen,  welche 
jetzt  in  grösserem  Umfange  auch  den  weltlichen  Grossen  zu  teil 
werden,  nehmen  je  länger  je  mehr  zu. ')  Ja  fast  allein  in  ihrer 
Erteilung  äussert  sich  überhaupt  die  Tbätigkeit  der  Könige  im 
Zollwesen.  Von  einer  allgemeinen  Gesetzgebung,  wie  wir  sie 
auf  diesem  Gebiete  wenigstens  unter  den  mächtigsten  der  vorauf- 
gegangenen Herrscher  angetroffen  haben,  finden  wir  jetzt  so  gut 
wie  keine  Spur.  *) 

Gleichwohl  aber  haben  wir  unwiderlegliche  Zeugnisse  dafür, 
dass  die  alte  Anschauung  von  dem  königlichen  Zollrecht  und 
von  dem  König  als  dem  eigentlichen  Inhaber  aller  Zollplätze 
fortbestand. 

Das  zeigt  sich  zunäcbt  in  der  ungehinderten,  freien  Ver- 
fügung der  Könige  über  die  Zollstätten  im  Reiche.  Infolge 
königlicher  Schenkung  gehen  viele  Zölle  in  die  Hände  Privater, 
in  erster  Linie  wieder  der  Geistlichen  über,  und  zwar  sowohl  als 
Lehen  wie  zu  vollem  Eigentum  und  sowohl  ganze  Zölle  wie  nur 
bestimmte  Teile  derselben:  in  letzterem  Falle  behält  der  König 
die  übrigen  Teile  für  sich.8)  Aber  auch  die  weltlichen  Grossen 


')  vgl.  Inama-Sternegg  a.  a.  0.  370.  Schröder  a.  a.  O.  511. 
Waitz  VIII,  304. 

*)  vgl.  Waitz  a.  a.  O.  305  f. 

*)  Beispiele  für  solche  Zollvergabungen  sind:  918  Juli  5 bestätigt 
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werden  in  dieser  Weise  ausgestattet,  unter  ihnen  vor  allem  die 
Grafen. l) 

Ausser  dieser  Vergabung  von  schon  bestehenden  oder  erst 
zum  Zweck  der  Schenkung  angelegten  Zöllen  zeigt  sich  die 
Behauptung  der  alten  königlichen  Stellung  auch  in  den  häufig 
erteilten  Zollbefreiungen,  die  wiederum,  wie  ehedem,  nicht  bloss 


Konrad  1.  dem  Bistum  WUrzburg  'den  Bezug  des  dortigen  Zolles  (Mon.  Germ. 
Dipl,  regum  et  imperatorum  Germaniae  T.  I,  1879—84.  nr.  35). 

937  Sept.  27  schenkt  Otto  I.  dem  Moritzkloster  in  Magdeburg  den  Zoll 
daselbst  (ebd.  nr.  15.  vgl.  Meibomins:  rerum  German.  T.  I,  p.  742).  Am 
13.  Juni  951  fügt  derselbe  Herrscher  zu  den  der  Wormser  Kirche  bereits 
von  soinem  Vorgänger  überwiesenon  zwei  Dritteln  des  Zolles  in  Ladeburg 
noch  das  letzte  Drittel  hinzu  (Schannat:  Hist,  episcopatus  Worm.  II,  19). 
952  März  12  schenkt  Otto  dem  Bistum  von  Chur  den  dortigen  Zoll  (Mohr. 
Cod.  dipl.  T.  I,  70  u.  75).  Vgl.  ferner  die  Privilegien  Ottos  fiir  das  Kloster 
Meschede  (959  Jan.  2:  Seibertz:  Urkbuch.  z.  Landes-  u.  Rechtsgesch.  des 
Herzogt.  Westf.  Bd.  I,  S.  12);  für  Magdeburg  (965  Juli  9:  Gercken:  Cod. 
dipl.  Brand.  III,  35);  für  den  Erzb.  Adalgo  v.  Hamburg  (966  Aug.  10: 
Lindenbrog  ed.  Fabricius  131). 

Ottos  II.  Privilegien  für  das  Hochstift  Chur  bezüglich  des  Brücken- 
zolles zu  Cbiavenna  (980  Dez.  5:  Mohr  I,  97);  Ottos  III.  für  Worms  (985 
April  29:  Schannat  27). 

Ottos  III.  fiir  den  Verdener  Bischof  (985  Nov.  30:  Hardenberg; 
Verd.  Geschquell.  II.  19),  für  Magdeburg  (987  Mai  20:  Gerckeu  V,  67),  für 
Gandersheim  (990  Aug.  4:  Harenberg:  Hist.  eccl.  Gandersh.  dipl.  S.  624), 
für  das  Kloster  St  Maiimin  in  Trier  (1000 : Hontheim:  Hist.  Trev.  dipl.  I, 
338).  Am  20.  Aug.  1061  bestätigt. 

Heinrich  III.  die  Schenkungen  der  Königin  Richenza  an  die  Abtei 
Braunweiler  (Lacombl.  I,  117.  vgl.  nr.  326). 

')  So  erhält  z.  B.  985  Jnni  26  der  Graf  Ansfrid  seinen  bisherigen  als 
Lehen  besessenen  Anteil  am  königl.  Zoll  zu  Medenblick  zu  vollem  Eigentum 
(Stumpf:  Acta  imperii  p.  335).  Von  dem  918  Juli  6 von  Conrad  I.  dem 
Bistum  Würzburg  bestätigten  Zoll  daselbst  heisst  es,  dass  diese  Schenkung 
durch  Ludwig  das  Kind  erfolgt  sei  „cum  consultu  et  rogatu  Vicboldi  comitis, 
qui  tune  ipsum  thelonei  habuit  in  beneficium".  (Dipl.  I nr.  35).  vgl.  den 
Stiftungsbriof  des  Grafen  Conrad  von  Zäbringen  für  Freiburg  i.  Br.  (1120: 
Gaupp  a.  a.  O.  II.  19  f.  c.  5)  u.  Meiller:  Reg.  z.  Gesch.  der  Salzburg. 
Erzbb.  S.  21  nr.  124  u.  Lappenberg:  Hamb.  Urkb.  nr.  88  vgl.  noch  T’rkb. 
des  Land,  ob  d.  Enns  II,  170.  Mon.  Boic.  XIV,  409.  Im  übrigen  waren  die 
Grafen  noch  immer  die  königl.  Zollbeamten  (Schannat  a.  a.  0 27). 
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für  gewisse  Gebiete,')  sondern  auch  für  das  gesamte  Reich  ge- 
währt werden.*) 

Wenn  wir  in  der  vorigen  Periode  bemerkten,  dass  das  Recht 
der  Zollanlage  oder  Zollverlegung  ausschliesslich  ein  königliches 
war,  so  bleibt  auch  in  dieser  Beziehung  vorläufig  alles  beim  alten.  *) 

Erfuhren  wir  dagegen,  dass  schon  im  fränkischen  Reich 
Zollvergabungen  und  Zollbefreiungen  auch  von  den  nicht  könig- 
lichen Zollbesitzern  gewählt  werden  konnten,  so  hat  es  nichts 
Auffallendes,  wenn  wir  jetzt  z.  B..  den  Erzbischof  Friedrich  von 
Köln  allen  Kaufleuten  von  Siegburg  auf  Bitten  seines  Zöllners 
ohne  irgend  welche  Mitwirkung  des  Königs  Zollfreiheit  in  Köln 
verleihen  sehen.4) 

Aus  dem  bisher  Gesagten  entnehmen  wir,  dass  der  König 
auch  in  dieser  Periode  sein  Zollrecht  in  alter  Weise  gehandhabt 
hat;  anch  dafür,  dass  der  König  sich  nach  wie  vor  für  den 
faktischen  und  rechtlichen  Inhaber  der  Zollstätten  im  Reiche 
betrachtete,  besitzen  wir  einige  ausdrückliche  urkundliche  Zeug- 
nisse. Von  besonderem  Werte  aber  ist  es,  dass  in  der  zweiten 
Hälfte  unseres  Zeitabschnittes  für  das  Zollrecht  als  solches  der 
Name  des  Regals  auftaucht. 

Die  Zugehörigkeit  der  Zölle  und  ihrer  Erträge  zum  Besitz 
des  Königs  und  seiner  Kasse  lehren  uns  Ausdrücke  erkennen, 


’)  97?  Aug.  25  erhält  das  Kloster  Kempten  Zollfreiheit  in  drei  Ganen 
(Mon.  Boic.  XXXI,  1 S.  210).  1033  April  28  gewährt  Konrad  II.  der  Abtei 
Werden  freie  Schiffahrt  auf  der  Ruhr  vou  ihrem  Einfluss  in  den  Rhein  an 
(Jaff6:  Dipl.  p.  27)  und  1034  Jan.  30  bestätigt  er  dem  Ferrutiuskloster  au 
Bleidenstadt  die  Zollfreiheit  auf  dem  Rhein  und  Main  (Stumpf  a.  a.  O.  nr. 
42).  Am  18.  Jan.  1074  bekommt  die  Stadt  Worms  Zollfreibeit  in  allen  köuig- 
lichen  Zollplätzen  (Bresslan:  Dipl.  Centum  nr.  80).  vgl.  ferner  Beyer 
a.  a.  0.  I,  nr.  186.  (D.  Erzb.  v.  Trier  erhält  Zollfreiheit  im  ganzen  Reich) 
und  Fickler:  Quellen  u.  Forschen,  z.  Gesch.  Schwabens  S.  45.  Waitz 
VIII.  305. 

»)  vgl.  Dipl.  I.  nr.  17.  73.  252.  192.  S.  96,  2.  169.  10—12.  244,  5 ff. 
361,2.439,20.533,21.  Schöpflin  : Als.  dipl.  I,  129.  Martene:  Thesaurus 
aneedotornm  novus  I,  100  f.  143.  Trouillat:  Monum.de  l'ancien  6v6ch6  de 
Bäle  I,  158  f.  Böhmer:  Acta  imperii  S.  9.  Origines  Guelf.  n,  164  ff. 
Remling:  Crkb.  z Gesch.  der  Bischöfe  v.  Speior  I,  66  f.  Waitz  VIII,  307  f 
')  vgl.  Lac.  I,  nr.  213.  Beyer  I,  nr.  318.  Waitz  305. 

4)  1125  (Lac.  I.  nr.  300).  Andere  Beispiele  sind:  Gallia  christiana 
XIII,  p.  486.  Gaupp  a.  a.  O.  II,  19  c.  5.  Bey  er  I.  nr.  469.  Meiller  a.  a.  0. 
S.  21.  nr.  124.  Urkb.  des  L.  ob  d.  Enns  I,  159.  Waitz  VIII,  310. 
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in  denen  die  Zölle  bezeichnet  werden  als  „quasdam  res  nostrae 
proprietatis“ ’)  oder  als  „quasdam  res  iuris  nostri“*)  oder  als 
„ad  nostrum  ins“  gehörig.3)  In  anderen  Fällen,  bei  Zollver- 
leihungen und  Zollbefreiungen,  heisst  es  des  öfteren,  dass  die- 
selben sich  beziehen  sollen  auf  alles  „quicquid  fiscus  et  pars  regia 
inde  obtinere  potent“4)  oder  „quicquid  ins  fisci  exinde  exigere 
potuerat“,*)  oder  „quicquid  hactenus  utilitatis  exinde  ad  nostnim 
publicum  ius  pertinere  videbatur“.6)  962  April  20  erhält  die 
bischöfliche  Kirche  zu  Reggio  alle  ihre  Besitzungen  und  die 
„publica  funccio  teloneo“  bestätigt. 7)  Dem  Erzbischof  von 
Hamburg  schenkt  Otto  I.  965  Aug.  10  in  Bremen:  „bannum  et 
theloneum-totnmque,  quid  inde  regius  rei  publicae  fiscus  obtinere 
potent“.3)  980  Dez.  5 erhält  der  Bischof  von  Chur  den  Brücken- 
zoll bei  Chiavenna  bestätigt  „ut  regia  ac  imperialis  potestas 
hactenus  tenuit“.®)  Otto  III.  schenkt  985  Nov.  30  dem  Yerdener 
Bischof  den  dortigen  Zoll,  „quod  ad  nostrum  regale  ins  a prefato 
mercato  aspicere  visum  est  et  a nostro  iure  in  potestatem  superius 
iam  dicti  episcopi-transfundimus“. 10)  Derselbe  König  überweist 
dem  Erzstift  Magdeburg  den  Giebiehensteiner  Zoll  „ad  regium 
ius  respicientem“  und  verfügt,  dass  der  Erzbischof  und  seine 
Nachfolger  denselben  „sicut  hactenus  ad  regium  ius  respexit“ 
besitzen  sollen.11) 

Derartige  Beispiele  liessen  sich  beliebig  vermehren,  sie  aber 
alle  hier  aufführen  zu  wollen,  würde  zu  weit  führen.  Auch  be- 
ziehen sich  alle  diese  Urkunden  nur  auf  ganz  bestimmte  Zoll- 
stätten; man  könnte  daher  den  Ein  wand  erheben,  dass  aus  ihnen 
nur  die  Regalität  der  in  ihnen  genannten  Zölle  hervorginge, 


*)  vgl.  Schannat  a.  a.  0.  19.  27. 

*)  Mohr  a.  a.  O.  75.  (958  Jan.  16). 

•)  Böhm.  Acta  S.  9 (965  Okt.  1).  Stumpf:  Acta  nr.  238  (985  Juni  26). 
Gercken  V,  67  (987.  Mai  20). 

*)  Dipl.  I.  S.  230,  29—31  (952  Juni  7). 

*)  cbd.  nr.  252  (963  Juni  26).  Lindonbrog  a.  a.  O.  131.  (966  Aug.  10). 
•)  Gercken  UI,  35  (965  Juli  9) 

’)  Dipl.  I,  S.  344,  7. 

•)  ebd.  S.  422,  38.  vgl.  509,  42.  511,  12. 

*)  Mohr  a.  a.  0.97.  vgl.  Lud  ewig:  reliquiae  manuscriptorum  T.  VII,  459. 
,#)  Hodenberg  a.  a.  O II.  19. 

“)  Gercken  a.  a.  O.  V,  67  (987  Mai  20).  vgl.  Hontheim  a.  a.  0.  I, 
nr.  213. 

2* 


Digitized  by  Google 


20 


nicht  aber  der  Regalcharakter  des  Zolles  als  solchen.  Auch 
hierfür  aber  haben  wir  bestimmte  Belege  in  dem  gerade  jetzt 
aufkommenden  Brauche,  den  Zoll  überhaupt  als  Regal  zu  be- 
zeichnen. 

Am  4.  Februar  1111  wurde  in  der  Kirche  Maria  in  Turri 
zwischen  den  königlichen  und  päpstlichen  Bevollmächtigten  eine 
Uebereinkunft  betreffs  der  Investiturfrage  geschlossen.  In  ihr 
verspricht  der  König  auf  die  Investitur  verzichten  zu  wollen; 
der  Papst  aber  verpflichtet  dafür  die  Bischöfe  zur  Herausgabe 
alles  dessen,  was  sie  vom  Reiche  erhalten  haben,  und  in  der 
über  sein  Versprechen  ausgestellten  Urkunde  zählt  er  alle  Regalien 
auf,  auf  welche  die  Bischöfe  fortan  verzichten  sollen.1) 

Darunter  findet  sich  auch  der  Zoll  genannt.  *)  Das  gleiche 
Verzeichnis  der  Regalien  enthält  ein  Bericht  über  den  Frie- 
densvertrag, der  im  Oktober  1119  zwischen  dem  Papst  Calixt 
und  dem  Kaiser  Heinrich  V.  freilich  ohne  Erfolg  besprochen 
wurde.  *) 

Weil  also  der  Zoll  Regal  war,  lag  auch  jetzt  noch  die  Sorge 
für  die  gesetzliche  Ordnung  der  betreffenden  Verhältnisse  dem 
Könige  ob.  Bemerkenswert  in  dieser  Beziehung  sind  zwei  Ur- 
kunden aus  der  Zeit  Konrads  IL  und  Heinrichs  HI.  Beide 
enthalten  Bestimmungen  über  den  Landfrieden  und  sichern  in 
diesem  Zusammenhang,  entsprechend  den  alten  Regierungs- 
grundsätzen, vor  allem  den  Kaufleuten  den  königlichen  Schutz 

*)  Leg.  II,  67  f.  69.  vgl.  Schneider:  Der  Vertrag  von  Santa  Maria 
del  Turri  und  seine  Folgen.  Dndenstadt  18S1.  S.  25. 

*)  Leg.  a.  a.  O.  07f:  „papa  — scripta  flrmabit  cum  anatbemate 
auctoritate  — ne  quis  eoruin  — invadant  cadem  regalia  id  est  civitates, 
ducatus  — tclonium  — “ ; und  69 : „Tibi  itaque  fili  carissimc  rex  Heinrice  — 
et  regnn  regalia  dimittenda  praecipimus,  que  ad  regnum  manifeste  pertine- 
bant  tempore  Karoli,  Ludowici  et  ccteronim  praedecessorum  tuorum.  Inter- 
dicimus  — ne  quis  episcoporum  sen  abbat  um  — eadem  regalia  invadant.  Id 
est  civitates  — theloneum  — “.  vgl.  Cod.  Udalrici  ap.  Jaff6:  Bibi.  rer. 
Germ.  V,  273.  vgl.  Ekkehard  v.  Aura  SS.  VI,  244  ad  a.  1111:  „Ibi 
(Sutriao)  legati  apostolici  cum  missis  regiis  advenientes,  promptem  ease  papam 
ad  consecrationem  et  omncm  regis  honorem  et  volnntatem,  si  tarnen  ipse 
sibimet  annueret  libertatem  ecclesiarum,  Inicam  ab  illis  prohibens  investituram, 
rccipiendo  nihilominus  ab  cccleaiis  ducatus  — thelonea  ceterorumque  regalium 
quao  possident  summam“.  vgl.  Ann.  Rom.  ad  a.  1111  SS.  V,  473.  v.  Giese- 
brecht:  Gescb.  der  dtsch.  Kaiserzeit  Bd  UI,  2.  5 Aull.  S.  810  ff. 

•)  Jaff«  a.  a.  0.  V,  364. 
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zu.')  Ausserdem  aber  ist  hier  noch  auf  einen  Vorgang  aus  der 
Regierung  Heinrichs  V.  hinzuweisen. 

Im  Jahre  1122  nämlich  (Juni  2)  werden  vor  den  Kaiser 
Klagen  über  Zollungerechtigkeiten  in  Utrecht  gebracht.*)  Dieser 
nimmt  die  Abstellung  der  Ungesetzlichkeiten  in  die  Hand,  da 
es  seine  Pflicht  sei,  endgültige  Bestimmungen  über  die  Höhe  der 
Zollabgaben  zu  treffen.  Er  erneuert  darauf  die  alten  Zollrechte 
in  Utrecht,  wie  sie  dort  von  altersher  üblich,  damals  aber  un- 
gesetzlicher Weise  überschritten  worden  waren.5) 

Am  16.  August  1136  setzt  Kaiser  Lothar  auf  Antrag  des 
Markgrafen  Albrecht  die  Höhe  der  Elbzölle  herab;  auch  diese 
Urkunde  beweist,  dass  erst  die  königliche  Autorität  jeder  Zoll- 
ordnung im  Reiche  die  genügende  Gesetzeskraft  verlieh,  dass 
also  auch  am  Schluss  dieser  Periode  der  König  als  der  oberste 
Zollherr  angesehen  wurde;  ihm  verblieb  die  Oberhoheit  und 
höchste  Leitung  der  Zollangelegenheiten.*) 

Wenn,  wie  bemerkt,  Conrad  II.  und  Heinrich  III.  sich  zu 
LandfriedensYerkündigungen  für  die  Kaufleute  bestimmt  sehen, 
so  bewegen  sie  sich  hier  durchaus  auf  dem  Boden  der  früheren, 
uns  bekannten  Rechtsanschauungen.  Auch  hinsichtlich  des  Grund- 
satzes, dass  nur  die  eigentliche  Kaufmannsware  zollpflichtig  sei, 
bleibt  es  beim  alten.  Mehrmals  bezeichnen  die  Könige  den  Zoll 
als  eine  Abgabe,  die  von  den  Kaufleuten  und  ihren  Waren  oder 
überhaupt  von  allen  eigentlichen  Kaufgeschäften  zu  fordern  sei.5) 
Schliesslich  sei  auch  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass,  wie 
früher,  so  auch  jetzt  innerhalb  des  Zoliwesens  bezüglich  dessen, 
was  zollpflichtig  war,  und  in  betreff  der  Höhe  der  Zollabgaben 


*)  vgl.  Lünig:  dtach.  Reichsarchiv  pars  gener.  Contio.  II,  73  (1039) 
n.  74  (1061). 

’)  Waitz:  Urknnden  zur  dtach.  Verfgesch.  im  11.  u.  12.  Jhd.  Berlin 
1871.  S.  28  nr.  11. 

*)  „Habito  — tractatu  cum  prudentioribns  auper  antiqua  consuetudine 
et  iusta  aolvendi  thelonei  ratione,  intelleximus,  quid  super  eiuadem  thelonei 
rationabili  exactione  celsitudinis  noatrae  auctoritas  definire  deberet  Decre- 
vimus  enim  circa  hoc  — antiqu&e  inatitutioni«  et  observantiae  modum.  qui 
t&lig  est“.  (Waitz  a.  a.  0.)  vgl  Brauuholtz  S.  8. 

4)  Riedel:  Cod.  dipl.  Brand.  I,  16,  1.  vgl.  Falke  a.  a.  0.  57.  Beaeler 
a.  a.  0.  373.  Inam.- Stern,  a.  a.  O.  377.  Braunholtz  a.  a.  O.  S.  52. 

s)  vgl.  Dipl  I,  nr.  35.  Mohr  a.  a.  O.  I,  70.  75.  97.  Gtercken  a.  a.  O. 
III.  35.  Waitz  a.  a.  0.  Heiller  a.  a.  0.  S.  21  nr.  124. 
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die  „consuetudo“  zur  Norm  gemacht  wird. ')  Auch  jetzt  aber 
wird  nur  selten  genauer  bezeichnet,  was  unter  dieser  alten  Ge- 
wohnheit zu  verstehen  sei.5) 


III. 

Die  Hohenstaufen. 

Auch  in  dieser  Periode  verfügt  zunächst  der  König  wie  in  den 
ältesten  Zeiten  ungehindert  über  die  Zollplätze  im  Reiche,  sei 
es,  dass  er  Zölle  an  Geistliche  oder  Weltliche  zu  Lehen  oder 
zu  eigen  vergabt3)  oder  dass  er  Zollbefreiungen  für  bestimmte 
Gegenden  oder  für  das  ganze  Reich  erteilt.  Gerade  diese  Zoll- 
befreiungen sind  für  den  Umfang  der  Machtvollkommenheit, 
welche  dem  Könige  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  geblieben 
war,  besonders  charakteristisch.  Denn  in  ihnen  zeigt  sich,  dass 
derselbe  auch  über  diejenigen  Zölle,  welche  durch  königliche 
Schenkung  in  die  Hände  Privater  gelangt  waren,  noch  ein  Ver- 
fügungsrecht besass.4) 

Weiter  besteht  das  alte  königliche  Recht  auch  darin  fort, 
dass  jede  neue  Anlage  von  Zöllen  und  jede  Verlegung  oder 
sonstige  Veränderung,  namentlich  jede  Erhöhung  eines  alten  Zolles 
vom  König  ausgehen  oder  doch  wenigstens  dessen  Bestätigung 


')  vgl.  Mohr  a.  a.  O.  70.  Waitz  a.  a.  0. 

*)  Es  geschieht  das,  soviel  ich  sehe,  nur  einmal,  nämlich  in  der  Utrecbtcr 
Zollordnung  vom  2.  Juni  1122,  welche  die  alten  Zollsätze  genau  anführt. 
Waitz  a.  a.  O.  u.  dtsch.  Vfg.  VIII,  298.  Braunholtz  a.  a.  0.  S.  61  f. 

*)  Bekanntlich  hat  gerade  in  der  Zeit  der  Hohenstaufen  die  Verschen- 
kung  von  Reichsgut  aller  Art  einen  ungeheuren  Umfang  angenommen,  vgl. 
die  Zusammenstellung  der  Zollvorgabungen  bei  Zöllner  a.  a.  O. 

‘)  Wenn  sich  Zollbefreiungen  linden,  die  für  den  Umfang  des  ganzen 
Reiches  gegeben  sind,  so  ist  klar,  dass  dieselben  sich  auch  auf  die  privaten 
Zollstätten  und  nicht  blos  auf  die  noch  königlichen  erstreckt  haben,  vgl. 
Huillard-Bröholles:  Hist.  (lipl.  Friderici  II.  T.  VI,  1,  226  (1166  Jan.  8), 
Lac.  I,  392.  (1198  Juli  12),  Mon.  Boic.  29  a,  548  (1208  Dez.  2,  wo  es  aus- 
drücklich heisst:  „Nullus  ab  eis  theloneum  in  toto  episcopatu  aut  in  locis 
fiscalibus  id  est  ad  utilitatem  imperii  singulariter  pertinentibus  extorqueat“). 
vgl.  Braunholtz  a.  a.  0.  S.  7 f,  der  einige  besondere  Beispiele  „für  königliche 
Zollbefreiung  von  nicht  königlichen  Zöllen*  anführt. 
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erhalten  muss:1)  dagegen  können  die  privaten  Zollbesitzer  ihre 
Zölle  nach  freiem  Belieben  verschenken  oder  von  ihrer  Zahlung 
befreien.*) 

In  den  königlichen  sowohl  wie  in  den  privaten  Zollurkunden 
begegnen  wir  ferner  der  alten  Anschauung  von  der  ausschliess- 
lichen Zollpflichtigkeit  der  Kaufmannsware.3) 

Vor  allem  aber  sind  uns  aus  der  staufischen  Zeit  einige 
urkundliche  Zusammenstellungen  alles  dessen  erhalten,  was  nach 
der  damaligen  Rechtsanschauung  zu  den  Regalien  gerechnet 
wurde.  In  ihnen  wird  auch  der  Zoll  aufgeführt. 

Als  Friedrich  I.  1158  Sept.  7 mit  den  gederaiitigten  Mai- 
ländern seinen  Frieden  machte,  stellte  er  in  der  über  ihre 
Kapitulation  ausgefertigten  Urkunde4)  unter  anderem  auch  die 
Forderung,  dass  sie  die  Regalien,  in  deren  Besitz  sie  waren,  mit- 
hin auch  die  Zölle  dem  Kaiser  wieder  zurüekgeben  sollten.*) 
Für  jede  weitere  unrechtmässige,  eigenmächtige  Behauptung 
dieser  Regalien  seitens  eines  Mailänders  verlangt  der  Herrscher 

*)  vgl.  Huill.-Br6h.  I,  b,  756  (1174  Aug.  2),  Lac.  I nr.  326  (1138 
April  8),  ebd.  H,  8.  54  (1223  März)  u.  S.  55  (1222).  Huill.-Br6h.  LL,  290 
(1223  Jan.  4),  Sloel:  Oorkoud-boek  der  grafsckappen  Gelre  I.  502  (1226  Okt.), 
Winkelmann:  Acta  imperii  inedita  I,  S.  363  (1249  Juni  21),  Der*.:  ebd. 
II,  S.  73  nr.  7».  vgl.  Braunholtz  a.  a.  O.  S.  5f.  8f. 

*)  vgl.  Strassb.  Urkb.  I,  S.  73  (1143),  Urkb.  d.  L.  o.  d.  Enns  H,  159 
(1153  April  30),  Liinig  a.  a.  0.  para  3 Spicil.  eccles.  Cap.  V Tit  Corvey 
§ 56,  p.  99.  (1180)  u.  Tit.  Weiaaenau  § 1 p.  748  (1186). 

3)  Straaab.  Urkb.  a.  a.  0.  Conrad  IIL  urkundet  1149  Mai:  „in  praesentia 
nostri  adiudicatum  est,  quod  thelonenm  a nullo  exigi  debet  niai  a mercatoribus, 
qui  causa  negotiandi  — vadunt  — “,  weshalb  er  verordnet,  dass  der  Patriarch 
von  Aquileja  alle  Einkünfte  der  Oeiatlicben  zollfrei  durch  seinen  Sprengel 
führen  lassen  soll  (Böhm.:  Acta  imp.  sei.  ed.  Ficker  nr.  91,  vgl.  Stumpf 
nr.  3560  u.  Bernhardi:  Conr.  III.  II,  759).  vgl.  Lac.  L 283  (1166  Jan.  9), 
37G  (1193  Jun.  28),  379  (1194  Apr.  18),  Liinig  a.  zuletzt  genannten  Orte  (1186). 

4)  Leg.  II,  10»  f.  cf.  Rahevini  gesta  Friderici  Lib.  HI  cap.  41.  SS.  XX, 
440  f.  H.  Prutz:  Kaiser  Friedrich  I.  Bd.  I,  163  ff. 

s)  „Regalia  veluti  monetam,  theloninm,  pcdagium  etc.  commune  Mediola- 
nensium  dimittet  et  ultro  se  non  intromittet  (ieg.  a.  a.  O.)“.  In  der  Aechtung 
Mailands,  welche  1155  wegen  der  Zerstörung  von  Como  und  Lodi  durch 
Mailand  über  diese  Stadt  verhängt  wurde,  heisst  es  bereits:  „Judicatum  est 
— a principibus  nostris  et  tota  curia,  Mediolanenses  moneta,  theloneo  — et 
omnibus  regalibus  nostra  auctoritate  esse  privandos,  ita  ut  moneta,.  tholonium 
et  nmnia  praedicta  ad  uostram  potestatem  redeant“  (Ficker:  Forsch  z.  Rchs.- 
u.  Rechtsgesch.  Ita.  I,  161  f). 
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von  der  Gesamtheit  der  Bürgerschaft  Rechenschaft  und  fordert 
von  ihr,  dass  sie  zum  Beweise  ihrer  Treue  den  Widerspenstigen 
zum  Gehorsam  zu  zwingen  helfe.1) 

Mitte  November  desselben  Jahres  1158  hielt  Friedrich  seinen 
grossen  Reichstag  auf  den  Ronkalischen  Feldern. 

Dazu  berufen,  auf  Grund  einer  geregelten  Gesetzgebung 
fortan  einen  geordneten  Rechtszustand  zu  schaffen,  wurde  auf 
ihm  deshalb  auch  ein  Verzeichnis  aller  dem  Könige  zustelienden 
Rechte  angefertigt. *)  Auch  in  der  so  entstandenen  „Constitutio 
de  regalibus“  begegnet  uns  der  Zoll.®)  Gerade  an  diese  Auf- 
stellung der  alten  königlichen  Rechte  und  ihre  erneute,  unbedingte 
Inanspruchnahme  durch  den  Kaiser  schloss  sich  in  der  folgenden 
Zeit  ein  lebhafter  Streit  des  letzteren  mit  den  lombardischen 
Städten,  welcher  die  Hauptursache  zu  dem  schweren  Zerwürfnis 
zwischen  den  beiden  Parteien  abgab.  Im  Jahre  1183  endlich 
machte  der  Kaiser  mit  den  Gegnern  seinen  Frieden,  in  welchem 
er  zu  Gunsten  der  Städte  auf  die  Regalien  verzichtete.  Von 
diesen  wurde  damals  noch  einmal  ein  Verzeichnis  angefertigt.4) 
Im  Jahre  1164  Sept.  28  verlieh  derselbe  Kaiser  dem  Grafen 
Guido  Guerra  von  Tuscien  die  kaiserlichen  Hoheitsrechte  auf 
allen  seinen  Besitzungen,  darunter  auch  dasjenige  der  Zoll- 
erhebung. 5) 

')  „si  quis,  fährt  die  Urkunde  fort,  per  iniustnm  haec  (seil,  regalia) 
obtinere  voluerunt  et  iusticiam  inde  corara  domino  imperatore  — facere 
noluorit,  llcdiolanenses  vindictam  de  eo  pro  sua  possibilitate  sument  in  per- 
sona et  possessionc  et  rogalia  domino  imperatori  restitnent  sine  fraude  et 
malo  ingenio.“  Es  ist  wohl  besser,  im  Anfang  zn  lesen  per  ininstum  statt 
des  Überlieferten  per  divisum  oder  per  usum. 

»)  Rahew.  a.  a.  O.  IV,  1 ff.  8S.  XX,  444  ff. 

')  Rahew.  a.  a.  O.  Leg.  II,  111:  .Regalia  sunt  hec:  Arimannie,  vie 
publice,  flumina  — portus,  ripatica,  vectigalia  que  vulgo  dicuntur  thelonea  etc.“ 
vgl.  Prutz  a.  a.  O.  I,  169  ff.  u.  Beilage  8.  Ficker:  zur  Oeach.  des  Lom- 
bnrdenbundos  (Abh.  d.  Wien.  Akad.  1869)  u.  Forsch.  I,  234  f. 

4)  Responsum  ex  parte  imperatoris  ad  petitionem  societatis  Leg.  II, 
167.  vgl.  Trutz  a.  a.  O.  III,  143  u.  Beilage  6,  3.  In  der  Confessio  ex 
parte  imperatoris  (leg.  II,  171  f)  werden  unter  den  den  Städten  eingeräumten 
Regalien  die  Zölle  zwar  nicht  genannt,  sie  sind  aber  wohl  gemeint  mit  den 
Worten:  „et  in  ccteris  que  ad  commoditatem  spectant  civitatum“  (Prutz 
Beil.  6,  3 S.  371). 

®)  „concedimus  — omnia  regalia  nostra  — videlicet  bannum  — theloneum 
— et  omnia  ea,  que  ad  nos  et  ad  imperium  spectant.“  Ficker:  Forsch.  Bd. 
IV  S.  179  nr.  138. 
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Wie  nun  aus  der  Zeit  Friedrichs  I.  uns  mehrere  solcher 
Regalienverzeichnisse  vorliegen,  so  ist  uns  aus  seiner  Regierung 
auch  das  erste  Gesetz  der  Kaiserzeit  überkommen,  welches  sich 
in  eingehender  Weise  mit  der  Regelung  der  Zoll  Verhältnisse 
wenigstens  auf  einer  der  wichtigsten  Handelsstrassen  im  Reiche 
befasst. 

Nach  seiner  Rückkehr  aus  Italien  nach  Deutschland  im 
Jahre  1155  begab  sich  Friedrich  auf  seiner  Reise  durch  die 
einzelnen  Landschaften  des  Reiches  zum  Zweck  der  Aufstellung 
landfriedensrichterlicher  Verordnungen  im  Herbst  desselben  Jahres 
auch  nach  Ostfranken;  hier  hielt  er  am  29.  Oktober  in  Würz- 
burg mit  vielen  fränkischen,  thüringischen  und  sächsischen  Grossen 
einen  Hoftag  ab.  Laute  Klagen  der  Bürger  und  Kaufleute  der 
Mainstädte  über  ungesetzliche,  die  Schiffahrt  hart  bedrückende 
Zölle  wurden  bei  dieser  Gelegenheit  dem  Kaiser  vorgetragen. 
Er  nahm  sich  der  Sache  an,  und  nach  einem  durch  den  Pfalz- 
grafen Hermann  abgegebenen  Weistum  bestimmte  er,  dass  alle 
diejenigen,  welche  bisher  am  Main  Zölle  erhoben  hätten,  ihre 
diesbezüglichen  Rechtstitel  bis  auf  nächste  Weihnachten  aus 
königlichen  oder  kaiserlichen  Privilegien  nachzuweisen  hätten; 
von  dann  an  sollten  sämtliche  Zölle,  bei  denen  es  nicht  geschehen 
war,  für  ungesetzlich  angesehen  und  fürder  nicht  mehr  erhoben 
werden.1)  Als  der  Kaiser-  am  25.  Dezember  sich  zur  Feier  des 
Weihnachtsfestes  in  Worms  auf  hielt,  wurde  der  Bestimmung 
vom  29.  Oktober  gemäss  hier  ein  Reichstag  abgehalten;  auf 
ihm  wollte  der  Kaiser  wichtige  Regierungsgeschäfte,  unter  anderen 
auch  die  in  Würzburg  angeregte  Frage  Uber  die  Mainzölle,  zur 
Erledigung  bringen.*) 

Da  aber  die  Bedrücker  der  Mainschiffahrt  sich  nicht  zu 
stellen  wagten  oder,  wrenn  sie  es  thaten,  nicht  den  erforderlichen 
Rechtsbeweis  zu  erbringen  im  stände  waren,  so  erliess  Friedrich 
den  Befehl,  dass  alle  jene  Erpressungen  eingestellt,  zu  Neustadt 
aber,  Aschaffenburg  und  Frankfurt  zu  bestimmten  Zeiten  noch 
weiter  Zölle  erhoben  werden  sollten.  Im  übrigen  sollte  der 


’)  Leg.  n,  104.  vgl.  Stumpf:  Reichskanzler  II  nr.  3729  a.  Gieee- 
brecht  a.  a.  O.  V,  1,78. 

*)  Giesebr.  a.  a.  O.  Zorn:  Wormser  Chronik,  hrg.  v.  Arnold  S.  56. 
Bei  Stumpf  fehlt  dieser  Tag. 
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Mainstrom  von  allen  Zöllen  frei  sein.  Diese  damals  getroffene 
Entscheidung  wurde  dann  später  am  6.  April  1157  in  einem 
förmlichen  Reichsgesetz  veröffentlicht.1) 

Den  soeben  geschilderten  Verlauf  der  Angelegenheit  erfahren 
wir  aus  der  Arenga  der  vorliegenden  Urkunde;  mit  ihrer  Dis- 
positio  setzt  die  kaiserliche  Verordnung  vom  6.  April  1157  ein, 
welche  von  der  früheren  nicht  ganz  unerheblich  abweicht.*) 

In  der  Arenga  nun,  in  welcher  zunächst  von  dem  Würz- 
burger Tage  die  Rede  ist,  leseu  wir:  „Cum  Wirzheburc  venissc- 
mus,  maxima  civium  ac  mercatomm  querimonia  nobis  occnrrit. 
pro  eo  quod  a Babenberc  usque  Maguntiam  in  fluvio  Mogo  nova 
et  inconsueta  omnique  ratione  carentia  thelonea  per  plurima  loca 
a mercatoribus  exigerentur.“  Als  erste  Frage  drängt  sich  hier 
auf,  was  man  unter  diesen  „nova  et  inconsueta  thelonea“  zu  ver- 
stehen habe.  Die  Antw'ort  darauf  geben  die  unmittelbar  folgenden 
Worte,  welche  gleichsam  explicativ  zu  nehmen  sind:  neu  und 
ungewohnt  sind  alle  Zölle,  welche  keinen  Rechtsgrund  haben 
(omni  ratione  carentia),  und  dieser  fehlt,  wie  wir  wreiter  unten 
erfahren,  allen  denjenigen  Zöllen,  welche  nicht  als  „imperatorum 
vel  regum  donationibus-collata  per  privilegia  coram  posita“  er- 
wiesen werden  können,  welche  der  kaiserlichen  und  königlichen 
Autorität  entbehren  („que  imperatorie  vel  regie  donationis  autoritate 
carerent“). 

Nun  kann  es  zwei  Arten  neuer  Zollerhebungen  geben: 

1)  Es  können  Zölle  aufgerichtet  worden  sein,  die  bislang 
überhaupt  noch  nicht  bestanden  haben. 

2)  Es  können  alte,  schon  seit  längerer  Zeit  übliche  Zölle 
durch  Erhöhung  ihrer  alten  Beträge  zu  neuen  geworden 
sein. 

In  dem  Begriff  des  Neuen  liegt  aber  nicht  nur  ein  Hinweis 
auf  die  Entstehnngszeit  oder  äussere  Umwandlung  eines  Zolles, 
sondern  bei  einem  „neuen  Zoll“  dachte  man  schon  in  den  ältesten 
Zeiten  zugleich  an  seine  Ungesetzlichkeit.  Worin  diese  besteht, 


’)  Leg.  II,  104.  Stumpf  3707  erblickt  darin  fälschlich  eine  direkte 
Verkündigung  des  in  Würzburg  1155  Okt.  29  gefassten  Beschlusses. 

*)  Die  DispoBitio  unserer  Urkunde  beginnt  erst  mit  den  Worten:  .ad 
tollendem  itaque“,  nicht  schon  mit:  „ad  quam  dumt&xat  curiam*,  wie  unter 
anderen  Stumpf  annimmt. 
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darüber  wird  eigentlich  jetzt  zum  ersten  Male  etwas  Näheres 
gesagt.  Ungesetzlich  sind  die  beiden  Arten  von  neuen  Zöllen 
dann,  wenn  sie  nicht  auf  einer  kaiserlichen  oder  königlichen 
Urkunde  als  ihrer  rechtlichen  Grundlage  ruhen;  denn  das  Recht 
der  Neuanlage  von  Zöllen  und  der  Veränderung  alter  Zölle  stand 
ja  von  jeher  nur  dem  Könige  zu.  Während  also  alle  in  diesem 
Sinne  neuen  Zölle  am  Main  durch  Friedrich  I.  beseitigt  werden, 
bleiben  die  durch  kaiserliche  oder  königliche  Urkunden  ge- 
schützten Zölle  als  rechtmässig  bestehen.  Es  liegt  somit  in 
dieser  Urkunde  Friedrichs  nichts  anderes  ausgedrückt  als  die 
Anerkennung  des  alten  Rechtsgrundsatzes,  dass  es  nur  eine  ein- 
zige Rechtsquelle  für  die  Zölle  giebt,  und  dass  diese  in  den 
Anordnungen  des  Herrschers  als  des  obersten  Zollherrn  zu 
finden  ist.1) 

Auf  dem  Reichstage  zu  Worms  also  wurden  alle  Zölle  am 
Main  von  Bamberg  bis  Mainz  aufgehoben  mit  Ausnahme  von 
dreien:4) 

1)  von  dem  Neustädter,  der  wenigstens  vom  8.-22.  August 
erhoben  werden  sollte,4) 

2)  von  dem  Aschaffenburger,  der  eine  gleiche  zeitliche  Be- 
grenzung erfuhr,®)  und 

3)  von  dem  kaiserlichen  Zoll  zu  Frankfurt,  der  keiner  zeit- 
lichen Schranke  unterworfen  wurde.4) 

Mit  diesen  Festsetzungen  nun  des  25.  Dezember  1155,  die 

*)  Braunholtz  a.  a.  O.  S.  5 f. 

*)  «omnia  thelonia  a Babcnberc  usque  ad  Maguntiam  perpetualiter 
dampnavimus  exceptis  tribus  quorum  unnm  est  apud  Nuwestat,  aemper  in 
mense  Augusto  per  septem  dies  ante  assumptionem  sancte  Marie  (15.  Aug.) 
et  septem  post".  (Leg.  a.  a.  0.) 

*)  «apud  Ascafenburc  aimiliter*. 

4)  Der  Zuaatz,  welchen  dor  Frankfurter  Zoll  orhalten  hat:  «quod  est 
imperiale“,  ist  offenbar  iiu  Gegensatz  zu  den  beiden  zuerst  genannten  Zöllen 
gemacht.  Diese  gehörten  jedenfalls  kraft  königlicher  Schenkung  einem 
anderen  — vermutlich  waren  sie,  dor  eine  im  Besitz  des  Würzburger  Bischofs, 
der  andere  in  dem  des  Erzbischofs  von  Mainz;  der  Zoll  zu  Frankfurt  dagegen 
war  im  unmittelbaren  Reichs-  und  kaiserlichen  Besitz  geblieben.  Eben  des- 
halb wird  er  auch  nicht  hinsichtlich  der  Zeit  seiner  Erhebung  irgend  einer 
Beschränkung  unterworfen,  wie  die  anderen.  Aus  diesem  interessanten 
Beispiel  geht  hervor,  dass  ein  dem  Reiche  noch  unmittelbar  gehörender  Zoll 
mehr  galt  and  höher  stand,  als  die  an  andere  vergabten  Zölle. 
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in  der  Arenga  unserer  Urkunde  vom  6.  April  1157  Aufnahme 
gefunden  haben,  stimmt  die  erst  an  diesem  Tage  verkündigte, 
endgültige  Verordnung  nicht  völlig  überein.  Darum  ist  es  von 
Wichtigkeit,  sich  klar  zu  werden,  dass,  wie  schon  bemerkt,  die 
Dispositio  der  Urkunde  erst  mit  den  Worten:  „ad  tollendam 
igitur“  anhebt. 

Was  nämlich  am  fi.  April  1157  beschlossen  wurde,  sagen 
uns  die  Worte:  „precipimus,  ut  mercatores  per  Mognm  ascen- 
dentes  seu  per  ripam  fluminis,  que  via  regia  esse  dinoscitur, 
funes  trahentes,  nullus  umquam  occasione  tbelonei  aut  aliter 
quomodolibet  inquietare  presumat.“ 

Es  ist  in  diesem  Satze  ausdrücklich  nur  von  dem  einen 
Teile  der  Schiffahrt  die  Rede,  welchen  man  als  die  Bergfahrt  zu 
bezeichnen  pflegt;  denn  nur  sie  kann  gemeint  sein,  wenn  aus- 
schliesslich von  den  „mercatores  per  Mogum  ascendentes“  ge- 
sprochen wird.  Es  wird  also  die  am  6.  April  1157  erlassene 
kaiserliche  Verordnung  einzig  und  allein  zu  der  stromaufwärts 
gerichteten  Fahrt  in  Beziehung  gesetzt,  und  nicht,  wie  es  in 
der  Arenga  geschieht,  zu  der  ganzen  Schiffahrt  auf  dem  Main, 
also  nicht  auch  zur  Thalfahrt.  Wie  ist  diese  Beschränkung  der 
Verordnung  zu  verstehen? 

Zunächst  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  das  vom 
Kaiser  und  von  den  Fürsten  vertretene  Princip,  wonach  nur  die 
von  einem  Kaiser  oder  Könige  aufgelegten  Zölle  als  rechtmässig 
anzuerkennen  seien,  auf  alle  Zölle  seine  Anwendung  finden  sollte, 
also  auch  auf  diejenigen,  welche  bei  der  Thalfahrt  von  den 
Reisenden  erhoben  wurden.  Denn  man  kann  doch  nicht  an- 
nebmen,  dass  der  Kaiser  bezüglich  der  Thalfahrt  die  Rechts- 
kraft von  Zöllen  anerkannt  hätte,  welche  er  für  die  Bergfahrt 
bestritt.  Das  würde  gegen  jede  Einheit  des  Rechtsgrundsatzes 
verstossen,  ohne  die  sich  kein  erspriessliches  Handeln  denken 
lässt.  Wenn  nun  trotzdem  in  der  Urkunde  nur  von  einer  Be- 
freiung der  Bergfahrt  die  Rede  ist,  so  muss  das  einen  besonderen 
Grund  haben. 

Hier  liegt  nun  die  Vermutung  nahe,  dass  die  widergesetz- 
lichen, den  Handel  und  Verkehr  bedrückenden  und  jetzt  ver- 
botenen Zollerhebungen  überhaupt  nur  von  den  stromauffahrenden 
Fahrzeugen  eingetrieben  worden  waren.  Denn  wenn  der  Kaiser 
seine  Verfügungen  trifft  „ad  tollendam  — omnis  inconsueti  thelonei 
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occasionem  seu  nefande  exactionis  insolentiam,“  diese  Verfügungen 
aber  schliesslich  nur  für  die  Bergfahrt  ergehen  lässt,  so  muss 
man  daraus  den  Schluss  ziehen,  dass  die  „insolentia“  nur  bei 
ihr  vorgekommen  war.  Freilich  liegt  der  Grund  dieser  That- 
sache  nicht  klar  am  Tage.  Ob  vielleicht  der  Handel  auf  dem 
Main  überhaupt  nur  stromauf  ging,  das  will  sagen,  ob  die  Schiffe 
stromabwärts  ohne  jede  Ladung  fuhren,  welche,  in  der  Haupt- 
sache wenigstens,  allein  verzollt  zu  werden  pflegte?  Auf  einen 
Umstand  ferner  muss  noch  hingewiesen  werden.  Gerade  die 
Fahrt  stromauf  hat  mit  natürlichen  Schwierigkeiten  mancherlei 
Art  zu  kämpfen;  zu  deren  Erleichterung  bedürfen  die  Fahrenden 
der  Hilfe  anderer,  welche  z.  B.  die  mit  dem  Strome  ringenden 
Schiffe  durch  Ziehen  an  der  Leine  vorwärts  zu  bewegen  helfen.1) 
Es  ist  nun  recht  wohl  denkbar,  dass  für  diese  Dienstleistungen 
von  den  Führern  der  Schiffe  damals  Vergütigungen’)  gefordert 
worden  waren,  welche  das  Mass  der  Gesetzlichkeit  weit  über- 
schritten und  so  den  Charakter  von  Erpressungen  angenommen 
hatten.  Auch  mochte  es  vorgekommen  sein,  dass  die  Fahrenden 
durch  Gewaltmassregeln,  wie  etwa  durch  Sperrung  des  Fluss- 
laufes mittels  Ketten  oder  dergleichen  gezwungen  waren,  gegen 
Geldzahlung  ein  solches  Beförderungsmittel  in  Anspruch  zu 
nehmen  auch  an  Stellen,  wo  sie  ohne  dasselbe  hätten  fortkommen 
können.8)  Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  ich  bin  der  Ansicht, 
dass  jene  ungebührlichen  Zollbedrückungen  nur  die  Bergfahrt 
betroffen  hatten.  Wenn  es  daher  vorher  in  der  Urkunde  heisst, 
dass  der  Kaiser  alle  Zölle  von  Bamberg  bis  Mainz  aufgehoben 
hatte,  die  nicht  als  gesetzlich  im  bestimmten  Sinne  erwiesen 


*)  Unsere  Urkunde  erwähnt  daher  neben  der  eigentlichen  Flussfahrt 
noch  die  Benutzung  des  Leinpfades  oder  Treidelweges,  der  gerade  bei  der 
Bergfahrt  sehr  in  Betracht  kommt. 

*)  Wenn  auch  die  Abgaben,  welche  auf  dem  Leinpfad  zn  zahlen  sind, 
nicht  direkt  unter  den  Begriff  des  Zolles  fallen,  sind  sie  doch  diesen  ver- 
wandt Sie  gehörten  sicher  zn  den  mannigfaltigen  Wegegeldern.  (Lampr. 
IL  271).  Ohne  Zweifel  sind  sie  gemeint,  wenn  unsere  Urkunde  jede  Be- 
unruhigung der  Kauileute  „occasione  thelonci  aut  nliter  quomodolibet“  verbietet. 

*)  Die  gosetzmässigen  Erhebungen  auf  dem  Leinpfad  oder  die  sonstigen 
Abgaben  für  die  Beförderungen  der  Reisenden  blieben  natürlich  bestehen. 
Denn  für  die  ihnen  gewährten  Dienstleistungen  mussten  die  Schiffer  sich  in 
irgend  einer  Weise  erkenntlich  zeigen.  Nur  werden  es  bestimmte  Plätze  ge- 
wesen sein,  an  denen  sie  ihr  Geld  zu  zahlen  hatten  Diese  Plätze  aber  so- 
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worden  waren,  so  betraf  diese  Aufhebung  nur  die  von  den  strom- 
auf fahrenden  Schiffen  eingetriebenen  Abgaben.  Man  kann  also 
nicht  sagen,  wie  dies  bisher  immer  geschehen  ist,  dass  durch 
das  kaiserliche  Diplom  von  1157  die  ganze  Mainschiffahrt  frei- 
gegeben worden  sei;  denn  diese  hatte  gar  nicht  in  ihrem  vollen 
Umfange  eine  Bedrückung  erfahren.1) 

Der  vom  Kaiser  für  die  Rechtmässigkeit  aller  am  Main  an- 
gelegten Zölle  geforderte  Urkundenbeweis  wurde,  wie  uns  die 
Urkunde  lehrt,  für  die  meisten  nicht  erbracht.  Nur  bei  dreien, 
dem  Neustädter,  dem  Aschaffenburger  und  dem  Frankfurter  Zoll, 
stand  die  Rechtmässigkeit  ihrer  Erhebung  ausser  allem  Zweifel, 
bei  dem  zuletzt  genannten  wegen  seiner  Eigenschaft  als  kaiserlichen 
Zolles.  Die  Besitzer  der  beiden  anderen  aber  hatten  jedenfalls 
die  verlangten  Urkunden  vorgelegt. 

Das  höchst  lehrreiche  Zollgesetz  Friedrichs  I.  vom  Jahre 

1157  zeigt  uns  diesen  in  der  von  seinen  Vorgängern  ererbten 
Stellung  des  obersten  Zollherrn  im  Reiche;  sein  Wille  allein  giebt 
für  Anlage  und  Fortbestehen  der  Zölle  die  rechtliche  Grundlage. 
Gestützt  auf  sein  Zollrecht  schlichtete  Friedrich  am  14.  Juui 

1158  einen  Streit  zwischen  dem  Bischof  Otto  von  Freisingen 
und  dem  Herzog  Heinrich  von  Bayern  betreffs  der  Märkte  zu 


wie  die  Höhe  der  Abgaben  setzte  das  Kidehsoberhaupt  fest.  Denn  der  Lein- 
pfad gehört  zu  den  sogenannten  „viae  regiao“;  zu  diesen  werden  vor  allem 
die  Wasserstrassen  gerechnet.  Als  Teil  eiuer  solchen,  mit  dor  er  in  enger 
Verbindung  steht,  trägt  der  Leinpfad  von  vornherein  den  Charakter  einer 
Königsstrasse  an  sich.  Daher  heisst  es  in  unserer  Urkunde  von  ihm:  „que 
via  regia  esse  dinoscitur“.  Zn  dem  Wesen  der  KönigRstrasse  aber  gehört, 
dass  ihre  Benutzung  von  jeder  den  Verkehr  erschwerenden  Zollabgabe  frei 
war,  und  dass  über  die  Aufrcchterbaltuug  der  freien  Passage  auf  ihr  der 
König  streng  Acht  zu  geben  hatte.  Seinen  Geboten  und  Anordnungen  allein 
unterstanden  die  Königsstrassen.  Vgl.  Braunholtz  S.  4. 

’)  Zu  diesem  Resultat  gelangten  wir,  weil  wir  die  wirkliche  Urkuude 
vom  6.  April  1157  erst  mit  den  Worten:  „ad  tollemlam  igitur*  beginnen 
liessen,  und  nicht  schon,  wio  bishor  geschehen  ist,  mit  „ad  quam  dumlaxat“. 
Daher  bat  man  immer  von  einer  Befreiung  der  ganzen  Mainschiffahrt  ge- 
redet So:  Stumpf  3767.  Prutz  I,  102.  Giesebr.  V,  1,79.  Raumer  II, 
36  spricht  nur  ganz  allgemein  von  Friedrichs  Thätigkeit  innerhalb  des  Zoll- 
wosens.  Frey:  Die  Schicksale  des  kaiserl.  Gutes  in  Dtschld.  unter  den  letzten 
Stauf.  209  ff.  trifft  auch  nicht  das  Richtige  und  ist  in  jeder  Beziehung  un- 
genau. Ebenso  Falke  31,  der  namentlich  die  einzelnen  Hoftagc  nicht  genau 
unterscheidet. 
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Fergen  und  München  und  des  mit  ihnen  verbundenen  Zoll-  und 
Münzrechtes.  Infolge  kaiserlicher  Verfügung  musste  der  Bischof 
auf  den  Markt  zu  Fergen  mit  allen  dazu  gehörigen  Rechten 
verzichten;  er  sollte  aber  dafür  als  Entschädigung  von  den; 
Herzog  den  dritten  Teil  des  Marktzolles  von  München  oder  eine 
entsprechende  Abgabe  von  Salz  erhalten.  Ausserdem  sollte  jeder 
von  ihnen  in  München  seinen  eigenen  Zöllner  halten  dürfen,  falls 
sie  es  nicht  voizogen,  dass  ein  einziger  ihrer  beider  Interessen 
dort  verträte.1) 

In  gleicher  Weise,  wie  Friedrich  hier  in  den  Streitfall  ein- 
griff,  erhob  er  einige  Jahre  später  abermals  seine  ordnende  Hand. 
Auf  dem  Weihnachten  1165  abgehaltenen  Hoftag  in  Aachen 
nämlich  nahm  er  sich  der  Bewohner  der  Stadt  Duisburg  an: 
diese  beklagten  sich  vor  ihm  über  den  Bischof  Gotttried  von 
Utrecht,  der  sie  durch  Einziehen  eines  ungesetzlichen  Zolles 
wider  alles  Recht  geschädigt  hätte.  Vermittelst  einer  Urkunde 
vom  28.  Dezember  '2)  hob  er  den  eigenmächtig  vom  Bischof  er- 
hobenen Zoll8)  auf  und  gewährte  den  Duisburgern  als  Leuten 
des  Reiches,  welches  allein  über  sie  zu  verfügen  hätte.4)  völlige 
Freiheit  von  Zollabgaben  in  Utrecht. 

Dem  Bischof  und  seinen  Nachfolgern  untersagte  er  jede 
weitere  derartige  Belästigung  der  Stadt  aufs  strengste. 

Der  Kaiser  nennt  in  dem  Streitfall  der  Duisburger  mit  dem 
Bischof  von  Utrecht  den  von  diesem  geforderten  Zoll  theloneum 
indebitum;  jedenfalls  giebt  er  ihm  diese  Bezeichnung,  weil  der 
Bischof  zu  demselben  von  keinem  Herrscher  ermächtigt  worden 
war.  Schon  aus  diesem  Grunde  war  das  Verfahren  des  Bischofs 
ein  ungesetzliches;  es  kam  aber  noch  hinzu,  dass  er  mit  seiner 
Zollforderung  die  Einwohner  einer  Stadt  belästigt  hatte,  welche 
als  Reichsstadt  nur  dem  Reiche  zu  Abgaben  verpflichtet  war. 
Der  Bischof,  zu  dessen  Sprengel  sie  nicht  einmal  gehörte,  konnte 
über  sie  in  keiner  Weise  irgend  eine  Gewalt  in  Anspruch  nehmen. 
Es  lag  also  offenbar  in  dem  Verhalten  des  Bischofs  eine  doppelte 
Verletzung  des  bestehenden  Rechtszustandes  und  damit  der  Reichs- 


’)  Hund:  Metr.  Saliab.  114. 

*)  Lacombl.  a.  a.  O.  I,  295.  Stumpf  4058.  Giesebr.  a.  a.  O.  V,  4T9. 
*)  „theloneum  indebitum.“ 

*)  „cum  ad  nos  tantummodo  et  ad  aolum  pertineant  imperium.“ 
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gewalt.  Aus  der  besonderen  Hinzufügung  des  Grundes,  aus 
welchem  die  Duisburger  speziell  von  jeder  Abgabe  in  Utrecht 
zu  entbinden  wären,  könnte  man  folgern,  dass  der  Bischof  sich 
eines  weniger  grossen  Vergehens  schuldig  gemacht  hätte,  wenn 
seine  Zollforderung  Leute  seines  eigenen  Machtgebietes  betroffen 
hätte.  Als  Herr  eines  geistlichen  Territoriums  aber  gehörte  der 
Bischof  zu  den  Landesherren;  es  würde  also  der  geschilderte 
Sachverhalt  zu  dem  Schlüsse  führen,  dass  die  Landesherren 
überhaupt  innerhalb  ihres  Gebietes  im  Zollwesen  bereits  eine 
freiere  Bewegung  gehabt  hätten.  Und  in  der  That  werden  wir 
annehmen  müssen,  dass  ihnen,  wenigstens  zum  Teil,  schon  ein 
gewisses  Zollrecht  zugekommen  sei.  Aber  eben  doch  nur  ein 
gewisses;  denn  zunächst  war  ihr  Recht  der  Zollanlage  und  Zoll- 
erhebung insofern  ein  beschränktes,  als  dasselbe,  wie  uns  die 
Urkunde  vom  6.  April  1157  lehrt,  durch  königliche  Ermächtigung 
ihnen  gewährt  sein  musste.  Sodann  aber  übte  der  König  infolge 
seines  obersten  Zollrechtes  überhaupt  über  die  Zollverhältnisse 
eine  Kontrolle  aus,  um  jede  allzu  grosse  Bedrückung  der  Unter- 
thanen  und  jede  erhebliche  Störung  des  Handels  und  Verkehres 
zu  verhindern. 

Zeigen  uns  also  die  angeführten  Beispiele  Friedrich  L im 
vollen  Besitz  des  obersten  Zollrechtes,  so  muss  doch  auf  der 
anderen  Seite  bemerkt  werden,  dass  die  Ausübung  desselben  wie 
aller  königlichen  Regierungsrechte  gegen  früher  eine  gewisse 
Beschränkung  erfahren  hatte.  Denn  der  König  erlässt  jetzt 
nicht  mehr  absolut  von  sich  aus  seine  Verfügungen,  sondern  er 
ist  dabei  an  die  Mitwirkung  der  Fürsten  des  Reiches  gebunden. l) 
Nur  in  dem  Zusammengehen  mit  ihnen  war  eine  erspriessliche 
Gesetzgebung  noch  möglich.  Durch  diese  Rechtsentwicklung 
aber  wurde  nicht  das  Zollrecht  allein  betroffen,  und  was  die 


*)  „ex  sententia  principum“  wird  das  Gesetz  vom  6.  April  1167  ver- 
kündet, „ex  sentcntia  principum“  wird  die  Urkunde  für  Duisburg  erlassen. 
Das  „consilium*  und  der  „cousensus  principum*  wird  ausserdem  erwähnt  im 
Privileg  für  Aachen  (1106  Jan.  9:  Lac.  I,  283),  im  Privilog  für  den  Erz- 
bischof von  Köln  (1107  Aug.  1:  ebd.  296).  Am  Ende  dieser  Urkunden 
werden  dann  mehrere  Fürsten  ausdrücklich  als  Zeugen  aufgeführt  Vgl. 
übrigens:  Lamprecht:  Zur  Vorgesch.  des  Konsensrechtes  der  Kurfürsten 
(Forsch,  z.  dtsch.  Gesch.  Bd.  23)  uud  Ficker:  fürstliche  Willehriefe  (Mitteil, 
des  Inst.  f.  östorr.  Geschforsch.  Bd.  3). 
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Hauptsache  ist,  das  Recht  als  solches  war  damit  nicht  etwa  ver- 
nichtet. Wenn  die  Fürsten  in  den  erwähnten  Fällen,  namentlich 
aber  in  dem  ersten,  der  von  so  einschneidender  Bedeutung  war, 
einen  für  den  Kaiser  und  sein  Recht  so  überaus  günstigen  Spruch 
fällten,  so  liegt  darin  ausgesprochen,  dass  sie  das  oberste  Zoll- 
recht des  Kaisers  anerkannten.  Sie  mussten  daher  im  Sinne 
dieses  kaiserlichen  Rechtes  ihre  Entscheidungen  treffen  und  konnten 
demselben  in  keiner  Weise  zuwider  handeln. 

Eine  eigentümliche  Stellung  nimmt  eine  Urkunde  Friedrichs  I. 
vom  Mai  1182  ein.  In  dieser  giebt  er  dem  Grafen  von  Geldern 
„de  consensu  principum  imperii“  die  Burg  Nimwegen  zu  Lehen. ') 
Im  Verlauf  der  Urkunde  berichtet  er,  dass  sein  Vorgänger 
Heinrich  III.  den  Nimwegener  Zoll  „sine  conscientia  et  consensu 
principum  imperii“  dem  Grafen  Theoderich  von  Kleve  verliehen 
habe  mit  der  Bestimmung,  dass  er  nnd  seine  Nachfolger  von 
diesem  Zolle  dem  jeweiligen  Kaiser  jährlich  am  Andreasfest 
(30.  November)  eine  bestimmte  Abgabe  zu  zahlen  habe,  widrigen- 
falls er  den  Zoll  verlieren  würde.  Friedrich  I.  hat  nun  den 
Grafen  mehrfach  vergeblich  zur  Befolgung  dieser  Verfügung  auf- 
gefordert; jetzt  spricht  er  ihm  „secundum  sontentiam  a principibus 
prolatam“  den  Zoll  ab,  um  denselben  als  „a  principibus  imperii 
per  sententiam  eorundem  imperio  adiudicatnm“  sich  und  seinen 
Nachfolgern  für  alle  Zeiten  zu  reservieren;  nur  300  Denare 
überweist  er  dem  Grafen  von  Geldern.  Auch  diese  Neuordnung 
des  Nimwegener  Zolles  also  erfolgte  mit  Einwilligung  der  Fürsten. 
Aber  wenn  es  im  Anfang  heisst,  dass  die  Ueberweisung  des 
Zolles  an  den  Grafen  von  Kleve  durch  Heinrich  III.  ohne  fürst- 
lichen Konsens  vollzogen  sei,  so  darf  man  daraus  nicht  schliessen 
wollen,  dass  damit  die  Ungültigkeit  der  Verleihung  überhaupt 
ausgesprochen  werden  sollte.  Denn  die  Zurücknahme  des  Zolles 
ans  Reich  durch  Friedrich  unter  Zustimmung  der  Fürsten  er- 
folgte nicht  ans  diesem  Grunde,  sondern  weil  der  Beliehene  seinen 
Verpflichtungen  nicht  nachgekommen  war. 

Es  scheint  also,  als  ob  nach  damaliger  Anschauung  der 
fürstliche  Konsens  noch  nicht  unbedingt  nötig  war,  um  einen 
Rechtsakt  gültig  zu  machen,  sondern  als  ob  man  ihn  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen eingeholt  habe,  um  nicht  durch  etwaige  spätere 


•)  Bondam  I,  236.  Stumpf  4346. 

W 6 t b • 1 1 Dm  Zollrecht  der  deuUchen  Könige.  3 
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Widerspräche  der  Fürsten  Unannehmlichkeiten  zu  erfahren.  Das 
eigentliche  kaiserliche  Recht  ward  damit  noch  nicht  betroffen.1) 

Aus  der  Regierung  des  Sohnes  und  Nachfolgers  Friedrichs  I., 
Heinrichs  VI.,  kennen  wir  zwar  keine  allgemeineren  und  um- 
fassenderen Zollgesetze,  aber  wir  besitzen  doch  einige  Urkunden, 
aus  denen  wir  den  Eindruck  gewinnen,  dass  auch  er  an  dem 
ererbten  obersten  Zollrecht  festgehalten  hat. 

So  verordnet  er  1193  Juni  28,  dass  die  Bürger  von  Köln, 
Neuss  und  anderen  erzbischöflich  kölnischen  Städten  zu  Boppard 
nur  den  alten  Zoll  entrichten  sollen,  während  ihnen  in  Kaisers- 
wert überhaupt  Zollfreilieit  gewährt  wird. 2)  Heinrich  stellt  sich 
hiermit  ganz  auf  den  Standpunkt  der  alten  Merowinger-  und 
Karolingerkönige,  die  ja  auch  nur  die  „antiqua  thelonea“  gelten 
Hessen.  Bezüglich  der  Definition  des  Begriffes  von  dem  alten 
Zoll  als  dem  allein  rechtmässigen  wird  sich  der  Kaiser  ohne 
Zweifel  der  von  seinem  Vater  am  6.  April  1157  aufgestellten 
angeschlossen  haben. 

Ein  anderes  Mal  wendet  sich  Heinrich  gegen  eine  unrecht- 
mässige Zollerhebung  des  Grafen  Gerard  von  Alten-Ahr,  unter 
welcher  die  Aachener  zu  leiden  hatten.8)  Der  Kaiser  beurkundet, 
dass  der  Graf  vor  ihm  bekannt  habe:  „se  theloneum  in  Ecken- 
dorf iniuste  occupasse  et  non  rationabiliter  possedisse  et  accepisse.“ 
Die  Ungesetzlichkeit  im  Verhalten  des  Grafen  bestand  offenbar 
in  zweierlei.  Einmal  nämlich  hatte  er  den  bestehenden  Rechts- 
zustand dadurch  verletzt,  dass  er  zu  der  Einforderung  jenes 
Zolles  durch  kein  königliches  Privileg  ermächtigt  worden  war. 4) 
Vielmehr  — und  hierin  lag  die  zweite  Ungesetzlichkeit,  welche 
sich  der  Graf  zu  Schulden  kommen  Hess  — handelte  er  durch 
jenen  an  sich  schon  widerrechtlichen  Zoll  demjenigen  Privileg 
entgegen,  durch  welches  Friedrich  I.  den  Aachenern  völlige  Zoll- 
freiheit im  Reiche  geschenkt  hatte.5) 

Im  übrigen  ist  die  Regierung  Heinrichs  VI.  für  die  Fragen, 


')  vgl.  Larapr.  a.  a.  0.  S.  «4  u.  104. 

*)  Lacombl.  I,  370.  Stumpf  4820.  Dieses  Privileg  bestätigt«  Philipp 
von  Schwaben  1207  April  30  ^nnen:  Quellen  z.  Gesell,  der  Stadt  Köln  II,  28). 
a)  1194  April  18.  Lacombl.  I,  379.  Stumpf  4854. 

4)  So  wurden  ja  auch  die  1157  beseitigten  Zölle  als  „ratione  carentia“ 
(—  indebita)  bezeichnet. 

*)  1160  Jan.  8.  (Huill.-Bröh.  VI,  1,  226). 
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welche  ans  hier  beschäftigen,  wenig  ergebnisreich.  Nur  das  sei 
noch  bemerkt,  dass  auch  er  wie  seine  Vorgänger  in  einem  be- 
sonderen Erlass  vom  24.  Juni  1196  den  Kaufleuten  im  Reich 
seinen  besonderen  Schutz  zugesichert  hat. l)  Diesen  aber  konnte 
er  ihnen  unter  anderem  gerade  durch  eine  sorgfältige  Regelung 
des  Zoll wesens  gewähren;  für  sie  mag  er  daher  auch  wohl  gesorgt 
haben,  wenn  schon  das  Nähere  uns  darüber  nicht  bekannt  ist. 

Reicheren  Aufschluss  über  die  Grundsätze,  welche  im  Zoll- 
wesen galten,  geben  erst  wieder  die  Zeiten  der  beiden  Gegen- 
könige, Philipps  von  Schwaben  und  Ottos  IV.  Freilich  wrar  der 
Wettstreit  der  beiden  Könige  um  den  Besitz  der  Krone,  infolge 
dessen  jeder  von  ihnen  durch  jedes  nur  irgend  anwendbare 
Mittel  die  Gunst  seiner  Wähler  zu  erhalten  und  die  Anerkennung 
seiner  bisherigen  Gegner  zu  gewinnen  suchte,*)  die  Ursache 
davon,  dass  sie  nur  um  des  eigenen  Vorteiles  willen  auch  auf 
manche  Teile  ihres  Zollrechtes  zu  Gunsten  anderer  verzichteten. 
Schon  in  den  ältesten  Zeiten  hatten  die  Zolleinkünfte  für  die 
Könige  das  geeignete  Material  abgegeben,  um  sich  mit  ihm  die 
Gunst  dieses  oder  jenes  Fürsten  zu  erwerben.  Dass  dieselben  nun 
auch  jetzt  bei  dem  Bestreben  der  Gegenkönige,  sich  auf  ihrem 
Thron  möglichst  zu  befestigen,  eine  Hauptrolle  gespielt  haben, 
braucht  uns  nicht  weiter  Wunder  zu  nehmen.  Das  Verhängnis- 


*)  vgl.  Leg.  II,  199.  Stumpf  5009. 

*)  So  schliesst  Philipp  1202  ükt.  11  mit  der  Geistlichkeit,  den  Dienst- 
mannen und  Bürgern  von  Trier  einen  Vertrag,  in  welchem  er  zu  deren 
Gunsten  den  Zoll  in  Kochern,  soweit  er  neu  errichtet  war,  und  die  ungesetz- 
liche Abgabe  in  Hammerstein  aufhebt  (Günther:  Cod.  Rlteno-Mosell.  n,  79. 
Böhm.-Ficker  Reg.  Phils,  nr.  70.  Winkelmann:  Phil.  v.  Schwab.  S.  262  ff). 

1204  Jan.  12  bestätigt  Philipp  dem  Erzbischof  Adolf  von  Köln  als  Be- 
lohnung für  seinen  Abfall  von  Otto  und  seinen  Uebertritt  zu  ihm  die  Zölle, 
welche  er  durch  Friedrich  I.  und  Heinrich  VI.  empfangen  hatte  (Lacombl. 
II,  7.  B.  F.  nr.  90). 

1198  unmittelbar  nach  seiner  durch  Erzbischof  Adolf  von  Köln  voll- 
zogenen Krönung  gewährt  Otto  diesem  als  Belohnung  mancherlei  Zollver- 
günstigungen (Lac.  I,  392.  B.  F.  nr.  200). 

Zu  weiteren  derartigen  Privilegien  des  Königs  an  denselben  Erzbischof 
kam  es  im  September  1202  in  dem  damals  geschlossenen  Vergleich,  welcher 
den  vorher  zwischen  beiden  bestehenden  Streit  abschloss;  bei  diesem  hatte 
es  sich  gerade  um  Zollangelegenheiten  gehandelt  (Leg.  II,  206.  B.  F.  nr.  227. 
vgl.  226  b.  u.  Winkelm.  a.  a.  0.  251  ff.  vgl.  Braunholtz  a.  a.  0.  8.  7 
u.  11  f.). 

»• 
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volle  aber  war,  dass  namentlich  König  Otto  sich  nicht  nur  darauf 
beschränkte,  Zolleinkünfte  oder  Zollbefreiungen  zu  verleihen, 
sondern  dass  er  sich  auch  in  dem  einen  oder  anderen  Falle 
seines  Zollrechtes  selbst  entäusserte. 

Neben  mehrfachen  Vergabungen  aber  finden  sich  aus  der 
Regierung  der  beiden  Könige  auch  Rechtssprüche,  in  denen 
wiederum  das  oberste  königliche  Recht  in  Zollsachen  aufrecht- 
erhalten wird. 

Als  König  Philipp  1202  Okt.  11  mit  der  Trierer  Geist- 
lichkeit und  Bürgerschaft  jenes  oben  erwähnte1)  Bündnis  ab- 
schliesst,  verzichtet  er  zu  Gunsten  seiner  neuen  Bundesgenossen 
auf  den  Zoll  zu  Kochern  „quasi  de  novo  fuerat  institutum  — 
servato  tarnen  iure  antiquo  thelonei,  quod  temporibus  predecessorum 
nostrorum  dive  memoriae  Romanorum  imperatorum  illic  solebat 
haberi.“  Der  König  giebt  hiermit  deutlich  zu  erkennen,  dass 
er  an  dem  alten,  dem  König  zukommenden  Recht  festhalten 
will.  Was  er  aufgiebt,  ist  nur  die  Erhöhung  des  alten  Zolles.*) 
Man  erkennt  hieraus  das  Fortbestehen  des  alten  königlichen 
Rechtes,  über  die  Höhe  der  Zollabgaben  nach  freiem  Ermessen 
Bestimmungen  zu  treffen. 

Ganz  besonders  lehrreich  für  die  Erkenntnis  der  damals 
gültigen  Rechtsanschauungen  ist  eine  Urkunde,  welche  1206 


’)  vgl.  S.  SB  N.  2).  Falke  a.  a.  0.  S.  32  bemerkt  dazu,  dass  Philipp 
.nur  dem  Erzbischof  von  Trier  zu  Gofallen*  den  Kochemer  Zoll  .aufgehoben“ 
und  den  zu  Hammerstein  „gemindert“  habe.  Diese  Ansicht  Falkes  ist 
durchaus  irrig.  Denn  die  Urkunde  ist  ganz  deutlich  einzig  und  allein  zu 
Gunsten  der  Kirche  (Prälaten,  Kleriker,  Aebte)  und  der  Bürger  von  Trier 
erlassen.  Der  Name  des  Erzbischofs  wird  überhaupt  nicht  genannt.  Das 
ganze  Bündnis  war  gerade  gegen  ihn  gerichtet.  Denn  er  neigte  auf  die 
Seite  Ottos  IV.  oder  war  wenigstens  vom  Papst  aufgefordert,  diesem  unbe- 
dingt anznhangen.  Indem  der  König  sich  nun  über  seinen  Kopf  fort  mit 
seiner  Geistlichkeit  und  der  Bürgerschaft  verband,  wollte  er  dadurch  einen 
Druck  auf  den  Erzbischof  ausüben  und  ihn  von  einem  Abfall  zuriickscbrecken, 
welcher  ihn  in  seinem  Sprengel  völlig  isoliert  hätte. 

*)  Dieses  Verhältnis  erkennt  man  deutlich  aus  dem  Zusatz:  „servato 
tarnen  iure  antiquo.“  Auch  in  diesor  Beziehung  ist  also  Falke  ganz  un- 
genau. B.  F.  a.  a.  O.  sagt  deshalb  mit  Recht,  dass  er  den  Zoll  nur  auf- 
gehoben habe,  soweit  er  neu  errichtet  worden  war.  Falke  dreht  die  Sache 
gerade  um;  denn  herabgemindert  wird  der  Kochemer  und  nicht  der  Hammer- 
steiner Zoll,  aufgegeben  dagegen  wird  dieser  und  nicht  jener  (exactionem 
quoqne  indebitam  apud  H.  omnino  — remisimus). 
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aasgefertigt  wurde.')  Der  König  giebt  in  ihr  auf  Bitte  des 
Bischofs  Diethelm  von  Konstanz  seine  Einwilligung  zur  Ueber- 
lassung  der  freien  Schiffahrt  und  zur  Aufhebung  des  Brücken- 
zolles zu  Konstanz  durch  eben  diesen  Bischof  zu  Gunsten  des 
Grafen  Manegold  von  Rordorf.  Philipp  nimmt  angesichts  der 
bereits  von  dem  Bischof  auf  eigene  Hand  dem  Grafen  erteilten 
Freiheit  Anlass  zu  folgender,  wichtigen  Erklärung:  „cum  in  bis 
rebus  seil,  pontomio,  moneta  et  theloneo  ab  imperiali  infeodautur 
maiestate,  qui  in  episcopos  eliguntur  in  Constanciensi  ecclesia, 
non  poterat  episcopus  libertatem  dare  pontomio  in  praeiudicium 
imperatorie  dignitatis,  nisi  specialem  nostre  (seil,  regis)  sanctionis 
super  facto  suo  peteret  auctoritatem.“ 

Der  König  bezeichnet  hier  den  betreffenden  Zoll  als  ein 
Lehen,  welches  der  Bischof  vom  Reiche  trage,  mit  dem  er  daher 
nicht  willkürliche  Veränderungen  vornehmen  könne. 

In  diesem  Falle  beansprucht  Philipp  nicht  sowohl  kraft 
seines  Zollrechtes,  als,  da  es  sich  um  einen  nur  zu  Lehen  ge- 
gebenen Zoll  handelt,  vielmehr  als  Lehnsherr  die  Bestätigung 
der  mit  ihm  vorgenommenen  Aenderungen.  Bald  darauf  sehen 
wir  ihn  lediglich  von  seiner  Eigenschaft  eines  obersten  Zoll- 
herrn ergiebigen  Gebrauch  machen. 

Nach  der  im  Januar  1207  erfolgten  Kapitulation1)  der 
Kölner  nämlich  zwang  Philipp  diese  nach  der  darüber  aus- 
gefertigten Friedensurkunde,  alle  während  des  Krieges  eingeführ- 
ten ungerechten  Abgaben  abzustellen.8)  Als  Philipp  dann  am 
30.  April  1207  nach  der  Huldigung  der  Kölner  seine  Zusagen 
erfüllte,  gewährte  er  ihnen  zunächst  eine  Bestätigung  ihrer  früheren 
Zollbegünstigungen.4)  Sodann  aber  hob  er  zu  ihren  Gunsten 


’)  Fickler:  Quellen  und  Forschungen  zur  Gesell.  Schwabens  und  der 
Ostscfawelz.  S.  70.  Die  Urkunde  trägt  kein  Datum  vgl.  B.  F.  nr.  128. 

*)  Ueber  die  Ereignisse,  welche  zur  Kapitulation  von  Köln  führten, 
vgl.  Winkelm.  a.  a.  O.  386 — 97.  B.  F.  nr.  136  a ff.  Reineri  annales  SS. 
XVI,  p.  660. 

*)  Leg.  II,  209:  .Item  exactiones  indebitas,  quas  facere  consueverunt 
tempore  gnerre,  de  cetero  non  recipient.“  vgl.  B.  F.  nr.  139.  Winkelm. 
a.  a.  O.  Reiner  a.  a.  0. 

4)  Ennen:  Quellen  z.  Gesch.  d.  St.  Köln  II,  nr.  21:  bei  Boppard  sollen 
sie  fortan  nur  den  alten  Zoll  entrichten,  bei  Kaiserswert  dagegen  überhaupt 
frei  sein.  vgl.  B.  F.  144.  Winkelm.  a.  a.  0. 
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überhaupt  im  ganzen  Reich  alle  ungerechten  und  neuen  Zölle 
auf.1)  Fraglich  bleibt  hierbei  nur,  was  Philipp  unter  diesen 
neuen  und  ungerechten  Zöllen  und  Abgaben  versteht.  Aus  seinen 
Worten,  dass  er  seine  Gunstbezeugungen  und  Privilegien  den 
Kölnern  zu  teil  werden  lasse  „ad  imitationem  inclyte  recor- 
dationis  tarn  patris  quam  fratris  nostri  — sicut  ex  autenticis 
privilegiorum  suorum  didicimus“,  können  wir  den  Schluss  ziehen, 
dass  der  König  alle  diejenigen  Zölle  für  ungerechte  betrachtete, 
zu  deren  Zahlung  die  Kölner  nach  den  Urkunden  seiner  Vor- 
gänger nicht  verpflichtet  waren.  Philipp  stellte  sich  somit  auf 
den  Standpunkt,  welchen  seiner  Zeit  Friedrich  I.  vertreten 
hatte.  Zu  solchen  rechtswidrigen  Zolleistungen  aber  mochten 
die  Kölner  während  des  soeben  beendeten  Krieges  gezwungen 
gewesen  sein,  so  gut  wie  sie  selbst  während  desselben  ungerechte 
Abgaben  eingetrieben  hatten.*) 

Ein  weiterer,  deutlicher  Beleg  dafür,  dass  der  König  auch 
jetzt  noch  im  Besitz  des  obersten  Zollrechtes  war  und  für  die 
einzige  Rechtsquelle  von  Zöllen  im  Reiche  galt,  ist  uns  aus  der 
Zeit  Ottos  IV.  überliefert.  Im  Jahre  1209  Januar  13  nämlich 
wird  auf  der  Curia  Augustana  vom  Bischof  von  Trient  an  den 
König  die  Frage  gerichtet:  „si  aliquis  sine  regia  licentia  et 
autboritate  novum  possit  instituere  theloneum.“8)  Der  König 
erteilt  darauf  oder  lässt  vielmehr  durch  die  anwesenden  Fürsten 
den  Rechtsspruch  erteilen,  dass  dies  nicht  geschehen  dürfe,  und  dass 
jeder  ohne  ausdrückliche  königliche  Ermächtigung  aufgerichtete 
Zoll  keine  Rechtskraft  besitze  und  wieder  abgestellt  werden 
müsse.1)  Hierdurch  wird  abermals  mit  deutlichen  Worten  jener 
ans  der  ältesten  Zeit  überkommene  und  von  Friedrich  I.  1157 
betonte  Grundsatz,  dass  nur  der  König  das  Recht  der  Zoll- 
anlage habe,  bestätigt  und  von  neuem  als  bestehendes  Recht 
verkündigt. 

•)  „univprsa  quoque  thelonea  iniusta  et  de  nova  instituta  omncsque  inde- 
bitas  exactiones  ubique  in  imperio  nostro  ipaia  elidimus  et  ampatamna  et 
omnimodia  regia  auctoritate  inhibemns.“  vgl.  Reiner  a.  a.  0.  Ann.  Colon, 
max.  SS.  17,  822. 

’)  oben  S.  37  Anni.  3). 

•)  lieg,  n,  215.  B.  F.  nr.  254. 

*)  „Et  data  est  — aententia,  quod  nullo  modo  hoc  fieri  possit  vel  debeat 
et  ai  factum  fuerit,  irritum  sit  et  inane.* 
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Dieses  Recht  aber  des  Königs  erfährt  gerade  durch  Otto  IV., 
vor  welchem  dieser  so  wichtige  Spruch  gefällt  ward,  eine  nicht 
unerhebliche  Beeinträchtigung.  Freilich  erfolgte  dieselbe  nicht 
etwTa  im  Prinzip,  sondern  der  König  verzichtete  nur  zu  Gunsteu 
eines  bestimmten  Fürsten  auf  einen  Teil  seines  unbedingten 
Zollrechtes.  Aber  mit  diesem  einen  königlichen  Zugeständnis 
war  ein  nachahmenswerter  Präzedenzfall  gegeben.  Denn  es  war 
wohl  eines  der  ersten,  wenn  nicht  das  erste  dieser  Art.1)  Die 
übrigen  Fürsten,  vor  allem  die  Standesgenossen  des  so  Aus- 
gezeichneten, suchten  es  für  sich  auszunützen  und  zwar  mit  Er- 
folg; denn  nicht  lange  nach  diesem  ersten  Falle  erlangte  die 
Gesamtheit  der  geistlichen  Fürsten  wirklich  das  verbrieft,  was 
damals  nur  einem  einzelnen  von  ihnen  zu  teil  geworden  war. 

Im  Juli  1208  nämlich  verspricht  der  König  Otto  dem  Erz- 
bischof von  Magdeburg,  in  seinem  Gebiet  keine  Abgaben  erheben 
zu  wollen,  zu  denen  dieser  oder  einer  seiner  Nachfolger  die  Zu- 
stimmung nicht  geben  werde.3)  Der  König  bindet  sich  also  hin- 
sichtlich der  Zollanlage  im  Gebiet  der  Magdeburger  Erzdiözese 
für  die  Zukunft  an  den  guten  Willen  des  Erzbischofs.  Es  wird 
hiermit  zum  ersten  Male  einem  geistlichen  Fürsten  das  Recht 
des  Konsenses  in  Zollsachen  gewährt,  welches  nicht  allzu  viel 
später  dem  ganzen  Stande  der  geistlichen  Fürsten  zugestanden 
wird.3) 

In  derselben  im  Juli  1208  mit  dem  Magdeburger  Erzbischof 
getroffenen  Abkunft  giebt  der  König  zu  Gunsten  desselben  noch 
einen  anderen  Teil  seines  Zollrechts  auf,  in  welchem  der  alte 
Regalcharakter  des  Zolls  seinen  greifbarsten  Ausdruck  gefunden 
hat.  Er  verzichtet  nämlich  auch  auf  alle  Einkünfte  aus  den 


')  „Neben  diesen  Zugeständnissen  an  die  Magdeburger  Kirche,  welche 
naturgemäss  gehr  bald  ähnliche  Forderungen  von  Seiten  anderer  Bischöfe 
hervormfen  mussten  und  deshalb  in  gewissem  Sinne  eine  prinzipielle  Bedeu- 
tung haben,  wollen  die  persönlichen  Vorteile,  welche  sich  Albrecht  bei  dieser 
Gelegenheit  zu  verschaffen  wusste,  nicht  eben  viel  sagen“  — Winkelm. 
Otto  IV,  S.  103  f. 

*)  Riedel:  Cod.  dipl.  Brand.  I.  17,  437:  „quod  numquam  in  bonis  ecdesie 
contra  voluntatem  arcbiepiscopi  vel  snccessorum  suorum  faciemns  exactionem.“ 
vgl.  B.  F.  239.  Winkelm.  a.  a.  0.  101  ff.  bes.  S.  103.  Zeumer  a.  a.  0.  S.  105. 

’)  In  der  confoederatio  Friedrichs  II.  mit  den  geistlichen  Fürsten  (1220 
April  26)  vgl.  unten  S.  42  ff. 
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Zöllen,  auf  welche  er  bei  einem  Aufenthalt  im  erzbischöflichen 
Gebiet  rechtlich  Anspruch  erheben  durfte.1) 

Auf  dieses  hier  und  sonst  noch  öfters  erwähnte  Regalien- 
recht bei  Hoftagen,  welches  die  unmittelbare  Nutzung  von  Zoll 
und  Münze  durch  den  König  zur  Folge  hatte,  werden  wir  bei 
anderer  Gelegenheit  weiter  unten  näher  einzugehen  haben.  Hier 
mag  es  genügen,  darauf  hinzuweisen,  dass  wir  durch  Ottos  IV. 
Verzicht  auf  dasselbe  zu  Gunsten  des  Erzbischofs  von  Magde- 
burg1) erfahren,  dass  es  im  übrigen  damals  noch  bestand.  Ge- 
rade hierin  aber  besitzen  wir  einen  schlagenden  Beweis  dafür, 
dass  der  König  noch  immer  das  oberste  Zollrecht  besass,  dessen 
Nutzung  und  Ausübung  er  vielfach  anderen  übertragen  hatte, 
das  aber  wieder  in  vollem  Umfang  in  Kraft  trat,  sobald  sich 
der  König  persönlich  in  einer  Stadt  auf  hielt.  Sein  höheres 
Recht  machte  in  diesem  Falle  dasjenige  der  anderen  als  das 
niedere  und  auf  jenes  als  seine  Quelle  zurückgehende  ruhen. 
Dieses  Recht  haben  denn  auch  die  Könige  stets  aufrecht  er- 
halten, und  Friedrich  II.  hat,  wie  wir  sehen  werden,  dasselbe 
ausdrücklich  für  unantastbar  erklärt.  Es  hatte  also  jener  Ver- 
zicht Ottos  IV.  auf  dasselbe  nicht  dieselbe  Folge,  wie  sein  dem 
Erzbischof  gemachtes  Zugeständnis  betreffs  der  Zollanlage;  ein 
Aufgeben  des  Rechtes  überhaupt  seitens  der  Könige  hat  sich 
daraus  nicht  entwickelt. 

Freilich  hat  Friedrich  II.  gleich  in  den  ersten  Jahren  seiner 
Herrschaft  zunächst  jenes  von  König  Otto  dem  Erzbischof  von 
Magdeburg  erteilte  Privileg  auf  Bitten  desselben  als  Dank  für 
seine  eifrige  Bemühung  um  Friedrichs  Erhebung  zum  König  be- 
reitwilligst bestätigt.*) 


')  „nec  uinquaiu  monetäre  vel  theloueum  inxta  consuetndinem  impera- 
torum,  que  in  cnriis  observabatnr,  in  civitatibus  archiepiscopi  occupabimus* 
(a.  a.  O.),  vgl  dazn  Ficker  in  den  Wien  Sitzber.  72,  391. 

*)  1209  Mai  19  bestätigt  und  erfüllt  Otto  seine  Versprechungen  vom 
Juli  1209.  Boysen:  liistor.  Magazin  Bd.  II,  106.  B.  F.  278.  Winkelm. 
a.  a.  0.  149  f.  Brauuholtz  a.  a.  0.  S.  6. 

*)  1216  Mai  11  Huillard-Br6holles:  Hist,  diplomatica  Friderici  II 
Paris  1852  ff.  I,  459.  B.  F.  858.  Gleichzeitig  erfolgte  auch  eine  Bestätigung 
der  auderon  Vergünstigung,  welche  der  Erzbischof  in  Bezug  auf  die  Zoll- 
anlage durch  Künig  Otto  erhalten  hatte. 
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1219  November  8 nahm  er  sodann  in  das  grosse  Privileg 
für  Nürnberg,  in  welchem  der  Stadt  unter  anderem  sehr  wichtige 
Zollbefreiungen  au  verschiedenen  Hanpthandelsplätzen  im  Reiche 
gewährt  wurden,  auch  die  Bestimmung  auf:  „Nullus  Nurem- 
bergensis  in  celebratione  curie  regalis  ibidem  de  aliquibus  rebus 
suis  solvet  theloneum.“ ’)  Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass 
der  Reichsstadt  Nürnberg  nichts  anderes  gewährt  wurde,  als 
was  der  Erzbischof  von  Magdeburg  durch  Otto  IV.  und  Friedrich  II. 
erhalten  hatte,  nämlich  eiue  Verzichtleistung  seitens  des  Königs 
auf  Anwendung  und  Ausnützung  seines  Regalienrechtes  bei 
Hoftagen. 

Man  sieht,  wie  die  Könige  fortgesetzt  iufolge  ihrer  vielen  Pri- 
vilegien an  den  verschiedensten  Stellen  im  Reiche  auf  eine  völlige 
Aufrechterhaltung  und  Anwendung  ihres  Zollrechtes  verzichtet 
haben,  wie  also  dieses  in  seiner  praktischen  Durchführung  den 
mannigfachsten  Schranken  unterworfen  worden  ist.  Wenn  sich 
nun  aber  auch  die  Könige  in  diesem  oder  jenem  Falle  zu  Gunsten 
anderer  ihres  Rechtes  entschlugen,  gaben  sie  dieses  damit  doch 
keineswegs  überhaupt  auf.  Was  namentlich  das  bei  Hoftagen 
vornehmlich  sich  äusserude  Regalienrecht  betrifft,  so  leisten  die 
Könige  mehrere  Male  für  bestimmte  Fälle  darauf  Verzicht,  in 
den  darüber  ausgestellten  Urkunden  aber  wird  nachdrücklich 
hinzugefügt,  dass  aus  solchen  speziellen  Fällen  nichts  für  die 
Allgemeinheit  hervorgehe,  dass  das  Recht  sonst  nach  wie  vor 
weiter  bestehe.’) 

Solche  Verzichtleistungen  auf  das  Regalienrecht  bei  Hof- 
tagen schloss  für  diejenigen,  zu  deren  Gunsten  sie  erfolgten, 
einen  grossen  Vorteil  in  sich,  besonders,  wenn  Aussicht  vor- 
handen war,  dass  der  König  sich  des  öfteren  in  einer  Stadt  ihres 
Gebietes  längere  Zeit  aufhalten  würde.  Dies  traf  ganz  besonders 


')  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte  des  Ma.  I,  171  ff.  Gengier:  Dentsche 
Stadtrechte  des  Ma.  S.  321  f.  Huill.-Brih.  1,  700  § 12.  B.  F.  1069.  vgl. 
Nitzach:  Ministerialität  und  BUrgertum  370  ff.  u.  Staufische  Studien  in 
SybeU  histor.  Ztschr.  Bd.  III,  383. 

*)  So  sagt  Friedrich  II.  in  der  Bestfitigungsurkunde  der  Magdeburger 
Privilegien:  „statuimua,  ut,  cum  in  civitatc  Mngdeburgensis  ccclesie  — a nobis 
et  aucces8oribua  noatria  curias  regales  celebrari  contigcrit.  universis  que  in 
aliiscivitatibua  aut  locia  in  moneta,  teloueis  et  in  ceteris  utilitatibus  qui- 
buscumque  imperial iiuriproveneriut  ab  eiadem,  — libera semper  oxiatant.“ 
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bei  deu  Gebieten  der  geistlichen  Fürsten  zu,  da  die  Könige  vor- 
nehmlich in  Bischofsstädten  ihre  Hoftage  abzuhalten  liebten. 
Denn  in  diesen  wurden  im  Gegensatz  zu  den  Reichsstädten,  in 
welchen  die  Könige  für  ihre  Unterhaltung  auf  ihre  eigenen 
Hilfsquellen  angewiesen  waren,  die  Kosten  der  Verpflegung  von 
den  Bischöfen  aus  dem  Reichskirchengut  bestritten.1)  Und  nicht 
genug  damit,  dass  den  geistlichen  Herren  Verpflichtungen  nach 
dieser  Seite  oblagen,  mussten  sie  auch  noch  die  sonst  ihnen  zu- 
fliessendcn  Zolleinkünfte  darangeben,  weil  diese  dem  bestehenden 
Rechte  zufolge  direkt  in  die  Kasse  des  anwesenden  Herrschers 
abzuliefern  waren.  Es  musste  also  als  ein  grosser  Vorzug 
empfunden  werden,  wenn  der  eine  oder  der  andere  dieser  Grossen 
des  Reiches  vom  König  von  dieser  letzten  Last  befreit  wurde. 
War  min  erst  ein  Mal  vom  König  zu  Gunsten  eines  einzelnen 
dieser  Fürsten  auf  das  betreffende  Recht  verzichtet  worden,  so 
lag  es  nahe,  dass  die  anderen  derselben  Vergünstigung  teilhaftig 
zu  werden  strebten.  Es  war  mithin  eine  entschiedene  Gefahr 
vorhanden,  dass  nach  und  nach  das  ganze  Recht  des  Königs 
als  solches  aufgegeben  werden  musste.  Da  ist  es  nun  von 
höchstem  Interesse  zu  sehen,  dass  Friedrich  II.  auch  nicht  einen 
Augenblick  daran  gedacht  hat,  sich  dieses  alten  wichtigen  Rechtes 
zu  entäussern,  sondern  dass  er  vielmehr  der  Gesamtheit  der 
geistlichen  Fürsten  gegenüber  aufs  allerentschiedenste  daran 
festgehalten  hat.  Er  äusserte  sich  in  diesem  Sinne  in  dem 
10.  Artikel  seiner  berühmten  „confoederatio  cum  principibus 
ecclesiasticis.“ 

Diese  wurde  1220  April  26  geschlossen;*)  es  wurden  im 
übrigen  in  ihr  Verfügungen  getroffen,  welche  durchaus  einen  für 
die  geistlichen  Fürsten  günstigen  Charakter  trugen  und  ihnen 
wichtige  Rechte  und  Vorteile  einräumten.  Alles,  was  ihnen 
damals  vom  Kaiser  an  Zugeständnissen  geboten  wurde,  war  der 
Lohn  Yor  allem  für  ihre  thätige  Unterstützung  bei  der  kurz  zu- 


‘)  vgl.  Ficker  a.  a.  0.  Bd.  72,  S.  65  ff.  381  ff.  u.  Bd.  77,  S.  820. 
Schröder  505  N.  19. 

*)  Leg.  II,  236.  B.  F.  nr.  1114.  vgl.  Berchtold:  Die  Entwicklung  der 
Landeshoheit  in  Dtschld.  Münch.  1863.  S.  98.  149  ff.  Schröder  504.  611. 
Winkelm.:  Kaiser  Friedrich  II.  Bd.  L 8.  64  ff. 
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vor  erfolgten  Wahl  seines  Sohnes  Heinrich  zum  König.*)  Die 
zu  Gunsten  der  geistlichen  Fürsten  erlassenen  Bestimmungen 
verfolgten  keinen  anderen  Zweck,  als  manche  gewohnheitsrecht- 
lichen Zustände,  wie  sie  zum  Schaden  jener  sich  in  der  letzten 
Zeit  entwickelt  hatten,  zu  beseitigen.1) 

An  erster  Stelle  spricht  der  Kaiser  von  solchen  Gewohn- 
heiten oder  vielmehr  Missbräuchen,  wie  sie  sich  in  „novis  theloneis“ 
eingestellt  hätten.  Es  drängt  sich  hier  von  selbst  die  Frage 
auf,  was  wir  unter  den  abzustellenden  „abusiones  in  theloneis“ 
zu  verstehen  haben.  Von  jeher  waren  Verordnungen  gegen  die 
neuen  Zölle,  welche  dadurch  als  ungesetzlich  beseitigt  wurden, 
erlassen  worden.  Es  waren  bereits  in  den  ältesten  Zeiten  im 
Zusammenhang  damit  bestimmte  Termine  aufgestellt  worden,  mit 
welchen  man  die  sogenannten  neuen  Zölle  beginnen  Hess.  In 
der  Folgezeit  verstand  dann  Friedrich  I.  unter  den  auch  vou 
ihm  am  6.  April  1157  beseitigten  neuen  Zöllen  nicht  sowohl 
solche,  die  nach  einem  bestimmten  Jahre  aufgerichtet  waren,  er 
legte  also  den  Nachdruck  nicht  sowohl  auf  ihre  Entstehungszeit 
als  vielmehr  auf  die  Quelle,  aus  welcher  sie  stammten,  und  er 
gestand  daher  nur  dem  königlichen  Gebot  die  Kraft  zu,  rechts- 
gültige Zölle  anzulegen.  Hieran  hielt  man  in  der  Folgezeit  fest; 
so  auch  Friedrich  II.  Man  würde  danach  vermuten  müssen, 
dass  es  sich  auch  im  Jahre  1220  bei  den  vom  Kaiser  zu  Gunsten 
der  geistlichen  Fürsten  aufgehobenen  neuen  Zöllen  um  nichts 
anderes  gehandelt  habe  als  um  solche  ohne  kaiserliche  Genehmi- 
gung eingetriebene  Abgaben.  Allein  eine  genaue  Prüfling  der 
1220  verkündigten  Zollordnungen  wird  uns  eines  anderen  be- 
lehren. Hätten  wir  es  nämlich  in  Wahrheit  mit  einer  Schädigung 
der  Geistlichen  durch  Zollforderungen  zu  thun,  zn  denen  der 
Kaiser  seine  Zustimmung  nicht  erteilt  hatte,  von  deren  Existenz 


’)  „Digna  recolentes  animadveraione,  qnanta  efficacia  et  öde  dilecti 
principes  ecclesiaatici  nobia  liactenus  aatiterunt,  ad  culmen  imperii  nos  promo- 
verulo,  promotos  in  ipso  finnando  et  demam  filinm  nostrum  Heinricum  in 
regem  sibi  et  dominum  benevole  atque  concorditer  eligendo,  cenanimus  — .“ 
*)  „Igitur,  quia  in  eorum  gravamina  quedam  consuetudines  et  ut  verius 
dicamus  abusiones  ex  longa  perturbacione  imperii  — inoleverant,  in  novis 
theloneis  — statntis  qnibusdam  eisdem  abuaionibua  obviamus.“  Und  ähnlich 
schon  vorher:  „cenauimus  cos  — uua  cum  ipsorum  ecclesiia  semper  fore  noatra 
defensione  contra  noxia  quedam  firmandoa.* 


Digitized  by  Google 


44 


ei  also  nichts  wusste,  so  müsste  doch  wohl  der  Kaiser  in  den  nachfol- 
genden Satzungen  darauf  eingehen  und  durch  Beseitigung  und  Ver- 
bot solcher  Zölle  die  Fürsten  von  ihrer  Bedrückung  befreien.  Sehen 
wir  aber  das  kaiserliche  Dokument  darauf  hin  durch,  ergiebt 
sich  die  auffallende  Thatsache,  dass  in  keinem  Paragraphen  jene 
fraglichen  Zölle  aufgehoben  werden.  Der  ganze  kaiserliche  Er- 
lass setzt  es  sich  gar  nicht  zum  Ziel,  vergangenes  Unrecht  zu 
sühnen,  gesetzwidrigen  Handlungen,  wie  sie  in  den  letzten  Zeiten 
vorgekommen  waren,  ein  definitives  Ende  zu  bereiten,  sondern 
er  stellt  vielmehr  Prinzipien  auf,  welche  iu  Zukunft  bei  Zoll- 
sachen den  geistlichen  Fürsten  gegenüber  beobachtet  werden 
sollen  und  zwar  von  ihm,  dem  Kaiser  selbst.  Dieser  verspricht 
nämlich  in  dem  zweiten  Paragraphen,1)  fortan  in  den  geistlichen 
Territorien  auf  jede  Neuanlage  von  Zöllen  verzichten  zu  wollen, 
sobald  die  Herren  jener  Territorien  irgend  etwas  gegen  dieselben 
einzuwenden  hätten;  dagegen  sollen  dieselben  im  ungestörten 
Besitz  der  alten  ihnen  übertragenen  Zollprivilegien  bleiben.  Der 
Kaiser  giebt  hiermit  sein  altes,  bisher  unbeschränktes  Recht  der 
Zollanlage  im  Reich  wenigstens  für  gewisse  Territorien  auf:  er 
erklärt  hier  nur  mit  Uebereinstimmung  der  Herren  derselben 
verfahren  zu  wollen;  dadurch  wurde  jede  neue  Zollanlage  auf 
geistlichem  Gebiete  illusorisch,  ja  zum  Teil  überhaupt  unmöglich 
gemacht.  Denn  bei  den  neuen  Zöllen  handelt  es  sich  nicht  nur 
um  solche,  welche  der  Kaiser  im  Namen  des  Reiches  für  dessen 
Nutzen  einsetzte,  sondern  auch  um  solche,  deren  Erträge  anderen, 
einzelnen  Personen  zu  gute  kommen  sollten.  Es  war  aber  natür- 
lich von  vornherein  zweifellos,  dass  die  geistlichen  Fürsten  solchen 
Zöllen  nie  zustimmen  würden,  wie  sie  es  allenfalls  noch  bei  den 
Reichszöllen  zu  thun  bereit  gewesen  wären.*)  Denn  in  einem 
solchen  Falle,  in  welchem  einem  anderen  in  ihren  Gebieten  vom 


')  .Item  uova  thelonea  — in  ipsorum  territoriis  sive  iurisdictionibus 
eis  ioconsaltis  seu  nolentibus  non  statuemus  de  cetero;  set  antiqua  thelonea 
— eornm  ecclesiis  concessa  inconvulsa  et  firma  coneervabimns  et  tuebimor.* 
Wenn  hier  von  .territoriis  sive  iurisdictionibus*  der  geistlichen  Fürsten  die 
Rede  ist,  so  sind  diese  beiden  Ausdrücke  für  ein  und  dieselbe  Sache  gesetzt ; 
sie  stehen  mithin  völlig  synonym,  und  das  beide  verbindende  sive  ist  explikativ 
zu  fassen.  Zn  den  Territorien  der  geistlichen  Fürsten  gehörte  eben  alles, 
was  unter  ihrer  Gerichtsbarkeit  stand. 

*)  vgl.  Winkelm.  a.  a.  0.  S.  66. 
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König,  ein  derartiger,  geldbringender  Vorteil  eingeräunit  werden 
sollte,  lag  für  sie  selbstredend  von  vornherein  eine  Schädigung 
ihrer  eigenen  Interessen  vor,  der  sie  begegnen  mussten. 

Wenn  nun  unsere  Urkunde  im  Anfang  von  „consuetudines 
vel  abusiones  in  novis  theloneis“  spricht,  über  die  jedenfalls  die 
Fürsten  vor  dem  Kaiser  Klage  geführt  haben,  so  erkennen  wir 
nunmehr  deutlich,  worin  jene  die  lästigen  Gewohnheiten  erblickt 
haben.  Das  königliche  Einsetznngsrecht  selbst  war  ihnen  un- 
bequem und  brachte  ihnen,  weil  es  von  ihnen  als  drückende  Last 
empfunden  wurde,  in  ihren  Augen  auch  Schaden.  In  ihrem 
Sinne  allein  schlossen  jene  Gewohnheiten,  denen  zufolge  der 
Kaiser  auch  in  ihren  Gebieten  neue  Zölle  anlegen  durfte,  zu- 
gleich die  Eigenschaft  des  Missbräuchlichen  in  sich.  Der  Kaiser 
gab  ihnen  in  diesem  Punkte  nach,  weil  er  die  geistlichen  Fürsten 
brauchte  oder  doch  wenigstens  ohne  sie  nicht  viel  auszurichten 
vermochte.  Und  wie  er  überhaupt  in  seiner  Politik  nur  dem 
Nützlichkeitsprinzip  folgte  und  alle  Vorteile,  gleichviel  wo  und 
wie  sie  sich  ihm  boten,  zu  benutzen  verstand,  so  suchte  er  auch 
in  diesem  Falle  sich  der  Gunst  der  geistlichen  Fürsten  zu  ver- 
gewissern, wenn  auch  auf  Kosten  seines  alten  Zollrechtes.  Die 
geistlichen  Fürsten  aber  hatten  damit  erreicht,  was  sie  wollten. 
In  ihrem  Interesse  und  zu  ihrem  Vorteil  war  allen  „abusionibns 
in  novis  theloneis“  ein  für  alle  Mal  vorgebeugt,  und  sie  selbst 
waren  vor  jeder  neuen  Zollbelastung  sicher;  auf  der  anderen 
Seite  erhielten  sie  für  alle  vom  Reich  empfangenen  Einkünfte 
aus  Zoll  und  Münze  gesetzliche  Garantien.  Diese  ihnen  ver- 
liehenen Hoheitsrechte  wurden  unter  Ausschluss  der  Wider- 
rufung oder  jeder  sonstigen  Beeinträchtigung  zu  dauerndem  Eigen- 
tum überwiesen.1)  Gleichw'ohl  aber  wurde  das  alte  Regalien- 


*)  Wenn  auch  in  der  verflossenen  Zeit  einzelnen  geistlichen  Pürsten 
solche  Auszeichnungen  sowohl  hinsichtlich  der  Mitwirkung  bei  Zollanlage 
als  auch  bezüglich  des  Zollbesitzes  bereits  zu  teil  geworden  waren,  so  wird 
für  alle  geistlichen  Fürsten  doch  erst  jetzt  das,  was  bisher  nur  ausnahms- 
weise gewährte  Bevorzugung  war,  zu  bleibendem  Recht  für  alle  erhoben. 
Man  kann  daher  eigentlich  nicht  sagen,  dass  durch  die  Confocderatio  nur 
alte  Rechte  aufgefrischt  oder  eingerissene  Gewohnheiten  gesetzlich  bestätigt 
worden  seien,  wie  es  z.  B thun:  Hüflcr:  Kaiser  Friedrich  II.  S.  62.  Schirr- 
macher: Kaiser  Friedrich  U.  Bd.  I,  120.  Nitz  sch:  Stauf.  Stnd.  a.  a.  0. 
381.  vgl.  Winkelm.  a.  a.  O.  Brannholtz  a.  a.  O.  S.  13.  N.  46. 
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Verhältnis  des  Zolles  auch  ihnen  gegenüber  nicht  ganz  auf- 
gegeben. *) 

Denn  trotz  der  weitgehenden  Zugeständnisse  Friedrichs  II. 
an  die  geistlichen  Fürsten  betreffs  seines  Zollrechts  behielt  er 
sich  den  nicht  unwichtigsten  Teil  desselben  vor,  jenes  schon  er- 
wähnte Regalienrecht  bei  Hoftagen.  Von  diesem  handelt  der 
Kaiser  im  zehnten  Paragraphen  seines  Statutes.’) 

Nach  dem  ursprünglichen  Rechtszustand,  wie  er  sich  noch 
in  den  Aufzeichnungen  der  Rechtsbücher  erhalten  hat,*)  wurden 
infolge  dieses  Regalienrechtes  dem  König  die  Hoheitsrechte, 
deren  Verwaltung  und  Nutzniessung  oft  anderen  übertragen  waren, 
in  jedem  Falle  ledig,  wenn  er  selbst,  gleichviel  aus  welchem  An- 
lass, in  eine  Stadt  des  Reiches  kam.  Dieses  Recht  hat  sich 
später  in  der  Praxis  etwas  anders  gestaltet.  Wir  haben  bereits 
einige  Fälle  zu  erwähnen  gehabt,  in  denen  die  Könige  auf  das- 
selbe zu  sprechen  kamen.  Es  wurde  dann  aber  immer  nur  auf 
einen  ganz  bestimmten  Fall  der  Anwesenheit  des  Königs  be- 
schränkt, nämlich  auf  die  Zeit  eines  königlichen  Hoftages.  So 
spricht  auch  Friedrich  II.  davon,  dass  er  nur  bei  Gelegenheit 
eines  solchen  von  seinem  Recht  Gebrauch  machen  wolle.4)  Er 
erklärt,  dass  er  hierbei  nur  nach  dem  Vorbild  seines  Grossvaters, 


')  Mit  Recht  bemerkt  noch  Braunholtz  a.  a.  O.  gegen  Falke  (S.  33) 
dass  auch  .gerade  das  Fehlen  von  Bestimmungen,  die  den  Geistlichen  etwa 
erlaubt  hätten,  ohne  besondere  königliche  Konzession  in  ihren  Territorien 
neue  Zölle  zu  errichten  und  zu  verleihen  oder  dergleichen,  beweist,  dass 
Friedrich  keineswegs  daran  gedacht  hat,  sein  Oberzollrecht  ganz  und  gar 
preiszugeben.“ 

*)  .Item  inhibemus  ad  imitationem  avi  nostri  imperatoris  Friderici. 
ne  quis  officialium  nostrorum  in  civitatibus  eorumdem  principum  iurisdictionem 
aliquam  sire  in  theloneis  sive  in  monetis  sive  in  aliis  officiis  quibuscumque 
sibi  vindicet,  nisi  per  octo  dies  ante  curiam  nostram  ibidem  publice  indietam 
et  per  octo  dies  post  eam  tinitam.“ 

*)  Sachsenspiegel:  Landrecht  in  der  Ausg.  v.  Homeyer,  Bd.  IIL  60, 
2 — 3.  Schwabenspiegel:  Landrecbt  in  der  Ausg.  v.  Lassberg  111,  1 — 2. 

*)  Raumer,  Gesch.  der  Hohenstaufen.  Lpz.  1879  HI,  123  trifft  nicht 
das  Richtige,  wenn  er  sagt,  dass,  wenn  der  König  selbst  in  eine  solche  Stadt 
kommt,  fiir  die  Zeit  seiner  Anwesenheit  die  Gewalt  der  Fürsten  aufhöre, 
und  nur  er  allein  herrsche.  Dieser  Sachverhalt  tritt  nur  ein,  wenn  ein  Hof- 
tag abgehalten  wird;  für  alle  anderen  Fälle  verzichtet  Friedrich  auf  das 
Regalienreclit. 
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des  Kaisers  Friedrich  I.,  handele.1)  Danach  scheint  es  also, 
als  ob  von  diesem  Kaiser  zuerst  jenes  alte  Recht  auf  diesen 
besonderen  Fall  persönlicher  Anwesenheit  des  Königs  beschränkt 
worden  sei.  Wenn  uns  nun  auch  kein  derartiges  Gesetz  aus 
Friedrichs  I.  Zeit  erhalten  ist,  so  haben  wir  doch  keinen  Grund, 
die  Richtigkeit  jener  Angabe  der  Confoederatio  zu  bezweifeln. 
Denn  es  kann  Friedrich  I.  sehr  wohl  eine  solche  Bestimmung 
betreffs  des  Regalienrechtes  erlassen  haben,  dieselbe  aber  uns 
verloren  gegangen  sein,1)  oder  Friedrich  hat  die  Sache  mehr  ge- 
wohnheitsrechtlich ohne  bestimmte  ausdrückliche  Verfügung  in 
diesem  Sinne  gehandhabt.3)  Ja  die  Annahme,  dass  ihm  wirklich 
die  Begrenzung  hinsichtlich  der  Anwendbarkeit  des  alten  Rechtes 
zuzuschreiben  ist,  gewinnt  an  Wahrscheinlichkeit,  da  gerade 
dieser  Kaiser  zu  Gunsten  derselben  geistlichen  Fürsten  auf  ein 
anderes,  ebenso  altes  königliches  Hoheitsrecht,  das  meist  neben 
dem  Regalieurecht  genannt  wird,  auf  das  Spolienrecht,  Verzicht 
geleistet  hat. 

Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  so  viel  steht  wenigstens  fest, 
dass  Friedrich  II.  damit,  dass  er  vom  Regalienrecht  nur  bei 
Hoftagen  Gebrauch  machen  zu  wollen  erklärt,  nichts  Neues  ge- 
schaffen, sondern  nur  etwas,  was  bereits  längere  Zeit  zum 
mindesten  gewohnheitsrechtlich  üblich  war,  der  Gesamtheit  der 
geistlichen  Fürsten  gegenüber  für  immer  urkundlich  festgesetzt 
hat.4)  Hierbei  muss  noch  hervorgehoben  werden,  dass  Friedrich 


')  .ad  imitationein  avi  nostri  — impcratoris  Friderici.“ 

*)  Jedenfalls  ist  es  nicht  gerechtfertigt,  aus  dieser  Beratung  der  Con- 
foederatio auf  ein  ans  nicht  bekanntes  Gesetz  Friedrichs  I.  einen  Beweis  ftir 
die  Unechtheit  der  Urkunde  herleiten  zu  wollen,  wie  es  Philippi:  Gesch. 
der  Kanzlei  unter  den  letzten  Hohenstaufen,  S.  77  n.  im  Anhang  thnt.  Hit 
Recht  hat  Winkelm.  in  den  Gütt.  gel.  Anz.  1HS5  Okt.  1 wie  alle  anderen, 
die  Uoberlieferung  und  Fonnalien  der  Urkunde  betreffenden  Angriffe  Fhilippis, 
so  auch  diesen  als  gegenstandslos  und  unbegründet  zuriiekgewiesen,  und 
ebenso  Weiland  in  den  Aufsätzen  dem  Andenken  an  Georg  Waitz  ge- 
widmet S.  273. 

*)  vgl.  Weil.  a.  a.  0.  Winkelm.:  K.  Frd.  S.  71  N.  6. 

4)  Tgl.  W inkeim.  a.  a.  O.  S 72:  .Die  ganze  Massregel  giebt  sich 
nicht  als  eine  Neuerung,  sondern  als  Rückkehr  zu  einem  frühor  geübten, 
dann  aber  in  Vergessenheit  geratenen  Gebrauch.“  W.  vermutet,  dass  die 
geistlichen  Fürsten  während  des  Bürgerkrieges  zwischen  Philipp  und  Otto 
den  hier  erwähnten  .Vor-  und  Nachgennss  der  Regalien  bei  Hoftagen,  in 
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das  Regalienrecht  nicht  nur  für  die  Dauer  des  Hoftages  selbst 
beansprucht,  sondern  noch  über  eine  Frist  von  je  acht  Tagen 
vor  und  nach  demselben  ausdehnt. ') 

Was  diese  Festsetzung  der  vierzehntägigen  Frist  neben  der 
Zeit  des  Hoftages  selbst  angeht,  so  könnte  man  annehmen,  dass 
dieselbe  erst  durch  Friedrich  erfolgt  sei:  reden  doch  die  Vor- 
gänger des  Kaisers  immer  nur  von  der  Zeit  der  Hoftage  selbst 
ohne  jene  14  Tage.  Allein  der  Wortlaut  der  Urkunde,  wonach 
der  Kaiser  hinsichtlich  des  Regalienrechtes  durchaus  dem  Bei- 
spiel seines  Grossvaters  Friedrichs  I.  gefolgt  sei,  lässt  ver- 
muten, dass  bereits  dieser  Herrscher  die  vierzehn  Tage  als  zu 
einem  Hoftage  gehörig  angesehen  habe.  Nach  der  sehr  an- 
sprechenden Vermutung  Winkelmanns*)  sah  sich  Friedrich  II. 
zu  einer  ausdrücklichen  Erneuerung  dieser  zeitlichen  Abgrenzung 
der  Gültigkeit  des  Regalienrechtes  genötigt,  weil  die  geistlichen 
Fürsten  in  den  wirren  Zeiten  des  Kampfes  zwischen  Philipp 
von  Schwaben  und  Otto  IV.  den  Versuch  gemacht  hatten,  diesen 
„Vor-  und  Nachgenuss  der  Regalien  bei  Hoftagen  in  Wegfall 
zu  bringen“.8)  Allein  Friedrich  II.  war  sowenig  gesonnen,  auf 


welchem  Friedrich  1.  wahrscheinlich  einen  Ersatz,  für  die  nachgelassene 
Nutzung  bei  sonstiger  Anwesenheit  in  ihren  Städten  gesucht  hatte,  gleich- 
falls in  Wegfall  zu  bringen“  gesucht  hätten.  Er  schliesst  dies  daraus,  dass 
in  den  auch  von  mir  erwähnten  Verzichtleistungen  Ottos  IV.  und  Friedrichs  II. 
für  Magdeburg  (1209  n.  1210)  nur  von  der  Regalienerledigung  während  der 
Hoftage  selbst  die  Rede  ist.  Dieso  Vermutung  hat  viel  für  sich. 

')  „per  octo  dies  ante  curiam  nostram  ibidem  publice  indictam  et 
per  octo  dies  post  enm  finitam.“  Falke  a.  a.  0.  8.  33  giebt  den  Inhalt 
dieses  zehnten  Paragraphen  ungenau  wieder,  wenn  er  den  kaiserlichen  Be- 
amten jede  Ansichnahme  kaiserlicher  Gerichtsbarkeit  insbesondere  bei  Zöllen 
und  Münzen  verboten  sein  lässt.  Hie  wichtige  Thatsache,  dass  der  Kaiser 
mit  Nachdruck  au  seinem  Regalienrecht  wenigstens  für  die  Hoftage  fest- 
hält, erfährt  mau  aus  Falke  nicht. 

*)  a.  a 0.  (vgl  oben  8.  74  N.  O). 

*)  In  soiner  Rezension  von  Philippi:  Die  Kanzlei  etc.  ist  Winkelm. 
(Gött.  gel.  Anz.  1885  Okt.  1 nr.  20  S.  793  ff.)  anderer  Ansicht  gowesen  als 
jetzt  in  seinem  Kaiser  Friedrich  II.  Damals  nämlich  meinte  er,  wie  auch 
Ficker:  Wien.  Sitzber.  Bd  77,  S.  820,  die  Vor- und  Nachfrist  sei  erst  durch 
Friedrich  II.  eingeführt  worden,  und  somit  enthalte  das  Privileg  nicht  eine 
Beschränkung  der  königlichen  Rechte,  sondern  vielmehr  eine  Erweiterung 
derselben.  Nach  seiner  jetzigen  Ansicht,  der  auch  wir  uns  angeschlossen 
haben,  kann  von  einer  Erweiterung  nur  die  Rede  sein,  wenn  man  Friedrichs 
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diesen  zu  verzichten,  wie  sein  Grossvater,  der  gerade  in  ihm 
„einen  Ersatz  für  die  im  übrigen  nachgelassene  Nutzung  des 
Rechtes  bei  sonstiger  Anwesenheit  des  Herrschers  gesucht“  haben 
mag.  Deshalb  betonte  der  Kaiser,  dass  er  ein  für  alle  Mal  in- 
folge eines  angesagten  Hoftages  auch  noch  acht  Tage  vor  und 
acht  Tage  nach  demselben  in  eigener  Person  oder  vielmehr  durch 
seine  Beamten  jene  Rechte  für  sich  in  Anspruch  nehmen  würde, 
deren  Nutzniessung  er  für  die  übrige  Zeit  den  Fürsten  über- 
liess.  Diese  wurden  durch  die  Aufrechterhaltung  des  alten 
Regalienrechtes  wenigstens  für  die  Zeit  der  Hoftage  daran 
erinnert,  dass  der  Zoll  ein  altes  Regal  war,  dessen  Besitz  und 
Nutzung  sie  einst  von  dem  Könige  empfangen  hatten.  In  diesem 
Sinne  war  mithin  der  alte  Regalcharakter  des  Zolles  gerade 
durch  den  zehnten  Artikel  der  Confoederatio  für  die  Zukunft 
gesichert.  Es  schloss  somit  der  Kaiser  in  seinem  grossen  Privileg 
für  die  geistlichen  Fürsten  vom  26.  April  1220  mit  diesen  einen 
Vertrag,  welcher  denselben  zwar  nicht  unwesentliche  Rechte 
einräumte,  der  aber  auf  der  anderen  Seite  für  ihn,  seine  Macht 
und  seinen  Vorteil  doch  noch  manches  übrig  liess.1) 


Festsetzung  mit  der  Handhabung  des  betreffenden  Rechtes  unter  Philipp  und 
Otto  iu  Vergleich  zieht.  Sonst  könnte  man  davon  nur  iusofern  sprechen 
als  nach  altem  Rechtszustand  die  Regalien  nur  bei  persönlichem  Aufenthalt, 
des  Kaisers  in  einer  Stadt  diesem  ledig  wurden,  jetzt  dngegon  dieses  Ver- 
hältnis wenigstens  bei  Hoftagen  auch  noch  zu  einer  freilich  bescluränkten 
Zeit  vor  und  nach  demselben  eintreten  sollte,  in  welcher  der  König  nicht 
gerade  immer  schon  anwesend  gewesen  sein  wird.  Die  Erweiterung  des 
Rechtes  in  diesem  Sinne  aber  ist  nicht  das  Verdienst  Friedrichs  II.,  sondern 
Friedrichs  I..  wenn  anders  man  hierbei  angesichts  der  sonstigen  Beschrän- 
kung des  Regalienrecbtes  überhaupt  uoch  von  Verdienst  reden  will  und  darf. 
Durchaus  gegeu  die  Annahme  einer  Erweiterung  des  Rechtes  hat  sich  Weiland: 
Das  Privileg  Frdrs.  II.  für  die  geistl.  Fürsten  (in  den  histor.  Aufs.,  dem 
Andenken  von  G.  Waitz  gewidmet,  S.  2U4  ff.)  ausgesprochen;  er  meint  ausser- 
dem, dass  der  Kaiser  zum  mindesten  auf  dieselbe  keinen  Wert  gelegt  und 
sie  daher  wieder  bald  aufgegeben  habe,  da  er  in  einer  Urkunde  von  1238 
nur  wieder  von:  .in  indicta  curia“  redo.  Wir  werden  hierauf  an  einschlägiger 
Stelle  zurückkommen;  hier  sei  nur  bemerkt,  dass  wir  dieser  Auffassung  von 
Weiland  uns  nicht  anscbliessen  können,  (vgl.  unten  S.  65  N.  *>). 

*)  Ich  schliesse  mich  auch  hior  der  Ansicht  Winkelms,  an  (Gött.  gel. 
Anz.  a.  a.  0.),  der  auch  meint,  dass  der  Vertrag  manches  für  die  geistlichen 
Fürsten  Günstige  enthielte,  dass  aber  auch  die  Krone  bei  demselben  noch 
sehr  wohl  habe  bestehen  können.  Jedenfalls  schein*  mir  Lampr.  a.  a.  0. 

W e t g « 1 , Dar  Zollraeht  der  dautachan  König?.  4 
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Nur  wenige  Tage  nach  Abschluss  des  Vertrages  mit  den 
geistlichen  Fürsten  kam  es  zu  einer  Entscheidung  durch  den 
König,  in  welcher  man  gleichsam  eine  Erneuerung  des  jenen  im 
zweiten  Artikel  desselbsn  erteilten  Privilegs  erblicken  kann.  Auf 
dem  grossen  Hoftage  nämlich  in  Frankfurt  wurden  schwere 
Klagen  über  die  Zölle  vor  ihn  gebracht,  welche  der  Graf  von 
Geldern  zu  Arnheim,  Osterbeck  und  Lobbede1)  erhob.  Bei  dieser 
Gelegenheit  wurde  am  30.  April  der  Rechtsspruch5)  gefällt,  dem 
zufolge  der  Kaiser  keine  Gewähr  für  einen  Zoll  leisten  könnte, 
der  einem  Dritten  zum  Schaden  oder  zur  Beeinträchtigung  ge- 
reichen würde.8) 

Es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  gerade  die  geistlichen  Fürsten 
die  „querimoniam  non  modicam“  über  die  Zölle  des  Grafen  von 


II,  271  ff.  zu  weit  zu  gehen,  wenn  er  behauptet,  mit  der  reichsgesetzlichen 
Bestimmung  von  1220  sei  das  alte  Zollregal  aufgehoben  worden.  Einbussen 
hat  es  erlitten,  aber  gänzlich  aufgegeben  wurde  es  doch  nicht.  An  dieser 
Stelle  möchte  ich  noch  einer  Bemerkung  Weilanda  entgegentreten.  Der- 
selbe findet  es  nämlich  (a.  a.  0.)  auffallend,  dass  Friedrich  im  elften  Para- 
graphen seine  „beredes  — et  successores*  zur  Beobachtung  seines  Gesetzes 
verpflichtet  habe.  Denn  er  behandele  in  seinem  Statut  das  Verhältnis  zu 
den  geistlichen  Fürsten,  dieses  aber  ginge  doch  seine  Erben  nichts  an,  wenn 
sie  nicht  zugleich  seine  Nachfolger  seien;  nur  in  Artikel  3,  4 und  9 kämen 
ullenfulls  auch  die  Privaterbeu  des  Königs  in  Betracht.  Wozu  bereitet  sich 
W.  diese  Schwierigkeit  in  der  Interpretation  ? Sollten  nicht  heredes  et  succes- 
sores völlig  gleichbedeutend  sein:  unsere  Erben,  nämlich  unsere  Nachfolger, 
et  also  explikativ  zu  fassen  sein?  heres  ist  ja  oft  gleich  successor  vgl. 
Du  Gange:  Glossarium  s.  v.  heres. 

')  wegen  lyobbedc  vom  Bischof  von  Utrecht  vgl.  Anm.  »).  (Gesta  epor, 
Traject). 

*)  Leg.  II,  237.  B.  F.  1118.  Schröder  611.  Wink.:  Frdr.  II.  I,  CG. 
Gesta  epor.  Traject.  SS.  XXIII,  410  c.  19:  „Sed  modica  pace  gravius  est, 
cum  nova  discordia  pullularet  inter  episcopum  et  comitem  Gelrie  — pro  diversis 
causis  et  maxime  pro  theloneo,  quo  comes  bomines  episcopatus  iniuste  — 
apud  Lobbede  depauperabat.  Ista  cansa  dum  pro  composicione  ageretur, 
graves  et  intollerabiles  in  diversis  conventibus  principum  requirebat  expensas. 
Que  tandem  per  Engelbertum  tum  Coloniensem  archiepiscopum  videbatur  esse 
composita.“ 

•)  „quod  nullam  auctoritatem  seu  warandiam  thelonei  — in  dampnum 
sive  praeiudicium  alieuius  prestare  possimus.“  (warandia  ist  synonym  mit 
auctoritas ; es  bedeutet  zunächst  soviel  wie  cautio,  Garantie,  Gewähr.  Dann 
aber  nimmt  es  auch  geradezu  den  Sinn  von  Privileg  an.  vgl.  Du  Cange 
a.  a O.  s.  h.  v.) 
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Geldern  vorgetragen ')  und,  indem  sie  den  Bechtsspruch  vom 
30.  April  veranlassten,  damit  zum  ersten  Male  dem  ihnen  am 
26.  April  erteilten  Rechte  eine  praktische  Anwendung  gegeben 
haben.1)  Mit  den  Zöllen  des  Grafen  von  Geldern  lag  eine  von 
jenen  „abusiones  in  theloneis“  vor,  mit  deren  Beseitigung  sich 
das  Privileg  vom  26.  April  befasst  hatte.  Die  betreffenden  Zölle 
waren  den  Fürsten  aus  einem  für  uns  nicht  mehr  erkennbaren 
Grunde  unbequem,1)  und  deshalb  ruhten  sie  nicht  eher,  als  bis 
der  Kaiser  auf  Grund  des  neuen  Spruches  dieselben  für  ungültig 
erklärt  hafte.  Zu  der  Ansicht,  dass  hier  die  geistlichen  Fürsten 
ihre  Hand  im  Spiele  gehabt  haben,  führt  ausser  der  schon  er- 
wähnten Thatsache  der  Klagen  des  Bischofs  von  Utrecht  über 
den  Lobbeder  Zoll  die  Erwägung,  dass  sie  allein  es  wagen 
konnten,  mit  Berufung  auf  den  zweiten  Artikel  des  Vertrages 
vom  26.  April  auf  Abstellung  jener  offenbar  gegen  ihren  Willen 
angelegten  Zölle  zu  dringen,  ohne  damit  sich  einen  rechts- 
widrigen Eingriff  in  die  Rechte  des  Herrschers  zu  Schulden 
kommen  zu  lassen.  Auch  wurde  gerade  einer  der  bedeutendsten 
geistlichen  Fürsten,  der  Erzbischof  von  Köln,  noch  an  demselben 
30.  April  vom  Kaiser  damit  betraut,  dafür  zu  sorgen,  dass 
der  Graf  von  Geldern  auch  in  Wahrheit  dem  königlichen  Spruche 
nachkomme4.) 

Der  Graf  musste  nämlich  jenen  drei  Zollstätten  entsagen, 
obwohl  er  behauptete,  dieselben  in  völlig  rechtmässigem  Besitz 
zu  halten,  da  sie  ihm  durch  königliche  Vergabung  zu  teil  ge- 
worden seien.  Man  kann  nicht  bezweifeln  wollen,  dass  er  in 
der  That  im  vollsten  Rechte  gewesen  sei.  Deun  hätte  er  nicht 
wirklich  Urkunden  vorlegen  können,  durch  die  er  sich  als  recht- 
mässigen Inhaber  der  betreffenden  Zölle  zu  erweisen  vermocht 
hätte,  so  wäre  es  das  Einfachste  gewesen,  wenn  Friedrich  ihn 
unumwunden  der  Unwahrheit  geziehen  hätte.  Dadurch  wäre 
ja  das  Ungesetzmässige  in  seinem  Verhalten  am  klarsten  er- 


•)  Für  Lobbede  «tobt  dies  ausser  Zwoifel  vgl.  Gesta  epor.  Traj.  a.  a.  O. 
Wink.  S.  66. 

*)  vgl.  Wink.  a.  a.  O. 

*)  vielleicht  nur  deshalb,  weil  sie,  was  früher  noch  nicht  erforderlich 
gewesen  war,  der  ausdrücklichen  Zustimmung  der  Fürsten  entbehrten. 

*)  Leg.  II,  138.  B.  F.  1119.  Gesta  epor.  Traj.  a.  a.  0. 

*• 
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wiesen  worden.  Der  Kaiser  vermeidet  aber  eine  solche  unzwei- 
deutige Erklärung  in  diesem  Sinne  abzugeben.  Er  konnte  sie 
nicht  geben,  weil  der  Graf  wirklich  königliche  Urkunden  besass; 
Friedrich  gesteht  es  ihm  auch  selbst  nachher  zu.1) 

So  wurde  das  Gesetz  vom  26.  April  die  Ursache  davon, 
dass  der  Kaiser  nicht  nur  in  der  Neuanlage  von  Zöllen  in  Zu- 
kunft gehemmt  war,  sondern  dass  er  auch  bereits  früher  von 
ihm  oder  seinen  Vorgängern  erteilte  Privilegien  auf  Grund  des- 
selben kassieren  musste.  Allerdings  hat  sich  der  Graf  dieser 
neuen  kaiserlichen  Ordnung  nicht  stillschweigend  gefügt,  ja  zum 
Teil  hat  er  es  verstanden,  sein  gutes  Recht  aufrecht  zu  erhalten 
Wir  erfahren  nämlich  zunächst  aus  zwei  späteren  kaiserlicher. 
Erlassen,  die  im  Verlauf  weniger  Tage  veröffentlicht  wurden,*) 
dass  der  Graf  trotz  des  kaiserlichen  Verbotes  vom  30.  April  1220 
seine  Zölle  ruhig  weiter  erhoben  hat.  Und  nicht  genug  damit, 
er  hatte  inzwischen  auch  noch  einen  neuen  Zoll  zu  Lobbede 
aufgerichtet;  unter  diesen  hatten  die  Bürger  von  Deventer  und 
Salland  und,  da  diese  zum  Utrechter  Sprengel  gehörten,  auch 
der  Bischof  und  die  Kirche  von  Utrecht  zu  leiden.*) 

Was  hatte  es  nun  mit  diesem  neuen  Lobbeder  Zoll  für 
eine  Bewandtnis? 

In  der  Urkunde  vom  30.  April  1220  wird  unter  den  Zoll- 
stätten, welche  der  Graf  auf  heben  soll,  bereits  auch  Lobbede 
genannt.*)  Es  hat  danach  hier  bereits  ein  Zoll  bestanden. 
Wenn  nun  die  Urkunde  vom  4.  Januar  1223  von  einem  neuen 
Lobbeder  Zoll  des  Grafen  spricht,  so  lässt  sich,  glaube  ich, 
dieser  scheinbare  Widerspruch  der  beiden  Urkunden  in  folgender 
Weise  lösen.  Im  April  1222  ermächtigt  der  Kaiser  den  Grafen, 


')  „non  obstante  eo,  qtiod  ne  warnt. diam  dielt  habere,  nec  obviantibus 
litcris  aliquibus  a nobis  vel  nostris  antecessoribus  impetratis.“  vgl.  Huill.- 
Ur6b.  a.  a.  O.  II,  1,  243.  335.  II,  2,  797. 

*)  1223  Jan.  4 n.  lü  vgl.  Hnill.-Br6h.  a.  a.  O.  II,  1,  290  f. 

*)  In  der  ersten  der  zuletzt  angeführten  Urkunden  heisst  es:  „immo 
etiam,  quod  graviua  est  iu  dispendium  episcopi  Trajectensis  et  ecclesie  sue 
bomines  suos  de  Daventrin  et  Sallandia  novis  teloneorum  exactionibus  apud 
Lobbede  presumptis  aggravare“,  und  ähnlich  die  zweite  Urkunde. 

4)  .ne  vel  theloueo  apud  Aernhem  vel  Osterbeke  sive  Lobbede  — se 
intromittat.“  Gerade  Uber  den  Zoll  von  Lobbede  beschwerte  sich  der  Bischof 
von  Utrecht  vgl.  Uesta  epor.  Traj.  a.  a O. 
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seinen  alten,  aufgehobenen  Arnheimer  Zoll  nach  Lobbede  zu  ver- 
legen, und  zwar  beurkundet  er,  dass  diese  Verlegung  „de  con- 
silio  principum  nostrorum“  erfolgt  sei.1)  Der  alte  Zoll  von 
Lobbede  war  durch  die  Sentenz  vom  30.  April  1220  aufgehoben 
worden:  infolge  der  nunmehr  dem  Grafen  gewährten  Verlegung 
des  Zolles  von  Arnheim  nach  Lobbede  erhob  der  Graf  hier 
einen  neuen  Zoll.  Da  hiergegen  wahrscheinlich  wieder  der 
Bischof  von  Utrecht  Einspruch  erhob,’)  wurde  dem  Grafen  auch 
dieser  neue  Zoll  am  4.  Januar  1223  abgesprochen.  Gleichwohl 
aber  ist  der  Graf  mit  dieser  Verlegung  schliesslich  doch  durch- 
gedrungen; denn  sehr  bald  danach  wird  sie  ihm  vom  Kaiser 
bestätigt,’)  und  jeder  Widerspruch  dagegen  verstummte.4) 

Man  erkennt  aus  dieser  Gelderer  Streitsache,  in  welche 
schiefe  Stellung  Friedrich  II.  sich  durch  seinen  Erlass  vom  Jahre 
1220  gebracht  hatte,  und  wie  schwer  sein  königliches  Ansehen 
durch  die  darin  gemachten  Zugeständnisse  erschüttert  war.  Die 
geistlichen  Fürsten  waren  nicht  damit  zufrieden,  infolge  des  ihnen 
am  26.  April  1220  erteilten  Rechtes,  vor  jeder  Neubelastung 
durch  Zölle  gesichert  zu  sein,  sondern  ihr  Bestreben  ging  dahin, 
diesem  neuerworbenen  Rechte  auch  rückwirkende  Kraft  zuzu- 
schreiben und  gestützt  auf  dasselbe  sich  auch  der  vor  1220  in 


')  Lac.  II,  55.  Huill.-Bröh.  II,  1,  242  vgl.  II,  2,  t!»5  u.  797.  B. 
F.  1384.  Um  so  mehr  muss  es  auffallen,  dass  Friedrich  II.  im  folgenden 
Jahre  diese  Verlegung  widerrufen  hat.  Der  Kaiser  sagt,  dass  er  dieser  seine 
Bestätigung  erteilt  habe  (April  1222)  .de  consilio  principum  nostrorum  et 
specialiter  de  consilio  dilecti  principis  nostri  venerabilis  Coloniensis  archiepis- 
copi“;  sollte  etwa  der  angebliche  Konsens  der  Fürsten  nur  von  dem  Krz- 
bischof  von  Köln  abgegeben  worden  sein?  Von  diesem  ist  uns  noch  seine 
Konsensurkunde  erhalten  (Lac.  II,  55),  die  freilich  auch  von  der  Zustimmung 
anderer  Fürsten  spricht.  Vgl.  übrigens  Lamprecht  in  den  Forsch,  z.  dt. 
Gesch.  Bd.  23,  bes.  S.  79  n.  105  und  Ficker  in  den  Hitteil,  des  Inst.  f. 
Oesterr.  Geschforsch.  Bd.  III,  S.  27. 

*)  vgl.  Gesta  epor.  Traj.  a.  a.  0. 

*)  Im  März  1223  Lac.  II,  64  Huill.-Brfth.  II,  1,  334.  B.  F.  1462 
dann  wieder  im  Mai  1224  Huill.-Br£b.  IL  2,  797  u.  im  Okt.  1226  Sloet 
I,  502.  Huill.-Bröb.  II,  2,  685.  B F.  1681.  Die  Bestätigung  erneuert 
später  Heinrich  VII.  1310  Sept  5 (Leg.  II,  501). 

4)  So  scheinen  sich  alle  diese  interessanten  Urkunden  gut  in  einander 
zu  fügen  und  der  Widerspruch  derselben  wegen  des  Iobbodor  Zolles,  den 
noch  Berchtold  a.  a 0.  S 100  Anm.  18  für  unlösbar  erklärt,  sich  besei- 
tigen zu  lassen. 
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ihrem  Gebiet  angelegten  Zölle  zu  entledigen.  Ihre  Bemühungen 
nach  dieser  Seite  hin  in  dem  Falle  des  Grafen  von  Geldern 
haben  wir  eben  verfolgt.  Sie  verliefen  ergebnislos;  denn  wenn 
auch  der  Graf  seinen  Zoll  in  Arnheim  aufgab,  so  mussten  schliess- 
lich die  Fürsten  doch  ihre  Zustimmung  zu  dessen  Wiederauf- 
nahme in  Lobbede  geben.  Im  vollen  Umfang  also  hatten  sie 
ihr  Ziel  nicht  erreicht.  In  ähnlicher  Weise  scheiterte  ein  gleicher 
Versuch  des  Bischofs  von  Osnabrück,  den  Grafen  Hermann 
von  Ravensberg  im  Besitz  seiner  Zölle  und  Münzen  zu  Vechte 
und  Haselünne  zu  stören.  Denn  im  Mai  1220')  verbot  der 
Kaiser  dem  Bischof  jeden  Eingriff  in  die  betreffenden  Rechte 
des  Grafen,  die  ihm  durchaus  gesetzmässig  zuständen,  da  er  sie 
von  des  Kaisers  Vorgängern  und  von  ihm  selbst  erhalten  habe.’) 
Hätte  der  Bischof  nach  seiner  Ansicht  irgend  welche  gerechte 
Klagen  gegen  den  Grafen  vorzubringen,  so  solle  er  sich  mit  den- 
selben an  den  Kaiser  wenden,  der  ihm  sein  Gehör  nicht  ver- 
sagen werde,  sich  aber  nicht  in  eigenmächtiger  Weise  selbst  zu 
helfen  suchen.8) 

Man  sieht  gerade  aus  diesem  kaiserlichen  Erlass  ganz  gut, 
dass  der  Kaiser  über  die  den  geistlichen  Fürsten  gemachten  Zu- 
geständnisse keinen  Schritt  breit  hinauszugehen  gesonnen  war. 
Mit  scharfem  Auge  wachte  er  Uber  die  Aufrechterhaltung  des 
ihm  noch  gebliebenen  Zollrechtes;  hierzu  gehörte  namentlich, 
dass  die  letzte  Entscheidung  über  alle  Streitfragen  im  Zollwesen 
noch  immer  in  seiner  Hand  lag.  Hatten  die  geistlichen  Fürsten 
auch  das  Recht  der  Zustimmung  bei  einer  Errichtung  eines 
neuen  Zolles  erhalten,  so  folgte  daraus  noch  keineswegs  für  sie 
das  Recht,  willkürlich  nach  eigenem  Belieben  bereits  früher  vom 
Kaiser  genehmigte  Zollstätten  ohne  weiteres  ausser  Kraft  treten 
zu  lassen  und  ihre  Inhaber  mit  Gewalt  an  der  Ausnützung  der- 
selben zn  hindern. 

Wie  nun  Friedrich  II.  den  geistlichen  Fürsten  gegenüber 
mit  besonderem  Nachdruck  sein  oberstes  Aufsichtsrecht  in  Zoll- 
sachen geltend  zu  machen  wusste,  so  hat  er  es  auch  sonst  nicht 

’)  Wilmanns:  Westfäl.  Urkbuch.  III,  52.  B.  F.  nr.  1129. 

*)  „que  ab  antecessoribua  uostria  tenuit  et  de  manu  nostra  de  novo 
recepit.“ 

*)  „quia  — ad  omnia,  que  ad  versus  ipsum  proponere  decreveris,  emn 
coram  nobis,  prout  iustum  fuerit,  tibi  reapondere  faciemus.“ 
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unterlassen,  dasselbe  für  sieb  in  Anspruch  zu  nehmen.*)  In 
engem  Zusammenhang  damit  steht  die  Thatsadie,  daiss  er  bei 
besonders  geeigneten  Gelegenheiten  in  seine  Rechtsverordnungen 
allgemeinerer  Art  auch  gesetzliche  Bestimmungen  über  das 
Zoll  wesen  einzureihen  liebte.  Seine  Massregeln  sind  in  diesem 
Punkte  für  lange  Zeit  in  gewissem  Sinne  vorbildlich  geworden. 
Seiner  Thätigkeit  verdankt  die  Ordnung  und  Regelung  der  Zoll- 
angelegenheiten die  Wiederaufnahme  eines  Prinzips,  das  bereits 
in  der  ältesten  Zeit  wenigstens  zuweilen  der  Zollgesetzgebung 
zu  Grunde  gelegt  ward,  und  das  nun,  seitdem  es  durch  Friedrich 
wieder  zu  neuem  Leben  erweckt  worden  war,  nicht  mehr  fallen 
gelassen  ist.  Schon  in  den  ältesten  Zeiten  begegnen  wir  wieder- 
holten Verordnungen  der  Könige  gegen  die  vielen  neuen  und 
ungerechten  Zölle  im  Reiche;  der  Begriff  derselben  findet  jedoch 
nur  einige  wenige  Male  durch  Aufstellung  eines  bestimmten 
Normaljahres  eine  genauere  Erklärung.  Erst  Friedrich  II.  griff 
auf  diese  All  und  Weise,  die  Zollfragen  zu  behandeln,  wieder 
zurück;  während  seiner  Regierung  wurde  von  neuem  ein  solcher 
Termin  als  Grenzscheide  für  die  alten  und  neuen  Zölle  auf- 
gestellt. Es  wurde  1234  Februar  11  in  der  Landfriedensordnung, 
welche  Heinrich  (VII.)  als  Stellvertreter  seines  Vaters  von 
Frankfurt  aus  erliess,  das  Todesjahr  Kaiser  Friedrichs  I.  (1190) 
zu  einem  solchen  Normaljahr  erhoben.*)  Es  sollten  nun  aber, 
so  bestimmte  Heinrich  damals,  nicht  alle  Zölle  beseitigt  werden, 
welche  nach  diesem  Jahre  aufgerichtet  worden  waren,  sondern 
nur  diejenigen,  welche  ohne  Zustimmung  der  Fürsten  angelegt 
worden  waren.*)  Es  wird  hier  nicht  nur  von  dem  Konsens  der 

*)  So  hatte  Friedrich  unmittelbar  nach  seinem  Regierungsantritt  in  das 
Zollwesen  ordnend  eingegriffen.  Auf  seine  diesbezüglichen,  im  August  1215 
von  Köln  aus  erlassenen  Verordnungen  macht  Srauuholtz  a.  a.  0.  S.  13 
N.  44  aufmerksam.  Vgl.  Ann.  Col.  Mai.  SS.  XVII,  S.  S28:  „In  ipsa  — 
die  (4.  Aug.  1215)  Fridoricus  rex  civitatem  (Cöln)  ingressus  a civibus  et 
clero  suscipitur  et  per  septem  dies  ibidem  demoratus  omnes  praesentes  nobiles 
tarn  superiorum  quam  inferiorum  parcium  falsas  monetas  et  iniustas  exactiones 
veetigalium  abiurare  et  firmam  pacem  firmare  praecipit.“ 

*)  Leg.  II,  301.  B.  F.  4305:  „Item  monetas  falsas  et  iniustas  ac  iuiusta 
thelonea,  que  a tempore  domini  Friderici  imperatoris  proavi  nostri  — sunt 
statuta,  per  sententiam  cassamus.“  vgl.  Winkelm.:  Uesch.  Kaiser  Frdrs.  II 
u.  seiner  Reiche  1212 — 35  Berl.  1863  S.  448.  Schirrmacber  a.  a.  0.  I,  227. 

*)  „que  — absique)  cousensu  et  connivencla  principum  sunt  statuta.“ 
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geistlichen  Fürsten,  sondern  von  demjenigen  aller  Fürsten  ge- 
sprochen. Was  hat  es  nun  mit  diesem  fürstlichen  Konsens  auf 
sich,  von  dem,  soviel  ich  sehe,  hier  zum  ersten  Male  die  Rede 
ist,  wann  haben  auch  die  weltlichen  Fürsten  jenes  Recht  der 
Genehmigung  zugestanden  erhalten?  Diese  Frage  Hesse  sich, 
glaube  ich,  in  zweifacher  Weise  beantworten.  Einmal  wäre 
denkbar,  dass  erst  durch  Heinrich  (VII.)  das  königliche  Recht, 
Zölle  einzusetzen,  wo  und  wie  es  dem  Herrscher  beliebte,  im 
weitesten  Umfang  an  die  Zustimmung  der  Landesherren  ge- 
bunden worden  wäre.1)  Vielleicht  war  Heinrich  zu  diesem 
Zugeständnis  genötigt,  weil  er  sich  dem  Drängen  der  weltlichen 
Fürsten,  dasselbe  Recht  wie  die  geistlichen  zu  erhalten,  nicht 
entziehen  konnte,  oder  er  suchte  durch  dasselbe  die  Gunst  der 
Fürsten  für  sich  zu  gewinnen,  deren  er  bei  seinen  ehrgeizigen, 
gegen  den  eigenen  Vater  gerichteten  Plänen 2)  bedurfte.  Wie 
dem  nun  auch  sein  mag.  jedenfalls  hätte  das  erst  von  Heinrich 
den  Fürsten  eingeräumte  Recht  nachher  die  Bestätigung  Friedrichs 
selbst  erhalten.  Denn  im  April  1234  erliess  er  an  alle  Fürsten 
und  Grossen  im  Reiche  den  Befehl,  dass  sie  bei  Strafe  seiner  Un- 
gnade den  auf  dem  Hoftage  zu  Frankfurt  festgesetzten  Landfrieden 
binnen  vier  Wochen  beschwören  sollten.8)  Mit  diesem  Frieden 
kann  aber  nur  jene  Constitutio  generalis  Heinrichs  (VH.)  vom 
11.  Februar  gemeint  sein.  Hiermit  hätte  dann  Friedrich  die 
Bestimmungen  dieser  Constitutio  seinerseits  anerkannt  und  zum 
Gesetz  erhoben. 

Eine  zweite  Möglichkeit,  jene  oben  berührte  Frage  nach 
dem  Ursprung  des  fürstlichen  Konsenses  zu  beantworten,  böte 
die  von  Schröder4)  ausgesprochene  Vermutung,  dass  dieses 
Recht  der  Zustimmung  bei  einer  Zollanlage  von  seiten  des 
Reiches,  welches  die  geistlichen  Fürsten  1220  erhielten,  gegen- 
über den  weltlichen  Fürsten  bereits  vor  1220  gewohnheitsrechtlich 
festgestanden  habe.  Schröder  kommt  zu  dieser  Annahme  infolge 
der  Erwägung,  dass  die  weltlichen  Fürsten,  wenn  sie  1220  jenes 
Recht  noch  nicht  gehabt  hätten,  bei  nächster  Gelegenheit  sich 

’)  vgl.  Lampr.  dt.  Wgeach.  a.  a.  0. 

*)  vgl.  darüber  Schirrmacher  a.  a 0.  I,  231  ff.  Winkelm.  a.  a.  0. 
449  ff. 

’)  vgl.  Log  II,  302.  B.  F.  2043. 

4)  a.  a.  O.  S.  511  n.  N.  68. 
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dasselbe  ausgebeten  haben  würden.  Diese  aber  bot  sich  ihnen, 
als  im  Jahre  1231  vom  Kaiser  das  grosse  Statut  zu  ihren 
Gunsten  erlassen  wurde.  Dasselbe  geht  jedoch  in  dem  17.  Para- 
graphen nur  auf  die  neuen  Münzen  und  nicht  auch  auf  die  neuen 
Zölle  ein.  Hinsichtlich  dieser  hatten  also  die  weltlichen  Fürsten 
wohl  schon  erreicht,  was  für  sie  erstrebenswert  war.  Auch 
findet  Schröder  es  selbstverständlich,  dass  sie  jenes  Iteclit  vor 
den  geistlichen  Fürsten  erhalten  haben,  weil  sich  die  königlichen 
Machtbefugnisse  auf  dem  Reichskirchengute  länger  halten  mussten, 
als  in  den  weltlichen  Territorien. 

Diese  Mutmassnng  Schröders  hat  jedenfalls  mehr  für  sich 
als  die  erste,  oben  angeführte  Hypothese  ;*)  trifft  sie  das  Rich- 
tige, würde  die  Constitutio  Heinrichs  (VII.)  immerhin  der  erste 
urkundliche  Beleg  dafür  sein,  dass  für  die  Gesetzmässigkeit  der 
Zölle  nicht  mehr,  wie  früher,  die  Errichtung  derselben  durch  den 
König  oder  doch  die  königliche  Genehmigung1)  genügte,  sondern 
dass  dazu  noch  die  Zustimmung  der  Fürsten  hinzukommen  musste. 
Schon  in  der  ersten  Hälfte  der  Hohenstaufischen  Periode  haben 
sich  die  deutschen  Könige  nicht  mehr  wie  früher  bei  allen  wich- 
tigen Regierungsgeschäften  nur  von  ihrem  eigenen  Ermessen 
leiten  lassen,  sondern  sie  suchten  bei  denselben  möglichst  iu 
Uebereinstimmung  mit  den  Fürsten  zu  verfahren.  Deshalb  be- 
gegnen wir  mehrfach  in  den  königlichen  Urkunden  der  Ver- 
sicherung, dass  die  betreffende  Verfügung  „ex  sententia  principnm“ 
oder  „cum  consilio  principum“  getroffen  sei.  Gleichwohl  aber 
geht  daraus  nirgends  hervor,  dass  dieser  Konsens  erst  der  Fest- 
setzung wirkliche  Rechtskraft  verliehen  habe.  Auch  darf  nicht 
vergessen  werden,  dass  in  anderen  Fällen  diese  Zustimmung  der 
Fürsten  überhaupt  nicht  erwähnt  wird;  sie  kann  also  rechtlich 
noch  nicht  erforderlich  gewesen  sein.8)  In  dieser  Eigenschaft 
tritt  uns  der  fürstliche  Konsens  in  jener  Urkunde  Heinrichs  (VII.) 
entgegen;  sie  verwirft  ja  gerade  alle  Zölle  als  gesetzwidrig, 


’)  Denn  bei  ibr  würde  doch  auffallen,  dass  in  der  Urkunde  Heinrichs 
(VII.)  von  dem  fürstlichen  Hechte  in  keiner  Weise  wie  von  einem  erst  durch 
sie  eingeführten,  sondern  vielmehr  wie  von  einem  alten  und  deshalb  selbst- 
verständlichen gesprochen  wird. 

*)  vgl.  noch  die  Urkunde  Ottos  IV.  vom  13.  Jan.  1209  (oben  S.  38). 
*)  vgl.  Lampr.  in  d.  Forsch,  z.  dt.  Oesch.  Bd.  23,  S.  103. 
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wenn  sie  ohne  diesen  Konsens  aufgerichtet  worden  waren.1)  Da 
nun  ausserdem  Heinrich  die  Beseitigung  dieser  Zölle  mit  dem 
Jahre  1 1 90  eintreten  lässt,  so  wird  man  daraus  den  Schluss 
ziehen  können,  dass  vor  1190  jenes  Recht  der  Fürsten  noch 
nicht  bestanden  hat.  Damit  stimmt,  dass  Friedrich  I.  in  der 
wichtigen  Urkunde  vom  6.  April  1157  dieses  Recht  nicht  er- 
wähnt, sondern  vielmehr  die  Aufhebung  der  Zölle  verfügt,  weil 
sie  nicht  nachweislich  mit  königlicher  Ermächtigung  eingbzogen 
wurden.  Diese  wird  zum  letzten  Male  als  einziger  Rechtsgrund 
in  der  Urkunde  Ottos  IV.  vom  13.  Januar  1209  erwähnt.  Es 
scheint  danach  also  jenes  Zustimmungsrecht  der  Fürsten  auch 
damals  noch  nicht  bestanden  zu  haben.  Wir  erhalten  somit  als 
Grenzen  für  die  Entstehungszeit  dieses  Rechtes  die  Jahre  1 209 
und  1220.  Vielleicht  hat  noch  Otto  IV.,  er,  der  ja  auch  einem 
geistlichen  Fürsten  als  erster  das  Konsensrecht  in  Zollsachen 
gewährt  hat,  dieses  der  Gesamtheit  der  weltlichen  Fürsten  ein- 
geräumt. Ist  dem  so,  dann  hätte  Heinrich  (VII.)  kraft  seiner 
Constitutio  diesem  fürstlichen  Rechte  wenigstens  für  eine  be- 
stimmte Zeit  — zum  mindesten  für  zwei  Jahrzehnte  — rück- 
wirkende Kraft  gegeben.*) 

Nach  dem  Erlass  der  Constitutio  generalis  durch  Heinrich 
(VII.)  am  11.  Februar  1234  und  deren  Bestätigung  durch 
Friedrich  II.  im  April  desselben  Jahres  war  der  Kaiser  zunächst 
durch  Unruhen  im  Innern  des  Reiches  in  Anspruch  genommen, 
welche  durch  die  Empörung  seines  Sohnes  Heinrich  hervor- 
gerufen waren.  Nach  der  völligen  Demütigung  desselben  und 
der  endgültigen  Wiederherstellung  der  inneren  Ordnung  im  Reiche 
veröffentlichte  Friedrich  von  Mainz  aus  sein  grosses  Landfriedens- 
gesetz vom  15.  August  1235  und  zwar,  wie  er  wieder  besonders 
hervorhebt,  „de  consilio  et  assensu  dilectornm  principum  ecclesiasti- 
corum  et  secularium“.*)  Dies  beschäftigt  sich  in  dem  sehr  aus- 


')  Doch  bezieht  sich  wohl  die  Verordnung  nur  auf  die  Zölle,  welche 
in  den  landesherrlichen  Gebieten  eingetrieben  wurden,  nicht  auch  auf  die 
Reichszölle. 

*)  vgl.  Lampr.  a.  a.  0.  S.  109  ff.  bes.  110. 

’)  Leg.  II,  313  ff.  B.  F.  2100.  vgl.  Arnold:  Vorfgeach.  der  dtach. 
Freistädte  Bd.  II,  16.  Löher:  Fürsten  und  Städte  S.  48.  Raumer  a.  a.  0. 
III,  379  ff.  Schirrmacher  a.  a.  0.  II,  318  ff.  Schröder  a.  a.  0.  617. 
Wiukelui  a.  a.  0.  474  ff. 
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führlichen  sechsten  Paragraphen  aufs  eingehendste  mit  der  Zoll- 
frage. War  im  Jahr  zuvor  von  Heinrich  (VII.)  als  Normaljahr 
des  Zollbestandes  das  Jahr  1190  festgesetzt  worden,  so  wird 
jetzt  der  Termin  bereits  weiter  vorgerückt:  es  wird  das  Todes- 
jahr Heinrichs  VI.,  also  das  Jahr  1197,  bestimmt. 

Ebenso  wenig  aber,  wie  im  Vorjahre  sollen  alle  nach  diesem 
Jahre  eingesetzten  Zölle  beseitigt  werden,  sondern  nur  diejenigen, 
deren  Besitzer  nicht  im  stände  sind,  vor  dem  Kaiser  den  Beweis 
zu  liefern,  dass  sie  dieselben  von  Rechts  wegen  eingezogen  haben.1) 

Es  kann  kaum  mehr  zweifelhaft  sein,  was  unter  dem  „de 
iure  tenere“  zu  verstehen  ist.  Nach  der  aus  den  ältesten  Zeiten 
stammenden  Rechtsanschauung  gab  es  für  die  Zölle  nur  eine 
Rechtsquelle,  nämlich  den  königlichen  Willen.  Diesem  Grund- 
satz gemäss  hatte  Friedrich  I.  von  den  Zollbesitzern  verlangt, 
durch  Vorlegen  ihrer  Urkunden  den  Beweis  beizubringen,  dass 
sie  die  betreffenden  Zölle  vom  König  erhalten  hatten.  Eine 
ähnliche  Forderung  offenbar  stellt  jetzt  Friedrich  II.,  wenn  er 
die  Zollinhaber  anhält,  „coram  imperatore“  zu  bekräftigen,  „ut 
iustum  est,  se  teloneum  de  iure  tenere“.  Hiernach  hat  man 
also  zu  diesem  „de  iure“  etwa  ein  dasselbe  näher  erklärendes 
„ab  imperio“  hinzuzudenken,  wie  es  z.  B.  im  siebenten  Para- 
graphen der  Urkunde  von  den  den  Zöllen  stets  analog  behandelten 
Münzen  wirklich  heisst.8)  Doch  in  dem  „de  iure  tenere“  muss 
mittelbar  noch  mehr  liegen.  Denn  nach  der  im  Beginn  des  13. 
Jahrhunderts  eingetretenen  Aenderung  des  königlichen  Zoll- 
rechtes, wie  wir  sie  aus  den  Erlassen  von  1220  und  1234  kennen, 
war  es  hinsichtlich  der  Zölle  notwendig,  dass  sie  mit  Genehmi- 
gung der  Fürsten  angelegt  worden  waren.  Wenn  Friedrich  das 
hier  nicht  ausdrücklich  hinzufügt,  so  findet  das  seine  Erklärung 
darin,  dass  es  sich  von  selbst  verstand,  dass  jeder  ohne  weiteres 
wusste,  welche  Zölle  „de  iure“  eingefordert  wurden. 

In  einem  späteren  Satze  nun  unseres  sechsten  Artikels  wird 
demjenigen,  der  dreimal  das  kaiserliche  Gebot  übertreten  hat 

’)  „ — statuiinus,  ut  omuia  telonea  — post  mortem  dive  memorie  patris 
noatri  imperatoris  Heinrici,  a quocumquc  et  ubicumque  instituta  fuerint,  re- 
moveantur  omnino,  nisi  is  qui  habet  coram  imperatore  probet,  ut  iustum  est, 
se  teloneum  de  iure  tenere.“ 

*)  „omnes  monet.is  — cessare  — nisi  qui  tenet  ens,  prout  iustum  est, 
coram  nobis  ostendat,  Be  ab  imperio  de  iure  habere.“ 
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und  dessen  vor  dem  Kaiser  überführt  ist,  mit  Verlust  seines 
Zolles  gedroht.  Er  soll  denselben  demjenigen  zurückgeben,  von 
dem  er  ihn  empfangen  hat.1)  Diese  Worte  des  Statutes  geben 
uns  noch  nach  einer  anderen  Seite  hin  wichtigen  Aufschluss. 
Sie  lassen  nämlich  erkennen,  dass  jetzt  überhaupt  nicht  mehr 
der  Kaiser  allein  das  Recht  hatte,  Zölle  anzulegen,  sondern  dass 
dieses  auch  anderen,  nämlich  den  Landesherren  für  ihre  Territorien, 
zustand;  es  wäre  freilich  noch  immer  denkbar,  dass  ihr  Recht 
erst  praktisch  verwertbar  gewesen  wäre,  wenn  der  Kaiser  den 
landesherrlichen  Zolleinrichtungen  seine  Genehmigung  erteilt  hätte. 
Jedenfalls  aber  werden  die  Landesherren  als  Zollherrn  in  ihrem 
Gebiete  anerkannt.5)  Und  wenn  der  Kaiser  im  Anfang  seines 
Zollgebotes  von  den  Zollinhabern  den  Erweis  ihres  rechtmässigen 
Besitzes  verlangt,  so  fordert  er  hiermit  auch  das  Vorlegen  der 
landesherrlichen  Urkunden,  durch  welche  diesem  oder  jenem  der 
Besitz  einer  Zollstätte  übertragen  worden  war.  Die  Worte  „de 
iure  teuere 11  schliessen  also  noch  einen  weiteren  Sinn  in  sich 
als  den  ihnen  oben  beigelegten:  „ab  imperio  et  cum  consensu 
prineipum  tenere“;  eben  weil  in  jenen  Worten  hiernach  eigentlich 
dreierlei  lag,  wird  der  Kaiser  nur  ganz  allgemein  die  Forderung 
des  Besitzes  „de  iure“  gestellt  und  absichtlich  nicht  „de  iure 
ab  imperio  tenere“  gesagt  haben. 

Geht  aus  den  zuletzt  besprochenen  Urkunden  der  Jahre 
1220,  1234  und  1235  hervor,  dass  das  alte  Zollregal  hinsichtlich 
der  Zollanlage  im  Vergleich  mit  den  früheren  Zeiten  eine  nicht 
unerhebliche  Einschränkung  erfahren  hat,  so  zeigt  andererseits 
das  grosse  Gesetz  von  1235,  dass  Friedrich  II.  nach  anderer 
Richtung  hin  an  dem  alten  Regal  festgehalten  hat.  Denn  er 
beansprucht  nach  wie  vor  aufs  aller  entschiedenste  das  Recht 
der  obersten  Aufsicht  und  Kontrolle  über  das  gesamte  Zollwesen 


*)  „Quicumque  vero  tertio  legitime  convictus  fucrit  coram  nobia  stafutum 
hoc  non  servasse,  telonenm  domino  vacet,  a qno  illud  tenet,“ 

*)  Ohne  Zweifel  ist  bei  den  Worten:  „teloneum  domino  vacet,  a quo 
illud  tenet“  auch  an  nie  zu  denken.  Auf  den  Kaiser  allein  können  sie  nicht 
wohl  gehen ; das  müssten  sie,  wenn  er  noch  als  einziger  Zölle  hätte  anlegen 
dürfen.  Denn  wenn  mit  dem  Ledigwerden  des  Zolles  nur  ein  Heimfallen 
desselben  an  den  Kaiser  oder  das  Reich  gemeint  wäro,  würde  das  nun  und 
nimmer  mit  dem  allgemeinen  „domino  vacet“  ausgedrückt  werden,  sondern 
es  müsste  dann  ein  „imperatori*  oder  „imperio“  dabei  stehen. 
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im  Reiche,  also  auch  über  die  von  den  Landesherren  errichteten 
Zölle.  Verlangt  er  doch,  dass  der  Beweis  der  Rechtmässigkeit 
sämtlicher  Zölle  vor  ihm,  „coram  imperatore“,  geführt  werde. 

Dass  auch  die  Landesherren  nicht  in  freier  Weise  und 
nach  eigenem  Ermessen  ihre  Verfügungen  innerhalb  des  Zoll- 
wesens erlassen  konnten,  sondern  vielmehr  über  sich  noch  den 
Kaiser  stehen  hatten,  zeigt  vor  allem  die  weitere  vom  Kaiser 
in  demselben  sechsten  Paragraphen  der  Constitutio  pacis  er- 
lassene Bestimmung. 

Nachdem  nämlich  der  Kaiser  zunäclist  den  Umfang  der 
Zollstätten  in  der  bestimmten  Weise  genau  festgesetzt  hatte, 
ging  er  auf  die  Höhe  ihrer  Beträge  näher  ein  und  erliess  auch 
hierfür  höchst  bemerkenswerte  Verfügungen.  Er  erteilte  nämlich 
den  Befehl,  dass  die  Beträge  der  Abgaben  sich  auf  der  Höhe 
halten  sollten,  welche  ihnen  bei  ihrer  Einsetzung  gegeben  worden 
w’ar,  und  dass  jede  Überschreitung  derselben  wieder  beseitigt 
werden  sollte.1)  Auch  für  die  Höhe  vieler  Zollabgaben  wurde 
danach  das  im  kaiserlichen  Statut  aufgestellte  Normaljahr  1197 
massgebend.  Alle  vor  diesem  Jahre  angelegten,  aber  später  er- 
höhten Zölle  sollten  mithin  auf  die  Höhe  ihres  Betrages  zurück- 
geführt werden,  welche  sie  vor  1197  erhalten  hatten. 

Nun  wurden  aber,  wie  wir  wissen,  nicht  alle  nach  1197 
erst  aufgerichteten  Zölle  beseitigt,  sondern  ein  bestimmter  Teil 
derselben  wurde  als  rechtskräftig  anerkannt.  Für  die  Beträge 
dieser  Abgaben  konnte  daher  das  Jahr  1197  nicht  in  Betracht 
kommen,  sondern  bei  ihnen  musste  festgestellt  werden,  welche 
Höhe  sie  bei  ihrer  Einsetzung  angenommen  hatten.  Diese  sollte 
auch  fernerhin  beibehalten  werden.  Eine  Steigerung  der  Ab- 
gaben wurde  nicht  anerkannt.  Mithin  konnte  keiner  der  Zoll- 
inhaber, auch  wenn  er  nicht  eigenmächtig  sich  höhere  Abgaben 
hatte  zahlen  lassen,  als  ursprünglich  festgesetzt  war,  sich  auf 
Urkunden  berufen,  durch  welche  er  zur  Erhöhung  der  alten  Ab- 
gaben ermächtigt  worden  wäre.  Es  gab  keine  rechtmässige  Er- 
höhung der  Zollleistungen;  deshalb  wird  denn  auch  für  sie  der 
Urkundenbeweis  nicht  als  zulässig  genannt.  Mit  dieser  Ver- 
ordnung griff  der  Kaiser  aufs  nachdrücklichste  in  die  landes 


■)  „Item  precipimus  omniura  teloneornm  superadiectionem  rcmoveri  et 
omoino  cessare  et  in  atntn  priotine  institulionis  debile  permanere.* 
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herrlichen  Rechte  ein.  Hatte  er  auch  den  Territorialherren  ein 
gewisses  Zolleinsetzungsrecht  zugestanden,  räumte  er  ihnen  doch 
nicht  das  Recht  ein,  beliebige  Veränderungen  mit  ihren  Zöllen 
vorzunehmen.  So  gut  er  von  jeder  Erhöhung  der  vom  Reiche 
angelegten,  von  ihm  ausgenutzten  oder  an  andere  vergabten 
Zölle  Abstand  nahm,  ebenso  durften  auch  die  Landesherren  mit 
den  ihrigen  eine  solche  nicht  vornehmen;  sie  hatten  sich  dem 
kaiserlichen  Gebote  zu  fügen,  das  sämtliche  Zölle  auf  ihren 
ersten  Betrag  zurückführte,  um  die  Reichsunterthanen  vor  all- 
zugrosser und  willkürlicher  Zollbelastnng  zu  sichern.  Auch  mit 
dieser  Ueberwachung  der  Höhe  der  einzelnen  Zölle  behauptete 
Friedrich  II.  ein  altes  königliches  Recht  und  damit  den  Regal- 
charakter des  Zolles.  So  bleibt  also,  wie  überhaupt  die  Gesetz- 
gebung in  Zollsachen  in  der  Hand  des  Königs  festgehalten  w'ird, 
auch  nach  dieser  Seite  hin  das  königliche  Gebot  in  letzter  Linie 
das  allein  Entscheidende.1) 

Das  in  jeder  Beziehung  höchst  wichtige  und  interessante 
Reichsgesetz  vom  15.  August  1235  bewegt  sich  nach  alledem 
ganz  auf  dem  Boden  der  alten  Rechtsanschauungen.  Des  Kaisers 
erste  Pflicht  bestand  darin,  des  Reiches  Schirmer  auch  nach 
innen  zu  sein  und  für  Ruhe  und  Ordnung  im  Reiche  und  für 
Sicherheit  des  Verkehres  zu  sorgen;  diese  Pflicht  verlor  Friedrich 
nicht  aus  den  Augen.  Dem  entspricht  es  weiter,  wenn  er  nach 
dem  Vorbild  der  Könige  der  ältesten  Zeiten  die  Zollinhaber  dar- 
an erinnert,  dass  sie  durch  ihre  Zolleinnahmen  nicht  nur  die 
Annehmlichkeit  des  Gewinnes  zu  gemessen,  sondern  dass  sie  da- 
mit zugleich  auch  gewisse  Verpflichtungen  übernommen  hätten. 
Diese  bestanden  darin,  dass  sie  für  Instandhaltung  der  Strassen, 

’)  Ich  kann  mich  hier  nicht  der  Ansicht  Lamprechts  a.  a.  O.  an- 
schliessen,  wonach  mit  den  Bestimmungen  von  1220  und  1234  das  alte  Zoll- 
regal und  die  Zollgesetzgebung  von  den  Territorialgewalten  abhängig  ge- 
macht worden  sei.  Demi  einmal  hall  Friedrich  an  seinem  alten  Kegalienrecht 
wenigstens  für  die  Zeit  der  Uoftage  in  seinem  Privileg  von  1220  fest,  sodann 
aber  lehrt  uns  das  Gesetz  von  1235,  dass  die  Gesetzgebung  und  die  gesetz- 
liche Kontrolle  in  Zollsachen  allein  beim  Kaiser  lag.  Die  Beseitigung  aller 
Zollerhebungen  erfolgte  doch  schwerlich,  weil  die  Fürsten  dagegen  waren, 
sondern  ohne  Zweifel,  weil  der  Kaiser  cs  im  Interesse  des  Reichswohles  für 
geboten  hielt.  Mochten  auch  die  Fürsten  in  einzelnen  Fällen  durch  die 
Reduzierung  der  Zollbeträge  auf  ihren  alten  Bestaud  gewinnen,  in  mindestens 
ebensoviel  Fällen  lag  für  sie  und  ihre  Kasse  darin  eine  Schädigung. 
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Brücken  und  anderer  Verkehrsmittel  zu  sorgen  sowie  den  Reisen- 
den Sicherheit  der  Person  und  der  Sachen  in  ihren  Gebieten  zu 
gewähren  hatten.  Nachdrücklich  hält  Friedrich  die  Zollinhaber 
zur  gewissenhaften  Beobachtung  dieser  ihrer  Pflichten  an.  Im 
Zusammenhang  damit  verbietet  er  daher  alle  Zölle  oder  dem 
ähnliche  Abgaben,  welche  zu  mehr  persönlichen  Zwecken,  wie 
etwa  für  die  Ausführung  von  Befestigungen,  seitens  der  Fürsten 
und  Städte  von  den  Reisenden  erpresst  würden.1)  Schliesslich 
hält  der  Kaiser  auch  den  alten  Grundsatz  aufrecht,  dass  die 
Hauptverkehrsstrassen  im  Reiche  zu  den  sogenannten  öffentlichen 
oder  Königsstrassen  gehörten,  die  unmittelbar  unter  Aufsicht  des 
Reiches  standen;  sie  durften  von  niemandem  gesperrt  werden, 
um  die  Reisenden  zu  zwingen,  andere  Strassen  einzuschlagen, 
auf  welchen  sie  dann  den  verschiedensten  Zollerpressungen  unter- 
worfen zu  werden  pflegten.  Darum  untersagt  der  Kaiser  alle 
diese  „coactas  stratas“.2) 

Wer  diese  für  die  Ruhe  und  Sicherheit  des  Verkehres  ge- 
troffenen Verordnungen  des  Kaisers  übertrat,  Hess  sich  infolge 
seiner  Missachtung  des  kaiserlichen  Gebotes  einen  Bruch  des 
allgemeinen  Landfriedens  zu  Schulden  kommen.  Darum  wird  in 
dem  Reichsgesetz  und  zwar  hier  zum  ersten  Mal  jeder  Unfolg- 
same mit  dem  Namen  eines  Landfriedensstörers  belegt,3)  und 
seine  Unthat  mit  der  entsprechenden  Strafe  verfolgt.  Auch  in 
dieser  Beziehung  blieb  das  Gesetz  von  1235  Vorbild  für  die 
spätere  Zeit.  Zollorduungen  stehen  seitdem  in  engem  Zusammen- 
hang mit  den  Landfriedensverfiigungen  im  Reiche. 

Mit  einer  Energie  und  eingehenden  Sorgfalt,  wie  es  seit 
den  Zeiten  Karls  des  Grossen  kaum  mehr  vorgekommen  war, 
nahm  sich  Friedrich  II.  der  Regelung  der  Zollverhältnisse  im 
Reiche  und  damit  der  Sicherung  des  Handels  und  Verkehrs  an. 


*)  — „Dietricte  insuper  inhibemus,  ne  domini  vel  civitatea  practextu 
faciendoruin  munitionum  vel  alia  quacumque  de  causa,  telonea  vel  exactionea 
instituant,  que  vulgo  dicuntur  ungclt,  in  homines  extra  positos  vel  extraneos 
vel  bona  eorum  — .*  lieber  das  Ungeld,  das  gerade  von  den  Städten  in 
ihren  Zwecken,  besonders  für  ihre  Befestigung  eingezogen  zu  werden  pflegte 
vgl.  Lampr.  a.  a.  O.  bes.  II,  514  f.  Zeumer  a.  a.  O.  S.  91  f. 

*)  „Precipiraua  — omnos  stratas  publicas  obaervari,  et  coactas  stratas 
omnino  cesaare.“ 

*)  „predo  et  populator  strate  publice.* 
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Mag  das  Zollrecht  des  Kaisers  auch  manchen  nicht  unwesent- 
lichen Bestandteil,  wie  vor  allem  die  Ungebundenheit  in  der  Zoll- 
anlage und  in  der  Dispositionsfähigkeit  über  die  Zölle,1)  an  andere 
Gewalten  verloren  haben,  völlig  aufgegeben  war  es  damit  noch 
keineswegs.  Die  grosse  Konstitution  von  1235  zeigt  uns,  dass 
dem  Kaiser  hinsichtlich  der  gesetzlichen  Regelung  und  Kontrolle 
des  Zollwesens  noch  eine  Fülle  von  Macht  geblieben  war:  er 
vermochte  noch  immer  als  oberste  legislative  Instanz  den 
partikularistischen  und  eigennützigen  Bestrebungen  der  Terri- 
torialgewalten ein  für  das  Gesamtwohl  des  Reiches  segensreiches 
Gegenwicht  entgegenzustellen.  Derselbe  Friedrich  II.,  welcher 
in  seinem  Privileg  vom  26.  April  1220  für  die  geistlichen  Fürsten 
sich  zu  weitgehenden  Zugeständnissen  bereit  finden  liess,  wusste 
auf  der  anderen  Seite  ihnen  in  demselben  Vertrag  fühlbar  zu 
machen,  dass  sein  Recht  trotz  dieser  Konzessionen  doch  noch 
das  höhere  geblieben  war,  hinter  welchem  das  ihrige  zu  gewissen 
Zeiten  zurückzustehen  hatte.  Und  so  war  es  dem  Kaiser  jeden- 
falls nicht  unwillkommen,  als  später  sich  ihm  noch  einmal  eine 
Gelegenheit  bot,  klar  und  deutlich  auszusprechen,  dass  gerade 
die  geistlichen  Fürsten  als  Zollinhaber  unter  der  Macht  des 
Kaisers  standen. 

Im  Jahre  1238  nämlich  reichte  der  Bischof  von  Worms 
beim  Kaiser  Beschwerde  darüber  ein,  dass  die  Wormser  Kirche 
durch  seine  Vorgänger  mancher  der  ihr  vom  Reiche  überwiesenen 
Hoheitsrechte  verlustig  gegangen  sei,  indem  jene  dieselben  un- 
rechtmässiger Weise  an  andere  übertragen  hatten.  Der  Kaiser 
schenkte  den  Klagen  des  Bischofs  ein  williges  Gehör  und  wider- 
rief jene  Vergabungen.  Er  liess  nämlich  den  Rechtsspruch 
erteilen,*)  dass  keiner  der  geistlichen  Fürsten,  welcher  sich  des 
Besitzes  solcher  Regalien,  die  in  der  Urkunde  einzeln  aufgezählt 
wurden,  zu  erfreuen  hatte,  dieselben  ohne  Wissen  des  Kaisers 
an  andere  weiter  verleihen  dürfte. 

Denn  jene  Hoheitsrechte  waren  den  Geistlichen  von  den 
Königen  nicht  zu  vollem  Privateigentum,  sondern  nur  lehenweise 

')  vgl.  oben  den  Streit  wegen  der  Zölle  des  Grafen  von  Geldern,  be- 
sonders wegen  der  Verlegung  des  Arnlieimer  Zolles  (S.  f>U  ff.). 

*)  Leg.  II,  329.  B.  F.  2403  vgl.  Ficker  in  d.  Wien.  Sitzber.  Bd.  72, 
3S5  ff.  Winkelm.  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  57  N.  2 Zoepfl:  Altertümer  des 
dtseben.  Reichs  und  Rechts  Bd  II,  42  ff. 
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übertragen  worden.1)  Sie  standen  hinsichtlich  dieser  Rechte 
dem  König  gegenüber  nnr  in  dem  Verhältnis  des  Nutzeigen- 
tümers  znm  Obereigentümer.  Dieses  findet  darin  seinen  Aus- 
druck, dass,  wie  dies  ausdrücklich  in  unserer  Urkunde  aus- 
gesprochen wird,  der  König  selbst  wieder  bei  persönlicher  An- 
wesenheit gelegentlich  eines  Hoftages  oder  bei  Vakanz  der 
Kirche  in  den  Genuss  dieser  Hoheitsrechte  eintritt.*) 

Infolge  dieses  Rechtsspruches  erstattete  Friedl  ich  der  Wormser 
Kirche  alle  Regalien  zurück,  die  ihr  wider  Wissen  und  Genehmi- 
gung des  Kaisers  von  den  Vorgängern  des  derzeitigen  Bischofs 
entfremdet  worden  waren. 

Noch  einmal  betonte  also  der  Kaiser  bei  dieser  Gelegenheit, 
dass  unter  anderem  auch  der  Zoll  zu  den  Regalien  gehörte,  der, 
wenn  er  auch  einem  anderen  lehnweise  übertragen  wurde,  doch 
Regal  d.  h.  im  Besitz  des  Königs  blieb;  dieser  konnte  daher, 
so  oft  er  in  einer  solchen  Zollstätte  einen  Hoftag  hielt,'1)  oder 
bei  eingetretener  Sedisvakanz  bis  zur  Neubelehnung  des  neuen 
Bischofs  die  Einkünfte  aus  dem  Zoll  wieder  für  sich  erheben 
lassen.  Eben  darum  durften  diese  Nutzungsrechte  nicht  ohne 
Erlaubnis  des  obersten  Lehnsherrn  weiter  vergabt  werden. 

Angesichts  der  grossen  Thatkraft,  welche  Friedrich  II.  in 
seiner  Zollgesetzgebung  entwickelt  hat,  ist  es  sehr  zu  bedauern, 
dass  er  infolge  seines  Streites  mit  der  Kurie  nach  1235  mehr 


')  vgl.  Ficker  a.  a.  O. 

*)  .cum  quilibet  imperator  in  indicta  curia  percipere  debet  integraliter 
(teloneum  etc.)  et  vacantibus  ecclesiis  omnia  usque  ad  concordem  electiouem 
habere,  douec  electus  ab  eo  regalia  recipiat.*  vgl.  Schröder  a.  a.  0.  S. 
505  n.  19. 

*)  Hierin  lag  also  eine  abermalige  Erneuerang  des  Regalienrechte!). 
Im  Hinblick  nun  auf  unsere  Urkunde  hat,  wie  oben  S.  49  n.  bemerkt, 
Weiland  a.  a.  O.  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  Friedrich  II.  jene  1220 
erwähnte  Fristerstreckung  auf  acht  Tage  vor  und  acht  Tage  uach  dem 
Hoftage  bald  wieder  aufgegeben  habe;  denn  er  rede  in  der  Urkunde  von 
1238  nur  wieder  von  „indicta  curia“.  Ich  glaube  aber,  dass  W.  hierin  nicht 
ganz  recht  hat,  sondern  dass  in  diesen  Worten  „indicta  curia*  zugleich  die 
vierzehntägige  Frist  mit  eingeschlossen  liegt;  aus  der  Festsetzung  von  1220 
wusste  man  allgemein,  dass  der  Begriff  der  (publice)  indicta  curia  zugleich 
die  acht  Tage  vor  und  nach  der  curia  selbst  umfasste,  vgl.  Übrigens 
Winkelm.:  Kaiser  Friedrich  II.  Bd.  I,  S.  73  N.  1,  der  mit  Recht  darauf 
hinweist,  dass  es  damals  nicht  darauf  ankam,  festzustelleu,  wie  lange,  sonderu 
überhaupt,  dass  der  Köuig  die  Regalien  zu  gemessen  habe. 

W«ts«l,  Dm  Zollracbt  d«r  deutschen  König«.  5 
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und  mehr  von  den  deutschen  Angelegenheiten  abgezogen  wurde 
und  daher  nicht  im  stände  war,  seine  1235  begonnene  Thätigkeit 
weiter  fortzusetzen.  So  kam  es,  dass  sehr  bald  wieder  all- 
gemeine Gesetz-  und  Rechtlosigkeit  einriss,  die  dann  in  den 
traurigen  Zeiten  des  Interregnums  immer  mehr  und  mehr  über- 
hand nahmen;  sie  äusserten  sich  besonders  in  Zollplackereien, 
welche  empfindliche  Störungen  des  Handels  nach  sich  zogen. 
Von  diesen  wurden  vor  allem  die  Städte  mit  ihrem  eben  erst 
auf  blühenden  Handel  betroffen.  Es  ist  daher  erklärlich,  dass  sie 
besonders  das  Bedürfnis  nach  geordneten  Zuständen  empfanden. 
Da  es  nun  eine  Regierung,  von  der  man  die  Befriedigung  des- 
selben erwarten  konnte,  nicht  gab,  ergriffen  sie  die  Initiative, 
dem  recht-  und  friedlosen  Zustand  der  damaligen  Zeit  einiger- 
maßen abzuhelfen.  Dies  zu  erreichen,  versuchten  sie  in  den 
Satzungen  des  von  ihnen  im  Verein  mit  mehreren  Fürsten  1254 
eingegangenen,  sogenannten  rheinischen  Buudes.  Da  dieser  nach- 
her durch  die  Regierung,  nämlich  durch  König  Wilhelm,  an- 
erkannt wurde,  der  damit  seine  Bestimmungen  zu  Regierungs- 
massnahmen erhob,  dürfen  auch  wir  ihn  hier  nicht  ganz  übergehen. 


IV. 

Das  Interregnum  und  der  grosse  rheinische 

Bund. 

Der  rheinische  Bund  wurde  in  der  Form  eines  zehnjährigen, 
mit  dem  13.  Juli  1 254  ’)  einsetzenden  Landfriedens  geschlossen 
und  sollte  dazu  dienen,  den  Frieden  zu  pflegen  und  die  Gerech- 
tigkeit zu  schützen.*)  Dass  der  Friede  im  Reiche  gestört  und 


■)  Ich  halte  an  dem  von  Weizsäcker:  Der  rhein.  Bund  angenommenen 
Anfangstermin  des  Buudes  fest,  ohne  damit  entscheiden  zu  wollen,  ob  dieses 
Datum  auch  gegen  die  von  Quidde:  Studien  zur  (iesch.  des  rhein.  Bundes 
erhobenen  Einwendungen  zu  halten  ist  Für  uns  kommt  ja  auf  das  Datum 
nichts  an. 

*)  Der  erste  Paragraph  der  Griindungsnrknnde  heisst  (Weizs.  a.  a. 
0.  16):  „propter  culturam  pacis  et  iustitie  observationem  convenimus  nnani- 
miter  in  hanc  forinam,  praestitia  iuramentis  nos  invicem  adstringendo  a festo 
sanctae  Margarete  — ad  decem  annos  — pacem  generalem  quam  iurnvimus 
firmitcr  obscrvure.“ 
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das  Recht  schwer  verletzt  worden  war  und  noch  wurde  und 
zwar  besonders  durch  Störung  des  Handels  und  Verkehrs  infolge 
von  argen  Zollungerechtigkeiten,  dass  der  Bund  mithin  in  erster 
Linie  gegründet  wnrde,  um  diesen  zu  steuern,  beweist  der  zweite 
Paragraph  der  Gründungsurkunde,  der  sich  gegen  nichts  anderes 
wendet,  als  gegen  die  ininsta  thelonea.1)  Dass  der  Bund  nur 
die  Abstellung  dieser  und  nicht  die  Aufhebung  aller  Zölle  ver- 
langte, wäre  an  sich  schon  von  vornherein  anznnehmen,  selbst 
wenn  es  nicht  ausdrücklich  in  der  Urkunde  gesagt  würde.  Denn 
mit  der  Beseitigung  sämtlicher  Zölle  hätten  die  Städte,  deren 
Wirksamkeit  in  erster  Linie  das  Zustandekommen  des  Bundes 
verdankt  wird,  eine  Massregel  ergriffen,  welche  von  vornherein 
die  Zustimmung  der  Fürsten  und  damit  deren  Beitritt  zum  Bunde 
unmöglich  gemacht  hätte.  Auch  hätten  sich  die  Städte  damit 
gleichsam  in  ihr  eigenes  Fleisch  geschnitten.  Befanden  sie  sich 
doch  im  Besitz  ebenso  wichtiger  Zollprivilegien  wie  die  Fürsten. 
Dass  sie  sich  jetzt  mit  einem  Schlage  bereit  erklären  würden, 
um  des  lieben  Friedens  willen  auf  diese  Privilegien  und  somit 
auf  einen  wesentlichen  Teil  ihrer  Einkünfte  zu  verzichten,  konnte 
von  ihnen  nicht  erwartet  werden.  Auch  wurde  der  Friedens- 
zustand durch  die  zu  Recht  bestehenden  Zollerhebungen  in  keiner 
Weise  gestört,  wohl  aber  hatte  er  unter  den  argen  Zollüber- 
schreitungen aller  Art  zu  leiden,  von  denen  unsere  Quellen  nur 


')  „Quam  p&cern  Gerbartlus  Moguntinns  archiepiscopus  nccnon  multi 
comites  et  nobile»  terre  nobiscum  iuraverunt,  sua  tbelonea  iniusta  sicut  et 
U09  tarn  in  terris  quam  in  aquis  benigne  et  liberaliter  relaxantes."  (Weizs. 
a.  a.  0.  u.  8.  147  ff.  bes.  152  f.)  vgl.  Klüpfel:  Die  Einungen  de»  deutschen 
Reiches  im  Mittelalter.  I.  Der  rbein.  Bund.  Zeitscbr.  f.  Geschwissenschaft. 
Bd.  VI,  (lat 6)  8.  300  ff.  Wenn  er  S.  207  meint,  dass  die  Fürsten  und 
Städte  sich  im  Juli  1254  zu  der  Anerkenntnis  vereinigt  hätten,  dass  ihre 
Zölle  ungerecht  seien,  und  dass  sie  sich  bereit  erklärten,  dieselben  aufzu- 
geben, so  trifft  er  hiermit  nicht  das  Richtige.  Denn  nicht  alle,  sondern  nur 
die  ungerechten  Zölle  wurden  abgethan.  Kliipfels  Missverständnis  rührt 
jedenfalls  daher,  dass  er  noch  gelesen  hat:  „sua  thelonea  iniusta  esse“,  eine 
Lesart,  die  von  Weizs.  a.  a.  O.  147  f.  als  unzutreffend  und  falsch  definitiv 
beseitigt  ist,  weil  sic  gar  nicht  im  Kodex  steht,  — Das  Wort : „Rclaxantes“, 
welches  sowohl  ermässigen  (diminuere)  als  beseitigen  (tollere)  heissen  kann, 
weist  darauf  hin,  dass  mit  den  iniusta  thelonea  sowohl  gänzlich  neu  auf- 
gelegte als  erhöhte  alte  Zölle  gemeint  sind  vgl.  Weizs.  a.  a.  0.  148  u. 
Hintzc:  D.  Königtum  Wilhelms  von  Holland  S.  163. 

6* 
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zu  viel  zu  berichten  haben.  Der  Bund  von  1254  war  mithin 
gegen  nichts  anderes  gerichtet  als  gegen  das  eingerissene  Zoll- 
nnwesen.1)  Darüber  nun,  welche  Zölle  unter  den  Begriff  der 
ungerechten  fallen,  äussert  sich  die  Bundesakte  nicht  näher. 
Diese  Erscheinung  darf  aber  nicht  auffallen. 

Denn  in  den  M assregeln  des  Bundes  haben  wir  keine  Re- 
gierungsverordnung vor  uns,  welche  etwa  dazu  bestimmt  gewesen 
wäre,  für  das  Reich  neue  Bestimmungen  auf  diesem  Gebiete 
aufzustellen.  Diese  konnten  nur  vom  Reichsoberhaupt  gegeben 
werden.  Die  Bundesbeschlüsse  dagegen  sind  aus  der  lokalen 
Vereinigung  einiger  von  dem  Zollunfug  besonders  betroffener 
Gewalten  hervorgegangen,  welche  wohl  ergänzend  an  die  Stelle 
der  Reichsregierung  treten  wollten,  aber  nicht  auf  dem  Gebiete 
der  Legislative,  was  rechtlich  unmöglich  war,  sondern  nur  auf 
dem  der  Exekutive.  Das,  was  durch  die  Regierung  gesetzlich 
über  die  Zölle  bestimmt  worden  war,  durchzufiihren  oder  durch- 
führen zu  helfen,  ist  die  erste  und  vornehmlichste  Aufgabe  des 
Bundes  gewesen. 

Auch  hier  aber  ist  sein  Wirkungskreis  zunächst  ein  be- 
schränkter; er  erhebt  nicht  etwa  die  Forderung,  dass  seine 
Bestimmungen  im  ganzen  Reich  von  jedermann  gehalten  werden 
sollten  — dazu  war  er  auch  nicht  im  stände  und  nicht  berechtigt — . 
sondern  die  Bundesartikel  werden  fürs  erste  nur  für  die  Mit- 
glieder des  Bundes  als  bindend  erachtet.  Diese  verpflichteten 
sich  weiter,  sich  gemeinsam  gegen  ihre  Bedrücker  beistehen  zu 
wollen;  erst  wenn  sie  ihr  Versprechen,  immer  neue  Mitglieder 
dem  Bunde  gewinnen  zu  wollen,  zu  erfüllen  vermochten,  konnten 
sie  diesem  zu  weiterer  und  allgemeiner  Anerkennung  verhelfen. 
Wir  haben  also  in  dem  rheinischen  Bunde,  was  ja  auch  voll- 
kommen in  der  Natur  einer  derartigen  föderativen  Verbindung 
liegt,  nichts  anderes  zu  suchen  als  eine  von  seinen  Mitgliedern 
gemeinsam  ausgeübte  Abwehr  wirklichen  Unrechtes,  als  einen 
Akt  der  Selbsthilfe  auf  dem  Boden  des  bestehenden  Rechtes. 
Deshalb  wird  nicht  gesagt,  welche  Zölle  die  ungerechten  seien; 
denn  es  giebt  nur  ganz  bestimmte  Zölle,  die  zu  diesen  gezählt 
werden  müssen,  und  welche  jeder  als  solche  kennt,  nämlich  die- 

')  vgl.  Weizs.  a.  a.  O.  S.  147  ff.  Quiddc  a.  a.  O.  S.  23  ff.  Hintze 
a.  a.  O.  S.  103. 
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jenigen,  welche  von  dem  Reichsoberhaupt  dafür  erklärt  worden 
waren.  Eine  Bestimmung  aber  darüber  war  von  oben  her  zum 
letzten  Male  in  der  grossen  Konstitution  Friedrichs  II.  vom 
.Jahre  1235  getroffen  worden.  Es  haben  daher  diejenigen  ohne 
Zweifel  recht,  welche  meinen,  dass  der  betreffende  Paragraph 
dieses  Gesetzes  auch  dem  Bunde  von  1254  zur  Grundlage  ge- 
dient, und  dass  mithin  der  Bund  nichts  weiter  im  Sinne  gehabt 
habe,  als  über  Ausführung  der  Festsetzungen  Friedrichs  II.  von 
1235  zu  wachen.1)  Indem  nun  der  rheinische  Bund  mit  seinen 
Satzungen  von  König  Wilhelm  anerkannt  und  bestätigt  wurde, 
welcher  durch  ihn  geordnete  Zustände  im  Reiche  wiederherzustellen 
gedachte,  betrachtete  auch  er  die  Zollordnungen  Friedrichs  II. 
für  massgebend  und  erhob  sie  für  seine  Regierung  zur  gesetz- 
lichen Norm.  Allein  seine  Herrschaft  war  eine  zu  wenig  macht- 
volle und  zu  kurze,  um  dem  Bunde  eine  grössere  Dauerhaftig- 
keit in  seinen  Bestrebungen  zu  gewähren.  Als  dann  vollends 
im  Jahre  1257  nach  Wilhelms  Tode  eine  zwiespältige  Künigs- 
wahl  erfolgte,  scheiterte  der  Bund  nicht  zum  wenigsten  an  ihren 
unseligen  Folgen.  Ohne  irgend  welche  nachhaltige  Erfolge  zu 
hinterlassen,  löste  sich  der  Bund  wieder  auf.  Nur  insofern  hat 
er  für  lange  Zeit  weitergewirkt,  als  er  für  alle  ähnlichen  Bünd- 
nisse der  kommenden  Zeiten’)  Vorbild  geblieben  ist.  Aber  auch 
sie  verliefen,  obwohl  sie  sich  der  eifrigen  Unterstützung  eines 
der  einflussreichsten  deutschen  Fürsten,  des  Erzkanzlers  und 


*)  vgl.  Weizs.  a.  a.  S.  157.  Quidde  a.  a.  0.  S.  26.  Hintze  a.  a.  0. 
S.  163  f. 

*)  Ein  solcher  Landfriedensbund,  dem  der  grosso  rheinische  zum  Muster 
gedient  hat,  ist  der  am  5.  Februar  1273  von  einigen  Städten  geschlossene. 
(Böhmer:  Cod.  Mocnofrancof.  161  u.  162).  Dieser  ist  aus  einem  besonderen 
Grunde  interessant.  Er  wendet  sich  nämlich  gegen  folgende  vier  Hanpt- 
schäden:  1)  Gefangennahme,  2)  Mord,  3)  Brand,  4)  Raub  („Qnicumque  — 
aliquant  civitatum  nostrarmn  — per  captivationes,  codes,  incendia  Tel  rapinas  — 
molestaverit  — nos  ipsos  molestatores  — detinere,  impetere  ac  hostiliter 
invadere  debeamus“.)  Wir.  finden  hier  die  vier  Punkte,  welche  seitdem  den 
Inhalt  aller  späteren  Landfrieden  ausmachen,  dann  aber  noch  um  einen  ver- 
mehrt werden,  der  mit  dem  deutschen  Ausdruck  belegt  wird:  „unreht  wider- 
sagen“  (vgl.  z.  B.  Leg.  II,  489.)  Wahrscheinlich  sind  dieso  Termini  gerade 
in  dieser  Zeit  aufgekommen;  es  spricht  dafür,  dass  sie  ihrer  Zahl  nach  noch 
nicht  feststeheu.  Die  Urkunde  von  1273  bringt  uns  vermutlich  wenigstens 
vier  von  ihnen  zum  ersten  Male  in  der  später  stereotypen  Verbindung. 
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Erzbischofs  Werner  von  Mainz,  zu  erfreuen  hatten,1)  in  ihren 
schliesslicheu  Resultaten  ergebnislos.  So  wissen  denn  unsere 
Quellen  gleich  nach  dem  Verschwinden  des  rheinischen  Bundes 
nicht  genug  von  Friedensstörungen  aller  Art,  Unsicherheit  auf 
den  Strassen  und  unerträglichen  Zollbedrückungen  zu  berichten.*) 
Die  nur  zu  berechtigten  Klagen  über  die  zerrütteten  Zu- 
stände im  Reiche  kamen  auch  König  Richard  zu  Gehör,  als  er 
im  Herbst  1268  zum  vierten  Mal  von  England  nach  Deutschland 
sich  begeben  hatte.3)  Er  sah  sich  daher  genötigt,  wenigstens 
etwas  für  die  Beseitigung  der  belegten  Missstände  zu  thun. 
Wir  erfahren,  dass  er  nach  dem  14.  April  1269  einen  Reichs- 
tag in  Worms  abhielt,  der  freilich  nur  von  den  rheinischen 
Fürsten  besucht  wurde;4)  das  aber  ist  sehr  wohl  zu  erklären. 
Denn  abgesehen  davon,  dass  Richards  Einfluss  sich  nie  weiter 
als  über  die  dem  Rhein  zunächst  liegenden  Gebiete  ausgedehnt 
hat,  so  lag  es  besonders  im  Interesse  der  rheinischen  Fürsten, 
dass  von  oben  her  Abhilfe  geschaffen  wurde  gegen  die  vielen 
Friedensstörungen,  unter  welchen  vornehmlich  die  wichtige  Rhein- 
strasse sehr  zu  leiden  hatte.  Es  wurden  nun  damals  wie  1254 
alle  ungerechten  Zölle  zu  Lande  und  zu  Wasser  aufgehoben,5) 
mit  ausdrücklicher  Ausnahme  derjenigen  von  Boppard  und  Kaisers- 
wert, die  beide  zu  den  rechtmässigen  Abgaben  gehörten,  „quod 
ex  iure  antiquo  Romanorum  regibus  incumbere  consuevit“.®)  Sie 


')  Betreffs  der  verschiedenen  während  des  Interregnums  geschlossenen 
Landfriedensbündmsse  und  besonders  bezüglich  der  Thätigkeit  des  Erzbischofs 
von  Mainz  im  Interesse  des  Friedens  ist  zu  verweisen  auf  (1.  T.  d.  Ropp. 
Erzb.  Werner  von  Mainz  Qött.  1872  Abschn.  1;  forner  Böhm. -Will:  Regg. 
archiepiscop.Mogunt.il,  8.  349  ff.  bes.  nr.  1».  20.  113.  128.  145.  163.  223. 
224.  229.  233.  241.  257.  277.  278  und  Koch-Wille:  Reg.  der  Pfalzgrafen 
am  Rhein  I,  48  nr.  762.  837.  852. 

*)  vgl.  Annal.  Wonnat.  SS.  XVIII,  60  ff.  (bos.  64 — 68),  Zorn  a.  a.  0. 
126.  129.  Thomas  Wikcs  bei  Böhm,  fontes  II,  465. 

*)  vgl.  B.  F.  6443  b. 

4)  Ann.  Worin,  a.  a.  O.  68.  Thom.  Wik.  a.  a.  O.  455.  B.  F.  5455a. 
Böhm.  Wittelsb.  Reg.  S.  33.  Koch-Wille  a.  a.  0.  S.  48  nr.  837.  Bühm.- 
Will  a.  a.  O.  II,  375  nr.  223.  Günther  a.  a.  0.  II,  362.  v.  d.  Ropp 
a.  a.  O.  S.  47  ff.  Braunholtz  S.  21. 

5)  „procuravit,  quod  pax  generalis,  que  diu  subtracta  fuerat,  ab  Omnibus 
nobilibus  et  magnatibus  iuraretur,  deponendo  oinnia  iniusta  telonia  tarn  in 
terris  quam  in  aquis.“  (Ann.  Worm.  a a.  0.  Thom.  Wik.  a.  a.  0.) 

•)  Thom.  Wik.  a.  a.  0. 
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wareu  also  alte  königliche  Zölle.  Ausserdem  wird  noch  das 
Ungeld  in  den  Städten  beseitigt.') 

Man  hat  in  diesen  Beschlüssen  des  Wormser  Reichstages 
eine  Erneuerung  des  rheinischen  Landfriedens  sehen  wollen.’) 
Diese  Annahme  liegt  ja  auch  sehr  nahe.  Denn  wenn  es  in  den 
Ann.  Wormat.  heisst:  „pax  generalis,  que  diu  subtracta  fuerat 

— iuraretur“,  wird  man  leicht  dazu  gefühlt  werden,  bei  dieser 
pax  an  den  rheinischen  Landfrieden  zu  denken.  Es  kommt  liin- 
zu,  dass  es  1 269  gerade  wieder  die  rheinischen  Fürsten  gewesen 
sind,  welche  auf  dem  Reichstage  zusammenkamen,  und  unter 
ihnen  vor  allem  der  Erzbischof  Werner;  er  besonders  wird  das 
Zustandekommen  des  neuen  Landfriedens  eifrigst  betrieben  haben.8) 
Auch  erstreckten  sich  die  Landfriedensbestimmungen  vornehmlich 
auf  die  Rheingegenden.  Indessen  ist  doch  zu  bemerken,  dass 
der  Landfriede  auf  diese  nicht  beschränkt,  sondern  für  das  ganze 
Reich  erlassen  ward.4)  Wenn  wir  uns  ferner  daran  erinnern, 
dass  der  1254  errichtete  rheinische  Landfriede  nur  eine  Er- 
neuerung des  von  Friedrich  II.  1235  verkündeten  war,  wird  man 
wohl  gut  thun,  auch  bei  der  pax  generalis  des  Jahres  1269  an 
diejenige  von  1235  zu  denken.  Auf  sie  passt  auch  der  Aus- 
druck, „que  diu  subtracta  fuerat“,  besser  als  auf  die  von  1254. 
Der  Landfriede  von  1235  hatte  unter  den  Wirren  des  Inter- 
regnums arg  zu  leiden ; um  ihn  zu  sichern,  schlossen  die  rheinischen 
Städte  und  Fürsten  ihren  Bund  von  1254,  iu  seinem  Interesse 
wirkte  Werner  von  Mainz,  und  endlich  suchte  Richard  ihn  wieder 
neu  aufzurichten.  Offenbar  waren  seine  Bemühungen  nicht  ganz 
erfolglos:  denn  die  Wormser  Annalen  schliessen  ihren  Bericht 
über  die  damaligen  Vorgänge  mit  den  Worten:  „Et  sic  domini 
auxilio  lantfriede  iurabatur.  “ •)  Offenbar  im  Zusammenhang  mit 

')  „deponendo  — in  civitatibus  ungelta".  Ann.  Worin.  a.  a.  O.  vgl. 
Zentner  a.  a.  O.  91  f.  190  ff. 

*)  z.  B.  B.  F.  a.  a.  0.  B8hm.-Will  a.  a.  0.  Braunholtz  a.  a.  O.  21. 

*)  vgl.  v.  d.  Ropp  a.  a.  O.  S.  48. 

4)  vgl.  den  Brief  des  mit  der  Durchführung  des  Landfriedens  beauf- 
tragten Erzbischofs  Werner  bei  Günther  a.  a.  O.  II.  362  f. : „doinnus  rez  — 
in  generali  sno  colloquio  — apud  Worin.  — celebrato  — mandavit  pncom 

— in  Omnibus  finibus  imperii  generaliter  — observari“.  (vgl.  Bührn.  Reg. 
Reichs«,  nr.  98). 

*)  Alles  Nähere  über  den  1269  orrichteten  Landfrieden  ist  uns  nicht 
bekannt,  da  uns  der  Abschied  dieses  Tages  nicht  erhalten  ist. 
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den  Wormser  Beschlüssen  steht  eine  Urkunde  Richards  vom 
■20.  April.1) 

An  diesem  Tage  beurkundet  der  König,  dass  die  Ratmannen 
von  Worms  öffentlich  auf  dem  Reichstage  auf  die  weitere  Er- 
hebung des  Ungeldes  verzichtet  haben.’)  Wenn  diese  Verzicht- 
leistung nach  der  Urkunde  „in  generali  colloquio“  erfolgte,  so 
ist  dieses  generale  colloqnium  ohne  Zweifel  jene  Versammlung, 
die  nach  dem  14.  April  in  Worms  tagte.  Die  Wormser  ge- 
lobten also  damals  „pro  rei  publicae  bono  et  generali  pace“  von 
jeder  weiteren  Erhebung  des  Ungelds  absehen  zu  wollen. 

Die  Urkunde  vom  20.  April  hebt  nun  folgendermassen  an: 
„Cum  pridem  per  consules  civitatis  Worm.  — in  ipsa  civitate 
quedam  exactio  — instituta  de  facto  fuisset,  — nosse  volumus  — 

In  diesen  Worten  „instituta  de  facto“  liegt  zugleich  der  Sinn: 
„non  de  iure“.  Wir  werden  dadurch  zu  der  Annahme  geführt, 
dass  die  Erhebung  jeglichen  Ungelds  bereits  vor  diesem  könig- 
lichen Erlass  durch  eine  gesetzliche  Bestimmung  verboten  ge- 
wesen sein  muss.  In  den  Akten  des  rheinischen  Bundes,  an 
welche  man  doch  zuerst  denken  müsste,  wenn  es  sich  1269  um 
eine  Erneuerung  des  durch  ihn  errichteten  Landfriedens  gehandelt 
hätte,  finden  wir  über  das  Ungeld  nichts  gesagt.  Gehen  wir 
aber  auf  einige  Jahrzehnte  hinter  den  rheinischen  Bund  zurück, 
kommen  wir  zu  jenem  schon  oft  erwähnten  Gesetz  Friedrichs  II. 
von  1235;  dieses  stellt  bekanntlich  im  sechsten  Paragraphen 
auch  ein  Verbot  des  Ungeldes  auf.3)  Gegen  dieses  Ungeld, 
welches  die  Städte  zur  Bestreitung  ihrer  städtischen  Bedürfnisse 
zu  erheben  pflegten,4)  sind  überhaupt  von  Reichswegen  oftVer- 


>)  Leg.  II,  382.  B.  F.  5456. 

*)  „Cum  — per  consules  civitatis  Worm.  — exactio  — ungelt  appellata 
vulgariter,  instituta  de  facto  fuisset,  que  in  — ecclesiasticarum  quam  secu- 
larium  personarum  — dispeudium  per  dimitionem  menBure  vini  — vergero 
videbatur.“  (a.  a.  O.),  vgl.  Ann.  Worm.  a.  a.  O.  Zoru  a.  a.  O.  126.  129. 

J)  Besonders  das  Verbot  des  Ungeldes  scheint  dafür  zu  sprechen,  dass 
1269  eher  eiuo  Erneuerung  des  Landfriedens  von  1235  als  desjenigen  vou 
1254  vorliegt. 

*)  Arnold  a.  a.  0.  I,  267  ff.  II,  257—67.  Walther:  dtsch.  Rechts- 
gCBch.  § 312  S.  376.  G.  v.  d.  Ropp  a.  a.  0.  S.  48  f.  Zeumer  a.  a.  0. 
S.  92.  120  ff. 
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bote  erlassen  worden.1)  In  unserem  Falle  aber  mag  es  sich  um 
eine  besondere  Art  von  Ungeld  gehandelt  haben. 

Seitdem  nämlich  die  Städte  es  sich  angelegen  sein  Hessen, 
gegen  die  Störungen  des  ruhigen  Verkehres  im  Reiche  vorzu- 
gehen oder  sich  zum  mindesten  in  ihren  eigenen  vier  Pfählen 
gegen  sie  zur  Wehr  zu  setzen,  seitdem  sahen  sie  sich  zu  Aus- 
gaben gedrängt,  welche  sie  vorher  in  dem  Umfange  wenigstens 
nicht  kannten.  Um  die  zur  Bestreitung  dieser  Kosten  erforder- 
lichen Mittel  aufzubringen,  nahmen  sie  zu  den  verschiedensten 
Hilfsquellen  ihre  Zuflucht:  unter  ihnen  wird  das  Ungeld  jeden- 
falls eine  der  wesentlichsten  gewesen  sein.  Dafür,  dass  den 
Städten  durch  ihre  Thätigkeit  im  Interesse  des  Friedens  neue, 
bis  dahin  nicht  gekannte  Ausgaben  erwuchsen,  spricht  noch  der 
Umstand,  dass  wir  gerade  in  jener  Zeit  zum  ersten  Male  einer 
Einrichtung  begegnen,  welche  die  zum  gegenseitigen  Schutze 
notwendigen  Geldmittel  aufzubringen  bestimmt  war.  Als  nämlich 
am  15.  Mai  1265  einige  rheinische  Fürsten  mit  mehreren  Städten 
vornehmlich  der  Wetterau  sich  zu  einem  Landfrieden  verbanden, 
legten  sie  für  die  Deckung  ihrer  Ausgaben  einen  besonderen 
Landfriedenszoll  auf.*)  Unter  dem  Titel  nun  eines  solchen  oder 
doch  wenigstens  für  eine  Verwendung  zu  Landfriedenszwecken 
werden  die  Städte  vielfach  ihr  Ungeld,  oft  jedenfalls  wider  alles 
Recht,  eingetrieben  haben.  Weil  dieses  aber  als  ebenso  drückende 
Last  wie  die  Zollerpressungen  empfunden  wurde,  erliess  König 
Richard  im  April  1260  sein  Verbot  gegen  jedes  städtische  Uu- 
geld  im  allgemeinen  und  für  Worms  und  Strassburg,8)  also  über- 
haupt für  einige  Städte  im  besonderen,  die  es  wahrscheinlich 
gar  zu  arg  getrieben  hatten. 

Der  Erfolg  freilich  dieser  Verordnungen  war  nur  ein  sehr 
vorübergehender.  Denn  wir  erfahren,  dass  wenige  Jahre  später 
gerade  Worms  wiederum  das  Ungeld  erhoben  hat.*)  Es  war 


*)  vgl.  Walther  a.  a.  0. 

*)  vgl.  HiSli m.  Cod.  Moenofr.  134  u.  Reg.  Rehs*.  SS;  dazu  Lampr.  dt. 
Wgegch.  II,  278.  203  f.  Schräder  a.  a.  O.  S.  14 — 18.  lieber  den  Land- 
friedenszoll vgl.  Böhm.  Reg.  Adolfs  nr.  10  a.  Albrechts  nr.  33  u.  bei  mir 
unten  S.  86  ff.  u.  97  f. 

*)  ftir  Worms  a a.  O.,  für  .Strassburg  1269  Mai  12  Leg.  II,  382. 
B.  F.  5458. 

*)  vgl.  Ann  Worm  a.  a.  0.  S.  69  zum  Jahre  1273. 
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wohl  nicht  ohne  dasselbe  auszukommen,  da  die  Thätigkeit  im 
Interesse  des  Friedens  grosse  Kosten  verursachte.1)  Man  litt 
an  dem  Mangel  einer  kraftvollen  Regierung  und  den  dadurch 
bedingten  trostlosen  Zuständen  im  Reiche.  Auch  König  Richard 
besass  zu  wenig  Macht  und  Einfluss,  um  hiergegen  dauernd  Ab- 
hilfe zu  schaffen.  — 

Bevor  wir  uns  nun  von  der  hiermit  beendeten  Betrachtung 
der  wenig  erfreulichen  und  für  unsere  Fragen  auch  wenig  er- 
gebnisreichen Zeiten  des  Interregnums  einer  näheren  Erörterung 
der  Regierung  Rudolfs  I.  zuwenden,  halten  wir  es  für  ange- 
messen, einen  Blick  auf  die  einschlägigen  Stellen  der  Rechts- 
bücher zu  werfen,  deren  Entstehung  ja  gerade  in  das  13.  Jahr- 
hundert fällt;  sie  können  daher  wohl  am  besten  an  dieser  Stelle 
einer  Besprechung  unterzogen  werden. 


V. 

Das  Zollreeht  nach  dem  Sachsenspiegel 
und  nach  dem  Schwabenspiegel. 

Bemerkenswert  bei  den  betreffenden  Paragraphen  der  Spiegel 
ist  die  Thatsache,  dass  sie  unbedingt  an  dem  Regalcharakter 
des  Zolles  festhalten.  Es  fragt  sich,  wie  weit  die  Auslassungen 
der  Rechtsbücher  nach  dieser  Seite  hin  den  wirklich  zu  ihrer 
Zeit  noch  bestehenden  verfassungsmässigen  Zuständen  ent- 
sprechen. 

Um  diese  Frage  entscheiden  zu  können,  wollen  wir  uns 
noch  einmal  im  Zusammenhang  klar  zu  machen  suchen,  was 
eigentlich  den  Begriff  des  Regals  beim  Zoll  ausmachte.  Wenn 
der  Zoll  von  den  ältesten  Zeiten  ab  zu  den  Regalienrechten  ge- 
zählt wird,  so  hat  das  folgenden  Sinn. 

1)  Der  König  ist  der  Eigentümer  aller  Zollstätten  im  Reiche 
und  der  aus  ihnen  fliessenden  Einkünfte.  Als  solchem 
steht  ihm  die  freie  Verfügung  über  die  Zollplätze  zu, 
sei  es,  dass  er  diesem  oder  jenem  die  Nutzniessung 
eines  derselben  überträgt,  oder  dass  er  einen  Zoll  zu 

')  vgl.  B.  F.  5456. 
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erblichem  Besitz  vergabt,  oder  endlich,  dass  er  diesem 
oder  jenem  für  bestimmte  Orte  oder  für  alle  Zollhebe- 
stellen Befreiung  von  der  Leistuug  der  Abgaben  gewährt. 

2)  Der  König  allein  hat  das  Recht,  neue  Zollstätten  an- 
zulegen oder  alte  zu  verlegen  oder  aufzuheben. 

3)  Als  oberster  Zollherr  hat  er  allein  das  Recht  und  die 
Macht.  Gesetze  allgemeinerer  Art  für  die  Ordnung  und 
Regelung  der  Zollverhältnisse  zu  erlassen. 

In  diesen  drei  Punkten  scheint  sich  vor  allem  das  Regal- 
recht  des  Königs  hinsichtlich  der  Zölle  geäussert  zu  haben. 
Unbeschränkt  handhabten  die  Könige  der  ältesten  Zeiten,  also 
die  Herrscher  der  merowingischen  und  karolingischen  Dynastie 
und  ihre  unmittelbaren  Nachfolger,  ihr  oberstes  Zollrecht  nach 
diesen  drei  Seiten  hin. 

Im  Laufe  der  späteren  Entwicklung  aber  sehen  wir  das 
königliche  Recht  nicht  unerhebliche  Einschränkungen  erfahren; 
diese  fallen,  wie  wir  uns  erinnern,  in  die  erste  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts. 

Eine  der  wesentlichsten  derselben  betraf  den  zweiten  Punkt 
und  fand  ihren  Abschluss  unter  der  Regierung  Friedrichs  II. 
Für  die  landesherrlichen  Gebiete  nämlich  verlor  der  König  sein 
bis  dahin  unbegrenztes  Zolleinsetzungsrecht,  indem  er  nunmehr 
nur  mit  der  Zustimmung  der  Territorialherren  neue  Zölle  auf- 
richten konnte.  Mit  dem  Jahr  1220,  mit  der  „confoederatio 
cum  principibus  ecclesiasticis“,  war  dieses  Konsensrecht  bei  Zoll- 
anlage und  eventuell  auch  Zollverlegung  allen  Fürsten  im  Reiche 
eingeräumt. 

Auch  hinsichtlich  des  ersten  von  uns  angegebenen  Punktes 
haben  sich  die  Verhältnisse  gegen  früher  in  etwas  geändert. 
Denn  der  König  ist  keinesweges  mehr  der  faktische  Eigentümer 
aller  Zollstätten  im  Reiche  und  aller  aus  ihnen  fliessenden  Ein- 
künfte; haben  sich  doch  die  Könige  selbst  und  nicht  zum  wenigsten 
die  staufischen  infolge  ihrer  vielen  Vergabungen  und  Privilegien, 
man  kann  wohl  sagen,  der  meisten  derselben  entäussert.1) 

*)  Ein  Verzeichnis  der  in  dem  Zeiträume  von  1138 — 1373  noch  dem 
Reiche  zur  Verfügung  stehenden  Zollstätten  giebt  Braunholtz  S.  33—36. 
Er  zählt  im  ganzen  31 ; doch  bemerkt  er  mit  Recht,  dass  „es  nicht  möglich 
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Doch  trotz  dieser  nicht  unwesentlichen  Einbussen  des  könig- 
lichen Zollrechtes  war  dieses  als  solches  keinesweges  völlig  be- 
seitigt worden.  Man  erkannte  vielmehr  auch  am  Ende  der 
staufischen  Periode  das  Oberzollrecht  des  Königs  noch  als  zu 
Recht  bestehend  an  und  rechnete  den  Zoll  noch  immer  zu  den 
Regalien.  Letzteres  lehren  uns  die  Urkunden,  welche  ein  Ver- 
zeichnis aller  jener  Hoheitsrechte  enthalten,  die  mit  dem  Namen 
der  Regalien  belegt  zu  werden  pflegten.  Freilich  stammen  diese 
Belege  aus  der  frühstaufischen  Zeit.  Von  grösserer  Beweis- 
kraft daher  für  das  Fortbestehen  des  königlichen  Hoheitsrechtes 
in  Zollsachen  sind  diejenigen  Rechtssprüche,  welche  nur  dem 
vom  Kaiser  oder  Reich  eingesetzten  Zoll  die  Eigenschaft  des 
gesetzlichen  zusprechen.  Eine  praktische  Anwendung  dieses 
Grundsatzes,  welchen  z.  B.  Friedrich  I.  in  den  Jahren  1155—57 
so  nachdrücklich  geltend  zu  machen  gewusst  hatte,  erfolgte  noch 
einmal  während  des  Interregnums  durch  König  Wilhelm.1) 
Ferner  fanden  wir  auch  dafür  urkundliche  Belege,  dass  die  in- 
folge königlicher  Vergabung  dem  unmittelbaren  Besitz  des  Reichs- 
oberhauptes entzogenen  Zölle  diesem  doch  nicht  völlig  verloren 
gingen,  sondern  dass  sie  den  Regalcharakter  bewahrten.  Dieses 
Verhältnis  äusserte  sich  vor  allem  darin,  dass  der  Kaiser,  sooft 
er  in  einer  Zollstätte  einen  Hoftag  abhielt,  fiir  die  Dauer  des- 
selben die  Einkünfte  jener  wieder  selbst  an  sich  nahm.  Wir 
erinnern  uns,  dass  Friedrich  II.  dieses  Regalienrecht  bei  Hof- 
tagen mit  Nachdruck  betont  hat.  Schliesslich  aber  zeigt  sich 
das  Fortbestehen  des  alten  Zollregals  in  nichts  deutlicher  als 
darin,  dass  der  König  allein  die  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete 
des  Zoll  wesens  in  seiner  Hand  behalten  hat.  Welche  Macht- 
fülle und  welcher  Einfluss  ihm  nach  dieser,  bei  uns  oben  unter 


sein  kann,  nach  dein  vorhandenen  Quellenmatcrial  eine  durchaus  erschöpfende 
Darstellung  zu  liefern,  dass  ausser  den  angeführten  noch  andere  Reichszoll- 
stätten bestanden  haben  mögen.“ 

’)  1253  August  21  Winkelm.:  Acta  imperii  inedita  sectili  XIII.  et 
XIV.  II,  S.  73  nr.  79 : „Cum  pluries  corarn  nobis  Hcntcntiatum  exstiterit  — , 
ut  nulli  liceat  nova  thelonia  nisi  de  manu  imperii  et  liceutia  speciali  ponere 
nec  inconsueta  et  iniusta  eciam  extorquere,  nos  cupientes  praedictas  sententias 
ntpote  rite  latas  ab  omnibus  inviolabiiiter  observarc  — districtius  inhibemus, 
ne  quis  nova  thelonia  ponere  audeat  nec  inconsueta  et  iniusta  theolonia 
eciam  a quoquam  aliquatenus  extorquere.“ 
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Punkt  3)  angeführten  Beziehung  noch  immer  zu  Gebote  stand, 
wenn  er  nur  von  seinem  Recht  Gebrauch  zu  machen  entschlossen 
war,  das  wurde  uns  vor  allem  an  dem  Beispiel  der  grossen 
Konstitution  Friedrichs  II.  von  1235  klar.  Dafür,  dass  nur 
das  Reichsoberhaupt  auch  später  noch  allgemeingültige,  Handel 
und  Wandel  im  Reich  ordnende  Gesetze  zu  erlassen  vermochte, 
spricht  auch  die  Erscheinung,  dass  man  im  rheinischen  Bund 
von  1254  von  Anfang  an  grossen  Wert  auf  seine  und  seiner 
Satzungen  Anerkennung  durch  König  Wilhelm  gelegt  hat,  ohne 
Zweifel  doch  nur  ans  der  Ueberzeugung  heraus,  erst  dadurch 
für  seine  Bestrebungen  die  nötige  gesetzliche  Weihe  erhalten 
zu  können.  Als  dann  nach  Wilhelms  Tod  König  Richard  sich 
bereit  zeigt,  auch  wirklich  zu  regieren,  geht  man  diesen,  wie 
erwähnt,  unter  anderem  auch  mit  der  Bitte  an,  kraft  seiner 
Autorität  die  Zollverhältnisse  im  Reiche  zu  regeln. 

Nach  alle  dem,  was  wir  bisher  gesehen  haben,  scheinen 
unsere  Rechtsbücher  durchaus  nicht  auf  einem  veralteten  Stand- 
punkt zu  stehen,  wenn  sie  den  Zoll  noch  zu  den  Regalien  zählen. 
Denn  nicht  unerhebliche  Teile  waren  dem  alten  königlichen  Zoll- 
recht zur  Zeit  der  Spiegel  ohne  allen  Zweifel  erhalten.1) 

Wenn  der  Sachsenspiegel  die  Existenz  des  Oberzollrechtes 
des  Königs  vor  allem  darin  erblickt,  dass  die  persönliche  An- 
wesenheit des  Königs  jedes  Zollrecht  des  einzelnen  aufhob  und 
das  seinige  wieder  in  Kraft  treten  Hess,  so  widerspricht  er  auch 
in  diesem  Punkt  nicht  durchweg  den  thatsäch liehen  Verhältnissen. 
Freilich  lässt  er  diesen  Rechtszustand  bei  jedem  Aufenthalt  des 
Kaisers  in  einer  Stadt  im  Reiche  eintreten.*)  Wir  haben  aber 
gesehen,  dass  in  allen  den  Fällen,  wo  die  Könige  auf  dieses 
Regalienrecht  zu  sprechen  kommen,  dasselbe  immer  nur  zur  Zeit 
eines  Hoftages  in  Beziehung  gesetzt  wird.  Diese  Aenderung 
des  Regalienrechtes,  welche,  wie  wir  sahen,  wahrscheinlich  unter 
der  Regierung  Friedrichs  I.  eintrat,  und  welche  dann  für  die 
geistlichen  Fürsten  durch  Friedrich  II.  zum  Gesetz  erhoben 


<)  Falke  a.  a.  0.  8.  SS  meint,  wie  ich  glaube,  mit  L’urecht,  dass  die 
Reehtabiicber  im  Gegensatz  zu  der  umgewandclten  Rciebsverfassung  das 
althergebrachte  Oberzollrecbt  des  Königs  aufrechterhielten. 

*)  a.  a 0.:  „In  swelke  stat  des  rikes  de  kouing  kuuit  binnen  dem  rike, 
dar  is  ime  ledich  monte  unde  toln." 
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ward,  ist  dem  Verfasser  des  Sachsenspiegels  nicht  bekannt  ge- 
worden. Die  Beschränkung  des  Rechtes  auf  die  Dauer  der  Hof- 
tage unter  Friedrich  I.  war  vielleicht  nur  eine  gewohnheits- 
rechtliche; es  braucht  deshalb  nicht  Wunder  zu  nehmen,  wenn 
sie  dem  Verfasser  des  Sachsenspiegels  entgangen  ist.  Dass  er 
aber  auch  das  grosse  Privileg  für  die  geistlichen  Fürsten  unbe- 
rücksichtigt lässt,  wird  nicht  anders  zu  erklären  sein,  als  dass 
er  dasselbe  noch  nicht  gekannt,  also  den  Artikel  über  das  Zoll- 
recht vor  1220  geschrieben  habe.  Jedenfalls  bedarf  die  Angabe 
des  Spiegels  über  das  Ledigwerden  des  Zolles  einer  Einschränkung; 
in  diesem  Punkt  vertritt  sie  in  der  That  einen  veralteten  Rechts- 
zustand. 

Zwar  ist  es  wahr,  dass  wir  von  dem  Regalienrecht  und 
seiner  Beschränkung  auf  die  Zeit  der  Hoftage  fast  nur  aus  Ur- 
kunden erfahren,  welche  für  geistliche  Fürsten  ausgestellt  sind; 
man  könnte  daher  zu  der  Vermutung  kommen,  dass  den  anderen 
Ständen  gegenüber,  namentlich  in  Bezug  auf  die  weltlichen 
Fürsten  und  auf  die  Städte,  das  Recht  in  seiner  alten  Unbegrenzt- 
heit gegolten  habe.  Allein  dem  ist  entgegen  zu  halten,  dass  es 
kaum  denkbar  ist,  dass  ein  und  dasselbe  Recht  in  diesem  Falle 
so,  in  jenem  so  behandelt  worden  wäre.  Die  interessierten  Kreise 
würden  es  schon  verstanden  haben,  die  einigen  gewährten  Ver- 
günstigungen auch  sich  zu  verschaffen.  Ausserdem  aber  haben 
wir  in  jenen  Urkunden  für  die  geistlichen  Fürsten  selbst  ein 
deutliches  Zeugnis  für  die  allgemeingültige  Beschränkung  des 
Regalienrechtes  auf  die  Hoftage.1)  Es  bleibt  also  dabei,  dass 
das,  was  der  Sachsenspiegel  vom  Ledigwerden  der  Regalien 
(Münze  und  Zoll)  infolge  persönlicher  Anwesenheit  des  Königs 
berichtet,  nach  keiner  Seite  mehr  in  dem  Umfange  zutrifft,  welchen 
das  Rechtsbuch  ihm  noch  gelassen  hat.  — 


')  Bei  seinem  Veizicht  auf  das  Regalienrecht  zu  Gunsten  des  Erz- 
bischofs von  Magdeburg  sagt  Otto  IV.  (1208  Juli)  von  demselben  ganz  all- 
gemein, dass  es  ihm  zukomme:  „iuxta  consuetudinem  imperatorum,  quc  in 
curiis  observabatur“.  Noch  deutlicher  wird  der  Sachverhalt  ans  der  Urkunde 
Friedrichs  II.  ftlr  denselben  Erzbischof  (1216  Mai  11),  in  welcher  auch  ei 
für  die  Hoftagc  verzichtet  auf  „universis  que  in  aliis  civitatibus  aut  locis, 
in  moueta,  teloniis  et  ceteris  ntilitatibns  quibnscumque  imperiali  iuri  provenerint 
ab  eisdem“.  Vgl.  auch  Friedrichs  Privileg  für  Nürnberg  (1219  Nov.  8). 
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Nun  noch  ein  Wort  über  den  Schwabenspiegel,  welcher  durch 
die  Worte,  mit  denen  er  seine  Auseinandersetzung  über  den  Zoll 
beginnt,  Veranlassung  zu  einigen  berechtigten  Bedenken  giebt. 
Der  erste  Paragraph  nämlich  seines  304.  Kapitels  hebt 
folgendermassen  an:  „Ez  sprichet  der  selige  und  der  heilige  keiser 
karel:  ez  sol  niman  deheinen  Zol  nemen  wan  der  von  alter  her 
ist  komen  mit  rechte,  und  den  min  ane  und  min  vater  künic 
Pipin  gesezet  hänt.  Den  wellen  wir  stete  hau  und  wellen  oucli 
für  baz  deheinen  sezen.“  Der  Schwabenspiegel  geht  hiermit  auf 
ein  Kapitulare  Karls  des  Grossen  zurück,  in  welchem  dieser 
eine  solche  Verfügung  über  die  Zölle  erlassen  und  als  Endtermin 
der  gesetzlichen  Zölle  das  Todesjahr  seines  Vaters  Pippin  (768) 
festgesetzt  haben  soll.  Sehen  wir  uns  die  erhaltenen  Kapitularien 
Karls  daraufhin  durch,  so  finden  wir  keines  unter  ihnen,  das  die 
Vorlage  für  den  Verfasser  des  Rechtsbuches  abgegeben  haben 
könnte.  Daraus  allein  freilich,  dass  wir  ein  solches  Kapitulare 
nicht  mehr  besitzen,  geht  nicht  hervor,  dass  es  überhaupt  nicht 
existiert  habe;  denn  es  kann  ja  sehr  leicht  für  uns  nur  verloren 
sein.  Prüfen  wir  aber  den  Inhalt  des  angeblichen  Kapitulare, 
wie  ihn  der  Spiegel  wiedergiebt,  so  entstehen  gerechte  Zweifel 
an  seiner  Echtheit. 

Wenn  Karl  in  seinem  Gesetz  sich  auf  seinen  Ahnen  und 
seinen  Vater  beruft,  so  wird  zunächst  daraus,  dass  er  sagt:  min 
ane  und  min  vater  und  nicht:  min  ane  und  vater,  deutlich,  dass 
er  damit  nicht  eine  Persönlichkeit,  nämlich  seinen  Vater,  meint 
— auch  ist  es  nicht  üblich,  von  seinem  Vater  als  seinem  Ahnen 
zu  sprechen,  bei  dem  man  gewöhnlich  an  ein  schon  entfernteres 
Familienglied  denkt  — , sondern  dass  er  darunter  zwei  ver- 
schiedene Männer  versteht,  nämlich  seinen  Grossvater  und  seinen 
Vater.  Hier  sollte  man  nun  aber  erwarten,  dass  er,  wie  ei- 
sernen Vater  bei  Namen  nennt,  so  auch  den  Namen  seines  Gross- 
vaters hinzugefügt  hätte.  Schon  der  Umstand,  dass  dies  nicht 
geschieht,  muss  stutzig  machen.  Dazu  kommt  noch  Folgendes. 
Im  zweiten  Paragraphen  des  betreffenden  Kapitulare  sagt  Karl: 
„alle  zolle  — im  roemischen  riche  — sint  eines  roemischen 
küniges“.  Den  Titel  eines  „römischen  Königs“  kannte  man  aber 
zu  Karls  Zeiten  noch  gar  nicht. 

Ferner  führt  uns  der  Inhalt  der  beiden  Paragraphen  zu 
entschiedenen,  unlösbaren  Widersprüchen.  Im  ersten  nämlich 
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hebt  Karl  alle  nach  768  eingesetzten  Zölle  auf  und  verzichtet 
seinerseits  auf  jede  Neueinrichtung  von  solchen.  Dies  würde  zu 
der  Annahme  nötigen,  dass  Karl  bis  znm  Erlass  seines  Kapitu- 
lare  noch  gar  keine  Zölle  gesetzt  habe  oder,  wenn  er  es  gethau. 
dass  er  sie  wieder  für  ungültig  erklärte.  Beides  ist  kaum  glaublich, 
noch  dazu  in  einer  Zeit,  wie  der  damaligen,  in  welcher  der  Zoll 
noch  im  weitesten  Sinne  Regal  w'ar,  und  der  oberste  Zollherr 
sich  schwerlich  zu  solchen  Zugeständnissen  herabgelassen  haben 
wird.  Mit  dem  unbeschränkten  Regalcharakter  des  Zolles  ist 
es  schlechtweg  unvereinbar,  dass  Karl  eigentlich  ohne  Grund 
sein  Recht,  neue  Zölle  nach  Belieben  anzulegen,  aufgegeben 
habe.  Auch  stimmt  zu  diesem  Verzicht  durchaus  nicht,  was 
der  Kaiser  im  zweiten  Paragraphen  desselben  Kapitulare  sagt; 
hier  lässt  er  doch  die  Möglichkeit  der  Aufrichtung  neuer  Zölle 
durch  sein  Gebot  offen,  wenn  er  „allen  den,  die  in  unserme 
riebe  sint“,  gebietet:  „daz  si  deheinen  zol  nemen  äne  unser 
urloup.“  Hiermit  wird  das,  was  im  ersten  Paragraphen  steht, 
wieder  aufgehoben. 

Wir  treffen  hier  also  auf  lauter  Widersprüche.  Hierzu 
kommt  noch,  dass  auch  die  Berufung  Karls  auf  Verordnungen 
seines  Grossvaters  und  Vaters  bedenklich  machen  muss.  Denn 
abgesehen  davon,  dass  wir  von  Karl  Martell  überhaupt  kein 
Kapitulare  und  von  Pippin  nur  eines1)  besitzen,  das  hier  in  Be- 
tracht kommen  könnte,  dass  aber  nichts  mit  dem  unsrigen  ge- 
mein hat  — wir  könnten  es  auch  hier  sehr  wohl  mit  einem  un- 
glücklichen Zufall  zu  thun  haben  — , so  macht  die  Annahme 
Schwierigkeit,  dass  bereits  Karl  der  Grosse  das  Jahr  768  als 
Normaljahr  aufgestellt  haben  soll:  dieses  wurde  erst  durch 
Ludwig  den  Frommen  818/1U  eingeführt.  Wäre  dasselbe  schon 
unter  Karl  dem  Grossen  für  die  Scheidung  der  alten  und  neuen 
Zölle  massgebend  gewesen,  so  hätte  doch  wohl  Ludwig  in  seinem 
Kapitulare  irgend  eine  Andeutung  darüber  gemacht.  Das  ge- 
schieht aber  nicht,  sondern  die  Festsetzung  des  Jahres  768 
durch  ihn  tritt  uns  als  etwas  völlig  Neues  entgegen;  sie  wird 
also  auch  thatsächlicli  erst  durch  ihn  erfolgt  sein. 


')  vgl.  Boretius:  Capitularia  reguni  Francorum  I,  32  cap.  4. 
*)  ebenda  I,  284  c.  139  c.  17.  vgl.  111,  c.  29. 
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So  führt  alles  darauf,  dass  sowohl  der  Inhalt  wie  die 
Fassung  des  angeblichen  Kapitolare  Karls  des  Grossen,  wie  es 
im  Schwabenspiegel  steht,  Erfindung  seines  Verfassers  ist;  er 
glaubte  durch  diese  Fälschung,  welche  der  mittelalterlichen  An- 
schauung nach  durchaus  für  erlaubt  galt,  am  besten  darthun  zu 
können,  ein  wie  altes  Recht  das  Oberzollrecht  des  Königs  sei. 
Dass  dieses  aber  zu  seiner  Zeit  noch  vorhanden  war,  das  ist 
das  Wichtige,  was  wir  aus  dem  Schwabenspiegel  erkennen 
können.  Was  er  als  geltendes  Recht  hinstellt,  ist  uns  auch  in 
den  Königsurkunden  der  Zeit  als  solches  entgegengetreten. 


VI. 

Die  Zeit  der  ersten  Habsburger 
und  Adolfe  von  Nassau. 

Es  gehört  zu  den  unbestrittenen  Verdiensten  Rudolfs  I., 
der  endlich  am  29.  September  1273  zum  rechtmässigen  König 
gewählt  wurde  und  am  24.  Oktober  in  Aachen  aus  der  Hand 
des  Erzbischofs  von  Köln  die  Königskrone  empfing,  dass  er  sich 
vor  allem  angelegen  sein  Hess,  den  seit  langem  gestörten  Reichs- 
und Landfrieden  wiederherzustellen.  In  engem  Zusammenhang 
damit  richtete  er  auch  auf  die  Regelung  der  Zollverhältnisse 
sein  Augenmerk. 

So  erklärt  er  es  gleich  im  Anfang  seiner  Regierung  für 
eine  Hauptaufgabe  seines  königlichen  Amtes,  die  Unterthanen 
gegen  alle  ungerechten  Zollabgaben  zu  schützen.1)  Das  alte 
Oberzollrecht  des  Königs  bezüglich  der  gesetzlichen  Ordnung  der 
Zollangelegenheiten  im  Reiche  wird  hiermit  von  Rudolf  sofort 
wieder  in  Anspruch  genommen.  Demgemäss  befiehlt  er  seinem 
Vogte  Ulrich  in  Krenkingen  unter  Androhung  der  Entziehung 
seiner  königlichen  Gnade  sich  mit  dem  alten,  rechtmässigen  Be- 


*)  Urkunde  vom  21.  April  1274  bei  Fickler  a.  a.  0.  S.  05:  „Univernis 
regni  uostri  subditis  iniusta  tlielonia  et  iuconsueta  necessarium  duximus 
prohibenda  . ea  gi  nostro  nomine  pateremur  recipi,  foret  iuconvenieng  et  iu- 
dicaretur  indignum." 

W • 1 1 • 1 , Dm  Zollreeht  der  deutschen  Könige.  6 
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trage  des  Zolles  zu  Erzingen  zu  begnügen  und  vor  jeder  Erhöhung 
desselben  zu  hüten.1)  Der  oben  angeführten  Auffassung  des 
Königs  von  seinen  Pflichten  und  Rechten  auf  dem  Gebiete  des  Zoll- 
wesens entspricht  die  fürsorgliche  Stellung,  welche  er  wenige 
Jahre  später  in  einem  Vertrage  mit  König  Ladislaus  von  Ungarn 
hinsichtlich  der  Behandlung  der  Kaufleute  im  Reiche  eingenommen 
hat.  In  dem  Paktum  nämlich,  welches  er  1277  Juli  12  mit  dem 
genannten  Könige  abschloss,*)  wurde  ausdrücklich  der  Handel- 
treibenden und  ihrer  Sicherheit  und  Ungestörtheit  bei  Ausübung 
ihres  Berufes  gedacht : beide  Könige  verpflichteten  sich,  denselben 
in  ihren  Reichen  völlige  Freiheit  zu  gewähren.  Wenn  Rudolf 
erklärt,  dass  die  Kaufleute  „salvis  rebus,  mercimoniis  et  personis 
per  districtum  nostrum,  regna  nostra  et  terras  solutis  pedagiis, 
theloniis  et  tributis  et  consuetis  secure  transeant  et  omni  gaudeant 
libertate“,  und  dass  er  zu  diesem  Zwecke  alle  „tributa  indebita 
et  inconsueta“  gänzlich  abgeschafft  wissen  wollte,  so  stellt  er 
sich  hiermit  ganz  auf  den  Standpunkt,  welchen  wir  ihn  bereits 
drei  Jahre  früher  seinem  Vogte  gegenüber  haben  einnehmen 
sehen.  Kraft  seiner  königlichen  Autorität  verbietet  er  jegliche 
Bedrückung  seiner  Untertlianen  und  aller  derer,  die  sich  in  seinem 
Reiche  aufhalten,  durch  Erhebung  von  neuen  und  ungerechten 
Zöllen. 

Eine  nähere  Definition  freilich  der  neuen  Zölle  giebt  er  in 
beiden  Fällen  nicht.  Wollen  wir  die  Frage,  was  Rudolf  darunter 
verstanden  habe,  beantworten,  müssen  wir  auf  seine  weitere,  im 
Zusammenhang  mit  seiner  Sorge  für  den  Landfrieden  sich  äussernde 
Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  einen  Blick  werfen. 
Wir  sehen  nämlich,  dass  er  sich  in  den  ersten  Jahrzehnten  seiner 
Herrschaft  darauf  beschränkt  hat,  das  fortzusetzen  oder  vielmehr 
zu  erneuern,  was  Kaiser  Friedrich  II.  1235  in  dieser  Beziehung 
verordnet  hatte.  Er  blieb  daher  auch  bei  dem  damals  aufgestellten 
Endtermin  1197  stehen;  nur  diejenigen  Zölle  erkannte  er  als 
rechtmässig  an,  welche  damals  als  solche  ausgegeben  wurden. 


’)  ebda.:  „Quare  tibi  (seil.  Ulrico  in  Crenkingen)  sab  obtentu  gratis 
nostre  praecipimus  — , qtiatenns  in  Villa  Erzingeu  debitis  antiquis  et  appro- 
batis  theloniis  sis  contentus,  ultra  a transeuntibas  nihil  exigas  vel  reqniras, 
si  nostre  maiestatis  offensam  volueris  evitaro.“ 

*)  Leg.  II.  417  ff.  Böhm.  Reg.  Rud.  386.  Lindner  dtsche.  Gesch. 
unter  den  Habsburgern  u.  Luxemburgern.  I,  Stuttg.  1890.  S.  34. 
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Zweifellos  wird  Rudolf  auch  in  den  beiden  erwähnten  Fällen 
der  Jahre  1274  und  1277  den  Begriff  der  neuen  Zölle  nach 
Massgabe  des  grossen  Gesetzes  von  1235  gefasst  haben.  Wir 
können  das  um  so  unbedenklicher  aussprechen,  als  die  erste  aus- 
drückliche Erneuerung  des  Gesetzes  von  1235  durch  Rudolf  erst 
hinter  das  Jahr  1277  fallt. 

Ebenso  wie  in  den  beiden  erwähnten  Urkunden  der  Jahre 
1274  und  1 277  drückt  sich  Rudolf  auch  in  seinem  1276  Dezember  3 
für  die  österreichischen  Lande  verkündigten  Landfrieden  ganz 
unbestimmt  und  allgemein  folgendermassen  aus:1) 

„Item  auctoritate  imperiali  tollimus  et  finaliter  initamus 
omnes  mautas,  thelonea,  vectigalia  et  pedagia  de  novo  imposita, 
antiquis  secnndum  terrarum  consuetudinem  ab  antiquo  hactenus 
observatam  in  suo  robore  duraturis.“ 

Auch  hier  beseitigt  der  König  alle  neu  eingerichteten  Zölle, 
ohne  eine  Erklärung  des  „Neuen“  hiuzuzufügen.  Der  Begrifl 
„de  novo  imposita“  ist  aber  zu  allgemein,  als  dass  wir  nicht  an- 
nehmen müssten,  es  habe  ihm  ein  ganz  bestimmter  Sinn  inne- 
gewohnt; sonst  hätte  die  Verordnung  doch  keinen  Zweck  gehabt. 
Auch  flir  diesen  Landfrieden  nun  von  1276  werden  wir  die  ge- 
eignete rechtliche  Grundlage  in  dem  Gesetz  von  1235  zu  suchen 
haben.  Man  führte  also  den  in  diesem  festgesetzten  Termin  fort, 
so  dass  mit  dem  Jahre  1197  die  alten  rechtmässigen  Zölle  auf- 
hörten. Diesen  Termin  kannte  jeder;  man  wusste,  dass  ein 
solches  Normaljahr,  einmal  festgestellt,  in  Geltung  blieb,  bis  es 
ausdrücklich  durch  ein  anderes  ersetzt  wurde.  Darum  war  es 
überflüssig,  dasselbe  noch  einmal  besonders  zu  nennen.1) 


')  Leg.  II,  410  ff.  Böhm.  a.  a.  O.  292. 

')  Auffallen  könnten  die  Worte  am  Anfang  des  Landfriedens:  „prout 
imperialem  reapicit  maicstatcm*  und  diejenigen  im  Beginn  des  Zollartikels: 
„auctoritate  imperiali*.  Denn  Rudolf  war  doch  nur  König  and  nicht  Kaiser. 
Man  könnte  geneigt  sein,  hieraus  Verdacht  gegen  die  Echtheit  der  Urkunde 
zu  schöpfen.  Es  liegt  aber  sonst  nichts  vor,  was  denselben  irgend  wie  recht- 
fertigen  könnte.  Und  wenn  man  erwägt,  dass  derartige  Ausdrücke  formel- 
haft sind,  dass  man  sie  in  den  als  Vorlage  dienenden  Formelbüchern  fand 
und  gedankenlos  in  die  neue  Urkunde  mit  herübernahm,  so  schwinden,  glaube 
ich,  die  Bedenken,  welche  jene  Worte  auf  den  ersten  Blick  erwecken  könnten. 
Vielleicht  hatte  man  in  unserem  Falle  sogar  das  Gesetz  von  1235  selbst  als 
direkte  Vorlage  benützt  und  daraus  das  imperialem  und  imperiali  boibehalten. 

6* 
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Was  nun  Rudolfs  Thätigkeit  iui  Interesse  der  Wiederher- 
stellung des  Friedens  im  Reiche  im  allgemeinen  betrifft,  so  er- 
giebt  sich  bei  einer  Vergleichung  seines  Auftretens  in  dieser 
Beziehung  mit  demjenigen  seiner  Vorgänger,  rein  äusserlich  be- 
trachtet, ein  nicht  unwesentlicher  Unterschied.  Denn  waren  alle 
früheren  Rechtssprüche  der  Könige  Reichsgesetze  im  strengsten 
Sinne,  indem  ihre  Verordnungen  für  den  gesamten  Reichsverband 
erlassen  wurden,  treten  im  Gegensatz  dazu  die  Landfriedens- 
gesetze Rudolfs  I.  nur  als  Provinziallandfrieden  und  nicht  als 
Reichslandfrieden  auf.  Für  jede  der  wichtigsten  Provinzen  des 
Reiches  wurde  von  diesem  Könige  ein  besonderes  Gesetz  der 
Art  gegeben ; *)  es  sollte  zunächst  nur  in  dieser  territorialen  Be- 
schränkung zur  Durchführung  kommen.  Inhaltlich  stimmten 
diese  einzelnen  Gesetze  völlig  überein;  es  war  ein  und  derselbe 
Landfriede,  welchen  der  König  nach  und  nach  von  den  einzelnen 
Reichsteilen  beschwören  Hess  und  somit  schliesslich  doch  zu  einem 
allgemeingültigen  Reichsgesetz  erhob.  Gerade  dadurch,  dass 
Rudolf  seinen  Anordnungen  Schritt  für  Schritt  Anerkennung  zu 
verschaffen  suchte,  indem  er  sie  nach  und  nach  von  jedem  einzelnen 
Reichsteil  annehmen  Hess,  ist  er  jedenfalls  besser  zum  Ziele  ge- 
kommen, als  wenn  er  den  Landfrieden  durch  eine  einzige  Ver- 
fügung für  das  ganze  Reich  mit  einem  Schlage  überall  hätte 
wiederherstellen  wollen.*) 

Rudolf  Hess  sich  bei  seiner  Landfriedensgesetzgebung  zu 
einer  gewissen  Mitregierung  der  Fürsten  bereit  finden;  er  konnte 
das  nicht  gut  verhindern,  wenn  er  überhaupt  etwas  erreichen 

*)  So  1281  Juli  6 für  Baiern  (Leg.  II,  427). 

1281  Juli  25  für  Franken  (Leg.  II,  432). 

1281  Dez  13  für  die  Rheinlande  (Leg.  IT.  43fi). 

*)  Uelier  Rudolfs  Landfriedensgesetzgehuug  im  allgemeinen  verbreitet 
sieb  Lorenz:  dtsclie.  Geseh.  Bd.  II,  324  f.  Diesem  möchte  ich  nicht  iu 
allen  Einzelheiten  beipflichten,  namentlich  nicht  darin,  dass  er  es  schliesslich 
doch  dem  König  vorwirft,  dass  er  den  Zuständen,  wie  sie  nun  einmal  ge- 
worden waren,  sich  gefügt  und  dadurch  namentlich  den  Fürsten  zum  Nach- 
teil der  königlichen  Macht  Zugeständnisse  gemacht  habe,  die  denselben  einen 
mehr  oder  weniger  massgebenden  Einfluss  auf  die  königlicho  Regierung  ein- 
räuinten.  Denn  nur  dadurch,  dass  er  nachgab,  konnte  Rudolf  auf  Erfolge 
seiner  Regierung  hoffen ; musste  er  doch  die  durch  die  königslose  Zeit  über- 
mütig gewordenen  Fürsten  erst  wieder  an  die  königliche  Oberhoheit  ge- 
wöhnen! Vgl.  übrigens  Lindner  a.  a.  O.  S.  49  f. 


vgl.  Lindner 
I a.  a.  O.  S.  bo. 
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wollte.  Es  blieb  doch  dabei  sein  Wille  und  sein  Gebot  die  Haupt- 
sache; und  für  den  Augenblick  wenigstens  ist  es  ihm  auch  immer 
gelungen,  die  Unterstützung  der  Fürsten  für  seine  Absichten 
und  Wünsche  zu  gewinnen,1)  während  er  auf  der  anderen  Seite 
eigenmächtigem  Vorgehen  der  Fürsten  hindernd  in  den  Weg  zu 
treten  wusste. 

Im  Jahre  1277  unternahm  der  Erzbischof  Werner  von  Mainz 
abermals  wie  schon  in  den  sechsziger  Jahren  auf  eigene  Hand 
am  Rhein  die  Sicherheit  der  Strassen  herzustellen,  indem  er  die 
rheinischen  Städte  zum  Abschluss  eines  Landfriedensbundes  auf- 
forderte; König  Rudolf  suchte  diesem  seine  Autorität  gefährden- 
den Unterfangen  des  Erzbischofs  dadurch  die  Spitze  abzubrechen, 
dass  er  den  Grafen  Friedrich  von  Leiningen  zum  Landrichter 
am  Rhein  ernannte  und  ihn  aufforderte,  sich  an  den  Bestrebungen 
Werners  zu  beteiligen  und  dadurch  im  Namen  des  Königs  die 
Herstellung  des  Friedens  in  die  Hand  zu  nehmen.8) 

Im  folgenden  Jahre  1278  wurde  am  24.  Juni  ein  Land- 
friedensbund in  Hagenau  abgeschlossen  zwischen  dem  Pfalzgrafen 
Ludwig,  dem  Grafen  von  Hohenberg,  dem  von  Katzenellenbogen 
nnd  dem  von  Leiningen  und  siebenzehn  rheinischen  Städten.3) 
Auch  hier  fehlt  der  Name  des  Königs;  allein  wir  finden  dieses 
Mal  unter  den  Teilnehmern  am  Bunde  nur  Freuude  und  An- 
hänger Rudolfs,  an  erster  Stelle  den  Pfalzgrafen;  ihm  verdankt 
der  Bund  wohl  sein  Zustandekommen.*)  Wir  dürfen  daher  mit 
Wahrscheinlichkeit  vermuten,  dass  Rudolf  um  diesen  Landfriedens- 
bund nicht  nur  gewusst,  sondern  dass  er  vielleicht  sogar  dem 
Pfalzgrafen,  seinem  Schwiegersohn,  den  Auftrag  gegeben  hat, 
für  einen  Landfrieden  zu  wirken,  der  vor  allem  für  die  Rhein- 
gegenden ein  dringendes  Bedürfnis  war. 

')  Vgl.  vor  allem  über  Rudolfs  Verhältnis  zu  den  rheinischen  Fürsten 
G.  v.  d.  Ropp  a.  a.  0. 

*)  Bodmaun:  Cod.  epistolaris  Rudolfi  I.  Lips.  1806  S.  86;  vgl.  den 
Brief  Leiningens  vom  11.  Aug.  1277  bei  Wencker:  Apparatus  et  instructus 
archivorum  S.  186.  Den  erstrebten  Bund  Werners  vereitelte  Leiningen, 
einen  anderen  freilich  brachte  er  seinerseits  nicht  zu  stände,  vgl.  Böhm.  Reg. 
Rchss.  127. 

*)  Böhm.  Cod.  Moenofr.  185.  Böhm.  Rep.  Rchss.  131.  Koch-Wille: 
Reg.  der  Pfalzgr.  1018. 

*)  v.  d.  Ropp  a.  a.  0.  119  f.  Böhm.  Wittelsb.  Reg.  39.  Kopp:  Gosch, 
der  eidgenössischen  Bünde  L 211  f. 
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Anch  in  der  von  diesem  Bunde  aufgerichteten  ,.pax  sancta 
et  generalis“  handelte  es  sich  wie  einst  beim  Bunde  von  1254 
vornehmlich  um  die  Abstellung  der  „thelonia  inconsueta  et  iniusta“ 
auf  der  Rheinstrasse,  gegen  deren  Erheber  die  Verbündeten  sich 
verpflichteten  „manu  valida“  vorgehen  zu  wollen.  Man  begnügte 
sich  also  nicht  mit  der  einfachen  Erklärung,  dass  man  von  den 
ungerechten  Zöllen  nichts  wissen  wolle,  sondern  man  war  zu  einer 
nachdrücklichen  Exekution  der  Beschlüsse  bereit.  Auch  hier  wird 
keine  nähere  Erklärung  darüber  abgegeben,  welche  Zölle  zu  den 
inconsueta  gehören  sollen.  Dieselbe  war  aber  auch  gar  nicht 
erforderlich,  da  ja  noch  immer  die  Konstitution  Friedrichs  II. 
von  1235  in  Gültigkeit  war;  nach  ihr  stand  fest,  welche  Zölle 
unter  die  Kategorie  der  ungerechten  fielen.1) 

Das  Hagenauer  Bündnis  ist  nun  noch  nach  einer  anderen 
Seite  hin  interessant  und  von  Bedeutung.  Man  einigte  sich  nämlich 
damals  dahin,  dass,  um  den  beschworenen  Frieden  mit  dem  ge- 
hörigen Nachdruck  durchführen  und  schützen  zu  können,8)  bei 
Mainz  und  Boppard  von  allen  stromauf  oder  stromab  Reisenden 
dem  Vermögen  derselben  entsprechende  Abgaben  erhoben  werden 
sollten.’)  Dass  eine  bestimmte  Taxe  für  dieselben  bereits  bei 
der  Gründung  des  Landfriedens  aufgestellt  worden  war,  lehren 
uns  die  Worte  der  Urkunde:  „secundum  quod  taxavimus  et 
statuimus  communi  consilio“.  Wenn  wir  diese  Taxe  nicht  in 
die  Stiftungsurkunde  aufgenommen  finden,  wird  das  darin  seinen 
Grund  haben,  dass  man  sich  die  Möglichkeit  offen  lassen  wollte, 


*)  Eine  eigentümliche  Ansicht  Uber  das  Hagenauer  Bündnis  trägt 
Lorenz  a.  a.  0.  II,  327  vor.  Er  meint,  dass  die  Städte,  welche  am  meisten 
durch  die  ungerechten  Zölle  am  Rhein  beschwert  waren,  und  denen  deshalb 
besonders  daran  liegen  musste,  dass  der  Landfriedensbund  zu  stände  kam, 
schon  zu  schwach  erscheinen,  einen  selbständigen  Bund  zu  schliessen,  und 
dass  sie  daher  die  Stütze  der  Fürsten  als  unerlässliches  Mittel  brauchten, 
wenn  der  Bund  möglich  werden  sollte.  In  dieser  Vereinigung  aber  von 
Städten  und  Fürsten  lag  doch  nichts  Neues;  schon  der  rheinische  Bund  hatte 
eine  solche  gezeigt.  Kann  man  ferner  wohl  sagen,  die  Städte  seien  schon 
zu  schwach  gewesen;  waren  sie  nicht  vielmehr  noch  zu  schwach  für  einen 
eigenen  Bund? 

*)  „in  subsidium  et  in  defensionem  pacis.“ 

*)  „omnes  — apud  M.  et  B.  summarn  proportionaliter  sue  pecunie  — 
ministrabunt.“ 
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dieselbe  nach  Bedürfnis  zu  erniedrigen  oder  zu  erhöhen.1)  Damm 
setzte  man  keine  feste  Zahl  in  die  Urkunde,  weil  man  sonst  ja 
an  diese  gebunden  gewesen  wäre. 

Diese  damals  festgestellten  Abgaben  sind  offenbar  nichts 
anderes  als  eine  Art  Landfriedeuszoll,8)  der  später  eine  der 
wichtigsten  Institutionen  wurde.  Darin,  dass  wir  schon  1278 
die  später  ganz  gewöhnliche  Verbindung  von  Landfrieden  nnd 
Laudfriedenszoll  antreffen,  liegt  das  Bemerkenswerte.  Freilich 
sind  die  betreffenden  Abgaben  in  der  Bundesurkunde  noch  nicht 
mit  dem  ihnen  zukommendeu  Namen  des  Zolles  belegt;  das  aber 
wird  begreiflich,  wenn  man  bedenkt,  dass  sich  ja  der  Bund  ge- 
rade gegen  die  neuen  Zölle  richtete.  Darum  scheute  man  sich, 
die  Sache  mit  dem  richtigen  Namen  zu  bezeichnen;  denn  ein 
solcher  Landfriedenszoll  war  doch  — das  Hess  sich  nicht  leugnen 
— ein  neuer  und  bisher  ungewohnter  Zoll  und  darum  eigentlich 
durch  den  Bund  selbst  gerichtet.  Man  würde  mithin  nur  An- 
stoss  erregt  haben,  wenn  mau  unumwunden  von  der  Aufrichtung 
eines  solchen  neuen  Zolles  gesprochen  haben  würde.  So  führte 
also  schon  die  kluge  Berechnung  und  Vorsicht  dazu,  diesen 
Namen  zu  vermeiden.  Hierzu  kam  aber  vielleicht  noch  ein 
anderer  Grund,  weswegen  man  bei  jenen  Abgaben  noch  nicht 
von  Zoll  sprach.  Die  Worte  unserer  Urkunde  nämlich  zeigen 
deutlich,  dass  man  damals  noch  am  Begriff  einer  proportionalen 
Steuer  hing,  ohne  sich  dessen  bewusst  zu  werden,  dass  sie 
eigentlich  nichts  anderes  war,  als  was  man  sonst  Zoll  nannte. 
Man  war  also  thatsächlich  schon  im  Besitz  des  Institutes  eines 
„theloneum  pacis  generalis“,  aber  der  Begriff  desselben  hatte 
sich  noch  nicht  so  weit  abgeklärt,  dass  man  bereits  den  allein 
für  das  Institut  passenden  Namen  gefunden  hätte.  Offenbar  war 
dieses  als  ein  neues  noch  in  der  Entwicklung  begriffen. 

Freilich  Hegt  die  Sache  nicht  so,  dass  im  Jahre  1278  zum 
ersten  Male  eine  derartige  Einrichtung  getroffen  worden  wäre. 
Wir  finden  nämlich  ähnliches  bereits  in  dem  schon  erwähnten 
Wetterauischen  Landfrieden  vom  15.  Mai  1265,  bei  welchem  der 


>)  Man  hatte  ja  noch  keine  Erfahrung  in  diesen  Dingen  und  konnte 
daher  nicht  wissen,  ob  man  mit  der  damals  beschlossenen  Höhe  des  Land- 
friedenszolles das  Richtige  getroffen  hatte. 

*)  T8>-  oben  S.  73  u.  unten  S.  97  f. 
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Erzbischof  Werner  von  Mainz  in  Uebereinstimmung  mit  den  Ver- 
bündeten eine  feste  Taxe  von  Abgaben  zu  Lande  und  zu  Wasser 
aufstellte.  Diese  sollten  der  Bnndesurkunde  gemäss  erhoben 
werden:  „ne  pacis  executio  rnaneat  incompleta  ex  defectu  rerum 
et  impensarum,  quas  negocium  hoc  requiret“,  oder,  wie  es  einige 
Zeilen  weiter  in  wörtlicher  Uebereinstimmung  mit  unserer  Ur- 
kunde von  1278  heisst:  „in  subsidium  dicte  pacis“.  Man  sieht 
also  ganz  gut,  dass  man  auch  damals  schon  einen  fest  geregelten 
Zoll  eingesetzt  hat,  dessen  Ertrag  für  Landfriedenszwecke  ver- 
wendet werden  sollte,  wie  1278.  Vor  1265  findet  sich  von 
solchen  Abgaben  keine  Spur,  namentlich  ist  in  den  Akten  des 
rheinischen  Bundes,  in  welchen  man  am  ersten  solche  Bestim- 
mung erwarten  würde,  davon  nichts  zu  finden.  Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  man  1254  noch  gar  nicht  an  eine  solche 
neue  Steuerforderung  gedacht  hat,  und  dass  diese  erst  1265  ge- 
schaffen worden  ist.  Es  wäre  demnach  die  Entstehung  des 
Instituts  des  Landfriedenszolles,  ohne  den  später  kein  Landfriede 
aufgerichtet  ward,  der  Thätigkeit  des  Erzbischofs  Werner  zu 
verdanken;  er  hat  damit  ein  für  alle  Male  den  Weg  gewiesen, 
auf  welchem  die  Mitglieder  solcher  Vereinigungen  am  besten  zu 
den  Mitteln  gelangen  konnten,  ohne  die  an  eine  erfolgreiche 
Exekution  ihrer  Beschlüsse  nicht  zu  denken  war.  Mit  dem  Jahr 
1265  also  fand  dieses  neue  Institut  seinen  Eingang  in  das  Rechts- 
leben; begreiflicher  Weise  aber  tritt  es  noch  nicht  sofort  unter 
dem  zutreffenden  Namen  auf,  welchen  es  auch  1278  noch  nicht 
erhalten  hat.  Wir  begegnen  dann  dieser  Art  von  Steuer  aber- 
mals im  Jahre  1290,  wo  sogar  — und  dies  wird  der  erste  Fall 
der  Art  sein l)  — der  König  Rudolf  seine  Zuflucht  zu  ihr  nimmt, 
um  die  nötigen  Geldmittel  für  die  Durchführung  seines  in  Erfurt 
am  20.  Januar  errichteten  i Landfriedens  aufzubringen.  Wir  er- 
fahren dies  aus  einer  Urkunde  des  Königs,  in  welcher  dem 
Kloster  Walkenried  und  den  zu  ihm  gehörigen  Klöstern  ver- 
sichert wird,  dass  aus  dem  dieses  eine  Mal  und  für  diesen  einen 
Zweck  von  ihnen  erstatteten  Geldbeitrag  nicht  zu  ihrem  Nach- 
teil eine  bleibende  Steuer  werden  sollte.*) 

’)  indirekt  freilich  war  ja,  wie  wir  sahen,  Rudolf  auch  schon  bei  dem 
Hagenauer  Bündnis  und  seinen  Bestimmungen  beteiligt. 

*)  Walkenrieder  Urkundenbuch  (lieft  2 des  Urkbuches.  des  histor. 
Vereins  für  Niedersachson)  S.  33t:  ,inhibemus.  ne  qua  persona  cuiuscumque 
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Auch  damals  spricht  der  König  noch  ganz  allgemein  und 
unbestimmt  von  einer  Steuer  (contributio),  die  er  am  schärfsten 
und  treffendsten  als  Zoll  bezeichnet  haben  würde.  Freilich  darf 
nicht  verkannt  werden,  dass  die  damalige  Geldleistung  etwas 
anderer  Natur  war  als  diejenigen  von  1265  und  1278,  insofern 
es  sich  nämlich  nur  um  eine  einmalige,  ausserordentliche  und 
nicht  um  eine  während  einer  bestimmten  Zeit  wenigstens  regel- 
mässig zu  zahlende  Abgabe  handelte.') 

Mit  dem  am  6.  Juli  1281  für  Baiern  verkündigten  Land- 
frieden setzt  die  Thätigkeit  Rudolfs  I.  zum  Zwecke  der  Wieder- 
herstellung und  Befestigung  des  Reichsfriedens  ein.  Wir  be- 
merkten schon,  dass  seine  ersten  über  diese  Angelegenheiten 
erlassenen  Gesetze  nichts  weiter  als  blosse  Erneuerungen  des 
Gesetzes  Friedrichs  II.  von  1235  waren. 

Erst  in  der  am  24.  März  1287  von  Würzburg  aus  erlassenen 
„Constitutio  pacis“,  dem  ersten  diesbezüglichen  originalen*)  Ge- 
setz Rudolfs  I.,  welches  nicht  mehr  wie  seine  früheren  Land- 
frieden für  eine  einzelne  Provinz  des  Reiches,  sondern  für  den 
ganzen  Reichsverband  in  Kraft  treten  sollte,  ging  Rudolf  von 
dem  über  fünfzig  Jahre  gültig  gewesenen  Normaljahr  ab;  er 
setzte  dafür  das  Todesjahr  Friedrichs  II.  (1250)  an  seine  Stelle. 
In  der  betreffenden  Urkunde  nämlich  bestimmt  der  König:  „daz 


conditionis  ratione  contribntionU,  quam  super  institutione  pacis  per  nos  Erfordie 
nunc  sancita  — pacatae  quietudinis  gestientes  exsolvnnt,  in  futurum  buius- 
modi  trahat  ad  conaequentiam,  ita  quod  nulla  ab  eia  aut  bonia  aut  ab  ho- 
minibus  eorum  contributio  Tel  exactio  vcl  alterius  serritii  genas  indcbitum 
requiratur.“  Vgl  Zeumer  a.  a.  O.  S.  127.  Offenbar  hatten  diejenigen, 
welche  in  Erfurt  den  königlichen  Landfrieden  beschworen  hatten,  damals  so- 
fort den  vom  König  geforderten  Geldbeitrag  gezahlt.  Damit  war  aber  die 
Sache  abgcthan.  Es  handelte  sich  damals  nicht  wie  1266  und  1278  um  eine 
Abgabe,  welche  für  die  Dauer  des  Landfriedens  an  bestimmten  Orten  zn 
zahlen  war,  sondern  nur  um  eine  einmalige,  ausserordentliche  Leistung. 

')  Jedenfalls  aber  erkennen  wir  gerade  an  diesem  Beispiel  des  Land- 
friedenszolles, wie  lange  es  dauerte,  bis  ein  neu  auftauchendes  Rechtsinstitut 
in  Begriff  und  Wesen  soweit  zu  voller  Abklärung  gelangte,  dass  man  sich 
seiner  wirklichen  Natnr  bewusst  wurde  und  es  infolge  dessen  auch  mit  dem 
richtigen  Namen  zu  bezeichnen  vermochte. 

')  Nach  Böhm.  Reg.  Rud.  910  ist  auch  dieser  Landfriede  nur  eine  Er- 
neuerung desjenigen  von  1236,  freilich  mit  einigen  Abänderungen.  Gerade 
durch  diese  aber  erhält  er  doch  ein  oigenes  Gepräge. 
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alle  die  zolle,  die  sit  keyser  Friedrichs  tode  ufgesezzei  sint  uf 
wazzer  oder  uf  lande,  von  sweme  si  gesezit  sint,  daz  sie  gar 
abe  sin.“1) 

Im  übrigen  stimmen  Rudolfs  Anordnungen  betreffs  der  Zoll- 
angelegenheiten wiederum  mit  dem  Gesetz  von  1235  überein. 
Es  werden  alle  Zollerhöhungen  beseitigt  und  die  alten  recht- 
lichen Beträge  hergestellt,  sodann  alle  nach  1250  neu  eingesetzten 
Zölle  abgestellt,  soweit  ihre  Inhaber  nicht  im  stände  sind,  den 
Beweis  ihrer  Rechtmässigkeit  beizubringen.2)  Wir  erinnern 
uns,  dass  unter  Friedrich  II.  der  Beweis  der  Rechtskraft  eines 
Zolles  darin  bestanden  hat,  dass  dieser  auf  Einsetzuug  durch 
den  König  zurückging  oder  zum  mindesten  mit  königlicher  Ge- 
nehmigung eiugerichtet  worden  war,  zu  welcher  freilich  noch 
für  gewisse  Gebiete  der  fürstliche  Konsens  eingeholt  werden 
musste.  Da  Rudolf  I.  in  seinen  Landfriedensgesetzen  die  Zoll- 
verordnungen seines  Vorgängers  Friedrichs  II.  mehr  oder  weniger 
wörtlich  wiederholt  hat,  werden  wir  annehmen  dürfen,  dass  er 
auch  hinsichtlich  der  Rechtsanschauung  Uber  die  gesetzlichen 
Zölle  den  Standpunkt  der  früheren  Zeiten  bewahrt  habe.  Wir 


‘)  Leg.  II,  447  ff.  vgl.  Ebmck  n.  Bippen:  Brem.  Drkb.  ßrem.  1873. 
Bd.  1 nr.  435  S.  462  ff.  Ijch.  S.  475  (XLII).  Der  Landfriede  wurde  auf  einer 
Kurie  erlassen,  welche  sich  an  das  vom  päpstlichen  Legaten  Johann  von 
Tuskulum  berufene  Nationalkonzil  anschloss.  Dieses  verlief  aber  wogen 
übertriebener  Forderungen  des  Legaten  völlig  resultatlos  und  musste  auf- 
gelöst werden.  Unsere  Quellen  sind  voll  von  diesem  Ereignis,  das  grosses 
Aufsehen  machte;  sie  wissen  nicht  genug  von  der  Anmassuug  des  Legaten 
zu  berichten,  Uber  den  sie  sich  zum  Teil  in  erstaunlich  groben  und  gehässigen 
Worten  äussern.  Der  königliche  Hoftag  trat  hierhinter  ganz  zurück,  und  so 
erfahren  wir  über  ihn  ans  den  Quellen  nichts.  Seinen  Landfrieden  aber 
hatte  Rudolf  gerade  dadurch  im  Ausehen  zu  stärken  gemeint,  wenn  er  ihn 
im  Anschluss  an  die  Konzilsbeschlüsse  veröffentlichte  und  erklärte,  dass  er 
dabei  nach  dem  Rate  des  Kardinallegaten  gehandelt  habe.  Damit  bängt  zu- 
sammen, dass  der  König  im  18.  Artikel  für  alle  Friedensstörer  ansser  der 
üblichen  weltlichen  Strafe  der  Reichsacht  auch  die  kirchliche  des  Bannes 
festsetzt.  Es  ist  dieses  eigentlich  der  erste  Fall,  dass  der  Papst  und  die 
Kirche  auf  diesem  Gebiete  in  die  inneren  Angelegenheiten  hineingezogen 
wurden,  vgl.  Böhm.-Will  a.  a.  0.  II,  432,  63.  Kopp  a.  a.  0.  I,  393  ff. 
Lorenz  a.  a.  O.  337  ff.  Hefele:  Konziliengesch.  VI*,  245  ff.  Lindner 
a.  a.  0.  S.  64. 

*)  „alle  tolle  — (solln)  altemale  ave  sin,  ez  ne  sie  de  en  dar  gewaren 
muge  vor  dem  rike,  dat  he  en  to  rethe  habben  sule.* 
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haben  auch  das  eine  oder  andere  Zeugnis  dafür,  dass  dem  in 
der  That  so  gewesen  ist. 

Als  Rudolf  nämlich  im  Jahre  1290  Januar  20  in  Erfurt 
einen  Hoftag  hielt,  erging  von  seiten  der  Vorsteher  der  Utrechter 
und  Wetzlarer  Kirchen  sowie  der  Kanoniker  und  Prokuratoren 
der  Lütticher  Kirche  an  ihn  die  Frage,  ob  eine  Stadt  oder 
sonst  irgend  jemand  im  Reiche  einen  Zoll  einsetzen  dürfte,  wenn 
er  nicht  die  Erlaubnis  des  Königs  dazu  eingeholt  hätte.  Auf 
diese  Frage  wurde  unter  Zustimmung  aller  anwesenden  Fürsten 
und  Grossen  der  Rechtsspruch  erteilt,  dass  gemäss  den  Ver- 
fügungen Kaiser  Friedrichs  II.  und  Rudolfs  eigenen  Erlassen 
zufolge  keiner  ohne  Erlaubnis  des  jeweiligen  Reichsoberhauptes 
einen  Zoll  im  Reiche  erheben  dürfe.1)  Der  König  nimmt  bei 
diesem  Rechtsspruch  auf  seine  von  W ürzburg  aus  ergangenen 
Anordnungen  Bezug,  mit  welchen  er  ohne  Zweifel  seinen  Land- 
frieden von  1287  meint.  In  diesem  wurden,  wie  bemerkt,  alle 
Zölle  abgestellt,  die  vor  dem  Reiche  nicht  als  rechtmässig  er- 
wiesen werden  konnten;  worin  sich  aber  die  Rechtmässigkeit 
des  Zolles  äussern  sollte,  das  wurde  in  dem  Landfrieden  nicht 
klar  ausgesprochen.  Zwar  beginnt  der  betreffende  achtzehnte 
Artikel  desselben  mit  den  Worten:  „Wir  verbieten  ouch  bi 
unseren  hulden,  das  nieman  den  andern  geleite  durch  daz  lant 
umme  dekein  gut,  er  en  habe  daz  geleite  von  deme  l iehe“  und 
fährt  dann  fort:  „So  gepieten  wir,  daz  nieman  keinen  nuwen 
zoll  noch  geleite  machen  soll.“  Aus  der  engen  Verbindung 
dieser  beiden  Sätze  und  der  Art,  wie  der  zweite  an  den  ersten 
angeknüpft  wird,  kann  man  den  Schluss  ziehen,  dass  das,  was 
vom  Geleit  gesagt  wird,  auch  vom  Zoll  gelten  soll,  und  dem- 
nach jeder  Zoll  ein  neuer  und  ungerechter  ist,  der  nicht  vom 
König  eingesetzt  oder  gestattet  war.  Dass  dies  wirklich  die 
Anschauung  des  Königs  gewesen  ist,  beweist  seine  ausdrückliche 
Berufung  auf  diesen  Landfrieden  in  dem  Rechtsspruch  von  1 290. 


’)  Leg.  II,  453  ff:  .nullurn  thelonium,  pedagiuin  gen  vectigal  in  ragno 
uosiro,  nisi  de  nostra  Tel  eius,  qni  Romanum  pro  tempore  regeret  Imperium, 
prodiret  licentia  et  consensu,  esset  exigendum  — potissime  cum  dire  memoria 
quondam  Fridericus  imperator  in  statutis  suis  super  pace  pleniua  — statuisset 
— et  nos  similiter  in  nostris  super  pace  statutis  in  curia  Herbipolensi 
statuissemus  aperte,  quod  sine  nostro  consensu  et  licentia  Tel  eins  qui  imperio 
tune  praeesset,  nullurn  foret  thelonium  — exigendum.“ 


Digitized  by  Google 


92 


Wir  besitzen  somit  in  dieser  Urkunde  einen  unzweideutigen 
Beweis  dafür,  dass  das  alte  Oberzollrecht  des  Königs  noch  in 
Kraft  war,  wonach  itn  letzten  Grade  jeder  Zoll  als  vom  König 
ausgehend  angesehen  wurde.1) 

Dafür,  dass  dies  die  offizielle  Rechtsanschauung  war,  liegt 
uns  noch  ein  weiteres  urkundliches  Zeugnis  vor.  Am  25.  Sep- 
tember 1276  stellt  Herzog  Ludwig  II.  von  Baiern  seinerseits  in 
seinem  Landesgebiete  alle  neuen  und  ungerechten  Zölle  ab  und 
verspricht,  dass  keiner  seiner  Nachkommen  wieder  auf  dieselben 
zurückgreifen  solle.  Als  neu  und  ungerecht  bezeichnet  er  alle 
Zölle,  welche  er  nicht  vom  Reich  erhalten  habe.*)  Eine  still- 
schweigende Anerkennung  dieses  Rechtszustandes  haben  wir 
auch  wohl  darin  zu  erblicken,  w’enn  derselbe  Herzog  und  die 
Stadt  Augsburg  in  dem  von  ihnen  1292  Februar  9 errichteten 
Landfrieden  erklären,  alle  Zölle  ablassen  zu  wollen,  welche  seit 
Rudolfs  I.  Tode  zu  ihrem  gegenseitigen  Schaden  und  unrecht- 
mässiger Weise  von  ihnen  erhoben  worden  seien.8)  Ich  glaube 
wenigstens  mit  der  Annahme  nicht  fehl  zu  gehen,  dass  mit  den 
neu  aufgerichteten,  damals  aber  beseitigten  Zöllen  solche  gemeint 
sind,  welche  ohne  königliche  Ermächtigung  erhoben  worden 
waren.  Mit  Rudolfs  I.  Tode  rissen  wiederum  ungeordnete  Zu- 
stände im  Reiche  ein,  welche  zu  Ungesetzlichkeiten  aller  Art 
führten.  Es  liegt  darin  ein  indirekter  Beweis  dafür,  dass  Rudolf 
es  verstanden  hatte,  während  seiner  Regierung  den  Frieden  zu 
sichern  und  den  Zollungerechtigkeiten  eine  Schranke  zu  ziehen. 
Als  sein  starker  Arm  erlahmte,  da  traten  diese,  von  ihm 
niedergehalten,  sofort  wieder  hervor. 

Dafür  dass  Rudolf  eifrigst  für  die  gewissenhafte  Beobachtung 
seiner  Gesetze  sorgte,  spricht  noch  der  eine  Fall,  in  welchem 

■)  Denn  Rudolf  hebt  alle  Zölle  auf:  „von  sweme  si  gesezit  sint“  (1287) 
und  ebenso  allgemein  äussert  er  sich  1290:  „nullum  theloneum  — esse 
exigendum  — .* 

*)  Quellen  u.  Erörterungen  z.  bair.  Gesch.  Bd.  V (1857):  Monom. 
Wittelgb.  1.  Abt.  S.  308:  „omnia  nova  et  iniusta  thelouea,  que  ab  imperio  non 
tenemng,  ex  nunc  inantea  pure  et  simpliciter  remittemus,  et  ne  ab  aliquibus 
nostris  heredibus  tollantur— , firmitor  inhibemus.“  Der  Relativsatz  giebt  offen- 
bar die  Erläuterung  zu  dem  voranstehenden  „nova  et  iniusta*.  Diese  Urkunde 
ist  um  so  bedeutungsvoller,  als  in  ihr  ein  Landesherr  das  Bekenntnis  ablegt, 
dass  auch  fitr  seine  Zölle  der  Wille  des  Königs  die  Rechtsquelle  ist 

*)  ebd.  S.  464.  vgl.  S.  471.  Böhm.-Wille  a.  a.  0.  1259.  1260. 
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er  die  Ungehorsamen  mit  unerbittlicher  Strenge  zur  Rechenschaft 
gezogen  hat. 

Es  berichtet  uns  nämlich  Johannes  Victor iensis,1)  freilich 
fälschlicher  Weise  zum  Jahre  1279,  statt  zum  Jahre  1281,  dass 
Rudolf  auf  einer  nach  Nürnberg  berufenen  Kurie  die  Mitteilung 
geworden  sei,  dass  sein  Oheim  und  zwei  andere  Grosse,  Egenus 
von  Freiburg  und  Eberhard  von  Württemberg,  den  von  ihm  ver- 
kündeten Frieden  verletzt  hätten.  Nachdem  er  die  beiden  ersten 
durch  Zerstörung  ihrer  Burgen  und  durch  Konfiskation  ihrer 
Güter  bestraft  hätte,  habe  er  sie  auf  Bitten  ihrer  Freunde  wieder 
zu  Gnaden  angenommen;  dem  Dritten  habe  er  als  Strafe  seine 
beiden  Burgen  Stuttgart  und  Nürtingen  fortgenommen.  Mit  der 
vom  König  verkündigten  und  von  den  Drei  verletzten  „pax“  ist 
jedenfalls  der  am  25.  Juli  1281  in  Franken  verkündigte  Land- 
friede gemeint;  wir  sehen  an  diesem  Beispiel,  wie  schwere  Strafen 
Rudolf  über  die  Verletzungen  seiner  Gesetze  zu  verhängen  ent- 
schlossen war. 

Als  Rudolf  1281  Dezember  13  in  Mainz  einen  Landfrieden 
für  die  Rheinlande  hatte  beschweren  lassen,  ist  esseine  nächste 
Sorge,  vor  allem  diejenigen  Fürsten,  welche  sich  geweigert 
hatten,  denselben  anzuerkennen,  dazu  zu  zwingen,  so  namentlich 
den  Erzbischof  von  Köln;  ihm  gegenüber  schreckt  er  sogar  vor 
Anwendung  der  Waffengewalt  nicht  zurück.*)  Als  es  dann  1282 


')  Bei  Böhm.  font.  I,  314.  Es  heisst  in  unserer  Quelle,  Kudolf  habe 
die  beiden  zuerst  genannten  Missethäter  „Castro rum  reruin  sublatione“  be- 
straft. Diese  Worte  können  nicht  so  zu  verstehen  sein,  dass  castroruin  ab- 
hinge von  reruin,  und  sie  bedeuten  sollten:  Durch  Einziehung  der  Güter 
ihrer  Burgen,  sondern  castrorum  wird  als  dein  reruin  nebengeorduet  zu  fassen 
sein:  Die  Strafe  bestand  in  der  Wegnahme  der  Burgen  und  der  Güter.  Zu 
dieser  Auffassung  führt  der  Umstand,  dass  die  den  beiden  zuerkannte  Strafe 
vom  Schriftsteller  als  besonders  hart  hingestellt,  wird  — er  bezeichnet  jene 
als  „acerrime  castigatos"  — , sodass  der  König  nur  schwer  sich  dazu  verstand, 
sie  wieder  in  Gnaden  aufzunehmen  („cos  ad  gratiam  vix  recepit“).  Im 
Gegensatz  zu  ihnen  traf  den  Dritten  eiue  mildere  Strafe,  nämlich  nur  die 
Eroberung  und  teilweise  Zerstörung  seiner  Schlösser  („alium  — expugnatione 
duorum  castrorum  et  dissipatione  murorum*).  Ich  möchte  daher  Vorschlägen, 
an  der  ersten  Stelle  zu  lesen:  „castrorum  et  rerum  snblatione.“ 

*)  v.  d.  Ropp  a.  a.  O.  131  ff.  Lorenz  a.  a.  O.  II,  360.  Ann. 
Aldersbacenses  SS.  XVII,  536. 
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Juli  26  zu  einem  freilich  uur  vorübergehenden  Vergleich  zwischen 
dem  König  und  dem  Erzbischof  kam,  war  die  erste  Forderung 
Rudolfs  an  ihn,  dass  er  die  unrechtmässiger  Weise  bei  Andernach 
und  Bonn  erhobenen  Zölle  aufgab  und  gelobte,  sie  nicht  wieder 
einziehen  zu  wollen.  Für  die  vou  ihm  bisher  durch  jene  unge- 
setzlichen Erhebungen  zugefügten  Schädigungen  wurde  er  zu 
einem  Ersatz  verurteilt,  welchen  der  Bischof  von  Basel  mit  den 
anderen  zu  dem  Zwecke  ernannten  Schiedsrichtern  bestimmen 
sollten ; auf  der  anderen  Seite  leistete  der  König  dem  Erzbischof 
für  alle  seit  alter  Zeit  bestehenden  Zölle  der  Kölner  Kirche 
volle  Gewähr.1)  Von  dem  Ersatz  für  die  ungerechten  Zölle 
wurde  der  Kölner  durch  die  Entscheidung  des  Baseler  Bischofs 
und  des  Grafen  Eberhard  von  Katzenellenbogen  freigesprochen, 
und  der  Vergleich  vom  25.  Juli  hatte,  wie  bemerkt,  keinen  langen 
Bestand.  So  sehen  wir  im  August  1282  den  König  mit  dem 
Erzbischof  wieder  in  Fehde  begriffen.4)  Diese  endete  schliesslich 
nach  Unterwerfung  des  letzteren  damit,  dass  auf  dem  Reichstage 
zu  Boppard  am  25.  September  dieser  nebst  den  anderen  Fürsten, 
w'elche  sich  dem  Mainzer  Landfrieden  bisher  entzogen  hatten, 
denselben  beschwören  musste.  Somit  war  dann  der  Landfriede 
zu  allgemeiner  Anerkennung  gebracht.*) 

Wir  erkennen  au  diesen  Beispielen  deutlich,  dass  Rudolf 
nach  allen  Seiten  bemüht  war,  durch  ein  kräftiges  Auftreten 
seine  Gesetze  wirklich  zur  Geltung  zu  bringen  und  geordnete 
Zustände  im  Reiche  herzustellen.  Er  war  dabei  vielfach  auf 
die  Unterstützung  durch  seine  Fürsten  angewiesen,  welche  er 
durch  manches  ihnen  bewiesene  Entgegenkommen  zu  gewinnen 
wusste.  So  führte,  nach  unserer  Vermutung  wenigstens,  1277 
der  Pfalzgraf  Ludwig  für  den  König  das  Friedenswerk  am 
Rhein  durch;  vor  allem  aber  war  es  der  Erzbischof  von  Mainz, 
welcher  trotz  mehrfacher  Differenzen  mit  dem  König  schliesslich 
doch  sich  mit  ihm  aussöhnte  und  darüber  wachte,  dass  die  Ge- 
setze Rudolfs  beobachtet  wurden.  Er  scheute  dabei  keine  Mühe 


*)  Ennen-Eckertz  a.  a.  O.  III.  190. 

*)  Böhm.  Reg.  Rud.  692a — 694.  Lorenz  a.  a.  0. 

•)  Von  «lern  Bopparder  Tage  erfahren  wir  aus  einer  Urkunde  vom  27. 
September  Leg.  II,  440. 
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und  keine  Kosten;  diese  wurden  ihm  nachher  vom  König  ersetzt.1) 
Werners  Bemühung  wird  namentlich  auch  die  Aussöhnung  des 
Königs  mit  Siegfried  von  Köln  verdankt.2) 

Ueberblicken  wir  zum  Schluss  die  Regierung  Rudolfs  I.,  so 
sehen  wir,  dass  auch  zu  seiner  Zeit  noch  der  König  die  Rechts- 
quelle für  die  Zölle  im  Reiche  gewesen  ist,  und  dass  dasselbe 
auch  für  die  Reichszollgesetze  gilt,  die  nur  von  ihm  ausgehen 
können.  Freilich  entschied  auch  er  hier,  wie  es  bereits  die 
Hohenstaufen  gethan  hatten,  nur  in  Gemeinschaft  und  nach  dem 
Willen  der  mächtigsten  Landesherren.  An  deren  Zustimmung 
bei  Zollanlage  in  ihren  Gebieten  war  er  ja  nach  den  Privilegien 
von  1220  und  1234  gebunden.  Auch  die  Vollziehung  der  Ge- 
setze legte  er  meist  nicht  in  die  Hand  abhängiger  Reichsbeamten, 
soudern  in  diejenige  selbständiger  Reichsfürsten.  Aber  der  König 
führte  doch  hierbei  die  Oberaufsicht,  indem  er  nötigenfalls  selbst 
mit  Nachdruck  für  die  Beobachtung  seiner  Gesetze  eintrat  und 
die  Widerspenstigen  sogar  mit  der  blanken  Waffe  zum  Gehorsam 
zwang.  In  der  gesetzlichen  Regelung  des  Zollwesens  machte 
sich  denn  doch  noch  immer  der  königliche  Wille  als  das  ent- 
scheidende Moment  fühlbar;  nach  dieser  Seite  hin  war  dem 
König  eine  bedeutende  Macht  und  massgebender  Einfluss  ge- 
blieben. — 

Die  Regierung  des  Nachfolgers  Rudolfs  I.,  Adolfs  von  Nassau, 
ist  für  unsere  Frage  wenig  ergebnisreich.  Denn  dieser  beschränkte 
sich  darauf,  1292  Oktober  2 zu  Köln  den  von  Rudolf  1287  März  24 
in  Würzburg  errichteten  Landfrieden  zu  bestätigen  und  auf  zehn 
Jahre  zu  erneuern;8)  ebendenselben  Hess  er  dann  noch  einmal 
1293  Februar  24  für  die  schwäbischen  Lande  zu  Esslingen  be- 
schwören.*) Damit  hielt  Adolf  an  den  von  seinen  Vorgängern 


')  So  erhält  er  1281  Dezember  17  als  Ersatz  für  die  in  der  Fehde  mit 
dem  Grafen  von  Sponheim  erlittenen  Verluste  1000  Mark  und  für  die  bei 
der  Zerstörung  der  Burg  Rheinberg  gehabten  Kosten  ebensoviel.  Diese 
Summen  hatten  der  Graf  von  Katzenellenbogen  und  andere  vorgeschossen; 
dieselben  wurden  ihnen  durch  einen  neuen,  deshalb  eingesetzten  Zoll  zu 
Boppard  vergütet.  Jene  Ausgaben  aber  hatte  der  Erzbischof  .pro  negotio 
sancte  pacis“  gemacht.  Gudenus:  Cod.  dipl.  I,  784.  Böhm.  Reg.  644. 

*)  v.  d.  Ropp  a.  a.  O.  u.  Lindner  a.  a.  O.  S.  51. 

■)  Leg.  II,  469.  Böhm.  Reg.  Ad.  45. 

*)  Ann.  Sindelf.  SS.  XVII,  807.  Böhm.  a.  a.  O.  101a. 
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anfgestellten  Grundsätzen  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  fest, 
so  vor  allem  an  dem  durch  den  Würzburger  Landfrieden  ein- 
geführten Nonnaljahr  1250.  Im  übrigen  benützte  König  Adolf, 
wie  das  schon  seit  langem  üblich  war,  in  besonders  reichem 
Masse  die  Zölle  dazu,  um  durch  Zollprivilegien  aller  Art  seinen 
Wahlfürsten  Ersatz  für  ihre  Wahlunkosten  zu  bieten,  seinen 
Freunden  und  Anhängern  seinen  Dank  abzustatten  und  ihre  Treue 
sich  zu  erhalten.1) 

Auch  Albrecht  I.  sah  sich  in  den  ei-sten  Zeiten  seiner  Re- 
gierung gezwungen,  seinen  Wählern  für  ihre  Mühen  und  Un- 
kosten genügende  Entschädigung  zu  bieten.  Deshalb  verfuhr 
auch  er  zunächst  äussert  freigebig  mit  Zollverleihungen  an  seine 
Wähler,  in  erster  Linie  an  die  drei  geistlichen  rheinischen 
Fürsten.  Als  erster  von  den  Kurfürsten  wurde  in  dieser  Weise 
der  Erzbischof  Wikbold  von  Köln  für  seine  Ausgaben  schadlos 
gehalten;  ihm  überlässt  der  König  1298  August  28  für  Lebens- 
zeit die  Burg  Kaiserswert  mit  Zoll  und  Zubehör  und  weist  ihm 
ausserdem  für  seine  Unkosten  bei  der  Königskrönung  acht- 
tausend Mark  an,  welche  eventuell  aus  den  Reichszöllen  zu 
Kaiserswert  oder  Berke  zu  zahlen  sind.*)  1298  September  1 
folgte  alsdann  das  Privileg  für  Erzbischof  Gerhard  von  Mainz,8) 
welchem  Albrecht  zunächst  die  ihm  von  Adolf  1292  Juli  1 zu 
teil  gewordene  Verleihung  des  Bopparder  Friedezolles  und  dessen 
Uebertragung  nach  Lahnstein4)  bestätigte.  Sodann  erhält  der 
Erzbischof  als  dauernden  Besitz  seiner  Kirche  zur  Belohnung 
für  seine  Bemühungen  um  die  Ruhe  und  Ordnung  im  Reiche6) 
einen  neuen  Zoll  angewiesen , welchen  er  im  Betrage  des 


•)  Die  wichtigsten  seiner  Zollprivilegion  sind : 

1292  Juli  5 für  Trier:  Günther  a.  a.  0.  II,  nr.  344. 

1292  Juli  1 für  Mainz:  Gudenus  a.  a.  O.  1,  sßl.  Biihm.  Keg.  10. 

1293  Mai  28  für  Kiiln:  Kindlinger:  Sammlung  12.  Biihm.  Reg.  127. 
*)  Kindlinger  a.  a.  0.  17.  Biihm.  Keg.  Alkr.  11.  vgl.  Mücke: 

Albrecht  I,  S.  96. 

*)  Gudenus  a.  a.  O.  I,  901.  Biihm.  a.  a.  0.  33.  Mücke  a.  a.  O.  S.  95. 
*)  vgl.  Gudenus  a.  a.  O.  I,  8C1.  Biihm.  Reg.  Ad.  10. 

*)  — „attendentes,  quod  memoratus  arehiepiscopus  pro  bono  et  paciüco 
statu  iuiperii  ac  honore  rei  publicae  magnifice  exposuerit  se  et  sua  et  propter 
hoc  cupientes  eum  — eondignis  tollere  favoribus  — .“ 
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Friedezolle»  in  Lahnstein1)  oder  in  Rüdesheim  erheben  soll,  je 
nachdem  es  ihm  oder  einem  seiner  Nachfolger  gut  dünke.*) 

Der  Name  des  hier  mehrfach  erwähnten  Bopparder  Friede- 
zolles deutet  darauf  hin,  dass  wir  es  hier  mit  einem  Zolle  zu 
thun  haben,  dessen  Ertrag  eigentlich  zur  Deckung  aller  Kosten 
verwendet  werden  sollte,  welche  durch  die  Aufrechterhaltung 
des  Landfriedens  verursacht  würden.  Dieser  Friedezoll  ist  mit 
anderen  Worten  nichts  anderes  als  ein  Landfriedenszoll.8) 

Wir  erinnern  uns,  dass  von  seiten  eines  Königs  zum  ersten 
Male  von  Rudolf  I.  bei  seinem  Erfurter  Landfrieden  von  1290 
solche  Abgaben  zu  Zwecken  des  Landfriedens  gefordert  worden 
waren.*)  Das  Institut  des  Landfriedenszolles  aber,  welches  in 
der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  überhaupt  zum 
ersten  Male  auftauchte,  hatte  zur  Zeit  Rudolfs  seinen  eigent- 
lichen Namen  noch  nicht  gefunden;  unter  diesem  tritt  es  erst 
unter  Adolf  von  Nassau  auf.  Die  1265  beginnende  Entwicklung 
des  neuen  Rechtsinstitutes  hat  demnach  nach  Verlauf  von  un- 
gefähr dreissig  Jahren  ihren  endgültigen  Abschluss  gefunden. 

Sobald  Albrecht  durch  die  angeführten  und  durch  ander- 
weitige, uns  hier  nicht  interessierende  Verfügungen  seinen  Thron 

*)  so  dass,  falls  er  ihn  iu  Laimstein  umziehen  würde,  an  diesem  Orte 
von  ihm  zwei  Zölle  erhoben  werden  wüiden: 

1)  der  alte,  eigentlich  dem  Reiche  gehörige,  von  Boppard  hierher 
verlegte  Friedezoll, 

2)  der  neue,  erst  jetzt  der  Mainzer  Kirche  verliehene. 

*)  Diese  Verlegung  kann  jeder  Zeit  erfolgen,  wann  es  dom  Krzbischof 
beliebt,  auch  wenn  schon  an  einem  der  genannten  Orte  die  Erhebung  be- 
gonnen haben  sollte. 

*)  vgl.  Böhm.  Reg.  Ad.  10,  nr.  9 n.  oben  S.  73  u.  86  f. 

4)  Es  wäre  nicht  undenkbar,  dass  Rudolf  im  Zusammenhang  mit  den 
damaligen  Verordnungen  bestimmte,  dass  ausser  der  nur  aussergewöhnlicher 
Weise  und  nur  dieses  eine  Mal  geforderten  Steuer,  von  der  wir  aus  der 
Urkunde  für  das  Kloster  Walkenried  erfahren,  der  Ertrag  des  dem  Reiche 
gehörigen  Bopparder  Zolles  ein  für  alle  Male  zu  Landfriedenszwecken  ver- 
wendet werden  sollte.  Zu  dieser  Erwägung  führt  der  Umstand,  dass  Adolf 
von  Nassau  am  1.  Juli  1292  von  dem  betreffenden  Zolle  als  einem  Land- 
friedenszolle  spricht,  noch  bevor  er  den  Landfrieden  Rudolfs  bestätigt  hatte: 
bei  dieser  Gelegenheit  frühestens  hätte  eine  Festsetzung  des  Bopparder  Zolles 
als  Landfriedenszoll  durch  ihn  erfolgen  können.  Hat  nun  wirklich  noch 
Rudolf  jenen  Zoll  der  erwähnten  Verwendung  überwiesen,  so  giebt  ihm  doch 
erst  Adolf  die  rechte  Bezeichnung. 

Weisel,  Dm  Zollrecht  der  deutschen  Könige.  7 
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einigermassen  sicher  gestellt  hatte,  zeigte  er  sofort,  dass  er  ge- 
sonnen sei,  geordnete  und  friedliche  Zustände  in  das  Reich 
zurückzuf ühren.  Zu  diesem  Zwecke  erneuerte  er  ohne  jede 
Aenderung  am  16.  November  1298  in  Nürnberg  den  Landfrieden 
Rudolfs  I.  vom  Jahre  1287.*)  Wenn  aber  Albrecht  gehofft 
hatte,  durch  diesen  Frieden  den  Zollbedrückungen  im  Reiche  ein 
Ende  gemacht  zu  haben,  so  sah  er  sich  sehr  bald  in  dieser  Er- 
wartung getäuscht;  denn  jene  nahmen  eher  zu  als  ab. 

Einen  klaren  Einblick  in  die  Zustände,  wie  sie  vor  und 
nach  1298  im  Zollwesen  geherrscht  haben  müssen,  sowie  die 
Erkenntnis,  von  wem  die  Zollungerechtigkeiten  in  erster  Linie 
ausgegangen  sind,  gewährt  uns  eine  Klageschrift,  welche  von 
den  Kölner  Bürgern  kurz  vor  Ausbruch  des  Krieges  Albrechts 
mit  den  Fürsten  des  Reiches  an  den  Papst  geschickt  wurde.*) 
In  dieser  beschweren  sich  die  Kölner  über  die  neuen  und  un- 
gerechten Zölle,  welche  die  Erzbischöfe  am  Rhein  und  vor  allem 
ihr  eigener  zu  erheben  sich  unterfangen  hätten,  und  angesichts 
deren  der  König  sich  veranlasst  gesehen  habe,  auf  einem  Reichs- 
tage zu  Nürnberg  dieselben  um  Abstellung  ihrer  Ungesetzlich- 
keiten dringend  zu  ersuchen.  Mit  diesem  Nürnberger  Tage  ist 
offenbar  der  von  1298  gemeint;®)  wir  erkennen  hieraus,  dass  die 
Veranlassung  desselben  wahrscheinlich  auch  in  den  durch  die 
rheinischen  Erzbischöfe  verübten  Zollungerechtigkeiten  lag.  Die 
Fürsten  hatten  damals  auch  wirklich  eidlich  gelobt,  dem  könig- 
lichen Gebot  gemäss  zu  handeln  und  von  allen  ihren  seit 
Friedrichs  II.  Tode  erhobenen  ungerechten  Zöllen  abzustehen. 
Diese  eidlich  abgegebene  Versicherung  aber  hatten  die  Fürsten 
nicht  gehalten,  sondern  sie  waren  in  ihren  Ungerechtigkeiten 
fortgefahren:  durch  ihr  Beispiel  hatten  sie  auch  die  anderen 
Fürsten  geistlichen  und  weltlichen  Standes  zu  ähnlichen  Gewalt- 


’)  Leg.  II,  4SI  vgl.  Ellcnhard  SS.  XVII,  140.  Ann.  Colra.  ebd.  224. 
Cbron.  Colm.  ebd.  267.  Am  23.  Januar  1299  und  am  19.  Januar  1300  fordert 
Albrecbt  mehrere  Grossen  auf,  die  Lübecker  Zollprivilegien  zu  achten  und 
«ich  aller  Belästigung  der  Lübecker  durch  „exactionibus  inconauetis  et 
theloneia  iniustia“  zu  enthalten  (Urkbucb.  der  Stadt  Lübeck  Bd.  I,  622  u. 
631).  Ueber  die  Aufrichtung  des  Landfriedens  vgl.  Lindner  a.  a.  0.  129 
u.  bes.  130. 

*)  Archiv  f.  österr.  Oeaehquellen.  Bd.  II,  294  f. 

*)  vgl.  Böhm.  Reg.  Rehss.  435. 
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thätigkeiten  verlockt.  Der  König  musste  daher  strafend  gegen 
die  Friedensstörer  Vorgehen.1) 

Genau  in  dieselben  Verhältnisse  führt  uns  ein  Be- 
schwerdeschreiben des  Grafen  Theoderich  von  Kleve  an  den 
Papst  ein.*)  Auch  hier  hören  wir  dieselben  Klagen  über  Zoll- 
bedrückungen aller  Art  seitens  der  drei  rheinischen  Erzbischöfe 
allen  Bemühungen  des  Königs  zum  Trotze,  sie  zur  Beobachtung 
des  von  ihm  errichteten  Landfriedens  zu  bewegen,  hätten  sie 
bei  ihren  Ungesetzlichkeiten  verharrt  und  durch  ihr  Beispiel  auch 
andere  zu  gleichen  Vergehungen  verleitet.  In  dieser  gräf- 
lichen Klageschrift  wird  überhaupt  das  Gebahren  der  grossen 
Fürsten  einer  äusserst  strengen  Verurteilung  unterzogen;  diese 
seien  gewohnt,  sich  von  den  gewählten  Königen  die  zu  ihren 
Gunsten  abgegebenen  Stimmen  aufs  reichlichste  bezahlen  zu  lassen 
zum  Schaden  des  ganzen  Reiches  und  der  königlichen  Macht. •) 
Eine  in  der  That  nur  zu  gerechtfertigte  Klage:  denn  die  Be- 
gehrlichkeit der  Fürsten  kannte  keine  Grenzen.  Sie  fühlten  sich 
als  die  Herren  im  Reiche,  für  die  es  königliche  Gebote  gar  nicht 
mehr  gab! 

Die  völlig  ergebnislosen  Versuche,  die  widerhaarigen  Fürsten 
zur  Anerkennung  seines  Nürnberger  Landfriedens  zunächst  auf 
dem  Wege  gütlicher  Verhandlung  zu  bringen,  Hessen  auf  eine 
für  das  Reich  erspriessliche  Lösung  dieses  Streitfalles  durch  den 
König  nicht  gerade  hoffen.  Da  man  von  dieser  Seite  allein 


')  „idem  dominus  rex  non  valeos  — depredationes  dictorum  archiepis- 
coporum  diutius  tollerare,  pro  pace  et  tranquillitate  totius  regni  et  pro  de- 
stitutione  noromm  pedagiorum  cogitur  urgente  necessitate  animadvertere  in 
eosdem.“  Mit  diesen  Worten  spielt  wohl  das  Schreiben  auf  die  Urkunde 
Albrecht«  vom  7.  Mai  1301  an,  in  welcher  dieser  den  Fürsten  den  Krieg  er- 
klärt, um  sie  so  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Danach  wäre  also  das  datum- 
lose Schreiben  der  Kölner  nach  dem  7.  Mai  anzusetzen  vgl.  Böhm.  Reg. 
Rchss.  435. 

*)  Archiv  f.  österr.  Qeschqu.  II,  290  f.  Böhm.  a.  a.  O.  434. 

*)  „Proterea  — auhel&ntes  magis  private  utilitati  quam  communi  et 
affectantes  praeesse  potius  quam  prodesse  electos  reges  per  importunitates, 
circumventiones  et  difflcultates  in  exhibendis  dicto  regi  ab  eisdem  theolonia 
nova  ln  detrimentum  totius  populi  sibi  c.oncedi  exegunt  et  bona  imperii  ipsis 
attrahunt  et  iam  tarn  iidem  quam  antecessores  eorum  usurpaverunt  tanta, 
quod  reges  Romanorum  propter  impotentiam  et  necessariorum  defectum  non 
possnnt  proh  dolor  iuxta  maiestatis  sue  debitum  — regnare  utiliter.“ 

7* 
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keinen  nachhaltigen  Schutz  erwarten  zu  können  meinte,  wandten 
sich  sowohl  die  Kölner  wie  der  Graf  von  Kleve  an  den  Papst 
mit  der  Bitte,  dass  er  hierbei  dem  Könige  zu  Hilfe  kommen 
möchte;  er  sollte  seinerseits  den  Erzbischöfen  die  Fortsetzung 
ihrer  Ungesetzlichkeiten  untersagen.  Freilich  ahnten  sie  nicht, 
dass  dieser  mit  den  Aufständischen  unter  einer  Decke  steckte 
und  nichts  weniger  als  gewillt  war,  zu  Gunsten  des  ihm  nicht 
genehmen  Königs  sich  bei  jenen  zu  verwenden.  Dass  anderer- 
seits der  König  am  letzten  Ende  doch  noch  Kraft  und  Macht 
genug  besitzen  würde,  seiner  und  des  Reiches  Sache  zum  Siege 
zu  verhelfen,  konnten  jene  Bittsteller  nach  den  Anfängen  der 
Regierung  Albrechts  kaum  erwarten.  Bevor  jedoch  dieser  mit 
offener  Gewalt  und  der  Schärfe  des  Schwertes  gegen  die  unbot- 
mässigen  Fürsten  vorging,  suchte  er  sich  selbst  Bundesgenossen 
für  den  bevorstehenden  grossen  Kampf  mit  jenen  zu  gewinnen. 

So  bestätigte  er  zunächst  1301  Februar  6 der  Stadt  Köln, 
welche  wohl  ganz  vornehmlich  unter  dem  Treiben  ihres  Erz- 
bischofs zu  leiden  hatte,  ihre  Zollfreiheiten.  Er  erlaubt  den 
Bürgern,  falls  jemand  von  ihnen  irgendwo  entgegen  ihren  Privi- 
legien durch  Zölle  oder  derartige  Abgaben  belästigt  werden  würde, 
mit  Gewalt  sich  zur  Wehre  zu  setzen.  Besonders  verordnet  er 
ihre  Zollfreiheit  in  Lahnstein,  Koblenz,  Andernach,  Bonn,  Neuss 
und  Berke.  Sollte  trotzdem  an  einem  dieser  Orte  oder  sonst 
wo  in  Zukunft  ein  Zoll  von  ihnen  erpresst  werden,  so  sollten 
sie  sich  an  den  Personen  und  Sachen  der  Zollerheber  schadlos 
halten  dürfen.  Schliesslich  verspricht  der  König  ihnen  eventuell 
selbst  mit  Rat  und  That  auf  ihre  Seite  treten  zu  wollen.  Es 
wird  hiermit  eine  Art  von  Schutz-  und  Trutzbündnis  zwischen 
dem  König  und  der  Stadt  abgeschlossen,  das  vornehmlich  gegen 
den  Erzbischof  von  Köln  gerichtet  war.1)  Es  dürfte  auffallen, 
dass  unter  den  Orten,  an  welchen  den  Kölnern  volle  Zollfreiheit 
gewährt  wird,  sich  auch  Lahnstein  findet,  wo  kraft  der  Verord- 
nung Albrechts  vom  1.  September  1298  der  bisher  in  Boppard 
erhobene  und  damals  dem  Erzbischof  von  Mainz  übertragene 
Friedezoll  eingezogen  werden  sollte.  Dass  die  Kölner  von  der 
Entrichtung  dieses  entbunden  werden,  braucht  aber  nicht  Wunder 
zu  nehmen.  Denn  wenn  auch  ursprünglich,  worauf  der  Name 

■)  Lacombl.  n.  a.  0.  III,  S.  Bübin.  Reg.  Albr.  3*0. 
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hindeutet,  der  Ertrag  des  Friedezoiles  den  Zwecken  des  Land- 
friedens dienen  sollte:  mit  dem  Augenblick,  wo  er  dem  Erz- 
bischof von  Mainz  übertragen  wurde,  ward  er  seiner  eigentlichen 
Bestimmung  und  somit  dem  Nutzen  des  Reiches  entzogen.  Fortan 
war  er  einer  der  vielen  in  die  Hände  der  Fürsten  geratenen 
und  von  diesen  für  ihre  privaten  Zwecke  benutzten  Zölle.  Wenn 
also  Albrecht  den  Kölnern  1301  Freiheit  auch  von  dieser  Ab- 
gabe gewährleistete,  so  lag  unter  diesen  Umständen  keine 
Schädigung  des  Reiches  mehr  vor,  sondern  vielmehr  eine  solche 
des  Mainzer  Erzbischofs:  und  das  war  gerade  die  Absicht  des 
Königs.  Durch  das  weitgehende  Privileg  für  die  Stadt  Köln 
wurden  mithin  gleichzeitig  der  Erzbischof  von  Köln  und  der  von 
Mainz  schwer  betroffen. 

Noch  etwas  aber  scheint  in  demselben  besonderer  Beachtung 
wert.  Der  König  verspricht  den  Kölnern,  gegebenen  Falls  selbst 
die  Hand  zu  ihrem  Schutze  zu  erheben,  wenn  nämlich  doch 
jemand  es  wagen  sollte,  eine  Zollleistung  von  ihnen  zu  verlangen. 
Nur  dem  König  gegenüber  sollen  dem  Privileg  selbst  zufolge 
dessen  Bestimmungen  nicht  in  Kraft  treten,  ihm  bleibt  viel- 
mehr das  Recht,  auch  von  den  mit  so  reichlicher  Zollbefreiung 
ausgestatteten  Kölnern  neue  Zölle  einzufordern.  Mit  den  Worten 
nämlich  „nostro  et  imperii  in  Omnibus  iure  salvo“  giebt  Albrecht 
zu  verstehen,  dass  er  durch  sein  Privileg  dem  ihm  zustehenden 
Zollrecht  in  keiner  Weise  Abbruch  thun  will,  sondern  dass  er 
sich  und  dem  Reiche  dasselbe  vorbehält.  Er  greift  auf  den  alten 
Grundsatz  zurück,  dass  nur  das  Reichsoberhaupt  das  Recht  hat, 
Zölle  im  Reiche  anzulegen,  und  dass  somit  jeder  Zoll,  der  nicht 
von  ihm  ausgegangen  ist,  keinen  Anspruch  auf  Rechtmässigkeit 
erheben  darf.  Wo  die  Einsetzung  durch  den  König  fehlt,  liegt 
eine  Verletzung  seines  Oberzollrechtes  vor,  wenn  ein  Zoll  den- 
noch erhoben  wird;  darum  bezeichnet  Albrecht  auch  alle  neuen 
Zölle  als  „in  praeiudicium  nostrum  et  imperii“  aufgerichtet.1) 
Infolge  seines  Oberzollrechtes  fühlt  sich  Albrecht  befugt,  nicht 
nur  alle  diese  neuen  Zölle  aufzuheben,  sondern  er  befreit  die 


')  „quodsi  in  predictorum  locorum  aliquo  aut  locis  aliis  quibuscumque, 
in  quibua  nova  thelonca  imposte  rum  in  noitrum  et  imperii  praeiudicium  in- 
stituta  fuerint,  aliquod  theloneum  exactum  fuerit  — , volumus  — , 


Digitized  by  Google 


102 


Kölner  auch  von  Abgaben,  deren  Eintreibung  er  selbst  einst 
gestattet  hatte. 

Was  nun  die  Misshelligkeiten  selbst  zwischen  den  Fürsten 
und  dem  König  betrifft,  so  ist  es  nicht  unsere  Aufgabe,  ihre 
Ursachen  und  ihren  weiteren  Verlauf  im  einzelnen  genauer  zu 
verfolgen.1)  Nach  vielen  vergeblichen  Massnahmen*)  griff  Albrecht 
schliesslich  zu  dem  letzten  Mittel,  ihnen  ein  Ende  zu  machen, 
nämlich  zu  demjenigen  der  offenen  Gewalt:  am  7.  Mai  1301  liess 
er  den  aufständischen  Fürsten  eine  förmliche  Kriegserklärung 
zugehen.  In  der  Urkunde,  welche  diese  enthält,8)  wendet  er 
sich  an  die  Bürgermeister,  Schultheissen,  Schöffen,  ßatmannen 
und  Bürger  von  Köln,  Mainz,  Trier,  Worms,  Speier,  Strassburg, 
Basel,  Konstanz,  sodann  aber  überhaupt  an  das  städtische  Ele- 
ment4) im  Reich,  in  welchem  er  mit  sicherem  Blick  einen  treuen 
Bundesgenossen  gegen  die  widersetzlichen  Fürsten  erblickte. 

Mit  starken  Ausdrücken  bezichtigt  Albrecht  die  Untreuen, 
dass  sie  sich  ihnen  abgesprochene  Rechte  in  betrügerischer  Weise 
angemasst  hätten.8)  Die  Worte  „exquisitis  fraudibus“  beziehen 
sich  vor  allem  auf  das  Folgende:  „antiqua  pedagia,  thelonea  sive 
exacciones  ab  antiquis  temporibus  constituta  non  modicnm  augmen- 
tantes“  und  auf  die  „thelonea  de  novo  imposita.“  Der  Betrug 
wird  in  einigen  Fällen  vielleicht  in  gefälschten  Urkunden,  welche 


’)  Hierfür  iit  za  verweisen  auf:  Huber:  Gesch.  dea  Hauses  Oesterr. 
Bd.  11,  66  ff.  Schliephake:  Gesch.  v.  Nassau  Bd.  IV,  76  ff.  Kopp  a.  a.  O. 
III,  2,  68  ff.  Mücke  a.  a.  O.  110  ff.  Lindner  a.  a.  0.  S.  138—  U6. 

•)  Hier  sei  noch  nachgeholt,  dass  der  König  im  Bunde  mit  den  Bischöfen 
von  Strassburg  und  Basel  für  diese  Rheingegenden  einen  Landfrieden  auf- 
richtete, dessen  hauptsächlichste  Bestimmung  wieder  die  Aufhebung  aller 
neuen  Zölle  war  (Leg.  IL  475.  Kopp  a.  a.  O.  82  f.).  Auch  dieser  Bund 
sollte  wohl  dem  König  Bundesgenossen  für  den  bevorstehenden  Kampf  ge- 
winnen. 

*)  Leg.  II,  474.  Böhm.  Reg.  339. 

*)  Nach  Aufzählung  der  namentlich  erwähnten  Städte  fährt  die  Urkunde 
fort:  „ac  universis  civibus  ac  fidelibus  presencium  inspectoribus  per  Romanum 
imperinm  constitutis“.  Mit  Recht  erzählt  uns  daher  der  Monachus  Künsten  - 
feldensis  ap.  Böhm.  font.  I,  26:  „Mox  omnibus  officialibus,  ministris,  nobilibus 
et  civitatibus  praecepit  (seil,  rex)  universis,  nt  se  praeparent  — contra 
hostes  — .* 

*)  „Avaricie  cecitas  et  dampnande  ambicionis  improbitas  aliqnorum 
animos  occupantes  eos  in  illam  temeritatem  impellunt,  ut  que  sibi  a iure 
interdicta  noverint,  exquisitis  fraudibus  usurpare  conentur.“ 
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sie  vorlegten,  um  sich  auf  sie  zu  berufen,  oder  in  der  Behaup- 
tung bestanden  haben,  solche  Urkunden  zu  besitzen,  was  nicht 
der  Fall  war;  sonst  sind  eben  nur  allerhand,  für  uns  nicht  weiter 
erkennbare  Manipulationen  gemeint,  welche  die  Erhöhung  oder 
die  Neuheit  der  Zölle  verdecken  sollten.  Solche  Betrügereien 
nun  werden  nicht  nur  den  rheinischen  Erzbischöfen,  sondern 
überhaupt  vielen  Fürsten  vorgeworfen.1)  Ihnen  allen  wird  zweier- 
lei zur  Last  gelegt:  einmal  ungesetzliche  Erhöhung  alter  Zoll- 
beträge, sodann  widerrechtliche  Einsetzung  von  neuen  Zöllen.') 

Wenn  Albrecht  erklärt,  er  halte  es  für  seine  Pflicht,  Frieden 
und  Ordnung  im  Reiche  wiederherzustellen,  und  er  sei  deshalb 
gesonnen,  aufs  entschiedenste  dem  Treiben  der  Fürsten  entgegen- 
zutreten, so  deuten  die  starken  Ausdrücke,  mit  welchen  er  das 
Gebahren  der  letzteren  bezeichnet,')  darauf  hin,  dass  er  im 


')  . N’onnulli  siquidem  ot  precipue  venerabiles  Colon.,  Mogunt.  et  Trever. 
archiepiscopi,  principes,  duces,  comites,  baroncs,  liohilea  Romani  imperii.“ 

*)  In  der  Urkunde  heisst  es:  „illa  et  alia  cciam,  a robis  et  Bubiectis 
nohis  et  imperio  de  novo  imposita“.  Von  diesen  Worten  beziehen  sich  de 
novo  imposita  auf  alia,  zu  denen  sie  unmittelbar  gehören.  Alia  de  novo 
imposita  (seil,  telonea)  bilden  den  Gegensatz  zu  den  vorbergenannten  illa 
(scU.  antiqua  telonea  augmentata).  Zwischen  alia  und  de  novo  imposita 
stehen  nun  die  Worte:  a vobis  et  subiectis  nobis  et  imperio.  Sie  geben  so 
keinen  Sinn.  Sie  würden  nur  zu  Ausdrücken  wie  am  Ende  des  Satzes  passen: 
exigore  et  extorquere.  Wenn  sie  aber  von  diesen  Verben  abhängen  sollten, 
würde  ihre  Stellung  eine  falsche  oder  doch  sehr  störende  sein.  Diese  weist 
vielmehr  darauf  bin,  dass  sie  zu  imposita  gehören  sollen.  Es  bleibt  daher, 
um  einen  Sinn  in  den  Satz  hineinzubringen,  nichts  übrig,  als  durch  Streichung 
des  Wörtchens  a vor  vobis  eine  kleine  Aenderung  mit  ihnen  vorzunehmen. 
Der  Schreiber  hatte  offenbar  nicht  erkannt,  dass  vobis  et  subiectis  von  im- 
posita abhängen  nnd  nobis  et  imperio  zu  subiectis  gehörige  Dative  sind.  Er 
glaubte  hier  bessern  zu  müssen,  und  da  war  die  Einschiebung  von  a sehr 
nahe  liegend,  zumal  wenn  er  das  folgende  exigere  im  Sinne  hatte.  Ich 
möchte  also  vorschlagen  zu  lesen:  .illa  et  alia  eciam  vobis  et  subiectis  nobis 
et  imperio  de  nova  imposita“.  Falke  a.  a.  0.  S.  41  hat  augenscheinlich  die 
Stelle  gänzlich  missverstanden.  Er  sagt:  .Die  Kurfürsten  haben  — uns  und 
den  Unterthanen  des  Reiches  gegen  alles  Recht  neue  Zölle  aufgelegt“,  als 
wenn  es  hiesse  .nobis  et  subiectis“,  während  doch  dasteht  vobis  et  subiectis, 
also  den  .Städten  und  überhaupt  unseren  Unterthanen*.  Auch  ist  nicht 
einzusehen,  was  .uns*  heissen  soll.  Dem  Könige  konnten  doch  die  Fürsten 
keine  Zölle  auferlegen. 

*)  . — noctes  ducimus  insompnes,  ut  — ad  presens  maliciis,  indignacio- 
nibus  et  predacionibns  archiepiscoporum  predictorum  et  cuiuscumque  alterius 
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äussersten  gegen  sie  erbost  war  und  von  keiner  Schonung  und 
Nachsicht  ihnen  gegenüber  mehr  etwas  wissen  wollte.  Eine 
friedliche  Vergleichung  zwischen  König  und  Fürsten  war  nicht 
mehr  möglich. 

Bezüglich  der  geforderten  Zollaufhebung  richtet  sich  der 
König  in  erster  Linie  gegen  die  drei  rheinischen  Erzbischöfe, 
sodann  aber  gegen  alle  Fürsten  überhaupt;1)  und  wenn  er  auch 
unter  den  von  ihm  beseitigten  Zöllen  ausdrücklich  nur  die  am 
Rhein  bisher  eingezogenen  erwähnt,  so  kassiert  er  thatsächlich 
doch  alle  Zölle  im  Reich*)  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
bis  zum  Tode  Friedrichs  II.  eingeführt  worden  waren.  Es  wird 
also  von  Albrecht  als  Endtermin  für  die  gesetzlichen  Zölle  das 
Todesjahr  Friedrichs  II.  1250  festgesetzt  oder  vielmehr  bei- 
behalten, da  dasselbe  bereits  von  Rudolf  I.  1287  in  Würzburg 
als  Normaljahr  aufgestellt  war.8)  Alle  Zölle,  welche  seitdem 
eingesetzt  worden  waren,  auch  die  vom  König  selbst  kommenden 
also  sollten  abgethan  und  von  niemandem  mehr  eingetrieben 
werden.  Während  früher  bei  allen  Zollbeseitigungen  doch  immer 
noch  diejenigen  in  Geltung  bleiben  sollten,  welche  als  zu  Recht 
bestehend  d.  h.  als  von  König  und  Reich  ausgehend  erwiesen 
werden  konnten,  wird  jetzt  dagegen  auch  dieser  Rechtsbeweis 


occurramus.“  Aehnliche  Ausdrücke  finden  sich  mehrfach;  so  weiter  unten 
„Avaricie  cecitaa  et  dampnande  ambitionis  improbitas  aliquorum  animos  occu- 
pantes  eos  in  illam  temeritatem  impeliunt,  ut  — 

')  Dass  alle  Fürsten  gemeint  seien,  geht  aus  folgenden  Worten  hervor - 
„archiopiscoporum  predictorum  et  cuiuscumque  alterius“  und  weiter:  „dictis 
archiepiscopis,  principibus,  ducibus,  comitibus,  baronibus,  nobilibus  seu  quibns- 
curnque  aliis,  cuiuscumque  honoris,  Status  et  condicionis  existant  — , revocamus*. 

*)  Denn  wir  lesen : „omnes  donacionos,  concessiones,  tradiciones,  impo- 
siciones,  augmentaciones,  onlinaciones  theloneorum,  pedagiorum  — dictis 
archiepiscopis  — in  locis,  opidis  praedictis  seu  quibuscumque  aliis  locis 
Romani  imperii  — rovocamus.“ 

*)  Mücke  a.  a.  0.  S.  113  hat  nicht  Recht,  wenn  er  sagt:  „Rudolf  I. 
hatte  das  Jahr  1246,  in  welchem  Friedrich  H,  abgesetzt  wurde,  als  das 
letzte  Jahr  gesetzlicher,  königlicher  Regierung  angenommen,  sein  Sohn  aber 
schob  in  eigenem  Interesse  diesen  Termin  um  vier  Jahre  hinaus,  weil  er 
weder  weltlichen  noch  geistlichen  Fürsten  die  Absetzbarkeit  des  Römischen 
Königs  zuerkennen  konnte.“  Rudolf  I.  hatte  wohl  im  Jahre  1281  (Leg.  II, 
436)  das  Jahr  124«  in  bestimmtem  Sinne  als  Zeitgrenze  aufgestellt,  für  die 
Regelung  des  Zollwesens  aber  war  bereits  durch  ihn  1287  das  Todesjahr 
Friedrichs  II.  als  Termin  bestimmt  worden. 
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völlig  ausgeschlossen;  es  wird  keine  Ausnahme  irgend  welcher 
Art  bei  der  Aufhebung  der  Zölle  gemacht  ausser  derjenigen, 
welche  in  der  Aufstellung  der  bestimmten  Zeitgrenze  lag.  Gerade 
hierin  zeigt  sieh  das  Radikale  in  der  Verfügung  Albrechts  I., 
nicht  darin,  dass  überhaupt  Zölle  durch  ihn  aufgehoben  wurden. 
Zollverbote  sind  ja  fast  von  jedem  König  erlassen  tvorden.  Das 
Aussergewöhnliche  und  Extreme  in  Albrechts  Massregel  ist  nicht 
sowohl  in  der  Sache  als  solchen  als  vielmehr  in  der  Erweiterung 
ihres  Inhalts  zu  suchen.  Während  aber,  wie  gesagt,  der  König 
unter  die  verbotenen  Zölle  auch  seine  eigenen  d.  h.  die  von  ihm 
gesetzten  mitaufnahm,  so  sah  er  sich  doch  sogleich  vor,  dass 
daraus  nicht  etwa  ein  Präzedenzfall  für  die  Zukunft  geschaffen 
und  sein  Recht  als  solches  damit  für  aufgehoben  angesehen 
werden  würde.  Er  behielt  sich  vielmehr  dasselbe  mit  besonderen 
Worten  ein  für  alle  Male  vor,  sodass  es  ihm  trotz  dieser  Urkunde 
auch  künftig  noch  möglich  war,  neue  Zölle  anzulegen.1)  — 

Mit  dem  blossen  Verbot  jedoch  der  betreffenden  Zölle  — 
das  wusste  Albrecht  recht  gut  — war  den  Fürsten  gegenüber 
noch  nichts  erreicht.  Denn  ein  solches  war  von  ihm  schon  ein- 
mal ausgesprochen  worden,  aber  die  Fürsten  hatten  es  gänzlich 
ignoriert.  Der  König  musste  deshalb  dafür  sorgen,  dass  es  in 
diesem  Falle  auch  wirklich  zur  Ausführung  käme.  Dies  geschieht 
in  dem  letzten  Teil  der  Urkunde,  in  welchem  sich  Albrecht  mit 
den  Worten;  „iniungentes  (seil,  vobis)  et  auctoritatem  ac  potes- 
tatem  vobis  dantes“  an  die  Städte  des  Reiches  wendet  und  sie 
zu  einem  Bunde  mit  ihm  für  den  Zweck  des  Krieges,  die  „pax 
generalis“,  auffordert.  ”)  Denn  diese  letztere  wird  erst  möglich, 
wenn  die  Gewalttäter  gedemütigt  sind;  so  erlaubt  denn  der 
König  den  Städten  oder  fordert  sie  vielmehr  geradezu  dazu  auf, 
dem  Eintreiben  der  besagten  Zölle  aufs  kräftigste  Widerstand 


')  Er  spricht  das  in  derselben  Weise  aus  wie  schon  in  dem  Privileg 
für  die  Stadt  Köln:  .iure  nostro  et  imperii  in  omnibus  semper  salvo*. 

*)  „iniungentes  — , ut  pro  tranquillitate  et  pacifico  statu  Romani  imperii 
pacem  generalem  (cum)  vestris  adiutoribns  ordinetis  et  ipsam  servare  iuretis.“ 
Offenbar  ist  auch  hier  der  Text  nicht  ganz  un verderbt.  Denn  das  über- 
lieferte vestris  adiutoribus  ordinetis  giebt  keinen  Sinn.  Ohne  Zweifel  ist 
vor  vestris  ein  cum  ausgefallen. 
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zu  leisten.1)  Man  befindet  sich  also  in  offenem  Kriegszustand; 
nur  durch  den  Krieg  hindurch  kann  man  zum  langersehnten 
Frieden  im  Reiche  gelangen. 

Die  Veröffentlichung  dieses  königlichen  Manifestes  und  seine 
Bekanntgebung  an  die  Fürsten,  damit  diese  nicht  etwa  Un- 
kenntnis des  königlichen  Verbotes  als  scheinbar  triftigen  Grund 
für  die  Nichtbefolgung  desselben  vorschützen  könnten,  übernahm 
nicht  der  König  selbst,  sondern  er  übertrug  sie  den  Städten. 
Er  hatte  mit  den  Fürsten  völlig  gebrochen  und  wollte  nichts 
mehr  von  ihnen  wissen.-  Darum  würdigte  er  sie  auch  keines 
unmittelbaren  Verkehres  mehr  mit  sich,  sondern  er  verwendet 
die  Städte  als  Zwischenhändler  zwischen  sich  und  jenen.  Zum 
Schluss  der  Urkunde  fordert  der  König  die  Städte  noch  auf. 
dieselbe  auch  den  Dekanen  und  Kapiteln  der  Erzbischöfe  mit- 
zuteilen, damit  sie  erfahren,  dass  die  über  diese  verhängten 
Strafen  auch  sie  eventuell  treffen  können.  Der  König  scheidet 
hier  zwischen  dem  Erzbischof  als  dem  Vertreter  des  Erzbistums 
auf  der  einen  Seite  nnd  dem  Dekan  und  dem  Kapitel  als  Ver- 
treter der  Diözese  auf  der  anderen.  Da  diese  vielfach  nach 
Unabhängigkeit  vom  Bischof  oder  Erzbischof  strebten,  hält  der 
König  für  möglich,  dass  sie  auch  in  diesem  Falle  zu  ihm  und 
nicht  zu  dem  Erzbischof  halten  würden.  Dann  wäre  dieser  der 


')  „et  omnibus  receptoribus  et  cxactoribus  tholoneorum  et  pedagiorum 
in  locis  pruedictis  impuno  et  sine  nostra  offensa  viriliter  resistatis.“  Auch 
dieser  Teil  der  Urkunde,  welcher  sich  mit  der  Ausführung  des  königlichen 
Gebotes  befasst,  zielt  gegen  die  Fürsten  insgesamt,  was  deutlich  die  Worte 
.et  omnibus  exactoribus“  und  „et  archiepiscopi  praedicti  seu  quivis  alius  — 
non  possint"  erkennen  lassen.  — Wie  der  König  dem  vorzubeugen  wusste, 
dass  aus  der  weitumfassenden  Zollbeseitigung  etwa  üble  Folgen  für  sein 
Zollrecht  erwüchsen,  so  ist  er  auch  jetzt  darauf  bedacht,  das  Anseheu  seiner 
Macht  zu  schützen.  Kr  fühlt,  dass  er  eigentlich  allein  für  sich  die  Aus- 
führung seines  Verbotes  übernehmen  müsste.  Wenn  er  jetzt  diese  zunächst 
den  Städten  überträgt,  wohl  weU  er  sich  selbst  im  Augenblick  noch  nicht 
stark  genug  dazu  glaubt,  so  liegt  darin,  selbst  wenn  die  Städte  gegebenen 
Falls  allein  ohne  den  König  sich  gegen  ihre  Bodrücker  zur  Wehre  setzten, 
keine  Schmälerung  der  königlichen  Gewalt.  Denn  der  König  hat  es  selbst 
so  angeordnet,  und  die  Städte  handeln  nur  in  seinem  Namen  und  Auftrag. 
Darum  heisst  es  auch  in  dem  Manifest:  „iniungentes  — ut  sine  nostra  offensa 
— resistatis“  (ohne  Eingriff  in  unsere  Gewalt,  ohne  Schmälerung  der  Re- 
gierung). 
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Hauptwurzel  seiner  Macht  beraubt  und  stände  isoliert  dem  König 
gegenüber.  Sollte  dagegen  die  Diözese  dem  Erzbischof  treu 
bleiben,  dann,  so  droht  der  König,  würde  sie  mit  diesem  in  die- 
selbe Strafe  verwickelt  werden.1) 

Diese  so  äusserst  wichtige  Urkunde  Albrechts  I.  enthält 
also  die  offene  Kriegserklärung  an  alle  Fürsten  des  Reiches,  in 
erster  Linie  freilich  an  die  geistlichen  Kurfürsten.  Gestützt 
auf  die  städtischen  Elemente  fühlt  sich  der  König  stark  genug, 
um  eine  so  radikale  Massregel  zu  treffen,  durch  die  er  alle  Zölle 
im  Reiche  aufhebt,  soweit  ihre  Einsetzung  diesseits  des  Jahres 
1250  tällt.  Dass  es  sich  nicht  nur  um  die  Beseitigung  der  un- 
gerechten Zölle  handelt,  beweist  die  Thatsache,  dass  in  der 
ganzen  Urkunde  sich  nirgends  der  Ausdruck:  „iniusta  thelonea“ 
findet,  sondern  immer  von  „omnes  exacciones“  die  Rede  ist. 
Auch  in  diesem  Falle  boten  die  ungerechten  Zollerhöhungen  der 
Fürsten  und  die  ungesetzlichen  Zolleinsetzungen  derselben  die 
Veranlassung  zur  königlichen  Verfügung.  Aber  die  Uebelthäter 
werden  nunmehr  nicht  nur  mit  dem  Verlust  dieser  widerrecht- 
lichen Erhebungen  bestraft,  sondern  überhaupt  alle  Zölle,  die 
nach  1250  angelegt  sind,  werden  ihnen  genommen,  auch  wenn  sie 
mit  Fug  und  Recht  von  ihnen  eingetrieben  waren.  Darin  liegt 
das  Neue  und  Bemerkenswerte  der  Urkunde;  hinsichtlich  des 
Termins  bleibt  sie  dagegen  bei  der  Anordnung  Rudolfs  I.  stehen.*) 


')  .Et  ne  decani  et  capitula  dictorum  archiepiscoporum  possint  allegare, 
quod  delictum  persone  in  dampnum  ecclesiae  non  debeat  redundare,  supra- 
dictas  theloneorum  rovocacionea  et  inhibiciones  eisdem  sub  competenti  test  i- 
monio  notificetis.“ 

')  Falke  a.  a.  O.  8.  41  ist  bei  seiner  Wiedergabe  des  Inhaltes  der 
Urkunde  in  mehreren  Punkten  ungenau.  Einmal  nämlich  lässt  er  die  Auf- 
forderung des  Königs  nur  an  die  namentlich  aufgeführten  Städte  ergehen, 
während  er  sieh  thatsächlich  doch  an  alle  Städte  wendet.  Ferner  lässt  Falke 
nur  die  Zölle  der  Kurfürsten  aufgehoben  werden.  Es  ist  wahr,  dass  diese, 
vor  allem  die  drei  geistlichen,  besonders  genannt  werden,  aber  wir  sahen, 
dass  sich  der  König  trotzdem  in  seinem  Verbot  gegen  alle  Fürsten  richtet. 
Die  wichtige  Thatsache,  dass  Albrecht.  damals  offen  mit  den  Fürsten  bricht 
und  ihnen  den  Kiieg  erklären  lässt,  bat  Falke  nicht  bemerkt;  wenigstens 
sagt  er  nichts  davon.  Ungenau  ist  er  sodann  auch  darin,  dass  er  sagt, 
der  König  habe  die  Städte  zur  Aufhebung  der  Zölle  aufgefordert.  Denn 
diese  erfolgte  uud  konnte  nur  erfolgen  durch  den  König  selbst.  Das  sollen 
nicht  erst  die  Städte  thun;  sie  sollen  nur  diese  Revokation  des  Königs  be- 
kannt machen  und  die  Exekution  seiner  Anordnungen  übernehmen.  Schliesslich 
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lieber  das  Zerwürfnis  des  Königs  mit  den  Fürsten,  welches 
seit  längerem  vorbereitet,  am  7.  Mai  1301  zum  Ausbruch  kam 
und  zum  Kriege  gegen  diese  führte,  werden  wir  auch  ander- 
weitig durch  die  Quellen  dieser  Zeit  mehr  oder  weniger  genau 
unterrichtet.  Sie  geben  uns  auch  den  Beweis  für  die  Richtig- 
keit unserer  oben  ausgesprochenen  Ansicht,  dass  es  sich  bei 
diesem  Streit  nicht  nur  um  die  drei  rheinischen  Erzbischöfe 
handelte.  So  erfahren  wir  namentlich,  dass  auch  der  Pfalzgraf 
Kudolf  an  dem  Fürstenaufstand  beteiligt  war.1)  Er  schloss  sich, 
von  den  Erzbischöfen  von  Mainz,  Köln  und  Trier  aufgefordert, 
diesen  an  und  ging  mit  ihnen  am  14.  Oktober  1300  ein  förm- 
liches Bündnis  in  Heimbach  ein,  welches  gegen  den  König  ge- 
richtet war,  und  in  welchem  es  sich  um  nichts  anderes  handelte 
als  um  Absetzung  desselben.*)  Es  waren  also  nicht  bloss  die 
Zollangelegenheiten,  welche  den  Ausbruch  der  Zwistigkeiten  ver- 
anlassten,  sondern  es  handelte  sich  auch  noch  um  andere  Fragen. 

verwechselt  F.  Friedrich  I.  und  Friedrich  II.;  nicht  die  Höhe  der  Abgaben, 
wie  sie  während  der  Regierung  jenes  festgestellt  sind,  sollen  wieder  ein- 
geführt  werden,  sondern  die  unter  diesem  getroffenen  Normierungen.  Das 
Todesjahr  endlich  Friedrichs  II.  soll  nicht  bloss  für  die  Höhe  der  Zollbeträge, 
sondern  für  den  Umfang  des  Zollbestaudes  selbst  im  Reiche  massgebend  sein. 
— Auch  Nitxsch:  Oesch.  des  dtsch.  Volkes  III,  215  lässt  irrtümlicher 
Welse  die  Urkunde  nur  an  die  rheinischeu  Städte  geschickt  und  nur  die 
rheinischen  Ziille  aufgehoben  werden.  Dafür,  dass  Albrecht  bei  seiner  Mass- 
nahme das  ganze  Reich  im  Auge  hatte,  haben  wir  noch  einen  weiteren  Beleg 
in  einer  Urkunde  vom  10.  Mai  1301,  in  der  den  Ostfriesländern  mitgeteilt 
wird,  dass  Albrecht  rbendam&ls,  offenbar  im  Zusammenhang  mit  dem  Kriegs- 
manifest vom  7.  Mai,  den  Nürnberger  Landfrieden  erneuert  habe,  iu  welchem 
es  sich  vornehmlich  um  Abstellung  aller  ungerechten  Zölle,  Räubereien  und 
dergleichen  handele,  und  welchen  er  von  allen  beobachtet  wissen  wolle. 
(Bilhm.  Acta  nr.  555.  Kopp  a.  a.  0.  III,  2,  81). 

’)  Monachus  Fürsten!,  ap.  Böhm.  font.  1, 26:  „Igitur  quidam  priucipes 
videlicet  episcopus  Colon.,  ep.  Mogunt.,  dux  Havarie  et  quidam  alii  — suo 
coniunxorunt  dominio  — . His  Omnibus  praecepit  rex  obtentu  gratie  regie 
maiestatis,  ut  omnia  bona  regni,  qno  in  sua  retinent  potestate,  resignare  non 
negligant;  alioquin  si  huic  mandato  obviare  praesumpserint,  so  veile  agere 
durius  contra  eos.“  Chronic.  Colmar,  ebd.  II,  93:  „Tune  innior  (seil.  Ludo- 
vicus  dux  Bavarie)  se  contulit  ad  regem  Romanorum,  senior  vero  (seil.  Rudolfus 
comes  palatinus)  confederavit  se  arehiepiseopo  Moguntino.“  vgl  Cont.  Herrn. 
Altah.  ebd.  III,  658  ti.  Böhm.  Wittelsb.  Reg.  53. 

*)  Mon.  Fürst  a.  a.  O.  Chron.  Colm.  a.  a.  O.  Heinr.  Rebdorf  ebd. 
IV,  610.  Cont  Herrn.  Altah.  a.  a.  0. 
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um  andere  Gesetzwidrigkeiten  der  Fürsten.  So  Latten  diese  unter 
anderem  auch  Reichsgüter  in  Besitz  genommen,  auf  die  sie  gar 
kein  Anrecht  hatten.1)  Daher  erklärt  sich  denn  auch,  dass  wir 
in  unserer  Urkunde  vom  7.  Mai,  welche  nur  die  Erledigung  der 
Zollstreitigkeiten  anstrebt,  den  Pfalzgrafen,  der  uns  in  den  Quellen 
begegnet,  nicht  genannt  finden.  Er  hatte  offenbar  mit  den  Zöllen 
nichts  zu  thun  gehabt.  Unter  den  in  unserem  Kriegsmanifest 
genannten  Zollstätten  steht  denn  auch  keine,  welche  in  den 
Herrschaftsbereich  des  Pfalzgrafen  gehörte.5)  Diesem  Sach- 
verhalt entspricht  es,  wenn  das  Chronicon  Colmariense,*) 
welches  zunächst  besonders  von  den  Uneinigkeiten  zwischen  dem 
König  und  den  Fürsten  auf  dem  Gebiete  des  Zoll  wesens  be- 
richtet, deu  Pfalzgrafen  nicht  erwähnt,  sondern  ihn  erst  später 
in  anderem  Zusammenhang  aufführt.4)  Offenbar  hatte  der  König 
keine  Veranlassung,  in  demselben  Grade  über  den  Pfalzgrafen 
unwillig  zu  sein,  wie  über  die  anderen  Fürsten.  Darum  nannte 
er  ihn  auch  nicht  in  seiner  Kriegserklärung,  um  ihn  nicht  durch 
die  starken  Ausdrücke,  deren  er  sich  in  derselben  bediente,  zu 
beleidigen  und  dadurch  die  Aussöhnung  mit  ihm  zu  erschweren, 
wenn  nicht  unmöglich  zu  machen.  Mit  dem  Pfalzgrafen  kam 
denn  auch  zuerst  von  den  Fürsten  der  Friede  zu  stände  (20. 
Juli  1301).*) 

Sobald  Albrecht  mit  ihm  sich  verglichen  hatte,  zog  er  gegen 
den  Erzbischof  yon  Mainz  zu  Felde:  auch  ihn  brachte  er  zur 


')  Mon.  Fürst  a.  a.  O. 

*)  Von  diesen  gehörte  Lahnstein  dem  Krzbischof  von  Mains;  in  Ander- 
nach, Bonn.  Neuss  und  Berte  erhob  der  Kölner  Zölle.  Von  den  beiden 
übrig  bleibenden  Orten  zählt  Koblenz  zur  Trierer  Diözese,  während  Smit- 
husen  sich  nicht  genau  bestimmen  lässt.  Jedenfalls  kommt  es  für  den  Pfalz- 
grafen  nicht  in  Betracht.  Es  kann  nur  Köln  oder  Trier  zugewiesen  werden. 

•)  a.  a.  0. 

*)  Das  Zerwürfnis  dieses  mit  dem  König  war  wohl  nicht  so  schwer  wie 
bei  den  anderen  und  hatte  wohl  andere  Ursachen  mehr  privater  Art.  Nach 
dem  Chron.  wurde  er  infolge  von  Streitigkeiten  mit  seinem  Bruder  Ludwig 
auf  die  Seite  von  Albrechts  Gegnern  gedrängt.  Fälschlicher  Weise  bringt 
Ottokar  in  seiner  Reimchronik  auch  ihn  in  Beziehung  zur  Zollfrage  (Pez: 
Script,  rer.  Austriac,  vetees  III,  681). 

*)  Böhm.  Reg.  319.  Joh.  Vict.  ap.  Böhm.  font.  I,  349  t.  Mon.  Ftiratf. 
a.  a.  0.  Chron.  Colm.  a.  a.  0.  Heinr.  Rcbd.  a.  a.  O.  Cont.  Herrn.  Altah. 
a.  a.  0.  Böhm.  Witt.  Reg.  56. 
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Unterwerfung.  Am  21.  März  1302  kam  es  zum  Frieden,*)  in 
welchem  der  Erzbischof  auf  die  Zölle  zu  Lahnstein  und  auf  seine 
Unrechten  Zölle  Verzicht  leisten  musste.*)  Wenn  in  der  Friedens- 
urkunde von  mehreren  Zöllen  in  Lahnstein  die  Rede  ist  („die 
zulle  zu  L.“),  so  erinnern  wir  uns,  dass  der  Mainzer  hier  wirklich 
zwei  Zölle  zu  erheben  ermächtigt  worden  war;*)  deshalb  werden 
sie  im  Friedensinstrument  nicht  unter  die  „unrehten  zulle“  auf- 
genommen, sondern  besonders  genannt.  Albrecht  begnügt  sich 
nun  nicht  mit  der  Aufhebung  der  Lahnsteiner  Zölle  seitens  des 
Erzbischofs,  sondern  er  verlangt  noch  von  ihm  die  Auslieferung 
der  betreffenden  Briefe,  durch  welche  er  und  König  Adolf  ihm 
die  erwähnten  Zölle  verliehen  hatte.4)  In  dieser  Forderung 
äussert  sich  abermals  das  Radikale  seines  Verfahrens.  Er  wollte 
den  Erzbischof  für  alle  Zeiten  schädigen.  Da  er  befürchten 
musste,  dass  dieser  später  vielleicht  trotz  seines  Verzichtes  mit 
Berufung  auf  die  in  seinen  Händen  gebliebenen  königlichen  Ur- 
kunden seine  alten  Ansprüche  erneuern  würde,  wollte  er  ihm 
durch  Entziehung  derselben  auch  diese  Möglichkeit  llir  immer 
nehmen. 

Wenn  der  König  dann  fortfährt:  „und  waz  er  vuer  briffe 
hat  von  uns  und  von  kunic  Adolf  — die  sal  er  auch  Widder 
geben“,  so  muss  hiermit  eine  zweite  Kategorie  von  Briefen  ge- 
meint sein,  die  mit  den  Lahnsteiner  Zöllen  nichts  zu  thun  haben. 

Man  könnte  meinen,  dass  diese  Urkunden  sich  auf  ganz 
andere  Dinge  als  auf  Zölle  bezogen  hätten,  dass  dem  Erzbischof 
überhaupt  ihm  einst  verliehene  Privilegien  entzogen  werden 
sollten.  Allein  dem  ist  doch  nicht  so.  Wir  erinnern  uns,  dass 
nach  dem  Kriegsmanifest  vom  7.  Mai  der  Krieg  hauptsächlich 
wegen  der  Zoliungerechtigkeiten  des  Erzbischofs  geführt  wurde. 
Es  ist  daher  kaum  glaublich,  dass  dieser  nachher  mit  anderen 
Strafen  belegt  worden  wäre,  als  mit  solchen,  welche  sich  auf 

*)  Leg.  II,  477.  Bühm.  Reg.  377. 

*)  „Ez  ist  auch  gerettet  mer,  daz  der  vorgenante  erzbischove  die  zulle 
zu  Laynsteyn  und  waz  er  unrektor  zulle  hat.  lazzen  sul.“ 

*)  vgl.  oben  S.  96«. 

*)  „und  waz  er  darüber  briffe  hat  von  uns  und  kunic  Adolf,  die  aol  er 
widergeben.*  Diese  Worte  können  nur  auf  die  Lahnsteiner  Zölle  Bezug 
nehmen;  denn  Uber  die  ungerechten  Zölle  konnte  er  doch  keine  königlichen 
Urkunden  besitzen. 
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jene  Vergehungen  bezogen.  Auch  wäre  eine  Entziehung  etwa 
aller  Privilegien  eine  zu  ungeheuerliche  Strafe  gewesen.1)  Des- 
halb bin  ich  der  Ansicht,  dass  auch  die  an  zweiter  Stelle  ge- 
nannten Briefe  nichts  anderes  betreffen  als  Zollrechte;  hierfür 
spricht  schon  der  Umstand,  dass  sie  in  demselben  Paragraphen 
der  Friedensurkimde  erwähnt  werden,  welcher  die  Zollverhält- 
nisse regeln  soll.  Es  bleibt  nur  die  Frage,  auf  welche  Zölle 
dieselben  gehen  können.  In  der  Urkunde  vom  7.  Mai  droht 
der  König  mit  Aufhebung  aller  unrechtmässigen  Erhöhungen 
alter  Beträge,  aller  neuen  Zölle  und  dann  überhaupt  aller  Zölle, 
deren  Erhebung  den  Fürsten  nach  1250  gewährt  worden  war.*) 
Die  in  der  Friedensurkunde  vom  21.  März  1302  an  erster  Stelle 
genannten  und  zurückgeforderten  Briefe  bezogen  sich  auf  die 
Lahnsteiner  Zölle  des  Mainzer  Erzbischofs.  Wie  diese  bereits 
im  Kriegsmanifest  besonders  aufgeführt  wurden,  so  wird  auch 
jetzt  ihre  Aufhebung  ausdrücklich  erwähnt.  Die  an  zweiter 
Stelle  zurückverlangten  Briefe  werden  nun  meines  Erachtens  alle 
diejenigen  sein,  durch  welche  dem  Erzbischof  anderweitige  Zoll- 
verleihungen zu  teil  geworden  waren,  und  welche  der  Drohung 
vom  7.  Mai  1301  entsprechend  jetzt  wirklich  dem  Erzbischof 
entzogen  werden.  Freilich  hätte  dann  aber  der  König  nicht  die 
ganze  Strenge  seiner  Kriegserklärung  bewahrt.  Denn  nach  jener 


')  Freilich  erzählt  uns  da«  Chronicon  Satnpetrinum  (Geschichtsquellen 
der  Provinz  Sachsen  I,  141),  dass  der  König  dem  Erzbischof  alle  Lehen 
entzogen  hätte:  „Binge  civit&tem  archiepiscopi  cepit,  ornnia  que  eins  erant 
rapinis  et  inceudiis  devastans,  municiones  capiens  omniaque  bona  episcopi  et 
feoda  imperiali  protectione  privans,  quicumque  nobilium  ea  acquirere  possent, 
suis  litteris  ea  confinnavit.“  Allein  das  ist  sicher  übertrieben.  Von  einer 
Entziehung  der  Leben  ist  im  Frieden  keine  Rede.  Und  wenn  das  Chronikon 
den  Schein  erweckt,  als  ob  der  Erzbischof  das,  was  er  im  Laufe  des  Krieges 
eingebüsst  hatte,  für  immer  verloren  hätte,  so  widerspricht  auch  dieser  An- 
gabe die  Friedensurkunde,  in  welcher  wir  lesen:  .Auch  ist  geredt,  daz  wir 
und  der  bischof  vou  beyden  siten,  iz  sie  uns  selben  oder  unser  helfereu,  ieden 
man  Widder  inseczen  sal  in  sin  arbe,  iz  sie  bürg  oder  stad  oder  dorf  oder 
gericht  aller  hande  gut,  wie  iz  genannt  ist,  da  sal  man  ieden  man  wider  in 
seczen,  als  er  sass  vor  dem  krige.“  Dauernde  Schädigung  im  Besitzstand  erlitt 
der  Erzbischof  nur  hinsichtlich  der  Zölle. 

*)  „omnes  donaciones  — ordinaciones  theloneorum  — dictis  archiepis- 
copis  — a divo  patre  nostro  domino  Rudolfo  seu  aliis  nostris  inclitis  prede- 
cessoribus  et  a nobis  datas  — illis  dumtaxat  exceptis,  quae  per  dive  memorie 
Fridericum  — fuerunt  data  — , revocamus.“ 
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sollten  alle  nach  1250  erteilten  Zollprivilegien  kassiert  werden; 
jetzt  verlangt  aber  Albrecht  nur  seine  und  König  Adolfs  Briefe 
zurück.  Er  gab  hiermit  einer  gewissen  Milde  Kaum  und  kam 
hierdurch  dem  Erzbischof  in  etwas  entgegen. 

Dass  diese  Auffassung  betreffs  der  zweiten  Briefklasse  die 
richtige  ist,  scheint  aus  Folgendem  hervorzugehen.  Nachdem 
nämlich  Albrecht  in  einem  kurzen  Satze  den  Fall  vorgesehen 
hat,  dass  der  Erzbischof  nicht,  wie  verlangt  wird,  alle  Urkunden 
ausliefere,  sondern  die  eine  oder  die  andere  trotzdem  zurück- 
behalte, und  nachdem  er  bestimmt  hat,  dass  jeder  so  verheim- 
lichte Brief  seine  Rechtskraft  verlieren  solle,1)  fährt  er  fort: 
„waz  er  aber  briffe  hat  über  alte  bestedunge,  die  sal  er  be- 
halden.“  Im  Gegensatz  zu  der  im  vorhergehenden  verfügten 
Aufhebung  der  Lahnsteiner  und  der  anderen  neuen  Zölle  wird 
jetzt  verfügt,  dass  er,  wie  das  auch  schon  im  Kriegsmanifest 
vorgesehen  war,  im  Besitz  seiner  alten  Privilegien  bleiben  solle. 
„Alte  bestedunge“  aber  sind  alle  auf  die  vor  1250  eingesetzten 
Zölle  sich  beziehenden  Urkunden;  zu  diesen  kommen  nun  noch 
die  zwischen  1250  und  1291  neu  ausgefertigten  hinzu,  da  ja 
der  König,  abweichend  von  seineui  ursprünglichen  Plan,  that- 
sächlich  nur  seine  und  seines  Vorgängers  Zollprivilegien  für  un- 
gültig erklärt.  So  linden  wir  also  den  einzelnen  Punkten  der 
Kriegserklärung  entsprechende  Bestimmungen  in  der  Friedens- 
urkunde. 

Nach  dem  Abschluss  des  Friedens  zwischen  dem  König 
und  dem  Erzbischof  von  Mainz  zog  jener  im  Spätsommer  1302 
mit  bewaffneter  Macht  gegen  den  Erzbischof  von  Köln  zu  Felde.*) 
Am  24.  Oktober  desselben  Jahres  wurde  auch  diese  Fehde 
friedlich  beigelegt.*)  Der  Erzbischof  muss  alles  Reichsgut,  welches 
er  gewaltsam  an  sich  gerissen  hatte,  herausgeben4)  und  besonders 
hinsichtlich  seiner  Zölle  sich  dem  königlichen  Willen  fügen. 


')  „bohelt  er  aber  derselben  briffe  keinen,  die  sullen  alle  doit  sin  und 
tu  nichte.“ 

*)  Ann.  Colon.  SS.  XVII,  227.  Joh.  Vict.  a.  a.  O.  343.  Chron.  Sampetr. 
a.  a.  0.  Mun.  Fiirstf.  a.  a.  0.  26.  Heinr.  Rebd.  a.  a.  O.  510.  Ann. 
Mogunt.  SS.  XVII,  3. 

*)  Lacombl.  a.  a.  O.  III,  S.  14.  Böhm.  Reg.  405. 

*)  „Des  ersten,  daz  er  uns  widergebe,  was  man  errett,  daz  er  de« 
Riehes  gutes  bisher  bekumbert  und  gehoben  hat.“ 
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Zunächst  werden  drei  Fürsten  vom  König  erwählt,  welche  eine 
genaue  Untersuchung  darüber  anstellen  sollen,  in  wrie  weit  der 
Erzbischof  gerechte  Ansprüche  auf  den  Zoll  zu  Andernach  er- 
heben konnte;  den  Teil  desselben,  welcher  ihm  rechtlich  zustand, 
sollte  er  auch  weiterhin  behalten,  dagegen  von  allem,  was  über 
sein  Recht  hinausging,  ablassen.*)  Offenbar  handelte  es  sich  bei 
dem  Zoll  zu  Andernach  nicht  um  einen  gänzlich  neu  eingerichteten, 
sondern  nur  um  eine  Erhöhung  seines  alten  Betrages;  diesen  in 
Erfahrung  zu  bringen,  sollten  jene  Drei  ihre  Erkundigungen  bei 
den  rheinischen  Städten  einholen.  Ebenfalls  rechtswidrige  Er- 
höhung des  Zollbetrages  hatte  sich  der  Erzbischof  bei  dem  Zoll 
zu  Neuss  zu  Schulden  kommen  lassen;  auch  auf  diese  musste 
er  jetzt  verzichten.2)  Dagegen  musste  er  den  Zoll  zu  Bonn  und 
zu  Berke  völlig  aufgeben  ohne  Zweifel,  weil  er  hier  gar  keine 
Ansprüche  erheben  konnte;  sie  gehörten  zu  den  ganz  neu  an- 
gelegten Zöllen.8) 

Um  dem  Erzbischof  für  alle  Zukunft  die  Möglichkeit  zu 
nehmen,  mit  Berufung  auf  etwaige  königliche  Urkunden  seine 
Zollansprtiche  zu  erneuern,  musste  auch  er,  wie  der  Mainzer 
Erzbischof,  alle  seine  Urkunden  znrückgeben.4)  Ausserdem  musste 
der  Erzbischof  noch  geloben,  die  den  Kölnern  von  den  Königen 
verliehenen  Zollprivilegien  zu  beachten  und  namentlich  ihnen  an 
allen  ihm  gehörenden  Zollstätten  völlige  Zollfreiheit  zu  gewähren.5) 


’)  „und  sol  abtun  den  zol  — zu  Andernach,  also  daz  wir  dri  man  nemen 
von  den  funfen,  die  hernach  geschriben  stant  — , daz  die  uf  iren  eyt  ervaren 
solen  an  den  steten  von  Basel  den  Ryn  abe  bis  ze  Nüssen  uinb  erber  lüde  — , 
und  waz  si  ervarent,  daz  altes  rohtea  der  erzbischof  von  Kolen  an  dom  zolle 
— zu  Andernach  habe,  daz  soll  er  anhaltend  sin,  daz  ander  sol  absin.“ 

*)  .Doch  sol  her  behalten  den  zol  zu  Nüssen  nach  einen  alten  rehten; 
und  hat  er  daruf  iht  mer  gesazt,  daz  sol  er  ablazzen.“ 

*)  .Ouch  sol  der  vorgeu.  erzbischof  den  zolle  — ze  Bunnen  abtun.  — 
Ez  soll  auch  derselbe  erzbischof  den  zol  — zu  Berke  ablazzen.“ 

‘)  .und  sal  uns  widergeben  alle  brief  und  handveste  von  den  vorgenannten 
zollen,  die  im  sint  worden  von  kunik  Adolfen  und  von  uns,  und  sal  des 
Sicherheit  tun,  ob  er  keinen  brief  oder  hantveste  darüber  behielte,  daz  di 
hernach  kein  macht  haben  — .“ 

*)  Zufolge  dieser  dem  Erzbischof  abgedrungenen  Massregel  musste  dieser 
seine  Zustimmung  zn  dem  Versprechen  geben,  welches  der  Kiinig  den  Bürgern 
von  KiSln  1301  Februar  G gemacht  hatte.  Man  erkennt  daraus,  dass  der 
König  bei  den  Friedensschlüssen  auch  seine  Bundesgenossen  im  Kampfe 
gegen  die  Fürsten  nicht  vergase. 

W etitl,  Das  Zollrecht  der  deutschen  Könige.  3 


Digitized  by  Google 


114 


Wir  erinnern  uns,  dass  der  König  bereits  in  seinem  Kriegs- 
manifest dafür  sorgte,  dass  durch  seine  radikalen  Massregeln  das 
königliche  Zollrecht  in  keiner  Weise  Abbruch  erlitte,  dass  er 
vielmehr  sich  und  seinen  Nachfolgern  dasselbe  vorbehielt.1)  Dar- 
auf kam  er  im  Frieden  mit  dem  Kölner  Erzbischof  zurück.  Er 
liess  nämlich  die  Möglichkeit  bestehen,  dass  durch  ihn  oder  einen 
seiner  Nachfolger  die  soeben  dem  Erzbischof  abgesprochenen 
Zölle  wieder  eingesetzt  werden  könnten.  Aber  wenn  die  be- 
treffenden Zölle  wieder  Rechtskraft  erhalten  sollten,  so  musste 
eben  die  königliche  Genehmigung  zu  ihrer  Erneuerung  gegeben 
werden.  Man  sieht  ganz  gut,  dass  man  es  hierbei  mit  nichts 
anderem  als  dem  alten  Grundsatz  zu  tliun  hat:  „Ohne  den  König 
giebt  es  keinen  rechtlichen  Zoll  im  Reich.“ 

Darin,  dass  Albrecht  überhaupt  die  Möglichkeit  einer  späteren 
Wiederaufrichtung  der  damals  dem  Erzbischof  genommenen  Zölle 
ins  Auge  fasste,  lag  entschieden  eine  Milderung  seines  sonst  so 
strengen  Verfahrens.  Er  gab  damit  dem  Erzbischof  zu  ver- 
stehen, dass  er,  unter  der  Voraussetzung  anhaltender  Treue, 
wieder  die  volle  Gunst  des  Königs  sich  gewinnen  und  dadurch 
wieder  persönliche  Vorteile  erringen  könnte. 

Damit  aber  der  Erzbischof  sich  nicht  unterfange,  sein  Ver- 
sprechen zu  brechen  und  in  eigenmächtiger  Weise  doch  wieder 
seine  Zölle  einzufordern,  liess  sich  Albrecht  von  ihm  durch  die 
pfandweis  erfolgte  Auslieferung  seiner  Burgen  Aspel.  Rheinberg, 
Leydberg  und  Nuwenberg  Gewähr  leisten.  Diese  Burgen  sollte 
der  Domherr  Ludolf  von  der  Dycke  im  Namen  des  Königs  bis 
Weihnachten  1307  in  Besitz  halten;  derselbe  musste  sich  eidlich 
verpflichten,  darüber  zu  wachen,  dass  der  Erzbischof  nicht  doch 
einen  der  aufgehobenen  Zölle  wiedereinsetze.2)  Ausserdem 
wurden  auch  die  Bürger  von  Bonn  und  Berke  angehalten,  nicht 
zu  dulden,  dass  der  Erzbischof  an  diesen  Orten  gegen  den 
königlichen  Willen  wieder  einen  Zoll  einziehe;  ebenso  mussten 


')  „iure  nostro  et  imperii  in  Omnibus  semper  salvo“  hiess  es  damals. 

*)  Die  versöhnliche  Stimmung  des  Königs,  welche  sich  schon  darin 
zeigte,  dass  er  die  Wiederaufrichtung  der  verbotenen  Zölle  des  Erzbischofs 
als  nicht  ausgeschlossen  hinstellte,  kam  auch  darin  zum  Ausdruck,  dass  er 
nur  vier  Tage  nach  Abschluss  des  Friedens,  am  28.  Oktober,  die  Frist  der 
von  ihm  als  Oarantie  geforderten  Verpfändung  der  vier  Burgen  von  6 Jahren 
auf  drei  Jahre  reduzierte  (Böhm.  Acta  nr.  663). 
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die  Bürger  von  Neues  und  Andernach  geloben,  nicht  zugeben 
zu  wollen,  dass  der  Erzbischof  hier  einen  anderen  Zoll  eintreibe 
als  den  alten  rechtmässigen,  wie  er  ihm  von  den  drei  Schieds- 
richtern zuerkannt  werden  würde.  Schliesslich  sollen  eben  diese 
drei  nachl'orschen,  ob  der  Erzbischof  sonst  noch  irgend  wo  un- 
rechtmässige Zölle  eingezogen  habe,  damit  auch  diese  für  ungültig 
erklärt  werden  könnten. 

So  war  der  König  also  auch  diesem  Fürsten  gegenüber  zum 
Ziele  gelangt.  Es  blieb  ihm  nun  noch  übrig,  auch  den  Erzbischof 
von  Trier  zum  Gehorsam  zu  zwingen.  Im  November  1302  rückte 
Albrecbt  gegen  Trier  vor;1)  mit  diesem  machte  er  dann  sehr 
bald  seinen  Frieden.  Leider  ist  uns  die  über  ihn  ausgefertigte 
Urkunde  nicht  mehr  erhalten,  sodass  wir  über  die  Versprechungen, 
welche  der  Erzbischof  in  demselben  geben  musste,  nichts  Näheres 
erfahren.  Unsere  Quellen  aber  berichten  nur  ganz  allgemein, 
dass  sich  auch  der  Erzbischof  von  Trier  wieder  dem  königlichen 
Willen  gefügt  habe.5) 

So  hatte  der  Zwist  der  Fürsten  mit  dem  Könige,  der  soviel 
Unruhe  und  Verwirrung  im  Reiche  hervorgerufen  hatte,  glücklich 
sein  Ende  erreicht.  Mit  machtvoller  Hand  hatte  der  König  in 
die  eingerissene  Unordnung  im  Reiche  eingegriffen,  durch  sein 
schnelles,  energisches  und  zielbewusstes  Vorgehen  hatte  er  es 
verstanden,  im  Verlaufe  von  verhältnismässig  kurzer  Zeit  dem 
Reiche  die  langentbehrte  Ruhe  und  Ordnung  wiederzuschenken. 
Unter  dem  Schutz  des  Friedens  konnten  Handel  und  Wandel 
wieder  ungestört  ihren  Gang  gehen.3)  Mit  besonderem  Nachdruck 
hatte  Albrecht  sein  königliches  Recht,  das  Zollwesen  zu  regeln, 
wahrgenommen.  In  umfassender  und  radikaler  Weise  nahm  er 


')  Ann.  Colon,  a.  a.  0.  227.  Hit  km.  Reg.  409  a.  Goerz:  Reg.  der 
Erzb.  v.  Trier  62. 

*)  Ann.  Mogunt.  a.  a.  0.  Heinr.  Rebd.  a.  a.  O.  Mon.  Fürstf.  a.  a.  0. 

')  Mit  den  Worten:  „Posthec  nubo  proeliorum  depulsa  serenitaa  pacitf 
redit  et  serenitaa  et  tranquillitas  pacis  per  totam  Alemanniam  propagatur“ 
ackliesst  der  Mon.  Fürstf.  a.  a.  0.  seinen  Bericht  Uber  den  Krieg  von  1301; 
und  in  den  Ann.  Colon,  a.  a.  0.  lesen  wir:  .Et  Rhenus  apertua  est  et  naves 
ascendere  vel  descenderc  libere  potuerunt.“  Freilich  hat  dieser  Friedens- 
zustand am  Rhein  nicht  lange  gedauert.  Dieselben  Ann.  erzählen:  .Rhenus, 
quam  rex  Albertus  apperuerat,  quod  omnis  volens  ascendere  et  descendere 
poterat,  hunc  milites  terrae  clauserunt,  quod  nultus  mercatorum  fuit  in  Rheno 
amplius  comparere.“ 

s* 
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die  Ordnung  dieser  Verhältnisse  in  die  Hand.  Im  grossen  Mass- 
stabe  suchte  er  die  vielen  teils  durch  gewaltthätige  Handlungen 
seitens  der  Fürsten  teils  durch  allzu  freigiebige  Verleihungen, 
um  nicht  zu  sagen  Verschleuderungen,  seitens  der  Könige  dem 
Reiche  entzogenen  Zollgüter  wieder  an  dieses  zurückzubringen. 
So  kann  das  Verhalten  Albrechts  I.  nicht  verfehlen,  auf  jeden 
aufmerksamen  Beobachter  grossen  Eindruck  zu  machen  und  ihm 
vollste  Anerkennung  abzunötigen.  Diese  wird  freilich  in  etwas 
leiden,  wenn  man  nach  den  Motiven  fragt,  welche  den  König 
zu  diesem  Vorgehen  bestimmt  haben  können.  Denn  man  wird 
sich  der  Erkenntnis  nicht  verschliessen  dürfen,  dass  Albrecht 
nicht  ausschliesslich  im  Interesse  der  königlichen  Macht  als 
solcher  gegen  die  Fürsten  eingeschritten  ist,  sondern  dass  dabei 
ein  rein  persönliches  Interesse  mit  im  Spiele  war;  ja  man  könnte 
vielleicht  sogar  zweifelhaft  sein,  welcher  dieser  beiden  Beweg- 
gründe das  ausschlaggebende  Moment  für  ihn  gewesen  sei.  Er 
fühlte  sich  für  seine  Person  durch  das  Benehmen  der  Fürsten 
beleidigt,  ja  sogar  in  seiner  Stellung  selbst  bedroht,  und  mehr 
vielleicht  um  diese  seine  Rache  fühlen  zu  lassen,  als  um  dem 
Reiche  und  der  königlichen  Macht  als  solcher  Vorteile  zu  erringen 
und  ihr  Ansehen  und  ihre  Rechte  zu  stärken  und  zu  schützen, 
ging  er  so  radikal  gegen  die  Aufrührer  vor.  Dass  aber  auch 
der  letztere  Zweck  ihn  in  seinem  Handeln  bestimmt  hat,  soll 
und  darf  nicht  geleugnet  werden ; ')  es  bleibt  immerhin  ein  nicht 
hoch  genug  anzuschlagendes  Verdienst  Albrechts  I.,  dass  er  vor 
einem  energischen  Vorgehen  gegen  das  selbstische  Verfahren  der 
Fürsten,  die  seit  langem  nur  zu  sehr  gewohnt  waren,  bloss  ihr 
eigenes  Interesse  wahrzunehmen,  nicht  zurückschreckte,  und  dass 
er  Mittel  und  Wege  fand,  den  Fürsten  zu  zeigen,  was  der  König 
noch  über  sie  vermochte,  wenn  er  nur  ernstlich  seine  Rechte 
auszunützen  strebte. 

Die  Handlungsweise  Albrechts  war  eine  schroffe  und  rück- 
sichtslose gewesen,  wie  er  selbst  wohl  nachher  gefühlt  haben 


■)  Fischer:  Gesch.  des  dtsch.  Handels  II,  78  urteilt  zu  einseitig,  wenn 
er  in  Altrecht»  Vorgehen  gegen  die  rheinischen  Fürsten  nur  die  Wirkung 
der  Privatrache  wegen  des  gehinderten  Feldzuges  gegen  die  Niederländer 
sieht.  So  kleinliche  Motive  haben  diesen  König  denn  doch  nicht  ausschliess- 
lich bewegt;  auch  stand  ja  vielmehr  damals  für  Aibrecht  auf  dem  Spiel  als 
das  Zustandekommen  eines  Feldzuges. 


Digitized  by  Google 


117 


mag,  sodass  er  schliesslich  etwas  mildere  Seiten  aufzog.  *)  Wenn 
er  aber  überhaupt  zum  Ziele  kommen  wollte,  so  musste  er  mit 
der  grössten  Energie  gegen  die  Fürsten  auftreten.  Ich  kann 
daher  Falkes5)  Ansicht  nicht  beipflichten,  die  dahin  geht,  dass 
„zum  Nachteil  für  das  Reichszollwesen  und  den  allgemeinen 
Verkehr  Albrechts  Sinn-  und  Handlungsweise  zu  schroff  und 
gewaltsam“  gewesen  sei.  Es  ist  vielmehr  zu  bedauern,  dass 
erstens  Albrecht  sehr  bald  durch  andere  Interessen,  namentlich 
durch  sein  Verhältnis  zur  Kurie*)  in  Anspruch  genommen  wurde, 
sodann  aber  dass  seine  Regierungszeit  zu  kurz  war,  um  das, 
was  er  begonnen  hatte,  auch  weiter  zu  führen.  Mit  einem 
Schlage,  durch  ein  einziges,  wenn  auch  noch  so  glückliches  Unter- 
nehmen konnte  der  zunehmenden  Zersetzung  des  Reichskörpers 
und  der  Absonderung  der  Grossen  nicht  gesteuert  werden,  sondern 
es  hätte  dazu  einer  langen  Arbeit  bedurft.  Wenn  daher  die 
spätere  Entwicklung  den  Bemühungen  Albrechtg  I.  so  wenig 
entsprochen  hat,  so  liegt  die  Veranlassung  davon  nicht  in  dem 


')  Wir  haben  schon  oben  darauf  hingewiesen.  Hatte  Albrecht.  i.  B. 
1301  alle  nach  1250  angelegten  Zölle  für  ungültig  erklärt,  ohne  für  sie  die 
Möglichkeit  de»  Rcchtsbeweises  offen  zu  lassen,  so  ging  er  bereits  in  den 
Friedensschlüssen  von  dieser  radikalen  und  in  der  That  ungerechten  Maas- 
regel ab,  indem  er  nur  seine  und  seines  Vorgängers  Privilegien  kassiert«. 
Hiermit  steht  im  Einklang,  dass  er  in  dem  1303  in  Nürnberg  erneuerten 
Landfrieden  Rudolfs  I.  vom  Jahre  1287  alle  neuen  und  ungerechten,  seit 
1260  eingeforderten  Zölle  aufhob  d.  h,  alle  diejenigen,  welche  nicht  als 
rechtmässig  erwiesen  werden  konnten  („Es  sey  dau  dass  er  bereden  rnttg  vor 
dem  reich,  dass  er  ihn  zu  recht  heben  sulle“ : Neue  und  vollständige 
Sammlung  der  Reichsabschiede  I,  38).  Hiermit  ward  durch  ihn  der 
Weg  des  Rechtabeweises  wieder  eröffnet. 

*)  a.  a.  0.  S.  42. 

*)  Der  Papst  war  mit  dem  König  vollkommen  zerfallen  and  wollte  von 
ihm  nichts  wissen,  ja  er  drang  auf  seine  Absetzung  vgl.  Mücke  a.  a.  0. 
119  f.  In  dem  Streit  der  Fürsten  mit  dem  König  hatte  sich  der  Papst  auf 
die  Seite  jener  gestellt  und  so  die  Hoffnung  aller  vernichtet,  welche  glaubten, 
dass  der  König  mit  päpstlicher  Hilfe  schneller  und  besser  zum  Ziele  gelangen 
würde  (vgl.  oben  8.  98 — 100).  Dieser  Ansicht  hatte  auch  der  König  selbst 
gehuldigt  und  sich  deshalb  vor  Beginn  des  Krieges  beim  Papst  über  die 
Fürsten  beschwert.  Chron.  Cohn.  a.  a.  O.  93:  .Rex  — significavit  pape, 
quod  domini  archiepiscopi  supra  Rhenum  fiuvium  per  telonium  ininstas  oiactiones 
facerent  et  totam  terram  graviter  perturbarent.  Episcopns  papa  corrigere 
tarda  vit.“ 
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zu  schroffen  Verfahren  dieses  Königs,')  sondern  in  der  Kürze 
seiner  Regierung. 

Vor  allem  aber  wurde  es  für  die  von  Albrecht  erstrebte 
Regelung  des  Zollwesens,  welche  bei  energischer  Durchführung 
für  das  Reich  hätte  segensreich  werden  können,  verhängnisvoll, 
dass  seine  Nachfolger  die  von  ihm  gewiesene  Bahn  verliessen 
und  seine  Schöpfungen  wieder  anfhoben.  Namentlich  gilt  dies 
von  Albrechts  unmittelbarem  Nachfolger,  Heinrich  VII. 


VII. 

Die  Zeit  von  Heinrich  VII.  bis  auf  Karl  IV.  (1356). 

Nicht  nur,  dass  dieser  bei  seinem  Regierungsantritt  die 
Kurfürsten,  Fürsten,  Prälaten  und  Städte,  wie  das  ja  die  Könige 
von  je  her  gethan  hatten,  aufs  reichste  mit  Geschenken  und 
Gnadenbezeugungen  aller  Art  bedachte,*)  sondern  unbekümmert 
um  des  Reiches  Vorteil  gab  er  dabei  auch  alles  wieder  auf,  was 
Albrecht  I.  diesem  in  mühevollem  Kampfe  zurückgewonnen 
hatte.3)  So  bestätigte  er  am  1.  September  1310*)  dem  Erzbischof 
Heinrich  II.  von  Köln  die  Zölle  zu  Andernach,  Bonn  und  Neuss, 
indem  er  die  frühere  Verzichtleistung  des  Erzbischofs  Wikbold 
auf  dieselben  für  erzwungen  erklärte.*)  Weil  die  Aufhebung 
der  betreffenden  Zölle  durch  Albrecht  I.  der  Kölner  Kirche  zum 
Schaden  gereiche,  und  weil  der  König  nur  darauf  bedacht  war, 


')  Fiir  xu  schroff  sah  es  unter  anderen  Klemens  V.  an;  im  Jahre  1306 
Dez.  25  ermächtigte  er  den  Erzbischof  von  Köln,  den  Zoll  in  Bonn  und  in 
Andernach  wiederzuerheben,  weil  der  Verzicht  Wikbolds  von  Köln  nur  ein 
gewaltsam  erzwungener  gewesen  sei  (Lacombl.  a.  a.  0.  IH  nr.  50). 

*)  vgl.  Kopp  a.  a.  0.  IV,  1,  27  ff. 

*)  Hnber  a.  a.  O.  II,  101. 

*)  Lacombl.  a.  a.  0.  IH,  66.  Böhm.  Reg.  288.  Kopp  a.  a.  0.  IV, 
1,  34.  Huber  a.  a.  0.  II,  101. 

•)  .renuntiatum  si  qua  bono  memorio  Wicboldus  Oolon.  archiepiscopus 
— de  aliqnibus  theloneis  praefatis  in  manus  — Alberti  quondam  Romanorum 
regis  — metu  ad  hoc  ut  dicitur  inductus  per  eundem  regem  fuisse  dicitur, 
quam  cum  talis  renunciatio  in  dampnum  et  praeiudicium  ecclesiae  Colon,  cedero 
non  debeat,  tolliraus.“ 
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diesen  Kurfürsten  für  die  ihm  bei  seiner  Thronerhebuug  und 
auch  sonst  bewiesene  Treue  zu  belohnen,  giebt  der  König  wieder 
alles  preis,  was  sein  Vorgänger  erreicht  hatte.  Besonders  her- 
vorzuheben bleibt  hierbei,  dass  Heinrich  in  seiner  Urkunde  auf 
jene  Aeusserung  des  Papstes')  Bezug  nimmt,  in  welcher  dieser 
jenen  Verzicht  des  Erzbischofs  Wikbold  für  null  und  nichtig 
erklärte,  weil  derselbe  sich  dazu  nur  „per  vim  et  metum“  ver- 
standen habe.’)  Offenbai-  hat  dieser  päpstliche  Erlass  bei  der 
königlichen  Verordnung  von  1310  mitgewirkt;  der  König  wollte 
hierdurch  gleichzeitig  den  Papst  für  sich  gewinnen,  dessen  Ein- 
mischung in  die  inneren  Angelegenheiten  des  Reiches  damit  die 
Genehmigung  des  Königs  gefunden  hatte.  Dass  aber  hierin  eine 
Schädigung  des  Reiches  und  des  königlichen  Ansehens  und  der 
königlichen  Macht  lag,  braucht  nicht  weiter  hervorgehoben  zu 
werden. 

Wie  der  Erzbischof  Heinrich  von  Köln,  so  wurden  auch 
der  Erzbischof  Peter  von  Mainz  und  Balduin  von  Trier  mit  den 
verschiedensten  Zollprivilegien  bedacht.*) 

In  der  freigiebigsten  Weise  also  verfügte  Heinrich  VII.  über  die 
dem  Reiche  gehörigen  Zollstätten  und  vergabte  sie  an  die  Grossen 
des  Reiches  und  zum  Teil  auch  an  die  Städte,  um  den  Wahl- 
fürsten ihre  Wahlunkosten  zu  ersetzen  und  sich  die  Treue  möglichst 
vieler  Reichsglieder  zu  erwerben.  Von  einer  eingehenderen,  all- 
gemeinen gesetzlichen  Ordnung  des  Zollwesens  finden  wir  unter 
Heinrich  VII.  fast  keine  Spur. 


’)  vgl.  oben  S.  118  Anm.  >> 

*)  „m&xime  cum  etiam  aanctiaaimua  in  chriato  pater  — Clemens  papa  T. 
eundem  archiepiecopom  et  eccleaiam  Colon,  per  litteraa  sedis  apoatolicae 
contra  reuunciationem  praefatam  ad  ponaeaainnem  vel  quasi  iuria  percipiendi 
thelonea  praefata  restituerit.“  Kopp  a.  a.  0.  IV,  1,  34  N.  10  zitiert  zu 
dieser  Urkunde  auch  die  entsprechende  Nummer  aua  Böhmers  Reg.  (nr.  288), 
bemerkt  aber  fälschlicher  Weiae  dazu,  dass  hier  nicht  auf  daa  päpstliche 
Schreiben  hingewiesen  worden  sei,  was  thatsächlich  doch  dm-  Fall  ist. 

*)  So  1309  Jan.  14  der  Erzb.  v.  Mainz:  Böhm.  Acta  nr.  584  u.  Reg.  10. 

1310  Aug.  26  „ „ „ „ Gudenua  a.  a.  O.  EU,  63.  Böhm. 

Reg.  nr.  283  (S.  279). 

1310  Sept.  4 „ „ „ „ Böhm.  Acta  nr.  617  u.  Reg.  297. 

vgl.  Kopp  a.  a.  O.  IV,  1,  30  ff.  Dominicas:  Baldewin  v.  Lützel- 
bürg,  ’Erzb.  v.  Trier  S.  76  ff. 
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Nur  einmal,  soviel  ich  sehe,  kam  es  unter  ihm  zu  einer 
Aeusserung  Ober  das  dem  König  im  Zollwesen  zustehende  Recht. 

Als  nämlich  Heinrich  1310  September  5 in  Speier  zu  Ge- 
richt sass,  erging  vor  ihm  durch  die  Erzbischöfe  von  Köln  und 
Mainz,  den  Bischof  von  Speier  und  andere  Fürsten  und  Grafen 
der  Rechtsspruch,  dass  kein  Fürst  einer  Stadt  Zollfreiheiten  ver- 
leihen dürfe  ohne  Bewilligung  und  Erlaubnis  des  Königs.  Dieser 
Spruch  war  durch  folgenden  besonderen  Fall  veranlasst  worden. 
Der  Graf  Reinald  von  Geldern  und  seine  Vorfahren  hatten  einige 
Städte,  besonders  die  Stadt  Zütphen  ohne  königliche  Ermächtigung 
von  der  Zahlung  des  Zolles  zu  Lobbede  befreit,  welchen  der 
Graf  vom  Reiche  zu  Lehen  trug.  Da  hierin  eine  Minderung 
des  Lehens  lag,  dadurch  also  das  Reich  geschädigt  wurde,  wurde 
auf  Grund  obigen  Rechtsspruches  die  Befreiung  der  Städte  wieder 
rückgängig  gemacht.  Der  Graf  wurde  angehalten,  dieselbe  zu 
widerrufen  und  die  den  Städten  darüber  erteilten  Privilegien  und 
Urkunden  wieder  einzufordern.1)  Im  übrigen  galt  der  in  dem 
Spruche  aufgestellte  Grundsatz  nur  hinsichtlich  derjenigen  Zoll- 
inhaber, welche  ihre  Zölle  vom  Reiche  nicht  zu  eigen,  sondern 
nur  zu  Lehen  empfangen  hatten.’)  Diejenigen  Zollbesitzer  da- 
gegen, welche  ihre  Zölle  zu  vollem  Eigentum  erhalten  hatten, 
durften  schon  in  den  ältesten  Zeiten  Zollfreiheiten  für  sie  erteilen. 


*1  Leg.  IL  500  f.  Böhm.  Reg.  303.  Kopp  a.  a.  O.  IV,  1,  41. 
Berchtold  a.  a.  0.  S.  99  ff.  Eine  eigentümliche  Auffassung  von  dieser 
Urkunde  hat  Falke  a.  a.  O.  S.  43.  Er  sieht  nämlich  in  ihr  eine  Partei- 
nahme des  Königs  für  das  Zollrecht  der  Landesherm  gegen  die  Städte  und 
lässt  die  Befreiung  der  Stadt  Zütphen  vom  Zoll  zu  Lobith  dem  Grafen  von 
Geldern  zu  Gefallen  aufgehoben  werden,  da  seine  Vorfahren  nicht  die  Be- 
fugnis gehabt  hätten,  ein  Reichsgut  ohne  Willen  des  Kaisers  zu  schmälern. 
Diese  Ansicht  widerspricht  dem  Wortlaut  unserer  Urkunde  aufs  aller  ent- 
schiedenste. Denn  nach  ihr  hatten  der  Graf  selbst  und  nicht  nur  seine  Vor- 
fahren in  widerrechtlicher  Weise  solche  Zollbefreiungen  vorgenommen;  diese 
werden  widerrufen,  nicht  weil  der  Graf  darunter  zu  leiden  hatte,  sondern 
weil  das  Reich  Einbusse  erfuhr  („cum  spectabilis  vir  R.  comes  Gelrie  suique 
predecessores  concesserint  quibusdam  oppidis  — sine  manu  et  consensu  prae- 
decessorum  nostrorum  — et  nostro,  quod  de  solutione  thelonei  solvendi  apud 
Lobbede,  quod  — idem  comes  a nolis  tenet  et  imperio,  debeant  libcri,  et  cum 
ex  huius  modi  concessione  ipsum  feodum  diminuatur  in  nostrorum  et  imperii 
praeiudicium  — , eandem  concessionem  sive  libertatem  per  eundem  comitem 
ac  suos  praedecessores  factas  illigitime  carere  viribus  — “). 

*)  vgl.  Schröder  a.  a.  0.  511  n.  54. 
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Eine  praktische  Anwendung  von  dem  dem  König  durch  den 
Rechtsspruch  zugestandenen  Recht  machte  derselbe,  indem  er  noch 
an  demselben  Tage  dem  Grafen  von  Geldern  gestattete,  von  den 
durch  das  Fürstengericht  soeben  kassierten  Stadtrechten  soviel 
wieder  zu  erteilen  oder  vorzuenthalten,  als  er  wolle.1)  Gewährte 
nunmehr  der  Graf  solche  Freiheiten,  wie  sie  durch  den  Spruch 
vom  5.  September  rückgängig  gemacht  worden  waren,  so  that 
er  es  jetzt  mit  königlicher  Erlaubnis;  diese  war  aber  in  jenem 
Spruche  gefordert  worden,  wenn  anders  die  erteilten  Zollbefreiungen 
rechtsgültig  sein  sollten. 

Aehnliche  Bahnen  wie  Heinrich  VII.  schlug  auch  sein  Nach- 
folger Ludwig  der  Baier  ein.  So  machte  er  bereits  vor  der 
Wahl  dem  Erzbischof  von  Trier  1314  September  20  mehrere 
Versprechungen,  unter  anderem  auch  bezüglich  der  Zölle,  deren 
Erfüllung  er  in  Aussicht  stellte,  sobald  er  auf  den  Thron  gelangt 
sein  würde.  Zunächst  gestattet  er  ihm  und  seinen  Nachfolgern 
in  Boppard  von  jedem  Fuder  Wein  vier  grosse  Turnosen  zu 
erheben ; ausserdem  gesteht  er  ihm  eine  Erhöhung  des  Koblenzer 
Zollbetrages  zu  und  schliesslich  verspricht  er  ihm  keinen  neuen 
Zoll,  sofern  er  nicht  vor  Rudolfs  I.  Tode  bereits  erhoben  worden 
war,  innerhalb  des  erzbischöflichen  Gerichtsbezirkes  und  auch 
nicht  von  Wesel  bis  Hammerstein  zu  errichten  oder  einziehen 
zu  lassen  ohne  des  Erzbischofs  Willen.*) 

Was  zunächst  den  dem  Erzbischof  zu  Boppard  gewährten 
Zoll  betrifft,  so  wird  Boppard  als  zu  Trier  gehörig  bezeichnet. 
Da  es  früher  Reichszollstätte  war,  so  entsteht  die  Frage,  wann 
es  Trierisch  geworden  ist.  In  dem  Kriegsmanifest  Albrechts  I. 
vom  7.  Mai  1301  wird  unter  den  namentlich  aufgeführten  Zoll- 
stätten Boppard  nicht  erwähnt;  bei  der  Wichtigkeit  dieses  Ortes 
für  das  Zollwesen  wäre  es  sicher  geschehen,  wenn  es  damals 
bereits  zu  Trier  gehört  hätte.  Dass  es  früher  einer  von  den 
unmittelbar  unter  König  und  Reich  stehenden  Orten  gewesen 
war,  geht  daraus  hervor,  dass  es  uns  so  und  so  oft  als  Reichs- 
zollstätte begegnet;  auch  wird  es  uns  im  Jahre  1156  als  unter 
der  Jurisdiktion  Ludwigs  von  Arnstein  stehend  genannt,  der 


’)  Böhm.  Eeg.  304.  Kopp  a.  a.  O. 

’)  Winkelmann:  Acta  imperii  ined.  II,  774  f.  Kopp  a.  a.  0.  IV,  2,  52. 
Rieiler:  öescb.  Bayerns  II,  307. 
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diese  im  Namen  des  Kaisers  als  kaiserlicher  Präfekt  ausübte.1) 
Im  Jahre  1300  wurde  dann  durch  Albrecht  I.  den  Städten 
Oppenheim,  Boppard,  Wesel  u.  a.  Ulrich  von  Hanau  zum  „ad- 
vocatus  et  praefectus  provincialis  imperii“  gesetzt.1)  Auch  da- 
mals also  unterstand  Boppard  nocli  direkt  der  kaiserlichen  Gewalt. 
In  einer  Urkunde  nun  vom  27.  Dezember  1357  sagt  Karl  IV: 
„Wan  seeliger  gedächtnis  der  durchlauchtige  roem.  kayser  — 
unser  Vorfahren  an  dem  heil.  Reich  den  erwurdigen  unseren 
vettern  seeligen  erzbischofen  Balduino  — für  eine  summe  gelts 
verpfendt  und  verschrieben  haben  Wesell  und  Bopardten,  des 
Reichs  statte  mit  ihrem  zugehör  — .“*)  Hiernach  kam  also 
Boppard  unter  Erzbischof  Balduin  an  Trier.  Dieser  aber  trat 
sein  Amt  im  Jahre  1307  an.  Nun  erfahren  wir  weiter  aus  einer 
Urkunde  Heinrichs  VII.  (1312  Juli  18), 4)  dass  dieser  König  in 
Anbetracht  der  Verdienste  Balduins  um  König  und  Reich  ihm 
zur  Belohnung  eine  Summe  von  12000  Pfund  schenkte,  „pro 
quibus  opida  et  castra  nostra  et  imperii  videlicet  Bopardiam  et 
Wesaliam  sibi  obligavimus.“  Im  Jahre  1312  also  fand  die  erste 
Verpfändung  Boppards  an  Trier  statt,*)  aber,  wie  es  in  der  Ur- 
kunde heisst:  „regalibus  et  vassallornm  fidelitatibus  exceptis.  — 
Ex  habundanti  nihilominus  reservamus  nobis  et  imperio  theloneum 
Rheni  et  monetam  nostram  in  opidis  memoratis.“  Demnach  waren 
die  Regalien  nicht  in  die  Verpfändung  eingeschlossen,  sondern 
dem  Reiche  Vorbehalten  worden.*)  Zu  diesen  gehörte  an  und 
für  sich  schon  der  Zoll,  zumal  es  sich  hier  um  einen  Reichszoll 
im  strengsten  Sinne  des  Wortes  handelte.  Dass  er  noch  be- 
sonders aufgeführt  wird,  beweist,  dass  er  zu  den  wichtigsten 
Reichszöllen  gehörte.  War  aber  einmal  die  Stadt  Boppard 


')  Hontheim:  Hist.  Trev.  dipl.  I,  575. 

’)  Hontheim  a.  a.  O. 

*)  ebd.  II,  204. 

4)  Günther  a.  a.  0.  III.  nr.  53.  Böhm.  Reg.  500.  Dominieus 
a.  a.  O.  119. 

*)  Einige  Jahre  zuvor  (1309  Sept.  28)  hatte  Heinrich  bereits  dem  Erz- 
bischof von  Trier  die  Verwaltung  der  beiden  Städte  übertragen:  Günther 
a.  a.  0.  III,  nr.  37.  Böhm.  Reg.  172.  Ergänz,  p.  XXXTV.  Dominicas 
a.  a.  0.  77.  Kopp  a.  a.  0.  IV,  1,  31. 

•)  Es  ist  also  nicht  genau,  wenn  Karl  IV.  1357  die  Verpfändung  der 
Städte  „mit  ihrem  zugehör  und  mit  den  mannen  daselbst“  erfolgt  sein  lässt. 
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Trierisch  geworden,  so  ist  es  nur  zu  erklärlich,  dass  der  Erz- 
bischof danach  trachtete,  auch  den  dortigen  Zoll  in  seine  Hand 
zu  bekommen.  Und  diesem  Wunsche  kam  Ludwig  der  Baier 
im  Jahre  1314  in  seinen  Wahl  Versprechungen  entgegen.1)  Der 
Erzbischof  hatte  damit  erreicht,  was  er  wollte.*) 

Ausser  dem  dem  Erzbischof  von  Trier  gemachten  Versprechen 
Ludwigs  bezüglich  des  Bopparder  Zolles  verdient  vor  allem  das 
weitere  noch  besondere  Beachtung,  wonach  Ludwig  sich  bei  jeder 
Neuanlage  innerhalb  des  erzbischöflichen  Gebietes  und  zwischen 
Wesel  und  Hammerstein  fortan  nach  dem  Willen  des  Erzbischofs 
richten  will.*)  Darin,  dass  er  dem  Erzbischof  bei  Neueinrichtung 
eines  Zolles  auf  seinem  Gebiete  Rat  und  Stimme  einräumte,  lag 
nichts  Neues;  denn  dieses  Recht  stand  ja  dem  Erzbischof  wie 
allen  geistlichen  Fürsten  seit  dem  Privileg  Kaiser  Friedrichs  II. 
vom  Jahre  1220  zu.  Dagegen  war  es  ein  entschieden  neues 
Zugeständnis  des  Königs  an  den  Erzbischof,  wenn  er  diesem 
eine  Art  Mitregierung  in  Zollangelegenheiten  auch  für  Gegenden 
einräumte,  welche  nicht  zu  seinem  Machtgebiet  gehörten. 

Die  von  Ludwig  dem  Erzbischof  damals  erteilte  Konzession 
enthält  einen  doppelten  Sinn.  Zunächst  — und  das  war  die 
Hauptsache  — bot  sie  dem  Fürsten  einen  persönlichen,  materiellen 
Vorteil.  Dieser  bestand  darin,  dass  der  Erzbischof  alle  Waren, 
welche  er  durch  jene  Gegenden  führen  würde,  zollfrei  trans- 
portieren konnte.  Wenn  nämlich  der  König  ihm  versprach,  dass 
er  ohne  seine  Zustimmung  in  jenen  Gebieten  keinen  Zoll  neu 
anflegen  wollte,  so  kann  man  sich  die  Sache  zunächst  so  vor- 

*)  Wenn  Ludwig  bestimmt:  ,,quod  idem  archiepiscopus  et  sui  successores 
levare  possint  et  percipere  in  Bopardia  seu  eius  distrietu  quatuor  thuronen- 
sinm  gToesorum  de  qualibet  carrata  vini  et  de  aliis  mereimoniis  per  Reni 
alveum  transeuntibus  iuxta  consuetam  taxacionem“,  so  ist  mit  dieser  alten 
Taxe  diejenige  gemeint,  welche  bisher  dem  Bopparder  Reichszoll  zu  Gründe 
gelegen  hat.  Oie  4 Turnosen  waren  der  alte  Satz,  welcher  in  Boppard  für 
jedes  Puder  Wein  und  die  anderen  Waren  zu  entrichten  war.  Diese  flössen 
jetzt  aber  nicht  mehr  in  die  Reichskasse,  sondern  waren  an  den  Erzbischof 
zu  zahlen. 

*)  Somit  war  Boppard  ganz  in  den  Besitz  von  Trier  übergegangen,  aus 
einer  Reichsstadt  eine  landesherrliche  geworden. 

s)  „Item  promittimus.  quod  nullum  theloneum  novum,  quod  receptum 
non  fucrit  a tempore  Rudolfi  citra,  infra  districtum  eius,  iurisdictionem  aut 
conductum  in  aqua  nec  in  terra  ponemus  nec  recipi  peraittemui  nec  etiam 
de  Weealia  usqno  ad  Hainerstein  inclusive  sine  eius  voluntate." 
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stellen,  dass  das  Zustimmungsrecht  des  Erzbischofs  nur  insoweit 
in  Betracht  kam,  als  er  selbst  durch  die  betreffende  neue  Zoll- 
anlage zu  neuen  Abgaben  gezwungen  worden  wäre.  Darin  lag 
natürlich  immer  eine  Schädigung  seinerseits,  und  so  war  klar, 
dass  er  einer  solchen  Zollerhebung  nie  seinen  Konsens  erteilen 
würde;  es  hatte  also  für  ihn  dieses  Zugeständnis  den  Wert  einer 
vollkommenen  Zollbefreiung  in  jenen  Gegenden,  soweit  es  sich 
um  erst  anzulegende  Zölle  handelte.  Nun  wäre  an  sich  denk- 
bar, dass  der  König  von  allen  anderen  ausser  dem  Erzbischof 
neue  Zollabgaben  an  den  betreffenden  Orten  einzufordern  das 
Recht  gehabt  hätte,  ohne  den  Erzbischof  um  seine  Einwilligung 
angeheu  zu  müssen.  Allein  das  liegt  keineswegs  in  den  ange- 
führten Worten  Ludwigs;  in  seinen  Wahl  Versprechungen  ist  nicht 
nur  von  einer  Zollfreiheit  des  Erzbischofs  von  Trier  die  Rede, 
sondern  es  heisst  ganz  allgemein,  dass  der  künftige  König  in 
jenen  Gegenden  keinen  neuen  Zoll  einfordern  werde  „sine  volun- 
tate  archiepiscopi“.  Mit  anderen  Worten;  Der  König  verzichtet 
für  einen  bestimmten  Distrikt  im  Reiche  auf  sein  unbeschränktes 
Zolleinsetzungsrecht,  wo  ihm  dasselbe  noch  immer  zugestanden 
hätte;  er  ränmt  für  denselben  dem  Erzbischof  von  Trier  Rat 
und  Stimme  bei  allen  künftigen  Zollanlagen  ein.  Hieraus  er- 
wuchs für  den  letzteren  noch  zugleich  in  der  angegebenen  Weise 
ein  materieller  Gewinn.  Denn  es  war  ja  denkbar,  dass  er  seine 
Zustimmung  zu  einem  neuen  Zoll  nicht  völlig  verweigerte,  sondern 
dass  er  sie  in  der  Form  gab,  dass  er  sich  die  Freiheit  von  dem- 
selben zuerkennen  liess.  Der  Erzbischof  gewann  also  in  jeder 
Beziehung,  sowohl  was  seine  Macht  und  seinen  Einfluss  als  auch 
was  seinen  persönlichen  Vorteil  angeht. 

Mit  der  Festsetzung  des  Todesjahres  Rudolfs  I.  (1291)  als 
Normaljahr  bezüglich  des  Zollbestandes  wird  der  Termin  wieder 
verschoben;  bisher  war  noch  immer  das  Jahr  1250  in  Geltung 
geblieben.  In  der  Aufstellung  dieses  Termines  in  diesem  Zu- 
sammenhänge lag  zugleich  noch  ausgedrückt,  dass  das  Versprechen 
des  neuen  Königs  nicht  nur  für  die  Zukunft,  sondern  auch  für 
die  Vergangenheit  gelten  sollte;  denn  Ludwig  bindet  sich  nicht 
nur  bezüglich  aller  erst  neu  einzurichtenden,  sondern  auch  hin- 
sichtlich schon  bestehender,  aber  erst  nach  1291  angelegter  Zölle 
an  den  Willen  des  Erzbischofs.  Er  verzichtet  auf  die  Weiter- 
erhebung dieser,  sobald  der  Erzbischof  es  wünscht.  Bisher  mussten 
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die  Fürsten  und  alle  übrigen  Zollinhaber  den  königlichen  Ver- 
ordnungen zufolge  alle  nach  einem  bestimmten  Jahre  angelegten 
Zölle  aufgeben,  soweit  sie  nicht  dem  König  den  Beweis  bei- 
bringen  konnten,  dass  ihre  Erhebung  eine  rechtmässige  gewesen 
sei,  weil  König  und  Reich  sie  dazu  ermächtigt  hatte.  Jetzt 
giebt  Ludwig  für  gewisse  Gebiete,  in  denen  noch  obendrein  der 
Erzbischof  von  Trier  als  solcher  nichts  zu  sagen  hatte,  alle  nach 
1291  eingeforderten  Zölle  auf,  wenn  jener  von  ihrer  Weiter- 
erhebung nichts  wissen  wollte ! So  schränkte  der  in  Aussicht  ge- 
nommene König  sein  Zollrecht  einem  Fürsten  zu  Liebe  ein,  nur 
um  dessen  Stimme  für  seine  Thronkandidatur  zu  gewinnen,  un- 
bekümmert darum,  was  auf  diese  Weise  aus  dem  Recht  und  der 
Macht  des  Königs  werden  würde. 

Wie  Ludwig  dem  Erzbischof  von  Trier  so  umfassende  Wahl- 
versprechungen machte  und  nachher  auch  bestätigte,1)  so  nahmen 
auch  später  während  seiner  Herrschaft  gerade  Vergabungen  von 
Zollrechten  und  Zollfreiheiten  aller  Art  an  Fürsten  und  Städte 
einen  hervorragenden  Platz  unter  seiner  Thätigkeit  ein.  Da- 
neben aber  widmete  er  sich  doch  auch  wieder  der  allgemeinen 
Regelung  des  Zollwesens.  Er  betrat  hierbei  den  Weg,  welchen 
schon  seine  Vorgänger  seit  langem  eingescblagen  hatten;  auch 
er  nahm  zur  Errichtung  von  Landfrieden  seine  Zuflucht,  welche, 
in  der  Form  von  förmlichen  Bündnissen  geschlossen,  nicht  mehr, 
wie  früher,  im  gesamten  Reiche,  sondern,  wie  es  zum  ersten 
Male  unter  Rudolf  I.  üblich  geworden  war,  nur  in  bestimmten 
Landstrichen  ihren  Wirkungskreis  fanden.  Unter  der  Regierung 
Ludwigs  des  Baiern  und  seines  Nachfolgers  wurden  solche  Land- 
friedensbündnisse teils  mit  teils  ohne  Beteiligung  des  Königs 
etwas  Alltägliches. 

Den  ersten  Landfrieden  verordnete  Ludwig  1317  Juni  22*) 
in  Gemeinschaft  mit  den  Erzbischöfen  von  Mainz  und  Trier,  dem 
König  von  Böhmen  und  anderen  Herren  und  mit  17  rheinischen 


’)  Hontheim  a.  a.  O.  II,  92,  118.  Böhm.  Reg.  270. 

*)  Lacombl.  a.  a.  O.  III,  118.  Böhm.  a.  a.  0.  nr.  262 — 253.  Kopp 
a.  a.  0.  IV,  2.  189.  205  f.  Riezler  a.  a.  O.  II,  322.  Geata  Trevir.  ed. 
Wyttenbach  u.  Hüller  II,  cap.  252  S.  237,  wo  ea  ungenauer  Weise 
heiaat:  „totiua  terrae  pacem  iuramentia  confirmautes“.  vgl.  Ennen  a.  a.  0. 
IV,  nr.  36  u.  38. 
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Städten  für  die  Rheingegenden J)  und  auf  die  Dauer  von  sieben 
Jahren.  Innerhalb  der  angegebenen  Grenzen,  wozu  noch  die 
Gegenden  von  Köln  bis  Antwerpen  kommen,  werden  alle  neuen 
Zölle  aufgehoben,  während  die  alten  fort  bestehen  sollten ; darüber, 
welche  Zölle  die  alten  und  welche  die  neuen  sein  sollten,  findet 
sich  in  der  Landfiiedensurkunde  keine  Bestimmung.  Da  aber 
Ludwig  erst  1314  das  Jahr  1291  als  Endtermin  aufgestellt  hatte, 
sollte  ohne  Zweifel  dieser  auch  jetzt  noch  massgebend  sein.  Zum 
festen  Schutz  des  Friedens  wurde  dann  noch,  wie  dies  seit  einiger 
Zeit  aulgekommen  war,  ein  besonderer  Landfriedenszoll  eingesetzt 
und  für  diesen  eine  genaue  Taxe  entworfen.*)  Von  diesem  Zoll, 
dem  einzigen  also,  der,  obwohl  erst  neu  eingesetzt,  doch  gelten 
sollte,’)  sollten  zwei  Drittel  dem  König  und  den  Fürsten,  ein 
Drittel  den  Städten  zufallen.  Von  jenen  wurde  wiederum  ein 
bestimmter  Teil  für  den  Erzbischof  von  Köln  ausgesetzt,  falls 
dieser  sich  an  dem  Landfrieden  beteiligen  würde.  Weigerte  er 
sich  aber  dessen,  wollte  der  König,  unterstützt  von  den  Fürsten 
und  Städten,  ihn  mit  Gewalt  zur  Anerkennung  des  Friedens 
und  zur  Aufhebung  seiner  Zölle  zwingen.4)  Es  scheint  danach, 
als  ob  der  Kölner  ganz  besonders  wieder  ungerechte  Zollerhebungen 
vorgenommen  hatte,  der  Bund  also  vielleicht  in  erster  Linie 
gegen  ihn  gerichtet  war. 

Am  9.  April  1323  erliess  Ludwig  einen  neuen  Landfrieden 
von  Nürnberg  aus,  der  für  das  ganze  Reich  erlassen  zu  sein 
scheint,  wenigstens  wurden  keine  bestimmten  Grenzen  seiner 
Ausdehnung  in  demselben  aufgestellt.')  Hier  wird  in  der  Ver- 

*)  „von  Herde  (Hördt)  obirthalp  Spire  bis  zo  Collen.'- 

*)  Dieselbe  wurde  bereits  in  die  Landfriedensurkunde  selbst  aufgenommen ; 
dennoch  erliess  der  König  einige  Tage  später  (1317  Juni  24)  noch  eine  be- 
sondere Urkunde,  die  sich  nur  mit  diesem  Landfricdenszoll  und  der  Art  seiner 
Erhebung  befasste  (Ennen  a.  a.  0.  TV,  nr.  42). 

*)  Natürlich  nur  für  die  Dauer  dos  Landfriedens : „Wann  auch  die  siben 
jar  uzcbomcnt,  so  sol  derselbe  zol  auch  gar  absin  undc  mit  nibte  furbaz  weren.“ 

*)  Dieselbe  Strafe  droht  jedem,  der  trotz  des  Friedens  einen  Zoll  zu 
erheben  sucht  oder  sonst  diesen  bricht.  Zur  kräftigeren  Durchführung  der 
Friedenssatzungen  wird  eine  besondere  Bundesbehörde  eingesetzt,  bestehend 
aus  14  Mitgliedern  und  einem  Hauptmann:  sie  sollten  allmonatlich  Zusammen- 
kommen und  Uber  die  Friedensstörer  richten. 

5)  Neue  Sammlung  I,  43.  Böhm.  Heg.  &59.  Kegesta  Boica  VI,  91. 
Ko  pp  a.  a.  0.  V,  1,  26. 
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iügung  hinsichtlich  der  Zölle  der  Termin,  der  die  Grenzscheide 
zwischen  den  alten  und  neuen  Zöllen  bilden  sollte,  abermals 
verschoben.  Nicht  mehr  das  Jahr  1291,  sondern  das  Todesjahr 
Heinrichs  VII.  (1313)  soll  fortan  massgebend  sein.  Trotz  dieser 
mehrfachen  Versuche,1)  den  Reisenden  und  Handeltreibenden 
Sicherheit  des  Verkehrs  zu  verschaffen,  gelang  es  nicht,  dem 
Zollunwesen,  wie  es  vor  allem  am  Rhein  eingerissen  war,  zu 
steuern.  Es  wurden  immer  wieder  neue  Zollverbote  erforderlich. 
Ein  solches  erliess  der  König  1332  Februar  5 bezüglich  der 
Rheinzölle  und  speziell  desjenigen  zu  Rheinfels,*)  um  den  viel- 
fachen Beschwerungen  des  Verkehrs  am  Rhein  abzuhelfen.3) 
Darum  werden  die  Zölle  alle  entweder  auf  ihren  alten  recht- 
mässigen Betrag  reduziert  oder  ganz  beseitigt;  vor  allem  ergeht 
an  den  Grafen  von  Katzenellenbogen,  an  welchen  der  König 
damals  schreibt,  die  Aufforderung,  den  Zoll  zu  Rheinfels  abzu- 
thun.  Es  wird  nicht  nur  von  den  ungerechten  und  neuen  Zöllen 
hier  gesprochen,  wie  das  sonst  meist  geschah,  sondern  das  könig- 
liche Verbot  erstreckt  sich  gleichmässig  auf  alle  Zölle.  Es  war 
also  eine  ziemlich  radikale  Massregel,  welche  der  König  ergriff, 
und  welche  an  das  Vorgehen  Albrechts  I.  im  Jahre  1301  er- 
innert. Dennoch  aber  ging  die  Forderung  Albrechts  viel  weiter 
als  diejenige  König  Ludwigs.  Einmal  nämlich  war  das  Kriegs- 
manifest Albrechts  gegen  alle  Fürstep  im  Reiche,  besonders  aber 
gegen  alle  rheinischen  Grossen  gerichtet;  die  Verfügung  Ludwigs 
dagegen  ist  zwar  auch  für  die  ganze  Rheingegend  erlassen, 
hauptsächlich  aber  trifft  sie  nur  den  einen  rheinischen  Fürsten, 
an  den  allein  deshalb  auch  die  Urkunde  sich  wendet,  den 
Grafen  Wilhelm  von  Katzenellenbogen.  Sodann  begnügte  sich 
Albrecht  nicht  damit,  die  Zölle  nur  abzulassen,  worauf  sich 
Ludwig  beschränkte,  sondern  er  verlangte  den  Besitz  der  Zölle 


')  So  schlossen  1323  April  24  fünf  rheinische  Städte  einen  Landfrieden 
für  die  Gegend  von  Strassburg  hie  Bingen:  Liinig:  dtsch.  Reichsarchiv  XIII, 
6.  Bübin.  Reg.  244,  90.  Diesen  bestätigte  der  König  1326  Mai  5 Böhm. 
Reg.  814  u.  Landfrieden  92. 

*)  Günther  a.  a.  O.  III,  1,  311  nr.  189.  Böhm.  Reg.  1422.  Kopp 
a.  a.  O.  V,  2,  344. 

*)  „wizze,  daz  wir  angesehen  haben  den  gebrestcn,  den  der  Ryn  bisher 
gehabt  hat  von  aberigen  lastung  wegen  der  zolle,  die  man  nf  dem  Ryn  ge- 
nommen hat,  davon  anch  der  Ryn  sere  verslagen  ist  gewesen.“ 
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für  sich  und  das  Reich  zurück,  dem  sie  allein  ihren  Ursprung 
verdankten.  Darauf  legte  Ludwig  offenbar  keinen  Wert  mehr,1) 
sondern  ihm  war  es  nur  um  das  oberste  Aufsichtsrecht  zu  thun, 
das  er  allerdings  auch  hinsichtlich  der  Verringerung  und  Auf- 
hebung der  Zölle  handhabte.  Im  letzten  Falle  aber  handelte 
es  sich  nur  um  eine  definitive,  totale  Beseitigung  der  Zölle;  da- 
gegen bestand  die  Verfügung  Albrechts  in  einer  Zurücknahme 
der  vom  Reich  an  die  Fürsten  vergabten  Zollstätten  an  das 
Reich,  in  einer  zeitweiligen  Einziehung  derselben,  die  bis  zu 
einer  eventuellen  neuen  Vergabung  ihre  Gültigkeit  behalten  sollte. 
Diese  aber  blieb  vom  guten  Willen  des  Königs  abhängig. 

Aus  der  weiteren  Regierung  Ludwigs  des  Baiem  haben  wir 
keinen  gesetzgeberischen  Akt  dieses  Königs  von  irgend  welcher 
Bedeutung  zu  erwähnen.  Am  22.  Juli  1332  kam  es  abermals 
zu  einem  Landfrieden  für  die  Rheingegend,  der  wohl  nichts  als 
eine  Wiederaufnahme  des  1323  April  24  von  einigen  Städten 
allein  geschlossenen  und  am  5.  Mai  1325  vom  König  bestätigten 
Landfriedensbundes  war.  Denn  er  wurde  für  dieselbe  Gegend 
von  Strassbnrg  bis  Bingen  erlassen  und  enthielt  dieselben  Be- 
stimmungen,kraftderen  alle  ungerechtenZölle  aufgehoben  wurden.*) 
Nochmals  wurde  dieser  Landfriede  mit  derselben  Ausdehnung 
und  mit  denselben  Bestimmungen  sowie  mit  Einsetzung  eines 
Landfriedenszolles  zu  Mainz  1334  November  30  aufgenommen. ’) 

Aus  den  vielen  Landfrieden  Ludwigs  des  Baiern  erkennt 
man,  dass  es  ihm  mit  der  Herstellung  des  Reichsfriedens  ernst 
gewesen  ist.  In  diesen  Landfrieden  kam  auch  das  oberste  Auf- 
sichtsrecht des  Königs  über  das  Zollwesen  zum  Ausdruck.  Wir 
sehen,  dass  der  König  allein  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Ge- 
biete in  seiner  Hand  hatte.  Infolge  dessen  hat  er  zu  bestimmen, 
welche  Zölle  im  Reiche  zu  erheben,  und  welche  aufzngeben  sind; 
im  Zusammenhang  damit  erfolgt  die  Aufstellung  eines  bestimmten 
Normaljahres,  welches  für  die  Verwaltung  des  Zollwesens  von 
Wichtigkeit  war. 


')  vgl.  Cod.  Moenofr.  498.  Böhm.  Reg.  1030.  Kopp  a.  a.  0.  V,  1,  295. 
’)  Lehmann:  Chronica  der  frejen  Reiche  Statt  Speier  ed.  IV.  S.  680. 
Böhm.  Reg.  S.  91  nr.  1477.  S.  211  nr.  101.  Kopp  a.  a.  0.  V.  2,  347. 

*)  Schreiber:  L’rkbuch.  der  Stadt  Freiburg  I,  2,  308.  Böhm.  Reg. 
S.  245  nr.  105.  vgl.  Wilrdtwein:  nova  subaidia  IV,  283.  Böhm.  Reg.  1845. 
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Der  König  batte  aber  nicht  bloss  das  Recht,  festzustellen, 
welche  Zölle  erhoben  werden  durften,  sondern  auch  ihre  Höhe 
zu  bestimmen  und  zu  kontrollieren.  Dies  zeigt  sich  darin,  dass 
er  1332  Februar  5 alle  Zollerhöhungen  beseitigt,  und  dass  er 
1314  die  Höhe  des  dem  Erzbischof  von  Trier  übertragenen 
Bopparder  Zolles  festsetzt. 

Auch  das  Recht  der  Zollanlage  kam  dem  König  noch  immer 
zu,1)  freilich  mit  erheblichen  Einschränkungen:  seit  der  ersten 
Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  war,  wie  wir  wissen,  der 
König  hierbei,  sobald  die  landesherrlichen  Gebiete  von  der  Zoll- 
anlage getroffen  wurden,  an  die  Zustimmung  ihrer  Herren  ge- 
bunden.*) 

Einen  weiteren  Beleg  dafür,  dass  der  König  noch  zu  der 
Zeit,  von  welcher  wir  reden,  die  gesetzliche  Kontrolle  über  die 
Zölle  im  Reiche  zu  führen  hatte,  bietet  uns  noch  die  Thätigkeit 
Friedrichs  des  Schönen,  des  Gegenkönigs  Ludwigs  des  Baiern. 
Dieser  bestätigte  nämlich  dem  Erzbischof  Heinrich  von  Köln, 
welcher  für  ihn  dieselbe  Rolle  spielte  wie  der  Erzbischof  von 
Trier  für  Ludwig,  und  welcher  deshalb  mit  den  reichsten  Gnaden- 
bezeugungen des  Königs  ausgestattet  wurde,3)  1314  November  27 
die  alten  Rheinzölle  von  Andernach,  Bonn  und  Neuss;  er  zog 
aber  dessen  drei  Zölle,  welche  er  wenigstens  zu  gewissen  Zeiten 
in  Rees,  Xanten  und  Berke  erheben  durfte,  in  einen,  nunmehr 
dauernd  und  zwar  in  Berke  einzutreibenden  zusammen.4) 


')  So  wollte  Ludwig  eineu  neuen  Zoll  zu  seinem  und  des  Reiches  Be 
dttrfnis  wenigstens  für  eine  gewisse  Zeit  um  Rhein  bei  Lahnstein  erhebeu 
lassen  (1318  Nov.  8:  B8hm.  Reg.  S.  271  nr.  2G33).  1335  Sept.  25  beurkundet 
er,  dass  .wir  von  unseren  kajserlichon  gewalt  einen  zol  gegeben,  gemacht 
und  gesetzet  haben  ze  Hainerstcin  uf  dem  Ryn“  (Günther  III,  1,  332). 
BUhm.  Reg.  100,  1707.  Hammerstein  war  aber  Reichszollstätte. 

')  Als  Ludwig  den  erwähnten  Lahnsteiuer  Zoll  erheben  lassen  will, 
fügt  er  die  Versicherung  hinzu,  dass  er  durch  denselben  weder  sich  noch 
dem  Reich  noch  einem  Dritten  irgend  ein  Recht  des  Eigentums,  der  Herr- 
schaft oder  des  Besitzes  auznmassen  oder  zu  gewähren  beabsichtige.  Lahn- 
stein lag  im  erzbischiiflich  trierischcn  Gebiet.  Offenbar  war  jenes  Versprechen 
des  Künigs  die  Bedingung,  unter  welcher  der  Erzbischof  seine  erforderliche 
Zustimmung  zu  dem  Zolle  zu  geben  bereit  war.  Eine  dauernde  Vermehrung 
des  Zollbesitzes  des  Reiches  hätte  er  nun  und  nimmermehr  zugelassen. 

*)  Lacomblet  a.  a.  O.  UL  103  f.  Böhm.  Reg.  S.  292  nr.  253. 

*)  Lacombl.  a.  a.  0.  III,  104.  Bähra.  Reg.  a.  a.  O. 

Wetxel,  Om  Zollrecht  Ser  deuMcben  Kdaif*.  V 
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Zu  dieser  Massregel  sah  sich  der  König  veranlasst,  weil 
durch  die  Vielheit  der  Zölle  und  vor  allem  dadurch,  dass  diese 
auch  über  die  eigentlich  gesetzliche  Zeit  hinaus  gegen  alles 
Recht  eingezogen  waren,  die  Kaufleute  schwer  bedrückt  wurden. 
Diese  von  dem  König  vorgenommene  Aenderung  mit  den  Zöllen 
des  Kölners  hatte  wenigstens  den  grossen  Vorteil  für  sich,  dass 
sie  ungesetzlichen  Ausschreitungen  des  Erzbischofs  ein  Ende 
machte  und  einen  geregelten  Zustand  herstellte.  Die  Kaufleute 
wussten  jetzt  ganz  bestimmt,  wie  sie  daran  waren,  und  hatten 
nicht  mehr  mit  ungewissen  Zuständen  zu  rechnen.  Dass  für 
sie  eine  materielle  Erleichterung  in  dieser  königlichen  Verfügung 
lag,  lässt  sich  kaum  annehmen.  Denn  der  neue,  für  immer  fortan 
in  Berke  einzutreibende  Zoll  muss  ein  entsprechendes  Aequivalent 
für  die  beiden  aufgehobenen  gewährt  haben.  Sonst  hätte  ja  eine 
Schädigung  des  Erzbischofs  darin  gelegen,  und  dieser  hätte  unter 
keinen  Umständen  seine  Zustimmung  zu  der  Aenderung  gegeben, 
ohne  welche  dieselbe  nicht  durchführbar  gewesen  wäre.1) 

1318  Februar  10  erliess  Friedrich  (III.)  abermals  eine  Ver- 
ordnung zu  Gunsten  des  Erzbischofs  von  Köln.  Einige  rheinische 
Städte,  welche  sich  angeblich  zur  Erhaltung  des  Landfriedens 
„sub  cuiusdam  prave  conspirationis  velamine“  verbündet  hatten, 
hatten  Zölle  zu  Koblenz,  Remagen  und  Köln  eingesetzt.  Diese 
sollte  der  Erzbischof  jetzt  aufheben  und  die  ihm  einst  zu  Andernach 
und  Bonn  verliehenen,  nun  aber  von  jenen  Städten  „ausu  nefario“ 
bestrittenen  Zölle  wieder  erheben.*) 

Der  Landfriede,  von  welchem  Friedrich  hier  spricht,  ist 
vermutlich  kein  anderer  als  der  1317  Juni  22  von  König  Ludwig, 
einigen  Fürsten  und  mehreren  rheinischen  Städten  errichtete.3) 
Wir  erinnern  uns  nämlich,  dass  der  König  damals  für  die  Friedens- 
zwecke einen  besonderen  Landfriedenszoll  errichtete,  über  den 
er  am  24.  Juni  eine  besondere  Verfügung  erliess.  In  dieser 
wurde  derselbe  auf  die  drei  Orte  verteilt:  Koblenz,  Remagen 
und  Köln.4)  Ferner  sahen  wir,  dass  der  Friede  wahrscheinlich 

’)  Darum  sagt  auch  der  König  Ausdrücklich,  dass  die  Kassation  der 
Zölle  in  Rees  und  Xanten  erfolgte:  .de  ipsins  archiepiscopi  et  ecclesie  au» 
eonsensu.“ 

’)  Lacombl.  a.  a.  0.  III,  t.H7.  Bübin.  Reg.  Add.  III,  3S6  nr.  345. 

*)  vgl.  oben  8.  125  f. 

4)  Winkelm  : Acta  imp.  ined.  seeuli  XIII  et  XIV.  II,  nr.  408. 
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besonders  gegen  den  Erzbischof  von  Köln  gerichtet  war,  dem 
im  Falle  seiner  Nichtbeteiligung  an  demselben  mit  zwangsweiser 
Aufhebung  seiner  Zölle  gedroht  wurde.  Jedenfalls  hatte  sich 
nun  der  Erzbischof  von  diesem  Friedensbunde  ferngehalten;  der- 
selbe war  ja  von  König  Ludwig  ausgegangen,  zu  dessen  An- 
hängern er  nicht  zählte.  Infolge  dessen  wurde  jedenfalls  die 
Drohung  vom  22.  Juni  1317  ausgeführt,  da  sich  Friedrich  der 
Schöne  in  seiner  Urkunde  über  die  durch  die  Städte  beseitigten 
Zölle  des  Kölners  beschwert.')  Darin  erblickte  er  nicht  nur 
eine  dem  Erzbischof,  seinem  lieben  Fürsten,  der„columpna  imperii“ 
angethane  Ungerechtigkeit,  welche  er  sühnen  musste,  sondern 
auch  eine  Beeinträchtigung  seiner  eigenen  königlichen  Gewalt,1) 
welche  er  nicht  ungeahndet  lassen  durfte.  Hatte  er  doch  selbst 
1814  November  27  jene  Zölle  zu  Andernach  und  Bonn  dem 
Erzbischof  bestätigt,  und  nun  sollte  diese  seine  Anordnung  durch 
jenen  Friedensbund  rückgängig  gemacht  werden ! Das  konnte  er 
nicht  dulden  und  darum  kassiert  er  die  von  den  Städten  1317 
getroffene  Massregel.  Freilich  verschweigt  er  hierbei  die  That- 
sache,  dass  dieselben  nicht  auf  eigene  Hand  jenen  Landfrieden 
verkündigt  hatten,  sondern  dass  dieser  seine  Entstehung  der  An- 
regung König  Ludwigs  verdankte,  und  die  Städte  also  nur  in 
dessen  Aufträge  handelten.  Aber  dieser  König  existierte  ja  für 
ihn  gar  nicht,  also  fehlte  auch  dem  Landfrieden  in  seinen  Augen 
jede  Berechtigung.  Man  sieht  an  diesem  Beispiel,  wie  das  Reich 
unter  den  Folgen  der  Doppel  wähl  von  1314  zu  leiden  hatte,  und 
wie  schwer,  ja  wie  geradezu  unmöglich  eine  erspriessliche  Regelung 
der  Zustände  im  Reiche  war,  wo  es  zwei  Rivalen  auf  dem  Throne 


')  Weshalb  eigentlich  die  Aufhebung  »einer  Zölle  Tom  Kölner  Erz- 
bischof verlangt  wurde,  können  wir  nicht  mehr  erkennen.  Ein  Unrecht  beging 
er  mit  ihrer  Eintreibung  doch  nicht,  da  bereits  Heinrich  VII.  ihm  dieselbe 
wieder  gestattet  hatte  (vgl.  oben  S.  US).  Erkannte  man  vielleicht  die«e 
Verfügung  Heinrichs  VII.  nicht  an,  etwa  weil  sie  infolge  der  Einmischung 
des  Papstes  in  diese  Verhältnisse  zu  stände  gekommen  war,  und  betrachtete 
man  deshalb  noch  immer  die  Urkunde  Albrechts  I.  vom  24.  Oktober  1302 
(oben  S.  112'))  als  rechtsgültig?  Oder  hatte  sich  der  Erzbischof  bei  diesen 
Zöllen  neuu  Ungesetzlichkeiten  zu  Schulden  kommen  lassen,  etwa  durch  un- 
erlaubte Erhöhungen? 

*)  Friedrich  sagt:  „tanto  gravius  ferimus,  quunto  contemptibiliua  contra 
nostram  maiestatem  regiam  hee  sunt  acta*  und  weiter:  .in  sacri  romani 
imperii  et  nostrae  regiae  maiestatis  contemptum“. 

9* 
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gab;  von  diesen  erklärte  jeder  die  Verordnungen  des  anderen 
für  ungültig  und  nicht  bindend!  — 

Aus  der  Regierungszeit  König  Ludwigs  hatten  wir  den  einen 
Fall  zu  erwähnen,  in  welchem  er  bezüglich  der  Zolleinsetzung 
in  den  Gegenden  von  Haniinerstein  bis  Wesel  sich  dem  Willen 
des  Erzbischofs  von  Trier  fügen  zu  w'ollen  verspricht;  wollte  er 
doch  dort  nur  mit  dessen  Zustimmung  einen  neuen  Zoll  auf- 
richten.1)  Eine  Anerkennung  dieses  von  Ludwig  dem  besagten 
Erzbischof  gew  ährten  Rechtes  erhielt  dieser  durch  Ludwigs  Nach- 
folger Karl  IV.  1346  November  25.*)  Karl  hob  nämlich  damals 
alle  seit  Heinrichs  VII.  Tode  (1313)  ohne  Vorwissen  des  Erz- 
bischofs zu  Wasser  und  zu  Lande  angelegten  Zölle  auf.  Diese 
Zollregulierung  erfolgte,  nicht  wie  es  in  den  älteren  Zeiten  üblich 
gewesen  war,  weil  der  Verkehr  und  der  Handel  unter  den  neuen 
Zöllen  zu  leiden  hatten,  auch  nicht  deshalb  etwa,  weil  sie  wegen 
der  ihnen  fehlenden  königlichen  Genehmigung  nicht  gesetzlich 
waren,  sondern  der  König  hob  sie  auf,  weil  sie  „ohne  Vorwissen 
des  Erzbischofs“  gesetzt  worden  waren.  Karl  IV.  beseitigte 
damals  aus  diesem  Grunde  nicht  nur  die  rheinischen  Zölle,  über 
welche  der  Erzbischof  wenigstens  soweit  mitzusprechen  hatte, 
als  sie  sein  besonderes,  an  einem  Teil  des  Rheinstromes  gelegenes 
Gebiet  berührten;  ferner  hob  er  auch  nicht  nur  diejenigen  in 
den  Gegenden  des  Niederrheins  auf,  für  welche  König  Ludwig 
ihm  bereits  131 4 einen  Einfluss  eingeräumt  hatte,  sondern  schlecht- 
weg alle  Zölle  im  Reiche,  welche  der  Zustimmung  des  Erzbischofs 
bei  ihrer  Anlage  nicht  teilhaftig  geworden  waren.  Angesichts 
dieser  Aeusserung  des  Königs  könnte  man  zu  der  Vermutung 
geführt  werden,  dass  der  Trierer  Erzbischof  vielleicht  infolge 
seiner  Stellung  als  Kurfürst  dieses  Mitregierungsrecht  in  Zoll- 
sachen erhalten  habe,  welches  ihm  für  die  niederrheinischen  Ge- 
biete bereits  Kaiser  Ludwig  eingeräumt  hat.  Freilich  wurde 
damals  (1314)  die  Gewährung  dieses  Rechtes  nicht  mit  dieser 
Würde  des  Erzbischofs  begründet,  aber  wahrscheinlich  ist  ihre 
Veranlassung  doch  in  dieser  zu  suchen.  Mit  der  dem  Erzbischof 
1346  zu  teil  gewordenen  Bestätigung  dieses  Rechtes  erhielt  er 


>)  vgl.  oben  S.  121  f. 

•)  Böhne-Huber:  Keg.  Karls  IV.  nr.  264.  Dominicus  a. a. O.S.4Ö6. 
Werunsky:  Liesch.  Kaiser  Karls  IV.  II.  1,  76f. 
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zugleich  die  Anerkennung  seiner  Gültigkeit  für  das  ganze  Reich 
Dafür,  dass  nicht  der  Erzbischof  von  Trier  als  einziger  Kurfürst 
im  Besitze  dieses  so  wichtigen  Rechtes  war,  sondern  dass  es 
alle  Kurfürsten  erhalten  hatten,  scheint  eine  andere  Urkunde 
Karls  IV.  (vom  30.  September  1350)  zu  sprechen.  In  dieser 
fordert  nämlich  der  König  die  Stadt  Strassburg  auf,  den  Pfalz- 
grafen Rudolf  nicht  an  der  ihm  gewährten  Einziehung  eines  Zolles 
an  irgend  einer  Stelle  seines  Landes  zu  hindern,  da  er  diesen 
„mit  willen  unser  und  des  heiligen  reichs  kunftrsten  — ofheben 
und  nemen  müge.“1)  Der  Wille  des  Königs  und  der  Kurfürsten 
stehen  hier  als  vollkommen  gleichwertig  nebeneinander.  Ohne 
Zustimmung  der  Kurfürsten  hätte  der  König  danach  die  Anlage 
jenes  Zolles  nicht  genehmigen  dürfen. 

Was  hat  es  nun  mit  diesem  hier  erwähnten  kurfürstlichen 
Konsens  fiir  eine  Bewandnis?  Bevor  wir  diese  Frage  be- 
antworten, wollen  wir  erst  noch  auf  einige  andere,  hierfür  in 
Betracht  kommende  Urkunden  aus  der  Zeit  Karls  IV.  einen 
Blick  werfen. 

Zunächst  beauftragte  Karl  1347  September  30  den  Erz- 
bischof von  Trier,  da  viele  Klagen  über  neue,  durch  manche 
Fürsten  und  Edele  eingezogeue  Zölle  und  über  unrechtmässige 
Erhöhung  von  alten  Zöllen,  namentlich  am  Rhein,  vor  ihn  ge- 
bracht waren,  im  Namen  des  Königs  durch  geeignete  Mittel 
auf  Ermässigung  der  Zölle  zu  denken.  Um  den  anderen  Fürsten 
ein  vorbildliches  Muster  zu  geben  und  sie  dadurch  zu  veranlassen, 
ihrerseits  alle  Ungesetzlichkeiten  zum  Besten  des  Gemeinwohles 
einzustellen,  sollte  der  Erzbischof  seine  eigenen  Zölle,  deren 
Mehrung  ihm  gestattet  war,  nach  Massgabe  des  allgemeinen 
Interesses  ordnen.*)  Es  war  eigentlich  des  Königs  Sache,  dem 
vielfach  wieder  eingerissenen  Zollunwesen  kraft  seines  könig- 
lichen Zollrechts  zu  steuern.  Dass  er  in  diesem  Falle  darauf 
verzichtet  und  mit  der  Regelung  der  Angelegenheit  einen  seiner 
Fürsten  betraut,  der  wahrscheinlich  selbst  durch  übertriebene 
Zollforderungen  zu  jenen  erwähnten  Klagen  Veranlassung  ge- 
geben hatte,  jetzt  aber  zu  einem  Verhalten  nach  dem  sehr 
zweifelhaften  Massstab  des  allgemeinen  Wohles  aufgefordert 

l)  Lünig  dtsch  Reichsarchiv,  pars  specialis  Contin.  IV.  Tom.  II,  736. 

*)  vgl.  Dominicas  a.  a.  0.  S.  48o.  Böhm. -Huber  nr.  359. 
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wird,  ist  ein  bedenkliches  Zeichen  fiir  die  Auffassung  des  Königs 
von  seinen  Pflichten.  Der  Erzbischof  von  Trier  spielt  überhaupt 
unter  Karls  Regierung  eine  grosse  Rolle.  Am  3.  October 
desselben  Jahres  1347  gab  Karl,  wie  es  ausdrücklich  heisst, 
unter  Balduins  von  Trier  Einwirkung  seine  Zustimmung  zu  den 
Lothringischen  Zöllen,  welche  zu  Landfriedenszwecken  an  be- 
stimmten Orten  erhoben  werden  sollten.1) 

Diese  ganz  aussergewöhnliche  Bevorzugung  des  Trierer 
Erzbischofs  hebt  an  mit  dem  Regierungsantritt  Heinrichs  VII. 
und  nimmt  unter  Karl  IV.  eiuen  immer  grösseren  Umfang  an. 
Ohne  Zweifel  war  sie  eine  Folge  der  Verwandtschaft  des  Erz- 
bischofs Balduin  mit  dem  Herrscherhause  der  Lützelburger. 
Sie  erreichte  ihren  Höhepunkt,  als  Karl  im  Jahre  1348  Januar  16 
den  Erzbischof  zu  seinem  offiziellen  Stellvertreter  ernannte;  seinen 
Anordnungen,  unter  anderem  auch  besonders  auf  dem  Gebiete 
des  Zollwesens,  gewährleistete  er  im  voraus  seine  Genehmigung.*) 

Obschon  nun  Karl  IV.  seinen  Fürsten  gegenüber,  vor  allem 
aber  bei  dem  Erzbischof  von  Trier,  sehr  freigiebig  mit  der  Ver- 
leihung von  Rechten  in  Zollsachen  verfuhr,  obwohl  unter  ihm 
zum  ersten  Mal,  soviel  wir  sehen,  nämlich  bei  dem  Zoll  des 
Pfalzgrafen,  von  der  gleichsam  notwendigen  Zustimmung  der 
Kurfürsten  bei  der  Zollanlage  die  Rede  war,  hielt  der  König 
doch  auf  der  anderen  Seite  an  dem  alten  Grundsatz  fest,  dass 
bei  jeder  Zolleinsetzung  die  königliche  Verfügung  oder  Ge- 
nehmigung die  Hauptsache  war.  Dies  zeigt  sich  in  seiner 
Urkunde  vom  8.  Februar  1349,  in  welcher  er  der  Stadt  Köln 
das  Versprechen  leistet,  niemals  zwischen  Mainz  und  Köln  einen 
neuen  Zoll  errichten  oder  eine  Erhöhung  eines  alten  Zollbetrages 
vornehmen  zu  wollen;8)  beides  lag  also  für  gewöhnlich  und 
rechtlich  noch  in  seiner  Macht.  Ein  anderes  Mal  gebietet  Karl 
der  Stadt  Oppenheim,  dass  sie  es  verhindern  helfe,  dass  jemand 
— man  beachte,  dass  er  ganz  allgemein  und  ausnahmslos  von 
Jemand“  spricht  — einen  Zoll  „ane  unser  loube“  einziehe,  ein 


')  Dominicas  a.  a.  0.  u.  1.  Böm.-Hub.  nr.  363. 

’)  Tgl.  Dominicus  a.  a.  0.  S.  484.  Böhm. -Hub.  a.  a.  O.  nr.  560. 
Werunsky  a.  a.  O.  II,  I,  108  f. 

*)  Lacombl.  a.  a.  O.  HI.  376.  Böhm. -Hub.  851.  Werunsky  a.  a.  0. 
S.  156  f.  Tgl.  Böhm. -Hub.  2195  (1365  Juli  26).  Reg.  Bolca  VIII,  326. 
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Gebot,  welches  er  am  17.  Februar  1350  für  Maiuz,  Worms  und 
Speier  wiederholt.1)  Man  sieht  daraus,  dass  für  jeden  gültigen 
Zoll  die  königliche  Erlaubnis  noch  immer  das  Haupterfordernis 
war.  Auch  in  der  am  25.  November  1343  zu  Gunsten  Triers 
erlassenen  Urkunde  behält  Karl  sich  und  seinen  Nachfolgern 
das  Recht  der  Zollanlage  vor,  nur  dass  er  demselben  Trier  die 
Auszeichnung  erteilt,  von  allen  solchen  neuen  Zöllen  stets  frei 
zu  sein. 

In  allen  diesen  Fällen  spricht  der  König  von  seinem  Recht 
der  Zollanlage  oder  Zollerhöhung,  ohne  eine  etwaige  Anteil- 
nahme an  demselben  seitens  der  Kurfürsten  auch  uur  mit  einem 
Worte  zu  berühren.  Und  doch  glaubten  wir  einer  solchen 
wenigstens  einmal  zu  begegnen.  Wie  ist  dieser  Widerspruch 
zu  lösen?  Meines  Erachtens  in  der  Welse,  dass  mau  von  einem 
wirklichen  kurfürstlichen  Rechte  in  dieser  Beziehung  in  dem 
Sinne  wenigstens  gar  nicht  sprechen  kann,  dass  der  König 
infolge  der  veränderten  Rechtsanschauung  verpflichtet  gewesen 
wäre,  die  Kurfürsten  um  ihre  Zustimmung  zu  einer  Neuanlage 
eines  Zolles  zu  ersuchen.  Wo  er  dieses  Recht  diesem  oder 
jenem  Kurfürsten  gewährte,  war  es  eine  besondere  Vergüns- 
tigung, die  diesem  zu  teil  ward.  Im  umfassendsten  Masse 
wurde  eine  solche,  wie  wir  sahen,  dem  Erzbischof  von  Trier 
geschenkt.  Wenn  bezüglich  des  dem  Pfalzgrafen  gewährten 
neuen  Zolles  von  dem  Willen  des  Königs  und  der  Kurfürsten 
die  Rede  ist,  so  handelt  es  sich  hier  um  einen  Zoll,  der  im 
pfalzgräflichen  d.  h.  kurfürstlichen  Gebiet  erhoben  werden  sollte. 
Vielleicht  hatten  also  die  Kurfürsten  das  Recht  erhalten,  ihre 
Stimme  mit  in  die  Wagschale  legen  zu  dürfen,  wo  ein  kur- 
fürstliches Territorium  von  der  Zollanlage  betroffen  wurde. 
Jedem  einzelnen  Kurfürsten  stand  ja  als  solchem  hinsichtlich 
seines  Gebietes  das  Recht  der  Zustimmung  zu;  hatten  doch 
dieses  die  Fürsten  insgesamt  sowohl  weltlichen  wie  geistlichen 
Standes  in  der  Zeit  der  letzten  Hohenstaufen  erhalten.  Da- 
gegen aber,  dass  der  König  auch  für  andere  als  kurfürstliche 
Gebiete  an  die  Zustimmung  der  Kurfürsten  in  ihrer  Gesamtheit 
gebunden  gewesen  wäre,  sprechen  die  angeführten  Stellen,  in 


')  Schaub:  G-esch.  des  grossen  rheinischen  Städtebandes  II,  ZOO. 
Böhm.- Hub.  122». 
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welchen  Karl  IV.  nur  von  seinem,  des  Königs  Recht  der  Zoll- 
einsetzuug  und  Zollgenehmigung  redet,  ein  Recht  der  Mit- 
wirkung aber  seiteus  der  Kurfürsten  nicht  erwähnt. 

Freilich  verspricht  Karl  am  16.  Dezember  1355  dem  Grafen 
Adolf  von  Kassau,  dass  er  im  Besitz  der  ihm  verschriebenen 
zwei  Turnosen  vom  Zolle  zu  Bacherach  und  der  zwei  zu 
Lahnstein  bis  zu  seiner  Schadloshaltung  bleiben  soll,  auch  wenn 
er,  der  Kaiser,  und  die  Kurfürsten  die  Zölle  am  Rhein  mindern 
sollten.1)  Hier  scheint  der  König  wiederum  von  dem  kurfürst- 
lichen Willen  als  einem  massgebenden  Faktor  in  Zollsachen  zu 
reden;  denn  wenn  auch  der  Rhein  vielfach  kurfürstliches  Gebiet 
durchfloss,  so  berührte  er  doch  auch  anderes.  Auch  für  dieses 
scheinen  die  Kurfürsten  nach  dieser  Urkunde  ein  Recht  der 
Mitwirkung  besessen  zu  haben.  Der  Sachverhalt  aber  war 
wohl  der,  dass  der  König  thatsächlich  die  Einwilligung  der 
Kurfürsten  zu  seinen  Zollanlagen  oder  Zollerhöhungen  einholte, 
ohne  rechtlich  dazu  genötigt  zu  sein.  Früher  pflegten  bereits 
die  Hohenstaufen  bei  allen  wichtigen  Regierungsgeschäften  sich 
des  Konsenses  der  Fürsten  zu  vergewissern  und  nur  im  Ein- 
verständnis mit  ihnen  zu  verfahren,  ohne  dass  dabei  von  einer 
rechtlichen  Nötigung  geredet  werden  konnte.  Die  Stellung, 
welche  damals  noch  alle  Fürsten  dem  König  und  seiner  Re- 
gierung gegenüber  einnahmen,  ging  nach  der  Konsolidierung  des 
Kurfttrstenkollegiums  auf  die  Kurfürsten  über.  So  mögen  denn 
seitdem  die  Könige  sich  bei  wichtigen  Regierungsfragen,  unter 
diesen  also  auch  hinsichtlich  der  Zollverhältnisse,  mit  diesen  ins 
Einvernehmen  zu  setzen  gesucht  haben,  obwohl  auch  ohne 
dasselbe  ihre  Anordnungen  Gesetzeskraft  besassen.  Bekanntlich 
waren  seit  Rudolf  I.  gewisse  Regierungshandlungen  der  Könige 
gesetzlich  an  die  Zustimmung  der  Kurfürsten  gebunden,  welche 
dieselben  in  eigens  darüber  ausgestellten  Urkunden,  den  soge- 
nannten Willebriefen,  aussprechen  mussten.  Das  war  der  Fall 
überall  da,  wo  es  sich  um  Veräusserung  von  Reichsgut  durch 
den  König  handelte.  Zu  diesem  aber  gehörten  auch  die  Zoll- 
stätten. In  der  früher  unbeschränkten  Verfügung  der  Könige 
über  diese  also,  in  ihrer  Verleihung  an  andere  waren  sie  seitdem 
an  die  Einwilligung  der  Kurfürsten  gebunden.  Dass  ein  gleiches 

')  Schlitphnke:  Gesch.  Ton  Nassau  Bd.  IV,  S.  309. 
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Rechtsverhältnis  aber  anch  bezüglich  der  Zollanlage  gegolten 
habe,  scheinen  die  angezogenen  Urkunden  Karls  IV.  ans-  - 
zuschliessen,  welche  die  einzige  Rechtsquelle  der  Zölle  in  der 
königlichen  Anordnung  erblicken.  Danach  werden  wir  nicht 

anders  sagen  können,  als  dass  die  Errichtung  neuer  Zollstätten 
im  Reiche  durchaus  Sache  des  Reiches  geblieben  war,1)  wenn 
auch  vielleicht  die  Könige  thatsächlich  auch  hierbei  die  Zu- 
stimmung der  Kurfürsten  eingeholt  oder  dem  einen  oder  anderen 
von  ihnen  das  Recht  derselben  eingeräumt  haben  mögen  und 
zwar  letzteres  als  eine  besondere  Auszeichnung,  wie  das  offenbar 
bei  dem  Erzbischof  von  Trier  der  Fall  war. 

Für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  scheint  vor  allen»  zu 
sprechen,  dass  in  dem  grossen  Staatsgrundgesetz  Karls  IV., 
welches  einen  in  jeder  Beziehung  fest  geregelten  Rechtszustand 
schaffen  sollte,  in  seiner  goldenen  Bulle  vom  Jahre  1356,  mit 
keinem  Wort  von  einem  solchen  Mitregierungsrecht  der  Kur- 
fürsten in  Zollsachen  die  Rede  ist.  Wäre  ihnen  ein  solches 
eingeräumt  gewesen,  so  wäre  das  gänzliche  Verschweigen  des- 
selben durch  die  goldene  Bulle  unerklärlich;  gesteht  diese  doch 
sonst  den  Kurfürsten  ein  ganz  besonderes  Zollrecht  zu.  Das 
neunte  Kapitel  nämlich  derselben,’)  welches  die  Ueberschrift 
trägt:  „De  auri,  argenti  et  aliarum  specierum  mineris,“  überweist 
ihnen  einige  der  wesentlichsten  alten  königlichen  Reservatrechte, 
nämlich  die  Regalien  der  Bergwerke,  der  Salinen,  des  Juden- 
schutzes und  der  herkömmlichen  Zölle.  Der  Besitz  der  letzteren 
und  die  Einkünfte  aus  ihnen  werden  ihnen  in  der  Weise  zu- 
erkannt, dass  alle  diejenigen  Zölle  ihnen  gehören  sollen,  welche 
bisher  in  ihren  Territorien  gesetzt  und  welche  sie  und  ihre 
Vorgänger  in  gesetzlicher  Weise  zu  erheben  gewohnt  sind.8) 
Es  fragt  sich,  was  alles  unter  den  Begriff  der  gesetzlichen 


’)  vgl.  Schröder  a.  a.  O.  S.  679  N.  37. 

*)  bei  Harnack:  Das  Kurftirstonkolleginm  bis  zur  Mitte  des  14.  Jbds. 
S.  221. 

*)  „statuimus  — quod  suceessores  oostri  ßoemie  rege«  necnon  universi  et 
singuli  principe«  electores  ecclesiastici  et  secnlares,  qui  perpetuo  fuerint,  — 
tbelonea  in  praeterito  statuta  nt  indicta  percipere  (possint)  quodque  pro- 
genitores  nostri  rege«  Buemie  — ipsiqne  principe«  electores  ac  progenitores 
nt  praedeceiaores  eorum  legitime  potuerint  usque  in  praesens.* 
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Zolltbrderungen  zu  rechnen  ist.  Die  Antwort  hierauf  erteilt 
der  Schluss  des  Kapitels.1)  Dieser  lässt  uns  erkennen,  dass  für 
die  rechtskräftigen  Ansprüche  der  Kurfürsten  nicht  etwa  der 
Nachweis  ihrer  Gesetzmässigkeit  durch  Vorlage  von  Urkunden 
oder  zum  mindesten  durch  eidliche  Versicherung  vor  König  und 
Reich  gefordert  wurde,  sondern  dass  für  gesetzlich  alle  Zoll- 
erhebungen galten,  welche  gewohnheitsmässig  erhoben,  durch  die 
gute  alte  Gewohnheit  geheiligt  waren.  Der  König  gab  mit 
dieser  Bestimmung  alle  seine  Ansprüche  auf  die  Zölle  innerhalb 
der  kurfürstlichen  Gebiete  auf.  Für  diese  ward  aus  dem  alten 
Zollregal  des  Königs  ein  solches  der  Kurfürsten. 

Freilich  scheinen  diese  aber  doch  nicht  das  alte  königliche 
Oberzollrecht  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  erhalten  zu  haben. 
Denn  das  betreffende  Kapitel  der  goldenen  Bulle  betont,  dass 
die  Kurfürsten  nur  zu  Eigentümern  aller  bisher  üblich  gewesenen 
Zollabgaben  erhoben  worden  seien.  Offenbar  wurden  sie  nicht 
mit  dem  Rechte  ausgestattet,  beliebig,  nach  eigenem  Gutdünken 
mit  dem  durch  die  Gewohnheit  überlieferten  Zollbestande  irgend 
welche  Aenderungen  vorzunehmen,  sei  es  dass  sie  alte  Zoll- 
beträge erhöhen  oder  den  alten  Zollbestand  durch  Anlage  ganz 
neuer  Zölle  vermehren  wollten.  Wenigstens  ist  ihnen  eine 
derartige  Veränderung  nicht  ausdrücklich  erlaubt,  auf  der  anderen 
Seite  freilich  auch  nicht  direkt  verboten.  Karl  scheint  die 
Sache  absichtlich  in  der  Schwebe  gelassen  zu  haben,  um  nicht 
auf  die  eine  Weise  sein  Recht  dauernd  zu  schädigen,  auf  die 
andere  aber  die  Kurfürsten  vor  den  Kopf  zu  stossen.  Deshalb 
wählte  er  absichtlich  möglichst  unbestimmte  und  unklare  Aus- 
drücke. Ihnen  zufolge  scheint  der  Machtvollkommenheit  der 
Kurfürsten  eine  Schranke  gezogen  gewesen  zu  sein;  sie  blieben 
der  Kontrolle  des  Reichsoberhauptes  unterstellt,  das  wohl  um 
Genehmigung  solcher  Aenderungen  im  Zollbestand  angegangen 
werden  musste,  damit  also  einen  gewissen  Einfluss  auch  für 
diese  Gebiete  behielt.  Andrerseits  besass  der  König  nicht  mehr 
das  Recht,  von  sich  allein  aus  Verfügungen  betreffs  der  kur- 
fürstlichen Zölle  zu  erlassen,  sondern  für  diese  bedurfte  es 


')  „licat  hoc  autiqaa  laudabili  et  approbata  consuetudine  diuturnique 
ac  loiigusiiui  temporis  cursu  pracscripta  iuw.it ur  observatum.“ 
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natürlich  eines  Zusammengehens  des  Königs  und  der  Kurfürsten. 
Ja  wahrscheinlich  musste  die  Anregung  zu  irgend  welchen  Zoll- 
veränderungen in  ihren  Gebieten  von  ihnen  ausgehen.  Denn 
sie  waren  ja  durch  die  goldene  Bulle  die  eigentlichen  Zollherren 
in  ihren  Territorien  geworden.  Für  diese  verlor  also  der  König 
dadurch  sein  altes  Zollregal;  es  war  hier  zu  einem  landes- 
herrlichen geworden. 

Für  diese  Gebiete  dürfte  die  Ansicht  Lampreclits  zutreffen, 
dass  dem  Königtum  schliesslich  von  seinem  alten  Zollrecht  nichts 
geblieben  sei,  als  eine  Art  Polizei,  kraft  deren  es  darüber  zu 
wachen  hatte,  dass  alles  so  blieb,  wie  es  einmal  geworden  war, 
dass  nicht  eigenmächtige,  willkürliche  Aenderungen  zum  Schaden 
der  Gesamtheit  vorgenommen  würden.  Eben  weil  mit  der  gol- 
denen Bulle  das  alte  Zollregal  hierdurch  eine  wesentliche  Um- 
gestaltung erfahren  hat,  glaubten  wir  mit  diesem  wichtigen 
Staatsgesetz  Karls  IV.  am  besten  die  Untersuchung  vorläufig 
abbrechen  zu  können. 

Von  einer  solchen  Umgestaltung  aber  des  alten  königlichen 
Reservatrechtes  bezüglich  der  Zölle  kann  nur  gegenüber  den 
Kurfürsten  die  Rede  sein.  Im  übrigen  war  es  im  wesentlichen 
geblieben,  w'as  es  früher  gewesen  war.  Vor  allem  bezüglich  der 
Zollanlage,  der  Oberaufsicht  über  die  Zollverhältnisse  *)  und  der 
Zollgesetzgebung  war  das  königliche  Wort  auch  jetzt  noch  das 
entscheidende  und  massgebende. 

Diese  stand  auch  unter  Karl  IV.  in  engem  Zusammenhang 
mit  der  Landfriedensgesetzgebung,  welche  in  der  Form  von  Land- 
friedensbündnissen zu  stände  kam.  Ein  solcher  wurde  1351  Mai  R 
zwischen  dem  König,  einigen  Fürsten  und  Städten  für  die  Gegend 
von  Strassburg  bis  Bingen  und  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren 
geschlossen.  Es  sollten  alle  Zölle  mit  Ausnahme  der  alten  auf- 


■)  1362  Oktober  3 setzt  Karl  alle  Zölle  und  Geleit  sgelder,  deren  Er- 
hebung er  den  Grafen  Adolf  und  Johann  von  Nassau  gestattet  hatte,  wieder 
ausser  Kraft:  Schliephake  a.  a.  O.  IV,  300.  Im  Januar  1364  verordnete 
Karl  zur  Erleichterung  der  in  den  Hoselgegenden  durch  Zölle  und  Geleits- 
gelder schwer  bedrückten  Untortbanen,  dass  niemand  zu  Wasserbillig  einen 
Zoll  erheben  dürfe:  Hontheim  a.  a.  O.  11,  ISO.  Böhm.-Hub.  1746. 
Dominicas  a.  a.  O.  691.  vgl.  noch  v.  Hohr:  Cod.  dipl.  III,  116.  Böhm.- 
Hub.  2894. 
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hören.1)  Eine  Zeitgrenze  für  diese  wird  nicht  angegeben,  aber 
zweifelsohne  wurde  das  Jahr  1313  weiter  fortgeführt,  welches 
Karls  Verfügung  vom  Jahre  134«  erst  als  Normaljahr  genannt 
hatte.*) 

Wie  wir  auch  in  den  voraufliegenden  Zeiten  neben  den  im 
Aufträge  des  Königs  oder  doch  unter  seiner  Beteiligung  ge- 
schlossenen Bünden  solche  trafen,  welche  nur  von  lokalen  Mächten 
ansgingen  gleichsam  zur  Ergänzung  der  königlichen  Thätigkeit, 
so  verbanden  sich  auch  jetzt  1354  September  24  Trier,  Köln 
und  Mainz  in  solchem  Schutzbündnis  gegen  ungerechte  Zoll- 
erhebungen.8) Diesem  Bunde  sprach  Karl  IV.  seine  Billigung 
aus;  denn  1356  Januar  4 belobte  er  den  Erzbischof  von  Köln 
wegen  seiner  Bemühung  um  den  Landfrieden  und  gestattete  ihm 
als  Ersatz  für  die  Kosten,  welche  er  dadurch  gehabt  hatte,  von 
jedem  Kaufmann  oder  Reisenden,  der  sein  Gebiet  berührte,  an 
einem  Orte  seines  Distriktes  einen  einmaligen  Zoll  zu  erheben.*) 
Der  König  war  nicht  mehr  im  stände,  seine  Pflichten  hinsichtlich 
der  Herstellung  von  Ruhe  und  Sicherheit  im  Reiche  allein  zu 
erfüllen,  sondern  er  war  dabei  auf  eine  thatkräftige  Mitwirkung 
seiner  Grossen  angewiesen.  Wo  ihm  diese  zu  teil  ward,  da  ist 
er  auch  sofort  mit  der  Belohnung  und  Anerkennung  bei  der 
Hand. 

Trotz  aller  Versuche  aber  war  es  unmöglich,  den  ungerechten 
Zolierpressungen  gerade  am  Rhein,  der  Hauptverkehrsstrasse  im 
Reiche,  ein  definitives  Ende  zu  bereiten.  Die  Regelung  der  trüb- 
seligen Zustände  an  diesem  Strome  blieb  nach  wie  vor  ein 


*)  Ltinig  a a.  0.  Vol.  II  (P.  Bp.  Cont.  I)  p.  30.  Bühm.-Hub.  1373. 
Werunsky  a.  a.  0.  II,  344.  Lehmann  a.  a.  0.  706.  Diener  Landfriede 
war  wohl  eine  Erneuerung  deajenigen  Ludwigs  des  Baiern  von  1332  Juli  22. 
•)  vgl.  oben  8.  132. 

Hontheim  II,  1S2.  Böhm.  Reg.  Rcliss,  212.  Lacombl.  UI. 
436—39.  vgl.  Günther  III,  1.  nr.  261.  Böhm.  Reg.  Ludws.  311,  nr. 
366  u.  Add.  UI,  417  nr.  436. 

*)  Lacombl.  a.  a.  O.  UI,  459.  Diese  Verfügung  bietet  einen  weiteren 
Beleg  dafür,  dass  niemand  im  Reiche,  also  auch  nicht  die  Landesherren  ohne 
weiteres  neue  Zölle  erheben  durften,  sondern  dass  sie  dazu  der  königlichen 
Ermächtigung  bedurften,  dass  also  nur  der  König  neue  Zölle  schaffen  konnte. 
Darum  sagt  hier  Karl  ausdrücklich,  dass  der  neue  Zoll  dem  Erzbischof 
.auctoritate  noatra  imperiali“  gewährt  werde. 


Digitized  by  Google 


141 


brennendes  Bedürfnis.  So  wurde  bereits  auf  den  November  1355 
ein  grosser  Hoftag  nach  N ümberg  berufen,  von  dem  wir  freilich 
nichts  weiter  wissen,  als  dass  unter  anderem  auch  die  Minderung 
der  Rheinzölle  einen  Hauptgegenstand  seiner  Beratung  abgeben 
sollte.1) 

Man  sieht,  wie  Kail  bemüht  war,  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung einigermassen  geregelte  Zustände  auf  dem  Gebiete  des 
Zollwesens  herzustellen.  Seine  Thätigkeit  aber  nach  dieser  Seite 
hin  unterscheidet  sich  in  nichts  von  derjenigen  seiner  Vorgänger. 
Auch  insofern  leistete  sie  nichts  Neues,  als  Karl  keinen  neuen 
Endtermin  für  die  alten,  gültigen  Zölle  aufstellte,  sondern  viel- 
mehr den  durch  Ludwig  den  Baiern  eingeführten,  nämlich  das 
Jahr  1313,  beibehielt. 


Schluss. 

Wir  stehen  am  Schlüsse  unserer  Betrachtung.  Wir  haben 
die  Entwickelung  des  königlichen  Zollrechtes  und  seine  Be- 
thätigung  von  den  ältesten  Zeiten  des  deutschen  Königtums  bis 
zu  dem  wichtigen  Jahre  1356  verfolgt.  Es  dürfte  nicht  un- 
zweckmässig sein,  die  Hauptresultate  der  Untersuchung  noch 
einmal  kurz  hervorzuheben. 

Wir  sahen,  dass  in  den  ältesten  Zeiten  des  merowingischen 
und  karolingischen  Königtums  der  Zoll  durchaus  Regal,  das 
Zollrecht  ein  ausschliesslich  dem  König  zustehendes  Reservatrecht 
gewesen  ist.  Diese  Eigenschaft  desselben  äusserte  sich  in 
folgenden  Hauptpunkten : 

1.  der  König  war  der  Eigentümer  aller  Zollstätten  im 
Reiche  und  der  aus  ihnen  fliessenden  Einkünfte.  Als 
solchem  stand  ihm  die  freie  Verfügung  über  die  Zoll- 
plätze zu. 

2.  Der  König  allein  hatte  das  Recht,  neue  Zollstätten  an- 
zulegen oder  alte  zu  verlegen  oder  aufzuheben. 


')  Biihm.-Hub.  2284a.  Heiur.  v.  Disaenh.  ap.  B3hm.  font.  IV> 
101.  Heinr.  Rebd.  «bd.  642  ad  aunum  1360.  vgl.  Wenker:  Apparatua  et 
inatrnctus  archivorum  206  f. 
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3.  Als  oberster  Zollherr  hatte  der  König  allein  das  Recht 
und  die  Macht,  Gesetze  allgemeinerer  Art  für  die  Ord- 
nung und  Regelung  der  Zollverhältnisse  zu  erlassen. 

Blicken  wir  nach  diesen  drei  Gesichtspunkten  auf  die  Ent- 
wickelung des  königlichen  Zollrechtes  zurück,  so  ist  nicht  zu 
verkennen,  dass  es  hinsichtlich  des  ersten  Punktes  seine  grösste 
Veränderung  erfahren  hat. 

Zunächst  fand  schon  in  den  ältesten  Zeiten  eine  Schmälerung 
des  Besitzstandes  an  Zöllen  dadurch  statt,  dass  die  Nutzniessung 
der  Zollstätten  oder  überhaupt  das  Recht  Uber  sie  von  den 
Königen  zuerst  geistlichen,  dann  aber  auch  weltlichen  Fürsten 
oder  den  Städten  lehenweise  oder  zu  vollem  Eigentum  über- 
tragen wurden.  Damit  wurden  die  Einkünfte  aus  jenen  der 
königlichen  d.  li.  der  Reichskasse  entzogen.  Hierzu  kam,  dass 
von  den  Königen  den  Fürsten  jeglichen  Standes,  den  Städten, 
Klöstern,  Abteien,  Stiftern  auch  noch  an  dieser  oder  jener  Zoll- 
stätte oder  gar  im  ganzen  Reiche  Zollfreiheit  gewährt  wurde, 
worin  ebenfalls  eine  Beeinträchtigung  der  Einkünfte  des  Reiches 
lag.  Wenn  nun,  wie  bemerkt,  die  Vergabung  von  Zollhebestellen 
an  andere  zum  Teil  nur  lehnweise  erfolgte,  so  konnte  doch  auch 
bei  ihren  Inhabern  infolge  der  gewohnheitsmässigen  Einziehung 
der  Zollbeträge  der  Glaube  entstehen,  dass  sie  erbliche  Besitzer 
derselben  wären  und  als  solche  frei  mit  ihren  Zöllen  schalten 
und  walten  könnten.  Dieser  Anschauung  wurde  insofern  ent- 
gegengewirkt, als  die  Zollinhaber  von  Zeit  zu  Zeit  durch 
Rechtssprüche  daran  erinnert  wurden,  dass  sie  dem  Reiche  ver- 
antwortliche Lehenträger  waren,  dass  dieses  doch  noch  der 
eigentliche  Besitzer  war,  dessen  Eigentum  sie  durch  Verände- 
rungen iigend  welcher  Art  nicht  schmälern  durften.  Ueberliaupt 
aber  war  das  Reich  und  sein  Vertreter  ermächtigt,  eben  weil 
sie  ursprüngliche  Eigentümer  waren,  ihr  altes  Recht  des  Besitzes 
selbst  wieder  in  Anspruch  zu  nehmen.  Dies  geschah  überall 
da,  wo  der  König  in  eigener  Person  an  irgend  einem  Zollplatz 
erschien.  Freilich  wurde  dieses  Regalienrecht,  vermutlich 
durch  Friedrich  I.,  insofern  beschränkt,  als  es  seitdem  nur  noch 
bei  Hoftagen  in  Kraft  treten  sollte.  Später  scheint  das  Recht 
auch  in  dieser  Form  völlig  aufgegeben  zu  sein;  denn  nach  dem 
Interregnum  finden  wir  keine  einzige  Urkunde  der  Könige,  in 
welcher  sie  dasselbe  für  sich  beansprucht  hätten. 
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Was  die  freie  Verfügbarkeit  der  Küuige  über  die  Zölle  im 
Reiche  angeht,  so  erfuhr  diese  dadurch  eine  Einbusse,  als  die 
Gültigkeit  der  hier  einschlägigen  königlichen  Verordnungen  seit 
dem  12.  Jahrhundert  erst  durch  den  nicht  wohl  zu  umgehenden 
Konsens  der  Fürsten  besiegelt  wurde.  Aus  dieser  gewohnheits- 
mässig  eingeholten  Zustimmung  aller  Fürsten  zu  den  Zoll- 
vergabungen der  Könige  wurde  dann  später  ein  ausschliesslich 
kurfürstliches  Recht. 

Während  hierdurch  eine  Beschränkung  des  alten  königlichen 
Rechtes  eingetreten  war,  blieb  dieses  hinsichtlich  der  Zollanlage, 
also  hinsichtlich  des  zweiten  von  uns  aufgestellten  Hauptpnnktes, 
in  der  alten  Weise  unverändert  bestehen ; wenigstens  hing  die 
Rechtsgültigkeit  eines  Zolles  von  der  königlichen  Ermächtigung 
seiner  Erhebung  ab,  und  durfte  niemand  im  Reiche  ohne  diese 
Zölle  einfordern.  Freilich  war  der  König  andererseits  bei  der 
Zollanlage,  sobald  diese  innerhalb  eines  landesherrlichen  Gebietes 
stattlinden  sollte,  seit  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  an  die 
Zustimmung  der  betreffenden  Landesherren  gebunden-,  bezüglich 
der  Zollerrichtung  auf  Reichsgebiet  aber  war  der  König  bis 
zuletzt  durch  nichts  gehindert,  vor  allem  nicht  etwa  durch  ein 
Konsensrecht  der  Kurfürsten,  von  dem  bei  ihnen  ausserhalb 
ihrer  Territorien  überhaupt  keine  Rede  sein  kann.  Hier  aber 
stand  es  ihnen  nicht,  weil  sie  Kurfürsten  waren,  sondern  schon 
kraft  jener  grossen  Fürstenprivilegien  aus  dem  13.  Jahrhundert 
zu.  Im  übrigen  ist  auch  bei  ihnen  zu  beachten,  dass  sie,  die 
durch  die  goldene  Bulle  zu  bleibenden  Inhabern  der  in  ihren 
Gebieten  üblichen  Zölle  gemacht  wurden,  auf  welche  das  Reich 
jeden  Anspruch  für  immer  aulgab,  doch  zu  jeder  Veränderung 
ihres  Zollbestandes  der  Billigung  des  Königs  bedurften; 
wenigstens  glaubten  wir  dies  aus  den  Bestimmungen  der 
goldenen  Bulle  herauslesen  zu  können.  Es  machte  eben  jeden 
neuen  oder  im  Betrage  veränderten  Zoll  erst  die  königliche 
Genehmigung  rechtskräftig.  Weil  jeder  Zoll  als  vom  König 
ausgehend  angesehen  wurde,  konnte  dieser  auch  wiederum  die 
Beseitigung  der  Zölle  verfügen,  wie  das  im  umfassendsten 
Masse  Albrecht  I.  gethan  hatte.  Natürlich  waren  die  kur- 
fürstlichen Zölle  seit  I3öß  hiergegen  gesichert. 

Hinsichtlich  der  Gesetzgebung  endlich  auf  dem  Gebiete  des 
Zollwesens  war  alles  beim  alten  geblieben.  Nur  der  König 
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konnte  allgemein  gültige  Gesetze  betrefft  der  Zollverhältnisse 
erlassen.  Kraft  dieses  Rechtes  kontrollierte  er  die  Höhe  der 
Beträge,  welche  niemand  eigenmächtig  erhöhen  durfte.  Er  führte 
ferner  darüber  die  Aufsicht,  dass  nur  gesetzmässige  Zölle  er- 
hoben würden,  und  drang  darauf,  dass  man  alle  anderen  auf- 
hob. Die  Thätigkeit  des  Königs  ist  aber  nicht  bloss  darauf  be- 
schränkt, darüber  zu  wachen,  dass  nur  bestimmte  Zollabgaben 
eingetrieben  wurden  — das  wäre  schliesslich  nichts  weiter,  als 
was  Lamprecht  als  Polizei  bezeichnet  — , sondern  dieselbe  trägt 
einen  entschieden  gesetzgeberischen  Charakter  an  sich,  indem 
sie  die  Zoll  Verhältnisse  durch  fortwährende  Verschiebung  des 
Endtermines  der  alten  Zölle  zu  regeln  sucht.  Diese  unausgesetzte 
Aufstellung  von  neuen  Normaljahren  kann  man  kaum  noch  bloss 
Zollpolizei  nennen.  Die  Könige  halten  bis  zuletzt  an  ihrem 
alten  Oberaufsichtsrecht  und  dem  Recht  der  Gesetzgebung  in 
Zollsachen  fest,  dem  zufolge  sie  Anordnungen  auch  bezüglich 
der  Zolltarife  treffen,  denen  sich  jeder  zu  fügen  hat.  In  diesem 
Sinne  standen  die  Könige  auch  über  den  Landesherren. 

Das  alte  königliche  Oberzollrecht  war  in  seiner  Ausführung 
manchen,  nicht  unerheblichen  Schranken  unterworfen,  aber  damit 
doch  keineswegs  als  solches  gänzlich  beseitigt  worden.  Der 
oberste  Zollherr  war  auch  noch  am  Schluss  unserer  Epoche  der 
König,  obschon  er  hier  und  da  sein  Recht  mit  den  Pürsten 
teilte.  Unter  diesen  hatten  schliesslich  am  meisten  die  Kur- 
fürsten gewonnen;  aber  auch  ihnen  gegenüber  war  das  Recht 
des  Königs  doch  noch  das  höhere. 
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Vorwort. 

Nachstehende  Abhandlung  hat  zum  Zweck,  eine  „Wirtschafts- 
und Finanzgeschichte  der  Reichsstadt  Überlingen  am  Bodensee 
in  den  Zeiten  des  30jährigen  Krieges“  einzuleiten.  Desshalb 
wurden  hier  in  einem  I.  Capitel  die  einschlägigen  verfassungs- 
geschichtlichen  Fragen  und  was  aus  der  mittelalterlichen 
Wirtschafts-  und  Finanzgeschichte  Überlingens  eruirbar  war,  ein- 
leitend behandelt  und  in  einem  II.  und  III.  Capitel  die  haupt- 
sächlichsten Grundlagen  der  Überlinger  Privatwirtschaften 
und  der  Stadthaushalt,  seine  Quellen  und  sein  Ertrag,  in 
thunlichst  ausführlicher  Weise  dargestellt.  Das  Ganze  schliesst 
eine  Kritik  der  städtischen  Finanzverwaltung. 

Damit  sollte  die  Basis  gewonnen  werden,  von  der  aus  sich 
in  einer  späteren  Arbeit,  (für  die  die  Archivmaterialien  ge- 
sammelt und  die  statistischen  Berechnungen  in  der  Hauptsache 
gemacht  sind),  die  so  viel  beklagten  „Gräuel  des  30jährigen 
Krieges“,  in  specie  die  elementaren  Veränderungen,  die  dieser 
in  den  materiellen  Existenzbedingungen  der  Überlinger  Fa- 
milienwirtschaften und  im  öffentlichen  Haushalt  herbeiführte, 
soweit  möglich  mit  der  Exactheit  mathematischer  Beweisführung 
aufzeigen  Hessen. 

Dass  hiezu  gerade  die  Stadt  Überlingen  am  Bodensee 
gewählt  wurde,  hatte  seinen  Grund  einerseits  in  dem  Wunsche 
des  Verf.,  den  Stoff  seiner  Arbeiten  der  Geschichte  seines 
engeren,  badischen  Vaterlandes  zu  entnehmen,  und  andererseits 
darin,  dass  in  Überlingen  sich  ein  im  Aufträge  der  badischen 
historischen  Commission  vor  wenigen  Jahren  neugeordnetes  Archiv 
vorfand,  wodurch  die  Arbeit  wesentlich  erleichtert,  wenu  nicht 
überhaupt  erst  möglich  wurde.  Auch  schien  es  sachlich  bei 
einer  derartigen  Untersuchung  angezeigt,  zunächst  mit  den  ein- 
facheren Formen  städtischen  Lebens,  wie  sie  Überlingen  darbot, 
zu  beginnen,  und  ausserdem  kann  die  Stadt  Überlingen  als  typische 
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Repräsentantin  gelten  für  die  grosse  Menge  kleinerer  Reichs- 
städte, deren  Stadtcharakter  weniger  in  ihren  Wirtschafts  Ver- 
hältnissen, als  in  ihrer  politisch-rechtlichen  Sonderentwicklung 
zum  Ausbau  kam. 

Über  die  methodischen  Grundsätze,  die  den  Verf.  geleitet 
haben,  ist  am  betreffenden  Ort  im  Text  oder  in  Anmerkungen 
jeweils  das  Nötige  ausgeführt.  Hier  sei  nur  bemerkt,  dass  die 
Fussnoten  des  I.  Capitels  in  knappster  Form  die  Beweisführung 
für  die  im  Texte  vertretenen  Ansichten  enthalten,  so  zwar,  dass 
die  Schlussfolgerungen  des  Verf.,  ohne  dass  diese  selbst  in 
extenso  vorgelegt  würden,  quellenmässig  doch  mit  Leichtigkeit 
nachznprüfen  sind.  Da  speciell  auf  dem  Gebiete  der  älteren 
Überlinger  Geschichte  und  Verfassnngsgeschichte  sich  schlechter- 
dings nichts  vorgearbeitet  fand,  was  auf  wissenschaftlichen  Wert 
hätte  Anspruch  machen  können,1)  so  musste  der  Verf.  hiebei 
sich  häufig  mit  vorläufigen,  manchmal  hypothetischen  Resultaten 
begnügen. 

Und  gleich  ungünstig  lagen  die  Dinge  auf  dem  finanz- 
wirtschaftlichen Gebiet,  nur  dass  hier  zum  wenigsten  eine  reichere 
und  einheitlichere  Überlieferung  zu  Gebote  stund,  die  allerdings 
nur  vereinzelt  über  die  Mitte  des  löten  Jahrhunderts  zurückreicht. 
Lediglich  mit  Rücksicht  auf  diesen  letzteren  Punkt  wurde  der 
Rahmen  der  finanz-  und  wirtschaftsgeschichtlichen  Untersuchungs- 
periode rückwärts  mit  dem  Jahr  1550  begrenzt;  vorwärts  geht 
die  Darstellung  bis  162H,  d.  i.  bis  zum  Eintritt  Überlingens  in 
eigentlich  kriegerische  Verwicklungen. 

Benutzt  sind  für  die  Arbeit  fast  ausschliesslich  Archiv- 
quellen, in  erster  Linie  die  städtischen  Archive:  das  Über- 
linger Stadtarchiv  (citirt  Arch.)  und  das  Spitalarchiv.  Ferner 
die  Chroniken  der  städtischen  Leopold -Sophienbibliothek  und 
ausserdem  ein  für  Überlingens  Geschichte  wertvolles  Mscr.  des 
König].  Bavr.  Allgemeinen  Reichsarchivs  in  München. 

Die  Archivnummern  des  Stadtarchivs  wurden  in  der  Art 
gekürzt,  dass  die  erste  Zahl  jeweils  den  Archivkasten,  die 


')  Abgesehen,  selbstverständlich,  von  den  interessanten  geschiechter- 
und  häusergeschichtlichen  Arbeiten  H.  Sevins  und  einer  gehaltreichen 
kriegsgeschichtlichen  Abhandlung  L.  Muchows,  denen  aber  für  des  Verf. 
Zwecke  nur  einzelne  Notizen  entlehnt  werden  konnten. 
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zweite  die  Lade,  die  dritte  die  betreffende  Faseikelnummer  be- 
deutet; für  die  Urkunden  des  Siiitalamts  kamen  nur  Lade  und 
Faseikelnummer  in  Betracht.  Wo  keine  Auszeichnungen  ange- 
geben wurden,  wie  bei  Rats-  und  Missivprotocollen,  sind  die 
citirten  Archivalien  in  Schränken  oder  sonst  im  Rathause  zu 
Uberlingen  verwahrt. 

Endlich  erübrigt  dem  Verf.  noch  die  angenehme  Pflicht, 
allen,  die  bei  seiner  Arbeit  ihm  mit  Rat  und  Hilfe  zur  Seite 
stunden,  vornehmlich  seinem  hochverehrten  Lehrer,  Herrn  Pro- 
fessor Dr.  Eugen  von  Philippovich  zu  Freiburg  i.  Br.,  und 
Herrn  Bürgermeister  Maurus  Betz  in  Überlingen,  der  in  zuvor- 
kommendster Weise  ihm  die  städtischen  Archive  zugänglich  machte, 
auch  an  dieser  Stelle  aufrichtigen  Dank  auszusprechen. 

Ichenheim  a.  Rhein,  Weihnachten  is»l. 
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I.  Capitel. 

Verfassung»-  und  wirtsehaftsgesehielitliehe  Einleitung. 

Die.  Geschichte  der  Stadt  Überlingen  am  Bodensee  reicht 
iiinauf  in  das  Zeitalter  Karls  des  Grossen,  sie  hebt  urkundlich 
mit  dem  Jahre  770  an. 

Damals  war  Überlingen  ein  königlicher  Fronhof,1)  eine 
königliche  Domäne,  (vielleicht  in  administrativer  Abhängigkeit 
von  der  benachbarten  Kaiserpfalz  Bodman),  und  hatte  als  solche 
die  durch  das  Karolingische  capitulare  de  viliis  imperialibus 
hinlänglich  bekannte  hofrechtliche  Villenverfassung.  Dann  ver- 
schwindet der  Königshof  Überlingen  wieder  aus  der  Geschichte 
bis  zum  Jahre  1101,  durch  volle  400  Jahre  sind  uns  die 
Schicksale  Überlingens  unbekannt.1) 


’)  Eine  Urkunde  der  Abtei  St.  Gallen  vom  9.  August  770  führt 
Uberlingen  als  Ausstellungsort:  actum  Iburinga  villa  publica  (Urk.  B.  d. 
Abtei  St.  Gallen  I,  öü)  und  ebenso  erwähnt,  die  um  771  niedergeschriebene 
Vita  S.  Galli  (Wattenbacb,  Deutschi.  Gesell.  Quellen  im  Mittelalter  I,  114) 
eine  villa  Iburninga  (Mutt.  Germ.  S.  8.  11.  10).  Der  Zusatz  publica  in 
der  l’rk.  v.  770  beweist  die  Zugehörigkeit.  Überlingens  zum  königlichen 
Fiscus.  cfr.  du  Gange,  Giess,  med.  et.  inf.  lat.  s.  v.  villac  publicae,  ijuae 
ad  fiscum  regium  pertinent. 

*)  Aus  Maugel  älterer  Urkunden,  die  bei  einem  Stadtbrand  a.  127» 
zu  Grund  gingen,  (cfr.  X.  Staiger:  Die  Stadt  Überlingcu  a.  Hodensee  1859 
pag.  118).  Die  Vermutung  Staigers:  grössere  Partien  des  städtischen  Archivs 
seien  damals  nach  St.  Gallen  geflüchtet  worden,  wo  sie  beute  noeh  auf- 
bewahrt würden,  ist,  wie  Herr  Dr.  G.  Scherrer,  Stiftsarchivar  in  St.  Gallen, 
die  Güte  batte  mir  sub  27.  Okt.  1*88  mitzntoilen,  unrichtig.  Ebenso  ent- 
behrt die  weitere  Hehanptung  Staigers  I.  c.  pag.  122:  Uberlingen  sei 

ursprünglich  im  Besitze  der  Welfen  gewesen  und  von  diesen  durch  Erb- 
vertrag an  die  Staufer  gekommen,  jeglichen  Beweises. 

Schäfar,  Wirtschaft**  u.  Ftnanxgeaclilchte  4er  Heich**t*4t  Überlingen.  1 
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Erst  mit  Ausgang  des  12.  Jahrhunderts  betreten  wir 
einigermassen  sichern  Boden.  Vom  Jahr  1 1 91  ’)  ah  erscheint 
die  Grundherrschaft  der  Staufer  in  Überlingen  urkundlich 
gesichert,*)  und  ebenso  zweifellos  geht  aus  derselben  Urkunde 
bereits  für  jene  Zeit  der  Stadtcharakter  Uberlingens  hervor. 
Der  Königshof  hatte  sich  also  — und  dies  ist  wohl  das  wichtigste 
Factum  aus  der  im  übrigen  dunkeln  Vorgeschichte  Uberlingens  — 
im  Laufe  der  Jahrhunderte,  vermutlich  im  12ten  Jahrhundert, 
zu  einem  städtischen  Gemeinwesen,  zur  Stadt  Uberlingen 
erweitert. 

Diesen  Stadtentwicklungsprocess  haben  wir  uns  ähnlich 
wie  beim  Kadolfszeller  Stadtrecht  zu  denken,  über  dessen  Einzel- 
heiten eine  neuerdings  .entdeckte  Urkunde*)  sehr  instructiven 
Aufschluss  giebt. 

Die  alte  Hofansiedelung  Uberlingen,  die  villa  Iburinga  lag 
etwa  auf  demselben  Platz,  wo  heute  das  Dorf4)  Uberlingen 
steht,  also  nördlich  von  der  Stadt,  die  am  Seeufer  sich  ausdehnt, 
landeinwärts  den  Abhang  hinauf,  dem  Weiler  Aufkireh  zu. 

Unterhalb  derselben  breitete  sich  ursprünglich  herrschaft- 
liches Bauland,  das  sog.  Salland  bis  au  den  See  aus. 

Daraus  wurde,  wahrscheinlich  im  12.  Jahrhundert,  zum 
Zwecke  der  Marktgründung  nach  Einholung  der  königlichen 
Erlaubnis  (sofern  die  Marktgründung  nicht  von  den  Stauferkaisern 


')  i'fr.  Zeitschr.  f.  0.  Gesell,  il.  Oberrheins  (in  der  Füllte  Oberrh.  Z. 
citirt)  Hd.  3f>  pag.  (is  und  in»,  Urk.  lohne  nähere  Datirung)  vom  .lalir  1191. 
Dieselbe  erwähnt  in  ihrer  Zeugenreiho  einen  minister  duris,  d.  i.  einen 
Amman  Herzog  Friedrichs  von  Schwaben,  auf  den  im  Text  der  Urk  als 
illustiis  dux  Snevic  Bezog  genommen  wird.  Die  Existenz  eines  Ammans, 
«des  den  älteren  Städten  charakteristischen  Vorstande»-,  (cfr.  F.  L.  Baninniin 
Gesell.  d.  Allgäus  I,  31S),  verbürgt  den  Stadtcharakter  Überlingens. 

'*)  Wobei  aber  die  Frage,  ob  Überlingen  zum  Haus-  oder  Krongut 
der  Staufer  gebürte,  die  von  dem  Nachweis  de»  Rechtstitels  unter  welchem 
die  Staufer  Überlingen  angetreten  haben,  abbängt,  vorerst  unentschieden 
bleiben  muss;  was  übrigens  verfassungsgescbiebtlich  auch  belanglos  sein 
dürfte,  da  ein  principieller  Unterschied  in  der  Verwaltung  von  »tanü schein 
Krott-  und  Hausgnt  u.  W nirgends  naebgewiesen  wurde. 

3J  Fublicirt  und  erklärt  von  A.  Schulte,  Oberrb.  Z.  Hd.  1 1 pag.  141  ff. 
*)  H.  Sevin.  IVberl.  Hättserbitcb  1 »'JO  pag.  110. 
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selbst  ausging)  ein  bestimmtes  Gelände  — das  Weichbild  der 
heutigen  Stadt  Überlingen  — ausgeschieden,  um  den  neu- 
anzusiedelnden  Marktcolonisten  als  Marktplatz  und  Hofstätten 
zu  dienen.1) 

Die  IJrkolonisten  des  Marktplatzes  oder  der  Stadt  Über- 
lingen. unter  denen  natürlich  der  mittelalterliche  Handelsmann 
xi- ’s-v/rjv,  der  Jude,4)  nicht  fehlte,  rekrntirten  sich,  wie  die 
späteren  Patriziernamen  zeigen,*)  ans  den  Bewohnern  der 
benachbarten  Dörfer  und  Flecken.  Auch  eilten  die  Klöster 
der  Umgegend,  allen  voran  die  Cistercienserabtei  Salem  und 
das  Kloster  Wald*),  an  dem  gewinn verheissenden  Marktunter- 
nehmen sich  zu  beteiligen.  Sie  erhielten  gegen  einen  jährlichen 
Zins5)  (zur  Anerkennung  der  Obereigentumsrechte  des  Markt- 
herrn) bestimmte  Grundstücke,  „Hofstätten“,  als  freies  und 


')  Dieser  Vorgang,  die  Güterleihe  zu  Marktrecht  benannt,  war 
das  zweite  Moment  in  der  (Entwicklungsgeschichte  eines  Marktes.  Die 
Giitcrleihe  war  die  ökonomische  Voraussetzung  für  das  Zustandekommen 
desselben.  Nachdem  die  rechtliche  Vorbedingung  erfüllt,  die  königliche 
Erlaubnis  zur  Marktgründung  eingeholt,  kam  es  an  zweiter  Stelle  vornehmlich 
darauf  an,  Kaufloute  und  Handeltreibende  zu  dauernder  Niederlassung  an 
dem  neucreirten  Marktplatz  zu  bewegen,  und  hiefür  bot  die  üüterleihe  d.  h.  die 
Hingabe  herrschaftlicher  Grundstücke  als  Bau-  und  Wohnplätze  ohne  Kntgeld 
oder  gegen  massigen  Zins  an  die  neuanzuloekenden  Kolonisten  das  bequemste 
und  wirksamste  Mittel.  Diese  Thatsaehe  ist  so  allgemein  bekannt  und  an- 
erkannt, dass  wir  uns  ohne  weitere  Beweisführung  hier  damit  begnügen 
können,  sie  als  Thatsaehe  auch  für  l'berlingen  — nachdem  die  Existenz 
des  iiberlinger  Marktrechtes  festgestellt  cfr.  pag.  4.  Anm.  1.  — zu 
constatiren. 

*)  Als  eives  de  Ubirlingin  werden  Juden  namhaft  gemacht:  Oberrh.  Z. 
Kd.  3»  pag.  32(5.  T'rk.  d.  a.  1253,  Spitalarchiv  Lade  XL  No.  Hit  f rk.  d.  d. 
13.  Juli  1250.  cfr.  auch  Sevin  Häuserb.  pag.  7 und  das  Folgende  pag.  15. 

*)  efr.  Georg  Hahn  Überl.  (ieschlechterbuch  d.  a.  1225 — 1505  ed.  H. 
Sevin  l berl.  IkhO.  cfr.  z.  B.  die  von  Irrmensee,  von  Nuviron  d.  i.  von 
Ilmensec,  von  Neufrach,  Orte  im  Bez.-Amt  Überlingen,  die  von  Rognoltseh- 
weylor,  von  Malspüren,  von  Nesselwangen,  von  Avgelttingen,  Orte  des  Bez.- 
Aints  Stockach  u.  s.  w. 

*)  efr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  243,  Sevin  liünserb.  pag.  40  Urkk. 
d.  .1.  1240  u.  1241. 

’■)  Noch  a.  1333  war  es  gestattet,  diejenigen  .hofstet“,  die  jemand 
verleihen  wolle  „ze  hilsera",  mit  einem  .zins  ze  marktreht“  zu  be- 
schweren, cfr.  Oberrh.  Z Bd.  20  pag.  315. 

1* 
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lediges  Eigen1)  angewiesen  und  übernahmen  dafür  einzig  die 
Verpflichtung  znm  marktmässigen  Handelsbetrieb.  Dabei  waren 
dem  Marktherrn  die  persönlichen  Verhältnisse  seiner 
Kolonisten,  die  Frage  ob  dieselben  frei,  hörig  oder  leibeigen, 
vollkommen  gleichgültig.4)  Wer  Teil  nahm  an  der  Markt- 
kolonie wurde,  soweit  das  steuerbare  Marktrechtsgut 
reichte,3!  d.  h.  innerhalb  der  Grenzen  des  Marktbezirkes  in 
seinem  Eigentum  geschützt  und  konnte  persönlich  nur  auf  Grund 
eines  bestimmten  Gerichtsverfahrens  abgefordert  werden.4) 

Die  ganze  Kolonie,  die  neugegründete  Stadt  Überlingen, 
unterstund  von  vornherein  einem  speciellen,  gegen  das  Hofrecht 
Front  machenden  neuen  liechte,  dem  sogenannten  „Marchtrelit“, 
aus  dem  nachmals  das  Stadtrecht  hervorging.  Daneben  mag 
der  alte  Königshof  und  sein  Hofrecht  noch  lange  Zeit,  möglicher- 
weise bis  zur  Reichsunmittelbarkeit  Überlingens  gesondert  fort- 
bestanden haben,  die  hofhörigen  Insassen  der  villa,  des  Dorfes, 
und  die  Bürger  der  civitas,  der  Stadt  Überlingen,  konnten  noch 
geraume  Zeit  nach  der  Marktgründung  zwei  nach  Recht  und 
Sitte  völlig  getrennte  Gemeindekörper  bilden. 


*)  In  der  Zeit  von  1217 — 1226  verkauft  ein  gewisser  l'lr.  Kellner 
von  Überlingen  einen  Weinberg  in  der  Nähe  der  Kapelle  des  li.  Hallos 
(beim  heutigen  (lallerthunn)  an  das  Kloster  Weissennu,  den  er  kraft  t'ber- 
linger  Marktrechta  zu  freiem  und  ledigem  Eigen  besessen  hatte:  jure,  i|iind 
vulgo  dieitur  marchtroht,  proprio  po»sederat  et  ipiiete.  Oberrh.  Z.  Hd. 
2(1  pag.  (>9.  t'ber  die  Begriffe  proprie  und  proprietas  efr.  O.  .laeger.  die 
Rechtsverhältnisse  des  (imndbesitxes  in  der  Stadt  Strassburg  während 
des  Mittelalters  lass  pag.  17.  und  \V.  Arnold:  Zur  Oeacb.  d.  Eigentums 
in  den  deutschen  Städten  1801  ]iag.  1 1. 

*)  Den  Eintritt  unfreier  I amte  ins  t'berl.  Itfirgerreeht  mag  statt 
einxelner  Namen  fsnlehe  sind  zu  linden  Oberrh.  Z.  Hd.  35  pag.  S08  u.  Hd.  37 
pag.  190)  ein  l'rivileg  K.  Knnrnds  IV.  für  Salem  d.  d.  6.  Okt.  1241  beweisen, 
dessen  Spitxc  sieh,  wie  die  Aufschrift  auf  der  Hiickseite  des  Privilegs 
zeigt,  vornehmlich  gegen  Überlingen  richtete:  Cuonradus  rex  confinnat, 
quod  cives  in  tlberlingin  non  recipiant  liomines  nostros  contra  voluntatem 
nostram.  Oberrh.  Z.  Hd.  35  pag.  234. 

s)  ,swcr  sineni  aigen  herren  dienot  . . . mit  dehainem  gedingo  . . den 
schirmet  entmin  burgrebt . wan  als  terre  dii  stiir  gat.“  Satzung  e. 
1298.  Oberrh.  Z.  Hd.  29  pag.  301.  filier  die  ausschliessliche  Steuerpflicht 
der  Marktrccbtsgiitcr  efr.  H.  v.  Helow:  Zur  Entstehung  d.  deutsch.  Stadt- 
Verfassung  in  v.  Sybel.  Hist.  Ztschr.  Hd.  5«  pag.  203  fl. 

*)  efr.  Oberrh.  Z.  Hd.  29  pag.  321. 


Digitized  by  Google 


5 


Unter  den  neuen  Ansiedlern  dagegen  verwischten  sich 
allmäüg  alle  Standesunterschiede.  Die  ursprünglich  Unfreien 
wurden  mit  der  Zeit,  nach  dem  bekannten  mittelalterlichen 
Rechtssatz:  Stadtluft  macht  frei,  ihrer  persönlichen  und  ding- 
lichen Fesseln  ledig  und  alle  zusammen  — der  anfänglich 
Leibeigene  nicht  minder  als  der  von  Hans  aus  freie 
Grundbesitzer  — vertraten  später  im  13.  Jahrhundert  das 
Patriziat  oder  die  Geschlechtergemeinde.  Diese  ent- 
wickelte sich,  je  mehr  sie  erstarkte  und  je  reicher  ihre  Mitglieder 
durch  den  Markthandel  wurden,  zu  einem  immer  exclusiveren 
Sonderstande,  dessen  Vorzugsstellung  späteren  Kolonisten  gegen- 
über allein  schon  dadurch  gesichert  war,  dass  der  gesammte 
verfügbare  Grund  und  Boden  allmälig  in  den  Händen  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Familien  festzuliegen  kam,  sodass  neue 
Einwanderer,  falls  sie  das  Bürgerrecht  erwerben  wollten,  ihn 
den  alteinsässigen  Familien  abkaufen,  oder,  wo  sie  das  nicht 
konnten,  als  nichtbürgerliche  Hintersassen  bei  den  Patriziern 
in  die  Miethe  ziehen  mussten.  Aus  solchen  Hintersassen, 
von  denen  wohl  die  meisten  Handwerker  waren,  ging  daun  im 
Laufe  der  Zeit  eine  dritte  Gemeinde  neben  der  Geschlechter- 
und  Hofgemeinde,  ein  Stand  persönlich  eventuell  freier,  aber 
politisch  rechtloser  Einwohner,  hervor,  die  nachmals,  Ende  des 
13.  Jahrhunderts,  zusammen  mit  den  freigewordenen  Dorf- 
bewohnern die  socialpolitische  Revolution  der  Zunftkämpfe 
herbei-  und  durchführten. 

An  der  Spitze  der  Stadt  Überlingen,  die  bereits  1220 ') 
durch  Wall  und  Graben  abgeschlossen  war,  während  das  Dorf, 
nur  im  Westen  durch  den  uralten  Blatterngraben  geschützt,  im 
Norden  undOsten  offen  in  die  Feldmark  hinauslag  und  erst  im 
löten  Jahrhundert  vermittelst  des  äusseren  Stadtgrabens  (der 
heutigen  städtischen  Anlagen)  in  die  Stadtbefestiguug  hinein- 
gezogen wurde,*)  stund  (nachweisbar  von  1 l'Jl  ab)  als  herzoglich- 
staufiseher  Stadtvorstand  ein  Amman  oder  Schultheiss, 
in  den  lat.  Urkunden  jener  Tage  bald  minister,  bald  scultetus, 


’l  cfr.  Oberrh  Z.  1SJ.  35  pag.  15s.  Lok.  v.  s.  Aug.  1220.  Dieselbe 
erwähnt  ein  (irumlstiick:  situm  extra  fossatum  in  villn  Uberlingen. 

*)  Seviu  Häuscrb.  pag.  2 u.  119. 
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ein  Mal  auch  eausidicus  betitelt.1)  Derselbe  wurde  von  den 
stauflschen  Herzogen  bezw.  Königen  ernannt,  die  aber  für 
gewöhnlich  ilire  Stellvertreter  in  Schwaben,  des  Reiches  Land- 
vögte,5) damit  beauftragten.  Die  A nitsdauer  der  Amiliane  war 
eine  verschiedene,  das  Amt  kein  lebenslängliches.®)  Ihre 
Besoldung  resultirte  hauptsächlich  ans  ihrem  Benefiz,  aus  dem 
ständig  mit  dem  Ammanamt  verbundenen  Königsgut,  das  sie 
selbst  bewirtschaften  oder  verpachten  konnten.4)  Dieses  Benefiz 
blieb  als  Königsgut,  ebenso  wie  der  Privatbesitz  des  Ammans 
steuerfrei,  steuerpflichtig  ward  nur,  was  derselbe  während  seiner 
Amtsführung  privatim  etwa  neuerwarb.*)  Ausserdem  dürften 
dem  Amman  von  Anfang  an  gewisse  Baareinnahmen  an  Bann- 
lind  Wettgeldern  zugeflossen  sein.®) 

Im  12.  und  13.  Jahrhundert,  zu  den  Zeiten  der  staufischen 
Grundherrlichkeit  Überlingens,  war  der  Amman  der  einzige 
öffentliche  Beamte  in  Überlingen,  einen  ihm  Vorgesetzten 
Stadtgrafen  (einen  praefectus  urbis)  hat  es  anscheinend  nicht 


')  Über  die  Personalidentität  der  Begriffe  minister  und  scultetus  cfr. 
Oberrh.  Bd.  Sb.  pag.  231  l’rk.  d.  a.  1239.  in  welcher  der  Überl.  Schultheis« 
Werner  eingangs  der  l'rk.  sich  schultetus  nennt,  wahrend  die  Umschrift 
de*  Siegels:  s'(igillum)  Wernheri  ministri  de  Uberlingin  lautet.  Beziigl. 
d.  Begriffes  eausidicus  (Wirtcmb.  Urkh.  III,  202  Urk.  28  Okt.  1220)  cfr.  das 
sog.  älteste  Strassburger  Recht,  § VII.  welcher  beginnt:  de  scnlteto  tjui  et 
eausidicus  dicitur.  cfr.  H.  Gengler:  Deutsche  Stadtrechte  d.  Mittelalters 
1800  pag.  473. 

*)  J.  Teu sch:  Die  Reiclislandvogteieii  in  Schwaben  u.  Eisass  z.  Ausgang 
des  13.  Jahrh.  1880  pag.  43  u.  44. 

3)  Wie  die  Existenz  von  Alt -Ammanen.  Alt-Schulthcissen,  dort  hat. 
cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  36  pag.  237  Urk.  d.  a.  1240,  deren  Zcugenreihe  einen 
antiqnus  scultelus  de  Uberlingen  nennt,  cfr.  weiter  1.  c.  Bd.  37  pag.  186  l'rk. 
v.  14.  Febr.  1271.  Nachstehendes  ist  die  mutmassliche  Amtsdauer  und 
Amtsfolgo  der  Uberl.  Ammane  bis  1207:  1191 — 1211  Ulrich  v.  Reischach, 
1211 — 1220  Amman  Arnold,  1220 — 1239  Amman  Heinrich,  1239 — 1202  Amman 
Werner,  1202 — 1207  Conrad  v.  Isny.  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  09;  22  pag. 
16;  35  pag.  182,  231,  412;  37  pag.  180.  Der  erste  Amman  der  Reichsstadt 
Uberlingen  hie.ss  Werner  I.  c.  37  pag.  187. 

4)  Die  Namen  desjenigen  Königsgutes,  das  von  altersher  in  da»  i'berl. 
Ammanamt  gehörte,  sind  in  dem  Uehensrcvers  eines  gewissen  Haus  Wyg 
v.  24.  Nov.  1412  (Arcli.  I,  5.85.)  erhalten.  Darunter  der  heute  als  Aussichts- 
punkt bekannte  „EglispoD  westlich  von  Überlingen. 

■')  Oberrh.  Z.  IW.  29  pag.  308  Satzung  c.  1298. 

*)  Wegelin:  Hist.  Ber.  v.  d.  Laudvogtei  Schwaben  1755.  pag.  19. 


Digitized  by  Google 


7 

gegeben.  Sein  Amt  war  in  erster  Linie  ein  Marktrichteramt. 
Als  Marktrichter  hatte  der  Amman  zweifelsohne  — obschon 
gerade  hierüber  nichts  Specielles  überliefert  ist  — nach  dem 
damals  in  Uberlingen  geltenden  öffentlichen  Rechte,  dem  Markt- 
rechte, in  Marktangelegenheiten  zu  entscheiden,  er  hatte  deu 
Marktgerichtssitzungen  zu  präsidiren,  die,  wie  es  in  einem 
Aliensbacher  Privileg  von  107U  heisst:  omnibus  mercatoribus 
ab  antiquis  temporibus  sunt  concessa.’)  Ausserdem  gehörte  in 
den  Competenzkreis  des  Ammans  die  (Gerichtsbarkeit  über 
Erb  und  Eigen,  die  nach  gemeinem  Landrecht  dem  Grafen- 
gericht ausbehalten  war.  und  die  sog.  freiwillige  Gerichts- 
barkeit. Eine  Reihe  diesbezüglicher  Fälle,  alle  coram  scnlteto 
d.  h.  vor  dem  Schultheissengericht  verhandelt,  legen  dafür 
Zeugnis  ab.ä)  Dazu  wird  die  polizeiliche  Strafgerichts- 
barkeit, ohne  welche  eine  richterliche  Tlmtigkeit  überhaupt 
undenkbar  ist.  dem  Überlinger  Amman  sowenig  wie  den  Ammanen 
anderer  Städte  gemangelt  haben,  er  muss  gleich  seinen  Collegen 
in  Speier  und  Strassburg*)  z.  B.  pro  furto,  pro  frevela,  pro 
geldschulda  zu  Geld-  und  Freiheitsstrafen  haben  verurteilen 
können. 

Etwas  hypothetischer  beantwortet  sich  die  Frage  nach  der 
peinlichen  Gerichtsbarkeit, nach  dem  Blutbanne  des  Ammans. 
Dieser  lag  für  gewöhnlich  nicht  in  seinen  Händen.  In  manchen 
Städten  existirte  dafür  ein  besonderer  Beamter,  häutig  der  in 
Überlingen  vermisste  Stadtgraf;  und  wo  dies  nicht  der  Fall 
war,  blieb  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  abgesehen  vom  Zugriff  bei 
handhafter  That.  der  dem  Amman  unter  allen  Umständen  oblag, 
in  der  Regel  'dem  Landgericht  des  betreffenden  Gaues  reservirt. 

So  wurde  es  anfänglich  auch  in  Überlingen  gehalten. 
Der  judex  provincialis  in  pago  Linzgoe.  der  Landrichter  im 
Linzgau.  der  sein  echtes  Ding  zu  Schattbuch  am  Fusse  des 


’)  Oberrh.  Z.  Md.  44-  pag.  lt>«  Privileg  v.  2.  Mai  1075. 

z.  H.  ein  Vergleichsabschluss  über  Waidegerechtigkt.  d.  d. 
5.  Mai  1241,  zwei  st  reit  Schlichtungen  betr.  Eigentumsansprilche 
an  Liegenschaften  v.  Jahr  1253  u.  3.  März  12'is  u.  eine  itanzc  Reihe  von 
Vermögensiihertragungen  vor  dem  Schultbeissengericlit,  z.  M.  vomd.Okt. 
1242.  9.  Juli  1244.  30  Juni  1251  etc.  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  243,  32«; 
37  pag.  154;  35  pag.  249,  266,  30S. 

*)  cfr.  üengler  I.  c.  pag.  453  u.  475. 
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Heiligenberges  abliielt,1)  verhandelte  in  peinlichen  Fällen 
und  bewirkte  die  Bestrafung  malefizischcr  Personen.  Aber  bald 
machte  sich  das  Bestreben,  die  peinliche  Rechtspflege  dauernd 
dem  Aufgabenkreis  des  Ammans  und  seines  Stadtgerichts  ein- 
zuverleiben. energisch  und.  wie  wir  im  Blick  auf  das  Resultat 
desselben  behaupten  können,  mit  gutem  Erfolge  geltend. 

Und  dabei  konnte  die  Stadt  und  ihr  Amman  schon  recht 
frühzeitig  auf  ganz  legalem  Boden  fussen.  Hatte  doch  bereit« 
im  Jahr  1218*)  eine  Reichssentenz  Kaiser  Friedrichs  II.  alle 
Marktorte  von  den  Landgerichten  — und  zwar  ausdrücklich 
auch  hinsichtlich  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit,  der  potestas 
puniendi  maleficia  — exempt  erklärt  und  den  Landgerichten  nur 
die  Urteilsvollstreckung  ansbedungen.  Auch  kam  Uberlingen 
speciell  der  Umstand  noch  zu  statten,  dass  sein  Amman  „pro- 
curationem  habebat.  regis  undique  in  terra  ista-3)  d.  h. 
das  Amt  eines  Unterlandvogts4)  über  einen  (seinen  Grenzen 
nach  nicht  näher  bekannten)  Landbezirk  bei  Uberlingen  be- 
kleidete, in  welcher  Eigenschaft  ihm  ipso  jure  landrichterliche 
Befugnisse  zustunden.'1)  Unter  Assistenz  all  der  übrigen  Momente 
musste  sich  natürlich  aus  einer  solchen  Personalunion  des  Amman- 
amtes  mit  dem  Landvogteiamt  eine  dauernde  Verbindung  beider 
Amtsgewalten  um  so  rascher  entwickeln,  und  es  war  mithin 


')  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  25  und  Spit-Arch.  X.  174,  Urk.  v.  1>.  Juli  1 203. 

-)  Mou.  Germ.  L.  L.  II  pag.  229. 

J)  cfr.  Oberrh.  /.  Bd.  29  pag.  59.  Schiedsrichterlicher  Urteilsspruch  des 
I berl.  Ammans  Arnold  zwischen  Fremden  kraft  seiner  Eigenschaft  als  Cüter- 
landvogt  aus  dem  Jahr  1219  oder  1220. 

*)  Das  auch  in  andern  Städten  bisweilen  mit  dem  Scbultlieissenamt 
verbunden  war,  cfr.  Teuscli  1.  c.  pag.  ts  u.  20.  Nachweis  für  die  Schultheissen 
von  Hagenau  in  den  .1.  1227,  1237,  1298,  1262.  Eine  Erinnerung  an  die 
einstige  Landvogteigewalt  des  I berlinger  Ammanamtes  fanden  wir  in  dem 
Bericht  eines  bayrischen  Coinmissärs  (cfr.  weiter  unten)  an  Kurfürst  Maximilian 
vom  Jahr  1644,  Abschnitt  3;  auf  seiner  Landschaft  habe  Uberlingen  nur  die 
niedere  Gerichtsbarkeit,  die  hohe  Gerichtsbarkeit  stehe  Heiligenberg  zu. 
Hierum  Imperium  habe  man  (nach  Aussage  des  Kanzleiverwalters)  .vor 
diesem  liederlicher  und  vertrunkenenveise.  vergeben,  dass  man  künftig  noch 
wohl  Fug  dazu  haben  könnte*. 

•')  Tensch  I.  c.  pag.  57.  Restallungsurkumle  eines  Landvogts  von  Kud. 
v.  Habsburg  d.  d.  17.  Dezember  1 280,  deren  Beweiskraft  für  ältere  Zustände 
Teuscli  wohl  mit  Recht  angenommen  hat. 
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wohl  nur  die  ofticielle  Bestätigung  t hat. sächlich  längst  zu  Hecht 
bestehender  Verhältnisse,  wenn  Rudolf  v.  Habsburg  die  Exeni p- 
tion  Überlingens  vom  Landgericht  durch  Privileg  vom 
30.  Juni  1275  noch  extra  anssprach.1) 

In  seiner  richterlichen  Thätigkeit  wurde  der  Amman  ur- 
sprünglich von  der  ganzen  Gemeinde  unterstützt,  die  als 
Gerichtsumstand  ihm  das  Urteil  finden  half.3)  die  Zeugen  in 
beliebiger  Anzahl  stellte.8)  und  bisweilen  das  Urteil  neben  dem 
Siegel  des  Ammans  mit  dem  Stadtsiegel  bekräftigte.4)  Später 
übernahm  diese  Aufgabe  der  seit  dem  Jahr  1 241'')  auftauchende, 
aus  1 1 (consiliarii  civitatis,  nachmals  consules  genannten)  Mit- 
gliedern bestehende  Stadtrat,  zunächst  nur  subsidiär  in  ein- 
zelnen Fällen,“;  aber  doch  je  länger  um  so  ausschliesslicher.5) 
Die  Entstehungsgeschichte  dieses  Stadtrats  liegt  im  Dunkeln. 
Derselbe  kann  aber  nicht,  wie  beispielsweise  der  Stadtrat  von 
S|>eier,  Worms  und  Mainz,  aus  einem  Schöfiencollegium  hervor- 
gegangen sein,  weil  eigentliche  scabini  zur  Stauferzeit  in  Uber- 
lingen nachweisbar  niemals  existirt  haben,  er  wird  vielmehr  in 
seiner  ersten  Gestalt  mehr  nur  als  ein  Beirat  des  Ammans  in 
Verwaltungsangelegenheiten,  besonders  in  Marktsachen 


')  cfr.  Gengler  I.  e.  pag.  405. 

s)  Verhandelt  wurde:  praesente  Iota  civitatu  oder  i-orain  nobis 
Onitiistro)  et  noatre  civibus  civitatis,  und  das  Urteil  gefallt,  de  consilio 
concivium  noatreruiu,  qui  super  hoc,  prout  moris  est,  fuerant  requisiti. 
efr.  ttberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  342  L’rk.  d.  d.  5.  Mai  1241,  I.  c.  Bd.  37  pag. 
110  Urk.  d.  d.  24.  Dez.  1207,  1.  c.  Bd.  37  pag.  155  I rk.  d.  d.  3.  Mai  120«. 

3)  Die  Anzahl  der  Zeugen  schwankte  in  den  von  uns  durchgesehenin 
Urkk.  zwischen  4 und  16.  cfr.  Obrrrli.  Z.  Bd.  35  Js,  auf  Überlingen  be- 
zügliche Urkk.  des  1.  c.  von  F.  v.  Wecch  publicirteu  Salemer  Urkundenhuchs. 

*)  cfr.  Oberrli.  Z.  Bd.  35  pag.  255,  80«,  310  Urkk.  d.  d.  0.  Juli  1244, 
rO.  Juni  1250,  28.  Okt.  1251.  sigilluni  civitatis:  ein  Reichsadler  im  Dreieck- 
schild mit  der  Umschrift  s'universitatis  in  Uberlingen. 

*1  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  243  Urk.  d.  d.  5.  Mai  1241. 

")  cfr.  z.  B.  den  in  obiger  Urk.  v 1241  cit.  Vertrag  zwischen  der 
(iemeinde  Überlingen  einerseits  und  dem  Kloster  Salem  andererseits,  wobei 
die  Uberl.  Gerichtsgemeinde  selbst  als  Partei  vor  dem  Schultheissengericht 
erschien  und,  ohne  das  Eintreten  des  Stadtrats,  in  eigener  Sache  hätte  zu 
Gericht  sitzen  müssen. 

cfr.  die  Urkk.  vom  30.  Juni  1250,  von  1270,  vom  I 7.  Mai  1271,  vom 
31.  Jannar  und  1.  Juni  1281.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  308;  37  pag.  168 
Und  190;  38  pag.  119,  126. 
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aufzufnsseit  sein,  der  ei-st  mit  der  Zeit  und  dauernd  erst 
nach  12HR  dazu  den  Charakter  einer  ständigen  Schöffenbank 
annahm. 

Über  Zeit  und  Ort  der  Gerichtssitzungen  sodann  ist 
nur  soviel  bekannt,  dass  dieselben  — was  aus  der  Datirung  der 
Oerichtsurknnden  hervorgeht  — in  der  Regel  geboten  d.  h. 
ad  hoc  berufen  und  bald  in  der  königlichen  Burg,1)  bald  an 
öffentlicher  kaiserlicher  Strasse*)  (d.  i.  auf  der  Hofstatt, 
dem  heutigen  Marktplatz  Uberlingens),  bisweilen  auch  auf 
dem  Grund  und  Boden  einer  der  beteiligten  Parteien,  abgehalten 
wurden.8) 

Nebem  seinem  Richteramt  war  der  Amman  endlich  noch 
königlicher  Finanzbeamter1)  und  als  solcher  mit  der  Ein- 
ziehung und  Ablieferung  der  königlichen  Intraden,  insbesondere 
des  „kiinkzinses“,')  des  von  den  Fiscalinen  zu  zahlenden 
Königzinses,  betraut. 

Einen  bedeutsamen  Wendepunkt  im  Verfassungsleben  Uber- 
lingens bezeichnet  das  Jahr  12R8.  Mit  dem  Tode  Conradins 
erlosch  in  diesem  Jahr  das  Staufergeschlecht  und  damit  auch 
die  Stauferherrschaft  in  Überlingen.  Nunmehr  fiel  Überlingen 
als  herrenloses  Gut  an  das  Reich  und  blieb  ohne  bestimmten 
Oberherrn,  bis  Rudolf  v.  Habsburg  im  Jahr  1273  der  kaiserlosen 
Zeit  des  Interregnums  ein  Ende  machte  und  die  Stadt  samrnt 
dem  städtischen  Gebiet  als  „sin  und  des  richs  eygen")  zu  seinen 
Händen  nahm.  Dadurch  wurde  Überlingen  reichsunmittelbar, 
d.  h.  fortan  bildete  die  Stadt,  unter  Wegfall  ihrer  früheren 


')  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  3"i  pag.  300  Urk.  v.  30.  Juni  1251 : in  domo 
regia  praesentibus  . . . 

*)  cfr.  I.  e.  Bil.  35  pag.  412  t'rk.  v.  I.  Aug.  1262:  ncta  sunt  baeo 
apnd  Uberlingen  in  strata  publica.  Arcli.  T,  40,  4ou  Urk.  d.  d.  12.  Aug 
113s  wird  die  Öffentliche  kaiserliche  Strasse:  in  foro  piscium  d.  i.  am- 
Fiscbmarkt  (an  der  Hofstatt,  Scvin  Häuserb.  pag.  13)  erwiilint. 

a)  efr.  1.  c.  Bd.  35.  pag.  309  Urk.  30.  Juni  1251:  in  domo  inonasterii 
saepe  scripti  (de  Salem!  praesentibus  . . . 

4)  efr.  Wegelin  1.  e.  pag.  10. 

*1  Arch.  I.  4.  54  u.  5ti.  Urkk.  vom  17.  Januar  1335  und  19.  Juli  1353, 
den  Versatz  des  klink-  oder  kungszinses  bctr. 

•)  Arch.  I,  4.  51.  Urk.  K.  Rudolfs  d.  d.  31.  März  1277. 
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Grand-  und  Landesherrlich keit,  ein  eigenes  Glied  des  Reiches,1) 
das  dem  Reichsoberhaupt  und  dessen  Stellvertretung  in  Ober- 
schwaben, dem  oberschwäbischen  Landvogt  unmittelbar  unterstellt 
war.  Uberlingen  trat  in  die  Reihe  der  sogenannten  gemeinen 
Reichsstädte  ein.  entrichtete  alljährlich  an  Martini  dem  Landvogt 
von  Oberschwaben  eine  Gült  von  10  //.-L  *)  und  dem  Reich 
eine  Steuer  von  350  //.Heller,8)  und  führte  von  da  ab  den 
Titel:  Gemaine  Statt  Uberlingen.  Eine  Reichsstadt  im 
späteren  Sinne  aber  war  Überlingen  darum  noch  keineswegs. 
Zunächst  wenigstens  fehlte  der  Stadt  noch  das  charakteristische 
Vorrecht  aller  spätem  Reichsstädte:  das  Recht  der  Selbst- 
verwaltung. Nichts  weist  darauf  hin,  dass  Uberlingen  schon 
so  frühzeitig  wie  einzelne  andere  Städte,  etwa  schon  in  den 
Tagen  des  Interregnums  sich  der  Regierung  bemächtigt  und  den 
Amman  als  Stadtvorstand  verdrängt  hätte.  Auch  wird  Kaiser 
Rudolf,  der  im  übrigen  die  Stadt  ganz  wie  sein  Eigentum  be- 
handelte — z.  R.  im  Jahr  1 277  das  Rietmiihlenviertel  im  Osten 
von  Überlingen  als  Reichslehen  an  ein  auswärtiges  Ritter- 
geschlecht versetzte,  cfr.  weiter  unten,  — trotz  seiner  anerkannter- 
massen  städtefreundlichen  Politik,  eine  solche  Beschneidung 
seiner  Rechte,  wie  sie  die  Beseitigung  des  Ammans  vom  Stadt- 
regiment involvirt  hätte,  schwerlich  unmittelbar  begünstigt  oder 
gar  veranlasst  haben.  Bis  circa  1280  — von  welchem  Zeitpunkt 
ab  sich  nachweisbar  eine  Verfassungsänderung  anbahnte,  — 
dürfte  darum  Uberlingen  in  gleicher  Weise  wie  zur  Stauferzeit 
von  dem  nunmehr  königlichen  Amman  weiterregiert  worden 
sein.  Indirect  allerdings  leistete  Kaiser  Rudolf  dem  nachmaligen 
Eutwicklungsprocess,  durch  den  im  Laufe  von  100 — 150  Jahren 
die  gesammte  Regierungsgewalt  auf  die  Bürgerschaft  überging, 
insofern  grossen  Vorschub,  als  sein  Exemptionsprivileg  vom 
Jahr  1275  und  die  Zuweisung  der  Stadt  Freiburg  i.  Br.  als 

Uengler  1.  c.  pag.  4i>5.  Privileg  K.  Ruit.  1.  v.  30.  .luiii  1275. 
Dasselbe  i|imlificirt  die  cives  de  Uberlingen  als  uobis  et  sacro  Homaiin 
imperin  taiiupiam  menibra  capili  . . conjunctos. 

-)  Arch.  I.  53,  155.  Perua  ment  streifen  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts enthaltend  die:  Oiilt  und  Verehrung  gcmaiuer  Statt  l'berlingeu 
an  den  Landvogt.  cfr.  auch  Oborrh.  Z.  Bd.  20  pag.  804,  die  Heerfolgepllieht 
Uberlingens  gegenüber  dem  Landvogt  bctr. 

,1)  Oberrh  Z.  Bd.  22.  pag.  22. 
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Oberliof1)  ITberlingreu  seinen  eigenen  Gerichtsstand  sicherte 
und  dadurch  alle  Verwaltungszweige  vorläufig  wenigstens  local 
in  Überlingen  centr&lisirtc. 

Die  ersten  Anzeichen  einer  beginnenden  Verfassungs- 
änderung fanden  sich  in  den  80er  Jahren  des  löten  Jahrhunderts. 
Uin  jene  Zeit  kam  das  Amt  eines  Bürgermeisters  in  Über- 
lingen auf.*)  Der  erste  urkundlich  sichere  Bürgermeister  war 
ein  gewisser  Werner  Besserer  a.  12'.'3.3)  Die  Stellung  dieser 
Erstlingsbiirgermeister  muss  aber  anfänglich  eine  sehr  bescheidene, 
vielleicht  die  einer  Stellvertretung  des  Ammans  in  minderwichtigen 
Gemeindeangelegenheiten  gewesen  sein.  Die  Hauptsache  blieb 
jedenfalls  dem  Amman  auch  jetzt  noch  Vorbehalten.4)  Doch  war 
damit  wenigstens  der  Anfang  gemacht  zu  einer  dauernden 
Trennung  der  Justiz  und  Verwaltung.  Durchgeführt 
erscheint  diese  Trennung  folgends  in  einer  Urkunde  vom 
Jahr  1328, 3)  in  welcher  der  Amman  an  erster  Stelle  nach  dein 
Bürgermeister  beurkundet.  Von  da  ab  war  der  Bürgermeister 
das  eigentliche  Oberhaupt  der  Stadt,  die  Verwaltung  war  eine 


')  cfr.  (iongier  1.  c.  pag.  495,  § :i:  ([imd  nemo  civium  de  Uberlingen 
extra  eivitatem  in  iudieium  est  vocaudue.  § (1:  item  stntuimus  et  |m> 
jure  volnmus  observari,  quod  (lukunque  cirimn  de  Uberlingen  ab  ali(|iia 
appelint  sententin,  illain  appella  tionem  juxta  jus  et  statuta  de 
Friburg  prosequetnr  et  quidquid  sententiatnm  fuerit  a civibus  de 
Friburg,  illud  ratum  a partibus  est  servandiim. 

-)  efr.  Sevin  t berl.  Uescklcchterbucb  ».  v.  die  von  Lnubegkh.  a.  1286. 
Zusatz:  das  Scliilte  in  der  Hurgermcisterbuecb. 

a)  efr.  Sevin  1.  c.  ‘Werner  der  Besserer  bat  gelebt  18*8  »»<1  ward 
1298  burgormayster. 

4)  Hei  zwei  Gelegenheiten,  a.  1289  und  1293,  erledigt  der  Amman  in 
Gemeinschaft  mit  den  Stadtraten  Ratsgeschäfte,  ohne  dass  des  Bürgermeisters 
überhaupt  Erwähnung  getlian  würde,  cfr.  Spitalarchiv  II,  70.  l'rk.  d.  d. 
7.  Kehr.  I2S9  und  XL,  SI4  l'rk.  d.  d.  20.  April  1293. 

*)  cfr.  Spitalarcbiv  II,  21  l'rk.  d.  d.  April  132s:  wir  Heinrich  am  Ort 
Bürgermeister  und  Oswalt  der  Tüwinger  Amman  zu  Uberlingen  verjeheD, 
dass  etc.  Eheuso  I.  c.  IX.  196  l’rk.  30.  Juni  1332.  Dass  das  Beurkunden 
des  Ammans  an  zweiter  Stelle  tür  den  in  Frage  stehenden  Verfassnugs- 
vorgang  beweiskräftig  ist.  darüber  cfr.  F.  I,.  Baumann,  Gesell,  d.  Allgäus. 
Heft  14.  pag.  248.  Wahrscheinlich  stunden  sogar  die  i'lterl.  Bürgermeister 
schon  vor  1328  an  der  Spitze  des  .Stadtregiments,  denn  die  Atnmano  behielten 
selbst  nach  ihrem  Rücktritt  eine  Zeit  lang  noch  im  Beurkundungswesen  deu 
ersten  Platz  als  Ebrenreeht.  Bau  mann  1.  c. 


Digitized  by  Google 


13 

städtische,  der  königliche  Beamte  auf  die  Justizverwaltung 
beschränkt.  Aber  nicht  genug  damit,  das  Bestreben  der  Stadt 
ging  nunmehr  dahin,  auch  das  Ammanamt  sammt  dem  Blutbann 
dauernd  in  ihre  Gewalt  zu  bekommen,  und  hiebei  kam  ihr  die 
Geldverlegenheit  verschiedener  Kaiser  wesentlich  zu  Hülfe. 
Schon  Kaiser  Ludwig  und  nach  ihm  in  gleicherweise  K.  Karl  IV. 
und  K.  Wenzel')  versetzten  das  Ammanamt  als  erbliches  Lehen 
an  einzelne  Überlingen  Bürgerfamilien,  der  letztere  mit  der 
weitern  Conression,  dass  ein  anderer  biderber  Mann  an  ihrer 
(der  Lehensinhaber)  Stelle  solle  richten  dürfen  über  Leib  und 
Gut  mit  Bann  und  mit  allen  Hechten,  als  ob  sie  daran  süssen.3) 
Von  einem  ihrer  Bürger,  einem  gewissen  Andres  Kob.  der 
seiner  ,,Not  und  Gebresten“  wegen  das  Ammanamt  veräussern 
musste,  kaufte  dann  die  Stadt  dasselbe  im  Jahr  1383")  um 
150  //.Heller  oder  120  Mark  Silber  Freiburger  Gewichts.  Sie 
erhielt  diesen  Kauf,  in  den  der  Blutbann  miteinbegriffen  war. 
znnächt  durch  den  schwäbischen  Landvogt  Herzog  Leutpold 
von  Oesterreich4)  und  nachgehends  durch  K.  Wenzel')  selbst 
bestätigt  unter  Vorbehalt  der  (aber  niemals  zu  Stande  gekom- 
menen) Wiedereinlösung  von  Seiten  des  Reichs. 

Rechnet  man  hiezu  noch  das  Privileg  K.  Sigmunds  vom 
14.  September  142H.*)  das  der  Bürgerschaft  das  Recht  verlieh, 
mit  Stimmenmehrheit  für  Stadt,  Etter  und  Gebiet  rechts- 
verbindliche Satzungen  zu  erlassen,  so  hatte  es  Über- 
lingen in  einem  Zeitraum  von  ton — 150  Jahren  verstanden,  die 
Staatsgrundrechte  der  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Rechts- 
pflege, also  die  gesummte  Staatsgewalt  in  seinen  Händen 
7,u  vereinigen,  sich  aus  einer  abhängigen  Königsstadt  zu  einem 

*)  An-.li.  I.  4.  No  47  l'rk.  <1.  il.  0.  Neptbr.  1344,  Xo.  4«  l'rk.  tl.  «I.  C.  Apr. 
1360,  No.  4-J  1 rk.  il.  il.  31  dkl.  1307,  No.  50  l'rk  it.  <1.  16  Okl.  137S. 

- ) | logg  solche  Vertretung  stall  gehabt,  beweist  Spital- Archiv  XIII, 
266.  l'rk.  <1.  il.  21.  Juni  136s.  Kaufabschluss  vor  Walther  Hatten  „gebuttel“ 
zu  Überlingen.  „als  derselbe  an  stall  des  Andres  Kob,  Stadtaminans  zu  Über- 
lingen. zu  tieriebt  sass“. 

sj  cfr.  Arch.  I,  4.  No.  7«  u.  7!i.  2 Urkunden  vom  10.  Nov.  !3s3. 

4)  cfr.  Arcli.  I.  4.  so.  ('rk.  d.  d.  30.  Nov.  13H.3. 

•')  cfr.  Arch.  1,  4.  S2  tl.  83.  I rkk.  d.  d.  4.  Mai  und  1.  Okt.  1367  und 

Obcrrh.  Z.  Hd.  22  pag.  22.  Ulk.  d.  d.  26.  Okt.  1397. 

"j  cfr.  Obcrrh.  Z.  22.  lld.,  pag.  24. 


Digitized  by  Google 


14 


freien,  auf  Autonomie  und  Selbstverwaltung  gegründeten  Gemein- 
wesen, zu  einer  Reichsstadt  im  Sinne  der  Blütezeit  des  Reichs- 
städtetunis emporzuringen. 

Parallel  damit  entwickelte  sich  eine  zweite,  in  die  alt- 
stanfischen  Verfassungsznstünde  Uberlingens  nicht  minder  tief 
einschneidende  Neuerung,  deren  Endergebnis  der  Sturz  der 
staufischen  Geschlechterherrschaft  und  die  Einführung 
einer  gemischten,  zünftig-patrizischen  Regierung  war. 

Diese  demokratische  Bewegung  nahm  gleichfalls  ihren 
Anfang  zu  Beginn  der  80er  Jahre.  Dieselbe  kündet  sich  ur- 
kundlich in  dem  Schöffenbarwerden  der  l'berlinger  Hand- 
werkerbevölkerung1) an  und  ihr  Verlauf,  über  dessen  Einzel- 
heiten zu  unserem  Leidwesen  schlechterdings  nichts  überliefert 
ist,  wird  dementsprechend  etwa  so  gewesen  sein,  dass  fürs  erste 
reichere  und  in  Folge  dessen  einflussreichere  Mitglieder  der 
nichtbürgerlichen  Gemeinde  das  Bürgerrecht  erlangten  und  mit 
deren  Hülfe  dann  die  übrigen,  nach  dem  Aussterben  der  Staufer 
eventuell  durch  die  freigewordene  Hofgemeinde  an  Zahl  plötzlich 
hochangeschwollenen  Hintersassen  ihre  politische  Gleichstellung 
mit  den  alten  Ratsgeschlechtern  durchsetzten.  Ob  es  dabei  zu 
gewaltsamen  oder  gar  blutigen  Auftritten,  wie  in  dem  benach- 
barten Konstanz  z.  B.,  gekommen  ist,  bleibt  dahingestellt. 
Jedenfalls  einigte  man  sich  schliesslich,  man  schloss  zur  Wieder- 
herstellung des  Stadtfriedens  „die  grossun  ainunge“,  deren 
Grundzüge  in  dem  ältesten  l'berlinger  Stadtrecht  von  c.  12'.ts*) 
erhalten  sind. 


')  Die  im  Verhältnis  zu  früheren  Urkunden,  in  denen  ti.  W.  kein 
einziger  Handwerker  als  Urtoilsfiuder  und  /enge  d.  i.  als  Würger  auf 
tritt,  fortan  auffallend  häutig  an  den  Stadler  rieht*  Verhandlungen  beteiligt 
erscheint,  rfr.  z.  B.  .Spitalarehiv  XIJ.  837.  I'rk.  d d.  15.  Mai  1282  und  I.  c. 
XII..  209.  Urk.  d.  d.  2G.  Mai  12s2,  enthaltend  als  Oerirhtszeugen : Bernhard 
den  Schuhmacher.  Friedrich  den  Zitnmennanu.  Martin  den  Heck,  Burkard  den 
Schmied. 

-)  Kdirt  von  S.  Riezler.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  295  ff.  der  die  ältesten 
Partien  dieses  Stadt  rechts  irrtümlicher  Weise  in  die  Mitte  des  1 :t.  Jnhrli. 
zuriiekdatiert.  In  der  Einleitung  der  nach  Riezler  ältesten  Satzung  werden 
als  städtische  Vrrwaltungsvnrstiinde  Zunftmeister  erwähnt.  Zunftrecht  er- 
hielt Uberlingen  aber  erst  von  K.  Albreclit  1.  (1298 — 1808}.  Somit  können 
diese  Satzungen  frühestens  dem  Juhr  1298  entstammen.  Der  von  uns  ein- 
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Nach  Inhalt  dieses  Stadtrechts  zerfiel  vom  Ende  des 
taten  Jahrhunderts  ab  die  Einwohnerschaft  Überlingens  in 
2 Klassen:  in  Bürger  und  Gäste  d.  h.  politisch  rechtlose,  meist 
nur  zu  vorübergehendem  Aufenthalt  in  Uberlingen  eingesessene 
Fremde.')  Juden,  die  unter  den  stautischen  Herzogen  das 
Bürgerrecht  in  Uberlingen  besessen  und,  so  lange  das  Patriziat 
am  Kuder  war,  mindestens  Duldung  erfahren  hatten,  konnten 
vom  Jahr  1332  ab  in  Uberlingen  nicht  mehr  festen  Fuss  fassen. 
Kaum  waren  nämlich  die  Arbeiter-  und  Handwerkerkreise  zur 
Regierung  gelangt,  so  brachen  auch  in  Uberlingen  die  allerorts 
bekannten  Juden  Verfolgungen  aus.  Angeblich  wegen  rituellen 
Mordes  eines  Christenknaben,  (des  sogenannten  guten  Ulrich, 
des  Söhnleins  eines  Gerbers  Frey),4)  thatsächlich  aber  wohl  der 
Geschäftskonkurrenz  wegen  wurden  im  Jahre  13.12-1)  dreihundert 
Überlinger  Juden  in  ihrem  Stadtquartier  verbrannt.  Darauf 
kam  die  Stadt,  da  die.  Juden  dem  besonderen  Schutze  eines 
kaiserlichen  Pflegers,  damals  des  Kitters  Swäniger  v.  Lichtenstain,4) 
unterstunden,  in  die  Reichsacht,  von  der  sie  erst  K.  Karl  IV. 
im  Jahre  1 349%)  endgiltig  lossprach.  Die  vertriebenen  Juden 
durften  wieder  zurückkehren, *)  wurden  dann  aber  im  Jahr  14307) 
nochmals  verjagt.  14318)  verbündeten  sich  die  Städte  Über- 
lingen, Ravensburg,  Buchhorn  und  Lindau  in  ewigen  Zeiten 
keine  Juden  mehr  aufzunehmen;  für  diesen  Beschluss  erhielt 
Überlingen  im  Jahre  1547®)  die  Sanction  Karls  V.  und  seitdem 
hat  kein  Jude  mehr  in  Überlingen  sich  angesiedelt.  Seit  dem 
ersten  Drittel  des  14.  Jahrhunderts  bestund  also  die  Überlinger 


genehem>  Original-Kötel  befindet  sich  im  erzbischöflichen  Archiv  zu  Freibiirg 
i.  Br.  Pns  Flierl.  Hatsarcbiv  besitzt  eine  t'opie  «ns  dem  .l«hr  1793  (I,  31,  129). 
die  mehrfach  vollständiger  ist  als  Kiezlcrs  l’ublication  und  daher,  wo  diese 
im  Stich  lässt,  von  uns  benutzt  ist. 

')  In  späteren  Jahrhunderten  „michileute"  genannt,  cfr.  pag.  27. 

*)  cfr.  Sevin  Häuserb.  pag.  119. 

*4  cfr.  Archiv  I,  4,  No.  GO  Urk.  d.  d.  s.  Juni  1332  u.  No.  61  Urk.  d d. 
21.  Aug.  1334. 

4)  Mon.  Zollcrana  I,  143  Urk.  d.  d.  26.  Okt.  1332. 
cfr.  Arch.  T.  4.  62.  Urk.  d.  d.  30.  Juni  1349. 

a)  cfr.  Arch.  I.  c.  No.  63  Urk.  d.  d.  16.  Januar  137s. 

’j  cfr.  Arch.  1.  c.  No.  60.  Urk.  d.  d.  21.  Juli  143«. 

Sevin  I.  c.  pag.  s. 

"4  cfr.  Arch.  I.  c.  No  72.  l'rk  it Vipie 4 22.  Febr.  1547. 
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Bürgerschaft  ausschliesslich  fast  aus  Katholiken,  woran  anderer- 
seits auch  die  Reformation  nichts  zu  ändern  vermochte.1)  Die- 
selbe gliederte  sich,  nachdem  K.  Albrecht  c.  1208  Überlingen 
das  Recht  zünftiger  Organisation’)  erteilt  hatte,  in  eine  Anzahl 
Handwerkerzünfte  (cfr.weiter  unten.)  und  in  die  Geschlechter- 
gesell schaft,*)  welch  letztere  aber  schon  vor  den  Zünften, 
bereits  im  Jahr  12U1,4)  existirt  hat.  Geschlechter  und  Zünfte 
zusammen  bildeten  den  politisch  einheitlichen  Körper  der  Bürger- 
gemeinde, in  die  bis  Ende  des  14.  Jahrhunderts  nur  derjenige 
aufgenommen  wurde,  der  die  Mittel  besass  sich  ein  Haus  bezw. 
einen  Hausplatz  zu  erwerben,*)  dieser  aber  immer  noch  ohne 
Rücksicht  auf  seine  Standesqualitüt.*) 

Das  Haupt  der  Bürgergemeinde  war  der  Bürgermeister. 
Diesem  stunden  nach  der  neuen  Verfassung  zwei  Ratseollegien  zur 
Seite:  ein  junger  und  ein  alter  Rat.7)  die  vom  Ende  des  1 4.  Jahrli. 
ab  der  kleine  und  der  grosse  Rat")  genannt  wurden.  Das 
Stadtgericht,  ein  integrirender  Bestandteil  des  kleinen  Rates.*) 


')  cfr.  L.  Mncliow:  Z.  Gesell.  Oberl.  im  Bauernkrieg  isst».  pag.  10. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  19. 

3)  Die  Verbindung  der  Geschlechter  hiess  stet»  die  .Gesellschaft",  ihre 
Mitglieder  biessen  die  „Gesellen“,  ihr  Statut  der  .Gesellschaftsbrief“,  wofür 
das  TTberl.  Geschlechterbuch  (cd.  Sevin)  Dutzende  von  Beispielen  liefert. 

*)  i’herl.  Gesehlb.  s.  v.  Mlinser  wird  ein  Jac.  Miinsrr  im  Jahr  1291  als 
Bürger  und  Gesell  aufgefdhrt,  genau  wie  im  Jahr  1423  — für  welche  Zeit 
der  Begriff  Geselle  gleich  .Mitglied  der  Geschlechtergesellschaft  ausser  Zweifel 
steht  — ein  Sprosse  desselben  Geschlechtes,  ein  M.  Mlinser. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  20  pag.  307.  Bezüglich  dessen,  dem  man  „burg- 
recht  lieht",  wird  bestimmt : was  in  der  rat  haisset  an  ain  lms  liegen  (welches 
Haus  der  Kat  ihn  erbauen  oder  mit  Geld  erwerben  heisst,  cfr.  M.  Leser 
mhd.  W.  11.  s.  v.  anlege,  anlegunge),  das  soll  er  behüben*  (=  erwerben 
Lexer  s.  v.  l.  Satzung  Ende  des  XIV.  Jahrli.  vollständigerer  Text  der  t'npie 
von  1793. 

•j  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag  304. 

’)  cfr.  Oberrh.  Z.  1.  c.  pag.  296. 

*)  Erstmals  kurz  nach  13114.  Oberrh.  Z.  1.  c.  pag.  31 K, 

")  Daraus  zu  scliliessen,  dass  im  Wahlgesetz  von  1333  der  Wahltuodus 
der  .Stadtrichter  nicht  angegeben  wird,  was  im  Kalle  das  KichtercoUcginm 
nur  ein  Ausschuss  einer  der  beiden  Katseollegien  war,  auch  überflüssig 
wurde.  KUcksiclitlich  specicll  des  kleinen  Rates  cfr.  pag.  21  Anm.  3. 
Oder  sollt«  das  Stadtgericht  deu  ganzen  kleinen  Kat,  abgerechnet  den 
Bürgermeister  uud  Stadtamman,  umfasst  haben?  Noch  im  Jahr  1612  und  1518 
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setzte  sich  aus  24')  und  im  15.  Jahrhundert  aus  26s)  Richtern 
zusammen,  mit  dem  Amman  an  der  Spitze.  Wie  aber  im  Ein- 
zelnen die  Rats-  und  Richterstellen  verteilt  waren,  ist  aus 
der  Zeit  vor  142t'.  nirgends  überliefert.  Vermutlich  sassen 
im  Stadtgericht  20  Vertreter  der  Zünfte  (von  fünf  Zünften, 
cfr.  [tag.  je  4 Vertreter)  und  4 Geschlechter,  die  sogenannten 
„vier  der  vierundzwainzgen“.*)  Auch  hatten  die  Patrizier 
bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  im  grossen  Rat  keine  Ver- 
tretung (cfr.  pag.  21),  derselbe  war  das  eigentliche  Organ  der 
Zunftgemeinde.  Gewählt  wurden  diese  sämtlichen  Behörden 
folgendermassen.4)  Zuerst  erwählte  die  ganze  politische  Ge- 
meinde unter  Leitung  der  Zunftmeister  den  neuen  Bürgermeister 
für  die  Dauer  eines  Jahres.  Darnach  ernannten  der  neue  Bürger- 
meister und  die  Zunftmeister  ad  hoc  einen  Wahlmännerausschuss 
von  11  Personen  aus  den  Geschlechtern,5)  und  dieser  Elfer- 
ausschuss  erwählte  endlich  im  Verein  mit  dem  Bürgermeister, 
den  Zunftmeistern  und  der  ganzen  Gemeinde  den  neuen  und 


werden  die  Kleinratsherren  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des  Ober- 
stadtgerichts (cfr.  pag.  11»)  gelegentlich  die  26er  genannt,  (cfr.  Arch.  I, 
51,  130  n.  132).  Oiese  26er  repriisentirten  «her  damals  den  ganzen 
kleiueuBat  nach  Abzug  des  Bürgermeisters,  Altbürgermeisters  und  Ammans, 
cfr.  pag.  20. 

')  cfr.  Spitalarcbiv  XII,  219  und  XXV11I,  565.  Urkk.:  vom  7.  Nov. 
1353  und  IS.  Febr.  1361:  „ich  J.  Götzli  Stattamman  zu  Uberlingen  thu  kund, 
dass  eines  tages  . . da  ich  und  die  vierundzwainzig  zu  Uberlingen  zu 
Gericht  sassen,  vor  Gericht  kam  etc.“  und  au  2.  Stelle:  „ich  G.  Giitzli 
Stattamman  . . künde,  dass  eines  tages.  da  ich  . . und  die  vierundzwainzig 
Richter  zu  Uberlingen  zu  Gericht  sassen,  kam  etc,“  cfr.  weiter  1.  c.  LV’I, 
507.  Urk.  d.  d.  15.  Nov.  1401. 

*)  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Satzung  von  c.  1420. 
a)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  316. 

4)  cfr.  Oberrh.  Z.  1.  c.  pag.  316.  Wahlgesetz  vom  1.  Februar  1333. 

■')  wörtlich:  und  sont  von  der  gemaindc  aiulif  uemen,  die  uudor 
den  burgormaistcr  swerent.  cfr.  hiezu  I.  c.  pag.  322  Satzung  von 
c.  1360  (nach  der  besseren  Copie  des  Ratsarchivs):  wclc  müssiggenger 
(mhd.  term.  teehn.  zur  Bezeichnung  des  von  seinen  Renten  lebenden  Patriziats) 
enkaiu  zunft  hat,  das  der  under  ainen  Bürgermeister  sweren 
sol.“  cfr.  auch  Arch.  1,  51,  130  Satzung  von  c.  Ml«:  wenn  Sturm  geläutet 
wird,  sollen  alle,  die  unter  den  Bürgermeister  geschworen  haben,  zum 
Bürgermeister  und  die  andern  zu  ihren  Zunftmeistern  kommen;  d.  h.  der 
Bürgermeister  führte  die  Geschlechter,  die  Zunftmeister  führten  die  Zünfte 
zur  Stadtverteidigung  und  ins  Feld. 

Schäfer,  WirUch  ifti-  u.  Flncazfeechiehte  4er  Relchietedt  Gber'infen.  2 
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alten  Rat  und  die  1 adeligen  Mitglieder  des  Stadtgerichts, ') 
alle  auf  ein  Jahr.  Beschränkt  war  die  Wahl  nur  hinsichtlich 
des  letztgewesenen  Bürgermeisters,  dessen  sofortige  Wiederwahl 
(offenbar  aus  demokratischen  Rücksichten)  unzulässig  erschien, 
während  bei  den  Rats-  und  Gerichtsherren  diese  Beschränkung 
wegfiel.  Trotzdem  so  die  Majorität  zweifelsohne  in  allen  Fällen 
bei  den  Zünften  lag.  wurden  gleichwohl  in  der  Regel  die  ge- 
schäftskundigeren und  gebildeteren  Patrizier  zu  Bürgermeistern 
gemacht,9)  und  in  gleicherweise  dürfte  auch  in  den  Ratssitzungen 
das  überlegene  Urteil  der  patrizischen  Minorität  vielfach  den 
Ansschlag  gegeben  haben. 

Im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts,  von  welcher  Zeit  ab  unsere 
Quellen  reichlicher  fiiessen,  stiessen  wir  sodann  auf  eine  Reihe 
von  Neuordnungen,  die  in  der  Folge  durch  das  ganze  16.  und 
17.  Jahrhundert  in  Geltung  blieben.  Vor  allem  erfuhr  die  Justiz- 
verwaltung uui  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts3)  eine  totale 
Umgestaltung.  Der  alte  Gerichtshof  trennte  sich  in  ein  Unter- 
und  Oberstadtgericht. 

Das  Unterstadtgericht,*)  gleich  dem  alten  Gerichtshof 
ein  Bestandteil  des  kleinen  Rates  (cfr.  pag.  20).  bestund  aus 
dem  Amman  und  8 Richtern  (7  zünftigen  und  einem  patrizischen)*) 
und  behielt  für  sich  die  Civilgerichtsbarkeit,  (die  „bürger- 
liche Rechtshandlung")®),  und  die  freiwillige  Rechtspflege. 
Seine  ordentlichen  Sitzungen  fanden  Montag  und  Donnerstag 
statt. T)  Nach  altem  Herkommen  schloss  das  Unterstadtgericht. 
Montag  in  der  Kreuz woche,  (in  der  Woche  nach  Sonntag  vocem 
juennditatis,  dem  5.  nach  Ostern),  sein  Gerichtsjahr  mit  dem 


‘)  cfr.  pag  an  An  in.  i. 

’J  Wie  die  städtischen  Ratswahlverzeiehnisse  darthnn.  l 'licr  die  Gc- 
«chäftsteilung  zwischen  dem  kleinen  mul  grossen  Hat  Ist  aus  der  alteren 
Zeit  nichts  Sicheres  überliefert. 

a)  Der  alte  Gerichtshof  der  20er  tritt  zum  letzten  Mal  urkundlich 
im  Jahr  1420  auf  (cfr.  Arch.  I,  51,  130),  die  neue  Gerichtsbehörde  zum 
ersten  Mal  a.  1440,  (cfr.  die  Kats  wähl  Verzeichnisse  dieses  Jahres). 

* ) cfr.  Arch.  I,  53,  159.  Ordnung  des  Vntcrstadtgericbt*  von  c.  i Also. 
®)  cfr.  die  ältesten  Ratswahl Verzeichnisse  von  1410  15oo  und  die 
Ralswaldbiichcr  der  folgenden  Jahrhunderte. 

•)  cfr.  Katsprut.  v.  2.  Januar  1555. 

?)  cfr.  Arch.  I,  52,  143.  Uatsordnung  vom  3.  März  1551. 
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sogenannten  Maiengericht1)  ab,  d.  i.  mit  einer  Sitzung  unter 
freiem  Himmel,  an  einer  uralten,  in  die  Zeiten  der  Centver- 
fassung hinaufreichenden1),  bei  dem  Flecken  Goldbach  (westlich 
von  l' bedingen)  im  Kreis  in  den  Molassefelsen  eingehauenen 
Dingstätte,  wobei  aber  nichts  Anssergewiihnliches  verhandelt 
wurde.*) 

Beim  Oberstadtgericht,1)  das  der  vereinigte  kleine  Rat 
(cfr.  pag.  20)  unter  Leitung  des  Ammans,  der  ihm  Rechtsbelehrung 
zu  erteilen  hatte  und  die  Umfrag  hielt,')  darstellte,  lag  die 
peinliche  Gerichtsbarkeit,*)  die  Criminaljustiz,  und  ausser- 
dem war  das  Oberstadtgericht  in  allen  Strafrechts  fallen  und  bei 
Civilprocessen  dann  Appellationsinstanz,  wenn  der  Streit- 
wert 50  iLh  betrug.7) 

Von  hier  aus  ging  die  Appellation,  (ursprünglich  aber  nur 
bei  Ansprachen  an  die  Stadt  oder  wenn  dem  Kläger  das  Recht 
versagt  würde),")  an  den  Kaiser  oder  dessen  Landvogt,  oder 
an  eine  der  Uberlingen  zugewiesenen  Ansträgalstädte“),  und 
im  lt>.  und  17.  Jahrhundert  auch  an  das  Reichskammer- 
gericht.1“) 

Fenier  wurde  zur  besseren  Handhabung  der  Polizei  und 
niederen  Strafgerichtsbarkeit  um  1 470 II)  das  Institut  der 


*)  cfr.  Arcb.  I,  53,  162.  Ordnung  des  Maiengerichts. 
ä)  cfr.  Sevin  Uäuserb.  pag.  IIS. 

3)  cfr.  die  Maiengerichtsprotoeolle  des  17.  Jahrli.  (z.  ti.  vom  I.  Mai 
1651,  das  Bezug  nimmt  auf  eine  Maiengerichtssitzung  von  1570). 

‘)  cfr.  Arcb.  I,  61,  131.  und  1.  c.  I,  46,  445,  Satzungen  d.  a.  1502  bis 
1504.  Ferner  Ratsprot.  v.  2.  Januar  1555  und  (cfr.  pag.  1«  Anm.  7.'  Arcb.  1.  52, 
143.  (passim). 

•’')  cfr.  Arcb.  III,  21,  44s.  Urk.  v.  10  Nov.  1624.  Appellntionscntscheid 
des  Qbcrstadtgerichts  betr. 

")  cfr.  Ratsprot.  v.  19.  Juli  1578.  Die  i'bcrl.  Mnlctizorduung  betr. 

’)  cfr.  Ratsprot.  v.  16.  Nov.  1601.  Ursprünglich  war  auch  bei  Oivil- 
processen  die  Appellation  freigegeben,  bis  die  täglichen  „frivolae  appellationes“ 
zur  Einschränkung  des  Appellationsrechtes  führten. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z Bd.  22  pag.  25,  I*riv.  K.  Sigismunds  vom  SO.  Ofet.  1 133. 
“)  Austrägalstädte  Überlingens  waren  im  15.  Jahrhundert  ( ’onstanz, 
Lindau  nnd  Ravensburg  (cfr.  Anin.  8)  und  im  10.  und  17.  Jalirbumlert  (wieder 
cfr.  pag.  tl)  Freilmrg  i.  Ilr.  cfr.  Anm.  10. 

w)  cfr.  Ratsprot.  v.  8.  Febr.  1560  nnd  Missivprot.  v.  19.  Januar  1609. 
")  cfr.  das  älteste  Katswahlb.  v.  1446—1600,  darin  die  Schadeuriiger 
— 6 — erstmals  a t472  erwähnt  werden,  cfr.  pag.  37  Anm.  1. 

2* 


Digitized  by  Google 


20 


Schadenrüger-  oder  -Strafer1)  geschaffen,  d?ren  es  ursprünglich 
im  17.  Jahrhundert*)  waren.  Und  ebenso  riefen  die  grossen 
Gebietserwerbungen  Überlingens  im  1 5.  Jahrhundert  einen  eigenen 
Gerichtsstand  der  städtischen  und  spitälischen  Landschaft  (cfr. 
weiter  unten,  cap.  III. ),  das  sog.  Landgericht*)  ins  Leben.  Darin 
sassen  die  beiden  Spitalpfleger,  der  Spitalschaffner  (bezügl.  des 
Über).  Hospitals  cfr. weiter  unten,  cap.  II.)  und  eine  nicht  näher  be- 
stimmbare Anzahl  von  Richtern.  Den  Vorsitz  führte  der  Amman. 
Seine  Zuständigkeit  erstreckte  sich  aber  nur  auf  Sachen  der 
niederen  Gerichtsbarkeit,  und  auch  von  ihm  ging  der  Zug  an 
das  Unter-  bzw.  Oberstadtgericht. 

Auch  in  den  Ratskörpern  selbst  gab  es  einige  Änderungen. 
Auf  Grund  des  ftltest-erhaltenen  Ratswahlverzeichnisses  von  144t; 
zählte  der  kleine  Rat  damals  29  Mitglieder:  Den  Bürgermeister, 
den  Stadtamman,  die  7 neuen  Zunftmeister,  8 Richter  (7  zünftige 
und  einen  patrizischen  — die  Unterstadtgerichtsräte;,  den  Alt- 
bürgermeister. 4 Löwenräte,  (Angehörige  der  nach  ihrem  Trink- 
haus zum  Löwen  benannten  Geschlechtergesellschaft),  und  die  7 
alten  Zunftmeister;  die  letztere  mit  dem  Altbürgermeister  be- 
ginnende Gruppe  unter  dem  Namen  der  ,.XI1  Räte“  zusammen- 
gefasst. Der  grosse  Rat*)  war  84  Mann  stark  und  bestund 
aus  7 Mal  je  ln  Vertretern  der  Zünfte,  (Elfer  genannt,  weil 
sic  den  aus  1 1 Personen  bestehenden  Zunftvorständeu  entnommen 
wurden,  cfr.  pag.  .ft;),  und  den  7 zünftigen  Richtern  und  7 
neuen  Zunftmeistern  des  kleinen  Rates,  die  also  beiden  Rats- 
körpern angehörten  und  so  als  vermittelndes  Bindeglied "')  zwischen 
den  kleinen  und  grossen  Rat  sich  hineinschoben. 


')  cfr.  Arcli,  UI,  13,  157,  Scbadenstraferordnung  d.  a.  1664. 

*;  cfr.  d.  Katswahlbücher  des  17.  Jabrh. 

*)  cfr.  d.  Katswali lverzeichniate  v.  1446—1500  u.  Arcli.  I,  52,  141«  u. 
1.  c.  I,  53,  162.  Ordnung  des  Landgerichts  von  1532  und  1599.  cfr.  auch 
pag.  s.  Amu.  4. 

*;  cfr.  Areh.  1,  52,  143.  Schreiben  an  Oarl  V.  v.  10.  Dezbr.  1551  n. 
1.  c.  I,  46,  415.  .Slipplication  an  Ford.  I.  v.  6.  Juli  1559.  Die  altere  (von 
Carl  V.  aufgehobene)  Verfassung  Überlingens  darstellende  Berichte. 

*)  Insofern  sie  den  grossen  Kat  bei  den  Verhandlungen  des  kleinen 
I täglichen)  Rates,  dessen  übrige  Mitglieder  — den  Bürgermeister  ausgenommen 
— keine  Grossratsherren  waren,  vertraten,  nicht  aber  als  selbständiges 
Zwischen collegium,  als  .Mittelrat“,  wie  sie  irrtümlicher  Weise  das  18.  Jabr- 
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Die  Mitgliedcrzahl  des  kleinen  Rates  vermehrte  sich  dann 
im  ln.  Jahrhundert1)  um  einen  Löwenrat  auf  HO.  während  das 
17.  Jahrhundert1)  gleich  dem  laten  29  Ratsherren  in  genau  der- 
selben Zusammensetzung  — also  mit  vier*)  Löweuräten  — aber 
in  nachstehender  Reihenfolge  aufwies:  Bürgermeister,  Altbürger- 
meister, Stadtamman  (die  drei  Verwaltungsvorstände),  7 neue 
Zunftmeister,  4 Löwenräte,  7 alte  Zunftmeister,  8 Richter. 

Dagegen  erfuhr  der  grosse  Rat  im  Jahre  1450  eine  Ver- 
stärkung mit  patrizischen  Elementen,  die  nicht  mehr 
rückgängig  wurde.  Vom  Jahre  1 450  ab  verzeichnen  nämlich 
die  Ratswahlbücher  eine  neue  Gruppe  von  Grossräten,  bis  zum 
Jahr  1474  unter  dem  Namen  „des  Bürgermeisters  Elfer“,  nach- 
dem als  „Elfer  im  Löwen“.  Der  grosse  Rat  umfasste  demnach 
seit  der  Mitte  des  lö.  Jahrhunderts  nicht  mehl-  84.  sondern  !>•*> 
Ratsherren:  70  zünftige  Elfer,  die  7 zünftigen  Richter  und  7 
neuen  Zunftmeister  des  kleinen  Rates,  und  1 1 Patrizier,  den 
Elfervorstand  der  Geschlechtergesellschaft,  deren  einer  zugleich 
patrizisches  Mitglied  des  Unterstadtgerichts  (der  h.  Richter)  und 
damit  auch  des  kleinen  Rates  war.  Und  es  wird  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  „des  Bürgermeisters  Elfer“  und  jene  unständigen 
11  Wahlmänner  des  Jahres  1333:  die  under  den  burger- 
maister  swerent,  sich  deckten,  diese  nunmehr  auf  irgend  eine 
Art  ihre  Permanenz  als  Bestandteil  des  grossen  Rates  erwirkt 
hatten  4) 


liumli'rt  (cfr.  pag.  2 1 Am»,  2 1.  c.  j>a ir.  24.)  aulfasste,  wenigstens  nicht  ror 
dem  ls.  Jahrhundert. 

*)  clr.  d Ratswahlbiicher  von  1589 — 1545. 

*)  cfr.  d.  Ratswahlbücher  von  1600 — 161»;  und  1017 — 1029. 

J)  entsprechend  den  vier  adeligen  Mitgliedern  des  alten  Stadtgerichts 
(Rates?),  den  vier  der  vierundzwainzgen!  (cfr.  pag.  10  Anm.  9 und  pag.  17.) 

4)  Gleichwie  die  Wahl  der  11  pratrizisehen  Wahlmänner  des  Jahres 
1SS3  nicht  der  Geschlcchtergesellschaft,  sondern  den  Zunftmeistern 
unter  Führung  des  Bürgermeisters  zukam  (cfr.  pag.  17),  so  wurden  auch 
die  Elfer  im  I si wen  ursprünglich  nicht  von  den  Geschlechtern,  sondern  an- 
fänglich von  den  Zunftmeistern  und  nachgehends  vom  grossen  Rate 
erwählt  cfr.  d.  Ratswahlverzeichnisse  von  1440 — 1500,  wo  den  Elfern  im 
1/öwen  beigeschrieben  steht:  setzen  die  Zunftmeister,  und  Arch.  I.  40,  445, 
Überl  Snpplication  an  Ferdinand  I d.  d.  0.  Juli  1559:  Die  alte  (vorkarolin- 
gische' Verfassung  bestimme,  „dass  bev  eines  gemeinen  grossen  Raths 
Macht  und  Gewalt  stehen,  auch  die  Anzahl  uss  dom  Lewen  in  den 
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Beim  grossen  Rat,  den  in  ausserordentlichen  Fällen  noch 
ein:  zusatz  als  vil  als  des  grossen  rates  ist')  unterstützte,  lag 
in  letzter  Instanz  die  Sorge  für  das  gesamte  öffent- 
liche Leben  Überlingens.  Derselbe  vertrat  als  repräsen- 
tativer Ausschuss  die  Bürgergemeinde,  erwählte  in  deren 
Auftrag  den  kleinen  Rat  und  die  übrigen  Beamten  und 
wies  denselben  ihren  Geschäftskreis  zu.  Im  Einzelnen 
war  nach  den  Aufzeichnungen  der  Rats-  und  Regimentsordnungen 
des  lii.  und  17.  Jahrhunderts*)  der  Gang  der  Rats-  und  Re- 
gierungsgeschäfte in  Überlingen  folgender. 

Alljährlich  an  Pfingstmontag  und  Sonntag  Trinitatis3) 
kamen  die  Zünfte  auf  den  Zunftstuben  und  die  Geschlechter  in 
ihrem  Gesellschaftsbaus  (im  Löwen)  zusammen,  um  die  Vorstands- 
wahl und  zugleich  damit  die  Wahl  der  Grossräte  vorzunehmen. 
Das  passive  Wahlrecht  hiefiir  besass  im  Allgemeinen  (die  Aus- 
nahmen cfr.  weiter  unten)  jeder  Bürger,  der  eine  bestimmte 
Zeit,  bis  14U34)  fünf,  später  10  Jahre  in  Überlingen  ,. gesessener 
burger“  gewesen;  Wähler  war  jeder  Bürger  schlechthin.  So 
kam  der  grosso  Rat  (nach  Abzug  des  doppelrätigen  Unter- 
stadtgerichtscollegiums cfr.  weiter  unten)  zu  stand.  Die  Mit- 
glieder desselben,  aber  nicht  die  nencreirten,  sondern  die 
Grossräte  des  ablaufenden  Regierungsjahres,  wählten  dann 
Montag  nach  Pfingsten  in  geschlossener  Sitzung,  vermittelst 
namentlicher  Stimmabgabe,  unter  dem  Vorsitz  der  Zunft- 
meister und  des  protocollführenden  Canzleiver Walters 
und  eventuell  nach  deren  Wahl  Vorschlag  „per  majora“  den 
neuen  und  alten  Bürgermeister,  und  ebenso  Donnerstag 


grossen  Halb  zu  erkiesen*.  Später  (wohl  von  1690  ab)  ging  dieses  Recht  au 
die  (i  escli  locht  ergesellschaft  über,  die  nunmehr  (wio  jede  der  Zünfte 
10  zünftige  Grossrfttc)  10  putrizischc  (irossrätc  vermittelst  eigener  Wahl  in 
den  grossen  Kat  schickte,  cfr.  Amu.  2.  Pfingstordnung  von  1596. 

’)  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Satzung  von  c.  1418  u.  1.  c.  I,  64,  7080- 
Jlissiv-Prot.  v.  19.  April  1610  (Copie). 

*)  cfr.  Arch.  1,  51,  132.  Satzungen  des  anfangenden  16.  Jahrh , 1.  c. 
1,  58,  149.  I'fingstordnung  in  Besatzung  des  Rats  und  Regiments  d.  a. 
1596,  I.  c.  I,  51,  135.  Satzungen  des  anfangenden  17.  Jahrhunderts. 

a)  Pfingstmontag  wurden  die  Zunftmeister  und  der  Meister  der  Cie- 
Schlechtergesellschaft  gewählt,  Souutag  Trinitatis  die  zünftigen  und  pa- 
trizischen  Elfer. 

4)  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Satzung  d.  a.  1463. 
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darauf  den  Stadtamman,  die  4 Löwenräte, ')  die  sog.  alten 
Zunftmeister  und  die  Richter,*)  also  den  ganzen  kleinen 
Rat,  ansgenonimen  die  doppelrät igen  Zunftmeister.  Die  Wahl 
des  kleinen  Rates,  die  gleich  der  Wahl  der  Grossräte  eine 
„freye  und  unveqiindliche“  sein  sollte,  fand  in  dem  ( berlinger 
Barfüsserkloster  Reventhal  statt.  Die  Amtsdauer  der  Gewählten 
(der  Gross-  wie  Kleinräte)  betrug  jeweils  ein  Jahr.  Verboten 
war  die  Vereinigung  von  Vater  und  Sohn,  oder  von  Brüdern 
oder  Vettern  in  demselben  Ratscollegium.  Ebenso  verloren 
die  Überlinger  Ausvögte  und  Amtleute  (c.fr.  pag.  28/29)  und 
diejenigen  Bürger,  die  in  fremden  Klosterdiensten  stunden,  für 
die  Zeit  ihrer  Amtsführung  das  passive  Wahlrecht;  und  weiter 
sollten  Spitalpfründner  weder  im  kleinen  Rat  noch  im  Gericht 
sitzen,  (cfr.  cap.  II.).  Auch  gingen  die  gewesenen  kleinen 
Räte  (mit  Ausnahme  der  doppelrätigen  Kleinräte),  sowie  die 
beiden  Bürgermeister  und  der  Amman,  die  sich  während  der 
Wahl  völlig  neutral  zu  verhalten  und  auf  der  Ratsstube  bei 
einem  Frühstück  zu  versammeln  hatten,  ihres  Stimmrechts  und 
die  Bürgermeister  überdies  noch  ihrer  Wählbarkeit  in  dieselben 
Ämter  für  ein  Jahr  wenigstens  verlustig. 

War  auf  diesem  Wege  die  jährliche  „Endrung  und  Be- 
satzung des  Stadtregiments“  bewerkstelligt,  so  begaben  sich 
folgenden  Sonntag  Trinitatis  die  neugewählten  kleinen  Räte,  die 
Bürgermeister  und  der  Stadtamman  in  die  Grödt  (das  städtische 
Kaufhaus),  wo  sie  der  grosse  Rat  und  die  ganze  Einwohnerschaft 
erwartete.  Dort  verkündigte  der  Canzlei Verwalter  das  Wahl- 
resultat. nahm  die  Neugewählten  in  Eid  und  Pflicht  und  forderte 
schliesslich  die  Bürgerschaft  zum  Treueide  gegenüber  der  neuen 
Regierung  auf.  Mit  diesem  Treueide,  der  mit  aufgehobener 
Hand  und  im  Chor  geschworen  wurde,  schloss  das  Wahlgeschäft. 


’)  Deren  Wahl  also  gleichwie  a.  1333  die  Wahl  der  vier  der  24er 
(cfr.  pag.  17)  nicht  ausschliesslich  den  Geschlechtern,  sondern  den  Ge- 
schlechtern und  der  Zunftgemeinde  zustund  Ein  weiterer  Grund  (cfr.  pag. 
21  Aum.  3)  weshalb  wir  pag.  17  jenen  vier  der  24er  Adelsijualität  xusprachcu. 

4)  Die  Candidaten  des  Unterstadtgerichts  waren  bereits  durch  die 
Elferwahl  auf  den  Zünften  und  im  Lüwen  gegeben,  daher  beschränkte  sich 
hier  die  Kichterwahl  auf  deren  Kangfolge  im  Unterstadtgericht.  (So  — 
ucwohnliei tsmässig,  oh  auch  statutarisch,  ist  nicht  mehr  zu  entscheiden.) 
Erster  Richter  war  stets  der  patrizische  Elfer. 
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Der  erste  Regierungsact  des  neuen  Regimentes  bestund 
in  der  Prüfung  der  städtischen  Gassen  und  Rechnungen 
und  der  Bestätigung  bezw.  Neueinsetzung  der  städtischen 
Beamten,1)  die  gewöhnlich  Samstag  nach  Trinitatis  vorgenommen 
wurde.  Hierbei  zeigte  sich,  gleichwie  bei  den  Ratswahlen, 
wiederum  das  verfassungsmässige  Übergewicht  des 
grossen  Rates,  der  den  kleinen  Rat  als  „snbdelegirtes  Colle- 
gium“ behandelte.  Abgesehen  von  den  Snbalternbeamten  der 
Finanzverwaltung  und  den  städtischen  Knechten  (cfr.  cap.  II.), 
erwählte  nämlich  der  grosse  Rat  alle  Beamte,  und  sämtliche 
Beamte  mussten  in  die  Hand  des  grossen  Rates  den  Amtseid 
ab]  egen. 

Und  in  demselben  Rinne  beanspruchte  der  grosse  Rat  in 
der  Gesetzgebung,  für  die  die  Mitwirkung  des  kleinen  Rates, 
von  dem  in  der  Regel  die  Gesetzesanträge  ausgingen,  übrigens 
verfassungsmässig  notwendig  war,  das  entscheidende  Wort. 
Allein  dem  combinirten,  unter  dem  Majoritätsdruck  der  Gross- 
ratsherren stehenden  Gesamtrate  kam  das  Recht  zu:  ..neue 
statuta,  saz  und  Ordnungen  zu  errichten  und  gegen  die  einmahl 
errichtete  statuta  zu  dispensiren“.*)  Auch  sollte  der  grosse 
Rat  hauptsächlich  nur  in  den  2 genannten  Eigenschaften:  als 
Wahlmännercollegium  und  als  Hauptbestandteil  des 
gesetzgebenden  Körpers®)  zusammentreten  und  im  übrigen 
so  viel  als  möglich*)  mit  Geschäften  verschont  werden.  Alles 


')  ln  den  meisten  Fällen  wurden  die  gewesenen  beamten,  obwohl 
gesetzlich  eine  völlige  Neubesetzung  der  Ämter  zulässig  war,  in  ihren 
Ämtern  lediglich  bestätigt  und  dem  neuen  Regiment?  ncuvorpfliehtet.  efr. 
die  Katswahlverzeichnisse. 

-)  cfr.  Arch.  1,  40.  445.  Von  der  Reichsstadt  Überlingi sehen  Regiments- 
wahiverfassung  und  Zuständigheit.  Auf  Arc!iivi|uellcn  sich  stützende  Streit- 
und  Druckschrift  des  Jahres  1700  pag.  4.  vergl.  hiezu  die  Katsprotocolle 
vom  24.  Septbr.  1005  und  vom  3.  Februar  u.  10.  Juni  1007. 

*)  Kin  jährlich  wiederkehrender  Gesetzesact  betraf  die  Rebordnungcn 
(efr.  Ratsprot.  v.  14.  Oktober  16SS  z.  B.>  und  die  steuerrechtliehc  Be- 
wertung des  Wein-  und  Fmchtertrages,  die  Fixirung  des  sogenannten 
Anschlags,  cfr.  cap.  III 

*)  Gewichtige  Fragen  der  äusseren  Politik,  (z.  B.  der  Eintritt  Über- 
lingens in  die  katholische  Liga  cfr.  Ratsprot.  vom  20.  Juli  1020),  kamen 
gleichfalls  im  Plenum  der  vereinigten  Ratskörper  zur  Schlussdebatte  und 
Entscheidung. 
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Weitere  blieb  dem  kleinen  Hat  (im  17.  Jahrhundert  auch  der 
gesessene  Hat,  der  Magistrat  geheissen)  überlassen,  „welcher 
täglich  kleiner  Kath  und  Richter,  wie  denn  von  Alters  her- 
kommen,  durch  das  ganz  Jahr  uss  die  Rütli  besitzen  und  die 
Raths-Geschätft  und  Sachen  sämtlich  miteinander  verrichten 
müssen“.1) 

Dieser,  das  eigentliche  Regierungsorgan,  hielt  nach  Be- 
darf wöchentlich  zur  Erledigung  der  laufenden  Geschäfte  vier 
ordentliche  Sitzungen  ab,  am  Montag,  Mittwoch,  Donnerstag 
und  Freitag“),  und  ausserdem  waren  die  Kleinräte,  die  von  1551 
ab  für  jede  Sitzung  einen  halben  Batzen  Diät  erhielten,  ver- 
pflichtet, „so  oft  sie  daran  hören  läuten“,  in  ausserordentlicher 
Sitzung  zu  erscheinen/1)  Beraten  wurde  vom  kleinen  Rat  in 
pleno,  beschlossen  per  majora.  Gegen  die  Beschlüsse  des  kleinen 
Rates,  dem  innerhalb  seiner  Verwaltungsthätigkeit  das  Ver- 
ordnungsrecht eingeräumt  war,  konnte  kein  Regress  ergriffen 
werden.4) 

Neben  dem  Alltäglichen  gehörten  aber  noch  folgende  Amts- 
handlungen in  das  Specialressort  des  kleinen  Rates: 

1)  Die  Erteilung  des  Bürgerrechts.  Dasselbe  — ab- 
gesehen vom  Erbbürgerrecht,  das  mit  der  Mündigwerdung 
im  IS.  Jahr  angetreten  wurde  — ward  im  Laufe  des 
15.  und  Hi.  Jahrhunderts,  als  die  Stellung  der  Unfreien 
im  Reiche  sich  allgemein  verschlechterte  und  gleichzeitig 
die  ursprüngliche  Realgemeinde  Überlingen  sich  mehr 
und  mehr  zur  Personalgemeinde  umbildete,  einerseits  an 
eheliche  Geburt  und  persönliche  Freiheit*)  ge- 
knüpft, und  andererseits  an  ein  bestimmtes,  um  die 
Wende  des  If>.  Jahrhunderts  auf  hundert  Gulden  fest- 
gesetztes Minimalvermögen  bezw.  den  entsprechenden 


')  cfr.  ,\rcli.  I.,  411,  I l.V  Supplic  an  Kord.  I.  v.  6.  Juli  1559. 
s)  cfr.  Arrh.  I.  öS,  113.  Ratsordnuug  vom  3.  Mürz  1551. 

*)  cfr.  Arch.  I.  51,  135.  Stadtsatzungm  des  17.  Jahrli.  Tit.  1 
4)  Offenbar  in  der  Kmart nng.  dass  keine  das  statutarische  Recht  ver- 
letzenden oder  in  die  tiesetzgebung  iibergreifenden  Verfügungen  getroffen 
würden. 

*)  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Satzung  d.  a.  149ß.  1.  c I,  51,  132.  Satzung 
von  c.  1520  u I.  c.  I,  51,  135.  Satzungen  des  17.  Jabrh.  Tit.  34. 
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Bürgschaftsnachweis  für  ein  solches.1)  Die  ältere  Vor- 
bedingung des  Erwerbs  von  Grund  und  Buden  (cfr. 
pag.  16)  fiel  dagegen  weg.  Ausserdem  wurde  ein  Ein- 
trittsgeld von  20  &v|  erhoben,  wovon  5 sogleich,  die 
übrigen  15  /tvj  jährlich  pfundweise  zu  bezahlen  waren.2) 
Trafen  diese  Voraussetzungen  bei  einem  Bewerber  zu, 
worüber  der  kleine  Rat  sich  vergewissern  musste,  so 
wurde  derselbe  vor  „gesessenem  Rat“  vereidigt  und 
in  ein  Bürgerbuch  eingeschrieben.®) 

Denselben  Vorbedingungen  und  Formalitäten  unter- 
lag auch  die  Erteilung  des  Landbürgerrechts  d.  h. 
die  Aufnahme  solcher  Personen  ins  Bürgerrecht,  die 
ihren  Wohnsitz  in  der  Landschaft  Überlingen  hatten, 
nur  dass  in  diesem  Fall  ein  Minimalvermögen  von  200  fi. 
gefordert  wurde.4) 

2)  Die  „Aufenthaltung“  des  Bürgerrechts  und  die 
Entlassung  aus  demselben.®) 

„Aufenthalten“  wurde  das  Bürgerrecht  denjenigen 
Bürgern,  die  für  längere  Zeit  aus  der  Stadt  ziehen  und 
an  einem  anderen  Ort  sich  „liaushäblich“  niederlassen 
wollten,  sofern  dieselben  beim  kleinen  Rate  darum 
einkamen.  Sie  mussten  dem  kleinen  Rate  die  eidliche 
Versicherung  abgeben,  alle  Schulden  in  der  Stadt  vor 
ihrem  Weggang  zu  bezahlen  bezw.  mit  ihren  Gläubigern 
sich  abzufinden,  und  als  Ausbürger  den  Stadtgeboten 
entsprechend  leben,  insbesondere  die  jährliche  Steuer 
ordnungsgemäss  entrichten  zu  wollen.  Derselbe  Eid  in 
Schuldsachen  wurde  auch  denjenigen  vom  kleinen  Rate 
abverlangt,  die  das  Bürgerrecht  aufgaben.  Dieselben 
waren  überdies  gehalten,  in  14  Tagen  die  Stadt  zu 
verlassen  und  binnen  5 .fahren  nach  Überlingen  nicht 
mehr  zu  dauerndem  Aufenthalt  zurückzukehren. 


’)  cfr.  «11c  Ratsprotocollc  v.  36.  März  I5!»6  un<l  II.  .luniiar  1610. 
-)  cfr.  die  Siitzimi>rn  d«-s  XVII.  Juhrh.  Tit.  Sä. 

*)  cfr.  die  vorhandenen  BUrgerbUcher. 

')  cfr.  Katsprut.  vom  22.  Januar  1612. 

5)  cfr.  die  Satzungen  des  XVII.  Jalirli.  Tit.  25  und  U. 
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8)  Die  Erteilung  der  ..miclii“,  d.  h.  die  Annahme 
von  Satzbürgern.1)  Mickimann  oder  Satzbürger 
konnte  in  Überlingen  jeder  werden,  der  einen  „ein- 
gesessenen und  häbigeu“  Bürger  als  Bürgen  stellte,  der 
sich  in  Gegenwart  des  gesessenen  Rates  persönlich 
und  durch  Unterschrift  bereit  erklärte,  den  um  die 
Michi*)  sich  Bewerbenden  in  Krankheitsfällen  und 
bei  sonstiger  Erwerbslosigkeit  aus  eigenen  -Mitteln 
zu  unterhalten,  so  dass  derselbe  der  Stadt  und  dem 
Spital  nicht  zur  Last  falle.  Die  Michileute  hatten  das 
Recht  „der  Wehr  und  des  Harnisch“  und  waren  zu 
Fron-  und  Wachdiensten  und  ihre  Frauen  zur  Kraukeu- 
piiege  verpflichtet.  Sie  wurden  in  einen  Michirotel 
eingezeichnet.*) 

4)  Die  Controle  der  städtischen  Finanzverwaltung 
und  der  Spital  Verwaltung. 

An  der  Spitze  der  städtischen  Finanzverwaltung 
stunden  zwei  Stüblinsherreu,4)  auch  Rentstüblins- 
lierren  oder  Seekelmeister  genannt,  und  als  deren 
technischer  Gehülfe  ein  Stüblinsschreiber.  Die 
Stüblinsherreu  waren  die  beiden  höchsten  Cassenbeamteii 
i'berlingens.  Sie  hatten  die  Stadtcasse  in  Verwahrung, 
vereinnahmten  als  Centralstelle  die  sännntlichen  Ein- 
künfte und  besorgten  die  Abführung  der  für  die  einzelnen 
Ausgabezwecke  (z.  B.  für  Besoldungen  und  Löhne) 
nötigen  Summen.  Insbesondere  war  den  Stüblinsherreu  die 
städtische  Schuldenverwaltung  anvertraut.  Ferner 
lag  in  ihren  Händen  das  directe  Steuerwesen,  die 
Steuereinschätzung  und  Erhebung  I cfr.  weiter  unten,  cap. 
III.)  und  die  Überwachung  der  Beamten  der  indi- 
recten  Steuern:  der  Ungelderherren  und  der  Zoll-  und 
Marktbeamten.  Alljährlich  am  Ende  des  Finanzjahres, 
das  mit  dem  I berlinger  Regierungsjahr  übereinstimmend 

')  Arch.  I,  52,  147.  Satzung  d.  a.  1560. 

!)  Eine  Etymologie  dieses  Wortes  vermögen  wir  niclit  zu  geben, 
efr.  die  ltatsprotocolle  v.  10.  Xov.  1605  und  19.  Nov.  1609. 
efr.  Arcb.  II,  4,  21.  Jlcstallungsbuch  d a.  1560—1594.  s.  v.  Stüblius- 
lierrcn,  und  Vorbericht  zur  Stadtrechnung.  Jlscr.  der  alten  Katscanzlci  aus 
dem  16.  Jahrh. 
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von  Sonntag  Trinitatis  zu  Trinitatis  ging,  leisteten  die 
Stiiblinsherren  dem  kleinen  und  grossen  Rat  auf  Grund 
sehr  säuberlich  (wenn  auch  nach  unseren  Begriffen 
unsystematisch  cfr.  weiter  unten,  cap.  III.)  geführter 
Jabresrechnnngen,  Rechnungsablage,  und  das  Gleiche 
geschah  dem  kleinen  Rat  gegenüber  zur  vorläufigen 
Dechargeerteilung  alle  Fronfasten  d.  h.  jeweils  an 
Ostern,  an  Pfingsten,  im  Herbst  und  an  Weihnachten. 

Die  Leitung  des  Spitals  (cfr.  pag.  42  u.  cap.  III.) 
war  zwei  Spitalpflegern  und  einem  Spitalschaffner 
als  Wirtschaftsadministrator  übertragen.1)  Deren  directer 
Vorgesetzter  war  der  alte  Bürgermeister,*)  der  nebenbei 
auch  tntelam  et  curatelam  honorariam  über  Wittwen 
und  Waisen  hatte.  Der  Altbürgermeister  berichtete 
vierteljährlich  dem  kleinen  Rat  über  die  Lage,  speciell 
die  Finanzlage  des  Spitals,  und  der  kleine  Rat  erliess 
dementsprechend  eventuelle  Verfügungen,  (z.  B.  über 
die  Aufnahme  von  Pfründnern,  cfr.  cap.  II.) 

5)  Die  Überwachung  der  städtischen  Ausvögte  und 
spitälischen  Amtleute.*) 

Die  städtische  und  spitälisclie  Landschaft,  bestehend 
aus  3 Vogteien  und  Spitalämtern  (cfr.  cap.  III.)  hatte, 
wie  bereits  erwähnt,  als  gemeinsamen  Gerichtshof 
das  aus  städtischen  und  spitälischen  Beamten  combinirte 
Landgericht,  dessen  Competenz,  da  die  Grafen  von 
Heiligenberg  die  Gerichtsoberheiren  der  Landschaft 
waren,  allein  die  niedere  Gerichtsbarkeit  umfasste.4) 
Ebenso  bildete  das  städtische  Rentamt,  das  Itent- 
stüblin  für  beide  Teile  der  Landschaft  die  Central* 
stelle,  an  die  von  Seiten  der  Vogteien  alle  Einnahmen 
direct,  von  Seiten  der  spitälischen  Dörfer  die  directen 

’l  cfr.  die  stadt.  Batswablbücher  und  oben  rit.  Bestallungsbuch. 

-)  cfr.  Arch.  1,  4ß.  4 1 5 pag.  19. 

a)  Über  die  Verwaltung  der  Landschaft  cfr.  Anlagehucli  der  städtischen 
und  spitälischen  Dörfer  d.  a.  157s  Vorbemerkungen,  und  Arch.  I.  52,  141  «. 
Ordnung  in  des  Spitals  Cierichten  d.  a.  15S2.  Dazu  die  pag.  20  Amu.  3 
angesehenen  Quellen. 

4J  cfr.  Münchner  Commis» -Bericht  (cfr.  pag.  43  Aum.  2.)  Abschnitt  IH 
u.  XII.  cfr.  pag.  s Anm.  t. 
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Steuern  durch  Vermittlung  der  Spitalpfleger,  die  Einkünfte 
der  indirecten  Steuern  aber  unmittelbar  abgefiihrt  werden 
mussten  (cfr.  weiter  unten,  cap.  J 1 1 .)■  Dagegen  teilte 
sich  in  den  localen  Unterbehörden  die  Ver- 
waltung der  Landschaft  insofern,  als  die  spitüiisehen 
Amtleute  vom  Spital,  die  städtischen  Ausvögte  von  der 
Stadt  eingesetzt  wurden.  Doch  mussten  in  besonderen 
Verwaltungsangelegenheiten,  z.  B.  in  Bausachen  der 
spitüiisehen  Amthäuser  und  der  städtischen  Vogtei- 
schlösser alle  Beamte  der  Landschaft  beim  kleinen 
Kat  vorstellig  werden,  und  es  konnten  die  Mitglieder 
des  kleinen  Rates  jederzeit  „zur  Schau“  d.  h.  zu  ausser- 
ordentlicher Revision  „auf  die  Landschaft  reiten“.  Die 
obersten  Verwaltungsbeamten  der  Vogteien  hiessen 
Ansvögte.  Ausvögte  waren  in  der  Kegel  Überlinger 
Patrizier')  mit  dem  Sitz  in  Überlingen,  die  in  den 
Vogteien  durch  einen  Vogt,  der  im  Vogteischloss 
wohnte,  sich  vertreten  Hessen.  Jedem  Vogt  war  ein 
Amtmann  unterstellt  und  ausserdem  existirte  in  den 
grösseren  Dörfern  eine  besondere  Dorfbehörde:  ein 
Amman  und  Dorfpfleger. 

Den  Spitalämtern  stunden  Amtleute  (bisweilen 
auch  Stabhalter  betitelt)  vor,  den  grösseren  Spitaldörfern 
Amiliane  und  Dorfpfleger. 

Ende  November  des  Jahres  1551  lief  in  Uberlingen  ein 
kurzes  Handschreiben2)  Karls  V.  aus  Innsbruck  ein,  das  dem 
Kate  die  Ankunft  des  Hofrats  Heinrich  Has,  des  Abtes  Gerwig 
von  Weingarten  und  eines  weiteren  ksl.  Rates  Sigmund  v. 
Hornstain  ankündigte  und  denselben  aufforderte,  der  ksl.  Com- 
mission, „die  etliche  Sachen  bei  Euch  zu  verrichten,  willfarig 
und  gehorsam  zu  sein11.  Ein  zweites  Schreiben  Karls  V.  vom 
5.  December  1551*)  erläuterte  dann  den  Auftrag  dieser  Com- 

')  a.  157s  z.  11.  in  Ramsberg  Junker  Franz  v.  Reichlin-Meldegck,  in 
Ittendorf  Jkr.  Veit  Schocltner,  in  Hohenbodman  Jkr.  Caspar  Mnder. 

a)  cfr.  Arth.  I,  62,  143.  Acten  der  von  Carl  V.  durch  die  sog.  hasisebe 
Commission  verfügten  Regiments-  und  Ratswahlündorung.  Schreiben  vom 
IG.  November  1551. 

»)  1.  c. 
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mission  dahin:  ans  beweglichen  stattlichen  Ursachen  das  Regiment 
mit  Besatzung  Rats  und  Gerichts,  wie  bei  etlichen  anderen 
Städten  geschehen,  zu  ordnen  und  in  ain  Richtigkeit  zu  bringen.“ 
Doch  sei  nicht  Missfallen  an  der  bisherigen  Regierung  die 
Ursache  des  ksl.  Auftrages,  dieser  vielmehr  lediglich  darum 
erteilt,  „damit  durch  gnete  Fiirsehung  alle  erbare  Pollicey  und 
Verwaltung  der  Oberkait  hinfüro  um  so  viel  desto  statlicher  bei 
Euch  erhalten  werde.“  Ein  Zweitel  darüber,  was  die  Commission 
wirklich  sollte,  konnte  hiernach  beim  Rate  nicht  mehr  bestehen. 
Derselbe  antwortete1)  denn  auch  sogleich,  an  demselben  10.  De- 
cember  roch,  wo  er  die  ksl.  Botschaft  erhalten:  Das  ksl. 
Unternehmen  gereiche  dem  Bürgermeister  und  Rat  in  Überlingen 
„zu  Schimpf  und  Spott“.  Der  Rat  komme  bei  der  Gemeinde 
in  den  Verdacht,  durch  schlechte  Regierung  ..den  Verlust  der 
von  den  Eltern  überkommenen  Freiheiten  und  die  ganze  Än- 
derung verursacht  zu  haben“.  Auch  hätten  die  Räte  das 
Ansinnen  des  Kaisers  „zur  Verhütung  allerlei  Unrats  nit  vor 
die  Gemaind  kommen  lassen,  dieweil  wir  wissen,  dass  sie  von 
der  Freiheit  der  Zunfften  und  dem  Gebrauch  der  jährlichen 
Ratsbesatznng  nit  gern  kommen  oder  weichen,  vielleicht, 
vermeinen  werden,  sich  zu  widersetzen  und  handeln  was 
nit  gut“.  Zum  Schluss  baten  die  Ratsherren  den  Kaiser  „mit 
allem  Ernst“,  er  möge  eine  bessere  Meinung  von  ihnen  annehmen. 

Aber  vergebens.  Karl  V.  hatte,  getreu  seinem  Grundsatz, 
durch  Bekämpfung  der  Zünfte  in  den  Städten  der  Reformation 
den  Boden  zu  entziehen,*)  die  Aufhebung  der  alten  Zunft- 
verfassung und  die  Errichtung  eines  oligarchischen 
Geschlechterregimentes  in  Überlingen  beschlossen,  und 
dabei  bliebs.  Frühjahr  1552  trafen  die  genannten  Commissäre 
in  Überlingen  ein  und  vereinbarten  mit  Hilfe  eiues  Bürger- 

•)  l.  c. 

-)  Hass  wirklich  kirchenfeindliche  Xeuerungsbestrcbungen  Karl  V.  den 
Anlass  zur  Verfassungsänderung  in  1 bedingen  gegeben  haben  müssen,  geht 
aus  der  an  verschiedenen  Stellen  des  karolingischen  Verfassungsgesetzes  scharf 
hervortretenden  Betonung  des  christlich-katholischen  Charakters  der 
neuzuwählenden  Ratsinitglieder  hervor.  7. u wählen  seien:  christliche, 
friedliebende  mul  besonders  solche  la'Ute,  die  der  alten,  wahren 
christlichen  Religion  anhängig  sind.  cfr.  I.  c.  Demgegenüber 
erscheint  der  Vorwurf  der  Schwerfälligkeit  der  älteren  Verfassungsfonnen, 
mit  dem  Carl  V.  seinen  Kingriff  motivirte,  als  ein  blosser  Vorwand. 
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ausschusses,  deu  die  Stadt  auf  ksl.  Befehl  zur  Verfügung  stellen 
musste,  und  unter  der  Leitung  des  Hofrats  Has  (mit  Bezug 
auf  welchen  die  ganze  Änderung  nachmals  die  basische  Regiments- 
änderung  hiess)  die  neue  Verfassung.  Diese  legte  alle  Kegierungs- 
gewalt  in  die  Hände  eines  kleinen,  ans  17  patrizischen 
Mitgliedern  bestehenden  Rates,  dem  ein  Directorium  von 
fünf  geheimen  Räten:  3 alle  4 Monate  im  Amte  wechselnde 
Bürgermeister  und  zwei  weitere  geheime  Riite  präsidirten.  Dazu 
wurde  ein  grosser  Rat  von  77  Personen  eingesetzt,  der  aber 
nur  mit  Willen  und  auf  Antrag  des  kleinen  Rates 
znsammentreten  durfte.  Das  Unterstadtgericht,  das  relativ 
am  meisten  intact  blieb,  erhielt,  vom  Amman  abgesehen,  12  Räte 
und  sollte  thunliehst  alle  Fälle  zur  Entscheidung  bringen,  doch 
verlor  darum  der  mit  den  Richtern  vereinigte  kleine  Rat  seinen 
Charakter  als  Appellationsinstanz  und  peinlicher  Gerichtshof  nicht. 
Sämtliche  Mitglieder  sämtlicher  Collegien  wurden  insofern 
auf  Lebzeiten  gewählt,  als  die  jährlich  abzuhaltenden  Rats- 
wahlen lediglich  dazu  dienen  sollten,  wo  der  Tod.  Krankheit 
oder  schlechte  Amtsführung  eine  Lücke  geschaffen  hatten,  diese 
durch  ein  auf  dem  Princip  der  Wahlmännerwahl  basirendes 
Cooptationsverfahren')  zu  ergänzen.  Ausserdem  wurden  die 
7 Zünfte  aufgehoben.*)  Der  Rat  musste  die  Zunfthäuser  und 
Zunftvermögen  zu  seinen  Händen  bringen  und  den  Kauferlös 
daraus  in  die  Stadtcasse  legen.  Nur  4 Trinkstuben,  neben  der 
Geschlechterstube  und  der  neugeschaffenen  Ratsstube,  erlaubten 
die  ksl.  Commis-äre  der  Bürgerschaft  „zur  Abhaltung  ehrlicher 
Gesellschaften  und  Hochzeiten1*,  und  selbst  diese  nur  unter  dem 
Vorbehalt,  dass  der  kleine  Rat  die  Wirte  und  Stubenmeister 
setze  und  die  Stubenordnnng  mache. 

Selbstverständlich  petitionirte  die  Stadt,  sowie  Karl  V.  ali- 


')  I)cr  kleine  Hat  wählte  mit  Stimmenmehrheit  aus  seiner  eigenen  Mitte 
3 Wahlmätmer,  von  denen  3 Mitglieder  des  geheimen  Rates  sein  mussten. 
Sodann  erwählte  das  I nterstadtgericht  einen  4.  und  der  grosso  Kat  einen 
ö.  Weidmann  gleichfalls  aus  dein  Kreise  der  Kleinräte.  Diese  & Wald- 
inänner  ergänzten  durch  Majoritätswahl  die  event.  bücken  des  kleinen  Rates 
und  der  so  event.  neucompletirte  kleine  Rat  besetzte  endlich  gleichfalls 
durch  Majoritätswahl  die  event.  erledigten  Bürgermeister-,  (ieriehts-  und 
(irnssrafsherrenstellen.  cfr.  I.  c. 

*)  Das  Nähere  darüber  cfr.  pag.  37. 
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gedankt,  bei  seinem  Nachfolger  Ferdinand  I.  um  Aufhebung 
des  octroyirten  Regimentes,  — die  Bürgerschaft  hatte  zur  Be- 
setzung des  Rates  „mit  Gewalt  erforderet  werden  müssen“,  — 
„das  dem  Sinne  des  gemeinen  Mannes  eingeleuchtet  hat  wie 
spanische  Dörfer“,  und  Herstellung  der  „alten  freyen  unverpind- 
liclien  Wahl“.1)  Auch  gab  Ferdinand  im  Jahr  1559*)  dem  (’ber- 
linger  Bürgermeister  Han  die  Erlaubnis  dazu,  nahm  aber  vorerst 
die  Metzger-  und  Schneiderzunft  von  der  Restitution  aus,  so  dass 
der  kleine  Rat  zunächst  nur  24,  der  grosse  nur  71  Mitglieder 
zählte,  und  belegte  die  restitnirten  Zünfte  mit  dem  Namen 
Quartiere.  Vier  Jahre  später*)  durfte  auch  die  Metzger-  und 
Sehneiderzunft  sich  wieder  aufthun,  die  Bezeichnung  Zunft  wieder 
angenommen  werden  und  damit  war  „die  uralt  Ordnung  in 
integrum  restituiret“.4)  Karl  V.  hatte  also  Bleibendes  nicht 
schaffen  können  und  der  Volkswitz  rächte  sich  nachmals  an  dem 
Hauptwerkzeug  Karls  V.  bei  allen  Ratsänderungen,  dem  Hofrat 
Has  von  Laufen:  Zu  Überlingen  habe  der  Has  die  Zunftmeister 
gefressen,  aber  bald  davon  laufen  müssen.5) 

Wir  haben  im  Vorhergehenden,  überblicken  wir  kurz  das 
Ergebnis  unserer  Verfassungsskizze,  vier  Perioden  der  Überlinger 
Verfassungsgeschichte  kennen  gelernt:  die  Urperiode  reichend 
von  c.  770  bis  c.  ll'.U,  während  welcher  der  Fronhof  sich  zur 
Marktstadt  erweiterte;  die  Stauferherrschaft  von  c.  1191 
bis  12(18  mit  ihrem  Geschlechterregiment  und  der  gründ- 
end landesherrlichen  Ammanverwaltung:  die  reichs- 
städtische Periode  und  die  Zunftverfassung  von  1 208  bis 
1552;  endlich  iu  den  Jahren  1552  bis  15(13  die  Rückkehr  der 
Geschlechterherrschaft  durch  den  Gewaltact  Karl  V.,  deren 
Wiederbeseitigung  und  die  Wiederaufrichtung  der  alten 
Zunftverfassung,  die  naehgehends  bis  zur  Mediatisirnng  und 

')  cfr.  1.  c.  1 >io  Schlusssupplieatiou  vom  6.  Juli  1559. 

*)  cfr.  Oberrli.  Z.  Kd.  22  pag.  207.  Privileg  Ferdinands  vom  10.  Juli 
1559.  cfr.  auch  pag.  24  Anm.  2.  1.  c.  pag  100. 

*)  cfr.  Oberrli.  Z.  Jttd.  22  pag.  207.  Priv.  Ferdinands  vom  24.  Januar  1503. 

4)  Arcli.  1.  c.  Relation  über  die  Wiederherstellung  der  7 Zünfte  d.  d. 
25.  Januar  1503. 

■'(  notirt  aus  einer  der  ätadtchrouiken  ohne  nähere  (Quellenangabe, 
cfr.  übrigens  Olvrrb.  Z.  Bd.  22  pag.  207  Anm.  1.  und  altera  versio  bei 
Seviu  Häuser!),  pag.  18. 
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dem  Anlkll  Überlingens  an  Baden  im  Jalir  1802  im  Ganzen 
unverändert  Stand  hielt. 

Überlingen  war  also  mehr  als  fünfhundert  Jahre,  von 
1 2(58 — 1802,  eine  Reichsstadt,  und  während  dieser  langen  Zeit 
führten  die  Zünfte  — vom  Staatsstreiche  Carls  V.  abgesehen 
— im  Verein  mit  den  Geschlechtern,  und  zwar  in  einem 
Majoritätsverhältnis  zu  den  Geschlechtern  von  durchschnittlich 
7 zu  1 (cfr.  pag.  30),  ununterbrochen  das  Regiment  Damit 
ist  die  hervorragende  politische  Rolle  der  Überlinger  Zünfte 
ausreichend  gezeichnet.  Über  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung 
aber  und  hiernit  im  Zusammenhang  über  das  in  Zünften  orga- 
nisirte  Gewerbe-  und  Wirthschaftsleben  des  mittelalterlichen 
Uberlingen  giebt  die  Überlieferung  noch  folgende  Bemerkungen 
an  die  Hand. 

Das  Wahrzeichen  unter  dem  Überlingen  im  Laufe  des 
12.  Jahrhunderts  aus  der  Gruppe  der  nach  heutigen  Massen 
etwa  als  grossbäuerlich  zu  quaiificirenden  Gntsherrschaiten  am 
Bodensee  ausschied  und  sich  der  politisch  und  wirtschaftlich 
höher  vereigenschafteten  Gruppe  städtischer  Gemeinwesen  an- 
gliederte, war  das  Zeichen  des  Marktes.  Figürlich  gesprochen 
waren  die  Attribute  des  Überlinger  Marktes  seit  den  ältesten 
Zeiten  der  Weinstock  und  die  Ähre,  jene  ureigensten 
Symbole  landwirtschaftlicher  Bodencultur.  Der  Wein- 
handel und  der  Fruchthandel  beherrschten  den  Überlinger 
Markt  von  Anfang  an  ausschliesslich,  und  der  Weinbau  und 
das  mit  dem  Frnchthande)  nahverwandte  Bäckerei-  und  Müllerei- 
gewerbe waren  die  ältesten  Bethätigungsformen  des  städtischen 
Wirtschaftslebens. 

Bereits  die  Stadt  Satzungen  des  13.  und  14.  Jahrhunderts 
(und  in  höherem  Masse  noch  die  der  späteren  Jahrhunderte) 
sind  geradezu  überladen  mit  auf  den  Weinbau  und  Weinhandel 
bezüglichen  Vorschriften  und  legen  dadurch  Zeugniss  ab  für 
die  hohe  Bedeutung,  die  man  schon  damals  der  Weinkultur  in 
Überlingen  beimass.  Für  ganze  Klassen  der  Bevölkerung  teilte 
sich  das  Erwerbsjahr  nach  oinologischen  Gesichtspunkten. 
Die  städtischen  Lohnordnungen  schieden  die  Lohnhöhe  eines 
Teils  nach  der  Zeit,  „so  man  us  den  torgeln  (Keltern)  gat  unz 
an  die  liehtmisse“,  und  andererseits  nach  der  Periode  „von  der 

Schäfer,  Wirtschaft«-  u.  Finanzgeacbicbte  der  Reichsstadt  Cberlingen.  3 
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liehtniisse  unz  an  den  kerbst,  das  man  win  mot“.1)  Zum 
Schutze  der  einheimischen  Weinprodnction  war  auf  das  mut- 
willige Zerstören  von  Reitanlagen  die  Todesstrafe  gesetzt, 
„den  sol  man  vom  lionpt  tuon“,*)  und  gleichzeitig  ward  zur 
Aussperrung  der  fremden  Concurrenz  den  Bürgern  der  Ankauf 
fremden  Weines,  „der  in  unser  wingarton  ether  nüt  wahsef, 
bei  Strafe  untersagt.3)  Dagegen  wurde  quasi  als  Export- 
prämie auf  die  Weinausfuhr  denjenigen  Fremden,  „die  win 
koutfen  und  verfürn  went“,  ein  besonderer  Schutz  gegen  Gericbts- 
klageu  von  Seiten  ihrer  eventuellen  Uberlinger  Gläubiger  zu- 
gesichert.4) Diese  beiden  letzteren  Gesetze  verraten  bereits 
zeitweise  Überproduction.  Auch  mag  als  Beweis  für  die 
Ergiebigkeit  des  Weinbaus  die  Thatsache  dienen,  dass  die 
einzige  hofrechtliche  Abgabe  auf  welche  die  Stadt,  offenbar  der 
reichen  Herbsterträge  und  der  Billigkeit  der  Weine  wegen,  kein 
Gewicht  legte,  ein  ..kantli  wines“  war,  während  jede  weitere 
Leistung  Hinderung  des  Burgrechtsschutzes  zur  Folge  hatte;') 
und  weiter  soll  im  Jahr  1404  der  Kalk  in  Überlingen  „mehren- 
teils  mit  wein,  so  man  in  dem  Dorff  ausgeschütt“,  an- 
gemacht worden  sein.3) 

Dass  sodann  auf  dem  jeweils  Dienstag  abgehaltenen  Markte 
des  Uten  Jahrhunderts  neben  dem  Weinhandel  der  Kornkauf, 
in  concreto  der  Veeseu-  und  Roggenkauf  an  erster  Stelle  kam, 
geht  aus  folgender  Satzung  hervor,  deren  detailirte  Bestimmungen 
über  das  „brotbachen“  und  die  „brotbeken“  überdies  beweis- 
kräftig sind  für  die  wichtige  öffentliche  Aufgabe  der  Sorge  für 
den  Brotbedarf  Überlingens,  die  dem  Beckergewerbe  zufiel. 
Zur  Erkundigung  der  „kornkoff“  werden  eigens  „dri  von  dem 
rat“  erwählt,  ,. di  des  marktz  löff  erkunnen“,  dem  Rat  darüber 
referiren.  der  auf  Grund  ihres  Gutachtens  die  Brotpreise  normiren 
will.  Und  die  Becker  müssen  ..dri  linder  ireni  antwerk  erwelen, 


’J  cfr.  Ulicrrh  Bd.  29  pag.  312,  Satzung  d.  u.  1330. 

*)  cfr.  1.  c.  ltd.  29  pag.  309  Satzung  der  2 Halft«  des  14.  Jahrbuuderts. 
cfr.  auch  pag.  47. 

*)  cfr.  1.  c.  Bd.  29  pag.  300  Satzung  v.  c.  1298. 

*)  cfr.  1.  c.  Bd.  29  pag.  302  Satzung  v.  c.  1298. 

5)  cfr.  1.  c.  Bd.  29  pag.  301.  Satzung  von  c.  1298. 

*)  cfr.  Scvin  Hänscrh.  pag.  33. 
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die  selben  dri  vur  dem  rat  sweren  sont,  das  si  versehen  und 
versorgen,  das  der  markt  äne  -brot  iht  si,  und  wenn  die  selben 
dri  under  irem  antwerk  verkünden,  das  er  bach,  der  sol  das 
tuon-‘.*)  Die  Bedeutung  des  Müllereigewerbes  aber  wird 
uns  gleichsam  versteinert  in  monumentaler  Urkunde  vor  Augen 
geführt.  Am  Hauptthnrme  der  Uberlinger  Münsterkirche  zu 
St.  Nikolaus,  deren  Grundstein  am  13.  Mai  1353  gelegt  wurde,*) 
finden  wir  die  Breite  des  Mühlbachs,  durch  den  die  5 wichtigsten 
Uberlinger  Mühlen,  die  sog.  Rietmühlen  (cfr.  pag.  39)  getrieben 
wurden,  durch  ein  in  den  Stein  eingelassenes  eisernes  Mass 
verewigt.  Die  beigefügte  Steininschrift  lautet:  dis  ist  des 
milibachs  witi  am  riet  zu  den  V.  muilinen.8)  So  wie  die  Nach- 
barstadt Konstanz  in  früheren  Jahrhunderten  an  ihrem  St. 
Stephansthurm  das  Normal- Lein wandmass  anbrachte  und  damit 
der  Nachwelt  die  Wichtigkeit  des  Konstanzer  Leinwandhandels 
bekundete,  in  gleich  practischer  Weise  hat  Überlingen  mit  obiger, 
das  normale  Mühlbach  - Breitemass  enthaltenden  Steininschrift 
seinem  Müllereigewerbe  ein  Denkmal  gesetzt.  Kein  Wunder 
desshalb,  dass  auch  die  Rebleute  und  Becker  zuerst  von  dem 
Zunftprivileg  Kaiser  Albrechts  I.4)  Gebrauch  gemacht  und  zur 
genossenschaftlichen  Organisation  ihrer  Gewerbe  in  einer 
.,reblüt-“  und  „brotbekkenznnfff*  sich  zusammengethan  zu  haben 
scheinen.  Eine  Satzung  vom  Jahr  1364*)  enthält  die  erste 
namentliche  Nennung  der  Rebleutzunft  und  das  bereits  eitirte 
Beckerstatut  die  erste  Nennung  der  Beckerznnft.  Da  aber 
schon  das  Wahlgesetz  von  1333  von  mehreren  Zünften*)  und 
eine  noch  ältere  Satzung  von  c.  12987)  von  Zunftmeistern, 
also  von  Zunftvorständen  im  Plural  spricht,  so  ist  nicht  daran 
zu  zweifeln,  dass  schon  ausgangs  des  1 3ten  Jahrhunderts 


')  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  319  ft'.  Satzung  der  II  Hälfte  des 
XIV.  Jahrhunderts. 

1 ) cfr  L.  Allgeyer.  Die  Münsterkirche  zu  St.  Nikolaus  in  Überlingen 
1879  pag.  16. 

*)  cfr.  Serin  Häuserb.  pag.  27. 

4)  cfr.  Oberrh  Z Bd.  22  pag.  19. 

*)  cfr.  1.  c Bd.  29  pag.  318. 

•)  cfr.  1.  c.  Bd,  29  pag.  316:  ieglichii  zunft  sol  ällü  jar  ainen  zunft. 
maister  atzzen  etc. 

')  cfr.  1.  c.  Bd.  29  pag.  295. 

3* 
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eine  Mehrzahl  von  Werkleutzünften1)  in  Überlingen  existirt 
haben  muss.  Vielleicht  waren  es  anfänglich  deren  fünf,  worauf 
die  gelegentliche  Erwähnung  von  5 Zunfthäusern  in  einem 
Statut  des  beginnenden  löten  Jahrhunderts3)  und  möglicherweise 
auch  der  Umstand  hinweist,  dass  Ferdinand  I.  bei  der  Restitution 
der  alten  Verfassung  nur  fünf  Ziintte  genehmigen  wollte. 

Vom  Jahr  I42t>“)  an  dagegen  und  von  da  ab  durch  alle 
Jahrhunderte  werden  sieben  Zünfte  beibehalten.  Bis  1 474 4) 
gab  es  eine  Rebleut-,  Becker*.  Schuhmacher-,  Küfer-,  Schmiede-, 
Metzger-  und  Gerberzunft,  welch  letztere  aber  1474  aufgehoben 
wurde.  An  ihre  Stelle  trat  1482*)  die  Fischerzunft,  in  der  auch 
die  Schiffleute  untergebracht  waren. 

Als  jährlich  zu  wählenden  Zunftvorstand  bezeichnen  die 
Satzungen  von  1 333  und  gleichlautend  damit  die  Zunftordnungen 
des  Jahres  14H-2  und  die  späteren®)  einen  Zunftmeister,  dem 
ein  alter  Zunftmeister  und  ein  Zunftausschuss  von  1 l 
Zunftgenossen  (ob  in  Anlehnung  an  das  altstaufische  Elf- 
Katsherrencollegium?)  beigeordnet  waren.  Die  7 neuen  oder 
Amtszunftmeister  wählten  jährlich  unter  sich  ein  Oberhaupt, 
einen  Oberstzunftmeister  zum  Sprecher  der  Znnftgemeinde 
in  eigener  Sache  und  bei  den  Ratsverhandlungen.  Während  die 
Gewerbepolizei  über  Zun  ft  genossen  seit  alter  Zeit  von 
den  Zunftmeistern  und  den  Elfern  ausgeiibt  wurde,  erhielteu 
diese  die  niedere  Strafgerichtsbarkeit  über  Vergehen,  die 
auf  den  Znnftstuben  vorkamen,  erst  im  Jahr  I4til.:)  Der  Amman 


‘J  l'licr  die  l’raccxistcnz  der  Gcschlcchtergesellsohaft  ist  pag.  Iß 
bereit»  berichtet.  Dieselbe  wird  auch  u.  W.  vordem  17.  .Tahrhundert  niemals 
Zunft,  sondern  immer:  die  Ueschlcchtergcsellachaft,  die  „rllteren  Geschlechtur- 
gcsellschnft“  und,  als  sie  ihr  Gesellschaftshaus  zum  Löwen  erbaut  hatte, 
gewöhnlich  di  r .Low“  genannt.  Zusammengefasst  mit  den  Zünften  als 
ac*  te  Zunft  ist  der  lanv  erstmals  in  einen  Musterrotel  vom  20.  Juli  1615. 
cfr.  Arch.  I.  59.  679. 

’j  cfr.  Arch.  I,  61,  130 
J)  cfr.  I.  c.  Statut  d.  n.  1426. 

4)  cfr.  Sevin  Hanserb  pag.  is. 

*)  cfr.  Arch.  11.  15.  133.  Zunfthiicher  des  Jahres  14*2. 

“)  cfr.  Oberrh.  Z.  Ild.  29  pag.  316  n.  320;  Zunfthiicher  d.  a.  14*2. 
u.  Archiv.  IT,  9—17,  No.  S2  — 16I,  Zunftordnungen  des  16. — 18.  Jahrhunderts, 
speciell  No.  86  Zunftordnung  d.  a.  1564. 

’J  cfr.  Arch.  I.  51.  130. 
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und  die  Richter,  heisst  es  in  dem  betreffenden  Statut,  sollen 
füro  von  den  Zünften  absein  und  auf  den  Zunftstuben 
nicht  mehr  gebraucht  werden:')  jedoch  wenn  einer  seinen 
Eid  oder  seine  Ehre  übersieht  mit  falschem  Gewicht,  oder  wenn 
einer  den  andern  wundet  oder  das  Messer  zückt,  so  bleibe  dies 
dem  Amman  und  Rat  überlassen.  Die  Verwaltung  der  Zunft- 
vermögen  besorgten  2 ans  den  Elfern  genommene  Pfleger,  die 
Handhabung  der  Trinkstubenordnung  4 Christafel  oder  l'rtten- 
maister.  Von  einer  vorübergehenden  Periode  der  Gewerbe- 
freilieit  im  15.  Jahrhundert  abgesehen,  wo  „alle  Gewerbe 
jedermann  frei  sein"  sollten,  „damit  der  gemain  mann 
arm  und  rieh  sein  N&rung  desto  besser  haben  möge", 
herrschte  Zunftzwang.  Wer  als  Meister  ein  (jewerb  in  Über- 
liugen  treiben  wollte,  musste  der  entsprechenden  Zunft  beitreten. 
Wer  aber  „kein  gelert  handwerk  kann"  musste  sich,  Patrizier 
ausgenommen,  derjenigen  Zunft  anschliessen,  unter  die  ihn  die 
Zunftmeister  „stiessen".  Das  Eintrittsgeld  betrug  im  14.  Jahr- 
hundert 1 //.■?(  5 ßf  j,  später  2 5 ß%|. 

Diese  einfache  und  seit  Jahrhunderten  eingelebte  Zunft- 
organisation warf  Carl  V.  im  Jahr  1552  mit  einem  Federstrich 
über  den  Haufen  und  setzte  an  ihre  Stelle  vier  Quartiere  und 
4 Quartierherren,  denen  in  der  Regel  je  3 Obleute  jeder 
einzelnen  Gewerbegruppe  zur  Seite  standen.  Gewerbe- 
gruppen gab  es  nach  der  ksl.  Gewerbeordnung  c.  neun.4)  Eine 
Gruppe:  1)  der  Kecker  und  Müller,  2)  der  Metzger  und  Leder- 
gerber. 3)  der  Schneider,  Gewandschneider,  Tuchscherer  und 
Barchathändler.  4)  der  Schuhmacher,  Balbierer,  Mertzler  und 
Grempler.  5)  der  Schreiner,  Dreher.  Wagner,  Glaser,  Seiler  und 
Zimmerleute,  (!)  der  Maurer.  Hafner  und  Steinmetzen,  7)  der 
Schmiede.  Sporer.  Büchsenschmiede  und  Goldschmiede,  s)  der 
Rebleut  und  Küfer.  !•)  der  Fischer  und  Fuhrleute. 

Im  Jahr  1563  zogen  dann  mit  der  alten  Ratsordnung  auch 
die  7 alten  Zliulte  wieder  ein.  Unter  diesen  ging  die  Rebleut- 
und  Beckerzunft  noch  in  späteren  Zeiten  allen  andern  an 

*)  Vor  dem  Aufkommen  der  Schadenstrafer  (cfr.  pair.  io)  übte  also 
das  Ohcrstadtgcriclit  die  niedere  Strafgerichtsbarkeit  aus. 

•)  Soweit  au*  den  begreiflicherweise  nicht  stricto  durchgeführten  und 
in  ständigem  Fluss  erscheinenden  (iewerbcnovellen  jener  Tage  zu  ersehen 
ist.  cfr.  Arch.  II,  11—22  No.  00—153. 
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Einfluss  und  Bedeutung  voran.  Die  Rebleute  brachten  es 
zuerst  im  Jahr  1402  zu  einem  eigenen  im  Dorfe  gelegenen 
Trinkhaus,  dem  „Wolf“  genannt,  dessen  Stiftungsbrief  von  4ti 
Mitgliedern  unterzeichnet  ist,')  und  ihr  zunächst  folgte  im  Jahr 
1 4 1 o a)  die  Beckerzuntt,  die  anscheinend  damals  57  Zunftgenossen 
zählte.  Die  übrigen  Zunfthäuser  dürften  kurz  darauf  (cfr.  pag. 
36  Anm.  2),  der  Leu  aber  erst  ums  Jahr  1474  erbaut  worden 
sein,  von  wo  ab  die  patrizischen  Grossräte  den  Namen  Elfer 
im  Löwen  führten  (cfr.  pag.  21). 

Auch  numerisch  waren  die  Rebleut  und  Becker  den  andern 
Zünften  relativ  stark  überlegen.  Ein  Auszugsregister  vom 
Jahr  I486.3)  indem  die  Zahl  der  waffenfähigen  Zunftmitglieder 
gebucht  ist.  verpflichtete  die  Rebleutzunft  zur  Stellung  von  15<i 
Mann,  die  Beckerzunft  zu  100  Mann.  Dem  stunden  als  Auf- 
gebot der  übrigen  Zünfte  386  Mann  gegenüber.  Davon  stellte 
die  Küferzunft  107  Mann  und  jede  der  andern  Zünfte  zwischen 
60  und  so  Mann.  Hiebei  ist  aber  wohl  zu  berücksichtigen,  dass 
die  Rebleutzunft  ausschliesslich  Rebleute,  und  die  Beckerzunft 
zwar  die  verschiedenen  Arten  von  Beckern,  die  Süss-  und 
Sauerbecken,  ausser  diesen  aber  nur  noch  die  Müller  umfasste,4) 
während  andererseits  gerade  die  Küferzunft,6)  die  absolut  be- 
trachtet die  Beckerzunft  numerisch  überholte,  sich  aus  den 
vielfach  heterogensten  Gewerben,  dem  Goldschmiedegewerbe  und 
Maurerhandwerk  z.  B.,  zusammensetzte,  und  ähnlich  so  die 
anderen  Zünfte.®) 

Bringt  man  diese  Zahlen,  deren  Gültigkeit  als  Verhältnis- 
zahlen der  gewerblichen  Gliederung  Überlingens  durch 
die  annähernde  Concordanz  eines  zweiten  Musterrotels  vom 


')  cfr.  An  li.  II,  15,  12#.  Satznngsbrief  der  Rebleutzunft  vdii  Donnerstag 
vor  St.  Walpurgtag  (27.  April)  1402. 

a)  cfr.  I l/crl.  Stadtchronik  von  Rosaheiin  I,  267/68,  SIscr.  der  Stadt- 
bibliothek. 

3)  cfr.  Arcli.  I,  0#,  67«. 

*)  cfr.  Arch.  II,  15,  135.  Zunftbuch  der  llebleut  d.  a.  14*2  u.  1.  c. 
III,  12,  US,  Zunftbuch  der  Becker  ej.  a. 

s)  cfr.  Arch.  III.  12.  114,  Zunfthuch  der  Küfer  ej.  a. 

°)  cfr.  z B.  Arch.  III,  12,  151,  Zuuftbuch  der  Schuhin.vchrr  ej.  a.  eut- 
haltend  die  Krämer  und  Hertzler  (Spezereihändler). 
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Jahr  1 « 1 5 *)  noch  gestützt  wird,  mit  dem  Befund  jener  älteren 
Wirtschaftsstatute  des  1 4 teil  Jahrhunderts  in  Verbindung,  so 
erscheint  die  landwirtschaftliche  Berufsthätigkeit  des  Weinbaus 
bereits  im  Mittelalter  unter  allen  Berufsarten  Überlingens  am 
stärksten  vertreten  und  von  der  Obrigkeit  am  meisten 
gehegt.  Und  darnach  kam  das  Bäckerei-  und  Müllereigewerbe. 
Auf  diesen  zwei  Gebieten,  im  Weinbau  und  Kornhandel  und 
den  damit  verzweigten  Gewerbsarten  hat  Überlingen  in  den 
Tagen  seiner  Reichsunmittelbarkeit  jeder  Zeit3)  mit  einer  ge- 
wissen imponirenden  Grossartigkeit  (cfr.  pag.  45  ff.)  seine 
wirtschaftlichen  Kräfte  entfaltet;  hingegen  mangelte  ihm  der 
Gewerbereichtum,  den  man  bei  mittelalterlichen  Reichs- 
städten gemeinhin  vorauszusetzen  pflegt.  Sein  Gewerbeleben 
hielt  sich  dauernd  in  dem  engen  Rahmen  der  sieben  alten 
„Werklützünfte“.  Die  vornehmeren  Gewerbe,  beispielsweise 
die  Gold-  und  Waffenschmiede,  gelaugten  niemals  zur  Selb- 
ständigkeit einer  eigenen  Zunft,  und  was  sonst  an  Gewerben 
den  Zünften  noch  affilirt  war  (cfr.  pag.  :17  die  ksl.  Gewerbe- 
gruppen), entsprach  lediglich  solchen  Cnltnrbedürfnissen , die 
heutzutage  auf  jedem  grösseren  Bauerndorfe  befriedigt  werden. 
Vom  ökonomischen  Gesichtspunkt  aus  war  Überlingen  auch 
nach  seiner  Marktgründung  im  Wesentlichen  weiter  nichts,  als 
eine  Rebbauern-Kolonie, ‘versehen  mit  den  zur  Wirtschafts- 
tührung notwendigen  Handwerkern  und  Gewerbetreibenden  und 
einem  Marktplatz,  aber  — eine  reiche  und  volkreiche.  Für 
Letzteres  nun  noch  einige  Belege. 

Den  günstigen  Stand  der  Überlinger  Finanzen  im  Mittel- 
alter  bezeugen  vor  allem  die  grossartigen  Gebietserwerbungen 
l'berlingens  im  Laufe  des  15.  und  anfangs  des  löten  Jahr- 
hunderts. Hierher  gehören; 

1)  Die  Erwerbung  der  Rietmühlen.  Die  sog.  Riet- 
mühlen,  die  teilweise  heute  noch  existiren.  lagen  im 
Osten  von  Uberlingen  einige  Hundert  Schritt  von  der 
Stadt  entfernt  und  erhielten  ihre  Wasserkraft  von  dem 

’)  cfr.  Arck  I,  50,  679.  Muitermtd  v.  so.  Juli  1015.  Nach  dciiin'lhcn 
stellte  die  Wolferzunft  93,  die  Bäckerzunft  SM,  die  KUferzunft  123  Mann; 
die  übrigen  Zünfte  hatten  zwischen  70  und  so  Waffenfähige. 

*)  cfr.  z.  B.  Muchow  1.  c.  pag  5.  Den  Überl.  Kornhandel  des  loten 
Jahrhunderts  betr. 
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Rietbach.  Zwar  nicht  die  einzigen  -Mühlen  Überlingens 
waren  die  Rietmühleu  aber  doch  der  eigentliche  Site 
des  städtischen  Müllereigewerbes.  Mit  ihren  Wohn- 
häusern und  Fruchtspeichern  bildeten  die  4 bezw.  51) 
Rietniühlen  ein  ganzes  Mühlen  viertel,  eine  Mühlen- 
vorstadt.  Dieselben  kamen  im  Jahr  1 268  als  staufisehes 
Erbe  an  das  Reich  und  wurden  zunächst  von  Rud. 
v.  Habsbnrg  im  Jahr  1277s)  an  Gozwin  v.  Hohenfels 
und  dessen  Erben  um  100  Mark  lötigen  Silbers  als 
Reichsleheu  verpfändet,  eine  Pfandschaftssumme,  die 
nachmals  K.  Adolf  im  Jahre  12<.t8il)  auf  120  Mark 
erhöhte.  Anno  13354)  wechselten  die  Mühlen  vorüber- 
gehend ihren  Pfandherrn.  K.  Ludwig  belehnte  für  100 
Mark  tätigen  Silbers  Constanze!  Gewichts  den  Landvogt 
von  Oberschwaben  Job.  Truchsäss  v.  Waltpurch  damit, 
dessen  Nachkomme  Otto  aber  ihren  Pfandbesitz  im 
Jahr  1353*)  für  die  gleiche  Summe  an  die  v.  Hohenfels 
wieder  abtrat.  Endlich  erlaubte  K.  Sigmund  am  30  teil 
Juni  1415*)  der  Stadt  Überlingen  gegen  einen  Vor- 
schuss von  1000  rheinischen  Gulden,  die  Rietmiihlen 
(sammt  der  Reichsmünze)  von  den  Erben  des  im  Mannes- 
stamme  ausgestorbenen  hohenfelsischen  Geschlechtes  um 
die  Gesammtpfandsumme  von  320  Mark  Silber  abzu- 
lösen und  bestätigte  die  geschehene  Ablösung  nach- 
gehends  durch  Urkunde  vom  18.  Marz  1417.7)  Durch 
letztere  Urkunde  kam  Überlingen  auch  noch  in  den 
Besitz  der  ursprünglich  gleichfalls  dem  Reiche  gehörigen: 
„mulinen  an  dem  (bürg-)  graben.1'  Mit  Ausnahme  der 
„unteren  Miililin'*,  die  erst  am  7.  Septbr.  15688)  der 
Familie  Schochner  um  1500  Ü.  abgekauft  wurde,  hat 
mithin  die  Stadt  im  Laufe  des  löten  Jahrhunderts 


■)  cfr.  jmg.  35.  4 M ithleu  verzeichnet  die  t'rk.  K.  Rudolfs,  cfr.  Anm.  2. 
*)  cfr.  Arch.  I 4.  r>l  L’rk.  vom  at.  März  1277. 

3)  cfr.  I.  c.  No.  53.  I rk.  vom  S.  Juli  1298. 

*)  cfr.  1.  c.  No.  54.  I*rk.  v.  17.  Januar  1335. 

5)  cfr.  1.  c.  No.  5(1.  I'rk.  v.  19.  Juli  1358. 

*)  cfr.  Olicrrli.  Z,  lfd  22  pag.  31. 

;)  cfr.  Arch.  I.  c.  No.  59. 

*)  cfr.  Uataprotocoll  7.  Septlir.  150s. 
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sämmtliche  Ü bedinget-  Mulden  ,.zu  gemeiner  Statt  ge- 
zogen" oder  modern  gesprochen  verstaatlicht.  Sie  t hat 
diese  Mühlen  an  zuverlässige  Bürger  als  ehrschätzige 
Mannlehen  aus  und  erhob  z.  B.  von  den  Rietmüblen 
einen  jährlichen  Zins  von  40  Malter  Kernen  und  5 H. 
10  Baargeld.1) 

2)  Die  Erwerbung  der  Vogteien  Ramsberg,  Itten- 
dorf und  Hohenbodman.*) 

Die  Feste  und  Vogtei  Ramsberg  3 Stunden 
nördlich  von  Überlingen  war  bis  140!»  als  Reichslehen 
im  Besitze  verschiedener  Rittergeschlechter.*)  Mit  nach- 
träglicher Genehmigung  K.  Ruprechts  verkaufte  der 
letzte  Lehensinhaber  Ritter  Hans  v.  Honburg  dieselbe 
am  31.  August  1 40!» 4)  um  4400  U.  guter  Heller  an  das 
Heiliggeist-Spital  zu  Überlingen,  und  K.  Sigmund  erklärte 
am  !>.  Juli  1415*)  die  Vogtei  zum  gefreiten  Eigentum 
des  Spitals  unter  Aufhebung  ihrer  früheren  Lebens- 
qualität. 

Daran  schloss  sich  im  Jahr  1434  ein  zweiter 
Vogteikanf,  der  Erwerb  der  Feste  Ittendorf  bei 
Meersburg  für  10250  rh.  fl.*),  und  im  Jahre  1507  ein 
dritter  Vogteikanf,  durch  den  am  5.  Januar  15077)  das 
im  Norden  von  Überlingen  gelegene  Schloss  Hohen- 
bodman ..mit  aller  Obrigkeit,  Gerechtigkeit,  Zugehörde, 
Zwingen,  Bannen.  Vogteien.  Leuten,  Gütern,  Renten, 
Gülten  etc."  für  741(1  rh.  fl.  s fKi  10  -5»  aus  den 
Händen  des  Bischofs  Hugo  von  Konstanz  in  das 
Eigentum  der  Stadt  Uberlingen,  die  das  Schloss  schon 
etliche  Jahre  zuvor  pfandweise  inne  hatte,  überging. 

')  cfr.  Ar <li.  III,  3.  201.  üliltenverzeichnis  <1.  a.  1421. 

*)  Ueziigl.  de»  Umfang»  und  wirtschaftlichen  Wertes  der  Vogteien 
cfr.  cap.  III.  Anf. 

a)  Über  die  Vorgeschichte  Ratnslierg»  cfr.  Arch.  I.  13.  No.  257  — 203. 

4)  cfr.  Arch.  I,  13.  205  Urk.  v.  31.  Aug.  140!»  u.  1.  c.  No.  200  Urk. 
v.  17.  fjeptbr.  140». 

“)  cfr.  Archiv  I.  c.  No.  20s  Urk.  v.  ».  Juli  1416. 

“)  cfr.  Arch.  I,  40.  4 45  pag.  13.  deren  Vorgeschichte  unbekannt  ist. 

*)  cfr.  1.  c.  pag.  13.  Die  Orig.-Urk.  mit  dom  .Siegel  des  Bischofs 
findet  sich  im  Überl.  Stadtarchiv,  wir  haben  aber  die  Notirutig  der  Archiv- 
nummer vergessen. 
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Diesen  Grossgutskäufen  zur  Seite  lief  eine  Reihe  kleinerer 
Ausgaben,  wie  die  Erwerbung  des  Anmianamtes  im  Jahr  1 383 
für  120  Mark  Silber  (cfr.  pag.  Ul).  der  pfandweise  Kauf  der 
Reichssteuer  für  50no  rh.  fl.  im  Jahr  1415')  u.  ä.,  die  in  summa 
immerhin  einer  ganz  respectabeln  Finanzleistung  gleichkamen. 
Uberschlägt  man  ferner  den  Aufwand  für  Prachtbauten  (wie 
Münster  und  Rathhaus),  für  Fehden  und  Städtebündnisse.5)  die 
alle  ein  schön  Stück  Geld  kosten  mochten,  und  überhaupt  das 
Ansehen,  dessen  sich  die  Stadt  im  Reich  und  bei  den  Kaisern 
erfreute  — die,  um  nur  eines  zu  erwähnen,  Uberlingen  zum 
Oberhof  von  Kaufbeuren,  Memmingen.  Wangen,  Buchhorn, 
Ravensburg  und  anderen  Städten  machten5)  — , so  kann  Uber- 
lingen nicht  anders  als  eine  im  mittelalterlichen  Sinne  (cfr. 
cap.  II.  Ende)  reiche  Stadt  gewesen  sein.  Wie  im  Einzelnen  die 
Stadt  ihren  Finanzbedarf  deckte,  wissen  wir  allerdings  nicht. 
Bisweilen  (beim  Kauf  von  Ramsberg  z.  B.)  hat  das  seit  12t;?4) 
in  Uberlingen  nachweisbare  und  durch  fromme  Stiftungen  früh- 
zeitig’’) reichgewordene  Hospital  zum  heiligen  Geist  die 
Mittel  vorgeschossen;  jedenfalls  wurden  die  Hauptsummen  aber 
schon  im  Ulten  Jahrhundert  durch  Vermögenssteuern  der  Bürger- 
schaft (cfr.  cap.  TIU)  aufgebracht.  Diese  zählte  im  Jahr  1444: 
960,  und  im  Jahr  1580:  892  steuerbare  Köpfe,®)  was,  sofern 
sämmtliche  Steuerzahler  verheiratet  und  ihre  Familien  fünf 
Personen  stark  gewesen  wären,  einem  Bevülkernngsstand  von 
4800  bezw.  4460  Seelen  entsprochen  hätte.  Doch  legen  wir 
begreifliche:  weise  auf  letztere  Zahlen  kein  Gewicht  und  begnügen 
uns  damit  im  Allgemeinen  zu  constatiren.  das  Überlingen  im 
Mittelalter  stark  bevölkert,  periodisch  sogar  übervölkert  gewesen 

')  cfr.  Oberrli.  Z.  Bd.  22,  pag.  29  Urk.  K.  Sigmunds  v.  25.  April  1415. 

i)  cfr.  Stadtchronik  von  Koasheim  1 pag.  297/99,  der  in  den  Jahren 
1325—1495  nicht  weniger  als  16  StiidtebUndnisae  aufziihlt,  an  deueu  Über- 
lingen Teil  genommen. 

3)  J.  X.  Müller:  Überlingen  a.  Bodensee  IsiiO  pag.  113. 

4)  cfr.  Oberrh.  7.  Bd.  37  pag.  148  Urk.  v.  24.  De*.  1207  erwähnt  ein 
domns  hoapitalis.  Der  gedruckte  Vorbericht  zur  Spitalrechnnng  (von  A. 
Ijozkus)  nimmt  im  Anschluss  an  Kutzle’s  .Stadtchronik  al»  Oriinduugäjahr 
c.  1250  an. 

*1  Müller  1.  c.  pag.  05. 

•)  cfr.  die  Steuerbücher  der  bctr.  Jahre  (alte  Ratseanzlei).  Dieselben 
enthalten  Name  und  Steuerbetrag  des  Steuerpflichtigen. 
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sein  muss,  worauf  die  Errichtung  von  „frowenltüsern“  im 
löten  Jahrhundert1)  direct  hiuzudcuteu  sclieint.  Etwas  correcter 
lässt  sich  die  Uberlinger  Bevölkerungsziffer  für  die  Zeit  von  o. 
1550 — 1628  berechnen. 

Wir  stützen  uns  hiebei  auf  die  Angaben  einer  bayrischen 
Quelle,  die  auch  in  vielen  sonstigen  das  innere  Leben  Uber- 
lingens berührenden  Fragen  wichtige  und  zuverlässige  Auf- 
schlüsse g’iebt.  Es  ist  dies  der  Bericht  eines  bayrischen 
Commissärs  an  Kurfürst  Maximilian  vom  27.  August  lOdd,*)  der 
im  Aufträge  Maximilians  die  genauesten  Erhebungen  über  die 
Lage  der  damals  von  kurbayrischen  Truppen  besetzten  Stadt  und 
Landschaft  Überlingen  vornahm. 

Demzufolge“)  hatte  Überlingen  in  guten  Jahren  zwischen 
800  und  000  Bürger.  Da  aber  diese  Angabe  an  kein  specielles 
Jahr  sich  bindet,  sondern  von  den  dem  bayrischen  Commissär 
bei  seinem  Enquetegeschäft  assistirenden  Katsherren  offenbar 
nach  approximativer  Schätzung  gemacht  wurde,  wobei  die  Zu- 
stände in  guten  d.  h.  in  Friedenszeiten,  also  jedenfalls  die 
Bevölkerungsverhältnisse  vor  1(128  (cfr.  das  Vorwort)  zu  Grund 
gelegt  wurden,  so  kann  die  Zahl  von  800-000  Bürgern 
als  die  normale  Bürgerzahl  Überlingens  im  Anfänge  des 
l'ten  Jahrhunderts  gelten.  Ja  sie  wird,  wenn  man  eine  auch 
nur  durch  drei  Generationen  fortgepflanzte  Familienüberlieferung 
bei  den  gefragten  Ratsherren  voraussetzt,  selbst  für  die  zweite 
Hälfte  des  Kl  teil  Jahrhunderts  noch  Giltigkeit  beanspruchen 
dürfen.  Und  insofern  weiter  jeder  Steuerzahler  im  Besitz  von 
eigenem  Vermögen  war  und  die  meisten  darum  eigenen  Haus- 
halt führten,  wären  mithin  800  — OOO  bürgerliche  Haushaltungs- 
vorstände anzunehmen,  deren  Zahl  mit  der  modernen  Familien- 
ziffer fünf4)  multiplicirt  eine  bürgerliche  Einwohnerschaft  von 
4000—4500  Köpfen  ergäbe. 

Diese  Zahlen,  wenigstens  die  Ausgangszahlen  unserer  Be- 
rechnung, werden  durch  ein  Steuerbuch  vom  Jahr  1608  vollauf 


’)  cfr.  Sevin  Hluaerb.  pag.  2 und  die  daselbst  cit.  Arcbivmtmmern. 
s)  Allgemeines  Keichsarchiv  München.  Acten  des  SOjälir.  Krieges  I, 
Fase.  4(5.  No.  454. 

3)  1.  c.  Abschnitt  U. 

4)  Eine  sachlichere  war  nicht  zu  eruiren. 
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bestätigt.  Im  Jahr  1608')  zählte  Uberlingen,  ausschliesslich 
der  juristischen  steuerpflichtigen  Personen.  1280  Steuersubjecte. 
Davon  wohnten  200  als  Ausbürger,  Landbürger  und  Ausleute 
ausserhalb  Uberlingens,  in  der  Stadt  ansässig  waren  nur  1030 
Steuerzahler.  Unter  diesen  befänden  sich  88  männliche  und 
14  weibliche  Hintersassen,  sogenannte  Michilente,  die  ebenso  wie 
47  verwittwete  oder  ledige  steuerpflichtige  Weibspersonen  und 
81  bevogtete  Waisen  von  obiger  Gesammtzahl  in  Abzug  zu 
bringen  sind,  damit  die  Zahl  der  steuerpflichtigen  Bürger  übrig 
bleibe.  Die  männliche  Bürgerschaft  betrug  demnach  im 
■Jahre  1U08:  830  Mann  oder  fast  genau  den  Durchschnitt  des 
Bürgerstandes,  den  unsere  bayrische  (Quelle  für  gute  Jahre  an- 
gibt, Angenommen  nun  obige  830  bzw.,  (abzüglich  42  einzel- 
stehender spitälischer  Pfründner),  788  Bürger  und  ebenso  die  58 
Michilente  hätten  Familie  gehabt,  und  es  wären  gleichfalls  die 
14  Michifrauen  und  die  übrigen  47  weiblichen  Personen  Wittwen 
mit  Familie  gewesen,  so  stellte  sich  bei  einem  Reductionsfactor 
von  fünf  Personen  für  die  Familie  der  männlichen  und  von  vier 
für  die  der  weiblichen  Steuerzahler  die  Gesammtziffer  der  orts- 
anwesenden Einwohnerschaft  auf  rund  4500  Köpfe. 

Vielleicht  erscheinen  diese  Zahlen  etwas  hoehgegriffen.  die 
ihnen  zu  Grunde  liegenden  Voraussetzungen  kaum  in  dem  an- 
genommenen Umfange  wahrscheinlich.  Bedenkt  man  aber  anderer- 
seits, dass  die  sämmtlichen  Klosterinsassen,  sowie  die  Bedienung 
der  Klosterhöfe,  die  das  Steuerbuch  als  juristische  Personen  be- 
handelt, hier  nicht  mitberechnet  sind  und  dass  auch  die  Spital- 
insassen  (gewöhnlich  130  Personen  cfr.  cap.  II.)  unberücksichtigt 
blieben,  so  dürfte  unsere  Schätzung  schwerlich  allzusehr  der 
Wirklichkeit  entgegen  sein,  und  man  wird  mit  einigem  Fug  be- 
haupten können:  Die  Einwohnerzahl  Überlingens  muss  um  die 
Wende  des  U>.  Jahrhunderts  beiläufig  4000—  4300  Seelen  betragen 
haben,  womit  bereits  die  Reichsstadt  Uberlingen  dem  heutigen 
Überlingen  bevölkerungsmässig  gleichkam. 


’)  cfr.  Anlage  I.  DL*  in.  der  Anlage  weggelaasenen  Daten  (die 
Scheidung  nach  .Ständen  und  Geschlecht  ein  und  die  Waisenzahl  cfr.  cap.  II. 
Ende)  sind  dem  Steuerbuch  direct  zu  entnehmen. 
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II.  Capitel. 

IMe  Erwerbsquellen  der  i Uerllnser  Bürgerschaft  und  Ihre 
Hedeutuiiu:  für  «len  privaten  Haushalt. 

Unter  den  hauptsächlichsten  Erwerbsquellen  vor- 
genannter «00  — 000  Überlinger  Haushaltungen  wäre  an  erster 
Stelle  der  Weinbau  zu  besprechen,  bei  dessen  Pflege  sftmint- 
liche  Einwohner  Uberlingens,  der  Gewerbetreibende  kaum 
minder  als  der  zünftige  Kebinann  in  hohem  Grade  wirtschaftlich 
iuteressirt  waren.  Man  kann  fast  mit  Sicherheit  annehmen, 
wer  immer  in  der  Uberlinger  Stadtmark  begütert  war,  muss 
auch  Weinberge  besessen  haben  und  zwar  einfach  aus  dem 
Grund,  weil  bis  in  die  Zeiten  des  30  jährigen  Krieges  die  ganze 
städtische  Mark,  abgesehen  von  vereinzelt  in  nächster  Nähe  der 
Stadtmauern  gelegenen  Obst-  und  Grasgärten,  sich  ausschliesslich 
aus  Rebgiitern  znsammensetzte.  Seit  den  ältesten  Zeiten  — 
so  berichtet  im  Jahr  1 «> 4 4 der  bayrische  Commissär  an  Kurfürst 
Maximilian1)  — hatte  die  Stadt  Uberlingen  das  grösste  Reh- 
werk am  Bodensee.  Dicht  um  Uberlingen  lag  Rebberg  an 
Rebberg  und  bevor  die  feindlichen  Lagerfeuer  Rebstock  und 
Rebsteckeu  verbrannten,  war  nicht  das  kleinste  Stückchen  I.audes 
angeblümt,  war  kein  Pflug  in  der  Stadt  vorhanden;  erst  aus 
Not  hat  Überlingen  im  17.  Jahrhundert  Feldbau  zu  treiben  be- 
gonnen. Nicht  minder  beredte  Zeugen  für  die  hohe  Wichtigkeit 
der  Uberlinger  Weincultur  als  dieser  bayrische  Gewährsmann 
sind  unter  den  einheimischen  (Quellen  die  zahlreichen  Ratsdecrete, 
die  sich  ausschliesslich  mit  Weinbau  und  Weinkaufangelegen- 
lieiten  befassen. 

Die  Sorge  um  den  Wein  in  den  Gärten  und  Kellern 
gehörte  mit  zu  den  wesentlichsten  öffentlichen  Aufgaben  der 
Überlinger  Verwaltungsbehörden.  Es  existirte  eine  eigene  Be- 
amtengruppe, die  speciell  nur  um  deu  Weinbau  sich  zu  bemühen 
hatte  und  im  Namen  des  Bürgermeisters  und  geschäftsführenden 
Magistrats  denselben  ordnete  und  überwachte.  Auch  scheute 


•)  cfr.  pag.  4:t  Anm.  2.  Münchner  Conimisa.-lier.  Abschn.  4. 
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die  Stadt  im  Interesse  ihres  Weinbaus  weder  Mühe  noch  Kosten. 
So  Hess  der  Magistrat  alljährlich  Mitte  November,  nachdem 
überall  die  Weinlese  beendet  sein  konnte,  in  den  verschiedensten 
Weingegenden  Erkundigungen  über  das  allgemeine  Herbst- 
ergebnis einziehen.  Zu  dem  Zweck  besuchten  weinkundige 
l'berlinger  Bürger  — der  Übung  halber  waren  es  gewöhnlich 
eine  Reihe  von  Jahren  hintereinander  dieselben  Personen  — 
auf  Kosten  der  Stadt  zunächst  die  benachbarten  Bodeuseestädte. 
Von  dort  aus  ging  die  Reise  weiter  an  den  Oberrhein  nach 
Schaffhausen  und  Basel,  in  den  Breisgau  nach  Freiburg  und 
Breisach,  ins  Eisass  nach  Kolmar,  Kaisersberg  und  Schlettstadt 
und  schliesslich  nach  Heilbronn,  Esslingen  und  Stuttgart.  Bei 
dieser  Weinfahrt  informirten  sich  die  Abgesandten  über  den 
Ausfall  der  Weinernte  nach  Quantität  und  Qualität,  über  die 
Preise  des  neuen  und  alten  Weins  und  ganz  speciell  auch  über 
den  Weinbau  selbst:  über  die  gepflanzten  Rebsorten,  deren  Be- 
handlung, Widerstands-  und  Ertragstahigkeit  u.  s.  w.  Daneben 
erstreckte  sich  ihre  Enquete  auch  auf  die  zum  Verkauf  bereit- 
liegenden Wein-  und  Kornvorräte,  auf  die  Erträge  der  Frucht- 
ernte, auf  Mehl-  und  Brotpreise.1) 

Die  Berichte  hierüber  mussten  dem  Rat  schriftlich  ein- 
gereicht werden,  der  sie  für  das  kommende  Weinjahr  zur 
Grundlage  seiner  Rebordnungen  machte,  die  sich  aus  den 
detailirtesten  Betriebsvorschriften  über  das  Rebenschneiden, 
-Bi  •echen.  -Heften,  -Pfählen,  -Graben,  -Einlegen  u.  a.  m.  zu- 
sammensetzten.  (cfr.  die  die  Rebleutzunft  betr.  Acten). 

Für  die  Durchführung  der  Ratsbeschlflsse  hatten  sodann 
besondere  Weinbaubeamte.  die  Rebbau-  und  Unbauschauer  zu 
sorgen.  Es  gehörte  zu  den  Pflichtobliegenheiten  der  8 Rebbau- 
schauer,  die  als  unbesoldete  Beamte  mehr  nur  die  oberste 
Controle  über  das  ganze  Rebwesen  führten,  drei  Mal  während 
des  Jahres:  im  Frühjahr  beim  Rebenschneiden,  im  Mai  und 
kurz  vor  Beginn  des  Herbstes  das  ganze  Rebgelände  der  Stadt. 


')  cfr.  Arch.  II,  4,  -'07.  Weiuerkumligungen  der  Jahre  1523  bis  1637. 
Ein  besonders  tüchtiger  Oinologe  scheint  der  tberlinger  Bürger  Caspar 
Hriihnig  gewesen  zu  sein,  der  viele  Jahre  hindurch  im  17.  Jabrh.  für  die 
Stadt  Weineikundigungen  einrog. 
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abzugehen,  vom  Stand  der  Heben  Kenntnis  zu  nehmen  und  dem 
Rat  darüber  Mitteilung  zu  machen.1)  Die  eigentlichen  Beamten 
waren  jedoch  die  3 Unbanschauer.*)  Diese  hatten  jederzeit 
in  den  Weingärten  Aufsicht  zu  halten,  dass  kein  „unban“  vor- 
komme, d.  h.  dass  Rebstücke  nicht  überhaupt  unbebaut  blieben 
oder  lässig  bebaut  würden,  denn  ein  solch  unwirtschaftliches 
Verhalten  seiner  Bürger  duldete  Überlingen  nicht.  Insbesondere 
hatten  die  l'nbauschauer  die  Anpflanzung  schlechter  Rebsorten, 
z.  B.  der  vom  Magistrat  verpönten  Knollreben  oder  Hindisch- 
Elbelen  und  das  Aushauen  der  besseren,  aber  quantitativ  weniger 
ergiebigen  Klefner  Reben  durch  Rüge  und  Anzeige  zu  ver- 
hindern. Auf  erfolgte  Anzeige  an  die  Sclmdenstrafer  wurde  der 
betreffende  Inculpant  unnachsichtlich  einget  härmt,’)  denn  gerade 
in  Sachen  des  Rebbaus  verfuhr  der  Magistrat  mit  äusserster 
Strenge,  weil  hier  unmittelbarer  als  irgend  sonstwo  jede  Über- 
tretung seiner  Vorschriften  die  Interessen  des  Gemeinwohles  zu 
schädigen  drohte.  Der  drastischste  Beleg,  wie  sehr  die  Stadt 
jeden  Angriff'  auf  ihre  Rebgiiter  als  gemeingefährliches  Ver- 
brechen verurteilte,  ist  die  schon  nach  dem  Stadtreeht  des 
14.  Jahrhunderts  und  ebenso  im  lti.  und  17.  Jahrhundert4)  auf 
gewisse  Rebfrevel  gesetzte  Todesstrafe.  Man  sollte  jeden,  der 
dem  andern  seine  Reben  aushaut  oder  auszerrt  oder  mutwillig 
verbrennt  „von  dem  Leben  thueu“.  Solch  drakonische  Strenge 
hatte  nur  dann  Sinn,  wenn  durch  Ausschreitungen  der  angeführten 
Art  ein  kostbareres  Gut  noch  als  das  Leben  des  Einzelnen, 
eben  die  Wohlfahrt  aller  Einwohner  Überlingens  gefährdet  wurde, 
fiir  deren  Unverletzbarkeit  tler  Magistrat  die  Verantwortung 
trug.  Auch  hatten  die  Väter  der  Stadt  mit  ihrer  Weinbaupolitik, 
die  wegen  ihres  Eingehens  auf  die  minutiösesten  Details  vielfach 
an  das  unglückliche  Bevormundungssystem  des  ancien  regime 
erinnert,  doch  die  ausgezeichnetsten  Erfolge,  nicht  nur  hinsichtlich 
des  Ertragsumfanges  der  Reben,  den  wir  sogleich  zahlenmässig 


■)  cfr.  Ratsprotocoll  v.  19.  März  1502. 

*)  cfr.  Arcli.  II,  4.  21.  Itestallungsbuch  der  Stadtbeamten  d.  a.  1550 
bis  1594  h.  t. 

*)  cfr.  Katsprot.  v 19.  Mai  1005. 

*)  cfr.  Arch.  I,  51.  No.  132  nnd  135.  Satzungen  des  16  und  Ilten 
Jahrhunderts. 
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des  Genaueren  darthun  werden,  sondern  auch  mit  der  Qualität 
ihrer  Weine.  Dem  Überlinger,  der  heute  Unverschnitten  kaum 
zu  kosten  ist,  wird  im  17.  Jahrhundert  nachgertthmt.  er  habe 
selbst  die  gesuchten  roten  Meersburger  Weine  aus  dem  Fehl 
geschlagen  und  mit  den  besten  Seeweinen,  denen  von  Hagenau 
(bei  Friedrichshafen)  erfolgreich  concurriren  können.') 

Zufolge  einer  Notiz  aus  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts*) 
belief  sich  der  Umfang  des  Überlinger  Reblandes®)  auf  ungefähr 
12uü  Überlinger  Juchart.  nach  modernen  Flächenmassen  auf 
268  ha.  81  a.  oder  745  altbadische  Morgen.4)  Darauf  wuchsen 


■)  cfr.  Münchner  Uommiss.-Ber.  Absehn.  4. 

*)  cfr.  Arcli.  II.  3.  Nichtrepertorisirtc  Weinacten  (Weinrechnnngcn, 
Wcinveneichniaae)  ans  dem  1«  18ten  Jahrhundert. 

’)  Also  des  alten  „wingarton  ether“  cfr.  pag.  34.  Die  Gemarkung 
Überlingen*  d.  h.  da»  Überlinger  Ilatiland  ist  wohl  zu  unterscheiden  von  dem 
städtischen  Gerichts  bezirk,  dem  „inalefizetter",  dessen  Grenzen  sehr  ernte 
waren.  Der  am  weitesten  vorgeschobene  Malefiz  Etterstein  atund  c.  60n 
Schritt  vor  der  Stadt,  cfr.  Münchner  Cnmias  -Her.  Absclin.  3.  Genau  be- 
schrieben sind  die  städtischen  Gerichtsgrenzen  für  das  Jahr  1573  bei  Sevin 
Hänserb.  pag.  109  ff.  nach  Kutzles  Stadte.hrnnik  pag.  82:  fiir  den  Anfang 
des  17  ten  Jahrh.  in  den  Satzungen  der  J.  1591—1022.  Tit.  5.  Arcb.  I. 
51.  135.  Die  Gemarkungsgrenzen  giebt  Sevin  Hänserb.  pag.  111  ff. 
im  Anschluss  au  Kutzle  pag.  31. 

*)  Die  alten  l'berlinger  Flächeninasse  waten:  der  Werkschuh  oder 
Werkfnss,  die  Küthe,  die  Hofstatt,  das  Juchart. 

Die  Hut  he  war  10,5  Werkschuh  lang. 

Die  Hofstatt  war  10  Ruthen  lang  und  5 Ruthen  breit,  ihr  Umfang 
betrug  also  50  [3  Ruthen  oder  5512,5  |~1  Kuss. 

Das  Jncbart  war  0 Hofstatt.  Es  umfasste  300  Q Ruthen,  33075 
□ Fuss  (cfr.  Arcli.  I,  52,  14 1 Ordnung  d.  a.  15x5). 

ln  einer  Correspondenz  (Copie  d.  d.  14.  Juli  1589)  mit  Constanz  wird 
das  Mas»  des  fischbaren  Hechtes  auf  einen  Überlinger  Werkschuh  fest- 
gesetzt und  durch  beigefügten  Massstrich  veranschaulicht.  Dieser  Strich 
misst  0,2t>  Meter,  (cfr.  Arcb.  II.  13,  59x.  Fischereiacten  des  15 — I7tcn 
Jalirh.)  Es  batte  also: 

dei  Überlinger  Werk  schuh  eine  Länge  von  26  (Zentimetern, 

die  Überlinger  Ruthe  eine  solche  von  2.73  Meter. 

Eine  Hofstatt  war  27.3  Meter  lang  und  13,05  Meter  breit,  ihr  Umfang 
betrug  372,65  Q Meter. 

Das  Überlinger  Juehart  mass:  2235,9  Q Meter  = 22  a.  35,9  [J  Meter. 
Das  Juehart  war  0,62  altbad.  Morgen.  (Dieser  zu  36  a.  gerechnet.) 
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in  den  Jahren  1550  — 1620,  also  während  einer  70jährigen 
Periode  insgesammt  160448  Überlinger  Fuder,1)  das  wären 
1,848361  hl.  oder  1,232241  altbadische  Ohm.5)  Hienach  be- 
rechnete sich  der  Weinertrag  obiger  1200  Juchart  in  einem 
Jahr  auf  2292  Überlinger  Fuder.  26404  hl.  oder  17603  altbad. 
Ohm.  Ein  Juchart  hatte  mithin  in  einem  .fahr  einen  Natural- 
ertrag von  durchschnittlich  1,91  Überlinger  Fuder,*)  22  hl., 
14%  altbad.  Ohm,  und  für  den  altbad.  Morgen  stellte  sicli  der 
Durchschnittsjahresertrag  auf  3,08  Überlinger  Fuder,  35  hl. 
48  1.,  rund  23%  altbad.  Ohm. 

Der  Geldwert,  mit  dem  das  Überlinger  Fuder  während 
jener  7o  Jahre  durchschnittlich  zur  Steuer  herangezogen  wurde, 
betrug  42  rheinische  Gulden  (abgekürzt:  rh.  fl.)  oder  229  Mark.1) 
somit  belief  sich  der  Geldwert  des  Jahresnaturalertrages  von 
einem  Juchart  Heben  auf  etwas  über  80  rh.  fl..  436  Mk.,  der 
eines  Morgen  Reben  auf  etwas  über  129  rh.  tl.  oder  703  Mk. 


')  cfr.  J.  Kutzlc.  Überlinger  Stadtchronik  pag.  330.  Mscr.  der  Stadt* 
bililiotliek.  Dieser  Stadtchronik  sind  die  nachstehenden  Angaben  über 
Weinerträge  und  -Preise  entnommen.  Wo  andere  Quellen  damit  com- 
liinirt  wurden,  sind  diese  speciell  angeführt. 

*)  Das  kleinste  Überlinger  Flüssigkcitsmass  war  ein  Schoppen, 
t Schoppen  machten  l Maass,  S Maass  1 Quart.  16  Quart  1 Eimer, 
30  Eimer  1 Fuder.  Es  hielt  also  das  alte  Überlinger  Fuder:  3X40  Schoppen 
— <i«0  Maass  = 4so  Quart  =s  30  Eimer,  ("cfr.  Arch.  J,  7.  181.  Weinsteuer- 
anschlägo  der  J.  1622  ff.)  Der  alte  überlinger  Schoppen  entsprach  2 alt- 
badischen  Glas  = 0.3  Liter.  Demgemäss  hielt  das  alte  Überlinger  Fuder: 
11  hl.  i>2  1.  = altbadiseli  7 Olim,  6 Stützen,  s Maass.  (Die  allbad  Ohm  — 
150  1.  — batte  10  Stützen  = 100  Maas  = 1000  Glas).  Exnet  berechnet, 
hielt  der  alte  Überlinger  Schoppen  nicht  2 ultbad.  Glas  (o,h  1.),  sondern 
2,008  Glas  (0,301  I.  , e'ue  Differenz,  die  wir  aber  ihrer  verschwindenden 
Kleinheit  wegen  hei  unseren  Ert lagsberechnungen  ausser  Acht  licssen.  So, 
nach  den  Mitteilungen  des  Grossli.  Herrn  Domänenrats  Leihlein  in  Salem, 
der  die  Güte  hatte,  mir  vorstehende  l'mrecbnung  aul  Grund  von  Salcmer 
Klosteracten  aufzustellen. 

3)  Iaiut  Abschn.  4 des  Münchner  t.'ommiss. -Berichtes  war  der  Durch- 
schnittsertrag  pro  .luchart  2 Fuder. 

4)  A.  Hanauer,  Etudcs  cconoiii indes  sur  l'Alsacc  ancienne  et  moderne  ls70 
Bd.  I.  pag.  503  berechnet  den  Wert  des  rheinischen  Gulden  in  den  Jahren 
1559 — 1620  auf  durchschnittlich  o fr.  »2  c.  = 5 Mk.  45  Pf. 

Schäfer,  Wirtschaft!,  tu  Kioansfeachichtf  der  Rolchutsdt  Chcrlicgen.  4 
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Der  Steuercapital  wert  eines  Jur  hart  Reben  schwankte 
in  den  Jahren  1566 — 1615’)  zwischen  343  rh.  ti.  (1809  Mk.) 
and  507  rh.  fl.  (2763  Mk.)  and  erreichte  im  Durchschnitt  die 
Höhe  von  424  rh.  fl.  (2311  Mk.):  der  badische  Morgen  war 
bewertet  mit  684  rh.  fl.  (3728  Mk.) 

Legt  man  diese  Daten,  also  den  Rohertrag  einer  Renten- 
berechnung  zu  Grund,  so  verzinste  sich  das  in  einem  Juchart 
Reben  angelegte  Grnndcapital  von  2311  Mk.  mit  436  Mk..  oder 
mit  rund  19 

Hievon  bzw.  von  den  genannten  Rohertragssätzen  sind  aber 
zur  Ermittlung  des  Reinertrags  noch  die  Productionskosten 
in  Abzug  zu  bringen,  die  sich  gleichfalls  annähernd  genau  fest- 
steilen  lassen.  Sie  zerfielen  in  den  für  den  Bau  eines  Reh- 
stückes nothwendigen  Arbeitsaufwand  und  in  die  übrigen  Be- 
wirtschattungskosten. 

Nach  den  Lohnordnungen  der  Jahre  1565  und  1572*)  setzten 
sich  die  Kosten  des  Arbeitsaufwandes  für  eine  Hofstatt  Reben, 
„so  mann  die  verdinget“,  d.  li.  wenn  die  einzelnen  Arbeits- 
leistungen im  Jahresaccord  vergeben  wurden,  aus  folgenden 
Posten  zusammen : 

1)  Für  „rna.yen-  und  herbstfalg“,  d.  i.  für  das  Umgraben*) 
einer  Hofstatt  im  Mai  und  Herbst  — 48  ,L. 

2)  Für  „yätten“,  die  Entfernung  des  Grases,  Unkrautes  eic. 
das  ganze  Jahr  über  — 21  L. 

3)  Für  das  Rebenlösen,  -Graben  und  -Einlegen  im  Herbst 

— 88  a|. 

4)  Für  Pfählen,  Schneiden  und  Heften  der  Reben  im 
Frühjahr  — 109 

5)  Für  das  Rebenspitzen  und  -Brechen  im  Sommer  — 21  L- 

6)  Für  die  Weinlese  — (5  v(. 

Dies  ergab  an  jährlichen  Arbeitsunkosten  pro  Hofstatt 


')  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Steueranschliige  der  Jahre  1560,  1 5*3,  1695, 
1007  nud  1615. 

*)  cfr.  Arch.  1,  79,  840.  Lohnordnnngen  der  J.  1550 — 1062. 

*)  cfr.  M.  Lexer,  rnlid.  Wörterb.  s.  v.  valgeu  = umgrahcn. 
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(293  -o  =)  1 ff.i'i  4 ßx»  5 a|,')  das  machte  pro  .lue hart2) 
(6  Hofstatt)  7 //.£(  li  3-f(  6 v),  oder  8 rh.  fl.  22  xr.  = 45  Mk. 

60  v|. 

Hiezu  kamen  als  weitere  Bewirtschaftungskosten  noch  die 
Auslagen  für  Rebstecken,  für  Düngung,  für  Setzlinge  u.  ä.  Zu 
letzterem  Ausgabekonto  liefert  nach  heutiger  Rechnung8)  der 
Preis  für  die  jährlich  auf  einem  Morgen  zu  ergänzenden  (400) 
Rebstecken  den  Hauptposten,  45  " „ sämmtlicher  unter  diese 
Rubrik  fallenden  Ausgaben,  abzüglich  der  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern. Dieser  Hauptposten,  also  die  Auslage  für  die  jährlich 
auf  einem  .Tuchart  neuzusteckenden  248  Rebpfähle,  stellte  sich 
aber  in  Überlingen4)  auf  208  (alte)  %»,  gleich  rund  1 rh.  fl. 
oder  5 Mk.  40  £).*)  Vorausgesetzt  nun  qu.  20«  .5)  hätten  auch 
in  der  Überlinger  Rentabilitätsrechnung  45  °/0  sämmtlicher  Pro- 
dnetionskosten  abzüglich  des  Arbeitsaufwandes  ausgemacht,  so 
wäre  diese  ganze  Ausgaberubrik  auf  (462  =)  1 //.*)  18  ß'i 


■j  Die  Überlinger  Recheneinheit  (geprägt  wurden  n.  W.  nur  Scheide- 
münzen) war  das  Pfund  Pfennige  (74  5,).  Es  enthielt  (altherkömmlich) 
240  Pfennige  4$))  oder  20  Schillingpfennige  ( h 5, 1 A )2  £,.  Jeder  Pfennig 
teilte  sich  in  2 Heller  (/•■).  Der  rheinische  Gulden  (rli.  fl.)  60  Kreuzer 
(xr.)  oder  15  Hatzen  (btz.)  A 4 xr.,  (der  Kreuzer  zu  3 i,  1 f>.)  ward  laut  ver- 
schiedener MUnzcon ven tionen  der  Hodenseestädte  im  16.  u.  17.  Jahrhundert 
durchgängig  mit  210  5, bewertet.  7 Überlinger  Pfund  entsprachen  s rh. 
Gulden.  Im  J7ten  Jahrh.  gewann  «1er  rh.  Gulden  in  den  .Stadtrechnungen 
mehr  und  mehr  die  Oberhand,  cfr.  hiezu  Arch.  I.  7,  181.  Steueracten  d. 
a.  151s  — 1644,  (aus  deren  zahlreichen  Doppelangaben  sich  das  Verhältnis 
des  Überl.  Pfundes  zum  rh.  Gulden  fortlaufend  controliren  liess\  und  I.  c. 
I.  19,  :I0H  m,  „was  sich  wegen  der  Reichssfatt  rberlingcn  Münz  zngetragcu 
in  annis  1501 — 1706“. 

*)  pro  Morgen  73  Mk.  55  i). 

•)  cfr.  die  in  den  „Erhebungen  über  die  l.age  der  Landwirtschaft  im 
Grossherzogtum  Raden  lSsJ“  (veranlasst  durch  (irossh.  Ministerium  dos 
Innern)  Bd.  ILI,  Abt.  XXV  pag.  :tl  u.  .12  gegebene  dAtailirte  Rentahilitäts- 
berechnung  für  1 Morgen  (36  n.)  lieben  der  für  das  ganze  bad.  Markgräflerland 
als  typischer  Weinort  augesetzten  Gemeinde  Efringen,  Rez.-Amt  Iürruch. 
Naeli  dieser  stellten  sich  in  Efringen  die  gesamuiten  Bewirtschaftungskosten 
pro  Morgen  — ohne  Steuer  u.  Arbeitsaufwand  — auf  121  Mk.  93  7),  wovon 
der  jährliche  Rehsteckeukauf  56  Mark  beanspruchte. 

*)  efr.  Arch.  I,  7,  182.  Steucrunschläge  des  16.  u.  17.  Jahrhunderts. 
Das  1000  Rehstecken  kostete  hienach  3,5  77.5)  4 rh.  fl.  21  Mk.  80  .5). 

4)  pro  Morgen  auf  8 Mk.  7 1 5p 

4* 
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6 = 2 rh.  fl.  12  xr.  = 12  Alk.  pro  .luchart')  gekommen, 

und  die  sämmtlichen  Prodnct  ionskosten  einscldiesslicii  des  Arbeits- 
aufwandes hätten  pro  Jucliart*)  fl  HA,  5 = 10  rh.  fl.  34  xr. 

oder  57  Alk.  60  i,  betragen. 

Obgleicii  wir  hiebei  zum  Teil  moderne  Reductionsfactoren 
zu  Hilfe  nehmen  mussten,  wird  trotzdem  unsere  Rechnung  bis 
auf  den  Pfennig  fast  bestätigt  durch  ein  weiteres  Lohngesetz 
des  Jahres  1572.  das  für  den  Bau  eines  Juchart  Reben  im 
Jahresaccord  fl  HA,  = 10  rh.  fl.  17  xr.,  oder  56  Alk.  4 
Vergütung  ansetzt.  Dafür  hatte  der  accordierende  Rebkneelit 
die  ihm  anvertranten  Reben  „nach  aller  notdnrtft“  das  ganze 
Jahr  hindurch  zu  versehen,  er  hatte  „dem  lierren  die  Überzahl 
der  Steck hen,  so  vil  als  der  selbe  jedes  Jahres  gebrauchen 
muess,  neben  der  ordentlichen  gewöhnlichen  Zahl  auch  zue 
kauften“,  er  hatte  den  „müst“  anzuschaft'en,  und  musste  überhaupt 
damit,  die  Steuern  ausgenommen,  für  alles  aufkommen.  was  sein 
Rebbau  erheischte.*) 

Als  Schlussposten4)  der  ganzen  Rechnung  reihten  sich  au 
obige  57  Alk.  fio  noch  die  städtischen  Steuern  an.  die  sowohl 
als  Grundsteuer  von  dem  Steuercapitalwert  des  Rebgelütides. 
wie  als  Ertragssteuer  von  dessen  Weinertrag  erhoben  wurden, 
(cfr.  cap.  J II.) 

Die  Grundsteuer  in  der  Höhe  von  0,1 4 u/0  (cfr.  weiter  unten) 
betrug  von  100  rh.  fl.  s4 ,,  xr.,  somit  entfiel  auf  das  j'berlinger 
Juchart.*)  und  seinen  Wert  von  424  rh.  fl.  ein  Steuerbetrag 
von  36  xr.,  oder  auf  2311  Alk.  ein  Betrag  von  3 Alk.  27  i,. 
Die  Ertragssteuer  — 0,42  °/ffl  — belastete  100  rh.  fl.  mit  rund 
25  xr.,  den  Jahresertrag  eines  Juchart*)  Reben,  der  einen 
Geldwert  von  80  rh.  fl.  hatte,  mit  20  xr.,  436  Alk.  mit  l Alk. 


')  pro  Morgen  auf  10  Mk.  35  5,. 

’)  pro  Morgen  82  Mk.  80  ö. 

a)  cfr.  ilie  pag.  50  Anm.  2.  cit.  (Quellen  und  Arcli.  I.  51,  135.  Satzungen 
der  J.  1581  — 1822  Tit.  32  U.  33. 

■*)  Ungerechnet  die  vun  der  Kfringer  Rechnung  gleichfalls  nicht  be- 
rücksichtigten evcnt.  jährlichen  Schuldzinse. 

*)  Auf  den  Wert  eines  Morgen  (3728  Mk.)  5 Mk  27 
•)  Den  Geldertrag  eines  Morgen  (703  Mk.)  mit  2 Mk.  93 
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ft 2 %>.  Dies  maelite  zusammen  pro  Juchart1)  eine  Stenerabgabe 
von  5B  xr.  oder  5 Mk.  0 v>. 

Alle  Unkosten  insgesammt,  also  der  Arbeitsaufwand  sowohl 
wie  die  sonstigen  Prodnctionskosten  und  die  Steuern,  erreichten 
mithin  die  Höhe  von  1 1 rh.  fl.  30  xr.,  62  Mk.  69  v(  pro 
Juchart,2)  was  von  dem  Rohertrag  (80  rh.  fl..  436  Mk.)  in 
Abzug  gebracht,  einen  Reinertrag  des  Juchart  Reblandes  von 
68  rh.  fl.  30  xr.  resp.  373  Mk.  31  Z)  ergab,  die  als  Zins  der 
in  einem  Juchart  angelegten  424  rh.  fl.  bzw.  2311  Mk.  eine 
Grundrente  von  16,10"  „ repräsentirten. 

Dieser  Rentensatz  muss  als  ein  äusserst  gttustiger  be- 
zeichnet werden,  insbesondere  wenn  man  dazu  die  Wirtschalls- 
ergebnisse, die  in  unseren  Tagen  von  der  weinbautreibenden 
Bevölkerung  erzielt  werden,  in  Parallele  setzt.  Vergleichsweise, 
um  die  ökonomische  Situation  der  alten  Überlinger  Wein- 
producenten einigermassen  an  modernen  Zuständen  zu  messen, 
sei  hier  die  pag.  öl  Anm.  3.  bereits  erwähnte  Markgräfler  Ge- 
meinde Efringen  beigezogen,  die  — ein  typischer  Weinort  für 
die  ganze  badische  Markgrafschaft  — zu  den  bestrenommirten 
Weinorten  Badens  gehört,  und  nach  den  Erhebungen  vom 
Jahr  1883  in  den  guten  Weinjahren  1863  — 1872  die  höchsten 
Durchschnittsnatural-  und  Gelderträge  von  sämtlichen  bei  obiger 
Enquete  berücksichtigten  Gemeinden  aufzuweisen  hatte. 

Hinsichtlich  zunächst  des  Xat Uralertrages  bleibt  die  Ge- 
meinde Efringen  um  ein  Weniges  hinter  dem  alten  Uberlingen 
zurück,  ihr  Durchschnittsertrag  belief  sich  während  der  genannten 
10  Jahre  auf  21,7  altbad.  Ohm  pro  Morgen  gegenüber  23*/,  Ohm 
vom  Überlinger  Morgen.  Sie  erreichte  und  überholte  den  Über- 
linger Durchschnittsertrag  nur  ein  Mal,  im  Jahr  1871,  als  vom 
Morgen  36  Ohm  geherbstet  wurden.  Dies  war  aber  auch  der 
Maximalertrag  Efringens  während  einer  10,  ja  20  jährigen 
Periode.')  der  eben  nur  jenes  eine  Mal  sich  einstellte.  Und 

’.)  pro  Morgen  s Mk.  20  i>,. 

*)  pro  Morgeu  101  Mk.  10  Jj. 

3 Die  20jährige  Efringer  Periode  umfasste  die  Jahre  Intel  bis  1882. 
Das  zweite  Decenniuin  1873  — 1882  hatte  viel  weniger  günstige  llerbst- 
ergelmiasc,  als  das  vorhergehende,  sein  Purchsehniltsertrag  pro  Morgen 
stellte  sich  auf  nur  11,5  Ohm. 
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auch  diese  Ertragsziffer  wird  kleiner,  wenn  man  ihr  einen 
Maxinialertrag  Überlingens  zur  Seite  hält.  Der  grösste.  L'ber- 
linger  Herbst  im  Zeitraum  jener  70  Jahre  — von  1550—1620 
— tiel  auf  das  Jahr  1552.  Damals  wuchsen  in  Überlingen 
4891  Überlinger  Fuder,1)  :i 7 ö t‘> :i  altbad.  Ohm,  damals  trug  der 
Überlinger  Morgen  rund  50.5  Ohm.  Den  geringsten  Herbst 
machte  Überlingen  a.  1587  mit  im  ganzeu  nur  577  Überlinger 
Fuder,  rund  4431  altbad.  Ohm,  oder  c.  6 Ohm  pro  Morgen, 
ein  Ertrag,  wie  ihn  Efringen  in  den  Jahren  1873,  1881  und 
1882  aufzuweisen  hatte. 

Was  sodann  die  für  neuen  Wein  bezahlten  Preise  anlangt, 
so  stund  in  diesem  Punkte  allerdings  Überlingen  hinter  den 
Weinorten  besserer  Lage  in  Baden  zurück.  Der  Überlinger 
erhielt  in  den  Jahren  1550—1620  durchschnittlich  5 rh.  11. 
28  xr.,  29  Mk.  79  für  die  Ohm  bezahlt,*)  der  Efringer  in 
den  Jahren  1803—  72  durchschnittlich  39  Mk.  und  im  2.  De- 
cennium  bis  lssi:  43  Mk. 

Den  höchsten  Preis  galt  der  neue  Wein  in  Überlingen  im 
Jahr  1 58*.  Bei  einer  Weinernte  von  nur  982  Überlinger  Fuder 
(7542  altbad.  Ohm)  kostete  das  Fuder  78  rh.  11..  425  Mk.,  die 
badische  Ohm  ln  rh.  tl.  9 xr.  odei  55  Mk.  32  ,%).  Die  tiefste 
Preissenkung  tiel  auf  das  Jahr  des  höchsten  Ertrages,  auf  1552, 
in  dem  das  Überlinger  Fuder  zu  nur  15  rh.  11.,  si  Mk.  75 
versteuert  wurde,  die  Ohm  also  nur  1 rh.  fl.  57  xr.,  io  Mk. 
02  -T},  der  Liter  nur  etwa  5—0  Heller  d.  i.  nicht  ganz  1 xr., 
oder  modern  c.  7 Beiehspfennige  kostete.  Dem  stehen  als 
Maximum  Efringer  Preise,  die  in  den  20  Jahren  von  1882  ab 
rückwärts  unter  30  Mk.  pro  Ohm  überhaupt  nicht  sanken,  von 
00  und  05  .Mk.  gegenüber.  Vergleicht  man  nun  die  Grösse 
des  Durchschnittsnaturalertrages  der  ehemaligen  Reichsstadt 
Überlingen  — 23*  „Ohm  — mit  dem  Dnrchschnittsnaturalertrag 
vom  heutigen  Efringen  in  den  guten  Weinjahren  1803 — 72  — 
21,7  Ohm,  — und  ebenso  den  Durchschnittsgeldwert  einer  Ohm 
Efringer  — 39  Mk.  — mit  den  durchschnittlichen  Preissätzen 

*1  Pom  Münchner  Cumuiiss.  - Bericht  Abschn.  4 zu  Folge  wurden  in 
Überlingen  in  besonders  guten  Jahren  „auf  5000  Fuder  erbaut.“ 

*)  In  den  meisten  Fällen  wohl  etwas  mehr,  da  hiebei  nur  die  Steuer- 
nuschläge  in  Rechnung  gezotten  wurden,  über  die  der  wirkliche  Verkanfprei» 
gewöhnlich  um  Etwas  hinausgiug.  cfr.  pag.  5X. 
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Überlingens  — rund  30  Mk.  — . so  lasst  sicli  die  interessante 
Tliatsache  constatiren.  dass  der  von  der  Überliuger  Weincultur 
iui  Hi.  und  1 7.  Jahrhundert  innerhalb  70  Jahren  durchschnittlich 
eiTeiclite  Naturalertrag  einem  Herbst  entspricht,  wie  ihn  die 
heutigen  badischen  Weinproducenten  nur  in  den  allerbesten  Ge- 
genden in  besonders  guten  Jahren  zu  machen  pflegen,1)  und 
dass  andererseits  unsere  heutigen  Durchschnittspreise  des  neuen 
Weines  in  renommirten  Weiuorteu  den  Bodenseeweinbauern  vor 
r.  300  Jahren  nur  ausnahmsweise  bezahlt  wurden,  ihre  ge- 
wöhnlichen Preise  dagegen  um  etwa  25  */#  den  unsern  uacli- 
stnnden.  Mit  andern  Worten:  Der  Uberlinger  erzielte  in 
früheren  Jahrhunderten  zum  mindesten  denselben  N'aturalertrag 
wie  die  bestsitnirten  der  heutigen  badischen  Weinbauern,  aber 
erheblich  niederere  Preise. 

Letzterem  Moment  kam  jedoch,  obschon  dadurch  der  Über- 
linger  Rohertrag  unter  den  von  Efriugen  herabgedrückt  wurde,8) 
wenn  man  die  Gesammtlage  des  Weinbaus  von  früher  und  heute 
ins  Auge  fasst,  keine  Ausschlag  gebende  Bedeutung  zu.  Es 
wurde  mehr  als  ausgeglichen  durch  die  Geringfügigkeit  der 
Überlinger  Productionskosten,  die,  ungefähr  ein  Drittel  der 
heutigen,®)  noch  keine  15  ° # vom  Rohertrag  verschlangen, 
während  heute  selbst  in  guten  Jahren  über  40  0 „ des  Rohertrags 
in  den  Productionskosten  aufgehen,  ganz  zu  schweigen  von  den 
Perioden,  in  denen  die  Productionskosten  kaum  ersetzt  werden. 
Fehlherbste  in  diesem  Sinne  hatte  Überlingen  in  der  langen 
Zeit  von  1550 — 1020  nicht  einen  einzigen,  da  selbst  in  dem 
geringsten  Weinjahr  1587  der  Morgen  57  rh.  fl.  abwarf,  (das 
liberliiiger  Fuder  kostete  74  rh.  fl.  I,  so  dass  der  normale  Kosten- 
aufwand (10t  Mk.,  etwas  über  18  rh.  fl.)  mehr  als  dreifach 
gedeckt  war.  l’nd  aus  diesem  Grunde,  zu  dem  in  2.  Linie  noch 
der  kleine  Durchsclinittsmehrertrag  von  2 Ohm  pro  Morgen 
kam.  erklärt  es  sich  denn  auch  vornehmlich,  warum  der  Weinbau, 

')  i-fr.  das  bezüglich  iler  Gemeinde  Erringen  und  ihrer  Weinertr&ge  in 
den  Jahren  Ist!»— 72  u.  1*7:1 — *2  pag.  ä;i  u.  Anni.  :l  daselbst  Angeführte. 

s)  Der  Uberlinger  Rohertrag  pro  Morgen  betrug  70»  Mk.  (cfr.  pag.  ln'), 
der  Elringer  *4t>  Mk.  nach  unserer  Rechnung  ,21,7  X :,:i  Mk.),  *0«  nach 
den  Ansätzen  der  KfMnger  Ken tenrechnung. 

3)  In  Überlingen  stellten  sich  die  Productionskosten  pro  Morgen  auf 
101  Mk.,  die  Elringer  Rechnung  setzt  liiofür  ;i:lö  Mk.  an. 
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der  in  unsern  Tagen  trotz  aller  Fortschritte  der  Weinbautedmik 
und  trotz  der  höhern  Preise  wenigstens  im  Lande  Baden  besten- 
alls  14#/0  abwirft,1)  sidi  im  18.  und  17.  Jahrhundert  l>ei  viel 
niedereren  Preislagen  zu  über  1 6 ®/#  rentiren  konnte. 

Dabei  ist  allerdings  das  eine  Moment,  der  jährliche  Wein- 
verkauf, durch  den  der  Natnralertrag  für  die  Hauswirtlischaft 
der  einzelnen  Weinproducenten  erst  wirklich  wertvoll  und  ver- 
wertbar wurde,  noch  gänzlich  ausser  Betracht  gelassen.  Wir 
haben  nämlich  unsere  seitherigen  Berechnungen  nur  auf  die 
Wein-Steueranschläge,  also  quasi  nur  auf  die  Nominalwerte 
der  gepflanzten  Weine  stützen  können,  und  es  bleibt  noch  nach- 
zuweisen,  welche  Hilfsmittel  dem  Überlinger  Weinbauern  zur 
Verfügung  stunden,  seine  Naturalproducte  in  Geld  nmzusetzen. 
welchen  Umfang  der  Weinumsatz  in  Überlingen  durchschnittlich 
erreichte  und  welche  Preise  dabei  erzielt  wurden. 

An  sich  war  dem  verkaufslustigen  Weinbesitzer  eine 
doppelte  Absatzgelegenheit  geboten.  Für  den  Weinverkauf  im 
Grossen,  nach  Fass- Wein,  sorgte  der  Überlinger  Markt,  für  den 
Ausschank  vom  Zapfen  — soweit  nicht  an  sich  schon  con- 
cessionirte  Schildwirte  in  Frage  kamen  — das  Recht  des  so- 
genannten Gässelirens.  Das  für  den  Überlinger  Weinbau 
wichtigste  Institut  war  unstreitig  der  städtische  Markt,  dessen 
vornehmste  Aufgabe,  wie  wir  bei  Besprechung  der  Einzelheiten 
des  Marktes  urkundlich  darthun  werden,  darin  gipfelte,  den 
kolossalen  Weinquantitäten,  die  Jahr  aus  Jahr  ein  im  Überlinger 
Etter  wuchsen,  zu  preiswertem  Absatz  zu  verhelfen.  Der 
Überlinger  Wochenmarkt  fand  jeweils  Mittwochs  statt.1)  Neben 
den  gewöhnlich  auf  den  Märkten  zum  Kauf  angebotenen  Victua- 
lien.  ward  derselbe  hauptsächlich  mit  Korn  und  Wein  befahren. 
Ausser  dem  Wochenmarkt  existirten  noch  .'S  Jahrmärkte:  am 
St.  Niklas-,  St.  Ulrichs-  und  St,  Urslentag.:l) 

Auf  diesen  Märkten  wurden  nach  Ausweis  der  Weinlader- 
verzeichnisse4) in  den  Jahren  1(108,  Kilo — 1*2  und  1614—18 


*)  In  Ef  rin  ge  n während  der  Jahre  ls63  — 1S72. 
s)  cfr.  Ratsprot.  v.  7.  N'nv.  1005. 

*)  Den  C.  Deecmber,  4.  Juli,  St.  Oktober,  c-t'r.  Areli.  III,  3.  201.  Zoll- 
ordnungen des  15.  u.  16.  Jahrli. 

*)  cfr.  die  .Stadtrechnungeu  der  cit.  Jahre,  Rubrik  Weinlader. 
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insgesammt  verkauft  und  verfrachtet  7 «138  Überlinger  Fuder, 
rund  58660  altbad.  Ohm.  Darnach  betrug  der  durchschnittliche 
Verkauf  in  einem  Jahr  etwas  über  1091  Überlinger  Fuder. 
8:t79  Ohm:  der  Weinumsatz  an  einem  der  55  Markttage  beinahe 
20  Überlinger  Fuder,  über  153  altbad.  Ohm.  Dem  stund  ein 
Weinzuwachs  durch  die  Herbsterträge  obiger  7 Jahre  gegen- 
über von  15954  Überl.  Fuder.  Der  jährliche  Wein-engros- 
verkauf  auf  den  Weinmärkten,  also  der  eigentliche  Weinexport 
Überlingens  belief  sich  mithin  auf  durchschnittlich  48  °'0  des 
jährlichen  Ertrages.  (2279  Überlinger  Fuder.) 

Für  die  Bildung  der  Marktpreise  dieser  Weine  war  es 
entscheidend,  dass  sie  nicht  ungehindert  dem  Verhältnis  von 
Angebot  und  Nachfrage  sich  anpassen  konnten,  sondern  dem 
Verkäufer  vom  Magistrate  dictirt  wurden.  Diese  Massregel 
hatte  im  Einklang  mit  der  gesammten  Gewerbe-  und  Handels- 
politik des  Rates  zum  Zweck,  das  Einkommen,  in  concreto  die 
Weineinkünfte  aller  Einwohner  möglichst  gleichmässig  zu  ge- 
stalten. keinen  auf  Kosten  des  andern  sich  bereichern  zu  lassen. 
Allerdings  waren  die  Mittel,  mit  denen  der  Rat  dieses  Ziel  zu 
erreichen  suchte,  zeitweise  sehr  verschieden.  Bis  zum  Jahr  1556 
unterlag  der  Weinhandel  der  strengsten  obrigkeitlichen  Controle, 
nicht  das  kleinste  Quantum  durfte  anders  verkauft  werden,  als 
in  Gegenwart  der  4 vereidigten  städtischen  Unterkäufer  und  der 
Weinlader,  die  dafür  verantwortlich  waren,  dass  an  den  vom 
Rat  fixirten  Steuerpreisen  des  neuen  und  alten  Weines  fest- 
gehalten werde,  dass  keine  Auf-  und  Abschläge  vorkamen. 
Selbst  das  Aufsuchen  der  Weinverkäufer  und  die  dem  Kauf- 
abschluss vorausgehende  Weinprobe  im  Keller  konnte  allein  nur 
durch  die  Unterkäufer  vermittelt  werden.  Hierin  trat  nun  im 
Jahr  1 556  eine  Änderung  ein.  Auf  die  Beschwerden  der 
Bürgerschaft  über  Parteilichkeit  der  Unterkäufer,  die  ihre 
Stellung  als  städtische  Zwischenhändler  zu  Gunsten  der  Reichen 
missbrauchten,  wurden  am  1.  November  1556.*)  um  jedem 
Bürger  reich  und  arm  iiu  Weinverkauf  freie  Hand  zu  lassen, 
die  alten  Vorschriften  aufgehoben,  das  Beiziehen  der  Unter- 
käufer zum  Weinhandel  sollte  nicht  mehr  obligatorisch  sein: 
zugleich  aber  wurde  die  Bürgerschaft  ermahnt,  wo  immer 


')  cfr.  Ilatsprot.  d.  d.  c. 
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tliunlidi  die  ofiiciellen  Weinanschläge  zur  Grundlage  ihrer  snb- 
jectiven  Preisbildung  zu  machen  und  gefährliche  Auf-  und 
Abschlag  zu  vermeiden.  Aber  das  gerade  Gegeuteil  geschah. 
Die  private  Weinspeculation  bemächtigte  sich  des  Marktes  und 
snoeh  am  14.  .Juli  1557')  sah  der  Magistrat  sich  genötigt,  ..weil 
die  jüngstvorgenoimuene  Ordnung  in  Weinverkäufen  allerlei  l'n- 
gleichheit  und  beschwerliche  Neuerung,  Auf-  und  Abschlag  mit 
sich  bringen  wollen,  daraus  bisher  dem  gemeinen  Nutz  nit 
geholfen,  sondern  entholfen  worden“,  die  früheren  Vorschriften 
mit  gewissen  Einschränkungen  wieder  in  Kraft  treten  zu  lassen. 
Offenbar  wurde  jetzt  analog  der  schon  längst  für  die  Wirthe 
und  Gässelirer  bestehenden  .Schankordnung  eine  Preisskala  fest- 
gesetzt. deren  Fusspunkt  die  Steueranschläge  bildeten,  über  die 
der  wirkliche  Verkaufspreis  sich  bis  zu  einer  Höhe  von  etwa 
10  rli.  fl.  pro  Fuder  erheben  durfte.  Dies  ist  wenigstens  der 
höchste  uns  bekannt  gewordene  Mehrwert  , der  im  Jahr  lt;02, 
als  das  Fuder  zu  58  rh.  fl.  in  der  Steuer  lag.  bei  einem  Markt- 
preis von  <>8  rh.  fl.  gewonnen  wurde.4)  Auch  stimmte  hiezu, 
wie  wir  im  Folgenden  sehen  werden,  der  Maximalsatz  für  die 
Wirthe,  die  beim  Einzelausschank  doch  zum  mindesten  denselben 
Profit,  machen  wollten,  wie  beim  Weinverkauf  nach  dem  Fass. 
Jedenfalls  steht  Eines  fest,  dass  thatsächlich  die  Steueranschläge 
durchschnittlich  um  ein  paar  Gulden  überschritten  wurden,  sobald 
die  Marktconjuncturen  dafür  günstig  lagen.  Allzustramm  konnte 
der  Magistrat  an  seinen  Preissätzen  nicht  festhalten.  sonst  lief 
er  Gefahr,  für  seinen  Markt  keine  Verkäufer  zu  finden.  Be- 
gegnete es  ihm  doch  im  Jahr  1575/’)  dass  in  Folge  eines 
Verbots,  um  mehr  als  2 rh.  fl.  17  xr.  (2  Überlinger  Pfund)  über 
«len  Steueranschlag  hinauszugehen,  der  Wein  aus  den  Spital- 
kellern und  «len  vacirenden  Pfründen  zur  Erhaltung  der  Markt- 
zufuhr verkauft  werden  musste,  da  viele  Weinproducenten 
strikten,  um  den  angesetzten  Preis  nur  wenig  Wein  unter  der 
Bürgerschaft  feil  war- 

Eine  zweite  Absatzmöglichkeit  bot  ferner  das  sogenannte 


')  i-fr.  Kataprot.  «1.  <1.  c. 

J)  cfr.  Arcli.  III.  4,  ‘Jus.  Wi-inactcn  v.  1602— 82. 
t)  cfr.  Kuttprot.  7.  Dezember  li>7.'>. 
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Gässeliren.  Güsse! irer ')  nannte  man  im  Gegensatz  zu  den 
eigentlichen  Wirten,  den  Schildwirten,  solche  Uberliuger  Bürger, 
die  ohne  dauernd  Wirtschaftsgerechtigkeit  zu  besitzen.  Wein 
nach  dein  Becher  ausschenkteu.  Die  Erlaubnis  hiezu  konnte 
eder  bekommen  und  es  herrschte  die  freundnachbarliche  Bitte, 
besonders  absatzlustigen  oder  -bedürftigen  Mitbürgern  nach  einer 
Art  von  Turnus  den  Wein  abzutrinken.  Auf  die  Schenkstuben 
der  Gässelirer  und  aut  die  Znnfttrinkstnben  scheint  sich  das 
eigentliche  Wirtshausleben  der  einheimischen  Bevölkerung  con- 
centrirt  zu  haben,  hingegen  waren  die  Schildwirtschaften  Gast- 
häuser im  strengeren  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  Absteigequartiere 
der  Fremden,  der  Gäste  nach  damaligem  Sprachgebrauch.  In 
Betretf  der  Schildwirte  und  Gässelirer  existirte  eine  Schenk- 
ordnung,2) laut  der  dieselben  am  Fuder  Wein  bis  c.  9 rh.  H. 
Gewinn  nehmen  durften  und  zwar  „nach  Gelegenheit  des  Weines1, 
d.  h.  der  Preis  musste  der  Qualität  des  Weines  entsprechend 
abgestuft  werden.  Die  Preisbestimmung  selbst  wurde  von  den 
städtischen  Weinschätzem  unter  Aufsicht  der  beiden  Ungelter- 
herren (der  Beamten  der  indirecten  Steuern)  wöchentlich  vor- 
genommen. (cfr.  cap.  III.).  Diese  Bestimmung  erlitt  in  den 
späteren  Jahren  ab  und  zu  kleine  Veränderungen,  hielt  aber  im 
Ganzen  fest  an  den  Gewinnsätzen,  die  das  Jahr  1552  angeordnet 
hatte.  Wesentlich  ist  vielleicht  nur,  dass  im  Jahr  1557*)  auf 
Antrag  der  Schild wirthe,  die  sich  durch  die  Concurrenz  der 
Gässelirer  benachteiligt  fühlten,  den  Gässelirern  ihr  Gewinn 
auf  etwa  ein  Drittel  herabgesetzt  wurde. 

Wie  viel  Wein  auf  diesem  Wege  jährlich  an  das  consumirende 
Publikum  verkauft  wurde,  lässt  sich  gleichfalls  annähernd  mit 
Zuhilfenahme  der  Überlinger  Weinungeldordnnng  und  deren  Er- 
träge berechnen.  Dieselbe  belastete  in  den  Jahren  lfiOR — tu 
bei  einem  Durchschnittspreis  des  Fuder  Wein  von  44  rh.  fl.  und 
einem  Gewinn  von  rh.  ti„  also  einem  Ausschankpreis  von 
53  rh.  fl.,  das  Fuder  mit  ti  rh.  fl.  3s  xr.*)  Die  Durchschnitts- 

')  cfr.  ItHtspmt.  20.  Juni  156s. 

-)  cfr.  Ratsprot.  21.  Nov.  1552. 

r‘)  cfr.  Ratsprnt.  :»1.  Januar  1557. 

‘j  ('her  da»  Weinungcld.  das  jeweils  den  s.  Pfennig,  also  den  achten 
Teil  des  im  Einzelausschank  erzielten  Preises  als  .Steuerbetrug  für  die  Stadt 
in  Anspruch  nahm,  cfr.  das  Nähere  cap.  III. 
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jalneseiiiiiahmeii  an  Uiigeltl  in  der  Stadt  betrugen  aber  19,'tii 
rli.  fl.,')  woraus  ein  jährlicher  Weinconsnui  in  den  Schenken 
Überlingens  von  292  Überl.  Fuder  oder  2243  altbad.  Ohm  sich 
folgerte,*) 

Was  in  einem  Jahre  nicht  verkauft,  ausgeschenkt  oder  durch 
den  Haustrunk  anfgebraucht  wurde,  der  nach  gleichzeitigen 
Zeugnissen  bemüht  war,  mit  den  allgemeinen  Ertragsgrössen 
Schritt  zu  halten.3)  lagerte  in  den  weiten  Kellerräumen,  die 
heute  noch  fast  unter  jedem  älteren  Privathanse  zu  finden  sind. 
Vielleicht  der  lucrativste  Zweig  der  ganzen  Überlinger  Wein- 
wirtschalt war  dieser  Weinbau  im  Keller.  Hier  lag  das  Feld 
der  erlaubten  Weinspeculation.  Durch  den  Weinbau  im  Keller 
sollen  kapitalkräftige  Bürger,  die  mit  der  Weinproduktion  selbst 
nichts  zu  thun  hatten,  in  kurzer  Zeit  Vermögen  von  100000 
rh.  fl.,  also  Vermögen  von  über  einer  halben  Million  Mark  ge- 
wonnen haben,  indem  sie  ärmeren  Mitbürgern  Geld  auf  die  Arbeit 
d.  h.  Betriebskapital  liehen,  zum  Herbst  mit  Wein  entsprechend 
der  Steuertaxe  sich  bezahlt  machten,  den  Wein  im  Keller  ab- 
lagerten, um  ihn  dann,  sobald  die  Preise  hochstunden,  auf  den 
Markt  zu  bringen.4)  So  rentabel  scheint  nun  allerdings  der 
Kellerbau  um  die  Wende  des  lt>.  Jahrhunderts  nicht  mehr  ge- 
wesen zu  sein,  obigen  Angaben  des  Münchner  Commissions- 
berichtes müssen  die  Zustände  früherer  Jahrhunderte  zu  Grunde 
liegen,  denn  unsere  Vermögensstatistik  aus  dem  Jahr  1G08  wird 
zeigen,  dass  damals  nicht  ein  einziges  Vermögen  in  Überlingen 
existirte,  das  auch  nur  annähernd  100000  rh.  fl.  erreicht  hätte. 


')  t-.fr.  Anlage  II.  1 a. 

*)  Insofern  tlio  höheren  Preise  des  allen  Weines,  weil  im  Einzelnen 
unbekannt,  hier  unberücksichtigt  bleiben  mussten,  dürfte  der  Ansatz  von 
292  Kuder  vielleicht  etwas  hoebgegriffen  erscheinen,  doch  haben  wir  dies 
dadurch  auszugleichen  gesucht,  dass  wir  den  höchsten  zulässigen  Gewinn 
am  Fuder:  9 rh.  H.  in  Rechnung  nahmen. 

3)  IJber  den  Hang  der  i'berlinger  Einwohnerschaft  zur  Völlerei,  der 
überall  wo  der  Wein  die  Hnuptnuhrnngsi|ueUe  bildet,  anzutreffeu  ist,  haben  die 
zwei  bedeutendsten  Männer  rberlingena  im  17.  Jahrhundert.  Job.  Heinr. 
v.  Pflummern  und  Dan.  v.  Steinbaeh  sieh  gelegentlich  recht  deutlich  ge- 
bessert. cfr.  Arch.  II.  l.  3.  Brief  Ptiummems  an  Überl.  d.  d.  I.  Mai  1631 
und  Arch.  I,  US,  733.  Brief  v.  Steinbachs  an  Pflummern  d.  d.  26.  April  1649. 
cfr.  auch  pag.  * Anm.  4. 

*)  cfr.  Münchner  Coiuni.-ßcr.  Abschn.  4, 
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Immerhin  warf  aber  auch  im  17.  Jahrhundert  noch  der  Wein- 
bau im  Keller  einen  sicheren  und  nicht  unerheblichen  Gewinn 
ab.  In  den  Jahren  1 liO'.i  bis  li>13  z.  H.  wurde  das  Fuder  Wein 
durchschnittlich  zu  4<»  rh.  fl.  versteuert.  Im  Jahre  1015  bereits 
belief  sich  aber  der  Steuerwert  aller  aus  den  Jahren  HiO'.i— 13 
noch  restirenden  Weine  auf  57  rh.  tf ,')  dieselben  hatten  also  im 
Laufe  von  2— 5 Jahren  um  42,5  ihrem  ursprünglichen  Werte 
gegenüber  zngenommen. 

Dass  aut  diese  Preisdifferenzen  neben  der  qualitativen  Ver- 
besserung des  Weines  durch  die  Kellerlagerung  und  -Behandlung 
jeweils  auch  alle  die  Momente  von  Einfluss  waren,  durch  die  die 
Gonstellation  der  Märkte  überhaupt  bedingt  zu  sein  pflegt,  ist 
selbstverständlich.  Dieselben  — der  Ausfall  der  Weinernte 
z.  B.  in  den  Nachbarländern  und  deren  Preisverhältnisse  — 
konnten  natürlich  unter  Umständen  auch  einen  Preisabschlag  in 
Uberlingen  notwendig  machen.  Doch  scheinen  im  Allgemeinen 
kritische  Preisschwankungen  dank  der  weisen  Politik  des  Rates 
verhütet  worden  zu  sein,  der  eben  nicht  einseitig  von  sich  aus 
die  Preise  des  alten  und  neuen  Weines  festsetzte,  sondern  durch 
jährliche  Enqueten  in  steter  Fühlung  blieb  mit  den  bedeutenderen 
süd westdeutschen  Weingegenden  und  Weinmärkten.  Überhaupt 
verabsäumte  der  Magistrat  keine  Massregel,  die  dem  Weinabsatz 
der  Bürgerschaft  förderlich  sein  konnte,  ohne  den  Markt  an 
seinem  alten  Rufe  der  Solidität  und  Güte  zu  schädigen. 

Die  beiden  wirksamsten  Mittel  in  dieser  Hinsicht  waren  die 
durch  eine  entsprechende  Marktgesetzgebnng  angestrebte  Ver- 
drängung der  fremden  Concurrenz  vom  Weinmarkt  und 
das  obrigkeitliche  Verbot  aller  unreellen  Weinspeculation, 
insbesondere  aller  Preistreibereien  und  Weinpantscbereien.  Zum 
Schutze  der  einheimischen  Weinproduction  existirte  in  Uberlingen 
seit  alten  Zeiten  (cfr.  pag.  34)  eine  Art  von  Stadt-  und  Land- 
sperre gegen  den  Vertrieb  fremder,  nicht  im  Überlinger  Etter 
gewachsener  Weine,  die  in  ihrer  Wirkung  einem  directen  Einfuhr- 
verbot nahekam.  Zwar  konnten  fremde  Weine,  nachdem  sie 

einen  zwiefachen  Zoll  bezahlt  hatten  (cfr.  cap.  III.),  im 
städtischen  Kaufhaus  neben  den  Überlinger  Weinen  feilgeboten 
werden,  aber  ihr  Einkauf  war  allen  Einwohnern  der  Stadt  und 

')  cfr.  Itntsprot  30.  Okt.  1016. 
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allen  Wirten  der  Landschaft  Uberlingen  gesetzlich  untersagt,1) 
so  dass  den  auswärtigen  Wein  Verkäufern  nur  der  Handel  mit 
fremden  Marktbesuchern  übrig  blieb.  Dieser  aber  konnte  nicht 
viel  bedeuten,  denn  die  Kornbauern,  die  das  Hauptcontingent  der 
Marktbesucher  stellten,  pflegten  regelmässig  ihren  Weinbedarf 
gegen  Korn  bei  Uberlinger  Bürgern  einzutauschen,  (cfr.  pag. 
(17.)  Um  jedem  Schmuggelversuch  vorzubeugen,  durfte  niemand 
in  Überlingen,  selbst  nicht  zum  Privatgebrauche,  ausländische 
Weine  in  seinen  Keller  legen,  dieselben  mussten  jenseits  der 
städtischen  Bannmeilen  lagern  und  durften  innerhalb  des  Bann- 
bezirkes (cfr.  pag.  oo)  bei  Strafe  von  40  //L  und  einjährigem 
Stadtverweis  weder  anfgebraucht  noch  verkauft  werden.  Und 
gleichermassen  sollten  in  der  Landschaft  Uberlingen  neben  dem 
eigenen  Gewächs  keine  andern  als  Uberlinger  Weine  verschenkt 
werden.*) 

Eine  Ausnahme  von  der  Stadtsperre  machte  nur  der  Wein, 
der  auf  eigenem  Grund  und  Boden  in  fremder  Mark  wuchs  und 
ans  steuertechnischen  Gründen  bis  Martini  nach  Uberlingen 
verführt  werden  sollte,  und  eine  zweite  Ausnahmebestimmung 
galt  den  Gewerbetreibenden,  die  in  den  nächsten  Nachbardörfern 
Uberlingens  bis  zu  .">  Fuder  Wein  für  gelieferte  Waare  oder 
Arbeit  an  Zahlungsstatt  annelinieu  mochten.4)  Hier  wurde  also 
zu  Gunsten  des  Handwerks-  und  Gewerbebetriebs  das  qu.  Markt- 
monopol der  Uberlinger  Weinproducenten  durchbrochen,  um- 
gekehrt konnte  aber  auch  jeder  „mit  Wein  an  Salz  und  Eisen 
stechen“,  d.  h.  die  Stadt  verzichtete  im  Interesse  des  Wein- 
verkaufs  auf  ihr  Salzmonopol  und  das  Gleiche  mussten  sich  die 
Eisen-.  Kupfer-  und  Zinuwaarenfabrikanten  gefallen  lassen,  denen 
sonst  der  Verkauf  von  Roheisen  Vorbehalten  war. 

Gegen  das  Weinpantschen  — und  zwar  fiel  unter  diesen 
Begriff  bereits  das  einfache  Verschneiden  älterer  Weine  mit 
jüngeren4)  — sowie  gegen  das  Feilhalten  verdorbener,  weicher, 
umgefallener  Weine  ging  die  Stadt  als  dem  Renommee  des 

’)  cfr.  Arcli.  UI,  13,  157.  Ordnung  il.  a.  1501  uini  ).  c.  I,  51,  135. 
Satzungen  de-  17.  Jahrli.  Tit.  31. 

-)  cfr.  Hatsprot.  v.  9.  Oktober  1603. 

cfr.  Arcii.  f,  51,  130.  Statut  d.  a.  1461,  wiederholt  in  den  späteren 
Stadtsatzungen. 

l)  cfr.  die  Stadtsatzungeu  des  17.  Jahrli.  Tit.  33. 
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Überlinger  Weinbaus  schädlichen  Praktiken  mit  den  strengsten 
Geldstrafen  vor,  die  bei  rückfälligen  Personen  durch  längere 
Freiheitsstrafen  verstärkt  werden  konnten.1)  Alle  diese  Mass- 
regeln  und  Vorkehrungen,  das  partielle  Weinkaufverbot,  die  Wein- 
export prämien,  die  durch  Aufhebung  der  angeführten  Monopol- 
rechte geschaffen  wurden,  die  stadtpolizeiliche  Regelung  und 
Überwachung  der  Preisbewegung,  die  städtische  Fürsorge  für 
reelle  Waare  u.  ä.  m.,  erhielten  der  weinbautreibenden  Bevöl- 
kerung Überlingens  ein  sicheres  und  weitausgedehntes  Absatz- 
gebiet, das  auf  die  raube  Alb.  an  die  Donau,  ins  Allgäu  und 
selbst,  bis  nach  Landsberg  und  München  sich  erstreckte.8) 

Ziehen  wir  aus  all'  dem  das  Facit,  so  wird  man  zugestehen 
müssen,  dass  in  den  7u  Jahren  unserer  l’ntersuchnngsperiode. 
von  1550 — 1B20,  die  Natur  und  die  menschliche  Kunst  um  die 
Wette  sich  bemüht  haben,  die  Finanzlage  des  Überlinger 
Winzerstandes  so  günstig  als  nur  möglich  zu  gestalten, 
günstiger  als  dieselbe  seit  einem  Menschenalter  iu  den  besten 
Reborten  Badens  gewesen  ist,  so  dass  bei  rationeller  Wirtschafts- 
führung das  private  Einnahmebudget  der  Familien,  die  ganz 
oder  doch  hauptsächlich  im  Weinbau  ihre  Nahrung  suchten,  auf 
solider,  sicherer  Grundlage  fussen  konnte. 

Neben  dem  Weinbau  wären  in  zweiter  Linie  noch  die  eigent- 
lichen Gewerbe  nach  ihrer  Bedeutung  für  die  privaten  Haus- 
haltungsbudgets Überlingens  zu  würdigen.  Wir  können  indess 
diesen  Punkt  mit  kurzen  Worten  abthnn,  da  das  im  einleitenden 
Capitel  betreffs  des  I berlinger  Gewerbelebens  Gesagte  durch 
die  Zustände  des  lti.  und  17.  Jahrhunderts  in  keiner  Weise 
abgeschwächt  wird  und  auch  für  diese  Jahrhunderte  weder 
private  noch  öffentliche  Aufzeichnungen  sich  gefunden  haben,  aus 
denen  man  sich  ein  Bild  von  der  finanziellen  Einträglichkeit  der 
einzelnen  Gewerbe  machen  könnte. 

Nachdem  im  Jahre  löti.'t  die  letzten  Nachwehen  der  ge- 
waltsamen Verfassungsänderung  Carls  V.  überwunden  und  die 
am  längsten  gesperrten  Zünfte  der  Metzger  und  Schneider  w ieder- 
aufgethan  waren,  hatte  auch  das  Gewerbeleben  Überlingens  ganz 

*)  cfr  Ratsprot.  v.  ls.  Aug.  155s  und  27.  Nov.  1575. 

ä)  cfr.  Münchner  Commiss.-Bcr.  Atnschn.  4. 
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denselben  Rahmen  wieder  gewonnen,  indem  es  seit  Jahrhunderten 
sich  bewegte.  Es  existirten  wieder  die  7 alten  Zünfte  und  diesen 
untergeordnet  war  eine  Anzahl  von  Gewerben,  die  in  numerischer 
Beziehung  und  ihrem  allgemeinen  Einfluss  nach  zu  schwach 
waren,  um  eigene  Zünfte  zu  bilden.  Diese  alle,  die  Zünfte  und 
die  zunftverwandten  Gewerbe  — von  dem  besprochenen  Stande 
der  Rebleute  abgesehen  — richteten  den  Umfang  ihrer  Pro- 
duction wie  von  altersher  nach  den  alltäglichen  Bedürfnissen  der 
Überlinger  Bevölkerung  ein,  wobei  sie  höchstens  noch  die  Korn 
zuführende  Landbewohnerschaft  in  ihre  Absatzberechnung  mit- 
einschlossen.  Von  einem  wirklichen  gewerblichen  Leben  Über- 
lingens, das  naturnotwendig  den  Begriff  des  Fortschritts  und 
der  Entwicklung  in  sich  trägt,  kann  also  streng  genommen 
ausgangs  des  inten  Jahrhunders  ebensowenig  wie  in  früherer 
Zeit  die  Rede  sein.  Dasselbe  Bild  der  Gewerbearmut,  das  schon 
den  ältesten  Zunftbüchern  eigentümlich  ist,  charakterisirt  auch 
die  Zunftacten  des  lü.  und  17ten  Jahrhunderts.  Übrigens  war 
man  sich  dieser  Thatsache  in  den  massgebenden  Regiernngs- 
kreisen  Überlingens  sehr  gut  bewusst  und  dieselbe  wurde  ge- 
legentlich auch  ganz  unverhohlen  öffentlich  ausgesprochen.  Als 
z.  B.  im  Jahr  1547  der  Überlinger  Magistrat  in  .Marktangelegen- 
heitenpersönlich bei  Carl  V.  vorstellig  ward,  berief  sich  derselbe 
direct  darauf,  dass  die  Stadt  ..kein  Geweih,  allein  einen 
Weinwachs,  neben  dem  einen  Wochenmarkt,  Korn-  und  Salzkauf 
habe  '.1)  Das  Gleiche  schrieb  der  Magistrat  am  19.  Januar 
1 fi'22  *)  an  Erzherzog  Leopold  von  Österreich  zur  Motivirung 
seines  Waffen-  und  Mnnitionsgesuches,  ..weil  bei  Überlingen  als 
nur  einer  Bau-  und  keiner  Gewerbestadt  dieselben  nicht  zu 
bekommen".  Und  an  Kurfürst  Maximilian  von  Bayern  liess 
Überlingen  iui  Jahr  lö44  ‘)  berichten,  ..wie  mit  Ausnahme  des 
Weinverkaufs  Stadt  und  Bürgerschaft  keine  Trafiken"  hätten. 
Im  ersten  und  dritten  Fall,  wo  es  sich  doch  um  eine  officielle 
Darlegung  der  öffentlichen  und  privaten  Fiuanzgrundlagen 
Überliugens  handelte,  schlug  man  also  die  Bedeutung  des  ge- 

')  cfr.  Arcli.  1,  1,  22.  Marktpriv.  Karls  V.  v,  20.  Febr.  1547.  Das 
Genauere  hierüber  cfr.  pag.  69. 

*)  cfr.  Missivprotoc.  d.  d.  c. 

*)  cfr.  Münchner  Comui.-Ber.  Abscbn.  5. 
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werbetreibenden  Standes  für  die  gemeine  Wohlfahrt  der  Bürger- 
schaft so  niedrig  an,  dass  derselbe  als  quasi  nicht  vorhanden 
betrachtet  wurde.  Trotzdem  wäre  es  sicher  falsch,  aus  dieser 
oflieiellen  Verleugnung  des  Gewerbebetriebs,  der  eine  gewisse 
zweckbewusste  Absichtlichkeit  vielleicht  nicht  ganz  ferne  lag, 
nun  dessen  Unrentabilität  folgern  zu  wollen.  Einer  solchen  An- 
nahme widerstreiten  schon  allgemeine  Vernunftgründe.  Brachte 
der  Gewerbebetrieb  auch  keine  grossen  Vermögen  (cfr.  pag.  88), 
so  werden  wir  doch  bei  bestimmten  Gewerben,  wie  dem  der 
Müller,  Bäcker  und  Metzger  z.  B.,  gerade  wie  auch  heute  eine 
Art  satten  Wohlstandes  voraussetzen  müssen.  Die  Producte 
dieser  Gewerbe  entsprachen  den  primitivsten  Lebensbedürfnissen, 
die  täglich  neu  erwachen  und  befriedigt  werden  müssen,  so  dass 
die  Angehörigen  dieser  Gewerbe  mit  einem  sicheren  täglichen 
Absatz  rechnen  konnten.  Erhöht  wurde  dieses  Moment  der 
Sicherheit  im  alten  Uberlingen  noch  durch  die  zünftige  Be- 
schränkung der  Gewerbefreiheit,  die  allerdings  anderer- 
seits auch  eine  individualistisch-egoistische  Ausbeutung  günstiger 
Erwerbsconjuncturen  verhinderte.  Der  Bäcker  z.  B.,  dem  ohne 
Zustimmung  seiner  Zunft  keine  neue  Concurrenz  erwachsen 
konnte,  musste  dafür  es  auch  hinnehmen,  dass  der  Kat  ihm 
seinen  Brotgewinn  bis  auf  den  Pfennig  vorschrieb, ')  ihm  zeit- 
weise verbot,  mehr  als  .'5  Mal  die  Woche  oder  früher  zu  backen, 
ais  er  seinen  alten  Brotvorrat  abgesetzt  hatte,  u.  ä.4) 

Und  die  gleichen  oder  ähnliche  Gründe  lassen  sich  auch  zu 
Gunsten  der  übrigen  Gewerbe  anführen.  Sie  alle  haben  den 
einzelnen  Haushaltungen  zum  mindesten  eine  schätzbare  Zu- 
busse zn  den  eventuellen  Haupteinkünften  ans  dem  Rebbau  ge- 
liefert. Dies  ist  um  so  bestimmter  zu  behaupten,  als  die  Absatz- 
gelegenheit für  die  Produkte  aller  Gewerbe  bei  dem  grossen 
Fremdenverkehr,  der  allwöchentlich  durch  den  Markt  in  Über- 
lingen veranlasst  wurde,  eine  ganz  vorzügliche  war.  Klein 
dagegen,  und  unter  Umständen  sogar  verschwindend  klein,  konnte 
die  Bedeutung  der  gewerblichen  Einkommen  für  die  allgemeinen 
Wohlfahrtsverhältnisse  dann  allerdings  mit  Recht  genannt  werden, 

■)  cfr.  Arcli.  I,  51,  ISO.  Satzungen  des  15.  u.  1«.  Jahrb.  und  Ratsprot. 
v.  8.  Aug.  1(1 1 5. 

’)  cfr.  Ratsprot.  v.  2.  Septbr.  I6S6. 

Sebit  f er,  Wirtschaft,-  n.  Finenigeschichte  der  Keichntadt  Cberllof  ea.  Ij 
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sobald  man  dieselben,  wie  dies  in  den  3 eitirten  Quellenstellen 
geschieht,  in  Vergleich  setzte  einerseits  zu  dem  Weinbau,  der 
jährlich  für  über  eine  halbe  Million  Mark  Werte  producirte,  und 
andererseits  zum  Markt,  dessen  centrale  Stellung  in  dem  Wirt- 
schaftsleben Uberlingens,  die  aus  dem  bisher  Abgehandelten  teil- 
weise schon  hervorging,  nun  im  Folgenden  des  Genaueren  noch 
erörtert  werden  soll. 

Vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkt  eines  Überlinger  Ein- 
wohners aus  hatte  der  jeweils  Mittwochs  abgehaltene  AVochen- 
niarkt')  eine  doppelte  Aufgabe  zu  erfüllen:  Er  vermittelte  den 
Austausch  der  Natur-  und  Gewerbeproductu  gegen  Geld  oder 
andere  Bedürfnisgüter,  unter  denen  das  Getreide,  da  Uberlingen 
keine  Landwirtschaft  hatte,  die  Hauptrolle  spielte,  und  ausserdem 
war  der  Markt  vom  1 7.  Jahrhundert  ab  noch  die  Quelle  selb- 
ständiger Einkünfte,  bestehend  in  Handelsgewinnsten.  Natur- 
gemiiss  war  von  den  Functionen  des  Marktes  diejenige  die 
wesentlichste,  die  ihm  als  Organ  des  wirtschaftlichen  Stoff- 
wechsels im  Wirtschaftsorganismus  Uberlingens  zukam,  die 
Waarenaustauschvermittlung.  Überall  wo  von  der  Bedeutung 
des  Überlinger  Marktes  urkundlich  die  Rede  ist,  wird  dieser 
Gesichtspunkt  allen  voran  an  die  Spitze  gestellt,  und  ebenso 
regelmässig  wird  die  Umsatzvermittlnngsthätigkeit  des  Marktes 
vornehmlich  auf  den  Weinaustausch  gegen  Getreide  bezogen. 
.Die  Schrannen  und  der  Weinwachs  — heisst  es  in  dem  Münchner 
( ’ommissionsbericht  — hat  die  Stadt  Überlingen  so  verinöglirh 
und  reich  gemacht,  das  sind  die  beiden  höchsten  Kleinodien. 
Durch  die  Getreidezufuhr  wird  der  Wein  vertrieben  und 
bringt  Kaufleute  und  Zehrung,  . . denn  an  einem  Ort  eine 
gewaltige  Sache  ist.  wo  man  ewige  und  gleichsam  erbliche,  ja 
der  Gelegenheit  nach  gezwungene  Kaufleut  weiss,  sintemal 
einem  solchen  Ort  jedermann  seine  Waare  zusendet  und  zutührt, 
weil  er  alsbald  baares  Geld  davon  weiss.“  Und  das  Markt- 
privileg Karls  V.  für  Überlingen  vom  Jahr  1547  ward  haupt- 
sächlich durch  die  Vorstellungen  der  Bürgerschaft  veranlasst: 
„wie  sie  kein  Gewerb,  allein  einen  Wein  wachs,  neben  dem  einen 
Wochenmarkt,  Korn-  und  Salzkauf  habe,  durch  welche  Märkte, 

')  i'ber  (1h s Folgende  cfr.  Münchner  Commiss.  Ber.  Abschn.  5 u.  7. 
Wo  weitere  Quellen  benutzt,  sind  diese  extra  angegeben. 
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Korn-  und  Salzkäuf  die  Bürger  ihre  Weine  vertreiben, 
abwechseln  und  anbringen.“ 

Die  beiden  charakteristischen  Tauschobjecte  des  Überlinger 
Marktes  bestunden  also  in  dem  Wein,  der  im  Überlinger  Etter 
wuchs,  und  in  dem  Korn,  das  die  Bauern  vom  Lande  der  Stadt 
zuführten.  Der  Austausch  selbst  erfolgte  entweder  in  Form 
eines  wirklichen  Tausches  der  Naturproducte  oder  vermittelst 
des  Geldes,  das  der  Bauer  aus  seinem  Korn,  der  Städter  aus  dem 
Wein  gelöst  hatte.  Auf  diesem  Wege  versah  sich  der  städtische 
Einwohner  wöchentlich  mit  den  zum  Leben  notwendigen  Getreide- 
vorräten,  er  setzte  seinen  Wein  ab  und  in  den  meisten  Fällen 
blieb  ihm  dabei  noch  baares  Geld  in  der  Hand.  Aber  auch  wer 
nicht  direct  Weinhandel  trieb,  konnte  an  den  Markttagen  ein 
gutes  Geschäft  machen  in  Folge  des  ungeheueren  Menschen-,  be- 
sonders Bauernverkehrs  in  Überlingen.  Vorzüglich  galt  dies  den 
Wirten,  Bäckern  und  Metzgern,  da  bekanntlich  der  Bauer,  der 
einen  Kauferlös  in  der  Tasche  hat.  mit  Speise  und  Trank  nicht 
zu  kargen  pflegt.  Und  ebenso  wird  der  kleine  Kaufmann  Uber- 
lingens, der  kromer,  merzeler  und  barchathändler,  wie  überhaupt 
jeder,  der  feile  Waare  hatte,  bei  dieser  Gelegenheit  aufs  Land 
verkauft  haben.  Darauf  beschränkte  sich  jedoch  das  Überlinger 
Marktleben  keineswegs.  Wenn  auch  privatwirtschaftlich  be- 
trachtet auf  den  Korn-  und  Weinverkauf  zu  dem  angeführten 
Zwecke  noch  immer  der  Hauptaccent  fiel,  so  stund  doch  der 
Überlinger  Markt  als  solcher  im  Kiten  Jahrhundert  längst  nicht 
mehr  auf  jener  primitiven  Anfangsstnfe,  die  im  Widerspruch  mit 
dem  eigentlichen  Handelspriucip  einen  Kauf  oder  Tausch  nur  in 
dem  Umfänge  zuliess,  als  derselbe  zur  Befriedigung  der  subjectiven 
Bedürfnisse  einer  einzelnen  Person  oder  Familie  notwendig  war. 
und  die  ausserdem  jeden  Kauf  von  Gast  zu  Gast  als  den  Inter- 
essen der  marktbesitzenden  Bürgerschaft  zuwider  untersagte. 
Im  Gegenteil.  Es  existirte  damals  in  Überlingen  ein  selbst  nach 
heutigen  Verhältnissen  sehr  beträchtlicher  Kornhandel,  ein 
Aufkauf  des  Getreides  zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs,  der  bis 
Anfang  des  l'ten  Jahrhunderts  überwiegend  von  fremden 
Händlern  getrieben  wurde  und  erst  im  Laufe  des  17.  Jahr- 
hunderts allmälig  in  die  Hände  der  Bürgerschaft  überging.  Und 
es  war  von  vitalstem  Interesse  für  die  städtische  Getreidepolitik, 
diesen  Fremdenhandel  mit  allen  Krälten  zu  unterstützen,  weil 

6* 
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so  allein  ihre  Hauptaufgabe,  die  Sorge  für  normale  und  billige 
Brotpreise  sicher  und  dauernd  durchgefilhrt  werden  konnte.  Das 
Verbot  dieses  Handels  wäre  ebenso  unklug  wie  unnatürlich  ge- 
wesen. insofern  die  Stadt  dadurch  mit  den  Getreidehändlern  aueh 
die  Getreidezufuhr,  das  Brot  vertrieben  und  dazu  noch,  sich  und 
der  Bürgerschaft  zum  Schaden,  einen  Erwerbszweig  unterbunden 
hätte,  für  den  die  Natur  selbst  Uberlingen  wie  kaum  eine  zweite 
Stadt  Oberdeutschlands  vereigenschaftet  hatte. 

In  der  örtlichen  Lage  Uberlingens  waren  nämlich  in 
früheren  Jahrhunderten  alle  Vorbedingungen  vereinigt,  die  ein 
Getreidehandelsplatz  nur  immer  erheischen  mochte.  Bedeutungsvoll 
war  zunächst  die  Nähe  der  getreidearmen  Schweiz,  die. 
wenigstens  die  Nordschweiz,  hauptsächlich  von  süddeutschem 
Getreide  lebte,  nnd  daher  der  Getreideausfuhr  ein  immer  auf- 
nahmefähiges Absatzfeld  bot.  Sodann  hatte  Uberlingen  ein  um- 
fangreiches Getreide  producirendes  und  exportirendes  Hinter- 
land. Dasselbe  umfasste,  abgesehen  von  der  Landschaft  Uber- 
lingen. deren  Bewohner  alles  feile  Getreide  bei  Strafe  von  10  //.L 
nach  Uberlingen  führen  mussten.1)  das  Donauthal  östlich  von 
Donaueschingen.  die  gesammte  Grafschaft  Heiligenberg,  den 
südlichen  Teil  von  Hohcnzoilem  und  den  südlichen  Teil  der  rauhen 
Alb  einschliesslich  der  Kavensburger  Gegend,  d.  i.  so  ziemlich 
die  ganze  südliche  Hälfte  des  heutigen  Königreichs  Württemberg. 
Diese  sämmtlichen  Landstriche,  von  einer  ackerbautreibenden  Be- 
völkerung bewohnt,  waren  auf  die  Getreideausfuhr  angewiesen 
und  richteten  ihren  Export  nach  der  Schweiz,  wo  ständig  die 
höchste  Wertschätzung  für  Getreide  herrschte.  Kür  die  gesammte 
Getreideausfuhr  dieser  Länder  bildete  aber  Uberlingen  den  na- 
türlichen Stapel-  und  Ausfuhrplatz.  Der  Grund  hiefür  lag  in 
den  damaligen  Communicationsverliältnissen. 

Vor  allem  liess  sich  von  Uberlingen  aus  der  Getreidetransport 
auf  dem  Wasserweg  bewerkstelligen,  der  der  grösseren  Billigkeit 
und  Sicherheit  halber  — wenigstens  soweit  Gefahr  von  Menschen- 
hand drohte  — von  den  Händlern  jederzeit  den  Landwegen  vor- 
gezogen wurde.  Aber  nicht  nur  dies.  Vom  l'berlinger  Hafen 
aus  führte  auch  der  kürzeste  und  mindestgefährliche  Trans- 
portweg in  die  Schweiz.  Alle  Wasserstrassen,  die  von  den 

l]  cfr.  Hatuprot.  v.  2.  Juli  1573. 
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Häfen  des  Obersees  ausgingen,  waren  doppelt  so  lang  und  bei 
dem  stürmischen  Charakter  des  Obersees  gefahrvoller,  als  der 
Weg  von  Überlingen  nach  Constanz,  der  bequem  in  2 Stunden 
zurückgelegt  werden  konnte.  Ein  Moment  von  ausschlaggebender 
Bedeutung  für  die  schweizerischen  Getreidehändler,  die  z.  B. 
von  St.  Gallen  aus  lieber  die  weite  Reise  über  Constanz  nach 
dem  Überlinger  Markt  machten,  als  dass  sie  ihr  kostbares  Gut 
einer  Seefahrt  von  Lindau  aus  an  vertraut  hätten,  ln  diesem 
Punkt  konnte  nur  eine  Stadt  mit  Überlingen  rivalisiren,  Meers- 
burg, das  um  den  halben  Seeweg  näher  bei  Constanz  liegt,  als 
Überlingen.  Und  thatsächlich  haben  es  auch  die  Grafen  von 
Heiligenberg  mehrmals  versucht,  in  dem  bei  Meersburg  gelegenen 
Flecken  Uhldingen  einen  Kornmarkt  aufzurichten,  mussten  aber 
jederzeit  davon  wieder  abstehen,  da  Uberlingen  seine  Markt- 
stellung auch  rechtlich  gesichert  hatte.  Die  bedeutsamste 
Urkunde  der  ganzen  Überlinger  Wirtschaftsgeschichte  ist  das 
hierauf  bezügliche  schon  öfters  erwähnte  Marktprivileg  Karls  V. 
für  Überlingen  d.  d.  Ulm  20.  Februar  1547.1)  Dasselbe  ward 
("bedingen  erteilt:  „zu  etwas  Ergötzliehkeit  ihrer  (der  Bürger) 
getreuen  Dienste  und  in  Sonderheit  um  ihres  Wohlhaltens  willen, 
damit  sie  sich  in  dieser  währenden  Empörung  (gemeint  ist  der 
Schmalkaldische  Krieg)  vor  andern  Ständen  und  Städten  als 
eine  gehorsame  Reichsstadt  bei  Uns  erzeigt  und  erwiesen  haben.“ 
Seine  wichtigste  Bestimmung  lautet:  „dass  nun  hinfürter  ohne 
ermelter  Bürgermeister  und  Rat  der  Statt  Uberlingen  Wissen 
und  Willen  in  zwei  Meilen  Wegs,  die  naeebsten  rings  um  die 
Statt  Überlingen,  wo  von  altersher  nit  gefreite  Märkt  und  Ge- 
werbe gewesen  oder  noch  sind,  keine  Märkte,  Korn-  noch 
Salzkäufe  oder  Gewerb  . . . voll  neuem  aufgerichtet,  ge- 
halten noch  gebraucht  werden  sollen,  die  obgemelter  Stadt  Über- 
lingen an  ihren  Märkten  und  Gewerben,  sonderlich  dem  Korn- 
und  Salzkauf  nachteilig  und  schädlich  sein  mögen.“  Damit 
war  Uberlingen,  und  zwar  bei  Strafe  von  20  Mark  lötigen  Goldes, 
der  Monopolbetrieb  des  Kornmarktes  innerhalb  eines  Umkreises 
mit  dem  Radius  vou  2 Meilen  rechtlich  garantirt.  An  der 
Peripherie  dieses  Bannkreises  lagen  nördlich  die  Stadt  Pfnllen- 
dorf.  westlich  und  südwestlich  die  Städte  Stockach,  Radolfszell, 

')  cfr.  Arcli.  I,  1,  22. 
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südlich  ging  die  Grenzlinie  jenseits  der  Stadt  Constanz  durch 
die  Schweiz  über  den  See  nach  dem  Uberlinger  Dorfe  Hagenau 
und  schloss  o.n.ö.  in  salemisch -heiligenbergischem  Gebiet.  Da 
aber  den  Städten  Pfullendorf  und  Stockach  der  Wasserweg 
fehlte,  Radolfszell,  in  dem  ein  Kornmarkt  existirte,  bei  weitem 
nicht  das  Hinterland  von  Überlingen  hatte,  in  Meersburg,  weil 
es  innerhalb  des  Bannkreises  zu  liegen  kam,  kein  Kornmarkt  auf- 
kommen  durfte,  so  blieb  als  einzige  Stadt,  die  kraft  alter  Pri- 
vilegien dem  Überlingen  Kornmarkt  hätte  Abbruch  tliun  können, 
Constanz  übrig.  Aber  auch  der  Getreidemarkt  von  Constanz 
konnte,  ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Schwerpunkt  des  Con- 
stanzen Marktes  auf  den  Leinwandhandel  fiel,  schon  desshalb 
nicht  sehr  bedeutend  sein,  weil  natürlich  die  Kornbauern  es  vor- 
zogen, die  Kosten  und  das  Risiko  des  Seetransportes  den  Ge- 
treidehändlern zu  überlassen,  und  lieber  ihre  Waare  in  dem 
Hafenplatz  Überlingen  feilboteu. 

Alle  diese  I mstande  bewirkten  zusammen,  dass  Überliugeu 
die  grösste  Schranne  am  ganzen  Bodensee,  ja  — nach  dem 
Münchner  Commissionsbericht  — in  ganz  Oberdeutschland 
hatte.  Hauptsächlich  waren  es  die  Kantone  Basel,  Solothurn, 
Bern,  Luzern,  Graubünden,  St.  Gallen,  ferner  der  Bregenzerwald, 
das  bayrische  Allgäu  und  die  Städte  Lindau  und  Constanz,  deren 
Kornhändler  den  Überlingen  Markt  „frequentissime“  besucht 
und  an  besseren  Markttagen  bis  zu  5000  Zentner  (2000  Sack) 
auf  breiten  Kornschiffen  hinweggeführt  haben.  Wenn  man 
erwägt,  dass  diese  5000  Zentner  allein  nur  verfrachtet  wurden, 
also  nur  die  zum  Export  ins  Ausland  bestimmten  Kornvorräte 
repräsentirten,  in  die  der  Korn  verbrauch  von  Überlingen  nicht 
mitcingerechnet  ist,  und  dass  ferner  das  sämmtliche  Korn  in 
geringeren  und  grösseren  Teilquantitäten  auf  der  Axe  von  der 
Bauernschaft  herbeigefühlt  wurde,  so  wird  man  sich  ein  un- 
getahres  Bild  machen  können  von  dem  Umfange  des  wöchent- 
lichen Kornmarktes  und  des  dadurch  bewirkten  Fremdenverkehrs 
und  Consums  in  Überlingen.  Wir  sind  leider  nicht  im  Stande 
dies  Bild  durch  weitere  Zahlen  zu  vervollständigen,  da  merk- 
würdiger Weise  in  ganz  Überlingen  kein  einziges  Kornbuch 
aufzufinden  war.  das  über  das  18.  .Jahrhundert  zurückginge. 
Doch  charakterisiren  die  angeführten  Daten  hinlänglich  die 
ganz  hervorragende  Bedeutung  des  Überlinger  Korn- 
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handels  in  früheren  Jahrhunderten,  der.  — um  mit  modernen 
Verhältnissen  zu  rechnen  — was  die  Grösse  seines  Absatz- 
gebietes anbetrifft,  sicli  mit  der  Uliner  Schranne,  die  zur  Zeit 
den  Württembergischen  Getreidehandel  beherrscht,  füglich  messen 
konnte,  im  Umsatz  selbst  aber  diese  pro  Markt  um  etwa  1000 
Zentner  durchschnittlich  noch  übertraf.1) 

Unter  solchen  Umständen  konnte  die  Sorge  für  normale 
Brotpreise  der  städtischen  Wirtschaftspolitik  nicht  schwer  fallen, 
wofern  nur  alle  künstlichen  Preistreibereien  verhindert  wurden. 
Dagegen  aber  und  ebenso  gegen  die  Gefahren  unzeitiger  Massen- 
getreideaufkäufe, die  dem  Bürger  zum  Hausgebrauch  nichts  übrig 
Hessen,  schützte  sich  die  Stadt  durch  eine  umsichtige  und  um- 
fassende M arktgesetzgebung. 

Die  Überlinger  Marktordnungen  unterscheiden  sich  in  den 
Hauptpunkten  nur  wenig  von  denen  anderer  Städte.  Es  lag  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  in  allen  wichtigeren  Fragen  des  Ver- 
kehrslebens, also  besonders  in  Markt-  und  Handelsangelegenheiten, 
die  einzelne  Stadt  nicht  einseitig  von  sich  aus  den  Entscheid 
traf,  sondern  womöglich  in  Verbindung  mit  Nachbarstädten,  die 
unter  denselben  oder  ähnlichen  Bedingungen  ihre  Wirtschaft 
führten.  Man  einigte  sich  über  die  allgemeinen  Grundzüge  und 
überliess  deren  Ausführung  im  Detail  den  localen  Bedürfnissen 
jeder  Stadt.  Alle  paar  Jahre  wurde  eine  Revision  abgehalten, 
bei  der  nach  Lage  der  Dinge  geändert  oder  das  Alte  beibehalten 
werden  konnte.  So  hatten  auch  die  Kornmarktordnungen  der 
Stadt  Überlingen,  die  sogenannten  Grödtordnungen,  die  uns 
speeiell  hier  interessiren,  programmatische  Bedeutung  für  die 
Kornmärkte  von  Lindau.  Constanz.  Kadolfszell  und  Stein  a.  Rü- 
deren Vorort  Uberlingen  im  Kornhandel  war.-) 

Der  Grundgedanke  nun  aus  dem  sich  die  Einzelbestimmungen 
der  Überlinger  Kornordnungen  des  16ten  Jahrhunderts  heraus- 
entwickelt haben,  gipfelte  in  Her  Forderung:  Brot  dem  Bürger, 
Handel  dem  Handelsmann.  Zu  dem  Zweck  schien  es  nötig. 


')  Nach  gütiger  mündlicher  Mitteilung  verschiedener  Überlinger  den 
Ulmer  Korninnrkt  besuchenden  Urosshändler. 

*)  Kür  dies  und  das  Folgende  cfr.  die  Vereinbarungen  zwischen  Uber- 
lingen und  den  genannten  Städten  vom  Jahr  revidirt  114:1,  16ßl,  1000. 
Arch.  III,  3.  300.  Grodtordnuugen  d.  n.  1600 — 17 j'_\ 
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dass  weder  der  Bürger  beim  Koni  kauf  zum  Privatgebraucli  durch 
den  Händler,  noch  umgekehrt  der  Händler  beim  Handelskauf 
vom  Bürger  belästigt,  oder  benachteiligt  werde:  doch  l>ekam  in 
kritischen  Zeiten  die  Brot-  resp.  Kornbedürfnisbefriedignng  der 
Bürgerschaft  den  unbedingten  Vorzug.') 

Zum  Einkauf  seines  Hausvorrates  an  Korn  besass  jeder 
Bürger  und  Einwohner  das  sog.  Vorkaufrecht  auf  dem  all- 
gemeinen Markt,  der  mit  dem  Aushängen  des  Stadtfahnleins 
seinen  Anfang  nahm.  Während  der  Dauer  dieses  Marktes,  von 
dem  die  berufsmässigen  Kornhändler,  die  Korn-Phragner  oder 
Grempler  ausgeschlossen  waren,  hatte  die  Bürger-  und  Ein- 
wohnerschaft Gelegenheit,  unbehelligt  von  fremder  Concurrenz, 
sich  mit  Lebensmitteln  zu  versehen,  insbesondere  im  Tausch- 
handel den  Wein  gegen  Getreide  abzusetzen.  Hier  kauften  auch 
neben  dem  privaten  Bürgersmann  die  städtischen  Bäcker  und 
Müller  ihre  Getreidevorräte,  die  sie  im  Interesse  der  Bürgerschaft 
zu  Mehl  abgemahlen  in  Bereitschaft  halten  mussten.  Nach  Schluss 
dieses  Marktes  auf  ein  Zeichen  der  Kornglocke  fing  darauf  der 
eigentliche  Getreide- Handelsmarkt  an.  Fast  ebenso  aus- 
schliesslich wie  der  erste  Markt  den  Bürgern,  blieb  dieser  Nach- 
markt im  l Uten  Jahrhundert  den  Kornhändlern  reservirt.  Nicht 
so  zwar,  dass  nicht  auch  jetzt  noch  der  Bürger,  der  sich  ver- 
spätet hatte,  auf  Meldung  beim  Markt-  oder  Grödtmeister3)  zum 
Hausgebrauch  hätte  einkaufen  dürfen,  — im  Notfall,  bei  völlig 
ausverkauftem  Markt,  musste  der  fremde  Händler  sogar  bis  zur 
Hälfte  seiner  Waare  dem  Bürger  für  den  Einkaufspreis  ablassen, 
— aber  der  eigentliche  Kornhandel,  „der  Einkauf  auf  Gewinn“, 
war  dem  Bürger  bei  Strafe  sofortiger  Waarencontiscation  verboten. 
Niemand  von  der  Bürgerschaft  und  Einwohnerschaft  sollte  für 
sich  oder  in  fremdem  Auftrag  in  der  8tadt  oder  Landschaft 
Überlingen  Korn  zu  Handelszwecken  aufkaufen  uud  aufsehütteu, 
unter  Umständen  riskirte  ein  solcher  ausser  dem  Verlust  seines 
Kornes  noch  Freiheits-  und  selbst  Leibesstrafen.  Eine  Ausnahme 
hierin  machte  nur  die  beschränkte  Anzahl  von  Bürgern,  die  als 
städtische  Getreidehändler  zum  gewerbsmässigen  Getreidehandel 

')  cfr.  Ratsprot.  17.  März  1622. 

4>  Dem  Vorstand  des  städtischen  Kaufhauses,  der  „GrSdt“.  l.’ber  das 
Marktpersmml  cfr.  pag.  75  u.  77. 
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zugelassen  und  von  der  Stadt  in  Eid  und  Pflicht  genommen 
waren,  und  ausserdem  die  Stadt  Uberlingen  selbst,  deren  Korn- 
lauben jederzeit  gefüllt  sein  mussten,  um  bei  Getreidetheuerung 
durch  verstärkte  Marktzufuhr  auf  die  Preishöhe  drücken,  oder 
nötigenfalls  von  sich  aus  der  Bürgerschaft  Getreide  feilbieten  zu 
können.  Privatwirtschaftlich  dagegen  hat  auch  die  Stadt  niemals 
Getreidehandel  getrieben  (cfr.  cap.  III.).  Als  Korn  Verkäufer 
durften  sodann  alle  diejenigen  Bürger  am  Handel  Teil  nehmen, 
die  in  Folge  von  Korngülten  oder  Ernteerträgen  aus  Gütern  in 
fremder  Gemarkung  überflüssiges  Getreide  in  Privatbesitz  hatten. 

Man  wird  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  dieser 
Getreidehandelspolitik  des  l'berlinger  Magistrates  im  16.  Jahr- 
hundert nur  beipflichten  können.  Zwar  versagte  dieselbe  dem 
einheimischen  Kapital  die  in  vielen  Fällen  gewiss  sehr  beträcht- 
lichen Handelsgewinne  zu  Gunsten  der  wenigen  l'berlinger  und 
der  grossen  Masse  von  fremden  Händlern,  erhielt  aber  gerade 
dadurch  dem  Markt  seine  Grösse  und  Bedeutung,  die  eben  in 
erster  Linie  von  dem  Zuspruch  des  Auslandes  und  der  die 
Interessen  des  Auslandes  vertretenden  fremden  Kornhändler  ab- 
hingen, deren  auch  nur  teil  weises  Wegbleiben  aus  Ursachen 
einer  erhöhten  IJberlingischen  Concurrenz  einen  in  jedem  Fall 
das  Gemeinwohl  schädigenden  Rückgang  des  Marktlebens  hätte 
herbeiführen  müssen. 

Dass  man  später,  im  ersten  Decennium  des  17.  Jahrhunderts, 
diesen  seit  Jahrhunderten  mit  Erfolg  eingehaltenen  Kurs  plötzlich 
änderte  und,  dem  Drängen  eines  Teils  der  Bürgerschaft  nach- 
gebend, den  Bürger  marktrechtlich  dem  Händler  gleichstellte, 
hatte  seinen  Hauptgrund  wohl  nur  in  jenem  allgemein  beun- 
ruhigenden Gefühle  der  politischen  Unsicherheit,  das  lange  vor 
Ausbruch  des  30jährigen  Krieges  sich  besonders  der  ober- 
deutschen Kreise  bemächtigt  hatte  und  zu  derartigen  kurz- 
sichtigen Augenblicksentschlüssen  Veranlassung  werden  konnte. 
Bis  zum  ITten  Jahrhundert  musste  und  konnte  die  Einwohner- 
schaft Uberlingens  auch  ohne  Handelsgewinne  mit  den  wirt- 
schaftlichen Vorteilen  zufrieden  sein,  die  der  Markt  und  Fremden- 
verkehr in  steter  und  ausgiebiger  Weise  allwöchentlich  mit  sich 
brachte. 

Von  den  allgemeinen  marktpolizeilichen  Vorschriften  endlich, 
die  keiner  weiteren  Erklärung  bedürfen,  deren  Aufgabe  eben  die 
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Verhütung  jeder  künstlichen  Beeinflussung  des  natürlichen  Preis- 
hildungsprocesses  war.  sind  hier  noch  zu  erwähnen:  das  Verbot 
aller  geheimen  Käufe,  das  Verbot  des  sogenannten  Gemeine- 
sachemachens.  beim  Korninarkt  also  der  Koniringe,  und  das 
Verbot  aller  Käufe  auf  zukünftige  Märkte  d.  h.  von  Waaren 
zukünftiger  Märkte. 

Damit  hätten  wir  die  beiden  wichtigsten  Grundlagen  der 
Überlinger  Privathaushalte  erledigt:  den  Weinbau  und  den  Markt, 
zwei  complementäre  Güter,  deren  eines  die  materiellen,  das 
andere  mehr  die  formalen  Bedingungen  der  privatbürgerlichen 
Wohlfahrt  umfasste.  Es  erübrigt  nun  auf  drei  weitere  Punkte 
noch  in  Kürze  einzugehen,  die,  wennschon  von  secundärer  und 
subsidiärer  Natur,  doch  in  der  Wirtschaftsbilanz  gar  manches 
Bürgers  eine  Rolle  spielten:  auf  die  städtischen  Besoldungs-  und 
Lohneinkünfte,  auf  die  private  C'reditbediirfnisbefriedigung  und 
auf  das  städtische  Spital  zum  h.  Geist. 

Eine  nicht  geringe  Anzahl  von  bürgerlichen  Familien,  un- 
geiähr der  vierte  Teil  der  Bürgerschaft,  bezog  städtische  Be- 
soldungs- und  Lohneinkommen.')  Im  Ganzeu  existirten 
etwa  *200  bezahlte  Stellen,  die  von  der  Stadt  auf  jeweils  ein 
Jahr  vergeben  wurden:  dazu  kamen  noch  zahlreiche  unbesoldete 
Ehrenämter,  die  aber  immerhin  gewisse  jährliche  „Verehrungen“ 
in  Geld  oder  Naturalbezügen  abwarfen.  Nach  Art  und  Umfang 
zerfielen  die  städtischen  Gehälter  in  3 Classen:  in  feste  Ge- 
hälter, in  solche  bei  deren  Ausmessung  die  event.  ans  der 
Amtsführung  resultirenden  Accidentien  in  Anrechnung  gebracht 
wurden,  und  in  Lohneinkünfte,  die  nur  aus  Amtsgebühren  und 
Sporteln  sich  zusammensetzten.  Die  Hauptquote  der  städtischen 
Gehälter  bestund  in  Bargeld,  das  in  um  so  höherem  Masse  durch 
Naturallieferungen  ersetzt  wurde,  je  niederer  das  Amt  war. 
Die  Bezugsberechtigten  selbst  schieden  sich  in  eigentliche  Be- 
amte. und  städtische  Bedienstete  oder  Diener. 

')  l iier  da»  Folgende  cfr.  I)  die  Katswahlbücher  des  IS.  und  17.  Jahr- 
hundert», 2)  Arch.  II.  I.  21.  Bestallungabueh  der  Stadt  bediensteten  d a. 
1 f>60  -15D4,  3)  1.  c.  1.  2«,  .135.  gemeiner  Stadt  Diener  Ausgaben  1073—1621, 
4J  I.  c.  1,  7'.i.  st«!.  Lobnordnungeti  d.  u.  105t* — 1662.  Behufs  Umrechnung 
der  im  Folgenden  angeführten  Besoldungssätze  in  unsere  moderne  Währung 
cfr.  pug.  4‘J  Anm.  1. 
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Da,  wie  betont,  die  höchsten  Ämter  fast  durchgängig  als 
Ehrenämter  unbesoldet  waren,  so  fielen  die  eigentlichen  Beamten- 
besoldungen weder  im  städtischen  Ausgabe-  noch  im  privaten 
Einnahmebudget  der  Bürgerschaft  sehr  ins  Gewicht.  Sie  be- 
trugen in  den  Jahren  1580 — 1000  durchschnittlich  521  rh.  fl.,1) 
und  verteilten  sieh  auf  nachstehende  Personen  in  folgender  Weise: 

1 ) Besoldung  des  St  adtschreibers  oder  Kanzlei  Verwalters 
(mit  juristischer  Bildung  cfr.  pag.  89)  125  rh.  fl. 

2)  Besoldungen:  des  Rentstüblinsschreibers  (mit  finanz- 
technischer  Schreibstubenbildung)  100  rh.  fl.;  desStadt- 
advoeaten  (ausschliesslich  der  Accidentieu)  30  rh.  fl.; 
des  Stadtmedicus  100  rh.  fl.:  des  Zeugmeisters  (des 
patrizischen  Zeughausdirectors)  100  fl.;  des  lateinischen 
Schulmeisters  (ausschliesslich  des  Schulgeldes  von 
17  xr.  pro  Schüler  im  Jahr!  OG  rh.  fl. 

Hiezu  erhielten  diese  sämmtlichen  Beamten  noch  Dienst- 
wohnungen bzw.  Wohnungsgeldentschädigungen  in  der  Höhe 
von  5 — 8 //.G,  5,5—9  rh.  fl.  cc.  Die  höchste  Naturalcompetenz 
besass  der  pecuniiir  wohl  am  schlechtesten  gestellte  lateinische 
Schulmeister:  24  Zentner  Korn  und  1,5  Fuder  Wein  für  sich 
und  seinen  Provisor. 

Die  städtischen  Beamten  zweiter  Klasse,  die  Stadtbe- 
diensteten  oder  Diener,  gliederten  sich  in  Absicht  der  Grösse 
und  Beschaftenheit  ihrer  Gehälter  in  4 Gruppen. 

Zur  ersten  Gruppe  gehörten  vorab  die  städtischen  Sub- 
alternbeamten: der  Gerichtsschreiber,  der  Canzleisubstitut, 
die  niederen  Finanz-  und  Marktbeamten:  der  Grosszoller,  der 
Zoller,  der  Grödtmeister,  die  3 Marktverseher.  die  4 Unter- 
käufer, ferner  der  deutsche  Schulmeister,  die  verschiedenen 
städtischen  Werkmeister,  z.  B.  die  Zimmer-,  Brunnen-  und 


■)  Die  Besoldungssätze,  deren  Dauer  auf  längere  Zeit  übrigens  aus- 
drücklich vorgesehen  war,  mussten  den  Jahren  1560 — 1600  entnommen  werden 
(Arch.  I.  28,  385).  Doch  stimmen  zu  dem  gefundenen  Satz  von  521  rh.  H. 
auch  die  Stadtrechnungen  der  J.  ICO*  u.  1610 — 16,  die  unter  der  Rubrik 
«Besoldungen  der  Beamten  u.  Verehrungen  der  Ratsherren“  (also  ein- 
schliesslich der  in  obige  521  tl.  uicht  eingerechneten  Ratssitzungsdiäten)  eine 
Durchschnittssummc  von  642  rh.  fl.  aufweisen,  cfr.  Anlage  11,  1 b.  ln  den 
2ocr  Jahren  des  17.  Jahrh.  erhöhten  sich  die  Besoldungssätze  entsprechend 
den  gesteigerten  Lebcnstnittelpreisen  cfr.  cup.  III. 
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Stadtgrabenmeister,  endlich  die  grosse  Menge  städtischer  Werk- 
und  Waarensckaner:  die  Unbau-,  Stecken-,  Brot-,  Fleisch-, 
Schmalz-,  Fischschauer  u.  s.  w.  Alle  diese  Beamte  stellten  sich 
auf  42— 61  rh.  fl.  im  Jahr  und  hatten  ausserdem  noch  freie 
Wohnung  und  vereinzelt  Korn-  und  Weinbezüge.  Eine  Stufe 
tiefer  mit  einem  Jahresgehalt  von  20—30  rh.  fl.,  freier  Wohnung 
und  teilweiser  Natural  Verpflegung,  stunden  die  städtischen 
Knechte,  wie  z.  B.  die  Rats-,  Ungelter-,  Grödt-,  Bau-,  Kalk- 
lind  Brunnenknechte,  ebenso  das  Dienstpersonal  des  Marstalls, 
die  Wächter  in  den  Kornlauben,  auf  den  Thoren,  in  den  Vor- 
städten, und  noch  viele  ähnlich  niedere  Diener. 

Die  dritte  Gruppe  bildeten  Leute  von  der  Dienststellung 
eines  Bettelvogts,  Bannwarts,  Stadtboten,  Stadtkarrers,  Stadt- 
hirten, die  jährlich  mit  ii — 12  rh.  fl.  entlohnt  wurden  und  überdies 
noch  die  Wohnung,  die  Nahrung  und  in  gewissem  Umfange  auch 
die  Kleidung  von  der  Stadt  geliefert  erhielten. 

Diese  3 Bedienstetengruppen,  deren  also  keine  ausschliesslich 
auf  Sporteln  gesetzt  war,  wennschon  alle  Stadtdiener  kleinere 
gebührenartige  Nebeneinkünfte  haben  mochten,  verursachten  der 
Stadt  in  den  Jahren  1608  u.  1610—16  einen  durchschnittlichen 
Aufwand  von  12351  rh.  fl.  (cfr.  Anlage  II.  1 b.)  Darnach  betrug 
der  gesummte  Besoldungsaufwand  während  obiger  Zeit,  also  der 
Besoldungsaufwand  einschliesslich  der  Beamtenbesoldungen  und 
Ratsverehrungen:  1881  rh.  fl.,  ein  Ausgabeposten,  zu  dem  der 
Münchner  Commissionsbericht  die  kritische  Bemerkung  macht: 
viel  überflüssige  Diener. 

Hierin  nicht  miteingerechnet  waren  und  nicht  zu  berechnen 
sind  die  Lohneinkünfte ’)  der  4ten  Dienergruppe.  Diese,  von 
ausschliesslich  gebülirenhaftem  Charakter,  entfielen  besonders  auf 


')  Zu  einem  Abschnitt  über  (len  Ertrag  der  Lohnarbeit  überhaupt, 
der  hier  wohl  um  l’latz  gewesen  wäre,  mangeln  die  Quellen.  Nur  das  sei 
bemerkt,  dass  die  in  den  Lohnordnungen  (ct'r.  pag.  SO  Anm.  i)  verzeichne. teil 
Diensthoten-.luhrlöbne  durchweg  das  Einkommens-Niveau  der  untersten  noch 
eine  fixe  Hesoldung  beziehenden  Stadtdiei.er  nicht  überschritten.  Ungerechnet 
Kost  und  Logis,  erhielten  .-in  Karrenknecht  n rii.  H.  M xr,  der  Hausknecht 
eines  Wirtshauses  il  rh.  6.,  die  Köchin  eines  Wirtshauses  0 rh.  fl.,  eine 
Eeldmagd  4 rh.  tl.  52  xr.,  eine  gewöhnliche  Magd  4 rh.  fl.  :t4  xr.  Verab- 
reichung von  Kleidern  etc.  war  dabei  aber  ausdrücklich  untersagt,  cfr.  auch 
pag.  5o  u.  52,  deu  Jahrlohn  eines  Kebkuechtcs  bclr. 
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die  städtischen  Marktknechte,  deren  es  zu  Zeiten  in  Über- 
lingen wohl  an  die  Hundert  gab.  Wir  zählten  allein  nach  den 
in  diesem  Punkt  recht  linken  hatten  Ratswahlverzeichnissen  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts ’)  ca.  60  Personen:  30  Kornmesser, 
« — 10  Kornsehiitter,  12  Trüge!  (Kornträger),  1 Wagenspanner, 
l Fronwäger,  l Weinschöpfer,  4—6  Weinlader.  Die  Sporteln 
für  die  Dienstleistungen  dieser  Knechte  wurden  von  ihnen  selbst 
nach  amtlich  tixirter  Taxe  erhoben,  ein  Teil  des  Ertrages  — bei 
den  Weinladern  z.  B.  ein  Drittel  — wurde  an  die  Stadtcasse 
abgeführt,  der  Rest  blieb  ihr  Einkommen.  So  geringfügig  auch 
die  Sporteln  an  sich  waren,  vom  Sack  Korn  z.  B.  betrug  der 
Sportelsatz  für  den  Trögel  einen  Pfennig,  so  warfen  doch  sicher 
gerade  diese  Sporteleinkünfte  bei  der  Grösse  des  Uberlinger 
Marktverkehrs  aufs  Jahr  berechnet  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  recht  schöne  Summen  ab,  die  besonders  den  Haushaltungen 
der  ärmeren  Bürgerschaft,  aus  denen  natürlich  die  Marktdiener 
hervorgingen,  zu  gute  kamen. 

Was  sodann  den  Creditverkehr  und  seine  Bedeutung  für 
das  private  Uberlinger  Haushaltungsbudget  anlangt,  so  ist  eine 
zahlenmässige  Grössenbestimmung  der  während  bestimmter  Wirt- 
schaftsperioden durchschnittlich  contrahirten  und  getilgten  Privat- 
schulden  der  Bürgerschaft  nach  unseren  Quellen  ausgeschlossen. 
Aber  wir  kennen  die  Hauptform  der  privaten  Creditbedürfnis- 
befriedigung  und  sind  damit  zu  allgemeinen  Rückschlüssen  be- 
züglich des  Standes  der  privatbttrgerlichen  Schnldverhältnisse  in 
Überlingen  befähigt.  Als  wichtigste  gesetzlich  autorisirte  Form 
des  privaten  Creditgeschäftes  exislirte  seit  Jahrhunderten  in 
Überlingen  die  bereits  im  Abschnitt  über  den  Weinbau  erwähnte 
Geldleihe  auf  Wein:  „es  mag  auch  einer  einem  Bürger  wohl 
auf  Wein  leihen  und  denselben  au  Schulden  emphahen,  jedoch 
auf  unser  Rechnung  und  anderst  nit“.'1)  Die  Geldleihe  auf  Wein 
bestund  mithin  in  einem  Schuldvertrag,  laut  welchem  der  Credit- 
nehmer  sich  verpflichtete,  den  Wert  des  geliehenen  Capitals  in 
Wein  jeweils  nach  Schluss  des  Herbstes  zurückzuerstatten,  und 
der  Creditgebende  diesen  Wein  entsprechend  den  officiellen 
städtischen  Steueranschlägen  bewerten  und  als  Zahlungsmittel 

')  Ergänzt  durch  den  Münchn.  Commiss.-ßer.  Abschn.  5. 

*)  cfr.  die  Satzungen  des  17.  Jahrli.  Tit.  31  u.  pag.  60. 
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annehmen  musste.  Dabei  fand  jedoeh  eine  directe  Zinsvergütung: 
nicht  statt.  Seinen  Zins  erhielt  der  Gläubiger  in  dem  Mehrwert, 
der  vom  Wein  beim  marktmässigen  Verkaufe  erzielt  wurde,  und 
der  nach  dem  früher  gesagten,  zumal  bei  vorausgehender  Keller- 
lagerung, ganz  enorme  Gewinnste  abwerfen  konnte.  Diese  Art 
von  Realcredit  hatte  bei  den  damaligen  überaus  günstigen 
Ertragsverhältnissen  des  Weinbaus  für  beide  Contrahenten  ihre 
grossen  Vorteile.  Dass  zum  längsten  nach  Verflnss  einer  ein- 
jährigen Wirtschaftsperiode  die  ganze  Schuld  oder  bei  grösseren 
betragen  ein  Teil  derselben  amortisirt  werden  musste  und  so 
dem  Geldausleihenden  nach  relativ  kurzer  Zeit  seine  Capitalien 
zu  event.  anderweitiger  Verwendung  wieder  zur  Verfügung 
stunden,  sicherte  dem  meist  wohl  productivcreditbedürltigen 
Weinproducenten  die  Leichtigkeit  seiner  Creditbediirfnisbefrie- 
digung.  Andererseits  war  dieser  Credit  eben  langfristig  genug, 
um  einer  wirtschaftlichen  Ausbeutung  des  entliehenen  Betriebs- 
capitals  Raum  zu  geben,  und  doch  wurde  in  folge  der  vertrags- 
mässigen  jährlichen  Schuldentilgung  einer  andauernden  Ver- 
schuldung der  Rebgiiter  und  damit  einer  Überschuldung  vor- 
gebeugt,')  wie  sie  unsere  modernen  Bodencreditverhältnisse  viel- 
fach im  Gefolge  haben.  Allerdings  konnte  dieser  Credit  nicht 
gerade  billig  genannt  werden.  Wenn  wir  die  durchschnittliche 
Steuertaxe  des  Fuder  Wein  in  den  Jahren  1550—1620  von 
42  rh.  fl.  und  die  durchschnittliche  Höhe  des  Marktpreises  von 
47  rh.  fl.ä)  in  Rechnung  ziehen,  so  belief  sich  die  Verzinsung 
derartiger  Anleihen  auf  ca.  12  "0.  Dafür  trug  aber  auch  der 
Gläubiger  selbst  das  Risiko  für  seinen  Zins,  und  es  bedurtle 
noch  eines  wirtschaftlichen  Kraftaufwandes  von  seiner  Seite,  um 
denselben  flüssig  zu  machen:  ausserdem  war  der  Schuldner  gegen 
die  Hauptgefahren  eines  solchen  Credit  Verkehrs,  gegen  rechts- 
widrige Steigerung  des  Zinsfnsses  durch  minderwertige  Wein- 
taxirung, gesetzlich  geschützt.  Vorteilhafter  noch  selbstver- 
ständlich gestaltete  sich  die  Lage  des  geldausleihenden  Kapi- 
talisten. Derselbe  konnte  ohne  Schwierigkeit  sich  jederzeit  von 


')  l'licf  ilio  mutmassliche  (iesammt  Schuldenlast  der  Bürgerschaft  cfr. 
pag.  s:i  Aum.  4. 

5)  42  rh.  H.  Steuertaxe  plus  dem  Mittel  des  höchsten  Murktpreia- 
zuscblages  (cfr.  pag.  .js)  von  fi  rh.  11. 
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der  Solidität  der  Wirtschaftsführung  seines  Schuldners  und  der 
Sicherheit  seiner  Kapitalanlage  durch  Besichtigung  des  Reb- 
standes  überzeugen,1)  er  hatte  in  jedem  Fall  den  pfandrechtlichen 
Zugriff  auf  den  Naturalertrag,  erhielt  nach  Jahresfrist  sein 
Kapital  zurück  und  bezog  überdies  eine  im  Vergleich  mit  dem 
gewöhnlichen  5 °/0  Zinsfuss  (cfr.  cap.  Itl.)  unter  allen  Umständen 
erheblich  bessere  Rente.  Derartige  Creditgesehäfte  entsprachen 
am  meisten  dem  um  die  Wende  des  löten  Jahrhunderts  doch 
noch  immer  vorwiegend  natural  wirtschaftlichen  Cha- 
rakter des  llberlinger  Wirtschaftslebens  und  hatten  darum 
die  grösste  Verbreitung  in  Uberlingen.  Natürlich  wurden  da- 
neben auch  noch  andere  auf  Personal-  und  Immobiliarcredit9) 
beruhende  Geldgeschäfte  abgeschlossen.  Der  letztere,  der  hypo- 
thekarische Credit,  kam  besonders  oft  fremden  Schuldnern 
gegenüber  zur  Anwendung,  was  z.  B.  aus  den  häufigen  Klagen 
über  die  Unrentabilität  der  vielen  fremden  Unterpfandsbriefe  in 
den  Kriegszeiten  des  Uten  Jahrhunderts*)  hervorgeht.  Diese 
Kapitalanlagen  verzinsten  sich  durchschnittlich  zu  ö °/#. 

Wenn  endlich  hier  noch  das  Spital  in  die  Grundlagen  des 
privaten  llberlinger  Wirtschaftslebens  miteingerechnet  wird,  so 
hat  dies  darin  seine  Berechtigung,  dass  die  Nutzung  des  Spitals 

jedem  Bürger  ohne  Unterschied,  dem  reichen  gleichwie  dem 

armen,  unter  gewissen  Voraussetzungen  jederzeit  offen  stund, 
und  dass  es  thatsächlich  auch  zu  allen  Zeiten  eine  beträchtliche 
Anzahl  von  Bürgern  gab,  denen  das  Spital  ganz  oder  teilweise 
die  private  Haushaltung  abnehmen  musste. 

Das  im  Laufe  des  i:t.  Jahrhunderts  in  Überlingen  gegründete 
Hospital  zum  h.  Geist,  das  heute  noch  existirt.  und  ein  Vermögen 
von  ca.  4 Millionen  besitzt,4)  war  schon  im  IG.  und  17.  Jahr- 
hundert nächst  dem  von  Biberach  das  reichste  weit  und  breit 

')  Wozu  auch  der  Umstand,  dass  jede  von  Seiten  eines  Uberlingcr 
Hin  wohnen  hei  einer  fremden  nicht  ühcrl  ingischen  Person  vorgenommene  oder 
beabsichtigte  Kapitalaufnalnue  der  in  den  Kirchen  versammelten  Gemeinde 
öffentlich  verkündigt  werden  musste,  sicherlich  nicht  wenig  beitrug,  cfr. 
Ratsprot.  v.  13.  Mai  läOS. 

ä)  cfr.  cap.  III. 

3|  cfr.  Arcli.  I,  US,  72S  u.  732.  Kriegsacten  der  J.  1U44  u.  1U47. 

*)  Nach  gell,  mündlicher  Mitteilung  des  derzeitigen  Herrn  .Spital- 
verwalters A.  Lezkus. 
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in  der  Umgögend.*)  Es  gehörten  demselben  damals  5 Ämter 
mit  im  Ganzen  33  Dörfern,  Höfen  und  Weilern,  (cfr.  weiter  unten, 
cap.  III.).  Dieser  ländliche  Grundbesitz  bildete  die  Haupt- 
einnahmequelle des  Spitals,  und  dementsprechend  bestunden  auch 
seine  Haupteinnahmen  in  Naturalien,  besonders  in  Wein-  uml 
Konigülten.  Nach  einer  Durchschnittsberechnung  ans  den  Jahren 
1620—26’)  stellten  sich  die  Gesammteinnahmen  des  Spitals  auf 
jährlich  26743  rh.  fl.,3)  sie  erreichten  damit  etwa  die  Hälfte  der 
städtischen  Einnahmen,  die  in  obigen  7 Jahren  durchschnittlich 
50235  rh.  fl.  betrugen,  (cfr.  Aul.  II.  2 a.). 

Von  diesen  26  743  rh.  fl.  beruhte  nur  ein  kleiner  Bruchteil, 
1240  rh.  fl.,  auf  Bareinnahmen,  zu  denen  noch  ein  Zinsertrag 
von  11O00  rh.  fl.  ausgeliehener  C'apitalien  kam;  den  Haupt- 
einnahmeposten mit  1805s  rh.  fl.,  also  ca.  68  * 0,  lieferten  die 
Frucht-  und  Weinverkäufe.  An  Früchten  nahm  das  Spital  in 
den  Jahren  1621  — 23  im  Durchschnitt  jährlich  2039  Malter  ein: 
824  Malter  Veesen,  431  Malter  Roggen  und  784  Malter  Haber. 
Der  Naturalertrag  an  Wein  war  nicht  zu  constatiren.  doch 
muss  derselbe  gleichfalls  sehr  erheblich  gewesen  sein,  denn  die 
Rechnungen  von  1620—26  weisen  einen  jährlichen  Weinerlös 
von  14  763  rh.  fl.  auf.  Der  Rest  des  spitälischen  Einnahme- 
budgets setzte  sich  aus  ausserordentlichen  Einnahmen  zusammen, 
die  teils  aus  der  Spitalwirtschaft  selbst,  aus  gelegentlichen 
Pferde-,  Vieh-,  Schweine-,  Fischverkäufen  etc.  resnltirten,  teils 
durch  Gottesgaben,  Abzug-  und  Pfründnergelder  einkamen,  welch 
letztere  im  Jahr  1620  z.  B.  1798  rh.  fl.  betrugen. 

Dem  stunden  jährliche  Ausgaben  von  23  862  rh.  fl.  gegen- 
über. Den  grössten  Ausgabeposten,  ca.  65 n 0 sümmtlicher  Auslagen, 
veranlasste  der  Unterhalt  der  Spitalinsassen.  „Für  wöchentlichen 
Hausbrauch“  erhielt  der  Spitalmeister  im  Jahr  durchschnittlich 
15  577  rh.  fl.4)  Von  dieser  Summe  musste  die  Verköstigung 


*)  cfr.  Münchner  Oomm.-Ber.  Absehn.  12. 

5)  cfr.  die  Stadt  rechnungen  der  angeführten  Jahre.  Ruhrik:  apit&liache 
Rechnung.  Frühere  Daten  konnten  nicht  ermittelt  werden. 

’)  154  010  Mk.  cfr.  Hanauer  1.  c.  pug.  503,  der  den  Wert  des  rh.  fl. 
iu  den  Jahren  1620 — 24  auf  durchschnittlich  7 fr.  2(1  c.  = 5 Mk.  76  ^ 
bestimmt. 

‘)  «9  723  Mk. 
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und  Verpflegung  sämmtlicher  Spitäler  ' einschliesslich  des  spi- 
tälischen  Wirtschaftspersonals  bestritten  werden.  Den  zweit- 
höchsten Posten,  1609  rli.  fl.,  bildeten  die  Zinszahlungen,  die  das 
Spital  meist  auf  Grund  von  Zinsgarantien  für  städtische  An- 
leihen zu  leisten  hatte. 

Die  Spital  in  sassen.  denen  obige  15577  rh.  fl.  zum  jährlichen 
Lebensunterhalt  dienten,  wurden  Pfründner  genannt.  Es  gab 
eine  obere  und  eine  untere  Pfründe.  In  die  untere  Pfründe 
kamen  alle  „um  Gottes  Willen“  ins  Spital  Aufgenommenen,  also 
die  armen  vermögenslosen  Bürger;  in  die  obere  Pfründe,  die 
sog.  untere  Stube,  musste  man  sich  mit  mindestens  200—300 
rh.  fl.  einkaufen,1)  und  konnte  in  diesem  Fall  bis  zu  25  0 0 der 
Leibgedingskaufsumme  für  seinen  jährlichen  Lebensunterhalt  be- 
anspruchen.2) Für  gewöhnlich  hatte  das  Spital  etwa  130  Pfründner. 
Bedenkt  man  nun,  dass  die  gesammte  Bürgerschaft  in  guten  Zeiten 
nur  800  bis  850  Köpfe  zählte,  — und  nur  um  die  Bürgerschaft 
handelt  es  sich  hier,  da  das  Nichtbürgersein  eo  ipso  vom  .Spital- 
genuss ausschloss  (cfr.  pag.  27)  — und  dass  ferner  es  nicht 
mehr  als  etwa  ein  Viertel  weibliche  Pfründniesser  waren,3)  so 
beweist  die  Zahl  von  130  bzw.  97  männlichen  Spitalpfründnern 
nichts  geringeres,  als  dass  durchschnittlich  der  achte  bis  nennte 
Bürger  in  Überlingen  ganz  oder  grösstenteils  auf  Spitalkosten 
lebte. 

Diese  andauernd  hohe  Frequenz  des  Spitals  erscheint 
zweifelsohne  unvereinbar  mit  gesunden  wirtschaftlichen  Zu- 
ständen. Mochten  in  einzelnen  Fällen  die  Beweggründe  zum 
Eintritt  ins  Spital  noch  so  gerechtfertigt  sein,  aber  ein  volles 
Achtel  der  Bürgerschaft  konnte  doch  nur  dann  in  seiner  Existenz 
von  der  Unterstützung  aus  öffentlichen  Mitteln  mehr  oder  weniger 
abhängen,  wenn  irgend  ein  Kardinalpunkt  im  Wirtschaftsleben 
Überlingens  krankte,  wodurch  das  Zustandekommen  solid  fundirter 
Einkünfte  vereitelt  wurde.  Bei  der  Leichtigkeit  des  Erwerbs, 
die  durch  die  Ergiebigkeit  des  Weinbaus  und  den  Marktverkehr 


’)  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  12. 

4)  cfr.  flberl.  Steuerbuch  d.  a.  1008.  Rubrik:  Der  Spithal. 
a)  Im  Jahr  icos  gehörten  der  oberen  Pfründe  42,  lönil:  40,  1610:  42 
Personen  an,  darunter  jeweils  10  Frauen  (cfr.  die  Steuerbücher  der  cit.  Jahre). 
Dasselbe  Qeschlechtervcrhältniss  wurde  hienach  auch  für  die  untere  Pfründe 
angenommen. 

Sebbfsr,  WirttohsfU*  u.  FlasozfMoblcht«  der  R«lcb»aUdt  CbtrUDfan.  0 
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bedingt  war.  konnte  die  Schuld  nur  an  dem  unökonomischen 
Verhalten  der  einzelnen  Privat  wirtschaftet-  liegen,  deren  Grund- 
sätze vielfach  denen  haushälterischer  Sparsamkeit  widersprachen. 
Rin  gewisses  unüberlegtes  Daraufloswirtschaften  muss  damals  in 
vielen  Haushaltungen  Überlingens  an  der  Tagesordnung  gewesen 
sein,  das  nicht  znnt  mindesten  durch  das  beruhigende  Bewusstsein 
genährt  und  grossgezogen  wurde,  im  Falle  eines  finanziellen 
Banquerotts  in  der  Spitalstube  immer  noch  eine  ausreichende 
Altersversorgung  zu  finden.  Man  war  in  Überlingen  nicht  blind 
gegen  diese  Schäden  und  machte  auch  verschiedene  Versuche 
sie  abzustellen,  begreiflicherweise  aber  ohne  nachhaltigen  Erfolg, 
da  streng  genommen  in  der  städtischen  Verwaltung  aus  denselben 
Gründen,  in  Folge  allzu  intimer  Anlehnung  ans  Spital,  die  gleichen 
Missstände  wie  in  mancher  Familienwirtschaft  herrschten.  Wir 
werden  im  weiteren  Verlaufe  unserer  Untersuchung  Gelegenheit 
haben,  auf  diese  Dinge  zurückzukommen,  (cfr.  cap.  III.)  und 
citiren  hier  nur  noch  Ratsbeschlüsse,  die  den  Beweis  dafür 
liefern,  dass  die  überhandnehmende  Spitalsucht  als  ein  öffent- 
liches Übel  empfunden  und  von  den  IJberlinger  Behörden  bekämpft 
wurde.  Am  27.  Mai  15631)  trat  der  Magistrat  dem  Pfründner- 
unwesen mit  einem  Ratsbeschluss  entgegen,  laut  welchem  den 
Spitalpfründnern  das  passive  Wahlrecht  für  den  kleinen  Rat 
und  das  Gericht  entzogen  wurde;  energischer  noch  ging  der  Rat 
vom  .Tahr  1593*)  vor,  der  aufs  strengste  jede  Pfründnerannahme 
untersagte:  „es  sei  dann  augenscheinlich  die  grösste  und  äusserste 
Not  vorhanden“.  Diese  letztere  Massregel  war  offenbar  auf  die 
Dauer  nicht  aufrecht  zu  erhalten,  denn  als  im  Jahr  l«00s)  die 
Pfründnerfrage  von  Neuem  der  Gegenstand  einer  Ratsverhandlung 
wurde,  begnügte  man  sich  damit,  durch  Erhöhung  der  Einkauf- 
summe  nach  dieser  Seite  hin  wenigstens  dem  immer  weiter 
wuchernden  Spitülertum  Einhalt  zu  thun. 

Das  bisher  Eruirte  hat  den  Zweck  gehabt,  die  verschiedenen 
Erwerbsmöglichkeiten,  die  der  Bewohnerschaft  der  Stadt  Über- 
lingen sich  darbot-en.  ihrem  wirtschaftlichen  Werte  nach  im 
Allgemeinen  zu  clmrnkterisiren.  Wir  schliessen  nun  dieses 

')  Rataprot,  <1.  <1.  c. 

*)  Ratsprot.  v.  12.  Nov.  159B. 

3)  Rataprot.  v.  20.  April  luoo. 
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Capitel  mit  einer  Betrachtung-  der  actuellen  Vermögenslage 
der  Bürgerschaft  im  Jahr  1608,  um  an  dem  thatsächliehen 
Vermögensstande  der  einzelnen  Bürgerkreise1)  den  Nachweis  im 
Einzelnen  zn  liefern,  wie  weit  die  von  uns  gefundenen  Erwerbs- 
quellen in  Überlingen  zur  Bildung  vermögensrechtüch  fündirter 
Privatwirtschaften  geführt  hatten,  wie  gross  hienaeh  die  ökono- 
mische Selbständigkeit  und  das  Mass  des  Wohlstandes  bei  den 
verschiedenen  Bevölkernngsschichten  Überlingens  gewesen  ist. 
Als  Quelle  liiefür  dienen  uns  die  im  städtischen  Vermögens- 
Steuerbuch  des  Jahres  1608*)  niedergelegten  Vermögensangaben, 
die  in  Form  einer  Vermögens-  oder  Wohlstandstabelle  im  An- 
hänge dieser  Arbeit  als  Anlaue  I abgedruckt  sind.*) 

Laut  dieser  Vermögenstabelle  repräsentirte  im  Jahr  1608 
das  Gesammtvermögen4)  der  Uberlinger  Bürgerschaft  einen 

')  ln  die  Begriffe  Bürgerschaft  und  Bürger,  die  wir  iui  Folgenden  der 
Kürze  halber  .stets  zur  Bezeichnung  der  in  ihren  Venuögeiisvcrhültnissen 
geschilderten  Personen  gebrauchen  werden,  sind  eingeschlossen:  die  orts- 
anwescndeu  Bürger  und  Satzbürger  Überlingens.  Besprochen  wird  also  die 
Lage  der  gesanimten  ortsanwesenden  Uberlinger  Bevölkerung.  Dagegen 
bleiben  zunächst  hier  unberücksichtigt  di«  ortsabwesenden  Bürger,  die  [.and 
und  Ausbürger,  deren  Vermögen  zwar  steuerreehtlich  nach  Überlingen  ge- 
hörte, (cfr.  eap.  III.)  als  Krgebniss  des  Uberlinger  Wirtschaftslebens  aber, 
weil  in  seinen  fahrenden  Bestandteilen  an  auswärtige  Krwerbsverhältnisse 
gebunden,  nnr  wenig  ins  Gewicht  fällt;  und  ebenso  die  nur  mit  einem  Ver- 
mögensteil Überlingen  steuerpflichtigen  Aasmärker,  (cfr.  eap.  III.).  Ferner 
haben  wir  auch  die  Vermögen  verwaister  nnd  halbverwaister  Geschwister, 
obschon  dieselben  künftighin  den  Vermügensbesitz  verschiedener  Steuer- 
subjekte bildeten,  als  Einheit  aufgefasst,  und  dieselben  jeweils  als  das  Ver- 
mögen eines  Überl.  Bürgers  in  unsere  Berechnung  miteingeschlossen,  weil 
eine  entsprechend  genaue  Vermögensdivision  durch  die  ungenauen  Angaben 
de*  Steuerbuchs,  das  nur  bisweilen  die  Namen  der  „pueri“  nnfiihrt,  aus- 
geschlossen war. 

*)  1808  Steyrhuoeh  Gemaincr  Statt  Uberlingcnn. 

*)  Da  wir  über  die  von  uns  bei  der  statistischen  Bearbeitung  des 
Steuerbuchs  von  1808  befolgten  Grundsätze  specielle  Rechenschaft  »biegen 
wollten,  eine  Reihe  derartiger  Bemerkungen  in  den  Text  selbst  verflochten 
aber  den  Fortschritt  unserer  Darstellung  störend  unterbrochen  hätte,  so  sind 
dieselben  in  den  Anhang  verwiesen,  wo  alles  im  DCtail  zu  finden  ist,  was 
für  ilie  methodische  Begründung  unserer  tabellarischen  Vemiögenzdarstelluug 
notwendig  erschien. 

4)  Mit  Ausschluss  des  steuerfreien  Nntzvermögens  aber  mit  Einschluss 
der  Schulden  (cfr.  eap.  ITT).  Die  Unmöglichkeit  des  Abzugs  der  privat- 
bürgerlichen  Schulden  vom  Gesammtvermögen  verleiht  zwar  den  angeführten 

6* 
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Steoercapitalwert  von  1,371  524  rh.  II.,1)  wovon  87*2  481  rh.  H.-) 
(63,6  °/0)  aut'  Liegenschaften*)  und  4V»H 043  rh.  fl.4)  auf 
fahrendes  Vermögen  entfielen.  Von  letzterem  waren  251  63« 
rh.  fl.5)  (18,3  °/0  des  Gesammtvermügens)  in  Pfandbriefen  und 
sonstigen  Creditpapieren  angelegt.  In  dieses  Gesamnitvermögen 
teilten  sich  876  Bürger,  85  “/„  der  im  ganzen  1030  Köpfe  starken 
Bürgerschaft,  und  zwar  600  (58,25  " ,,)  als  Grund-  und  Häuser- 
besitzer, und  308  (29,!t  °/0)  als  G eldcapitalisten  d.  h.  als 
Inhaber  von  Pfandbriefen  und  anderem  Wertpapier  vermögen. 
Den  übrigen  154  Bürgern  (15  °/0  der  gesammten  Bürgerschall) 
fehlte  jedes  steuerbare  Gut. 

Hinsichtlich  sodann  des  speeiellen  Besitzanteils  der  einzelnen 
Bürgerkreise  und  deren  Gliederung  nach  Wohlstandsclassen  zerfiel 
die  Überlinger  Bürgerschaft  des  Jahres  L608  in  drei  Wohlstands- 
hauptgruppen,  die  sich,  wie  unsere  Tabelle  zeigt,  in  unter- 
schiedlichen Vermögensclassen“)  abstuften:  in  eine  Armengruppe, 
eine  Gruppe  des  bürgerlichen  Mittelstandes  und  eine  Gruppe  der 
Wohlhabenden  und  Reichen. 

Zur  Armenclasse  gehörten  alle  diejenigen  Einwohner 


Vermögensdaten  eine  etwas  zu  günstige  Bedeutung,  dürfte  aber  trotzdem 
fiir  das  Gesammtresultat  kaum  ins  Gewicht  fallen.  Bedenkt  mau  nämlich, 
dass  in  den  Begriff  des  fahrenden  Vermögens  (wie  ihn  unsere  Tabelle  fasst. 
Aul.  I.)  ausser  den  Schulden  noch  folgende  4 Steuerobjecte  eilige  schlossen 
wurden:  die  Wein-  und  Getreidnvorräte,  das  Baargeld,  die  Gewerbecapitalien 
und  die  Leibgedingsrochte  (cap.  III.'.  und  berechnet  man  hienach  die  Schulden 
mit  etwa  ein  fünftel  des  fahrenden  Vermögens,  so  nslucirte  sich  obige 
Gesainnitvcrmögenssumme  um  nur  rund  50000  rh.  II , also  auf  den  Kffectivwert 
von  1,321  524  rh.  II..  was  fiir  das  Ganze  sicher  belanglos  ist. 

')  7,433601  Mark.  Hanauer  1.  c.  pag  503  berechnet  die  Kaufkraft  des 
rh.  Gulden  fiir  das  Jahr  1005  auf  0,0  frcs , für  1011  auf  0,95  frcs.  Dies 
ergiebt  einen  Durchschnittswert  von  o frcs  7«  c.  = 5 Mk.  42  5>,  die  wo- 
für das  Jahr  100«  unseren  Umrechnungen  zu  Grund  legen. 

*)  4,728  847  Mk. 

3)  Bei  einem  Steueranschlag  von  424  rh.  fl.  für  das  Juchart  Reben 
(pag.  50)  stellte  sich  der  Gesainmtwert  des  ca.  1200  Juchart  grossen  Über- 
linger Rehgeländes  auf  508800  rh.  fl.  (2,757690  31k.)  oder  58,3  °/„  des 
Liegenschaft  »wertes  ins  Gesammt;  somit  blieben  als  Steuerwert  der  Häuser, 
Höfe  und  Gärten  363081  rh.  fl„  (1,971151  Mk.)  übrig. 

4)  2,704814  Mk. 

»)  1,363878  Mk. 

*)  cfr.  hierüber  zu  Anlage  I.  die  Bemerkungen. 
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Uberlingens,  die  entweder  überhaupt  kein  steuerbares  Ver- 
mögen besassen.  (Tab.  CI.  I)  oder  mit  ihren  Vermögensobjecten 
den  im  .Jahr  1 5i*«  und  1 Gl i»  als  Minimalbflrgeraufnahmevermögen 
statnirten  Steuerwert  von  hundert  rli.  tl  (efr.  pap.  25)  nicht, 
erreichten  (Tab.  CI.  II).  Anno  160*  umschloss  die  Armeuclasse 
nicht  weniger  als  ein  Viertel  der  ganzen  Bürgerschaft : 22r. 
(heruntergekommene)  Vollbürger  ’)  und  51*  Michilente.  Von  diesen 
waren  es  10*  Bürger  und  4t;  Michilente.  die  schlechthin  nichts 
ihr  Eigen  nannten,  als  das  steuerfreie  Nutzvermögen,  das 
sie  auf  dem  Leibe  trugen  und  womit  ihre  ärmlichen  Wohnungen 
ausgestattet  waren : und  1 1 S Bürger  und  1 3 Michilente.  deren 
sämmtliches  steuerpflichtiges  Hab  und  Gut  noch  keine  hundert 
rh.  Gulden1 2)  wert  war. 

Zwischen  beiden  bestund  übrigens  kein  wesentlicher  Unter- 
schied. Allein  schon  der  Umstand,  dass  alle  armen  Bürger  — 
fünf  Familien  ausgenommen  — weder  Haus  noch  Hof  noch 
überhaupt  einigen  Liegenschaftsbesitz  hatten,  quali- 
flcirte  dieselben  als  Glieder  der  gleichen  Besitzstandsgruppe,  die 
sich  in  scharfen  ökonomischen  und  socialen  Gegensatz  zur 
grundansässigen  übrigen  Bevölkerung  setzte.  Und  ebenso 
gleichartig  verlief  ihr  Wirtschaftsleben.  Sümmtliche  Mitglieder 
der  Armeuclasse  — eventuell  von  den  5 Familien  wieder  ab- 
gesehen — sassen.  soweit  sie  eigenen  Haushalt  führten,  in  der 
Miethe  und  bestritten  die  Kosten  ihres  Lebensunterhalts  von 
ihrem  Arbeitseinkommen,  das  sie  meist  wohl  als  Taglöhner 
oder  als  Reh-  und  Marktkncclite  im  Privat-  und  Stadtdienst 
sich  erwarben,  nur  mit  dem  einen  Unterschiede,  dass  dabei  die 
einen  noch  kleine  (steuerpflichtige)  Lebensmittel-  und  vielleicht 
auch  Baargeldvorrate  erübrigten,“)  während  bei  den  andern  der 


1 l'ngerechnet  die  im  Steuerbuch  nicht  verzeichnten,  in«  Spital  um 
trotte«  Willen  uufgeuuuimeuen  Personen,  deren  Anzahl  «ich  1008  aut  ca.  80,00 
belief,  cfr.  pag.  81  Anm.  3. 
a)  542  Jlk. 

:1)  Die  relative  Höhe  de«  Pfandachaftsvertnügens  der  Arinenclasne 
(179!)  rh.  tl  , 27  de»  Olassenvormögeus,  verteilt  auf  an  Bürger,  27.5  % 
der  besitzenden  Classenattgeh&rigeii)  hatte  ihren  Grund  wohl  darin,  dass  die 
beider  Bürge  raufnahme  an  Stelle  der  für  Frauen  auf  50  II.  normirtcu  wirklichen 
Vermögensobjocte  zulässigen  Bürgschaftsscheine  in  den  steuertechntschun 
Begriff  der  Pfaudschaft  miteingeschlossen  warcu. 
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tägliche  Erwerb  im  täglichen  Bedarf  aulging.  Auch  wird  ein 
Teil  derselben  als  Hausgesinde  — mit  und  ohne  Ersparnisse 
— Kost  und  Logis  erhalten  haben,  nnd  einige  wenige  waren 
Gewerbetreibende,  so  z.  B.  ein  Uhrenmacher  mit  34  rh.  fl., 
ein  Balbierer  mit  41  rh.  fl.,  ein  Kühler  und  Weber  udt  57  rh.  fl., 
ein  Büchsenschmied  mit  69  rh.  fl.  Vermögen.1)  Bei  eintretender 
Erwerbsunfähigkeit  fielen  die  armen  Bürger  dem  Spital,  die 
Michileute  der  Familie  ihrer  bürgerlichen  Schutzherreu  zur  Last, 
die  bei  ihrer  Aufnahme  in  die  Michi  sich  schriftlich  für  ihren 
eventuellen  Notbedarf  verbürgt  hatten,  (cfr.  pag.  27.  ) 

Das  Hauptcharakteristiknm,  wodurch  sich  der  Mittelstand, 
dessen  Vermögen  in  4 verschiedenen  nach  socialen  Gesichts- 
punkten aufgestellten  (.'lassen  zwischen  100  und  2700  rh.  fl.!) 
zu  liegen  kamen,  von  der  Armenbevölkerung  unterschied,  war 
seine  Grundansässigkeit.  Wie  scharf  in  dieser  Hinsicht  die 
Grenze  gezogen  war,  zeigen  am  deutlichsten  die  Besitzverhältnisse 
der  untersten  Classe  des  Mittelstandes.  (Tab.  CI.  III.)  Während 
nämlich  von  dem  vermüglichen  Teile  der  Armendasse  (Tab.  CI.  II.  I 
nur  fünf  Personen  oder  nur  3.8  °/#  aller  Classenangehörigeu 
liegende  Güter  versteuerten,  die,  auf  311  rh.  fl.  taxirt,  noch 
keine  5 0 „ des  Classenvermögens  ausmachten,  finden  wir  bereits 
auf  der  untersten  Stufe  des  Mittelstandes,  also  in  Tal).  CI.  III. 
115  Personen,  d.  i.  57°/0  aller  Classenangehörigeu  als  Grund- 
besitzer, deren  Liegenschaftswerte  die  Höhe  von  20826  rh.  fl.. 
52  °/0  des  gesummten  Classenvermögens  erreichten.  Und  dies 
Verhältniss  steigerte  sich  noch  in  den  3 folgenden  ('lassen  (Tab. 
dass.  IV  — VI.)  in  raschem  Tempo8)  bis  zur  Höhe  von  90°,o 
der  Classenmitglieder  und  70,7  #/„  des  Classenvermögens.  Mithin 
waren,  im  Gegensatz  zur  mietsansäsigen  Armenbevölkerung 
ohne  Grundbesitz,  durchschnittlich  über  drei  Vierteil  (463 
Personen,  75,5 °0)  der  Angehörigen  des  Mittelstandes  in  Uber- 
lingen grundansässig,  teils  als  Hauseigentümer,  teils  als 
Weinbergbesitzer  oder  auch  in  beider  Eigenschaft,  und  ihre 
Liegenschaftswerte  (327  467  rh.  fl.)  stellten  mehr  als  drei  Fünf- 

')  cfr.  Steuerbuch  Bl.  24,  s«,  43,  60,  42*. 

*)  14634  Mit. 

J)  In  CI.  IV.  79  "/„  der  Classenangehörigeu.  61  ° „ des  Cl.-Vcnuögcns. 

In  CL  V.  sö  °/#  „ „ 68"/,  „ ,. 

In  CI.  V I.  90  % „ „ 70,7 
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teile  zum  Gesauimtvermögen  des  Mittelstandes.  Von  den  wohl- 
habenden und  reichen  Biirgerclassen  trennte  sodann  den  Mittel- 
stand hauptsächlich  das  Moment,  dass  seine  Angehörigen,  trotz- 
dem sie  gleich  den  wohlhabenden  und  reichen  Bürgern  Ver- 
mögensrente (nicht  blosses  Arbeitseinkommen)  bezogen,  doch 
nicht  wie  jene,  die  zum  Teil  in  öffentlichen  Diensten  unent- 
geldlich  ihre  Zeit  und  Kraft  verbrauchten,  auf  sei bstthätige 
Erwerbsarbeit  verzichten  durften,  wenn  anders  sie  das 
wirtschaftliche  Gleichgewicht  nicht  verlieren  wollten.  Mit  andern 
Worten:  das  Einkommen  des  Mittelstandes  bestund  zwar  teil- 
weise ans  Vermögensrente,  bei  der  aber  die  Arbeitskraft  des  Ver- 
mögenbesitzenden als  Productionsfactor  wesentlich  mit  in  Be- 
tracht kam.  Die  Bürger  des  Überlinger  Mittelstandes  waren  dem 
Mehrteil  nach  selbstthätige  Weinproducenten  und  Einzelne  Ge- 
werbetreibende, deren  Vermögen  zu  einem  blossen  Renten- 
genuss. in  Pachtung  oder  in  anderem  Weg  bezogen,  nicht  aus- 
reichte. Gerade  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Arbeitszwanges 
berührten  sich  selbst  noch  die  beiden  iiussersten  Flanken  des 
Mittelstandes,  deren  Aufwandsfahigkeit  im  übrigen  weit  aus- 
einander ging,  und  insofern  bildet  der  Arbeitszwang  das  Classi- 
licirungsprincip  des  Mittelstandes  gegenüber  den  höchst  vermögenden 
Biirgerclassen.  Innerhalb  des  Mittelstandes,  der  600  Bürger 
und  13  Michileute,  59,5  °/#  der  Bürgerschaft  umfasste,  existirten 
nun  aber  eiue  ganze  Reihe  von  Abstufungen,  anfangend  mit  dem 
kleinen  Weinberger  unterster  Classe  (Tab.  CI.  III.).  der  sich 
vor  den  armen  Leuten  nur  durch  den  Besitz  eines  eigenen  Herdes 
oder  eines  Stückchen  Keblandes  auszeichnete,  bis  hinauf  zu  den- 
jenigen Bürgern,  deren  Einnahmen  bei  einem  Vermögenswert 
von  2700  rh.  fl.  den  höchsten  Besoldungssätzen  der  akademisch 
gebildeten  Überlinger  Beamten  gleichkamen  (cfr.  pag.  75).  Alle 
diese  Vermögeusstnfen.  die  wir  in  den  Bemerkungen  zu  Anl.  I. 
skizzirt  haben,  gingen  so  unvermerklich  in  einander  über,  dass 
von  einem  besonderen  Wirtschafts-  bzw.  Wohlstandscharakter 
der  einzelnen  sich  eigentlich  nicht  wohl  reden,  wenigstens  nichts 
Besonderes  hierüber  sich  beibringen  lässt. 

Wichtig  dagegen  ist  das  Anteilverhältniss  der  Gewerbe- 
treibenden an  den  einzelnen  Vermögensclassen,  da  hienach 
der  ganze  Überlinger  Mittelstand  in  2 Hauptgruppeu  zerfiel:  in 
eine  aus  Gewerbetreibenden  und  Weinbauern  gemischte  Gruppe, 
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und  in  eine  2.  Gruppe  des  vorwiegend  Weinbau-  und 
Weinhandel  treibenden  Mittelstandes.  Soviel  geht  nämlich, 
trotz  der  Dürftigkeit  unserer  (Quellen,  aus  den  Gewerbeangaben 
des  Vermügenssteuerbuches  von  1608  deutlich  hervor,  dass  die 
sänuntlichen  mit  haudwerksmässigem  Kleinbetrieb  beschäftigten 
L berlinger  Gewerbetreibenden  ihrem  Vermögensbesitz  nach  mit 
wenigen  Ausnahmen  in  die  Vermögensdassen  von  100 — 1300 
rh.  tl.1)  (Tab.  01.  III — V.)  gehörten  und  nicht  in  höhere  Ver- 
mögenslagen aufstiegen. 

Wir  zählten  im  Steuerbuch  von  1608  — ungerechnet  die 
Gewerbetreibenden  der  Armendasse  — einen  Sauerbeek.  Weber 
und  Sattler  mit  110—260  rh.  fl.  Vermögen  (Tab.  01.  III.),  einen 
Tuchscherer.  Buchbinder.  Weissbcck  und  Zimmermeister  mit 
307 — 478  rh.  tl.  Vermögen  (Tab.  ('1.  IV.),  einen  Schmied,  Arm- 
bruster,  Müller  und  Krämer  mit  800—857  rh.  tl.  Vermögen 
(Tab.  01.  VA  ferner  23  Fischer  und  Schiffer  mit  Vermögen  von 
unter  100  rh.  tl.  bis  800  rh.  fl.  (Tab.  01.  II — V.),  und  nur  einen 
Beck  und  zwei  Wirthe  mit  1826  und  1438  bezw.  8745  rh.  tl. 
Vermögen  (Tab.  01.  VI— VIII.).*)  Die  Mehrzahl  der  Ge- 
werbetreibenden gehörte  hienach  sicher  zum  ärmeren  Teile 
des  Mittelstandes,  der  an  sich  die  grössere  Hälfte,  478  Personen 
oder  78“/„  des  Mittelstandes,  in  sich  begriff. 

Die  drei  folgenden  Vermögensdassen  von  2700  bis  5300*) 
bezw.  107004)  rh.  tl.  und  darüber  (Tab.  01.  VII— IX.)  enthielten 
die  Vermögen  der  wohlhabenden  und  reichen  Bürger.  Den 
in  diesem  Umfänge  begüterten  Personen  konnte  ihre  Vermögens- 
rente, die  selbst  bei  einem  Vermögen  von  nur  4000  rh.  fl.  — 
dem  Durchschnitt  der  untersten  Olasse  (Tab.  01.  VII.)  des  wohl- 
habenden Bürgerstandes  — zu  5%  berechnet,  die  höchsten 
Oberlinger  Beamtenbesoldungen  weit  übertraf,  zu  einer  standes- 
gemässen  Lebensführung  ausreiehen,  ohne  dass  selbstthätige 
Erwerbsarbeit  oder  gewerblicher  Nebenverdienst  notwendig  ge- 
wesen wäre;  die  wirtschaftliche  Existenz  dieser  Bürgerkreise 


')  7040  Mk. 

*)  cfr.  Steuerbuch  Ul.  5 5,  1 «,  56, 
0 1 *,  55  *,  55,  60  *. 

*)  28726  11k. 

*)  57  994  Mk. 


.!*,  iS,  44*,  43,  48,  42  *.  67,  53, 
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war  vermögensrechtlich  gesichert.  Der  beste  und  officiellste 
hieleg  liiefür  ist  der  Umstand,  dass  von  der  VII.  Vermögeus- 
dasse  ab  .der  Spithal"  aus  unseren  Tabellen  verschwindet,  es 
Spitalpfründner  mit  mehr  als  2700  rh.  fl.  Vermögen  in  Überlingen 
nicht  gab.  Vielleicht  hatte  die  Stadt  in  ihrem  Kampf  gegen 
das  iiberhandnelnnende  Spitülertum  zu  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts eine  Verordnung  erlassen,  durch  welche  die  Aufnahme- 
fähigkeit ins  Spital  bei  einer  mittleren  Vermögensgrösse  begrenzt 
wurde,  wenn  nicht,  so  hielten  es  jedenfalls  thatsächlich  die- 
jenigen Bürger,  deren  Vermögen  im  Allgemeinen  über  2700  rh.  <1. 
hinausgingen,  für  unnötig  und  ihrem  gesellschaftlichen  Ansehen 
nicht  entsprechend,  bei  Führung  ihres  Privathaushaltes  gleich 
ininderbegüterten  Bürgern  an  die  Unterstützung  des  Spitals  zu 
appelliren.  Thatsache  ist  ferner,  dass  die  höchsten  Beamten,  die 
mit  unbesoldeten  Ehrenämtern  betrauten  obersten  Regierungs- 
und Verwaltungsbeamten,  alle  ausnahmslos  Mitglieder  dieser 
obersten  Vermögensclassen  waren.  Der  neue  (regierende)  Bürger 
meister  des  Jahres  1608  Junker  J.  Reutlinger  hatte  z.  B.  ein 
Vermögen  von  6562  rh.  tl.  (Tab.  CI.  VIII.),  der  alte  Bürger- 
meister Jkr.  ,T.  Kessenring  ein  solches  von  12372  rh.  tl- 
(Tab.  CI.  IX.).  Ein  früherer  Bürgermeister,  M.  Messmar 
besass  Vermögensobjecte  im  Wert  von  5175  rh.  tl.  (Tab.  CI.  VII.). 
Das  Vermögen  des  Stadtammans  vom  Jahre  1608  Jkr. 

G.  Haan  betrug  13660  rh.  11.  (Tab.  CI.  IX.),  das  der  beiden 
Kentstüblinsherren  L.  Bschor  und  Jkr.  H.  Schulthais  1933s 
und  23  789  rh.  tl.  (Tab.  CI.  IX.),  das  der  beiden  Ungelter- 
herren J.  Ronbüchel  und  Jkr.  S.  Reutlinger  4848  bezw.  6160 
rh.  tl.1)  (Tab.  CI.  VII  und  VIII.),  und  so  fort.  Daran  reihten 
sich  ferner  die  Vermögen  der  besoldeten  Überlinger  Beamten. 
Beispielsweise  das  Vermögen  des  Kanzleiverwalters  Dr.  jur. 

H.  J.  Beck  mit  10168  rh.  11.  (Tab.  CI.  VIII.),  das  Vermögen 
des  Rentstüblinsschreibers  Th.  Eudrisch  mit  4096  rh.  11. 
(Tab.  CI.  VII.),  des  lateinischen  Schulmeisters  S.  Pfau 
mit  4096  rh.  11.  (Tab.  CI.  VII.),  des  Jkrs.  A.  Oschwald,  Vogts 
zu  Ittendorf,  mit  5960  rh.  11.  (Tab. Ci.  VIII.),  der  beideu  Vogtei- 
amtleute, der  Jkr.  Ch.  Moser  und  A.  Betz  mit  5808  bezw. 


')  cfr.  Steui-rbucb  Bl.  43»,  11,  43,  37«,  31«,  33,  44«,  44. 


Digitized  by  Google 


90 


20004  rli.  fl.1)  (Tab.  CI.  VIII  und  IX.)  etc.  Endlich  beweisen 
noch  eine  Anzahl  weiterer  Patrizier  vermögen  den  vornehmen 
Reichtum  dieser  Vermögensclassen.  So  z.  B.  das  Vermögen  des 
Jkrs.  F.  Brandenburger  im  Umfange  von  13000  rh.  fl.,  des 
Jkrs.  C.  Esslinsberger  im  Umfange  von  13  640  rh.  fl.,  des  Jkrs. 
H.  v.  Freyburg  im  Betrag  von  1 5752  rh.  fl.,  des  Jkrs.  H.  Aeeh- 
begg  im  Betrag  von  16  646  rh.  fl.,  des  Jkrs.  Rochus  Reiehlin 
v.  Meldegg  im  Betrag  von  24040  rh.  fl.  und  schliesslich  das 
Vermögen  des  reichsten  Überlinger  Bürgers,  des  Jkrs.  Sebastian 
Reutlinger,  im  Wert  von  38800  rh.  fl.,4)  (210296  Mk.).  Ausser 
den  zahlreichen  Beamten-  und  Patrizierfamilien  gehörten  auch  be- 
stimmte zunftbürgerliche  Familien,  besonders  die  Zunftmeister- 
familien (z.  B.  der  Oberstzunflmeister  A.  Waibel  mit  10200 
rh.  fl.  Vermögen)4)  zu  den  wohlhabenden  und  reichen  Uberliugern, 
unter  denen  im  übrigen  der  Gewerbestand  gar  spärlich,  unseres 
Wissens  eigentlich  nur  durch  den  Ochsenwirth  H.  Rüefer  und 
dessen  Vermögen  von  8745  rh.  fl.  vertreten  war. 

Im  ganzen  lebten  anno  1608  in  Überlingen  117  wohlhabende 
und  15  reiche  d.  h.  solche  Bürger,  deren  Vermögen  grosser  als 
10700  rh.  fl.  waren.  Sie  alle,  132  an  der  Zahl,  12,8®/»  der 
Bürgerschaft,  hatten  Grundbesitz  — überwiegend  natürlich  Reb- 
giiter  — , der  gleich  wie  beim  Mittelstand  ca.  drei  Fünftel  des 
Classenvermögens  ausmachte.  Ausserdem  besassen  98  Personen 
(ca.  75°/0  der  Classenangehörigen)  Wertpapieivei  mögen  in  dem 
beträchtlichen  Umfange  von  23%  des  Classenvermögens,  hinter 
dem  der  Mittelstand  mit  nur  9,3%  Pfandbriefvermögen,  verteilt 
auf  174  Inhaber  oder  ca.  28%  seiner  Mitglieder,  erheblich 
zurückstund. 

Recapituliren  wir  kurz  das  Gesagte,  so  gliederte  sich  also 
die  Überlinger  Bevölkerung  in  drei  scharf  umgrenzte  Besitz- 
und  Wohlstandsgruppen.  Zu  unterst  kamen  die  armen,  lediglich 
von  ihrem  Arbeitseinkommen  lebenden  Überlinger  Mietsleute: 
in  der  Mitte  der  grundansässige,  aus  Weinbauern  und  Ge- 
werbetreibenden (Handwerkern)  zusammengesetzte,  von  Ver- 
mögensreute und  Arbeitsertrag  sich  uährende  Mittelstand, 

')  cfr.  I C.  141.  46,  46»,  27»,  18«,  61»,  60». 

3)  cfr.  1.  c.  Bl.  32,  26»,  39»,  37,  44,  39». 

J)  cfr.  L c.  Bl.  18  «. 
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und  als  oberste  Bevölkerungsschichte  die  grundansässigen 
Patrizier,  Beamten  und  sonstigen  in  Wohlstand  und  Reich- 
tum lebenden  Bürger,  deren  Haupteinkommen  ihre  vielfach  ohne 
Anstrengung  und  eigene  Arbeit  bezogene  Vermögens- 
uud  Kapitalrente  bildete. 

Unter  diese  drei  Gruppen  verteilte  sich  aber  das  Gesammt- 
vermögen  folgendennassen : Die  Armenclasse  mit  285  Köpfen 

besass  6604  rh.  H.  Vermögen,  die  613  Angehörigen  des  Mittel- 
standes hatten  487215  rh.  fl.,  und  die  oberen  132  Bürger  877  705 
rh.  fl.  im  Vermögen;  folglich  entfielen  von  den  Gesammtveriuögeus- 
werteu  auf  27.6"  „ der  Bevölkerung  etwa  ein  halb  Procent,  auf 
.VJ,5“/0  der  Bevölkerung  35,.'>°  „ und  auf  12,8"  0 der  Bevölkerung 
64°  Eine  volkswirtschaftlich  sicher  nicht  günstig  zu  nennende 
Verteilung,  insofern  etwa  sieben  Achtel  der  Bevölkerung 
sich  mit  nicht  ganz  zwei  Fünftel  des  Gesammt  Vermögens,  also  mit 
einer  geringeren  Vermögensquote  behelfen  mussten,  als  das  reichere 
eine  Achtel,  in  dessen  Händen  die  Hauptvermögensmassen, 
über  drei  Fünftel  des  Gesammt  Vermögens,  lagen.  Besonders 
ungünstig  wird  aber  diese  Verteilung  noch  dadurch,  dass  gerade 
auch  beim  wichtigsten  Überlinger  Vermögens-  und  Productions- 
factor,  beim  Grund  und  Boden,  der  mittlere  und  kleine  Grund- 
besitzer in  ähnlicher  Weise  zu  kurz  kam.  Während  nämlich 
•liese  letzteren,  468  Mann  stark,  fast  vier  Fünftel  aller  Grund- 
besitzer in  ihren  Reihen  zählten,  und  der  Stand  der  wohlhabenden 
und  reichen  Grundbesitzer  mit  nur  132  Köpfen  vertreten  war, 
hatte  des  ungeachtet  die  reichere  Classe  344  703  rh.  fl.  d.  i.  über 
drei  Fünftel  aller  Immobiliarwerte  im  Besitz,  der  viel  zahl- 
reichere Mittelstand  dagegen  einschliesslich  der  5 armen  Grund- 
besitzer nur  327  773  rh.  fl.  d.  h.  nicht  ganz  zwei  Fünftel. 

Wahrscheinlich  waren  die  Erkenntniss  dieser  Tliatsache 
und  die  Furcht,  schliesslich  allen  Grundbesitz  in  den  Händen 
einiger  wenigen  Patrizierfamilien  mouopolisirt  zu  sehen,  die  Ur- 
sache, warum,  vermutlich  um  die  Wende  des  16.  Jahrhunderts, 
den  Geschlechtern  der  Erwerb  von  mehr  als  einem  Gut  obrig- 
keitlich untersagt  wurde.1)  Und  in  derselben  Richtung 
wirkten  die  allerdings  zunächst  an  das  Ausmärkertum  adressirten 


‘1  cfr.  Scviu  tläiiscrb.  pan.  16,  wo  leider  das  Datum  obigen  Beschlusses 
nicht  angegeben  wird. 
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Ratsbeschlttsse  vom  Jahr  16*22*).  in  denen  der  Rat  sieh  das 
Recht  ausbehielt,  die  Güter  der  mit  Aufgabe  des  Bürgerrechts 
Abziehenden  „in  billigem  Wert  oder  auf  unserer  geschworenen 
Schätzer  Anschlag  und  Schätzung  zu  gemeiner  unserer  Stadt 
Händen  zu  nehmen  und  unserer  Gelegenheit  nach  unter 
unsere  Bürger  wiederum  hinzugeben  und  zu  verkaufen, 
wie  uns  beineiter  unserer  Stadt  und  der  Unseren  halber  Jeder- 
zeit für  ratsamlich  nutz  und  gut  anstehen  würde“.  An- 
scheinend, hielten  demgemäss  die  Überliuger  Behörden  selbst  die 
bestehenden  Grnndbesitzverhältnisse  für  nicht  befriedigende  und 
suchten,  soweit  ihr  Einfluss  reichte,  einer  gleichmässigeren  Ver- 
teilung des  Grundbesitzes  Vorschub  zu  leisten. 

Und  dies,  köunen  wir  sagen,  mit  gutem  Fug  und  Recht. 
Denn  alles  in  allem  hatte  die  Mehrzahl  der  Überliuger 
Bürger  keine  grossen,  nicht  ein  Mal  erhebliche  Ver- 
mögen, und  das  Einkommen  der  meisten  stund  vermögens- 
rechtlich auf  recht  schwachen  Füssen,  wenigstens  von 
modernem  Standpunkt  aus.  Wir  würden  einer  Stadt  mit  4 bis 
öOOO  Einwohnern,  wovon  sieben  Achtteile  durchschnittlich  nicht 
mehr  als  .‘5400  Mk.  (625  rh.  ff,  das  Durchschnitts  vermögen  der 
('lassen  J — VI.)  Vermögen  besässen.  schwerlich  das  Prädicat 
wohlhabend  beilegen,  geschweige  denn  sie  reich  heissen.  Nach 
unseren  Begriffen  könnten  nur  die  1 13  Angehörigen  der  VII.  und 
VIII.  Classe  mit  einem  Durchschnittsvermögen  von  30000  Mk. 
(6000  rh.  ff  ca.)  etwa  als  der  wohlhabende  Mittelstand  gelten, 
dem  dann  einerseits  die  13  reichen  Bürger  mit  Vermögen  von 
100—150000  Mk.  (ca.  25000  rh.  fl.  im  Durchschnitt),  und  an- 
dererseits die  Masse  der  Bevölkerung  als  kleine  Weinbauern 
und  Handwerker  und  als  Taglöhnerproletariat  gegenüber  stünden. 

Freilich  urteilten  die  früheren  Jahrhunderte  hierin  etwas 
anders,  sie  beurteilten  mehr  noch  als  wir  den  Wohlstaud  einer 


’)  cfr.  Arch.  I.  51.  135.  Satz  mit,'  vom  10.  Mai  lOi’i.  „über  Verkautung 
und  Veränderung  der  Hüter  an  Ewigkeit  und  andere  unzulässige  Ort**, 
motivirt  mit  den  Worten:  „da  solchem  durch  gebührende  Mittel  nicht  sollte 
gesteuert  werden,  die  liegenden  Güter  mit  der  Zeit  gar  von  der  Bürgerschaft 
in  fremde  Hand  kommen  mochten“,  anno  1608  betrug  der  Anteil  der  Aus- 
leuto  am  Gesammtliegcuschaftsvermogeu  S1523  rh.  fl,,  c.  8 °/„.  cfr.  Aal.  I. 
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SStailt  nach  deui  Arbeitseinkommen,')  der  Aufwandfiihigkeit  und 
dem  thatsächlichen  Aufwande  ihrer  Einwohner.  Und  in 
diesen  Funkten  allerdings  blieben  die  alten  Uberlinger  selbst 
hinter  den  wegen  ihres  Luxus  im  Mittelalter  berühmten  Baslern 
kaum  viel  zurück.1)  Warum  auch?  Gab  es  doch  Verdienst 
und  Verdienstgelegenheit  die  Menge!  Führte  nicht 
jeder  Markttag  die  fremden  Käufer  und  Consumenten  schaaren- 
weise  nach  Uberlingen?  Trug  nicht  der  kleinste  liebhiigel 
Trauben  in  Hülle  und  Fülle?  Und  schliesslich:  sicherte  nicht 
der  „riche  Spithal“  jedem  — Unglücklichen  eine  Zufluchtsstätte, 
wo  er  frei  von  Nahrnngssorgen  seine  Tage  in  Ruhe  beenden 
konnte?  — Dafür  kannten  aber  auch  die  alten  Überlinger  trotz 
der  grossen  Vermögensunterschiede  keine  socialen  Classenkämpfe. 
Schiedlich  und  friedlich  wohnten  Reich  und  Arm  gemischt- 
ansässig3)  nebeneinander,  lebten  reichlich  von  den  reichen  Ein- 
künften, die  täglich  zuflossen,  bis  — der  30  jälir.  Krieg  die  Ver- 
dienstgelegenheit abschnitt,  die  schlechtgefüllten  Gassen  leerte, 
und  so  mit  einem  Mal  die  Sorglosigkeit  aufdeckte,  mit  der  die 
Stadt  und  Bürgerschaft  lange  Zeit  in  den  Tag  hineingewirt- 
schaftet  hatten. 


')  ln  folgerichtiger  Entwicklung  ihres  gegen  den  (irosscapitnlismus 
gerichteten  Kleinbetriebsprincips. 

J Was  zahlreiche  gegen  den  Kleider-  und  Fcstniählerluxns  gerichtete 
Katsdeeretc  beweisen,  cfr.  It.  Aich.  I.  62,  1 17.  dehnte  u.  Verbote  des 
in.  Jahrh. 

3)  Wie  aus  jeder  unserer  Tab.-Classen  mehr  oder  weniger  ersichtlich 
ist.  Beispielsweise  sei  hier  nur  auf  die  Misehbeviilkerung  des  stärksten 
I berl.  Steueninartiers,  des  St.  I.utzenbcrgs  verwiesen,  wo  44  Arme,  tu!  Mittel  - 
hiirger  und  2:!  Reiche  ihre  Behausung  halten. 
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III.  Capitel. 

Der  t berllnger  Stadthanshalt. 

Die  Quellen,  aus  denen  der  öffentliche  Bedarf  der  Stadt 
Überlingen  ausgangs  des  16.  und  anfangs  des  17.  Jahrhunderts 
l>efriedigt  wurde,  waren  teils  privatwirtschaftlicher,  teils  gemein- 
wirtschaftlicher Natur.  Privatwirtschaftlich  nennen  wir  alle  die 
Einkünfte  Überlingens,  die  aus  dem  Grundbesitz,  dem  privaten 
Erwerbsbetrieb  und  den  privaten  Geldgeschäften  der  Stadt  flössen: 
zu  den  gemeinwirtschaftlichen  Einnahmen  gehörte  der  Ertrag 
der  öffentlichen,  dem  Gemeinwohl  dienenden  Anstalten  Über- 
lingens, ferner  der  Eingang  an  Gebühren,  an  direkten  und  in- 
direkten Stenern  und  die  städtische  Schuldanleihe. 

Eine  Prüfung  der  Einkommensquellen  des  Stadthaushaltes 
in  der  angegebenen  Reihenfolge  führte  uns  also  zunächst  zum 
städtischen  Grundbesitz  und  dessen  Ertrag. 

Den  Hauptteil  des  städtischen  Grundbesitzes  bildeten  die 
Vogteieu  Kamsberg,  Ittendorf  und  Hohenbodman,  deren  Grund- 
herrschatt Überlingen  nach  früher  Gesagtem  im  Laufe  des  15. 
und  16.  Jahrhunderts  um  den  Preis  von  17  666  rh.  fl  und  4400  //. 
guter  Heller  erworben  hatte,  (cfr.  pag.  41.)  Diese  Vogteieu 
umschlossen  im  Jahr  16151)  9 Dörfer,  5 Weiler  und  TI  Höfe, 
mit  im  ganzen  576  anlage-  d.  h.  steuerpflichtigen  Einwohnern, 
und  einer  Gesammtgemarkung  von  etwa  einer  Quadratmeile. 

Weitaus  die  wertvollste  der  :s  Vogteieu  war  die  östlich 
von  Uberlingen  bei  Meersburg  gelegene  Vogtei  Ittendorf.-) 
deren  Kaufschilling  seiner  Zeit  nahezu  die  Hälfte  sämmtlicher 
auf  den  Vogteikauf  verwendeter  Geldsummen  betragen  hatte, 
(cfr.  pag.  41.)  Ittendorf  war  fast  so  gross  wie  Kamsberg  und 
Hohenbodman  zusammen.  Sein  Gebiet  hatte  eine  Länge  von 
1 */t  Stunden  und  eine  Breite  von  einer  Stunde,  im  Umfange 


')  cfr.  Areh  I,  ",  182.  Ordnuug  iler  Anlage  d.  a.  1615. 
*)  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  2. 
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also  beinahe  eine  halbe  Quadratmeile.  Auch  gehörten  zu  Itten- 
dorf 5 Dörfer,  10  Höfe1)  und  378  steuerpflichtige  Insassen. 

Über  die  landwirtschaftliche  Bedeutung  Ittendorfs  berichtet 
der  kurbayrische  Oommissär,  der  im  Jahr  1644  mit  Junker 
Daniel  v.  Steinbach,  einem  früheren  Vogt  Ittendorfs,  die  itten- 
dorfer  Gemarkung  abritt:  Die  Vogtei  sei  selbst  in  ihrem  da- 
maligen Zustande,  nachdem  also  die  Kriegswetter  von  bald  20 
Jahren  über  ihre  Fluren  dahingezogen,  noch  eine  „schöne  Ge- 
legenheit“ gewesen.  Er  rühmt  die  Güte  ihrer  Felder,  die 
Schönheit  des  Gehölzes,  und  vor  allem  den  vortrefflichen 
Weinwachs,  der  zumal  in  dem  „herrlichen“  Dorfe  Hagenau, 
das  3 Dörfern  gleichkomme  und  mehr  einem  Marktflecken,  denn 
einem  Dorfe  ähnlich  sehe,  den  besten  Wein  am  ganzen  Boden- 
see hervorbringe.  Derselbe  Gewährsmann  berichtet  sodann  auch 
über  die  Vogteien  Ramsberg  und  Hohenbodman,  die  er  in 
Begleitung  ihres  Vogtes,  des  Junkers  H.  W.  von  Reichlingen 
gleichfalls  besichtigt  hatte. 

Beide  Vogteien,  im  Norden  von  Überlingen  gelegen,  bildeten 
mit  ihren  Territorien  ein  Ganzes,  dem  nur  ein  kleines  Stück 
Heiligen  beiger  Feld  beigemengt  war.  Ihr  Gesammtgebiet  war 
eine  halbe  Quadratmeile  gross.  In  demselben  lagen  4 Dörfer, 
5 Weiler  und  12  Höfe,5)  deren  steuerpflichtige  Bewohnerschaft 
200  Köpfe  zählte.  Von  dem  Dorfe  Altheim  (Vogtei  Hohenbod- 
man). in  dem  Wein  gepflanzt  wurde,  abgesehen,  beschränkte 
sich  in  beiden  Vogteien  die  landwirtschaftliche  Production  aus- 
schliesslich auf  den  Körner-  und  Futterbau,  der  bei  der 
hervorragenden  Güte  des  Acker-  und  Wiesenbodens  sehr 
rentabel  gewesen  ist.  Einen  besonders  hohen  Ertrag  scheinen 
die  n Höfe  der  Vogtei  Bodinan  abgeworfen  zu  haben,  wenigstens 


')  cfr.  Areli.  1.  c.  Zu  Ittendorf  gehörten  die  6 Dörfer:  Lrauierstnad. 
Küp|ienhauaen,  Hagenau,  Ittendorf,  Achhausen;  und  die  Höfe:  Frenkenbach, 
Reuthin,  Hundweiler,  Felben,  Breitenbach,  StehelinsweUer,  Riedern,  Burgberg. 
Kriogwangcn,  Lüweisen. 

*)  cfr.  Areh  I.  c.  Zn  Ramsberg  gehörten  die  Dörfer:  Grossschünnch 
unil  Kiirnbaeh,  nnd  die  Weiler  und  Höfe:  Heinetschweiler,  Rickcratsweiler, 
Hattenwoiler.  Heilgen holx,  Katzensteig,  Fiirth.  l*ferendorf,  Neuweiler.  Zu 
Hohenbodman  die  Dörfer:  Hohenbodman  und  Altheini,  und  die  Weiler 
bzw.  Höfe:  Honberg,  Reuthin,  Hohenreuthin,  Utieu-Reuthin,  Xiederweiler, 
Steinhof.  Heusern.  Regnatslmusen,  Hellwang. 
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erklärt  unser  bayrischer  Berichterstatter : „dieselben  sind  so  ein- 
träglich gewesen,  dass  sich  auch  einer  von  Adel  dabei  begännen 
(d.  h.  ernähren)  könnte1'.  Dazu  kam  noch  etwas  Forstwirt- 
schaft in  dem  „schönen  Gehölz“,  das  vor  allem  die  Vogtei 
Ramsberg  auszeichnete. 

In  diesen  .5  Yogteien  besass  nun  Überlingen  laut  seiner 
Kaufbriefe  das  freie  Eigentumsrecht  am  gesummten  Grund  und 
Boden.  Alle  Vogteibewohner  waren  seine  Grundholden,  und 
ausserdem  war  die  Mehrzahl  derselben  ihm  noch  leibeigen. 
Diesem  doppelten,  dinglich-persönlichen  Abhängigkeitsverhältniss 
der  Vogteibewohner  entsprangen  die  mannigfachen  und  viel- 
gestalten  Abgaben,  die  jährlich  unter  den  allerverschiedensten 
Rechtstiteln  teils  in  Naturalien,  teils  in  Geld  von  ihnen  erhoben 
wurden.  Also  alle  die  Grundzinse,  Renten,  Hofgülten,  Herd- 
zinse, Kopfzinse  etc.,  aus  denen  sich  das  nicht  unerhebliche 
privatwirtschaftliche  Einnahmebudget  der  3 Vogteien  zusammen- 
setzte. Über  letzteres  geben  uns  die  Stadtrechnungen  Über- 
lingens und  insbesondere  die  Rechnungen  der  städtischen  Koni- 
herren aus  den  Jahren  1620—26,  denen  wir  unseren  Einblick 
in  den  Fruchtgültenertrag  der  Vogteien  verdanken,  genügenden 
Aufschluss.  Nach  Ausweis  der  Kornrechnungeu  belief  sich  in 
den  Jahren  1620—26  der  jährliche  Naturalertrag  der  Vogteien 
auf  durchschnittlich  130  Malter  Veesen,  63  Malter  Roggen  und 
133  Malter  Haber,  insgesammt  also  auf  326  Malter  Frucht. 
Daran  participirte  das  höfereiche  Bodman  mit  140.  Ittendorf 
mit  H8  und  Ramsberg  als  kleinste  der  Vogteien  mit  ks  Malter. 
Da  aber  nach  den  Fruchtpreisen  der  20er  Jahre  des  17.  Jahr- 
hunderts das  Malter  Veesen  11  rh.  fl.  26  xr.  (lt>  //.ü  ) und  das 
Malter  Roggen  und  Haber  rh.  fl.  n xr.  (s  //.•?;)  kostete,')  so 
repräsentirten  obige  326  Malter  Frucht  in  jenen  Zeiten  einen 
Geldwert  von  3273  rh.  fl.2)  Hiezu  kamen  während  derselben 
Periode  im  Durchschnitt  noch  jährlich  1062  rh.  fl.")  Baarein- 
nahuien,  (cfr.  Aul.  II  a.)  — 477  fl.  von  Ittendorf,  335  fl.  von 
Ramsberg  und  250  fl.  von  Bodman  — sodass  mithin  das  gesammte 
privatwirtschaftliche  Einnahmebudget  der  Vogteien  auf 

')  cfr.  Arcli.  I,  7,  18t.  Stcucrausclilägo  <1.  ,1.  16S3— 27. 

•)  Der  Münchner  Commiss.-Ber.  verzeichnet  3000  rh.  fl. 

5)  1.  c.  verzeichnet  1000  rh.  fl. 
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jährlich  4340  rh.  fl.  oder  nach  moderner  Währung1)  auf  rund 
25000  Mk.  zu  stellen  kam.  Natürlich  differirten  diese  Ziffern, 
die  vom  Ausfall  der  Ernte  und  auch  sonst  noch  von  mancherlei 
Zufälligkeiten  abhingen,  in  den  einzelnen  Jahrgängen  ab  und  zu 
um  ein  paar  Hundert  Gulden:  so  hatte  z.  B.  eine  frühere  Pe- 
riode von  1608—16  (cfr.  Anl.  II,  1,  a.)  eine  Baareinnahme  von 
durchschnittlich  828  rh.  fl.  aufzuweisen,  und  die  Frucht  galt 
damals  nur  6 bzw.  5 rh.  fl.  pro  Malter.5)  Aber  das  privat- 
wirtschaltliche  Gesammterträgnis  der  Vogteien  blieb  des  ungeachtet 
doch  immer  ein  sehr  gutes,  zumal  wenn  man  damit  das  Anlage- 
capital  vergleicht  und  die  Geringfügigkeit  der  Verwaltungskosten. 
Diese  letzteren,  die  sich  hauptsächlich  auf  die  Instandhaltung 
der  3 Vogteischlösser  beschränkten,  da  der  Vogt  selbst  im  Genuss 
einer  Pfründe  war,  deren  Ertragswerte  (60 — 100  fL^i  cfr.  weiter 
nuten)  natürlich  in  die  Vogteirechnuug  nicht  miteingeschlossen 
wurden,  erreichten  in  den  Jahren  1620—26  durchschnittlich  die 
Höhe  von  241  rh.  fl.  Wirklich  bedeutend  wurden  dieselben  nur 
ein  Mal,  anno  1608,  wo  es  sich  offenbar  um  teilweise  Neubauten 
handelte,  deren  Kosten  sich  auf  2913  rh.  fl.  beliefen,  (cfr.  Anl. 
II,  2.  b.  u.  1,  b.)  Ans  dem  allem  ergiebt  sich,  dass  die  Über- 
linger  Gesandten,  die  bei  Gelegenheit  der  Einschätzung  in  die 
Reichsmatrikel  im  Gedanken  an  den  blühenden  Stand  ihrer  Vog- 
teien in  et  was  grosssprecherischer  Weise  von  ihrer  „Grafschaft“ 
redeten, ^ im  Grunde  nicht  so  Unrecht  hatten,  denn  thatsächlich 
waren  die  3 Überlinger  Vogteien,  wenn  man  ihre  gemeinwirt- 
schaftliehe Abgabenleistung  noch  in  Rechnung  zieht,  (cfr. 
weiter  unten)  eine  Finanzquelle,  wie  sie  nur  den  grosseren 
Reichsbaronen  und  Grafen  und  selbst  diesen  nicht  immer  zur 
Verfügung  stund. 

Ausser  den  Vogteien  hatte  Überlingen  an  Grundbesitz  nur 
noch  den  Waldhof.1)  Derselbe  lag  2 Stunden  nördlich  von  der 
Stadt  mitten  im  Walde.  Er  bildete  den  Mittelpunkt  einer  Wald- 
nnd  Weidewirtschaft,  die  Überlingen  im  Jahr  1590*)  von  Frau 


')  Der  rh.  dulden  zu  5 Mk.  76  i’i  berechnet,  cfr.  pag.  80  Anm. 

*)  cfr.  Arch.  I,  7,  182  ».  Ordnung  der  Anlage  d.  a.  1595,  1607  und  1615. 
Jj  cfr.  Münchner  Cominiss.-Ber.  Abschn.  10. 

4)  cfr.  1.  c.  Abschn.  2. 

*)  cfr.  Rataprot.  v.  SO.  Januar  1590. 
äflhftfer,  Wlruchtfu-  u.  Hnaiuf«tthiGhte  der  llelehnudt  öb-rMogeu.  " 
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Anna  v,  Freyberg,  einer  geb.  v.  Laudenberg,  um  8000  rh.  ti. 
gekauft  hatte.  Für  den  Viehstand  und  das  Wirtschaftsinventar 
des  Hofes  waren  noch  500  rh,  fl.  extra  bezahlt  worden.1)  Uber- 
lingen hatte  diesen  Hof  in  Selbstbewirtschaftung,  d.  h.  die  Stadt 
Hess  durch  einen  Maier  und  dessen  Knechte  das  Vieh,  besonders 
Schweine,  auf  die  Weide  treiben  und  den  Wald  bewachen. 
Seinem  Gerichtszwang  nach  gehörte  der  Waldhof  zur  Vogtei 
Rainsberg.  Auch  mussten  die  Vögte  von  Ramsberg  und  Hohen- 
bodman jeder  wöchentlich  1 bis  2 Mal  „auf  den  Wald  reiten 
und  sehen,  dass  kein  Schaden  darin  beschehe,  sondern  nach 
Notdurft  gebannet  werde“,*)  d.  h.  sie  hatten  die  Oberaufsicht  Ober 
den  Wirtschaftsbetiieb  des  Hofes.  Bezüglich  der  Rentabilität 
des  Waldhofes  lässt  sich  actenmässig  nicht  viel  behaupten.  Zwar 
verzeichnen  die  Stadtrechnungen  der  Jahre  1608 — 16  und  1620 
bis  1626  (cfr.  Aul.  II,  l a n.  2 a.)  einen  durchschnittlichen 
Holzerlös  aus  den  Forsten  des  Waldhofes  von  jährlich  45  bzw. 
78  rh.  fl.  Dem  stehen  aber  iu  den  gleichen  Zeiträumen  Unter- 
haltungskosten von  53  und  1 60  rh.  fl.  gegenüber, 't)  sodass  hienach 
von  einer  Rentabilität  des  Hofes  nicht  gesprochen  werden  könnte. 
Doch  ist  es  wahrscheinlich,  dass  der  Waldhof  im  Verein  mit 
den  Vogteiforsten  das  Brenn-  und  Bauholz  lieferte,  dessen  die 
Stadt  zur  Versorgung  der  städtischen  Bediensteten  und  zur  Er- 
gänzung der  Festungswerke,  vornehmlich  der  Thore  und  Brücken 
und  der  sturmfesten  Palissadenreihen  auf  der  Seeseite,  alljährlich 
in  ganz  beträchtlichen  Mengen  bedurfte.  Eine  Nutzung,  die 
sicher  für  die  städtische  Wohlfahrt  von  grösster  Wichtigkeit  war, 
wennschon  sie  in  den  Stadtrechnungen  nicht  zu  entsprechendem 
Ausdruck  kommt. 

Als  zweite  privatwirtschaftliclie  Einnahmequelle  haben  wir 
sodann  den  privat  wirtschaftlichen  Erwerbsbetrieb  der 
Stadt  verzeichnet.  Die  beiden  wichtigsten  Zweige  desselben 
waren  der  Salzhandel  und  der  Weinhandel.  Daran  reihte  sich 
noch  die  städtische  Fischzucht  aber  mit  ganz  unbedeutendem 
Ertrag. 


’)  efr.  Ratsprot.  v.  24.  Februar  1590. 
*)  cfr.  Ratsprot.  v.  27.  Februar  1590. 
*)  cfr.  Anl.  II.  1 u.  2 b. 
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Bezüglich  des  Salzhandels  besass  Überlingen  das  Salz- 
handelsmonnpol, das  Carl  V.  im  Jahr  1547  der  Stadt  in  seinem 
Marktprivileg  verliehen  hatte  (cfr.  pag.  69).  Diese  ksl.  Freiheit 
sicherte  Überlingen  den  Alleinbetrieb  des  Salzhandels  im  Umkreis 
von  2 Meilen,  soweit  nicht  ältere  Privilege  dadurch  verletzt 
wurden.  Ausserdem  herrschte  Kaufzwang  für  die  Einwohner 
der  Stadt  und  Landschaft  Überlingen  in  dem  Sinne,  dass  die- 
selben ihren  Salzbedarf  bei  Strafe  der  Contiscation  von  niemand 
als  den  Salzbeamten  Überlingens  kaufen  durften.1)  Daran  hielt 
Überlingen  zum  lebhaften  Verdrusse  seiner  Nachbarn  fest,  deren 
Einreden  und  Monopolbruchversuche  immer  wieder  an  dem  ksl. 
Privilege  scheiterten.  Überlingen  hatte  ein  Salzhaus,  auch 
Salzstadel  genannt  (in  der  Nähe  der  alten  Ratscanzlei),  mit 
einem  Kaufladen.  Hausmeister  war  der  Salzknecht,  dessen 
Obliegenheiten  — von  seinen  Pflichten  als  Kleinzoller  abge- 
sehen — in  der  Instandhaltung  des  Salzlagers  und  dem  laden- 
mässigen  Detailverkauf  des  Salzes  bestunden.’)  Letztere  Auf- 
gabe fiel  in  den  Vogteien  und  der  spitälischen  Landschaft  den 
Amtleuten,  den  Ammanen  der  einzelnen  Dörfer  und  den  Wirten 
zu.  denen  nach  Bedürfnis»  Salz  hinausgeliefert  wurde,  das  sie 
wöchentlich  der  Stadt  verrechnen  mussten.’)  An  der  Spitze 
des  ganzen  Salzhandels  stunden  3 Salzherreu.  Sie  besorgten 
den  Engroseinkauf  und  überwachten  zusammen  mit  dem  Rent- 
stüblinsschreiber  den  Salzverschleiss  in  der  Landschaft  und  die 
Buchung  des  ganzen  Handels.  Jede  Woche  fand  Rechnungs- 
abschluss statt,  wobei  die  Überschüsse  an  die  Stadtcasse,  das 
Rentstüblein,  abgefiihrt  werden  mussten.4)  Das  in  Überlingen 
verkaufte  Salz  war  jederzeit  bayrisches;  tiroler  und  württem- 
bergisclies  Salz  — in  Sulz  gewonnen  — waren  ihrer  geringen 
Qualität  halber  vom  Überlinger  Handel  ausgeschlossen.  Ge- 
wöhnlich nahm  die  Stadt  ihren  Salzbedarf  von  Landsberg,  Mindel- 
heim  oder  Memmingen.  Derselbe  wurde  ihr  entweder  direct  und 
auf  dem  Landwege  zugeführt  oder  durch  Vermittlung  des  Salz- 


■)  cfr.  Hünelmer  Coiumiss.-Bur.  Abaehu.  0. 

4)  cfr.  Arch.  II,  4,  21.  Bestallungsbuch  <1.  Stadtbeamten  d.  a.  1550 
bin  1594  s.  t.  Salzknecht. 

a)  cfr.  1.  c.  Blatt  17  und  Katgprot.  v.  16.  Juni  u.  7.  Juli  165H. 

*)  Beatallungabuch  16.  JabrU.  s.  t.  Salzherreu.  Arch.  1.  c. 

7 * 


Digitized  by  Google 


100 

factors  der  Stadt  Wangen  im  Allgäu  per  Seliiff  von  Lindau  aus. 
Dabei  fand  in  der  Regel  ein  eigentlicher  Geldkant'  nicht  statt, 
das  Salz  wurde  vielmehr  gegen  Wein  eingetanscht  und  nach 
der  Scheibe  berechnet.') 

Über  den  Salzverbrauch  Überlingens  sind  uns  einiger- 
massen  zuverlässige  Nachrichten  nur  aus  den  20er  .lahren  des 
ITten  Jahrhunderts  in  sog.  Salzbüchern  erhalten,  die  aber  nicht 
practisch,  oder,  wie  der  Münchner  Comtnissär  sich  auszudrücken 
beliebte,  „gar  schlecht  und  einfältig“  geführt  sind,  und  über  den 
jährlichen  Aufwand  für  Salzkauf  nur  mittelbaren  Aufschluss 
geben.  Darnach  wurden  in  den  Jahren  1620 — 20  *)  im  Durch- 
schnitt jährlich  930  Scheiben  Salz  verkauft.  Der  Einkaufspreis 
der  Scheibe  Salz  betrug  während  dieser  Zeit  durchschnittlich 
5 rh.  fl.  Das  ergäbe  eine  jährliche  Belastung  des  Ausgabekontos 
der  Stadt  Überlingen  für  Salz  mit  4650  rh.  fl.,  womit  aber  selbst- 
redend die  thatsächliche  Belastung  der  einzelnen  Jahre  nicht 
eruirt  ist.  Verkauft  wurde  die  Scheibe  Salz  während  obiger 
7 Jahre  zu  durchschnittlich  11  rh.  fl.,  so  dass  also  Überlingen 
vom  Salzhandel  eine  jährliche  Bruttoeinnahme  von  10230  rh.  fl. 
und  einen  jährlichen  Durchschnittsgewinn  von  5580  fl.  hatte. 
Dieser  hohe  Gewinnsatz  dürfte  jedoch  in  früheren  Dccennien 
kaum  erzielt  worden  sein.  Es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  in 
unsere  Reclmungsperiode  2 Jahre  fallen,  in  denen  offenbar  unter 
dem  Druck  des  pfälzischen  Krieges  die  Salzpreise  zu  ganz 
enormer  Höhe  an  wuchsen,  von  der  sie  erst  nach  geraumer  Zeit 
und  allmälig  wieder  herabsanken,  und  dass  Überlingen  diese 
günstige  Marktconjunctur  gut  zu  nutzen  verstund.  Noch  zu 
Anfang  des  Jahres  1622  notirte  Überlingen  als  Einkaufspreis 
der  Scheibe  Salz  6 rh.  fl.  und  als  Verkaufspreis  6 fl.  32  xr. 
Bald  darauf  stieg  der  Einkaufspreis  auf  10  rh.  fl.,  um  welche 
Summe  Überlingen  noch  Salz  aufgekauft  zu  haben  scheint.  Von 
da  ab  wurde  der  Salzeinkauf  sistirt  und  dagegen  der  vorhandene 
Vorrat,  als  die  Preise  in  raschem  Tempo  bis  zu  39  rh.  fl.  für 
die  Scheibe  anwuchsen,  auf  den  Markt  geworfen.  Diese  Preis- 
höhe hielt  sich  noch  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1623, 
sank  dann  auf  30  rh.  fl.  und  so  fort,  bis  sie  schliesslich  fast 


')  Münchner  Commis«. -Her.  Abachn.  6. 

*)  cfr.  Areh.  HI,  3.  203.  Acten  den  Salükaui  betr. 
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ihre  ursprüngliche  Stufe  mit  (1  fl.  52  xr.  wieder  erreicht  hatte. 
Im  Verlaufe  dieser  2 Jahre  nun  hat  Uberlingen  2040  Scheiben 
Salz  zu  keinem  geringeren  Durchschnittspreise  als  20  — 24 
rh.  fl.  die  Scheibe  verkauft  und  damit  augenscheinlich  — in- 
sofern höhere  Einkaufspreise  als  10  rh.  fl.  die  Scheibe  in  den 
Salzregistern  der  beiden  Jahre  nicht  verzeichnet,  also  auch  nicht 
erlegt  wurden  sind  — einen  sehr  erheblichen  Speculationsgewinn 
gemacht.  Dadurch  wurde  aber  begreiflicherweise  auch  das 
Durchschnittsergebnis  der  ganzen  Periode  wesentlich  in  die 
Höhe  und  über  den  Punkt  hinausgerückt,  den  es  in  normalen 
Zeiten  zu  erreichen  pflegte.  Das  Normale  wird  vielmehr  ein 
Kaufpreis  von  4 — 5 rh.  fl.  die  Scheibe,  ein  Verkaufspreis  von 
c.  ft  rh.  fl.  und  ein  Salzconsum  von  jährlich  rund  '.»00  Scheiben 
gewesen  sein:  Daten,  die  sich  bei  Weglassung  der  Jahre  1022 
und  1623  als  fünfjähriger  Durchschnitt  obigor  Periode  ergeben. 
Es  reducirte  sich  mithin,  in  Übereinstimmung  mit  den  Angaben 
des  Münchner  Commiss.- Berichtes,  der  Nutzen,  den  die  Stadt 
am  Verkauf  einer  Scheibe  hatte,  — die  Scheibe  im  Einzel* 
verkauf  zu  2,5  Mäss  berechnet1)  — auf  etwa  einen  rh.  Gulden, 
der  Jahresgewinn,  ohne  Anschlag  des  Zinsverlustes,  der  Ver- 
waltungskosten und  des  verdorbenen  Salzes,  auf  etwa  000 — 1000 
rh.  fl.2)  So  allein  ist  es  dann  auch  verständlich,  warum  der 
bayrische  Commissär  zu  verschiedenen  Malen  die  „geringe 
Impurtanz“,  die  „geringe  Quantität“  und  den  „schlechten  Ge- 
winn“ des  Überlinger  Salzhandels  glaubte  tadeln  zu  müssen.4) 
Den  Grund  hicfiir  fand  der  Coiumissäi  darin,  „dass  maus  (nämlich 
den  höhern  Ertrag)  nicht  sucht  oder  begehrt.“  Der  Überlinger 
Salzhandel  beschränke  sich  „allein  auf  die  Stadt  und  Landschaft 
Überlingen“.  Man  habe  nie  den  Versuch  gemacht,  den  Salz- 
verkauf auf  die  Schweiz  auszudehnen,  trotzdem  der  Fruchtver- 
kauf in  die  Schweiz  hiezu  die  günstigste  Gelegenheit  bot.  Ebenso- 
wenig habe  man  in  die  Frucht  exportirenden  Lande  Salz  ver- 
trieben. Diese  Vorwürfe,  die  durch  die  sonstige  Verwaltnngs- 
praxis  Überlingens  nicht  gerade  widerlegt  werden,  mochten  zum 

’)  cfr.  Arch.  I.  51,  130.  Satzung  d.  a.  1461  lind  die  Salzbiloher  des 
17.  Jahrhundert*. 

•)  5760  Mk. 

’)  cfr.  Mänchuer  CVunmiss.-lkT.  Absclin.  1 uud  6. 
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Teil  berechtigt  sein.  Nur  ist  dabei  vielleicht  das  eine  Moment 
zu  wenig  berücksichtigt,  dass  auch  andere  Herrschaften  ihre  Salz- 
monopole hatten,  und  dass  Überlingen  ohnedies  seines  Salzprivilegs 
halber  in  stetem  Streite  mit  seinen  Nachbarn  lebte,  der  einem 
erfolgreicheren  Betrieb  des  Salzhandels  die  grössten  Schwierig- 
keiten bereitete.  Im  Norden  waren  es  die  Grafen  von  Heiligen- 
berg, im  Osten  die  Abte  von  Salem,  im  Süden  die  Stadt  und 
das  Spital  Constanz,  und  im  Westen  die  Beamten  der  Land- 
grafschaft Nellenburg,  die  — von  kleineren  Gegnern  ganz  zu 
schweigen  — immer  und  immer  wieder  eigenmächtige  Eingritfe 
in  das  Überlinger  Salzmonopol  teils  offen  verübten,  teils  heimlich 
begünstigten  und  dadurch,  auch  wenn  sie  schliesslich  ihr  Un- 
recht blissen  mussten,  dem  Überlinger  Salzhandel  grossen  Ab- 
bruch thaten.1) 

Gleich  einträglich  ungelähr  war  der  städtische  Wein- 
handel.  Derselbe  zählte  aber  nicht  unter  die  jährlichen  Ein- 
kommensquellen der  Stadt,  seine  Kauferlöse  traten  nur  periodisch 
im  Stadtbudget  auf.  Der  Grund  hiefür  lag  darin,  dass  die  Stadt 
keinen  Weinbau  trieb,  sondern  nach  Art  der  privaten  Wein- 
speculanten  in  billigen  Jahrgängen  neuen  Wein  aufkanfte,  den- 
selben im  Keller  ablagerte  und  erst,  wenn  die  Preise  hochgingen, 
auf  den  Markt  brachte.*)  Dass  auf  diese  Weise  grosse  Ge- 
winnst« erzielt  wurden,  haben  wir  bei  Besprechung  der  privaten 
Weinwirtschaft  bereits  gezeigt.  Dasselbe  Resultat  lässt  sich 
aber  auch  bezüglich  des  städtischen  Weiuhandels  an  den 
Stadtrechnungen  des  17.  Jahrhunderts  zahlenmässig  nachweiseu. 
Besonders  instructiv  in  dieser  Hinsicht  sind  die  Jahre  1608 — 16 
und  1620—2«. 

Während  der  7 jährigen  Periode  von  1608—16®)  hatte  Über- 
lingen 6 gute  Herbste  und  einen  Fehlherbst,  diesen  a.  1608. 


')  cfr.  die  ftatsprotoculle  vom  18.  März  uuil  14.  Mai  1539,  vom  27.  März 
1601,  v.  29.  März  1604  und  das  Missivprotocoll  vom  27.  Juni  1609  betr. 
Beschwerden  Überlingen»  an  K.  Rudolf  II.  wegen  Missachtung  seines 
.Salzprivilegs. 

*)  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  1. 

*)  Über  die  Herbsterträge  und  Weinproise  cfr.  Kutzle,  Überlinger 
Stadtchronik  pag.  390,  über  die  Weinkauf-  und  Verkaufsummen  cfr.  Anl.  II. 
1.  a u.  b. 
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Das  Herbstergebniss  der  ti  guten  Jahrgänge  betrug  durchschnittlich 
2503  Fuder,  ging  also  noch  uni  211  Fuder  über  den  t'berlinger 
Nonnalherbst  (2292  Fuder  cfr.  pag.  49)  hinaus.  Dabei  hielt 
sich  der  neue  Wein  in  massiger  Preishöhe,  das  Fuder  kam 
durchschnittlich  auf  43  rh.  fl.‘)  zu  stehen.  Diese  fi  Jahre  über 
konnte  aber  die  Stadt  nicht  wohl  verkaufen.  Sie  hatte  in 
den  Jahren  1301 — 7 durchschnittlich  49  rh.  tl.  und  a.  1308  gar 
38  rh.  fl.  für  das  Fuder  bezahlt  und  machte,  wenn  sie  jetzt  vor- 
zeitig ihre  Weine  losschlug,  selbst  an  den  besseren  Preisen,  die 
der  abgelagerte  Wein  galt,  einen  höchst  geringen  Profit.  Da- 
gegen benutzte  Überlingen  die  günstige  Einkaufgelegenheit  und 
füllte  seine  Weinkeller  während  obiger  3 Jahre  mit  ruud  130 
Fuder,3)  deren  Kaufpreis,  da  das  Hauptquantum  in  dem  billigen 
Weinjahr  1310/11  eingelegt  wurde,  sich  auf  durchschnittlich 
nur  33  rh.  fl.  belief,  also  noch  um  7 rh.  fl.  unter  dem  gewöhn- 
lichen Preissatz  blieb.  Im  Ganzen  wurden  damals  5805  rh.  fl. 
für  Weinkauf  verausgabt. 

Anders  in  den  Jahren  1608  und  1320—26.  Das  Jahr  1308 
brachte  einen  Fehlherbst,  auf  der  Überlinger  Gemarkung  waren 
nur  937  Fuder  gewachsen.  In  Folge  dessen  gingen  die  Preise 
in  die  Höhe,  der  Neue  galt  38  rh.  fl.,  und  es  konnteu  die  alten 
Weine,  die  s.  Zt.  49  rh.  ti.  das  Fuder  gekostet  hatten  und 
nun  sicher  noch  besser3)  als  der  neue  Wein  bezahlt  wurden, 
mit  Gewinn  abgestossen  werden.  Dementsprechend  verkaufte 
die  Stadt  a.  1608  für  1704  rh.  fl.  Wein.  Nach  dem  Preise 
des  neuen  Weines  berechnet  waren  dies  25  Fuder,  an  denen 
zum  mindesten  475  rh.  fl.  gewonnen  wurden.  Der  Einkauf  be- 
schränkte sich  auf  c.  7 Fuder  zu  430  rh.  fl.  Später  in  den  2oer 


')  Das  Fuder  neue»  W eines  kostete  a.  1310/11  — 28  rh.  3. 

a.  1611/12  — 60  rh.  ti. 
a.  1612/13  — 40  rh.  fl. 
a.  1614/15  — 4»  rh.  fl. 
a.  1615/16  — 48  rh.  fl. 
a.  1616/17  — 35  rh.  fl. 

!)  Dividirt  wurden  die  Kauf  summen  der  ei  meinen  Jahre  (cfr. 
Aul.  II,  1,  b.)  durch  die  entsprechenden  Weinpreise,  cfr.  Amn.  1. 

5)  Die  Preise  de»  alten  Weine»  in  den  Jahren  1608 — 16  «ind  im  Ein- 
zelnen un»  nicht  bekannt. 
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Jahren’)  wurde  sodann  der  Weinverkauf  in  grosserem  Mass- 
stabe  fortgesetzt.  Auch  wälirend  dieser  Zeit  verursachten  in 
erster  Reihe  die  geringen  Herbste,  die  durchschnittlich  mit  720 
Fuder  hinter  dem  Normalherbstertrag  zurückstunden,  eine  Preis- 
steigerung des  Weines.  Dazu  kam  aber  als  zweiter  und  wesent- 
licher Factor  noch  der  Krieg,  der  sich  den  nichtbeteiligten 
Ländern  jeweils  zuerst  in  den  Lebensmittelpreisen  fühlbar  machte. 
In  Überlingen  stieg  der  Preis  des  neuen  Weines1)  von  43  auf 
67  rh.  fl.,  gleichzeitig  wurde  der  alte  Wein  mit  durchschnittlich 
84  rh.  fl.:l)  pro  Fuder  bezahlt.  Dass  daraus  auch  die  Stadt 
Vorteil  zog,  war  selbstverständlich.  Z.  B.  verkauften  die  Stadt- 
keller im  Jahr  1624  25,  das  den  höchsten  Preisgang  aufzuweisen 
hatte,  für  10498  rh.  fl.  Wein:  92  Fuder  zu  114  rh.  fl.,  in  den 
übrigen  Jahren:  87,  63,  47,  32,  7 und  3 Fuder.4)  Dabei  ver- 
stunden sich  die  städtischen  Kellermeister  wie  beim  Einkauf 
auf  kluge  Ausnützung  der  günstigsten  Marktlagen.  Sie  setzten 
dadurch  ihre  Weinvorräte  noch  über  dem  Durchschnittspreis 
und  zwar  das  Fuder  zu  durchschnittlich  91  rh.  fl.  ab,  so  dass 
aus  dem  Gesammtverkauf  von  rund  331  Fuder  während  obiger 
7 Jahre  30255  rh.  fl.  gelöst  wurden.  Daran  profitirte  Über- 
lingen. wenn  wir  für  160  Fuder  die  Kaufsuuune  der  Jahre 
1609—16  mit  5805  rh.  fl.,  für  7 Fuder  die  des  Jahres  1608 
mit  460  rh.  fl.,  und  für  die  weiteren  164  Fuder  den  Durch* 

*;  Ober  ilie  Weinerträge  und  -Preise  cfr.  Arcli.  III,  I,  20».  Wein- 
erträge von  11102  1B82.  und  Ar. di  III,  3.  nicht  iiummerirtes  Fascikel,  die 

Weiupreiso  d.  n.  I5sx — 1774.  Über  da«  städtische  Weitihaiidehbudget  cfr. 
Aul.  LI.  2 a u.  b. 

*J  Von  welchem  die  Stadt  nur  22  Fuder  zu  1 450  rh.  H.  einlegte,  deren 
verkauf» weise  Verwertung  aber  erst  in  eine  spätere  Periode  gefallen  sein 
dürfte. 

*)  cfr.  Arcli.  I,  7,  ist.  Wein-Steuernusclilägc.  Das  Fuder  alten 
Weines  kostete.  1620  : ils  rh.  fl., 

1621  : 60  rh.  fl., 

1622  : 109  rh.  fl„ 

1623  : 64  rh.  fl„ 

1624  114  rh.  fl., 

1625  : SO  rh.  fl.. 

1626  : 91  rh.  fl. 

*)  Die  Berechniuigsart  ist  die  pag.  103  Aum.  2 angegebene . Division 
der  jährlichen  Kauferlöse  (cfr  Anl.  II,  2,  o A durch  die  entsprechenden  Jahres- 
preise des  alten  Weines  cfr.  Anm.  3. 
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Schnittskaufpreis  der  .Jahre  1601 — 7 mit  40  rh.  fl.  pro  Fuder 
insgesainmt  also  ein  Anlagecapital  von  14301  rh.  ti.  aiinehmen: 
15  954  rh.  fl.  Der  Gesammtgewinn,  der  in  den  genannten  14 
Jahren  aus  den  städtischen  Weinkellern  gezogen  wurde,  erreichte 
mithin  die  Höhe  von  164*29  rh.  fl.,1)  woraus  sich  ein  Jahres- 
gewinn von  1174  rh.  fl.  ergab. 

Diese  Daten,  die  einen  Wertzuwachs  der  Weine  von  34, 
HU  und  153  anfweisen,  repräsentirten  jedoch  keineswegs  den 
Reinertrag  des  städtischen  Weinhandels.  Solche  Resultate  konnten 
nur  durch  Kellerlagerung  während  längerer  Zeiträume  erreicht 
werden,  so  dass  der  Wiederersatz  des  Zinsverlustes,  der  Kellerei- 
verwaltungskosten und  des  natürlichen  Weinabganges  jeweils 
noch  einen  beträchtlichen  Abstrich  am  Reingewinn  wird  ver- 
ursacht haben.  Dass  aber  auch  so  noch  die  Rentabilität  des 
Weinhandels  eine  ganz  vorzügliche  blieb,  ist  nach  allem,  was 
wir  früher  betreffs  der  Überlinger  Weincultur  beizubringen  ver- 
mochten, schlechthin  selbstverständlich. 

Freilich  ist  damit  noch  nichts  über  die  Bedeutung  der 
städtischen  Weinhaudelsgewinnste  für  das  städtische  Jahres- 
budget  behauptet.  In  dieser  Hinsicht  wird  man  füglich  das 
Urteil  wiederholen  können,  womit  der  bayrische  Commissär 
s.  Zt.  die  Überlinger  Salzgewinnste  kritisirte:  sie  sind  von 
geringer  (Quantität  und  geringer  Importanz  gewesen.  Zweifels- 
ohne konnte  nämlich  die  Stadt,  wenn  sie  ihren  Handelsbetrieb 
dem  Gesammtumsatze  angepasst  oder  auf  eine  allinälige  Er- 
weiterung desselben  hingearbeitet  hätte,  aus  dem  Weinhandel 
viel  bedeutendere  Summen  lösen,  als  die  wenigen  Hundert  Gulden 
jährlich.  Woraus  jedoch  der  Stadtverwaltung  kein  Vorwurf  ge- 
macht werden  soll.  Denn  erstens  gehörte  hiezu  mehr  Geld,  als 
nach  der  gewöhnlichen  Jahresbilanz  in  den  Stadteassen  übrig 
zu  sein  pflegte,  und  zweitens  waren  es  sehr  triftige  Gründe  volks- 
wirtschaftlicher Natur,  die  dem  städtischen  Weinhandel  entgegen- 
stunden. Es  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  der  Weinbau 
die  Hauptnahrungsquelle  der  Bürgerschaft  bildete,  und  dass  darum 
eine  andauernde  und  erfolgreiche  Concurrenz  von  Seiten  der 
Stadt  gerade  auf  diesem  Gebiet  nicht  ohne  die  Gefahr  einer 
schweren  Schädigung  der  gesammten  Überlinger  Volkswirtschaft 


')  15S54  rh.  fl.  plus  475  rh.  fl.  Qewinu  des  Jahres  1SOS. 
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dutchgoführt  werden  konnte.  Diesen  Felder  vermied  aber  die. 
städtische  Handelspolitik,  indem  sie  klugerweise  das  Privat- 
interesse ihrer  Weinspeculation  mit  den  Interessen  der  Wein- 
producenten zu  vereinen  suchte  und  im  übrigen  den  Weinverkauf 
der  Stadtkellerei  in  engen  Grenzen  hielt. 

Volkswirtschaftlich  betrachtet  beschränkte  sich  der  städtische 
Weinverkauf  zeitlich  auf  diejenigen  Jahre,  in  denen  wegen 
geringer  Herbste  oder  aus  sonstigen  Gründen  der  Markt  mit 
Wein  nicht  überführt  war,  die  Verkaufgelegenheit  für  jedermann 
günstig  lag,  ein  hoher  Preis  erzielt  und  darum  die  städtische 
Concurrenz  am  wenigsten  empfunden  wurde.  Ausserdem  nahm 
die  Stadt  nur  als  Käuferin  am  Weinmarkt  teil  und  vermehrte 
so  die  Nachfrage  zu  Gunsten  der  Wein  anhietenden  Bürgerschaft. 
Daneben  war  der  städtische  Weinverschleiss  noch  quantitativ 
beschränkt  und  hatte  selbst  in  seinen  Höchstbeträgen  auf  den 
Gang  der  55  Überlinger  Markttage  wenig  Einfluss.  Z.  B.  lie- 
ferten die  a.  Ii>tt5  aus  den  Stadtkellern  verkauften  92  Fuder 
zum  Absatzconto  der  einzelnen  Markttage  von  24  Fuder  nur 
1,7  Fuder,  fielen  also  dem  Jahresumsatz  von  1320  Fuder') 
gegenüber  kaum  ins  Gewicht,  l'nd  dies  war  der  Höchstbetrag 
eines  Jahres  während  dreier  Decennieu.  In  den  anderen  Jahren 
sank  das  städtische  Verkaufsquantum  eines  Markttages  bei  un- 
gefähr gleichem  Jahresumsatz  auf  ein  Fuder,  ein  halb  Fuder 
und  selbst  noch  tiefer.1) 

Mehr  nur  zum  Privatgebrauch,  um  bei  den  Ratsmahlzeiten 
und  Ratsverehrungen  (Geschenken  an  Nachbarstände,  z.  B.  an 
die  Abte  von  Salem)  Fische  beliebig  verwenden  zu  können,  denn 
um  des  Erwerbs  willen  trieb  die  Stadt  Fischzucht.*)  Gelegen- 
heit hiezu  boten  4 Weiher,  einer  dicht  bei  Überliugen  und  3 in 
der  Landschaft  bei  Hohenbodman,  Grünwangen  und  Neuweier 
gelegen,  die  für  gewöhnlich  mit  2 — 3000  Stück  Karpfen  besetzt 

')  In  den  Jahren  1608 — 16  belief  sich  der  jährliche  Umsatz  auf  durch- 
schnittlich 1091  Fuder  (cfr.  pair-  57.)  Aus  den  20er  Jahren  lies«  sich  aut 
Grund  der  Stadtrcchnuntten  nur  das  Jahr  1622  23  und  1624/26  mit  einem 
Umsatz  von  1130  bzw.  1320  Fuder  namhaft  machen. 

*)  Zu  berechnen  vermittelst  Division  der  Verkaufsquauteu  der  einzelnen 
Jahre  durch  die  Zahl  der  Marktlage. 

*)  cfr.  Münchner  Commis».- Ber.  Abschn.  2 und  Ratsprot.  v.  21.  Nov. 
1566.  Fenier  Anlage  II,  1 u.  2.  a u.  b. 
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wurden.  Zwei  derselben  dienten  ansschliesslich  der  Fischzucht, 
dem  Halten  von  Setzlingen  und  Laichfischen,  in  den  beiden 
andern  waren  die  Esstische.  Da  der  Hauptteil  des  Fischertrages 
in  den  ofticiellen  Gastereien  und  Geschenken  aufzugehen  pflegte, 
so  war  der  Erlös  aus  dem  Fisch  verkauf  natürlich  geringfügig. 
Z.  B.  blieben  in  den  Jahren  1608 — 16  nach  Abzug  von  27  rh.  fl. 
Unterhaltungskosten  als  Reingewinn  durchschnittlich  noch  26 
rh.  fl.  übrig.  Manchmal,  wie  in  den  J.  1620/26,  wurde  durch 
den  Fischverkanf  nicht  ein  Mal  der  Kostenaufwand  für  den 
Unterhalt  der  Weiher  gedeckt.  Selbstverständlich  ohne  dass 
daraus  auf  Unrentabilität  der  städtischen  Fischzucht  geschlossen 
werden  müsste,  es  entziehen  sich  eben  die  Zahl  und  der  Kauf- 
wert.  der  „zu  eigener  und  fremder  Ergetzlichkeit“  verbrauchten 
Fische,  ohne  welche  eine  genauere  Schätzung  des  Ertrags- 
nmfanges  überhaupt  unmöglich  ist.  unserer  Berechnung. 

An  letzter  Stelle  wären  unter  den  privatwirtschaftlichen 
Einnahmequellen  Uberlingens  noch  die  städtischen  Geldge- 
schäfte zu  erwähnen,  doch  müssen  wir  uns  hiebei  kurz  fassen, 
„dieweil  (bereits  im  Jahr  1644)  beim  Rentstüblin  eine  grosse 
Confusion  in  allen  diesen  Sachen  gewesen“1)  und  die  Über- 
lieferung inzwischen  begreiflicherweise  nicht  besser  geworden 
ist.  Dass  die  Stadt  Überlingen  privatwirtschattlich  Geldgeschäfte 
machte,  d.  h.  zum  Zwecke  der  Ziusgewinnung  Geld  an  Privat- 
personen auslieh,  geht  sowohl  aus  den  Stadtrechnungen,  wie  aus 
einer  Reihe  von  Ratsdecreten  hervor,  die  sich  mit  der  städtischen 
Geldleihe  befassen.  Darnach  erfolgte  die  Ausgabe  städtischer 
Darlehen  in  doppelter  Weise:  „gegen  gebührende  Obligation“ 
und  „auf  gebührende  Recognition“,  also  auf  Unterpfand  und 
auf  Handschrift.  Der  reine  Personalcredit  kam  jedoch  in  der 
Regel  nur  ganz  vertrauten  Schuldnern  und  nur  bei  kurzfristigen 
Geldleihen  zur  Anwendung.  Die  üblichste  Oreditform  war  der 
Realcredit  mit  einer  Rückzahlungsfrist  von  einem  oder  mehreren 
Jahren.  Der  Zinsfuss.  der  bei  diesen  Geldgeschäften  angesetzt 
wurde,  betrug  die  seit  Ausgang  des  löten  und  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  landesüblichen  5 #/#. 

In  erster  Linie  benutzten  den  städtischen  Credit  natürlich 
die  Bürger  und  Laudesunterthanen  Überlingens,  und  zwar  sowohl 


')  cfr.  Münchner  Commigs.-Ber.  Abschn.  1. 
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der  Einzelne  wie  die  ganze  Bürgerschaft.  Unter  den  privaten 
(Jreditnehmern  befanden  sich  besonders  liänfisr  die  städtischen 
Maier,  die  Erbpächter  der  städtischen  Höfe,  ln  schlechten 
Jahren  oder  zu  Zeiten,  wo  der  Fruchtverkauf  und  der  Umsatz 
der  sonstigen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  in  Geld  nicht  in 
genügender  Menge  oder  nicht  rasch  geuug  bewerkstelligt  werden 
konnte,  entliehen  diese  Maier  regelmässig  Betriebscapital  vom 
Rentstüblein  gegen  Verpfändung  ihrer  Eigentumsrechte  oder 
Erblehensgerechtigkeiten.  Heinibezahlt  wurde  in  solchen  Fällen 
gemeiniglich  erst  nach  Verfluss  einer  Wirtschaftsperiode,  also 
eines  Jahres.  Auch  war  der  Credit  nach  Bedürfniss  noch  lang- 
fristiger, er  konnte  sich  auf  fi— ft  Jahre  erstrecken. ’)  Con- 
snmtivcredit,  der  Privatpersonen  wohl  seltener  gewährt  wurde, 
begehrten  sodann  öfters  die  städtischen  Klöster  und  Stillungen 
zur  Deckung  vorübergehender  Kassendeficits,  die  eine  baldige 
Abtragung  der  Schuld  erwarten  Hessen.  In  diesem  Sinne  entlieh 
z.  B.  a.  1587  das  Spital  1 OOo  rh.  H.  und  a.  U>ii4  das  Über- 
linger  Barfüsserkloster  100  rh.  tl.  aus  der  Stadtcasse.  Sie  ver- 
pflichteten sich  durch  Handschrift  zur  ungesäumten  Rückzahlung, 
sobald  die  Restanzen  eingingen  oder  auf  andere  Art,  etwa  durch 
Wein  verkauf,  Gelder  flüssig  würden.*)  Der  Fall,  dass  die  ganze 
Bürgerschaft  und  ganze  Landgemeinden  den  Stadtcredit  in  An- 
spruch nahmen,  wodurch  die  städtische  Geldleihe  den  Charakter 
einer  vorwiegend  volkswirtschaftlichen  .M assregel  bekam,  gehörte 
zu  den  Eigentümlichkeiten  anormaler  Zeiten.  Doch  lässt  auch 
hiefilr  sich  ein  Beispiel  anführen.  So  erüftnete  der  Uberlinger 
Magistrat  im  Jahr  I58i>:‘)  „wegen  dieser  beschwerlichen,  leidigen 
und  beharrlichen  theuereu  Zeiten  gemeiner  Bürgerschaft  und  den 
armen  Unterthanen  auf  dem  Land“  einen  Gesammtcredit  von 
10000  rh.  fl.,  welche  die  Stadt  selbst  zuvor  in  Ulm  aufgenommen 
hatte.  Damals  erhielten  alle  Bürger  und  Landesnntertlmnen, 
die  „genügsame  Versicherung“  stellen  konnten,  und  ebenso  die 
Behörden  der  einzelnen  Landgemeinden  für  sich  und  ihre  Ge- 
meindemitglieder gegen  Verschreibung  „gemeiner  Mark“  bei  der 


')  cfr.  die  Hatsprotocolle  v.  23.  >lai  1586,  12.  Januar  1591,  20.  Aug. 
1596.  2».  Oktober  1605,  5.  Novembur  1607. 

*)  cfr.  die  Ratsprot.  v.  22.  Juni  1587  und  22.  Januar  1601. 

*)  cfr.  die  Ratsprot.  v.  23.  Mai  und  6.  Juli  1586, 
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Stadtcasse  rum  gebührlichen  5 " „ Zins1*  Vorschüsse,  die  erst 
nacli  0—8  Jahren  znrfickbezahlt  werden  mussten. 

Zu  den  auswärtigen  Schuldnern  gehörten,  soweit  aus  Rats- 
protocollen  ersichtlich,  vorab  die  Nachbarn  Uberlingens,  a.  15510') 
z.  B.  entlieh  der  Prälat  von  Salem  auf  5 Jahre  gegen  Ver- 
sicherung 2000  rh.  fl.  und  der  Bischof  von  Constanz  3000  rh.  fl. 
gegen  gebührende  Recognition  auf  zwei  Monate  von  Überlingen. 
1503*)  wurden  Graf  Haug  v.  Montfort,  a.  1584*)  die  Stadt 
Buchhorn  (das  heutige  Friedrichshafen)  mit  500  bezw.  1000 
rh.  fl.  auf  s Jahre  gegen  gebührende  Obligation  und  5 °/#  Zins 
die  Schuldner  Überlingens  u.  s.  w.  Alle  diese  Capitalaufuahmen 
bedurften  zunächst  der  Genehmigung  des  Rates,  darauf  konnte 
das  Geld  beim  Rentstiiblin  erhoben  werden. 

In  den  Jahren  1008/ lti  hatte  die  Stadt  im  Ganzen  ungefähr 
30000  rh.  fl.  ausstehen.  Sie  bezog  davon  im  Durchschnitt  jährlich 
1401  rh.  fl.  Zins.  Capitalheimzahlung  und  Capitalanlage  hielten 
sich  während  dieser  Zeit  beinahe  das  Gleichgewicht.  Heim- 
bezahlt wurden  in  summa  13  709  rh.  fl.,  ausgeliehen  11084  rh.  fl. 
In  den  20er  Jahren  machte  sich  der  Einfluss  der  Kriegsläufte 
bemerkbar.  Die  rückständigen  Zinsen  wurden  besonders  in  den 
■fahren  1021/22  und  1022/23  eingetrieben,  die  Capitale  im  Um- 
fange von  cc.  lUOOO  rh.  fl.  gekündigt,  der  Credit  auf  2030  rh.  fl. 
herabgesetzt,  (cfr.  Anl.  II.). 

Die  zweite  Hatiptclasse  des  städtischen  Einnahmeetats  um- 
schloss die  Einküntte  gemeinwirtschaftlicher  Natur.  An  ihre 
Spitze  stellen  wir.  gleichsam  znr  Überleitung,  den  Ertrag  derjenigen 
Anstalten,  die,  obschon  sie  öffentlichen  Zwecken  dienten  und 
nach  staatswirtschaftlichen,  nicht  privatwirtschaftlichen  Grund- 
sätzen verwaltet  wurden,  gelegentlich  auch  privatwirtschaftlichen 
Gewinn  abwarfen.  Hierher  zählen  die  Einkünfte  der  städtischen 
Kornlauben,  des  Kalkhauses,  des  Marstalles  und  Zeughauses. 

Zum  Beweis  der  Gemeinnützigkeit  der  den  beiden  Korn- 
herren*) unterstellten  Frucht-  oder  Kornlauben  eitiren  wir 

'1  cfr.  dir  Ratsprot  v.  So.  Juni  und  10.  Septhr.  1690. 

*)  cfr.  Ratsprot  r.  29.  Juli  1563. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  26.  Dezbr.  15*4. 

*)  cfr.  Bestallungabuch  der  Stadtbeamten.  io.  Jahrh  s.  t.  Komberren, 
u.  die  Ratswahlbiicher  der  J.  1600/16. 
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drei  Ratsdecrete,  aus  denen  die  Grundsätze  der  städtischen  Korn- 
kaufpolitik  unzweifelhaft  erhellen.  Am  26.  Oktober  1570  be- 
schloss der  Lberlinger  Rat:  wegen  gegenwärtiger  klemm  er 
Zeiten  gemeiner  Stadt  ein  Anzahl  Korn  an  Yeesen  im  Vorrat 
einzukaufen:  am  15.  Juni  1559:  es  sollen  die  verordneten 
Kornherren,  dieweil  das  Korn  in  solchem  Jahr  in  grossen 
Aufschlag  kommen,  ein  Wochen  5 oder  f.  an  einem  Wochen- 
markt 60 — SO  Malter  verkaufen  und  nit  länger,  denn  bis 
neu  Korn  kommt:  am  23.  Mai  1586:  die  Kornherren  sollen 
sehen,  ob  sie  allenwegen  in  künftigen  Märkten  zur  Verhütung 
hoher  und  grosser  Aufschlag  etwan  den  ersten  Kauf  um 
12,  13  oder  13,5  rh.  H.  thun  können,  dadurch  möchte  der 
Markt  vor  Aufschlag  erhalten  werden  und  die  andern 
Kauf  dem  ersten  nachfolgen.1) 

Die  Aufgabe  des  städtischen  Konikaufs  war  demnach  im 
16.  Jahrhundert  eine  rein  volkswirtschaftliche.  Bezweckt  wurde 
die  Erhaltung  und  Verbilligung  des  Brotes  zum  Nutzen 
der  Bürgerschaft.  Dazu  griffen  die  städtischen  Kornlauben, 
deren  Hauptvorräte  aus  den  Vogteierträgen  resultirten,  bald 
kauf-  bald  verkaufsweise  in  den  Kornmarkt  ein.  aber  nur  wenn 
und  nur  so  lange  als  die  Getreidezufuhr  stockte  und  die  Preise 
hoch  stunden.  Sobald  die  Theuerung  vorüber  ist,  die  Ernte  neuen 
Vorrat  gebracht  hat.  wird  — nach  dein  ausdrücklichen  Gebot 
des  Ratsdecrets  von  1 559  — der  städtische  Verkauf  wieder  ein- 
gestellt, der  Markt  den  privaten  Händlern  wieder  überlassen. 
An  dieser  Auffassung  hielt  auch  das  Stadtregiment  des  17.  Jahr- 
hunderts im  Wesentlichen  fest,  wenigstens  wurde  kein  eigent- 
licher Kornhandel,  kein  gewerbsmässiger  Kornaufkauf  und 
-Verkauf  getrieben.  Die  Stadtrechnungen  der  Jahre  1608—16 
enthalten  einen,  die  der  Jahre  1620—26  keinen  Ausgabe- 
posten für  Kornkauf.  Dagegen  war  in  der  ersten  Periode  der 
Koni  verkauf  allerdings  ziemlich  einträglich,  er  brachte  im  Jahr 
durchschnittlich  754  rh.  H.  ein.  Es  ist  nun  möglich,  dass  hiebei 
auch  privatwirtschaftliche  Interessen  mitunterliefen,  dass  die 
Stadt,  was  sie  an  Koni  nicht  zu  Besoldungen  brauchte  oder  auf 
Lager  halten  wollte,  zu  versilbern  suchte.  Jedenfalls  kam  aber 
auch  dies  mit  Willen  des  Rates  dem  gemeinen  Nutzen  zu  gut, 


*)  cfr.  die  Ratsprot.  der  cit.  Jahre. 
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denn  die  Kornpreise  sanken  in  jenen  Jahren  fast  auf  das  nor- 
male Durchschnittsnivean.  (4— 5 rh.  fl.  für  leichte.  5—6  rh.  fl.  für 
schwere  Frucht  cfr.  weiter  unten).  Das  leichte  Korn  galt  4— fi 
rh.  fl.,  das  schwere  5 — 7 rh.  fl.  pro  Malter.1)  Später  hörte  der 
städtische  Kornkauf,  vom  Jahr  16*20/21  abgesehen,  gänzlich  auf. 
(cfr.  Anl.  II.). 

Das  städtische  Kalkhans  hatte  den  Charakter  einer 
Waarencreditanstalt.  Es  unterstund  der  Leitung  zweier  Bauer- 
herren*) und  enthielt  das  gesammte  für  einen  Hausbau  not- 
wendige Baumaterial,  also  Kalk,  Steine,  Ziegel,  Holz,  Bretter. 
Eisen,  Nägel  etc.  Sein  ursprünglicher  Zweck  war  der  Unterhalt 
der  städtischen  Bauten.  Gegen  Ende  des  ltj.  Jahrhunderts  er- 
weiterte sich  jedoch  seine  Bestimmung  im  gemeinnützigen  Sinne 
aus  Anlass  grösserer  Stadtbrände  am  St.  Lutzenberg,  die  eine 
Unterstützung  der  Brandbeschädigten  aus  öffentlichen  Mitteln 
notwendig  machten.  Nunmehr  erhielt  jeder  Brandbeschädigte 
und  in  der  Folge  überhaupt  jeder  Baulustige  „allen  notwendigen 
Bauzeug  um  ein  leidlichen  und  ziemlichen  Anschlag  aus  dem 
Kalkhaus  dargestreckt“.  Dabei  wurden  die  Zahltermine,  die 
Zieler,  so  gelegt,  „dass  sie  es  wohl  erleiden  und  bezahlen  mögen 
jährlich  zur  Herbstzeit  mit  Wein  oder  Geld“.“)  Von  da  ab 
weisen  die  Kalkhausrechnungen  eine  starke  Frequenz  des  Kalk- 
hauses auf.  Seine  Ausgaben  beliefen  sich  im  2.  und  3ten  De- 
cennium  des  17.  Jahrhunderts  auf  jährlich  1490  bezw.  2045  rh.  fl., 
seine  Einnahmen,  die,  eben  weil  gestundet  wurde,  hinter  den  Aus- 
gaben zurückblieben,  auf  durchschnittlich  957  und  902  rh.  fl. 
(cfr.  Anl.  II.). 

Die  Aufgabe  des  städtischen  Marstalles  war  eine  fried- 
liche und  kriegerische.  In  Friedenszeiten  diente  der  Marstall 
hauptsächlich  dem  Nachrichten  verkehr.  Die  Pferde  der 

reitenden  Stadtboten  wurden  vom  Marstall  geliefert.  Auch  wer 
sonst  berittene  Botschaft  schicken  wollte,  erhielt  gegen  ent- 
sprechendes Keitgelt  von  einem  der  beiden  Stallmeister4)  Ross 
und  Reiter  zur  Verfügung  gestellt.  Ausserdem  durften  die 

')  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Steueranschläge  der  .1.  156« — 1615. 

*)  cfr.  d.  ßestallungsbuch  des  1«.  Jahrh.  8.  t. : Kauherren  nnd  d. 

Katswahlb.  de»  17.  Jahrh. 

a)  cfr.  die  Katsprotoe.  v.  a.  Juli  1578  u.  1«.  Mai  1600. 

*)  cfr.  d.  Ratswahlb.  de»  17.  Jahrh. 
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Pferde  nur  von  den  Ratsherren  geritten  werden,  Privatpersonen 
wurden  sie  nicht  geliehen.1)  Hiezu  kam  im  Kriege  der  Pferde- 
bedarf der  reisigen  Stadtknechte  und  die.  Bespannung  der 
Geschütze.  Für  die  Geschütze  wurden  ständig  1 4 besonders 
schwere  Pferde  gehalten.4)  Ob  die  Stadt  Pferdezucht  und 
-Handel  trieb,  lässt  sich  nicht  mehr  entscheiden,  die  Wahr- 
scheinlichkeit spricht  aber  dagegen.  Sicher  ist,  dass  ab  und  zu 
ein  Pferd  verkauft  und  dann  wenn  möglich  mit  Gewinn  verkauft 
wurde,  und  ebenso  sicher  ist,  dass  die  Stadt  besondere  schöne 
und  wertvolle  Pferde  besessen  haben  muss,  denn  der  Preis  ihrer 
Pferde  betrug  im  16.  Jahrhundert  gemeinhin  das  Doppelte  von 
dem  Preise  eines  gewöhnlichen  Ackerpferdes.  Laut  Ratsbeschlnss 
vom  Jahr  1582  und  1596*)  durfte  keines  der  städtischen  Pferde, 
gleichviel  ob  alt  oder  jung,  unter  40  rh.  fl.  abgegeben  werden, 
während  damals  ein  Ackerpferd  nur  17—25  rh.  fl.  kostete.4) 

In  den  20er  Jahren  des  17.  Jahrhunderts  muss  der  städtische 
Marstall  gänzlich  geräumt  und  mit  frischen  Pferden  besetzt 
worden  sein.  Innerhalb  7 Jahren  wurden  3586  rh.  fl.  aus  dem 
Marstalle  vereinnahmt  und  gleichzeitig  3527  rh.  fl.  verausgabt. 
Auch  hier  stunden  die  Kriegsjahre  1622  und  1623  mit  einer 
Hinnahme  von  2973  rh.  fl.  und  einer  Ausgabe  von  2313  rh.  fl. 
iibeuan  (cfr.  Aul.  11.).  Ln  den  ruhigmen  Zeiten  vor  dem  Krieg 
war  das  Budget  des  Marstalls  viel  kleiner.  Der  Jahresaufwand 
für  denselben  stellte  sich,  ohne  den  Haferverbrauch,  der  aus 
den  Fruchtlauben  bestritten  wurde,  auf  durchschnittlich  112  rh.  fl. 
Einnahmen  gab  es  nur  in  einzelnen  Jahren  und  in  so  geringem 
Betrage  — in  summa  369  rh.  11.  — , dass  hienach  ein  directer 
und  gewerbsmässiger  Geldgewinn  des  Marstalles  ausgeschlossen 
erscheint. 

Über  Zweck  und  Bedeutung  des  städtischen  Zeughauses 
gibt  sein  Inventar  den  beredtesten  Aufschluss.  Anno  1611') 

')  cfr.  Rataprot.  v.  lil.  Juni  1582. 

*)  cfr.  Arch.  I,  63,  705,  das  Zeughaus  betr.  d.  d.  5.  März  1611. 

a)  cfr.  die  ltatsprot  v.  27.  März  löse  u.  22.  Juni  1596. 

4)  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Anlageordnungen,  der  .Steuerpreis  eines  Pferdes 
der  Landschaft  Überlingen  betrug  a.  1566  u.  1583:  17  rh.  ft.,  -a  1595: 
20  rb.  It.,  a.  1607:  23  rh.  11.,  a.  1615:  25  rh.  fl. 

')  cfr.  Arch.  I,  63,  705.  Inventar  d.  d.  5.  März  1611  und  Missivprot. 
v.  7.  Okt.  1610  au  die  Kiiegsräte  in  Ulm,  Wagenbestellung  betr. 
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lagerten  in  den  Rüstkammern  der  Stadt  Überlingen  15  Falke- 
netlein, 27  Scharpfendeinlin,  2 Schlangen,  3 Böller,  15t«  Doppel- 
hagen. 13  kurze  Hagen,  24  Pirschbüchsen,  25  Zielbüchsen,  342 
Musqueten,  21  Schwerter,  300  Hellebarden,  71  Harnische,  alles 
sarnuit  Zubehör.  Ferner  15  Zentner  Pulver,  Blei  ur.d  Lunten. 
Dazu  Pechringe,  Feuerpfannen  und  Sturmleitern  in  erklecklicher 
Anzahl.  Alle  diese  für  die  Wehrhaftigkeit  einer  Reichsstadt 
hochwichtigen  Waffen-  und  Munitionsvorräte  wurden  jährlich 
unter  Führung  des  Zeugmeisters  von  den  Bau-  und  Stüblins- 
herren  inspicirt,  was  alt  und  unbrauchbar  befunden,  wurde  aus- 
geschieden, verkauft  und  neu  ersetzt.1)  Das  kostete  in  Friedens- 
zeiten durchschnittlich  241  rh.  fl.  jährlich,  sobald  Kriegsgefahr 
drohte,  wuchs  der  Aufwand.  In  der  Zeit  von  1620—26  er- 
reichten z.  B.  die  Armirungskosten  des  Zeughauses  fast  den 
doppelten  Satz  der  früheren  Jahre,  anstatt  241  durchschnittlich 
466  rh.  H.  Dem  stunden  als  Einnahmeetat  die  Kanferlüse  aus 
abgängigen  Waffen  und  aus  Geschossen  gegenüber,  die  die 
Büchsen-  und  Armbrustschützengesellschaften  -)  und  Privatpersonen 
dem  Zeughaus  abgenommen  hatten,  im  Betrag  von  jährlich  56 
und  68  rh.  fl.  (cfr.  Anl.  II.). 

Verschieden  nach  der  Art  des  Betriebs,  in  Absicht  des 
Zweckes  aber  nahe  verwandt  mit  den  besprochenen  Instituten 
war  eine  andere  Gruppe  städtischer  Anstalten,  deren  Ertrag  in 
Form  von  Nutzungsgebühren  erhoben  wurde:  die  städtischen 
Zimmerhütten,  Bauchkessel  und  Brennöfen  oder  -Hütten. 

Die  älteste  dieser  drei  Anstalten,  die  im  Jahre  1552") 
errichteten  Zimmerhütten,  lagen  abseits  der  Stadt  im  Westen 
vor  dem  Grundthor.  .Sie  waren  zerlegbar  und  bestunden  aus  einer 
Haupthütte  und  zwei  Nebenhütten,  die  den  privaten  und  städtischen 
Zimmermeistern  als  Arbeitsraum  gegen  Entschädigung  überlassen 
wurden.  Auch  herrschte  Benutzungszwang,  damit  das  Publicum 
von  dem  Lärm  und  den  Fährlichkeiten  der  Zimmermannsarbeit 
verschont  bleibe. 

Wesentlich  feuerpolizeilichen  Rücksichten  verdankten  die 


>)  cfr.  Ratsprot.  v.  23.  Mära  15S9. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  24.  April  1616. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  19.  Aug.  1652. 

S o h i f • r , Wtrfctehkft*.  o.  Floaoxf  »»ohlcbt*  ,l«r  Rclobstudt  Obarltnf  •■«.  8 
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städtischen  Baachkessel  und  Brennöfen  ihre  Entstehung. 
Beängstigt  durch  grosse  Schadenfeuer,  die  in  Folge  leichtsinniger 
Handhabung  der  privaten  Bauchkessel  d.  i.  Waschkessel  und 
Brennöfen  mehrmals  rasch  hintereinander  aufgingen,  erliess  der 
Rat  im  .fahre  1579')  eine  Bauchkessel-  und  15K7*)  eine 
Brennofenordnung,  durch  welche  zunächst  die  Erbauung  einer 
städtischen  Waschküche  und  Brennhütte  an  feuersicherem 
Orte  in  den  Vischenheusern  beschlossen  und  folgends  jeder 
Hausbesitzer  verpflichtet  wurde,  nirgends  anders  als  in  den 
städtischen  Bauchkesseln  waschen  und  nirgends  anders  Ziegel 
oder  Backsteine  brennen  zu  lassen,  als  in  der  städtischen  Brenn- 
liütte.  Insbesondere  wurden  die  Mitglieder  des  ehrbaren  Hand- 
werks der  Hafner  befohlen,  alle  privaten  Brennöfen  nieder- 
zureissen  und  sich  ausschliesslich  der  städtischen  Brennöfen  zu 
bedienen.  Eine  scharfe  ( ’ontrole  von  Seiten  der  beiden  officiellen 
Bauherren  und  empfindliche  Geldstrafen  sollten  dieser  Sicherheits- 
m&ssregel  Nachdruck  verleihen.  Im  übrigen  hing  der  Betrieb 
sowohl  der  Zimmerhfitten  wie  der  Waschküche  und  der  Brenn- 
öfen lediglich  vom  Bedürfnis»  des  Publikums  ab.  Sie  stunden 
jedermann  jederzeit  um  gebührenden  Jahreszins  zur  Benutzung 
offen.  Aus  dem  Ertrag  dieser  Nutzungsgebühren,  die  in  guten 
Jahren  durchschnittlich  542  rh.  fl.,  in  geringeren  2ttt>  rh.  fl.  ab- 
warfen  (cfr.  Aul.  II.).  bestritt  die  Stadt  die  Unterhaltungskosten 
der  Anstalten,  deren  Summen  jedoch  in  den  Stadtrechnungen 
nicht  extra  gebucht  sind,  vielmehr  im  Ausgabebudget  des  Kalk- 
hauses  zu  suchen  sein  dürften. 

In  das  Capitel  der  städtischen  Gebühren  gehörten  ferner 
die  Gewerbepolizeiabgaben  und  die  Bürgeraufnahinegelder,  auch 
reihen  wir  hier  die  nicht  weiter  rubricirbaren  Strafgelder  der 
öffentlichen  Rechtspflege  an. 

Schon  seit  dem  15.  Jahrhundert*)  hing  der  Gewerbebetrieb 
für  neu  ins  Bürgerrecht  eintretende  Personen  in  Überlingen  von 
einer  speciellen  Ratserlaubniss  und  von  dem  Entscheid  der  sieben 
Zunftmeister  ab,  die  den  Petenten  in  eine  bestimmte  (in  die 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  29.  Dezbr.  1579. 

cfr.  Kateprot.  v.  16.  März  1587  u.  16.  Mai  1600. 

*)  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Ordnung  d.  a.  1426  und  1.  c.  II,  15,  135 
Oemeine  Zunftartikel  v.  ca.  1506. 
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entsprechende)  Zunft  einwiesen,  der  er  unweigerlich  zu  gehorsamen 
hatte.  Dafür  erhob  der  Rat  gewisse  ihrem  Einzelsatz  nach  uns 
nicht  näher  bekannte  Sporteln,  die  wir  Gewerbebetriebs- 
Krlaubnissgebühren  nennen.  Die  übrigen  Gebühren,  die 
Pfechten-,  Schau-  und  Strafgelder  resultirten  aus  dem  Gewerbe- 
betrieb selbst  und  seiner  Überwachung  durch  die  städtischen 
und  zünftigen  Polizeiorgane. 

Pfechten-  oder  Eichgelder  erhob  das  städtische  Eichamt,1) 
bestehend  aus  den  beiden  Ungelderherren,  den  Bauherren  und 
dem  Eichmeister.  Seine  Hauptaufgabe  war  die  Controle  der 
in  Privathänden  befindlichen  Masse,  Wagen  und  Gewichte.*) 
Alle  Fronfasten,  d.  h.  vierteljährlich,  fand  Revision  hierüber 
statt,  wobei  das  Ungehörige  corrigirt  und  event.  auch  zur  Anzeige 
gebracht  und  bestraft  wurde. 

Bezüglich  der  Schau-  und  Strafgelder,  deren  Ursprung 
im  Einzelnen  nicht  weiter  zu  verfolgen  ist.,  bleibt  nur  noch  zu 
erinnern,  dass  die  Stadt  und  die  Zünfte  sich  von  altersher  därein 
teilten,3)  die  in  den  Rechnungen  verzeichneten  Summen  also  nur 
die  Hälfte  des  Ertrages  ausmachen.  Dem  zähen  Flusse  des 
Überlinger  Gewerbelebens  entsprechend  war  das  Gesamint- 
ergebniss  der  städtischen  Gewerbepolizeigebillircn  durch  Jahrzehnte 
das  gleiche  und  gleich  geringfügige,  ln  den  Jahren  1 H08 — 1 K 
gingen  durchschnittlich  147  rh.  tl.,  in  den  Jahren  K520 — 2« 
durchschnittlich  l.i't  rh.  tl.  aus  diesem  Verwaltungszweige  jährlich 
ein.  (cfr.  Anl.  II.) 

Uber  die  Bedeutung  der  Bürgeraufnahmegelder  ist 
in  der  Einleitung  pag.  2«  bereits  gehandelt.  Zu  bemerken 
wäre  nur,  dass  sich  der  relative  jährliche  Bürgerzuwachs  ver- 
mittelst Division  der  jährlichen  Bürgergelder  durch  die  obli- 
gate Einkaufsumme  von  20  //.- f(  nicht  ermitteln  lässt,  sintemal 

’)  cfr.  «Ins  Hcstallungsb.  il.  H«.  Juhrli.  s.  t.  c. 

,)  cfr.  Arch  t,  52,  141.  Ordnungen  des  in.  Juhrli.  Uberlingen  hatte 
doppeltes  Gewicht : Kein-  oder  Pfeflorgewicht  mul  Schwergewicht.  Ersteres 
(aus  Messing?)  war  rund,  letzteres  4 eckig  und  aus  Eisen.  Die  Gewichts- 
einheit war  das  Pfund,  100  Pfund  machten  einen  Zentner.  Die  Gewichts- 
stücke des  Schwergewichts,  die  in  Privathäusem  bis  zu  25  Pfund  gebraucht 
werden  durften,  waren:  ein  halb  Vierling,  ein  Vierling,  ein  halb  Pfund, 
ein  Pfund,  2,  4 und  ti  Wund.  Für  schwerere  Waare  war  die  Benutzung  der 
Stadtwagou  obligatorisch. 

a)  cfr.  Arch.  II,  15,  135.  Gemeine  Zunftartikel  d.  a.  1482  u.  1524. 
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das  Bürgeraufnahmegeld  nicht  auf  ein  Mal,  sondern  Dach  An- 
zahlung von  5 tf.£)  durch  15  Jahre  pfundweise  erhoben  wurde. 
Immerhin  geht  aber  aus  dem  Vergleich  der  Btidgetperioden 
160s/lfi  und  1620,’2fi  mit  einer  Durchschnittsjahreseinnahme  von 
1«*2  bzw.  *253  rh.  11.  soviel  hervor,  dass  mit  zunehmender  Kriegs- 
gefahr auch  der  Zudrang  zum  Uberlinger  Bürgerrecht  sich  ver- 
stärkte. 

Interessant  in  mehrfacher  Hinsicht  sind  die  Strafgelder 
der  Uberlinger  Justizverwaltung.  Spiegelt  sich  in  den  Straf- 
geldsätzen, also  in  der  relativen  Höhe  des  dem  Richter  bzw. 
der  Gerichtsgemeinde,  der  Stadt,  gezahlten  Wettgeldes  die 
Strafwürdigkeit  der  einzelnen  Delicte  wieder,  so  unterschied  das 
Uberlinger  Strafrecht  des  17.  Jahrhunderts,  von  den  mit  pein- 
lichen Strafen  belegten  Ungerichten  abgesehen,  zweierlei  Arten 
strafbarer  Handlungen:  schwere  Vergehen  gegen  die  staatliche 
und  kirchliche  Autorität  gerichtet,  denen  strafrechtlich  das  Ver- 
gehen an  fremdem  Eigentum  gleichstund,  und  minder  strafbare 
Vergehen,  bestehend  in  der  Geiährdung  und  Schädigung  von  Leib 
und  Leben.  Es  war  also  nach  Uberlinger  Stadtrecht  in  Ab- 
weichung von  unseren  heutigen,  aber  übereinstimmend  mit  all- 
gemein verbreiteten  Rechtsanschauungen  früherer  Jahrhunderte, 
der  dingliche  Rechtsschutz  relativ  grösser  als  der  persönliche. 
So  wurden  z.  B.  die  Delicte1):  Diebstahl,  Sachbeschädigung  an 
Haus  und  Hof,  Falsch,  d.  h.  Betrügereien  allerlei  Art,  mit  der 
„grossen  Ainung“,  mit.  40  U.\  fahrlässige  Brandstiftung,  Wucher 
und  Bankerott  mit  *20  tl.Zi  bestraft,  während  gleichzeitig  der 
Strafsatz  für  Körperverletzung  selbst  bei  nachfolgendem  Tod, 
sofern  derselbe  erst  6 Wochen  und  *2  Tage  nach  der  Tliat 
eintrat,  höchstens  t;  //.^,  bei  ungefährlicherem  Ausgang  nur  1 bis 
3 U.\)  betrug.  Mit  diesen  Strafsätzen  contrastiren  ebensosehr 
die  Strafmasse  solcher  Vergehen,  die  wir  als  Auflehnung  und 
Widerstand  gegen  die  Staatsgewalt  bezeichnen  würden.  Un- 
erlaubte Appellation  an  fremde  Gerichte,  Übertretung  des  Fried- 
bots  wurden  mit  40  tt.Zi.  Verhöhnung  und  Hinterziehung  der 
angesetzten  Strafen  und  Auflehnung  gegen  Katsgebote  mit  20 
bis  40  Angriffe  auf  die  Stadtwache  und  andere  öffentliche 


’)  S&mmtliche  Strafsätze  finden  sich  Arch.  I,  51,  186.  Satzungen  der 
Jahre  1561—1682. 
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Diener  mit  13  ff.\>  geahndet.  Und  gleich  hoch  — 20  lis  40  #.-?) 
— waren  die  Strafsätze  für  Meineid,  Kuppelei,  Ehebruch  und 
sonstige  Unsauberkeiteu,  deren  Aburteilung  ursprünglich  nach 
kanonischem  Recht  erfolgte.1)  Aus  letzterer  Gruppe  bedürfen  die 
sog.  Hochzeiterinengelder,  die  zusammen  mit  den  Ehebruch- 
strafgeldern eine  besondere  Einnahmeposition  bildeten,  noch  der 
Erklärung.  Sie  beziehen  sich  auf  ein  Ratsgebot  vom  Jahr  1 602,*) 
auf  Grund  dessen  diejenige  Hochzeiterin,  die  am  Hochzeitstage 
schwanger  ging,  von  den  beiden  Stadthebammen  zur  Kirche  ge- 
leitet und  daraus  abgeholt  wurde,  wer  sich  aber  dieser  Öffent- 
lichen Blossstellung  durch  auswärtige  Hochzeit  entziehen  wollte, 
40  Strafe  zu  entrichten  hatte. 

Der  jährliche  Eingang  an  Strafgeldern,  die  für  jeden  Nicht- 
bürger den  doppelten  Satz  betrugen,  war  in  Friedenszeiten  un- 
bedeutend, in  den  Jahren  tfiOft — 16  durchschnittlich  230  rh.  tl. 
(cfr.  Aul.  IT,  la.)  Später  steigerte  sich  diese  Summe  auf  mehr 
als  das  vierfache.  Den  Höchstbetrag  hatten  die  Jahre  1621 
und  1622  mit  2040  und  2276  rh.  tl.  aufzuweisen.  Specielle 
Veranlassung  hiezu  gaben  allerlei  militärische  Massregeln: 
Truppenaushebungen  und  -Einquartierungen,  die  Errichtung 
eines  Musterplatzes  in  der  Landschaft  Überlingen  und  der- 
gleichen, wodurch  die  Stadt  im  Verein  mit  anderen  Bodensee- 
ständen sich  gegen  den  drohenden  Einläll  der  Mansfeldischeti 
Armada  zu  schützen  suchte.  Bei  der  Rohheit,  und  Disciplin- 
losigkeit  der  ausgehobenen  Mannschaften  trugen  aber  diese  Vor- 
kehrungen, deren  militärische  Stärke  zum  Glück  für  die  Ver- 
bündeten nicht  auf  die  Probe  gestellt  wurde,  eher  zur  Vermeh- 
rung als  zur  Minderung  der  allgemeinen  Unsicherheit  bei.  ln 
Dutzenden  von  Fällen  sahen  sich  die  städtischen  und  ländlichen 
Gerichtsbehörden  Überlingens  „um  des  gemeinen  Frieds  willen“ 
genötigt  einznschreiten.  ein  Heer  von  Strafmandaten  war  die 
Folge.*)  Mittlerweile  tagten  auch  in  Überlingen  zur  Vorbe- 
reitung und  Durchführung  jener  Sicherheitsmassregeln  3 grosse 


')  cfr.  Oberrb.-Z.  Bd.  23  pag.  300. 

*)  cfr.  Arch.  III,  13,  157.  Schadonstraferorduung. 

*)  cfr.  besonders  die  Jahresrecbnungeu  der  Vogteien  Ittendorf  und 
Boduian,  in  deren  Gebiet  (laut  Ratsprot.  vom  30.  März  1022)  der  Musterplatz 
verlegt  war. 
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Particularversammlungen  schwäbischer  Kreisstände, ')  deren 
grösste  im  Dezember  1621  von  25  Ständen  mit  39  Gesandten 
beschickt  war.  Dadurch  wurde  die  Stadt  der  Tummelplatz 
vielen  fremden  Volkes,  „darunter  sich  gar  vil  unnutz  Gesindlein 
befunden“,  das  den  städtischen  Sicherheitsbeamten  wohl  des 
öftern  zu  schatten  machte.  Dazu  gesellten  sich  im  Jahr  1C22 
und  1623  vorübergehende  Truppeneinlagerungen,  Marschquartiere 
ksl.  Kriegsvolkes  in  den  Dörfern  Überlingens,  wobei  es  von 
Seiten  der  (befreundeten)  Kaiserlichen  zu  rohen  Excessen  kam. 
wegen  deren  sich  die  Stadt  nachmals  bei  Erzherzog  Leopold 
beschweite  und  Busse  verlangte.*) 

Alle  diese  Umstände  bewirkten  zusammen  jene  ungewöhn- 
liche Steigerung  der  Strafgeldereinnahmen  in  den  Jahren  1622 
und  1623  (cfr.  Anl.  II,  2a),  die  aber,  sobald  die  Kriegswetter 
in  die  Ferne  zogen  und  die  Stadt  wieder  abrüsten  konnte,  sich 
auch  sogleich  dem  normalen  Durchschnittssatze  wieder  näherten. 

Den  Gerichtseinnahmen  entsprachen  nur  in  seltenen  Fällen, 
in  den  von  uns  tabellarisch  dargestellten  Perioden  nur  zwei  Mal 
directe  Ausgaben:  a.  1608  und  1609  zwei  Ausgabeposten  von 
insgesammt  185  rh.  fl.  für  die  Verhaftung  und  Hinrichtung  uiale- 
fizischer  Personen,  (cfr.  Anl.  II.  1 b.)  Sonst  bestund  ihr  Äqui- 
valent. (wenn  man  rein  fiscalisch  von  einem  solchen  sprechen 


')  Über  deren  Geschichte,  die  deu  schlagendsten  Bewein  liefert  für  die 
l nzulänglichkeit  der  Kreisverfassung  in  militärischer  und  politischer  Hinsicht, 
wir  in  der  Fortsetzung  vorliegender  Arbeit  an  der  Hand  eines  ausgiebigen 
tpiellemiiHterials  zu  referiren  gedenken.  Vorläufig  sei  nur  erwähnt,  dass 
sich  auf  diesen  Tagsatzungen  (16 — 20.  Dezember  1621,  I t März  1622, 
12.  Juni  1623)  25  Stände  (5  fürstliche,  b praelatische.  7 grfiflich-freiherrlicbe 
und  5 Reichsstädte)  unter  der  politischen  Führung  des  Bischofs  Jacob  von 
Constanz  und  dem  Kommando  des  Grafen  Kgon  v.  Fürstenberg,  im  Gegensatz 
zu  dem  Kreisausschreibeitden  protestantischen  Fürsten  Herzog  Joh.  Friedrich 
v.  Württemberg,  zu  einer  l’artirulardefension  oder  purticularen  Uandsclunn- 
vereinigutig  verbanden,  zur  Abwehr  des  Mansfelders  und  seiner  Armada 
Uandvolk  durch  gediente  Soldaten  „abrichten“  Hessen,  damit  die  Kinzigthal- 
pässe besetzten  und  dasselbe  schliesslich  „oh  summum  periculnm  eines  Auf- 
standes zwischen  den  Soldaten  und  der  Bürgerschaft"  ohne  Schwertstreich, 
aber  mit  viel  Unkosten  wieder  abfübren  mussten,  cfr.  Arch.  I,  64.  70«. 
Protncoll  der  Landschirm  Vereinigung  in  Uberlingen. 

*)  cfr.  Missivprot.  v.  5.  Januar  und  30.  Aug.  1622  und  Ratsprot.  vom 
23.  Oktober  1623. 
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will ) gleichwie  bei  den  Verwaltungsgebühren  in  den  persönlichen 
Dienstleistungen  der  betreffenden  Stadtbeamten,  die  ihrerseits 
für  ihre  Mühewaltung  aus  der  Stadtcasse  besoldet  wurden. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zur  Betrachtung  der  Hatipt- 
tinanzquelle  des  Uherlinger  Stadthaushaltes,  der  städtischen 
Steuerwirtschaft,  so  wäre  vorab  zu  betonen,  dass  es  sich 
hiebei  ausschliesslich  um  ordentliche  Steuern  handelt.  Ausser- 
ordentliche Steuern  nach  Art  der  von  Schönberg  dargestellten 
Basler  Steuern  sind  zu  Überlingen  innerhalb  des  von  uns  be- 
handelten Zeitraums  niemals  erhoben,  und  wie  es  scheint,  von 
der  Überlinger  Steuergesetzgebung  prineipieli  vermieden  worden. 
An  ihre  Stelle  trat,  so  ott  eine  ausserordentliche  Steigerung  des 
Finanzbedarfes  dazu  Anlass  gab,  eine  ausserordentliche  Er- 
höhung der  bestehenden  Steuern.  wobei  ganz  nach  moderneu 
Steuerprincipien  Steuersnbject  und  -Object  unverändert  blieben 
und  nur  der  Steuersatz  um  einen  Bruchteil  seine!  selbst  erhöht 
wurde.  Wir  werden  darauf  bei  Besprechung  der  Überlinger 
Vermögenssteuern  kurz  zurückkommen. 

Die  ordentlichen  Überlinger  Steuern  zerfielen  in  2 Classen : 
in  directe  Vermögens-  und  Ertragssteuern,  und  in  indirecte 
Aufwandsteuern.  Zu  den  ersteren  gehörten  die  bürgerliche 
Steuer  oder  Jahressteuer:  die  Anlage  und  der  Abzug  oder 
die.  Nachsteuer:  zu  den  letzteren  das  Weiuungeld  und  die 
städtischen  Zölle. 

Die  bürgerliche  oder  Jahressteuer.  die  erste  der  hier 
zu  betrachtenden  Steuern,  war.  wie  schon  ihr  Name  sagt,  eine 
periodisch,  jährlich  wiederkelirende  Abgabe,  die  (in  erste! 
Linie)  von  dem  Vermögen  der  Bürgerschaft  erhoben  wurde. 
Sie  war  die  älteste  der  städtischen  Steuern,  wir  finden  sie 
bereits  im  Jahr  1241,1)  also  schon  zur  Zeit  der  Stanferherrscliaü 
in  Überlingen,  unter  dem  Namen  einer  exactio  den  städtischen 


')  In  eiuom  Vergleich  zwischen  der  Stadt  Überlingen  und  der  Cister- 
cienserabtei  Salem  vom  5.  Mai  1*2 i 1 verpflichtet  sich  Salem  bei  etwaigen 
Häuscrschenknngen,  die  dem  Kloster  in  Überlingen  gemacht  würden,  das 
geschenkte  Hans,  nachdem  es  Jahr  and  Tag  ( per  diem  et  annumj  von  der 
Stadtsteuer  frei  gewesen,  gleich  einem  andern  gleichwertigen  Haus  in  Über- 
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Grundstücken  und  Gebäuden  als  ordentliche  jährliche  Grund- 
und  Häusersteuer  anferlegt.  Damit  verband  sich  im  Laute  des 
14ten  Jahrhunderts  eine  zweite  Vermögenssteuer,  deren  Gegen- 
stand das  fahrende  Vermögen  w'ar,')  hiezu  trat  geraume  Zeit 
später  — vermutlich  erst  im  löten  Jahrhundert4)  — eine  Leib- 
steuer d.  h.  eine  partielle  Personalsteuer  in  Form  einer  Kopf- 
steuer. Die  bürgerliche  oder  Jahressteuer,  so  wrie  sie  in  den 
Steuergesetzen  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  uns  erhalten  ist. 
war  mithin  combinirt  aus  2 Vermögenssteuern  und  einer  par- 
tiellen Personalsteuer. 

Nach  dem  H auptsteuergesetz  vom  Jahre  1560,*)  dessen 
wesentlichste  Bestimmungen  in  den  Steuerbüchern  der  eilten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts4)  wiederholt  werden  und  darum 
für  diese  ganze  Zeit  (von  wenigen  Kriegsjahren  abgesehen,  cfr. 
weiter  unten)  Gültigkeit  beanspruchen,  umfasste  das  steuer- 
pflichtige liegende  Vermögen  principiell  (über  einzelne  Ein- 
schränkungen cfr.  weiter  unten.)  den  gesammten  Liegen- 
schaftsbesitz des  Steuersubjectes,  gleichviel  unter  welchem 
Rechtstitel  derselbe  ihm  angehörte,  also  sowohl  die  „eigenen 
liegenden  Güter“,  wie  die  rentenpflichtigen  Güter,  die  sog. 
„Güter  de  censu“.  wie  die  „Lehen“.  Zum  steuerpflichtigen 
fahrenden  Vermögen  zählten:  Die.  Wein-,  Korn-  und  Hafer- 


lingen  zu  versteuern:  exactioneui  facient  in  illatu  tlomuui,  qualis  in  aliam 
äquivalentem  fieri  solet.  Und  ebenso  soll  ein  geschenkter  Weinberg  iin  ersten 
Jahre  steuerfrei  sein,  in  den  folgenden  Jahren  aber  die  gewöhnlich«  Steuer 
entrichten:  in  sequentibus  vero  anuis  . . . imponeut  (cives)  vinee  Uli  sumuiam. 
que  alii  vinee  ejusdem  quantitatis  imponi  solet.  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35 
pag.  243. 

')  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Satzung  v.  c.  1300.  Pfandschaft  soll  iu  der 
Steuer  „ouch  als  varend  guet"  versteuert  werden;  woraus  die  Existenz  der 
Steuer  von  fahrendem  Gut  vor  1390  erhellt. 

*)  Die  Leibsteuer  findet  sich  erstmals  in  einem  Hatsprot.  v.  22.  Nov. 
1557,  das  die  Ausdehnung  der  Leibsteuer  auf  Michileute  ausspricht. 
Folgerichtig  muss  die  Leibsteuer  schon  vor  1557  erhoben  worden  sein,  wird 
aber  als  ordentliche  .Steuer  kaum  ins  15.  Jahrh.  oder  noch  weiter  zurück- 
reichen,  da  die  Stadtsatzungen  der  früheren  Jahrh.  sie  nirgends  erwähnen. 

J)  cfr.  Arch.  I.  7,  182. 

4)  Beispielsweise  seien  angeführt  die  von  uns  eingesehenen  Steuerbücher 
der  Jahre  1603,  1609,  1610  und  1650. 
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Vorräte;  das  Haargeld;  (die  Gewerbecapitalien)1);  die 
Zinsbriefe,  und  zwar  sowohl  die  Unterpfandsbriefe,  die  sog. 
„Pfandschaft“,  wie  die  „gemeinen  Schuldbriefe“;  die  Leib- 
gedingsrechte  und  die  Schulden.  Steuerfrei  blieb  dem- 
nach nur  das  Nntzveruiügen.  Alle  diese  Vermögensobjekte 
waren  insofern  Steuerobjekte,  als  sie  durch  ein  weiter  unten  zu 
besprechendes  Verfahren  von  den  Steuerbehörden  in  ihrem  Geld- 
wert erfasst,  und  diese  Geldwertbeträge  zum  Anlass  und 
Massstab  der  Besteuerung  gemacht  wurden.  Dabei  be- 
diente sich  die  Überlinger  Steuergesetzgebung  als  Steuereinheit 
der  Mark,  eines  wahrscheinlich  von  einer  älteren  Geldgewichts- 
einheit,-)  Tiber  die  aber  nichts  weiter  bekannt  ist,  übernommenen 
Begriffes.  Diese  Steuermark  war  jedoch  verschieden  bewertet, 
jenachdem  es  sich  um  Besteuerung  von  liegendem  oder  fahrendem 
Vermögen  handelte,  ln  Liegenschaftsvermögen  betrug  der 
Steuerwert  der  Mark  :t  //.-o.  bei  fahrendem  Vermögen  2 //.-?>. 
Nach  demselben  Gesichtspunkt  stufte  sich  ferner  auch  der 
Steuersatz  ab;  auf  die  Mark  liegenden  Gutes,  also  auf  einen 
drei  Pfund  wertigen  Liegenschaltsbesilz  entfiel  1 L (0,14  "/„), 
auf  die  Mark  fahrenden  Gutes,  also  auf  zwei  Pfund  wertiges 
fahrendes  Vermögen  entfielen  2 L (0,42  ®/„)  Steuer.  Ausserdem 
war  aber  auf  die  Höhe  des  Steuersatzes  noch  von  Einfluss  die 
politisch-rechtliche  Stellung  der  Steuersubjecte.  Die  Über- 
linger Steuerzahler  schieden  sich  nämlich  in  2 Classen:  in  die 
bevorzugtere  Classe  der  Bürger,  Überlinger  Priester,  Gotts- 
häuser  und  Klöster,  für  die  die  angeführten  Steuersätze  galten, 
und  in  die  höher  besteuerte  Classe  der  Michileute,  der  nicht- 
bürgerlichen sonstigen  Einwohner,  der  fremden  Privat- 

’)  Dass  die  (iewerbecapitalien  in  den  Begriff  des  fahrenden  Vermögens 
miteingeschlossen  waren  oder  wenigstens  im  17.  Jahrhundert  miteingeschlossen 
wurden,  ergiebt  sich  indirect  aus  den  Vnrmögenssteuerbüchern  des  17.  Jahr- 
hunderts. Die  Schiffer  und  Fischer  fatiren  „vareuds  de  navihus-  und  .an 
reis sern“  (Netzen),  die  Schuhmacher  und  Sattler  declariren  den  Wert  ihre» 
„ledergezUges“.  Auch  ist  die  Steuerpliicht  der  gewerblichen  Capitalien  direct 
in  dem  Steuergesetz  über  die  ländliche  Anlage  ausgesprochen,  cfr.  weiter 
unten.  Wirsind darum  geneigt,  dieselbeauch  in  die  Jahresstener  des  Iß.  Jahrh. 
aufzunehmen,  obwohl  das  (etwas  summarisch  abgefasste)  Oesetz  von  1560 
darüber  schweigt,  und  dies  um  so  mehr,  als  die  von  1552  an  complet  er- 
haltenen Hatsprotocolle  keinen  diesbezüglichen  Neubeschluss  enthalten. 

*)  cfr.  z.  B.  die  mittelalterliche  Kölnische,  Strassburger,  Basler  Mark  etc. 
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personell  und  der  fremden  Spitäler  und  Klöster,  also  der 
Satzbürger,  der  Gäste  und  Ausmärker.  Diese  letzteren  mussten 
den  doppelten  Steuerbetrag  entrichten:  vom  Liegenschaftsbesitz 
pro  Mark  2 £>  (f>,28 " „)  und  vom  fahrenden  Vermögen  pro 
Mark  4 (0,84 

Dies  das  l’berliuger  .Jahressteuergesetz  von  löfiO  in  seiner 
einfachsten,  gleichsam  abstraetesten  Form,  von  der  die  Praxis 
allerdings  in  nicht  unwesentlichen  Punkten  abwich.  Die  Ein- 
schränkungen, die  das  Gesetz  practisch  erfuhr,  waren  meist  tra- 
ditioneller Natur,  teils  beruhten  sie  auf  altem  Gebrauch  und 
Herkommen,  teils  auf  älteren  noch  zu  Hecht  bestehenden  Ver- 
trägen. durch  welche  die  Wirkung  der  .lahresstener  zu  Guusten 
einzelner  Personen  oder  Stände  eingeschränkt  und  abgeschwächt 
wurde. 

Fürs  erste  erstreckte  sich  naturgemäss  die  Steuerhoheit 
Überlingens  über  das  A usmärkertum  nur  auf  die  Mobiliar-  und 
Immobiliarvermögen  der  Ausmärker  und  deren  Nutzungen,  soweit 
dieselben  in  der  Stadt  oder  Gemarkung  Überliugen  zu 
liegen  kamen  bzw.  hier  gewonnen  wurden,  während  das 
auswärtige  Vermögen  der  Ausmärker  sich  selbstverständlich 
der  städtischen  Steuergewalt  entzog.  Steuern  mussten  also  die 
Ausmärker  im  Wesentlichen  nur  von  den  Grundstücken  und  Ge- 
bäuden, die  sie  innerhalb  des  Stadtetters  besassen,  und  von  dem 
Wein,  den  sie  aus  dem  Stadtetter  zogen,  (cfr.  weiter  unten.)  Diese 
Schranke  der  Überliuger  Steuerhoheit  wurde  in  einem  späteren 
Gesetz  von  c.  15701)  ausdrücklich  betont  im  Gegensatz  zu 
der  Biirgei-  und  Einwohnerschaft  Überlingens  und  dem  Laud- 
und  Ausbürgertum,  in  deren  Steuerpflicht  sämmtliches  aus- 
wärtige Vermögen  miteingeschlossen  war.1) 

Eine  exeuiptionelle  Stellung  in  der  Überliuger  Steuerwirt- 
schaft nahm  ferner  und  zwar  von  altersher  die  Priesterschaft 
ein.  Nicht  nur  dass  dieselbe,  auch  ohne  das  Bürgerrecht  zu  er- 
werben, zur  Classe  der  meistbegünstigten  Steuerzahler  gehörte, 

')  cfr.  Areb.  I,  7,  182.  Ordnung  von  c.  1570.  Dasselbe  gebt  auch  aus 
den  Vermögcnssteuerbücheiu,  Rubrik  „Ausleute",  hervor,  deren  Vermögen  nur 
in  den  angeführten  Grenzen  als  steuerpflichtig  verzeichnet  ist. 

*)  cfr.  hiezu  auch  die  Rataprotocolle  v.  io.  Januar  15Ö7,  10.  Okt.  I60ö. 
Die  Erledigung  diesbezüglicher  .Streitfälle  v.  17.  Septbr.  K>73  und  27.  No- 
vember 1603 . 
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sie  hatte  auch  noch  besondere  Privilegien  vor  den  übrigen  Mit- 
gliedern ihrer  Steuerclasse  voraus.  Dieselben  basirten  auf  einem 
Vertrage  Überlingens  mit  dein  Bistumsvikar  Joh.  Vest  in  Constanz 
vom  31.  August.  1470,’)  auf  Grund  dessen  die  Priesterschaft, 
ihre  Pfriindgüter  innerhalb  des  Überlinger  Etters  nach  den 
gewöhnlichen  bürgerlichen  Steuersätzen  versteuern  sollte, 
während  für  die.  „ansseretter  Benefizgüter“  ihr  eine  Steuerer- 
mässigung  auf  1!*8  L von  1000  //.  Wert  (an  Stelle  der  gesetz- 
lichen 333  -f»)  bewilligt  wurde.  Für  ihr  Privat  vermögen  steuerte 
die  Priesterschaft  gleich  deu  Bürgern,  doch  wurde  ihr  auch  in 
diesem  Punkte  im  Jahr  1 558  ■)  eine  Concession  gemacht  dahin 
gehend,  dass  der  neuau (ziehende  Priester  das  Wertpapier  vermögen, 
die  Zinsbriefe,  die  er  lnilbrachte,  steuerfrei  behalten  durfte, 
liingegen  er  eventuelle  neue  Capitalerwerbungen  nach  dem  Gesetz 
veranlagen  musste.  Im  Weitern  wurde  sodann,  besonders  häufig 
mit  benachbarten  Stiftern  und  Klöstern,  eine  Pauschal- 
summe ein  für  alle  Mal  vereinbart,  die  an  Stelle  der  ordentlichen 
Steuer  treten  sollte.  Solche  Verträge  existirten  z.  B.  mit  dem 
Spital  Constanz,“)  das  für  sein,  übrigens  genau  speciticirtes,  Be- 
sitztum in  Überlingen  jährlich  12  fl.ii  10  ßv)  Steuer  bezahlte, 
ebenso  mit  dem  Kloster  Petershausen  4)  bei  Constanz,  dessen 
Jahressteuer  für  ein  Haus  und  bestimmte  Rebstiieke  sich  aut 
10  //.Ü  10  belief,  und  so  noch  mit  andern.  Solche  Ab- 
machungen hatten  ihr  Gutes,  insofern  sie  auf  Gegenseitigkeit 
beruhten,  trugen  andererseits  aber,  wie  fast  jeder  Jahrgang  der 
Ratsprotorolle  aufweist,  gar  manchmal  den  Keim  langwieriger 
Streitigkeiten  in  sich,  da  bei  jeder  Veränderung  des  besteuerten 
Besitzstandes  die  Rechtsverbindlichkeit  des  Vertrages  von  der 
einen  oder  andern  Seite  in  Frage  gestellt  werden  konnte. 

Fast  gänzlich  steuerfrei,  nur  mit  einem  halben  Pfund  belegt,  war 
das  Vermögen  der  adeligen  Geschlechtergesellschaft  zum 
Löwen.*)  Woher  diese  privilegirte  Stellung  des  Löwen  stammte, 


•1  cfr.  Arch.  IV,  10,  375 

3)  cfr.  Katsprot.  v.  16.  Ileceniber  155s. 

•*)  cfr.  Arch.  I,  s,  106.  Urk.  v.  14.  März  1411. 
*)  cfr.  Arch.  VII.  4,  s35  n.  S43.  Urkk.  v.  8. 
April  1621. 

s)  cfr.  die  Verwögeussteuerbücher  des  li.Jahrh.:  , 


Dzbr.  1412  und  15. 
.der  Lew  gibt  12 
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ist  urkundlich  nicht  zu  erhärten.  Die  Geringfügigkeit  des  Steuer- 
betrages  legt  aber  den  Gedanken  nahe,  dass  es  sich  hier,  ähnlich 
wie  auf  privatrechtlichem  Gebiet  bei  den  Zinszahlungen  zur  An- 
erkennung von  Obereigentumsrechten,  lediglich  um  die  officielle 
Anerkennung  der  neuconstituirten  städtischen  Finanzhoheit  han- 
delte, die  dem  widerwilligen  Patriziat  zu  Ausgang  des  13ten 
.Jahrhunderts  von  der  obsiegenden  Democratie  abgenötigt  wurde. 
Möglich,  dass  dieses  Reservatrecht  eiue  Stipulation  jener  grossen, 
uns  leider  im  Original  verloren  gegangenen,  „ Ainung“  war.  (cfr. 
pag.  14),  die  um  die  Wende  des  1 3 ten  Jahrhunderts  den  Kampf 
zwischen  den  alten  Ratsgeschlechtern  und  der  zünftigen  Gemeinde 
versöhnend  abschloss.  Wohlverbrielt  muss  dieses  Vorrecht  jeden- 
falls gewesen  sein.  Denn  die  Entwicklung  des  Überlinger  Steuer- 
rechts zeigt  in  der  2.  Hälfte  des  1 0 . und  noch  mehr  im  17.  Jahr- 
hundert die  ausgesprochene  Tendenz,  alle  Sonderrechte  zu  be- 
seitigen: Die  Zunftvermögen  waren  steuerpflichtig,  die  geistlichen 
Bruderschaften,  die  bis  15U7 ')  sich  mit  einer  kleinen  Geldsumme 
abgefunden  hatten,  gingen  ihres  Sonderrechts  verlustig,  das 
Spital,  von  dem  sogleich  des  Weiteren  die  Rede  sein  wird, 
wurde  in  verstärktem  Masse  zur  Steuer  herangezogen,  — und 
trotzdem  ist  an  diesem  Vorrecht  der  Geschlechter  unseres 
Wissens,  von  den  Notzeiten  des  Urtjühr.  Krieges  abgesehen, 
niemals  gerüttelt  worden. 

Ungleich  viel  durchsichtiger  für  uns  ist  die  steuerrechtliche 
Stellung  des  Überlinger  Spitals,  das  gleichfalls  durch  Pauschal- 
summen seiner  Stenerpflicht  genügte.  Bis  zum  Jahr  1555  wurde, 
nach  dem  übereinstimmenden  Bericht  zweier  Ratsprotocolle,1) 
von  des  Spitals  Gütern  „ein  gar  geringfügige,  schlechte  Steuer“ 
erhoben.  Das  Spital  versteuerte  nur  seinen  Liegenschattsbesitz. 
und  selbst  dieser  war  „um  ein  gar  geriuges  und  gar  bei  weitem 
nicht  wie  anderer  Bürger  und  Einsassen  Güter“  in  die  Steuer 
gelegt.  Diese  Schonung  des  Spitals  entsprang  jedoch  keines- 
wegs den  menschenfreundlichen  Bestrebungen  einer  uneigen- 
nützigen Armenpolitik,  vielmehr  lag  ihr  Hauptgrund  in  dem  für 
die  Überlinger  Finanzverwaltung  so  überaus  bezeichnenden  Ver- 
waltungsgrundsatz. dass  „gemeine  Stadt  und  der  Spital  einander 

')  cfr.  ltataprot.  v.  25.  Januar  15‘J7. 

*)  cfr.  Katsprot  v.  27.  Januar  1653  u.  15.  März  1555 
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zu  Hülf  kommen  und  also  ein  Seckel  sein  soll“.1)  Mit  anderen 
Worten,  der  Uberlinger  Magistrat  hatte,  wie  dies  auch  der 
Münchner  Commissions-Bericht  scharf  tadelnd  hervorhebt,  (efr. 
weiter  unten),  seit  Jahrzehnten,  wenn  nicht  seit  Jahrhunderten,  die 
Gepflogenheit,  dem  städtischen  Finanzbedarf,  wenn  immer  Deficits 
sich  einstellten,  durch  Anleihen  bei  der  Spitalcasse  aufzuhelfen, 
deren  Verzinsung  und  Rückzahlung  zum  mindesten  nicht  über- 
eilt wurde,  und  als  Entgeh!  dafür  erfuhr  dann  das  Spital  eine 
solch’  irrationell  glimpfliche  Behandlung.  Mit  dem  Jahr  1555 
trat  hierin  eine  Änderung  ein,  der  Anstoss  dazu  kam  von  aussen. 
Bekanntlich  wurde  auf  der  in  Trient  von  1545 — 63  tagenden 
Kirchenversammlung  unter  anderem  auch  der  Gedanke  erwogen, 
die  grossen  weltlichen  Stiftungen,  vor  allem  also  die  grossen 
Spitäler  Deutschlands  zu  secularisiren  und  unter  einheitliche 
Verwaltung  zn  bringen.  Diese  Absicht  fand  in  der  Uberlinger 
Ratsstube  begreiflicherweise  den  heftigsten  Widerspruch;  die 
tridentinischen  Pläne  wurden  am  15.  und  27.  Mai  1555*)  der 
Gegenstand  zweier  aulgeregten  Ratssitzungen.  Man  erinnerte 
sich  nun  plötzlich  der  langjährigen  ungerechten  Steuervergünsti- 
gungen, die  das  Spital  genossen,  und  knüpfte  daran  den  Plan, 
„zur  Salvirung  der  spitülischen  Güter“.  Unter  Zugrundlegung 
der  gesetzlichen  Steuersätze  und  unter  Anrechnung  des  fahrenden 
Vermögens  wurden  die  Steuerrückst&nde  des  Spitals  von  75 
Jahren  eruirt.  das  Jahr  wurde  — offenbar  pauschaler  — mit 
1000  //.■?(  belastet  und  so  eine  spitälische  Steuerschuld  von 
75000  //.£)  construirt,  für  die  das  Spital  laut  (zurückdatierter) 
Urkunde  vom  15.  März  1555”)  sein  ganzes  Vermögen,  liegendes 
wie  fahrendes,  sainmt  allen  Nutzungen  und  Einkünften  der  Stadt 
verpfändete.  Zngleich  musste  das  Spital,  um  den  Vertrag  rechts- 
kräftiger erscheinen  zu  lassen,  eine  Anzahlung  von  5000  ft.Z) 
sogleich  entrichten,  der  Rest  sollte  in  jährlichen  Raten  von 
1000  fl.$i  amortisirt  werden.  Inzwischen  ging  jene  Gefahr  der 
Secularisation  glücklich  vorüber,  die  spitälische  Schuld  wurde 
niemals  abgetragen.  Dagegen  erhielt  sich  fortan  der  Satz  von 
1000  f/.v(  als  die  officiell  anerkannte  jährliche  Steuer- 


')  efr.  Kutsprut.  v.  27.  Januar  1563. 
s)  cfr.  die  RaUprot.  d.  d.  c. 

*)  cfr.  Spit&larch.  VII,  110. 
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Schuldigkeit  des  Spitals,  und  obiger  Vertrag  wurde  durch 
Ratsbeschluss  vom  5.  Dezember  1 5'»s  ’)  in  diesem  Sinne  ah- 
geftndert.  Wirklich  bezahlt  dürfte  das  Spital  die  angesetzte 
Summe  allerdings  nur  zeitweise  im  lü.  Jahrhundert  haben,  denn 
die  städtische  Casse  war  bald  wieder  beim  Spital  in  so  tiefe 
Schulden  geraten,  dass  bereits  Anfangs  des  17.  Jahrhunderts 
die  jährliche  Spitalstener  in  den  Steuerbüchern*)  zwar  nominell 
mit  1000  angesetzt  wird,  die  sich  aber  durch  „haderraitnng“, 
modern  gesagt  durch  Contocorientrechnung,  auf  jährlich  100  //.  » , 
verringerten. 

Endlich  gestattete  die  l'berlinger  Steuergesetzgebung  noch 
in  gewissen  Fällen  einen  gänzlichen  Nachlass  der  Steuer, 
und  zwar  ein  Mal  für  die  Personen,  bei  denen  überhaupt  nichts 
zu  erheben  war,  für  die  Spitäler,  die  um  Gotts  Willen 
aufgenommen  worden,  und  ferner  für  die  Waisen  und  Halb- 
waisen. deren  liegendes  und  fahrendes  Vermögen  bis  zu  .‘Jo 
bzw.  25  Mark  inclusive  steuerfrei  blieb.*) 

Sieht  man  von  den  in  Obigem  angeführten  Ausnahme- 
bestimmungen ab,  so  war  für  alle  übrigen  Steuerzahler  das 
Gesetz  von  15t;o  seinem  vollen  Inhalt  nach  zu  Recht  bestehend. 
Dieselben  waren  verpflichtet,  ihre  sämmtlichen  Vermögens- 
objecte einschliesslich  der  Passiva  und  mit  alleiniger  Ausnahme 
des  Nutzvermögens  in  Geld-  bzw.  Markwerten  zu  fatiren  und 
den  hieraus  resultirenden  gesetzlichen  Steuerbetrag  zu  be- 
zahlen. 

Die  Fatirnng4)  der  Steuerobjekte  beruhte,  soweit  fahren- 
des Vermögen  in  Betracht  kam.  im  Wesentlichen  auf  dem  Princip 
der  Selbsteinschätznng.  Nur  in  2 Füllen  traten  die  Über- 
linger  Verwaltungsbehörden  dem  Fahrenden  behülflich  zur  Seite, 
bei  der  Bewertung  des  Weines  und  der  Früchte.  Der  Wein- 
nnd  der  Fruchtpreis  wurde  jeweils  nach  beendetem  Herbst  mit 
Hülfe  der  früher  besprochenen  Enquetereisen  amtlich  pro  Fuder 
und  pro  Malter  tixirt,  und  dieser  amtliche  .Anschlag“  musste 


')  cfr.  Ratsprot.  (I.  d.  c. 

f)  cfr.  die  Steuerbücher  d.  J.  Iß08  10. 

cfr.  die  den  Steuerbüchern  hinten  eingetragenen  Gesetze. 

*)  cfr.  Arch.  I,  52,  147.  Ratsverordnungen  des  10.  Jahrh.,  zweites 
Steuergesetz  v.  1500,  hauptsächlich  Steuertechnisch  es  enthaltend. 
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von  dem  Fahrenden  der  Bewertung  seiner  Wein-  und  Korn- 
vorräte zu  Grund  gelegt  werden.  Alle  übrigen  Angaben  da- 
gegen blieben  der  Gewissenhaftigkeit  des  Einzelnen  überlassen, 
die  man  durch  scharfe  Strafbestimmungen,  vor  allem  durch  Con- 
fiscation  der  hinterzogenen  oder  zu  gering  fatirten  Vermögens- 
teile,1)  wach  zu  halten  suchte.  Nicht  so  beim  Liegenschafts- 
vermögen. Hier  hatten  die  Steuerbehörden  seit  Anfang  des 
tu.  Jahrhunderts*)  die  Einschätzung  selbst  vorgenommen  und 
dadurch  im  Laufe  derZeit  einen  Stenerkataster,  ein  „Grnnd- 
buecli“,  (das  leider  verloren  gegangen  zu  sein  scheint),  über 
sämmtliche  in  der  Steuermark  liegende  Grundstücke  und  Ge-  _ 
bände  hergestellt.  Tn  dasselbe  waren  die  Werte  der  städtischen 
Grundstücke  und  Gebäude  nach  der  Schätzung  der  vereidigten 
städtischen  Häuser-  und  Rebgartensehätzer  eingetragen, 
deren  es  in  Uberlingen  im  lfi.  Jahrhundert  6,  später  7 gab.11) 

Bei  dieser  offiziellen  Schätzung  muss  man  nach  dem  System 
der  Bonitirung  verfahren  sein,  denn  cs  verbietet  das  Gesetz 
von  löGO  direct  jede  Steuereinschätzung  von  Immobiliargütern 
nach  den  blossen  Tausch-  oder  Kaufpreisen  oder  Erbanschlägen. 

An  diesem  Grundbuch  besassen  nun  aber  die  Überlinger 
Steuerbehörden  ein  sehr  brauchbares  Hilfsmittel  zur  Controle 
der  Immobiliarwertdeclarationen,  denn  es  konnten  durch 
Vergleich  mit  den  Grundbucheinträgen  die  Angaben  der 
Fatirenden  jederzeit  nachgeprüft  werden;  auch  wurde  dadurch 
das  Einsteuerungsverfahren  wesentlich  vereinfacht.  So  lange 
nämlich  ein  Immobiliarvermögen  den  Besitzer  nicht  wechselte, 
blieb  dasselbe  zu  dem  ursprünglichen  Anschlag  in  dem  Kataster 
und  der  Steuer  liegen,  und  es  konnte  so  der  darauf  entfallende 
Steuerbetrag  jedes  Jahr  ohne  Weiteres  in  die  Steuerrolle,  das 
sog.  Specta vitbuch,  übernommen  werden.  Nur  musste  für  den 
Fall,  dass  ein  Gut  in  Abgang  kam,  dasselbe  aus  der  Steuer 
gezogen  und  eventuell  im  Kataster  getilgt  werden;  und  anderer- 
seits mussten  alle  Häusermeliorationen,  deren  Wert  20  fi.$i 
überstieg,  und  ebenso  alle  Neubauten  fatirt,  neueingetragen  und 


')  efr.  Ratsprot.  v.  21.  April  1603. 

*)  Die  städtischen  Gütern» Schützer  treten  erstmals  a.  1600  in  den 


Katswahlverzeichnissen  anf. 

*)  cfr.  die  Ratswahlbiicher  des  16.  u.  17.  Jahrh. 
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versteuert  werden.  Dagegen  blieben  Gütermeliorationen  von  der 
Steuer  zunächst  unberücksichtigt.  Rertificirt  und  erneuert  wurde 
sodann  der  Steuerkataster  im  Anschluss  an  die  einzelnen  Acte 
des  Immobiliarverkehrs.  Beim  Gütertausch  oder  -Verkauf,  sowie 
bei  Besitzänderungen  durch  Todfali  machte  das  Steuergesetz  von 
15»>0  die  Neueinschätzung  der  getauschten,  verkauften  oder  ver- 
erbten Güter  durch  die  städtische  Schatzungscommission  obli- 
gatorisch: dabei  wurden  die  in  Verkehr  kommenden  Güter  nach 
dem  alten  Anschlag  aus  der  Steuer  gezogen.  Diese  Gesetzes- 
hestimmung  hatte  einerseits  den  Zweck  durch  objective  Prüfung 
der  Immobiliarwerte  von  Seiten  unparteiischer  Organe  deren 
Steuer-  und  Effectivwert  in  möglichste  Übereinstimmung  zu 
bringen,  — so  konnten  hier  z.  B.  eventuelle  Gütermeliorationen 
in  Anschlag  gebracht  werden  — andererseits  sollte  aber  durch 
diese  Massregel,  wie  das  Gesetz  ausdrücklich  betont,  jede  Steuer- 
einschätzung von  Immobiliargütern  nach  dem  blossen  Tausch- 
oder Kaufpreis  oder  Erbanschlägen  verhindert  und  damit  die 
Hauptgelegenheit  zu  Steuerhinterziehungen  und  anderen  betrü- 
gerischen Manipulationen  abgeschnitten  werden.  In  den  Steuer- 
kataster nicht  eingetragen  waren  endlich  die  Güter  in  fremder 
Mark.  Bezüglich  ihrer  begnügte  man  sich  mit  der  Selbst- 
einschätzung des  Besitzers,  der  sie  versteuern  soll  „als  lieb 
die  ilime  seindt“.1) 

I ber  den  Gang  der  Steuerveranlagung  und  Steuer- 
erhebung bestimmt  sodann  das  (zweite)  Steuergesetz  von  löfiO 
noch  Folgendes.  Der  Beginn  der  Steuerveranlagung  fällt  in  die 
Zeit  nach  beendetem  Herbst,  gewöhnlich  in  den  Anfang  des  Monat 
Dezember.2)  Sie  wird  damit  eröffnet,  dass  die  Wein-  nnd  Frucht- 
steuerpreise vom  kleinen  und  grossen  Rat  festgesetzt  und  Sonntags 
darauf  durch  den  Rentst üblinsschrei her  nach  der  Frühmesse  in 
der  Kirche  der  Einwohnerschaft  eröffnet  werden.  S Tage  später 
hat  derselbe  Beamte  am  selben  Ort  nach  der  Frühmesse  den 
Anfang  des  Fatirungsgeschäftes  anzukündigen,  nachdem  in- 
zwischen die  auswärtigen  Steuerzahler  Überlingens  eutweder 
schriftlich  oder  durch  Vermittlung  der  Pfarrherrn  und  Verkün- 
digung in  der  Kirche  von  dem  Anfang  des  Fatirungsgeschäftes 


')  cfr.  Ratsprot.  v.  17.  Septbr.  1578. 
*)  cfr.  pag.  46  u.  61. 
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und  von  ihren  speciellen  Fatirungsterminen,  die  etwas  später 
fielen,  verständigt  worden.  Nach  Verfluss  weiterer  8—14  Tage 
an  einem  Montag  beginnt  darauf  das  eigentliche  Fatirungs- 
geschäfl  auf  dem  1 berlinger  Rathause.  Die  Mitglieder  der 
Steuercommission,  die  sich  ans  den  beiden  Bürgermeistern, 
den  7 Amtszunftmeistern,  den  beiden  Stüblinsherren  und  dem 
Rentstüblins-  und  Ratschreiber  zusainmensetzte,  und  von  dem 
Rats-  und  Ungelterknecht  und  dem  Büttel  unterstützt  wurde, 
sitzen  von  da  ab  — wie  der  steuertechnische  Ausdruck  jener 
Zeit  lautet  — an  der  Steuer.  Es  werden  nuu  die  steuerpflich- 
tigen Einwohner  Überlingens,  das  sich  in  12  Steuerquartiere 
teilte,  alle  einzeln,  bei  Wittwen  und  Waisen  deren  Vögte  und 
Pfleger,  nach  den  Steuerquartieren  vom  Ungelterknecht  zur  Fa- 
tirung  vorgeladen  unter  Androhung  von  1 Strafe  im  Falle 
des  Nichterscheinens.  Die  Geladenen  haben  in  dem  von  nns 
bereits  des  Nähern  erläuterten  Umfange  den  Wert  ihrer  steuer- 
pflichtigen Vermögensobjecte  nach  Mark  berechnet  anzugeben. 
Diese  Angaben  werden  in  ein  nach  den  1 2 Steuerquartieren  ab- 
geteiltes Vermögenssteuerbuch  beim  Namen  des  Fahrenden  unter 
den  Rubriken  Eigen  und  Lehen,  und  Pfandschaft  und  Fahrendes 
eingetragen.  Hat  der  letzte  Überlinger  fatirt,  so  ist  damit  das 
städtische  Hauptfatirungsgeschaft  beschlossen.  Eine  weitere 
Frist  von  14  Tagen  bis  3 Wochen  giebt  darauf  den  städtischen 
Haus-  und  Rebgartenselmtzern  Gelegenheit,  die  event.  Neuein- 
schätzungen vorzunehmen.  Ist  dies  geschehen,  so  tritt  die  Steuer- 
commission zum  zweiten  Mal  zusammen,  um  die  Fatirung  der  neu- 
eingescliätzten  Güter  und  die  Fassionen  der  auswärtigen  Steuer- 
zahler Überlingens  entgegenzunehmen.  Die  Letzteren  konnten 
dieser  Pflicht  übrigens  auch  schriftlich  genügen  und  werden  wohl 
meist  nur,  wenn  Anstände  Vorlagen,  persönlich  erschienen  sein.1) 
Schliesslich  werden  dann  in  Gegenwart  der  Steuercommission 
die  in  Mark  fatirten  Steuerwerte  von  den  beiden  Rentstüblins- 
herren  und  dem  Rentstüblinsschreiber  in  die  Überlinger  Courant- 
münze,  den  rheinischen  Gulden,  umgesetzt,  darnach  die  individuellen 
Steuerschuldigkeiten  der  Einzelnen  berechnet  und  diese  sammt 
den  Namen  der  Steuei  zahlet'  in  eine  Steuerrolle,  das  Spectavitbuch 


*)  cfr.  Ratsprot.  y.  12.  April  1601  u.  Schreiben  des  Stadtschreibers  J. 
Michel  von  Waldsee  d.  d.  26.  Nov.  1610.  Beilage  z.  Steuerbuch  v.  1609. 

Sohifer,  Wirtschafts-  u.  Fiaanzgeschlchte  der  Reichsstadt  Oberlingtn.  9 
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genannt,  eingeschrieben.  Dieser  letzte  Act  liiess  der  Stener- 
beschlnss.  Nach  dem  Steuerbeschluss  tritt  eine  längere  Pause 
ein,  während  welcher  die  Steuerzahler  von  den  Steuerbehörden 
unbehelligt  blieben.  Erst  im  Frühjahr,  Montag:  nach  Reminiscere, 
wird  mit  dem  Steuereinzug  der  Anfang  gemacht.  Binnen  14 
Tagen  nach  Reminiscere  muss  die  Steuer  von  jedermann  auf  dem 
Rathaus  im  Rentstüblin  den  beiden  Reatstüblinsherren  bezahlt 
werden.  Der  Steuerbetrag  wird  jedem  einzeln  quittirt,  und  mit 
Ausstellung  der  letzten  Steuerquittung  hat  der  Geschäftskreis 
der  Jahressteuer  seinen  definitiven  Abschluss  erreicht. 

Bei  dem  ganzen  Verfahren  waren  übrigens  die  Steuerbe- 
hörden durch  harte  Strafbestimmungen  kräftig  unterstützt.  Es 
wurde  demjenigen,  der  innerhalb  der  gesetzlichen  Fatirungszeit 
die  Fassion  versäumt  hatte,  ohne  Rücksicht  auf  Stellung  oder 
Stand,  der  sog.  Pönfall1)  angesetzt,  d.  h.  ein  Drittel  des  ge- 
summten Vermögens,  das  er  im  Jahr  zuvor  versteuert,  wurde 
zur  Strafe  weiter  angerechnet  und  zwar  das  ganze  als  fahrendes 
Vermögen,  wodurch  sein  Strafsteuerbetrag  gemäss  der  Bestim- 
mung über  den  höheren  Steuersatz  des  fahrenden  Vermögens 
sich  noch  wesentlich  erhöhte.  Wer  aber  gar  seine  Steuer  nicht 
vorschrittsmässig  längstens  bis  zum  Ave-Maria- Läuten  am  Sonntag 
Lätare  bezahlt  hatte,  der  musste  als  Bürger  oder  Einwohner 
von  Stund  an  die  Stadt  verlassen  und  konnte  ohne  Gefahr  der 
Einthürmung  vor  Entrichtung  seiner  Steuerschuldigkeit  nicht 
mehr  zurückkehren,  traf  es  aber  einen  auswärtigen  Steuer- 
pflichtigen, dem  wurde  „alsbald  alles  Werk  in  Gütern  verlegt“, 
d.  h.  der  Bau  seiner  Güter  sistirt.’) 

Eng  verknüpft  mit  der  Jahresstener  war  die  schon  oben 
erwähnte  Leibsteuer.8)  Sie  hatte  die  Form  einer  partiellen 
Personalsteuer  mit  gleichem  Steuerfuss  für  alle  Steuerpflichtigen, 
also  einer  Kopfsteuer.4)  Ihr  Steuersatz  betrug  5 fG).  Sie 
musste  von  allen  Bürgern  eo  ipso  entrichtet  werden  und 
ausserdem  von  denjenigen  Satzbürgeru,  Einwohnern  und  Priestern, 
die  Liegenschaftsvermögen  eigentümlich  besessen.  Leibsteuerfrei 

')  cfr.  Aich.  I,  7,  1S2.  Erstes  Steuergesetz  von  1560. 

ä)  cfr.  das  II.  Steuergesetz  von  1500  u.  Ratsprof.  v.  3.  Aug.  1504. 

5)  Die  Archivt)uellen  sind  dieselben. 

*)  cfr.  G.Schünberg.  DieFinar.zverb.  d.Stadt  Basel  im  XIV. u.  XV.  Jahrh. 
pag.  2 Anm.  1. 
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waren  die  fremden  Ausmflrker,  die  besitzlosen  Spitäler  und  die 
Waisen  und  Halbwaisen  mit  den  pag.  126  angegebenen  Minimal- 
vermögen. Erhoben  wurde  die  Leibsteuer  zugleich  mit  der 
Jahressteuer. 

Was  endlich  die  Gesammthöhe  der  Überlinger  Jahres- 
steuercapitalien und  deren  Finanzerträgniss  anlangt,  so 
belief  sich  im  Jahr  1608  der  Gesammtwert  aller  in  Privat- 
händen befindlichen  Steuerobjecte  auf  1,587456  rh.  fl.1)  Hiezu 
kamen  aber  noch  weitere  66648  rh.  fl.4)  als  Steuercapitalien 
juristischer  Personen,  wie  der  7 Zünfte,  der  verschiedenen  geist- 
lichen Bruderschaften,  des  Armenhauses,  des  St.  Gallerklosters. 
des  Spendfonds3)  n.  s.  w.  Doch  waren  hierin  nicht  eingeschlossen 
die  Vermögenswerte  der  mit  Pauschalsummen  sich  abfindenden 
Steuerpflichtigen,  insbesondere  also  nicht  die  umfangreichen  spi- 
tälisclien  Besitzungen  und  Einkünfte,  und  ausserdem  muss  noch 
hervorgehoben  werden,  dass  obige  Summen  die  Schulden  der 
Überlinger  Privatwirtschaften  und  Corporationen  mitenthielten. 
Kann  man  diese  etwa  dem  fünften  Teil4)  (=  55  527  rh.  fl.)  des 
fahrenden  Vermögens  (272  428  rh.  fl.  plus  5208  rh.  fl.  fahrendes 
Vermögen  der  juristischen  Personen)  gleichsetzen,  so  stellten  sich 
die  Activ-Steuercapitalien  Überlingens  a.  1608  auf  1,598577 
rh.  fl.s)  (1,587456  rh.  tl.  plus  66  648  rh.  fl.  Vermögen  der  ju- 
ristischen Personen,  minus  55527  rh.  fl.  Schulden).  Davon 
bestunden  cc.  66%  (1,031  493  rh.  fl.  plus  22200  rh.  fl.  Liegen- 
schaftsvermögen der  juristischen  Personen)  in  Grund-  und 
Häusersteuercapitalien,  und  diese  bildeten  wegen  ihrer  nur 
wenig  und  langsam  sich  ändernden  Grössenverhältnisse  die  feste 
Grundlage,  von  der  ans  sich,  trotz  des  bei  der  Jahresstener  vor- 
herrschenden Quotitätsprincips,  ein  bestimmtes  jährliches  Mini- 
malfinanzerträgnis der  Jahressteuer  vorausberechnen  Hess.  Ein 
Moment  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  für  den  im 
Ganzen  ohne  Etat  wirtschaftenden  Überlinger  Stadthaushalt. 

')  8,004012  Mk.  cfr.  pag.  84  Anra.  1. 

*)  22200  rh.  fl.  liegendes,  5208  rh.  fl.  fahrendes  Vermögen  und  39240 
rh.  fl.  Pfandschaft.  Berechnet  aus  dem  Vermügeussteuerbuch  v.  1008. 

*)  Der  Spendfonds  wurde  a.  1438  gestiftet  zur  Verabreichung  von  Al- 
mosen an  arme  Bürger,  cfr.  Gedr.  Vorher,  z.  spitäl.  Rechnung  pag.  2. 

*)  cfr.  pag.  83  Anin.  4. 

»)  8,664287  Mk. 

9* 
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Und  daraus  erklärt  sich  denn  auch  die  bei  einer  aus  so  ver- 
schiedenaitigen  Quellen  re.-nltirenden  Steuer  auflallige  Concordanz 
der  einzelnen  Jahreserträgnis>e.  Dieselben  schwankten  während 
der  7 jährigen  Periode  von  1620  26  (cfr.  Aul.  II,  2 a.)  innerhalb 
6 Jahren  zwischen  512t*  und  5930  rb.  fl.  und  überstiegen  nur 
ein  Mal  — in  dein  Kriegsjahr  1622  23  — die  Summe  von  6000 
rh.  fl.  Auch  müssen  vor  Ausbruch  des  Krieges  die  Schwan- 
kungen noch  geringer  gewesen  sein.  Zwischen  den  ans  jeuer 
Zeit  (cfr.  Anl.  II,  1 a.)  nns  überlieferten  drei  Jahressteuererträgen 
betrug  die  Differenz  noch  keine  300  rh.  fl.  Der  Durchschnitts- 
ertrag der  Jahressteuer  erreichte  in  den  Jahren  1620/26  die 
Höhe  von  5759  rh.  fl..1)  womit  dieselbe  an  die  Spitze  sämmt- 
licher  (nicht  bloss  der  steuerwirtschaftlichen)  ordentlichen 
Einnahmen  Überlingens  trat  und  sich  als  die  wichtigste  von 
ihnen  bekundete. 

Als  zweite  ordentliche  Vermögenssteuer  esistirte  in  Uber- 
lingen seit  Ausgang  des  löten  Jahrhunderts  die  ländliche 
Steuer  oder  die  Anlag.  Sie  hatte  ihren  Bechtsgrund  in  einem 
Privileg  K.  Friedrichs  III.  vom  8.  August  1482,’)  das  Überlingen 
in  Erwägung  der  gegen  Herzog  Karl  von  Burgund  und  K. 
Matthias  von  Ungarn  geleisteten  Kriegsdienste  die  Erlaubnis  gab. 
in  seinem  ganzen  Gebiet  An-  nnd  Auflagen  zu  erheben. 
Der  Gebrauch,  den  die  Stadt  von  diesem  Steuerprivileg  machte, 
war  jedoch  ein  sehr  massiger.  Obwohl  berechtigt,  ihre  Land- 
schaft jährlich  zu  schätzen.  — wesshalb  wir  theoretisch  auch  die 
Anlage  als  ordentliche  Steuer  qualilicirten  — sind  doch  die 
Bauein,  so  meldet  der  Münchner  Commissionsbericht, *)  ab  und 
zu  ein  Jahr  überhupft  worden.  Ja  dieses  „ab  und  zu“  war  im 
17.  Jahrhundert  so  zur  Regel  geworden,  dass  thatsächlich  die 
Anlage  fast  den  ( 'harakter  einer  ausserordentlichen  Steuer  annahm. 
Während  der  in  Anlage  II.  dargestellten  2 siebenjährigen  Bud- 
getperioden ist  die  Anlage  nur  5 Mal  erhoben  worden. 

Das  Steuei gebiet  der  Anlage  war  die  Landschaft  Über- 
lingen. sowohl  die  spitälische  wie  die  städtische.  Der  städtische 
Teil  der  Landschaft  Überlingen  umfasste  die  im  Früheren  in 

’)  33172  Mk.  cfr.  pag.  SO  Anm.  3. 

*)  cfr.  Oborrh.  Z.  Bd.  22  pag.  250. 

*)  cfr.  1.  c.  Absclin.  1. 
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ihren  ökonomischen  Verhältnissen  geschilderten  36  Dörfer, 
Weiler  nnd  Höfe  der  Vogteien  Rainsberg,  Ittendorf  und  Hohen- 
bodman mit  57K  anlagepflichtigen  Einwohnern.  Dem  Spital 
gehörten  die  5 Ämter  Sernatingen,  Bonndorf,  Sohl,  Denkingen 
und  Bamberg  mit  33  Dörfern,  Weilern  und  Höfen1)  und  426 
Steuerzahlern.  Es  bildete  demnach  die  Landschaft  Überlingen 
ungefähr  ein  Dreieck,  dessen  Spitze  landeinwärts  im  Norden  bei 
Pfullendorf  lag  und  dessen  beide  Schenkel  auf  der  Seelinie 
Stockach- Immenstaad  aufstunden.  Freilich  war  dies  kein  ge- 
schlossenes Gebiet,  vielmehr  fanden  sich  besonders  die  spitä- 
lisehen  Feldmarken,  deren  Erwerb  ans  frommen  Stiftungen  und 
Gelegenheitskäufen  datirte,  häufig  in  Gemenglage  mit  fremden, 
den  Nachbarständen  Uberlingens  eigentümlichen  Grundstücken. 
Aber  trotzdem  zählten  die  spitälischen  Güter  zu  den  bestunter- 
haltenen  und  bestrentirenden  der  Seegegend. !)  Um  die  Lage 
der  Landwirtschaft  in  den  spitälischen  Ämtern  mit  kurzen 
Worten  zu  charakterisiren,  sei  hier  auf  folgende  Daten  hin- 
gewiesen, die  das  Anlagebuch  von  1615  enthält.  Im  Jahr  1615 
betrug  der  Gesammtumfang  des  zu  landwirtschaftlicher  Boden- 
cultur  in  der  spitälischen  Landschaft  benutzten  Areals  etwa 
1500  altbadische  Morgen.  Davon  waren  545  Hofstatt,  rund 
56  Morgen,*)  mit  Reben  und  1730  Juchart,  rund  1073  Morgen, 
mit  Getreide  bepflanzt:  circa  weitere  600  Juchart  oder  362 
Morgen  lagen  brach.  Daraus  folgt  zunächst  in  Übereinstimmung 
mit  dem  bezüglich  der  städtischen  Vogteien  Ausgeführten  (cfr. 
pag.  95  ff.),  dass  im  Gegensatz  zu  der  ausschliesslich  Weinbau 
treibenden  städtischen  Bevölkerung  der  Schwerpunkt  der  land- 
wirtschaftlichen Production  in  der  Landschaft  Überlingen  auf 


')  cfr.  Arch.  I,  t;o  086.  Anlagebuch  den  h.  Geist  Spitals  Untcrthaneu. 
Iu  da»  Amt  Sernatingen  (da*  heutige  Ludwigshafen)  gehörten:  Sernatingen, 
Regnoltschweiler,  Aiuracli;  in  das  Amt  Bonndorf:  Bonndorf,  Walpenachweiler, 
Helchenhof,  Egelhof.  Buoch,  Nesselwang,  Halden,  Keütliiu,  Mahlspeurrn, 
Eggenweiler,  Hiltegrundt;  in  das  Amt  Sohl:  Sold,  ReUthin  ob  den  bergen, 
A ffolterberg,  Eck,  Aderatsweiler,  Klein-Schönach,  Tobelhof;  in  das  Amt 
Denkingen:  Moos»,  Straass.  Hickcratsreiithin.  Andolspach.  Eangcngassen, 
Hilppensperg,  Denkingen;  in  das  Amt  Bamberg:  Bamberg,  Rickeubach, 
Deissendorf.  Riethovc,  Untersiggingen. 

*)  MUnchner  Oominiss.-Ber.  Ahschn.  12. 

3)  cfr.  pag.  4«  Anm.  4. 


Digitized  by  Google 


134 


den  Kornbau  fiel.  Das  System,  nach  dem  der  Kornbau  be- 
trieben wurde,  war  das  der  reinen  Dreifelderwirtschaft; 
Winter-  und  Sommerfrncht  wechselten  ab,  jedes  dritte  Jahr  trat 
Brache  ein.1)  Über  einen  Teil  der  Brachzeit  dienten  die  Brach- 
fluren, da  Wiesen  nur  spärlich  angeblümt  wurden,  als  gemein- 
same Viehwaide  und  gaben  so  Gelegenheit  zu  einer  nach  da- 
maligen Verhältnissen  hochentwickelten  Viehzucht.  Wie  die 
Veranlagung  von  1609  den  Viehbestand  der  spitälischen  Land- 
schaft feststellte,  umfasste  derselbe  509  Pferde  und  1330  Stück 
„Hauptvieh“,  dazu  über  nno  Schweine  und  eine  geringere  An- 
zahl Ziegen  und  Schafe.  Derselbe  repräsentirte  nach  damaligen 
Viehpreisen  *)  einen  Wert  von  über  28000  rh.  fl.,  in  unserer 
Währung  über  157000  Mark.*) 

Der  durchschnittliche  Jahresertrag  der  Kornfelder  belief 
sich  pro  Juchart  (0,62  Morgen)  auf  3 Malter  Winterfrucht  und 
2 Malter  Sommerfrncht.  (cfr.  pag.  137).  Dies  ergah  einen 
mittleren  jährlichen  Fruchtertrag  der  spitälischen  Landschaft 
von  2595  Malter  Winterfrucht  und  1730  Malter  Sommerfrucht, 
deren  Geldwert  sich  bei  einem  Durchschnittspreis  von  4 für 
das  Malter  Winterfrucht  und  3 HA\  für  das  Malter  Sommer- 
frucht  auf  (15570  ü.§)  17  794  rh.  fl.  oder  rund  100000  Mark 
belief.  Rechnet  man  hiezu  die  sicher  nicht  unerheblichen  Ein- 
nahmen aus  der  Pferde-,  Rindvieh-  und  Schweinezucht  und  die 
Weinerträgnisse,  die  wohl  kaum  hinter  den  Überlinger  zurück- 
stunden, so  dürfte  die  wirtschaftliche  Lage  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung4) in  der  spitälischen  Landschaft  nicht  minder  wie  in 
den  Vogteien  so  günstig  gewesen  sein,  als  sie  bei  einem  un- 


')  cfr.  Ratsprot.  v.  7,  Septbr.  1560.  Betriebsvorschriften  für  den  Spital- 
meister zu  Goldbach  betr. 

’)  Nach  der  Anlageordnung  v.  1616  stellte  sich  der  Steuerwert  eiues 
Pferdes  auf  25  rh.  fl.,  des  Hauptviehes  durchaus  nuf  1 1 rh.  fl , eines 
Schweines  auf  48  xr. 

”)  Hanauer  1.  c.  berechnet  die  Kaufkraft  des  rh.  Gulden  für  1615  auf 
7 free.  5 c.  = rund  5 Jlk.  60  4>|. 

4)  Deren  Kopfzahl  Staiger  1.  c.  pag.  170  fiir  frühere  Jahrhunderte  auf 
14000  angiebt,  was  jedenfalls  viel  zu  hochgegriffen  ist.  Angenommen  die 
sämmtlichen  1004  Anlagepflichtigen  der  Landschaft  im  Jahr  1615  waren 
Familienväter  gewesen,  — da  doch  ein  Teil  derselben  sicher  unverheiratetes 
landwirtschaftliches  Hilfspersonal  war,  — so  ergäbe  sich  selbst  dann  (bei 
einer  Familieoziffer  vou  5 Köpfen)  nur  eine  Bevölkerung  von  6020  Köpfen. 
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freien,  dem  Melirteil  nach  leibeigenen  Bauernstände  nur  immer 
sein  konnte.  Jedenfalls  bot  die  Landschaft  ein  Steuerobject, 
dessen  Steuerkraft  bei  planmässiger  Ausnützung  eine  der  vor- 
züglichsten Finanzquellen  Überlingens  sein  konnte.  Über  den 
Steuerplan  und  das  Finanzerträgnis  der  Anlage  nun  im  Folgenden. 

Gleich  der  Jahressteuer  war  auch  die  Anlage1)  eine  com- 
binirte  Steuer,  combinirt  aus  einer  Vermögenssteuer,  einer 
landwirtschaftlichen  Ertragssteuer,  einer  Leibrenten-  und  Be- 
soldungssteuer und  einer  partiellen  Personalsteuer.  Steuersubj  ect 
waren  die  ländlichen  Unterthauen  Überlingens  weltlichen  und 
geistlichen  Standes. 

Die  Vermögenssteuer  unterschied  liegendes  und  fahrendes 
Gut.  Zum  liegenden  Gut,  das  sowohl  die  eigentümlichen 
liegenden  Güter,  wie  die  Erb-  und  Schupflehen  umschloss,  zählten 
im  Sinne  der  Anlageordnung  alle  Häuser,  Hofstätten,  Baum- 
und Krautgärten,  Acker,  Wiesen,  Reben  und  Waldungen.  Gegen- 
stand des  fahrenden  Vermögens  waren:  das  Baargeld,  die 
Pfand-  und  Zinsbriefe,  die  Leibrentencapitalien,  die  Gewerbe- 
und  landwirtschaftlichen  Betriebscapitalien,  speciell  also  die 
Waaren  und  Werkzeuge  der  Handwerker  und  Gewerbetreibenden 
und  die  landwirtschaftlichen  Geräthe;  und  endlich  die  Schulden. 

Hiezu  trat  ergänzend  eine  landwirtschaftliche  Ertrags- 
steuer, treffend  ein  Mal  den  jährlichen  Ertrag  an  landwirt- 
schaftlichen Bodenproducten,  also  den  Veesen-,  Gerste-,  Roggen-, 
Haber-,  Heu-,  Stroh-  und  Weineitrag,  und  ferner  den  Ertrag 
der  ländlichen  Pferde-,  Rindvieh-,  Schweine-,  Schaf-  und  Ge- 
flügelzucht. 

Diese  sämmtlichen  Steuerobjecte  wurden  nach  ihrem 
Geldwert  in  Überlinger  Pfund  veranschlagt  und  procent- 
mässig  besteuert.  Der  Steuersatz  betrug  10  ß-ü  oder  0,5  °/0, 
doch  erhöhte  sich  derselbe  bei  Vermögen  von  unter  100  Pfund 
auf  ein  und  ein  halb  Pfennig  pro  ein  Pfund  oder  auf  0,62 #/#. 

Die  Leibrentensteuer  traf  den  Ertrag  der  Leibgedings- 
rechte,  der  von  der  Anlagegesetzgebung  als  besonderes  Steuerobject 
behandelt  und  mit  8 °/#  belastet  wurde.  Gleichfalls  «•/•  mussten 

')  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Anlageordunngcn  v.  1510 — 1620.  Unserer 
Darstellung  liegt  zu  Grund  die  Anlagcordnung  von  ISO«  als  die  bosterhaltene 
und  ausführlichste.  Hit  ihr  stimmen  sachlich  durchaus  überein  die  etwas 
kürzeren  Anlageordnuugen  von  1566,  1583  u.  1595. 
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die  geistlichen  und  weltlichen  Beamten  der  Landschaft  von  ihrem 
Besoldungseinkommen  entrichten,  sofern  dasselbe  100  HA  nnd 
darüber  betrug;  nur  dass  bei  dieser  Besoldungssteuer  der  Steuer- 
satz um  ein  ganz  geringfügiges  nach  unten  zunahm. 

Die  Besoldungen  unter  100  HA  scheinen  auf  80  HAi  und 
00  UA  fixirt  gewesen  zu  sein.  Bei  80  HA  Besoldungseinkommen 
stellte  sich  der  Steuerbetrag  auf  6 HAi  9 pvi  (an  Stelle  von  6 HA 
8 bei  60  H$i  auf  4 HA  18  ?■?»  (an  Stelle  von  4 HA  16 
bei  gleichbleibendem  Steuerfuss). 

Endlich  wurde  auch  auf  dem  Lande  eine  Leibsteuer  er- 
hoben, aber  weder  allgemein  noch  bei  allen  Steuerobjecten  nach 
demselben  Steuerfuss.  Leibsteuerfrei  waren  vielmehr  alle  Per- 
sonen mit  Vermögenswerten  von  200  HA  und  darüber,  und 
andererseits  junge  Dienstboten,  die  „noch  nicht  zum  hochwürdigen 
Sacrament  gegangen*',  also  ein  Alter  von  13—14  Jahren  noch 
nicht  erreicht  hatten.  Die  übrigen  leibsteuerpflichtigen  Land- 
bewohner schieden  sich  in  3 Vermögensclassen  und  die  Dienst- 
boten mit  verschieden  abgestuften  Steuersätzen.  Vermögenslose 
traf  die  Leibsteuer  mit  7 ß-Si,  solche,  die  bis  zu  100  HA  Ver- 
mögen besassen,  mit  6 ftfl,  solche,  die  1 00— 200  HA  besassen, 
mit  5 (Ivi;  männliche  Dienstboten  hatten  2 {3-ft,  weibliche  1 {Wj 
Leibsteuer  zu  geben. 

Ebenso  wie  bei  der  bürgerlichen  Steuer  ruhte  das  Ein- 
steuerungsverfahren der  Anlage  auf  dem  Princip  der  Ver- 
bindung von  Selbsteinschätzung  nnd  staatlicher  Taxation.  Aber 
während  dort  vornehmlich  das  Liegenschaftsvermögen  der  behörd- 
lichen Einschätzung  Vorbehalten  war,  richtete  die  Anlageordnung 
ihr  Hauptaugenmerk  auf  den  Ertrag  und  dessen  amtliche  Be- 
wertung. Die  liegenden  Güter  sollten  vom  Anlagepflichtigen 
taxirt  werden  „als  lieb  ime  die  aniezo  seyen“,  d.  h.  nach  dem 
subjectiven  derzeitigen  Werte,  den  sie  für  ihn  hatten.  Doch 
wurde  diese  subjective  Wertschätzung  bei  Erb-  und  Schupflehen- 
gütern dahin  erläutert,  dass  der  wirkliche  Wert  und  nicht  das 
Hofgeld  vom  Fatirenden  zum  Ansgangspunkt  seiner  Preisbildung 
zu  machen  sei,  und  ausserdem  war  dem  Schupflehen  der  Wert 
eines  erblichen  Gutes  beizumesseu,  von  dem  dann  nach  Gut- 
dünken der  Steuerbehörden  eine  bestimmte  Quote,  etwa  ein 
Fünftel,  zur  Compensation  der  Minderwertigkeit  der  Schupflehen- 
eigenturasgerechtigkeiten abgezogen  werden  konnte.  Auch  durfte 
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die  Verschuldung  des  .Steuerobjectes  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden,  was  bekanntlich  auch  heute  nicht  der  Fall  ist.  Darnach 
war  es  also  fast  vollständig  ins  Belieben  des  Einzelnen  gestellt, 
welchen  Wert  er  seinen  Gütern  beilegen  wollte.  Übrigens  dürfte 
aus  der  Zusatzbestimmung  bezüglich  der  Erb-  und  Schupflchen, 
die  offenbar  eine  Gutsbewertung  bloss  nach  dem  capitalisirten 
Pachtzins  verhindern  wollte,  wenigstens  soviel  hervorgehen,  dass 
man  im  Allgemeinen  eine  Ertragsberechnuug  und  die  Fatirung 
des  capitalisirten  Durchschnittsertrages  von  den  Fatirenden  er- 
wartete. 

Nach  dem  Grundsatz  der  Selbsteinschätzung,  aber  ohne  jede 
beschränkende  Vorschrift,  wurden  ferner  die  Stenerwerte  des 
fahrenden  Vermögens  und  der  Geldbetrag  der  Leibrenten 
und  Besoldungen  ernirt.  Declarirt  musste  werden  der  Um- 
fang der  Baarschaft,  der  Leibrenten,  Besoldungen  und  Schulden: 
weiter  das  „Hauptgut“,  d.  h.  der  Geldpreis  bzw.  Kaufpreis  der 
Pfand-  und  Zinsbriefe  und  Lei'ugedingsrechte,  endlich  der  sub- 
jective  Wert  (als  lieb  etc.)  der  Waaren  und  Werkzeuge  der 
Handwerker  und  Gewerbetreibenden  und  der  landwirtschaftlichen 
Geräte.  Anders  war  das  Verfahren  zur  Feststellung  der  länd- 
lichen Frucht-  und  Viehzucht-  etc.  Ertragswerte.  Diese  Fas- 
sionen hatten  sich  lediglich  auf  Angabe  der  Stückzahl  der 
jährlichen  Ertragsobjecte  zu  beschränken,  die  dann  ohne 
Zuthun  des  Fatirenden  nach  amtlich  aufgestellten  Preistabellen 
bewertet  wurden.  Nur  in  einem  Fall,  wenn  nämlich  die  Anlage 
zu  einer  Zeit,  wo  der  zu  erwartende  Ernteertrag  noch  im  Boden 
ruhte  oder  auf  dem  Halm  stund,  also  im  Frühjahr  oder  Sommer, 
ausgeschrieben  wurde,  schob  die  Anlageordnung  dem  grund- 
besitzenden Bauern  selbst  die  Geldwertertragsberechnung  zu. 
In  diesem  Fall  waren  als  normaler  Durchschnittsertrag 
vom  .Tuchart  3 Malter  Winterfrucht  und  2 Malter  Sommerfrucht 
anzusetzen  und  diese  nach  einem  Normaldurchschnittspreis 
von  4 bzw.  3 //.vj  pro  Malter  in  Geldwert  zu  fatiren.  Diese 
säuimtlichen  Fassionen,  die  also  nur  das  Nutzvermögen  un- 
berücksichtigt Hessen,  mussten  vom  Anlagepflichtigen  auf  seinen 
Eid  genommen  werden,  „er  soll  bei  seinem  Eid  veranlagen“, 
wer  falsch  deelarirte,  war  „meineid“  und  kam,  von  Vermögens- 
Strafen  abgesehen,  in  Überlingen  oder  auf  einem  der  Vogtei- 
schlösser in  den  Thurm.  Entsprechend  der  zwischen  Stadt  und 
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Spital  Überlingen  in  den  localen  Unterbehörden  geteilten  Ver- 
waltung der  städtischen  und  spitälischen  Landschaft  wurde  auch 
die  Steuerveranlagung  und  -Erhebung1)  von  2 verschiedenen 
Anlageobercommissionen  besorgt.  Die  oberste  Leitung  der  Ver- 
anlagung der  städtischen  Vogteien  ruhte  in  den  Händen  der 
städtischen  Anlagecommission,  in  der  ein  Ratsherr,  einer  der 
Rentstüblinsherren  und  der  Rentstüblinsschreiber  süssen.  Diesen 
unterstellt  war  eine  Untercommission  der  localen  Vogteibehörden, 
bestehend  ans  dem  Ausvogt,  dem  Vost  und  dem  Amtmann  der 
Vogtei.  Es  war  Aufgabe  dieser  zweiten  Commission  unter 
Beisitz  eines  Rates  des  Überlinger  Landgerichts  in  einem  der 
grösseren  Orte  der  Vogtei  entweder  auf  dem  Rathaus  oder  in 
einem  Wirtshaus  das  F atirungsgeschäft  vorzunehmen  und  die 
fatirten  Steuerobjecte  in  ein  sogenanntes  Anlagebnch  beim 
Namen  des  Anlagepflichtigen  einzeln  nach  der  Stückzahl  und 
dem  Preise  einzutragen.  War  dies  geschehen,  so  wurde  das 
Anlagebuch  der  Obercommission  in  Überlingen  eingereicht  und 
diese  hatte  die  städtischen  Vogteien  zu  beschreiben,  d.  h.  auf 
Grund  der  gemachten  Erhebungen  die  Stenerschuldigkeit  des 
Einzelnen  zu  berechnen  und  im  Anlagebuch  anzunotiren.  Der 
Steuereinzug  erfolgte  darauf  wieder  durch  den  Vogt  und  seine 
Unterbeamten;  die  Abführung  des  Geldes  an  das  Überlinger 
Rentstüblin  war  Sache  des  Vogtes.  Genau  so  ging  auch  die 
Veranlagung  der  spitälischen  Ämter  vor  sich.  Hier  hatte  die 
Oberleitung  ein  Spitalpfleger.  Die  locale  Fatirnngscommission 
bildeten  der  betr.  spitälische  Amtmann  und  ein  Überlinger  Land- 
gerichtsrat.  Die  Beschreibung  und  Ablieferung  der  eingezogenen 
Stenerbeträge  besorgte  der  Spitalpfleger.  Uber  das  Finanz- 
erträgnis der  Anlage  geben  unsere  Budgettabellen  (cfr.  Anl.  11, 
1 a u.  2 a)  den  nötigen  Aufschluss.  Dasselbe  schwankte  im 
Allgemeinen  zwischen  5000  und  «000  rh.  fl.  und  kam  somit 
seinem  fiskalischen  Wert  nach  dem  der  bürgerlichen  Jahressteuer 
ziemlich  nahe. 

Bevor  wir  im  Folgenden  zu  einem  kritischen  Rückblick  auf 
die  besprochene  Jahressteuer  und  Anlage  übergehen,  wäre  hier 
noch  die  Form  zu  erwähnen,  in  der  die  ausserordentlichen 
Steuern  Überlingens  erhoben  wurden.  Wie  im  Früheren  bereits 


')  cfr.  hierüber  auch  da»  Anlagebnch  von  157s. 
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bemerkt,  geschah  dies  mittelst  Erhöhung  der  bestehenden 
ordentlichen  Steuern,  so  dass  Stenersubject  und  -Object  die 
nämlichen  blieben  und  nur  dpr  Steuerfuss  sich  änderte.  Das 
Beispiel  einer  solchen  ausserordentlichen  Steuererhöhung  liefert 
im  16.  Jahrhundert  ein  Ratsprotocoll  vom  18.  November  1594. 
Um  den  hochgespannten  Reichscontribntionsanfordernngen  K. 
Maximilians  entsprechen  zu  können,  wurde  (zunächst  für  die 
Dauer  von  6 Jahren)  der  Steuerfuss  der  Anlage  von  8 auf 
10  ßv)  — auf  den  Satz,  der  sich  nachgehends  als  normaler  er- 
hielt, — erhöht  und  der  Bürgerschaft  für  5 Jahre  zur  ordent- 
lichen Steuer  noch  eine  halbe  Steuer  auferlegt.  Letzteres 
geschah  in  der  denkbar  einfachsten  Weise,  indem  man  die  ordent- 
liche Jaluesstenerschnldigkeit  des  Einzelnen  gerade  um  die 
Hälfte  erhöhte. 

Durch  diese  Steuerzuschläge  und  vermittelst  einer  Schuld- 
aufnahme von  60000  rli.  fl.  (cfr.  pag.  159)  wurde  es  Überlingen 
möglich,  innerhalb  10  Jahren,  bis  zum  Jahr  1604,  dem  Reich 
eine  Contribution  von  über  100000  rh.  fl.  zu  zahlen.1)  Daneben 
fanden  wir  ein  Mal  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts,  a.  1644,*) 
als  die  Geldnot  Überlingens  aufs  höchste  gestiegen  war,  neben 
der  ordentlichen  Steuer  eine  andere  ausserordentliche  Steuer 
mit  total  verändertem  Steuerfuss  und  neuen  Steuerobjecten. 
Damals  wurden,  um  es  kurz  zu  sagen,  alle  Steuerprivilegien 
snspendirt  und  auch  das  Nutzvermögen  der  ordentlichen  Be- 
steuerung unterworfen,  und  ausserdem  musste  von  jedem  Gulden 
Einnahme,  mochte  dieselbe  herkommen,  aus  was  immer  sie 
wollte,  monatlich  2 xr.  Steuer  an  das  ltentstüblein  abgeliefert 
werden.  — Und  nunmehr  ein  paar  kritische  Bemerkungen. 

Wir  haben  im  Anfänge  dieses  Abschnittes  die  Jahres- 
steuer eine  Vermögenssteuer  genannt,  wir  hätten  sie  auch 
eine  partielle  Vermögenssteuer  nennen  können,  da  nur  das 
werbende  Vermögen  zur  Steuer  herangezogen  wurde-  Nach 
unserer  Auflassung  vom  Sinne  der  Steuergesetzgebung  des  16. 
und  17.  Jahrhunderts  waren  nämlich  Object  der  Jahressteuer 
alle  diejenigen  Güter,  die  im  Augenblicke  der  Steuerver- 
anlagung den  Vermögensbesitz  des  Steuerpflichtigen 


')  cfr.  Ratsprot.  v.  21.  Febr.  1604. 

-)  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Steuerordnnng  v.  3.  Oktober  1641. 
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ausmachten.  Dass  dahinter  auch  solche  sich  befanden,  die 
nach  modernen  Steuerbegriffen  als  Yennogensertrag  bezeichnet 
und  mit  besonderen  Ertragssteuern  belegt  wurden,  ist  dabei 
gleichgültig.  Denn  die  Jahressteuer  wollte  u.  E.  nicht  den 
Ertrag  als  solchen,  sondern  nur  den  Ertrag  als  Vermögens- 
object besteuern.  Dies  beweist  vor  allem  der  Umstand,  dass 
nicht  der  ganze  Jahresertrag,  z.  B.  nicht  der  ganze  Weinertrag, 
sondern  nur  der  z.  Z.  den  Eatirung  noch  im  Eigentumsrechte 
des  Fatirenden  befindliche  Vorrat  an  Ertragsgütern  versteuert 
werden  musste.  So  unterlagen  auch  nicht  die  sämmtlichen  das 
ganze  Jahr  über  aus  Kauferlösen,  Zins-  und  Rentenbezügen  und 
dergl.  hervorgegangenen  ßaareinnahmen  der  Jahressteuer,  sondern 
nur  der  momentane  Baargeldvorrat.  Dafür  spricht  aber  auch 
ferner  die  ausdrücklich  als  Fremdenrecht  bzw.  Fremdenpflicht 
statuirte  Ausnahmebestimmung,  dass  jeder  fremde  Ausmärker 
den  Wein,  der  ihm  im  Überlinger  Etter  erwachsen,  „ob  er  den- 
selben vor  der  Steuer  verkauft,  an  raitung  (Zablungsstatt)  gibt 
oder  behält“,  zu  versteuern  habe.1)  Allerdings  ist  nicht  zu  be- 
streiten, dass  dadurch  die  Besteuerung  des  fahrenden  Vermögens 
in  ihrer  thatsächlichen  Wirkung  einer  partiellen  Ertrags- 
steuer gleichkam.  Auch  wird  vielleicht  die  Einsicht  in  die  öko- 
nomische Natur  des  Ertrags  es  mit  veranlasst  haben,  dass  das 
fahrende  Vermögen  um  so  viel  höher  besteuert  wurde,  als  das 
Liegenschaftsvermögen.  Aber  zur  klaren  Erfassung  und  prac- 
tischen  Verwirklichung  dieses  Gedankens  in  Form  einer  be- 
sonderen Ertragssteuer  ist  damals  die  städtische  Steuergesetz- 
gebung noch  nicht  gekommen,  denn  es  werden  andererseits  auch 
Teile  des  Stammvermögens,  wie  z.  B.  das  gesummte  Wertpapier- 
vermögen. demselben  Steuerdruck  unterstellt  wie  die  Ertragsgüter. 

Einen  wesentlichen  Fortschritt  in  diesem  Punkte  bedeuten 
dagegen  die  Satzungen  der  Anlage.  Diese  unterscheidet  scharf 
zwischen  Steuerobjecten,  die  sie  als  Vermögensobjecte  und 
solchen,  die  sie  als  Ertragsobjecte  treffen  will,  wennschon  die 
landwirtschaftliche  Ertragssteuer  am  selben  Steuersatz  festhält 
wie  die  Vermögenssteuer.  Sie  bestimmt  ausdrücklich:  „es  soll 
ein  ieder  bei  seinem  eid  veranlagen  die  Gült  und  Nutzung, 
soweit  ein  jeder  davon  jährlich  eingehendes  hat.“  Sie  erlässt 


’)  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Gesetz  v.  1560, 
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Normativbestimmnnge»  zur  Vorausschützung  des  noch  in  der 
Erde  ruhenden  oder  auf  dem  Halme  stehenden  .Jahresertrages. 
Der  Pächter  muss,  wie  bei  der  Bonitirnng  der  zu  katastrireiulen 
Stadtgüter,  den  Weit  seines  Pachtgutes  nach  dem  wirklichen 
Ertragswert  veranlagen.  Die  Ertragsgüter  werden  der  Ge- 
genstand der  amtlichen  Bewertung  etc.  So  tritt  der  Begriff  des 
Ertrages  hier  überall  in  den  Vordergrund,  die  ältere,  rohere 
Form  der  Vermögenssteuer  verdrängend,  am  deutlichsten  natürlich 
bei  der  Leibrenten-  und  Besoldungsstener.  Hier  entwickelt  sich 
bereits  der  Begriff  des  Reinertrags,  des  Einkommens,  das  eine 
ungleich  höhere  Belastung  erträgt  und  erfährt,  als  das  Stamm- 
vermögen, 8 °/0  gegenüber  0,5  °/„. 

Aber  auch  sonst  noch  zeigt  die  Anlage  eine  viel  jüngere 
Physiognomie  als  die  Jahressteuer.  Nehmen  wir  z.  B.  nur  die 
Leibsteuer.  Die  städtische  Leibsteuer  ist  eine  Kopfsteuer,  die 
von  jedem  Steuerpflichtigen  ohne  Rücksicht  auf  dessen 
Leistungsfähigkeit  in  demselben  Betrage  erhoben  wird,  da- 
gegen die  Leibsteuer  der  Landschaft  sich  nach  Classen  ab- 
stuft und  nach  unten  zunimmt.  Sie  will  das  Arbeitsein- 
kommen, das  nach  der  bestehenden  Vermögenssteuerordnnng 
zu  gut  wegkam,  nur,  soweit  es  im  Baargeldvorrat  sich  vorfand, 
besteuert  wurde,  im  Interesse  einer  gerechteren  Verteilung  der 
Steuerlast  noch  in  der  Person  des  Arbeitenden  beiziehen,  daher 
auch  die  Leibsteuerfreiheit  von  einer  bestimmten  Vermögens- 
grenze ab.  Ferner  gehört  hierher  die  Verschiedenheit  der  Be- 
stimmungen racksichtlich  eines  zweiten  Grundsatzes  der  Ge- 
rechtigkeit, rücksichtlich  der  Steuerallgemeinheit.  Auf  dem 
Lande  finden  wir  sie  durchgeführt,  da  hat  kein  Anlagepflichtiger 
vor  dem  andern  das  Geringste  voraus:  die  Stadtsteuer  dagegen 
schafft  Privilegirte  und  Nichtprivilegirte. 

Auch  abgesehen  vom  materiellen  Steuerrecht,  auch  in  Einzel- 
heiten der  Steuertechnik  zeigt  sich  derselbe  Unterschied.  Trotz- 
dem z.  B.  die  allgemeine  Geldwerteinheit  im  lti.  Jahrhundert 
längst  das  Hundert  ist,  man  nach  Procenten  rechnet,  hält  die 
bürgerliche  Steuer  den  uralten  Markbegriff  als  Steuereinheit  fest, 
die  Anlage  erhebt  vom  Hundert.  Der  Städter  fatirt  nach  Maik, 
der  Landbewohner  nach  Pfund,  hier  ein  einfacheres,  dort  ein 
complicirteres  Rechnungsverfahren,  und  so  fort. 

Fragen  wir  aber,  woher  diese  merkwürdige  Verschiedenheit 
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der  Jahressteuer  und  der  Anlage  kommt,  da  doch  beide  dem- 
selben gesetzgebenden  Körper  entstammten,  so  fallt  für  die  Jahres- 
steuer vor  allem  ins  Gewicht,  dass  sie  eine  uralte  Einrichtung, 
eine  Schöpfung  von  Jahrhunderten  war  und  seit  Jahrhunderten 
sich  eingebürgert  hatte.  Ihre  enge  Verknüpfung  mit  dem  Werde- 
process  der  Stadt  selbst,  mit  deren  politischen,  socialen  und 
wirtschaftlichen  Zuständen,')  wahrte  ihr  in  den  Augen  vieler 
Steuerzahler  in  gewissem  Sinne  den  Charakter  eines  altehr- 
würdigen Instituts,  an  dessen  Grundlagen  selbst  der  einsichtigste 
Rat  nicht  rütteln  konnte,  ohne  auf  heftigen  Widerspruch  bei  der 
Bürgerschatt  zu  stossen,  die  sich  in  ihren  wohlersessenen  Privi- 
legien, in  ihren  altgewohnten  Einrichtungen  verletzt  fühlte. 
Daher  auch  jede  Reform  auf  dem  Gebiete  des  städtischen  Stener- 
wesens  mehr  oder  minder  immer  nur  die  Folge  eines  gewalt- 
samen Druckes  von  aussen  war*)  und  man  trotz  mannigfacher 
Verbesserungen  späterer  Jahrhunderte  zu  durchgreifenden  Re- 
formen in  den  Zeiten  der  Reichsunmittelbarkeit  sich  überhaupt 
nicht  entschloss. 

Ein  weiterer  Grund  dürfte  ferner  die  grössere  Vielge- 
staltigkeit des  städtischen  Wirtschaftslebens  gewesen  sein,  die 
allerdings  rationell  den  Gedanken  einer  Systematisirung  der 
Steuern  um  so  näher  legen  musste,  dessen  Durchführung  aber 
auch  um  so  schwieriger  erscheinen  liess. 


’)  Wir  habe«  dabei  die  steuergesehiclitlich  interessante  Thatsache  int 
Auge,  der  zu  Folge,  so  lange  die  Überlinger  Biirgergeiucinde  eine  ausschliess- 
liche Realgemeinde  war,  also  in  den  Zeiten  der  staufischen  Geschlechter- 
herrschaft, die  Grund-  und  Hänscrsteuer  genügte;  als  nach  dem 
Siege  der  Zünfte  die  dinglichen  Randen  des  Bürgerrechts  sich  mehr  und 
mehr  lockerten,  man  im  14 teil  Jahrhundert  zur  Besteuerung  des  fahrenden 
Vermögens  griff,  und  als  schliesslich  der  Gemcindecörper  sich  noch  mehr 
erweiterte,  eine  eigene  Classe  vermögensloser,  vom  Arbeitseinkommen 
lebender  Bürger  sich  herausbildete,  die  Lcibsteuer  im  löten  Jahrhundert 
eingeführt  wurde.  Somit  zeigt  die  Entwicklung  des  Überlinger  Steuerrechts 
den  intimsten  Anschluss  an  die  Entwicklung  des  Bürgerrechts  bzw.  an 
die  ganze  Stadtrechts-  und  Verfassungsentwicklung  Überlingens. 

*)  Durch  den  Verfassuugsnin  stürz  Carls  V.  wurde  1552  das  Zunft- 
vermögen steuerpflichtig,  durch  die  Gefahr  der  Secularisation  1555 
die  Spitalsteuer  verändert.  Der  SOjähr.  Krieg  und  seine  Folgen  hoben 
zeitweise  die  Steuerexemptionen  auf,  aber  erst  die  Secularisation  Uber- 
lingens tind  dessen  Anfall  an  Baden  im  J.  1602  brachte  eine  völlige  Neu- 
ordnung des  Steuerwesens. 
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Auf  dem  Lande  dagegen  lagen  die  Dinge  viel  einfacher 
und  günstiger.  Ohne  historische  Tradition  glich  die  Landschaft 
Uberlingen  einer  tabula  rasa,  der  inan  Gesetze  aufschreiben 
konnte  nach  Belieben.  Von  den  Landbewohnern,  die  Hörigkeit 
und  Leibeigenschaft  zu  jedem  rechtlichen  Widerstande  unfähig 
machte,  war  dabei  nichts  zu  fürchten,  und  die  steuerpflichtigen 
Productionsfactoren  und  Producte  der  Landwirtschaft  konnten 
von  der  Steuergesetzgebung  mit  Leichtigkeit  einzeln  erfasst 
werden.  Darum  zog  die  Anlage  wohl  von  Anfang  an  in  Gestalt 
einer  verbesserten  Stadtsteuer  in  die  Landschaft  ein,  wo  sie 
allmälig  sich  immer  freier  gestaltete  und  im  18.  Jahrhundert’) 
vorübergehend  nicht  ohne  verjüngende  Rückwirkung  blieb  auf 
den  verknöcherten  städtischen  Steuercörper.  Von  diesen  rela- 
tiven Vorzügen,  den  Ansätzen  zu  einer  volkswirtschaftlich 
rationelleren  Besteuerung  abgesehen,  entsprach  aber  im  übrigen 
die  Anlage  ebensowenig  wie  die  Jahressteuer  den  Anforderungen, 
die  man  von  modernem  Standpunkt  aus  an  eine  gute  Steuer 
stellen  müsste,  und  die  bis  zu  einem  gewissen  Grad  auch  damals 
schon  von  Städten  mit  höher  entwickelter  Steuerwirtschaft  (wie 
z.  B.  Basel)  erfüllt  wurden.  Der  beiden  Steuern  gemeinsame 
Hauptfehler  war,  dass  sie  das  Princip  der  Verhältnissmässigkeit 
der  Steuer,  der  Besteuerung  nach  der  relativen  Leistungs- 
fähigkeit wenig  bzw.  gar  nicht  berücksichtigten,  denn  die  Steuer- 
schuldigkeit der  Einzelnen  wuchs  eben  proportional  mit  ihrem 
Besitz  an  Steuereinheitswerten,  d.  i.  mit  ihrer  absoluten  Leistungs- 
fähigkeit. mit  ihrem  Vermögen:  etwas  anderes  kannte  man  gar 
nicht. 

Auch  enthielten  gewisse  Bestimmungen,  wie  z.  B.  die  Be- 
steuerung der  Schulden,  grosse  und  ungerechte  Härten.  An 
sich  konnte  man  ja  eventuell  die  Schulden  als  Ausdruck  eines 
momentanen  Wertzuwachses,  den  ein  Vermögen  durch  geliehenes 
Betriebs-  oder  Anlagecapital  erfuhr,  auffassen,  und  in  der  Stadt, 
wo  der  Wirtschaftsertrag  nicht  in  seinem  vollen  Umfange  zur 
Steuer  herangezogen  wurde,  mochte  die  Schuldenbesteuerung  sich 
noch  rechtfertigen  lassen.  Dagegen  führte  auf  dem  Lande  die 
Schuldenbesteuerung  in  Verbindung  mit  den  Vorschriften  über 

')  cfr.  Arcti.  VI,  13,  353.  Der  Stand  des  ÜUerlinger  Stadthauslialtes 
a.  1791. 
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die  Fatirung  der  Guts-  und  Ertrags  werte  thatsäcldicli  in  vielen 
Fällen  zu  einer  dreifachen  Besteuerung:  einer  Besteuerung 
im  Gutswerte,  im  Ertragswerte  und  als  Steuerobject  an  sich. 
Und  solche  Unbilligkeiten  waren  nicht  ein  Mal  zufällig.  Wir 
haben  Beispiele,  wo  die  Doppelbesteuerung  geradezu  gesetzlich 
angeordnet  wird.  Laut  Ratsprotocoll  v.  18.  Januar  1557  muss 
das  Heiratsgut,  das  die  Eltern  ihren  Kindern  gegen  Zinszahlung 
„anfenthalten“,  von  den  Eltern  und  vom  Kinde,  von  letzterem 
als  Pfandschaft,  versteuert  werden:  ein  handgreiflicher  Beleg 
dafür,  wie  sehr  in  der  Überlinger  Steuergesetzgebung  das  rein 
fiscalische  Interesse  alle  andern  Rücksichten  überwog. 
Wirklich  befriedigen  kann  uns  somit  eigentlich  nur  die  Steuer- 
technik, da  diese  im  Allgemeinen  rasch,  sicher,  billig  und  ohne 
sonderliche  Belästigung  des  steuerpflichtigen  Publicums  zum 
Ziele  führte. 

Als  letzte  in  der  Gruppe  der  directen  Uberlinger  Steuern 
wäre  noch  der  Abzug  oder  die  Nachsteuer  zu  erwähnen. 
Der  Abzug  hatte  seine  Rechtsbasis  in  einem  Privileg  Karls  V. 
vom  SO.  November  152ti.')  Darin  wird  festgesetzt,  dass  jeder 
nicht  in  der  Stadt  oder  Landschaft  Uberlingen  ansässige  Fremde, 
der,  sei  es  als  gesetzlicher  Erbe,  sei  es  durch  Kauf  oder  in 
anderem  Wege  in  den  Besitz  der  Hinterlassenschaft  eines 
Überlinger  Stadt-  oder  Landnnterthanen  kommt,  von  solchen  er- 
erbten und  überkommenen  Hab  und  Gütern,  liegenden  und 
fahrenden,  kleinen  und  grossen,  nichts  ausgenommen,  den  3.,  6., 
8.,  oder  toten  Pfennig  nach  Willen  und  Wohlgefallen  eines 
Bürgermeisters  und  kleinen  Rates  den  Rechenmeistern  von 
Überlingen  zu  zahlen  schuldig  sei,  falls  er  nicht  vorziehe,  das 
Überlinger  Bürgerrecht  zu  erwerben  und  durch  15  Jahre  in 
Überlingen  wohnhaft  zu  bleiben. 

Seiner  ursprünglichen  Gestalt  nach  war  also  der  Abzug 
eine  Erbschaftssteuer  von  den  in  fremde  Hand  gelangenden 
Hinterlassenschaftsvermögen  und  — sofern  er  die  Vermögen 
beim  Übergang  an  dritte  traf  — eine  Verkehrssteuer.  Ihre 
ökonomische  Berechtigung  hatte  diese  Steuer  unter  andern)  auch 
darin,  dass  durch  den  „ Abzug“  fahrender  Vermögensbestandteile 


’)  cfr.  J.  C.  Liinig.  Tentsclies  Reichaarehiv,  Lips.  1714.  IV,  2,  pag.  648. 
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ans  Überlingen  dieselben  der  städtischen  Steuergewalt  entzogen 
und  dadurch  die  Steuercapitalien  Überlingens  vermindert  wurden. 
Hauptsächlich  auf  Grund  dieser  Theorie,  der  zu  Folge  der 
Abzug  ein  Entgeld  sein  sollte  für  abziehende  Steuercapitalien, 
wurde  der  Competenzkreis  des  Abzuges  später  noch  beträchtlich 
erweitert. 

Das  Nächste1)  war,  dass  mau  ohne  Rücksicht  auf  den  spe- 
ciellen  Anlass  des  Abzuges  die  Vermögen  derjenigen,  die  aus 
dem  städtischen  oder  spitälisehen  Steuergebiet  zu  dauernder 
Niederlassung  an  fremdem  Ort  fortzogen,  mit  dem  Abzug  belegte. 
In  diesem  Sinne  wurden  abzugspflichtig  ein  Mal  diejenigen 
Bürger,  die  das  Bürgerrecht  noch  nicht  ersessen  hatten,  d.  h. 
die  noch  nicht  die  vorgeschriebene  Zeit  von  15  Jahren  im  Besitz 
des  Bürgerrechtes  waren.  Wer  dagegen  das  Bürgerrecht  ersessen 
hatte  oder  wer  Erbbürger,  d.  h.  Nachkomme  eines  Überlingen 
Bürgers,  war,  blieb  abzugfrei.  Abzugspflichtig  waren  ferner  die 
Nachkommen  von  Erbbürgern,  die  sich  nach  auswärts  verhei- 
rateten oder  auswärts  „haushäblich“  niederliessen,  vorausgesetzt, 
dass  sie  ihr  Bürgerrecht  noch  nicht  angetreten  hatten  und  ihre 
Bürgerrechtsgerechtigkeit  officiell  oder  stillschweigend  aufsagten. 
Doch  durften  die  Kinder  von  Erbbürgern  ein  in  massigen  Grenzen 
sich  haltendes  abzugsfreies  Heiratsgut  mitnehmen.  Und  ebenso 
wurde  es  bezüglich  der  Bürgerswittwen  gehalten,  die  ihr  Bürger- 
recht ausw’ärts  „vermannten“  oder  sonst  aufgaben.  Endlich  traf 
der  Abzug  noch  die  Vermögen  der  Michileute  (der  Satzbürger) 
und  der  übrigen  nichtbürgerlichen  Einwohner  der  Stadt  und 
Landschaft  Überlingen. 

In  all  diesen  Fällen  musste  das  gesaminte  Hab  und  Gut, 
„soviel  einer  dessen  dazumal  im  Vermögen  hat“,  verabzugt  werden. 

Im  Weitern  hatte  sodann  der  Abzug  noch  die  Bedeutung 
einer  reinen  Immobiliarverkehrssteuer, *)  die  sich  teils 
gleichfalls  auf  die  angeführten  steuerpolitischen  Erwägungen 
gründete,  teils  als  Prohibitivmassregel  gegen  das  überhand- 
nehmende Ausmärkertum  wirken  sollte. 

Als  Immobiliarverkehrssteuer  besteuerte  der  Abzug  den 


')  cfr.  Arch.  I,  7,  184.  Ordnung  des  Abzugs  v.  12.  April  1684. 
s)  Ausser  der  in  Aum.  1 angeführten  (Quelle  cfr.  noch  die  Stadtsatzungen 
der  ,1.  1000— 1622  Arch.  I,  61,  135. 

Schäfer,  Wirlich.fti-  u.  FiDan.'feicblchte  der  Relchntadt  Überlingen.  JO 
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Handelsverkehr  mit  Überlinger  Liegenschaften,  soweit  ein  solcher 
zwischen  Fremden  und  zwischen  Bürgern  und  Fremden  stattfand. 
Verkaufte  ein  in  der  Überlinger  Mark  oder  Landschaft  be- 
güterter Fremder  sein  Gut  einem  Fremden,  oder  kaufte  ein 
Überlinger  Bürger  Immobiliarwerte  von  einem  Fremden,  so  ging 
der  Kaufschilling,  den  der  fremde  Verkäufer  bezahlt  erhielt,  der 
städtischen  Steuer  verloren  und  darum  musste  nach  der  Abzugs- 
ordnung das  Kaufobject  verabzugt  werden.  Wurde  der  Handel 
zwischen  Fremden  abgeschlossen,  so  blieb  es  der  privaten  Ab- 
machung überlassen,  ob  Käufer  oder  Verkäufer  den  Abzug  ent- 
richten wollte.  War  aber  einer  der  beim  Kaufabschluss  Be- 
teiligten ein  Bürger,  so  fiel  die  Steuerpflicht  eo  ipso  dem  fremden 
Verkäufer  zu.  doch  lag  im  letzteren  Falle  eine  Steuerpflicht  über- 
haupt nur  dann  vor,  wenn  der  fremde  Verkäufer  sein  Gut  schon 
über  40  Jahre  zu  eigen  besessen  hatte.  So  lange  liess  nämlich 
die  Gesetzgebung  dem  Ausmärker  Zeit,  sich  eineu  bürgerlichen 
Käufer  für  sein  Besitztum  zu  suchen,  und  wollte  durch  diese 
Vergünstigung  eine  allmälige  Rückkehr  der  veräusserten  Grund- 
stücke in  bürgerliche  Hände  bewirken.  Wurde  aber  in  der  sicher 
langen  Frist  von  40  Jahren  ein  Gut  nicht  „rückkäufig“,  so 
musste  dieser  „Saumsal“  durch  Zahlung  des  Abzugs  gebüsst 
werden.  Denselben  Zweck  verfolgte  die  Abzngsstener  bei  Guts- 
verkänfen,  bei  denen  ein  Bürger  der  Verkäufer  war.  Hier 
trat  die  prohibitive  Absicht  der  Gesetzgebung,  alle  derartige  die 
Integrität  des  städtischen  Territoriums  schädigende  Liegenschafts- 
veräusserungen  nach  Möglichkeit  zu  erschweren,  am  deutlichsten 
zu  Tage,  zumal  auch  hier  der  Abzug  dem  fremden  Käufer  zu- 
geschoben wurde.  Diese  sämmtlichen  Bestimmungen  galten 
übrigens  auch  für  event.  Tau  sch  Verträge  und  zwar  mit  gutem 
Grund,  „denn  da  es  nicht  sollte  sein,  würden  an  statt  eines 
Kaufes  feile  Tauschabschlüsse  bestehen,  welche  doch  einer 
Wirkung  sind  und  darum  auch  einen  gleichen  Ausgang  gewinnen 
sollen“.  Obschon  das  ksl.  Privileg  bezüglich  des  Steuersatzes 
den  weiten  Spielraum  von  ein  Zehntel  bis  zu  ein  Drittel  des 
Stenerwertes  genehmigt  hatte,  begnügte  man  sich  doch  für  ge- 
wöhnlich mit  dem  zehnten  Pfennig,  mit  10  •/,.  Grössere 
Schwankungen  zeigt  nur  die  Erbschaftssteuer,  da  bei  ihr  eines- 
teils die  Verwandtschaftsgrade,  andernteils  die  Steuersätze  des- 
jenigen Landes  bzw.  derjenigen  Stadt  in  Anschlag  kamen,  der 
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die  Erbberechtigten  politisch  zugehörten.1)  Mit  den  Nachbar- 
stünden war  die  Frage  meist  vertragsmässig  geregelt,  so  z.  B. 
mit  der  Bürgerschaft  von  Constanz,4)  der  der  10.,  8.  und  6. 
Pfennig  abgenommen  wurde,  je  nachdem  Kinder  und  Enkel,  oder 
Geschwister,  oder  entferntere  Verwandte  die  Erben  waren.  Er- 
hoben wurde  das  Abzugsgeld  eintretenden  Falls  sogleich.  Es 
durfte  weder  Erb-  noch  Abzngsgut,  „niehtzit  gefolgert  werden“, 
bevor  der  Abzug  auf  dem  Rentstüblin  bezahlt  war.3)  Bei  Käufen 
sollte  vorher  der  Kaufschilling  nicht  ausgehändigt  werden.  Be- 
sonders streng  nahm  man  es  bei  Todfällen.4)  Sobald  Fremde 
bei  einem  Sterbfall  interessirt  waren,  wurde  das  ganze  Ver- 
mögen, hauptsächlich  das  Fahrnis-  und  Pfandschaftsvermögen, 
„inventarisirt  und  verpetsebiert“.  Ein  Ratsmitglied  wohnte  der 
Testamentseröffnnng  bei  und  trug  den  Erbteil  jedes  Einzelnen 
in  ein  Verzeichnis  ein;  ehe  aber  ein  Pfennig  oder  Heller  die 
Stadt  verliess,  musste  der  Abzug  entrichtet  sein.  Auf  dem  Lande 
lag  die  Erhebung  der  Abzugsgelder  den  Vogteibeamten  und 
spitälischen  Amtleuten  ob.  In  den  Jahresertrag  der  Abzugs- 
gelder, der  sich  auf  durchschnittlich  rund  1300—1700  rh.  fl. 
belief,  (cfr.  Anl.  II,  1 a u.  2 a),  teilten  sich,  soweit  derselbe  aus 
der  spitälischen  Landschaft  einging,  die  Stadt  und  das  Spital,  die 
Stadt  kraft  ihrer  Obrigkeitsrechte,  das  Spital  als  Gerichtsherrin.8) 

Die  finanziell  wichtigste  der  Überlinger  indirecten  Steuern 
war  das  Weinungeld,*)  eine  den  Wirten  und  „allen  die  vom 
zapfen  schenken“  in  der  Stadt  und  Landschaft  auferlegte  Wein- 
verbrauchssteuer. Sie  reichte  in  ihren  Anfängen  tief  ins  Mittel- 
alter  zurück.  Schon  a.  1 358 T)  finden  wir  das  Ungeld,  ursprünglich 
ein  Regal,  von  K.  Karl  IV.  an  die  Stadt  verpfändet,  Ort  und 
Datum  seiner  definitiven  Erwerbung  sind  dagegen  unsicher.  Es 


')  So  wurde  dem  Turgäu  der  6 te  Z),  der  Stadt  Engen  und  der  Herrschaft 
Bodman  der  3te  Z)f  abverlaugt,  „dieweil  sie  es  auch  also  haben“,  cfr.  die 
Katsprot.  v.  27.  Juni  1558  und  1.  und  4.  Februar  1602. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  7.  Juli  1559. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  13.  Juli  1590. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  4.  Mai  1604. 

5)  cfr.  Ratsprot.  v.  26.  April  1580. 

*)  cfr.  Arch.  I,  8.  189.  Ordnung  des  Weinungelds  v.  22.  Dezember  1594. 
’)  cfr.  Oberrh  Z.  Bd.  22  pag.  21.  Urk.  v.  29.  Juni  1368. 

10* 
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ist  möglich,  dass  dieselben  in  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
fielen,  da  im  Jahr  1451 ')  die  Ungelderherren  erstmals  und  von 
da  ab  regelmassig  in  den  Ratswahlverzeichnissen  geführt  werden. 
In  seiner  ältesten  Gestalt  beschränkte  sich  das  Ungeld  auf  die 
Stadt  Uberlingen;  die  Wirte  und  Gastgeber  der  Landschaft 
waren  nur  zur  Zahlung  eines  Tafernengeldes  von  ein  paar 
Schillingpfennigen  jährlich  verpflichtet.  Erst  im  Jahr  1594 
erhielt  Uberlingen  auf  sein  Gesuch5)  an  K.  Rudolf  II.  um  Er- 
laubnis zur  Ausdehnung  des  Ungeldes  auf  die  Landschaft  ein 
diesbezügliches  Privileg,3)  wodurch  die  Landschaft  in  Sachen 
des  Ungeldes  der  Stadt  gleichgestellt,  d.  h.  gleichfalls  ungeld- 
pflichtig wurde.  Trotzdem  die  Wirte  und  die  übrigen  mit 
Schankgerechtigkeit  begabten  Personen  und  Gesellschaften,  wie 
die  Gässelirer,  die  weinzapfenden  Zünfte  und  Schützengesell- 
schaften, das  Ungeld  bezahlen  mussten,  sollte  doch  nach  der 
eigentlichen  Absicht  des  Gesetzes  das  Ungeld  die  Weintrinker 
treffen,  die  Steuer  sollte  auf  das  consumirende  Publicum  über- 
wälzt werden.  Darum  durfte  das  Ungeld  in  den  Schankpreis 
miteingerechnet  und  dieser  bei  event.  Erhöhung  des  Ungeldes 
entsprechend  erhöht  werden.4)  Als  Steuereinheit  statuirte  das 
Ungeld  die  Maass  ansgeschenkten  Weines.  Der  Satz  betrug 
pro  Maass  den  achten  Pfennig:  „was  man  von  der  maass  vom 
zapfen  lösen  timt,  davon  ist  man  den  ach  testen  Pfennig  ge- 
mainer  Stadt  zu  geben  schuldig.“  Nimmt  man  nach  unseren 
früheren  Berechnungen  den  Durchschnittspreis  des  Fuder  Wein 
in  den  Jahren  1550 — 1620  zu  42  rh.  fl.  an  (cfr.  pag.  49),  so 
kamen  auf  das  Fuder  (960  Maass,  pag.  49  Anm.  2)  5 rh.  fl. 
15  xr.  Ungeld,  1 2,5  °/0  seines  Steuerwertes.  Diese  an  sich  hohe 
Steuer,  die  z.  B.  noch  um  1,5  °„  über  das  Württembergische,5) 
11  " des  Ausschankpreises  betragende  Weinungeld  früherer 
Jahrhunderte  hinausging,  machte  in  Verbindung  mit  dem  starken 
Weinverbrauch  der  Stadt  und  Landschaft  Uberlingen  das  Ungeld 
zu  der  dritt ergiebigsten  ordentlichen  Finanzquelle  Uberlingens, 
die  in  den  Jahren  1608—16  durchschnittlich  3130  rh.  fl.  und  in 

’)  cfr.  die  Ratswahl  Verzeichnisse  v.  1443 — 1500. 

*)  cfr.  Arch.  I,  s,  1H9.  Bitte  Überlingens  an  K.  Rud.  II.  d.  d.  5.  Juni  1594. 

*)  cfr.  Arcli  1.  c.  Ungeldprivileg  vom  2.  Juli  1594. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  31.  Januar  1567. 

cfr.  G.  Scbilnherg  Handb.  der  p->lit.  Ökonomie  III  pag.  421. 
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den  20  er  Jahren,  als  die  Weinpreise  um  mehr  wie  die  Hälfte 
sich  erhöhten,  4816  rh.  fl.  abwarf.  (cfr.  Anl.  II,  la  u.  2 a). 

Die  obersten  Beamten  des  Ungelds  (wie  überhaupt  der  in- 
directen  Steuern)  waren  2 in  Uberlingen  ansässige  Ungelder- 
herren.')  Durch  ihre  Hände  lief  der  ganze  Ungeldertrag,  sie 
hielten  wöchentlich  ein  Mal  Kasse,  buchten  die  eingegangenen 
Summen  und  sorgten  für  deren  wöchentliche  oder  vierteljährliche 
Ablieferung  an  das  Rentstüblin.  Unter  ihrer  speciellen  Controlle 
stunden  die  städtischen  Unterkäufer,  der  Ungelderknecht 
und  die  Weinschätzer  der  Landschaft.  Zu  deren  Amtspflichten 
gehörte  vor  allem  die  Überwachung  des  Einkaufs  und  der  Ein- 
kellerung von  Weinen,  die  nur  in  ihrem  Beisein  vor  sich  gehen 
durften.  Sie  führten  Controlllisten  über  Quantum,  Einkaufs-  und 
Verkaufspreis  der  Weine,  welch  letzteren  sie  selbst  fixirten, 
designirten  jedem  Wirte  und  Weinansschenkenden  das  wöchent- 
liche Ausschankquantum,  indem  sie  die  unter  Zapf  zu  nehmenden 
Fässer  — gewöhnlich  2 Fass  Weisswein  und  ein  Fass  Rotliwein*) 
— mit  amtlicher  Marke  versahen:  sie  stachen  Ende  jeder  Woche 
zur  Feststellung  des  Wein  Verbrauchs  die  Fässer  ab,  sorgten  für 
eventuelle  Eichung  der  leergewordenen  Fässer,  verglichen  schliess- 
lich das  Resultat  ihres  „beilens“  mit  dem  Befunde  des  Eich- 
meisters oder  Eichmaasses  und  berichteten  über  all  diese  Punkte 
wöchentlich  den  Ungelderherren.  Unterstützt  wurden  sie  hiebei 
auf  den  Trinkstuben  der  Zünfte  und  Gesellschaften  von  deren 
Ohristäfel  oder  Urttenineistern.1) 

Durch  diese  ununterbrochen  fortlaufenden  Erhebungen  und 
Meldungen  wurden  die  Ungelderherren  stets  aufs  genauste  über 
den  Weinverbrauch  der  Wirtschaften  und  Schenken  orientirt 
und  konnten  darnach  die  Ungeldschuldigkeit  der  Einzelnen  be- 
rechnen, die  von  jedem  Fass,  sobald  es  leer  geworden,  in  der 
Stadt  an  die  Ungelderherren,  auf  dem  Land  an  die  Weinschätzer 
bezahlt  werden  musste.  Die  letzteren  lieferten  ihre  Ungelder- 
einnahmen  vierteljährlich  den  Ungelderherren  nach  Überlingen 
ab.  Vom  Ungeld  frei  blieb  nur  der  Haustrunk,  soweit  derselbe 
ein  Fuder  pro  Jahr  nicht  überstieg. 


')  cfr.  das  Überlinger  Bcstalluugabuch  des  10.  Jahrh.  s.  t.  c. 
*)  cfr.  Rutsprot,  c.  21.  Nov.  1552. 
a)  cfr.  Ratsprot.  v.  3.  Septbr.  1601, 
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Dem  Weinungeld  reihten  sich  noch  eine  Anzahl  anderer 
indirecter  Aufwandsteuern  an,  deren  Satzungen  unter  dem  Titel 
„der  zoll  ze  Uberlingen  und  das  Grödtgeld“  zusammengefasst 
wurden. 

Gleich  dem  Ungeld  war  auch  der  Zoll  ursprünglich  ein 
Regal,  das  aber  von  den  verschiedenen  Inhabern  der  königlichen 
Rechte  im  Laufe  der  Jahrhunderte  teils  an  die  Stadt,  teils  an 
Privatpersonen  in  und  ausserhalb  Uberlingens  verkauft  oder 
lehensweise  veräussert  worden.  Einen  Teil  des  Zolles  hatte 
Überlingen  schon  1358')  als  Pfandschaft  in  Händen,  und  die 
übrigen  iui  Privatbesitz  befindlichen  Zollrechte  kaufte  die  Stadt, 
deren  natnrgemässe  Politik  es  sein  musste,  allmälig  den  ganzen 
Zoll  in  ihre  Gewalt  zu  bekommen,  während  des  14.  und  15. 
Jahrhunderts  gegen  Leibdingsrechte  oder  für  den  mit  4—5  °/„ 
capitalisirten  Zullbetrag  den  früheren  Inhabern  ab,  so  dass  bereits 
in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  kein  Fremder  mehr 
am  Überlinger  Zollrecht  Anteil  gehabt  haben  dürfte.  Von  -einer 
grösseren  Anzahl  diesbezüglicher  Kaufurkunden  wäre  bemerkens- 
wert etwa  nur  der  älteste  Zollkauf  vom  1.  Januar  1330,*) 
insofern  derselbe  die  Ara  der  Überlinger  Zollerwerbungen  er- 
öffuete,  und  die  letzte  Zollerwerbung  vom  26.  März  1420,8)  die 
gleichsam  abschliessend  den  Zweck  des  Zollkaufs  mit  den  Worten 
motivirte:  „damit  der  zoll,  der  an  viel  taile  gewesen  ist, 
zesamen  kom“. 

Im  16.  und  17.  Jahrhundert  bildete  der  Stadtetter  das  Über- 
linger Zollgebiet,  auch  deutet  nichts  darauf  hin,  dass  es  in 
früheren  Jahrhunderten  anders  gewesen  wäre.  Die  innerhalb 
des  Stadtetters  erhobenen  Zölle  bestunden  aus  Durchfuhr-, 
Einfuhr-  und  Ausfuhrzöllen.  In  autonomer  Weise  festgesetzt, 
dienten  sie  in  Gestalt  reiner  Finanzzölle  in  erster  Linie 
fiscalischen  Interessen,  wennschon  bei  einzelnen  Zollsätzen  der 
Einfluss  schutzzöllnerischer  Erwägungen  unverkennbar  ist. 

Die  einfachste  Al  t der  Überlinger  Zölle  war  der  sogenannte 
kleine  Zoll.4)  Derselbe  wurde  als  Transitzoll  von  allen 

’)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  21.  Priv.  K.  Karls  IV.  v.  29ten  Juni  1358 

’)  cfr.  Arch.  I,  4,  73. 

*)  cfr.  Arch.  I,  4,  94. 

*)  cfr.  Arch.  I,  7,  180  *.  Ordnungen  des  Kleinzollers  (des  Salzknechts) 
d.  a.  1563  und  1604, 
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Waaren  und  Thieren  erhoben,  die  das  städtische  Zollgebiet 
passirten.  Als  üblichste  Steuereinheit  kamen  beim  kleinen 
Zoll  die  Transportmittel  in  Anwendung.  Und  zwar  unter- 
schieden die  Zollordnungen:  geladene  Wagen,  beladene  Last- 
thiere  (Pferde  und  Esel)  nnd  Handschubkarren.  Die 
ersteren  mussten  mit  12  die  letzteren  mit  3 4)  verzollt  wrerden. 
Die  Thiere  und  Thierhäute  wurden  pro  Stück  versteuert: 
Pferde  und  Hornvieh  mit  2 \ Schweine  mit  1 <S|,  Schafe, 
Lämmer,  Ziegen  mit  1 /■  und  Thierhäute  mit  1 /•  Daneben 
existirten  für  gewisse  Waaren  besondere  Waarenzolleinheiten, 
teils  Maass-  teils  Gewichtseinheiten.  So  verzollte  man  den 
Wein  nach  Fuder  mit  12  ■?(,  das  Salz  nach  Mftsslein  mit 
12  \ die  Fische  nach  Fass  mit  12  -S),  das  Eisen  nach 
Pfunden  mit  24  ^ und  die  Bettgewand  nach  Bett-  und 
Kissenzipfeln1)  mit  6 bzw.  3 -vj  pro  Zipfel. 

Im  ganzen  erscheinen  diese  Zollsätze  (die  im  übrigen  spe- 
citische  Zölle  und  keine  Wertzölle  waren)  verglichen  mit  dem 
Wert  der  Zollobjecte  niedrig.  Im  Verhältnis  zum  Durchschnitts- 
preis eines  Pferdes  im  17.  Jahrhundert  (25  rh.  fl.,  pag.  134 
Anm.  2.)  betrug  der  Transitzoll  0,04  "/„,  im  Verhältnis  zum  Preis 
eines  Hauptviehes  (11  rh.  fl.)  0,0 9%,  eines  Schweines  (48  xr.) 
0.6  °/0,  eines  Fuder  Wein  (42  rh.  fl.)  0,1 4 °/0-  Um  so  schärfer 
heben  sich  hievon  der  Salz-  und  Eisentransitzoll  ab.  An- 
fangs des  17.  Jahrhunderts  kostete  die  Scheibe  Salz  (2,5  Mäss- 
lein)  durchschnittlich  4 rh.  fl.  30  xr.  (cfr.  pag.  101),  darnach 
das  Mässlein  1 rh.  fl.  48  xr.  (378  -JV).  Dies  ergab  bei  einem 
Zoll  von  12  v|  pro  Alässlein  eine  Zollbelastung  des  Salzes  von 
3,17  Für  ein  Pfund  Eisen  bezahlte  man  nach  Hanauer 
(1.  c.  Bd.  II.  pag.  584)  in  den  Jahren  1551  — 1625  im  Durch- 
schnitt rund  16  cent.,  4,8  alte  Überlinger  Pfennige.2)  Der 
Durchfuhrzoll  betrug  aber  24  ili  pro  Pfund,  also  gerade  das 


*)  Davon  di«  in  Süddeutschland  zur  Bezeichnung  habsüchtiger  Ge- 
sinnung gebräuchliche  Redensart  : jemand  will  das  Bett  (bezw.  eine  Sache'' 
an  fünf  Zipfeln  heben,  sich  ableiten  dürfte. 

*)  Hanauer  1.  c.  Bd.  I.  pag.  503  setzt  die  Kaufkraft  des  rh.  Gulden 
in  den  Jahren  1550 — 1004  auf  rund  7 frcs.  an.  Hieuach  berechnete  sich  der 
Wert  des  Überlinger  Pfundes  i,das  sich  zum  rh.  Gulden  wie  7 : 8 verhielt, 
cfr.  pag.  51,  Anm.  1.)  auf  8 frcs.  Der  Prois  des  Zentners  Eisen  war  16  frcs.  = 
3 Überl.  Pfund  = 480  der  eiuea  Pfund  = 4,8  -S). 
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Fünffache  des  Kaufpreises.  Diese  abnorm  hohen  Zollsätze 
hatten  ihren  Grund  teils  im  städtischen  Salzmonopol,  teils  in  der 
Absicht,  den  einheimischen  Eisenhändlern  den  Alleinvertrieb  von 
Roheisen  möglichst  zu  sichern  (cfr.  pag.  155).  Berücksichtigt 
man  nämlich,  dass  der  Einfuhrzoll  auf  Salz  sich  bedeutend 
niederer,  auf  nur  6 $ pro  Fass  stellte,  (cfr.  pag.  153)  und  dass 
von  der  Salz-  und  Eisen  aus  fuhr  überhaupt  kein  Zoll  erhoben 
wurde,  so  sollte  durch  die  Höhe  des  Transitzolles  offenbar  ein 
Druck  ansgeübt  werden  ein  Mal  auf  die  Salzhändler,  ihre  Salz- 
vorräte lieber  einzuführen  und  der  Stadt  feil  zu  bieten,  als  sie 
durch  städtisches  Zollgebiet  nach  fremden  Orten  zu  verführen, 
und  andererseits  auf  die  Salz-  und  Eisenconsumenten,  ihren 
Salz-  bezw.  Eisenbedarf  bei  der  Stadt  und  den  städtischen  Eisen- 
händlern einzukaufen,  anstatt  fremde  Waare  durch  Überlingen 
durchzuführen.  Eine  Massregel  also,  die  sowohl  in  schutz- 
zöllnerisehem  Sinne  durch  Vermehrung  und  Sicherung  der 
Absatzgelegenheit  dem  städtischen  Salz-  und  Eisenhandel  zu 
gut  kam,  wie  auch  andererseits  in  Form  einer  Importprämie 
den  Salzeinkauf  der  Stadt  erleichterte. 

Die  Erhebung  und  Controlle  des  Transitzolles  lag  in  den 
Händen  des  sog.  Kleinzollers1)  und  ging  in  der  Weise  vor 
sich,  dass  von  dem  Kleinzoller  für  den  bezahlten  Zoll  Quittungs- 
billete  (bolete)  ausgestellt  wurden,  die  den  Zollpflichtigen  beim 
Verlassen  der  Stadt  von  den  Thorhütern  abzufordern  waren. 
Ende  jeder  Woche  wurdeu  diese  Billete  von  den  Thorwachen 
dem  Kleinzoller  wieder  zurückgegeben,  derselbe  nahm  Rechnungs- 
abschluss vor  und  lieferte  den  Zollertrag  an  die  Rentstüblins- 
herren  ab. 

Der  Einfuhrzoll,  auch  der  grosse  Zull  genannt,  erstreckte 
sich  nach  den  Zollordnungen  des  Jahres  15823)  auf  folgende 
fünf  Hauptimportartikel  des  Überlinger  Marktes:  auf  Getreide, 
fremde  Weine  und  Salz,  auf  Zinn,  Kupfer,  Stahl  und  Eisen, 
auf  Thiere  und  Thierhäute.  Steuersubjecte  waren  die  fremden 
Importeure  und  zum  Teil  auch  die  fremden  Käufer;  Steuer- 
einheiten die  Maasse  und  Gewichte  und  die  Stückzahl.  Auch 
diese  Steuern  waren  demnach  specificirte  Zölle. 


')  cfr.  (1.  Übcrl.  Bestallungsb.  d.  10.  JuUrk.  s.  t.  Kleinzoller. 

*)  cfr.  Arcli.  III,  3,  201.  Ordnung  des  (irosszollcrs  d.  a.  1582. 
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1)  Dem  Getreidezoll,  dessen  Zollsatz  zwischen  schwerem 
Getreide  (Veesen,  Kernen,  Roggen)  und  leichtem  Ge- 
treide (Gerste  und  Haber)  unterschied,  wurde  der  Mal- 
tersack als  Zolleinheit  zu  Grund  gelegt.  Von  schwerem 
Getreide  betrug  der  Zoll  pro  Malter  1 ,3j  1 />■,  von 
leichtem  1 <$|.  Fand  ein  Kornkauf  zwischen  Fremden 
statt,  so  hatte  Käufer  wie  Verkäufer,  jeder  den  Zoll 
besonders  zu  entrichten.1) 

2)  Der  Weinzoll  traf  ausschliesslich  fremde  Weine  und 
fremde  Verkäufer,  sintemal  die  Überlinger  Bürger- 
und Einwohnerschaft  fremde  Weine  weder  zu  Handels- 
noch  zu  Privatzwecken  einführen  oder  einkaufen  durfte, 
(cfr.  pag.  61).  Der  Zoll  war  105  -?i  vom  Fuder. 

3)  Beim  Salzzoll  nahmen  die  Zollordnungen  als  Steuer- 
einheit das  Fass  an  und  besteuerten  dieses  mit  6 -S) 
Zoll,  den  die  fremden  Salzverkäufer  erlegen  mussten. 
Als  Käuferin  trat  im  allgemeinen  nur  die  Stadt  auf, 
wenn  jedoch  einem  Bürger  oder  Einwohner  sich  Ge- 
legenheit bot,  „mit  Wein  an  Salz  zu  stechen“,  d.  h.  Salz 
gegen  Wein  einzutauschen,  verzichtete  die  Stadt  im 
Interesse  des  Weinabsatzes  auf  ihr  Monopolrecht,  (cfr. 
pag.  62). 

4)  Eingeführtes  Kupfer  und  Zinn  und  Stahl  wurde  pro 
Zentner  mit  4 \ Eisen  pro  Pfund  mit  12  (pro 
Zentner  mit  1200  ^ = 5 U.$i)  verzollt.  Ausserdem 
musste,  falls  ein  Eisenkauf  zwischen  Fremden  zu  Stand 
kam,  von  einem  jeden  halben  Pfund  (120  £i)  Kauferlös 
noch  ein  weiterer  Zollpfeunig  von  Verkäufer  und 
Käufer  bezahlt  werden. 

5)  Die  Thierzölle  und  Thierhäntezölle  endlich  betrugen 
von  einem  Esel  18  \ einem  Pferd  4 <S|,  von  Kühen 
und  Rindern  l *•(,  von  Schafen  l /■,  von  jeder  ein- 
geführten  Haut  l /£)  1 /.,  doch  blieben  Thierhäute, 
die  lediglich  des  Gerbens  halber  den  städtischen  Gerbern 
abgeliefert  wurden,  zollfrei.4) 

’)  Wohl  eine  Bestimmung  jener  älteren,  hinsichtlich  des  Kaufs  von  Gast 
zu  Gast  engeren  Marktrechtsau  ffassung  (cfr.  pag.  67),  die  als  fiskalisch 
vorteilhaft  beibehalten  wurde. 

*)  cfr  Ratsprot  v.  5.  Aug.  1601. 
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Dem  Grosszoll  trat  ergänzend  das  Grödtgeld  zur  Seite. 
Seiner  ursprünglichen  Bedeutung  nach  war  dasselbe  eine 
Nntzungsgebiihr  des  städtischen  Kaufhauses,  derGrödt, 
die  von  allen  in  der  Grödt  feilgehaltenen  Waaren  erhoben  wurde. 
Grödtgeldpflichtig  war  und  blieb  dem  zu  Folge  principiell  jeder 
Verkäufer,  der  im  Kaufhaus  ausgestellt  hatte,  mochte  derselbe 
Überlinger  oder  Fremder,  seine  Waare  Überlinger  Product  oder 
fremde  Import  waare  sein.  Auch  kam  dabei  der  wirkliche  Ver- 
kauf nicht  oder  nur  vereinzelt  in  Betracht.  Denn  nicht  das 
Kaufgeschäft  als  solches,  sondern  lediglich  das  Recht  zur 
Waarenausstelluug  im  Kaufhause  sollte  im  Grüdtgeld  besteuert 
werden.  Dies  war  wenigstens,  wie  die  älteste  Grödtordnung 
von  142 1 ,l)  die  mit  den  Worten  beginnt:  „der  Gredmeister  soll 
ze  zins  nehmen“,  urkundlich  darthut,  die  anfängliche  Bedeutung 
des  Grüdtgeldes.  Allerdings  erweiterte  sich  dann  in  späterer 
Zeit,  zumal  nachdem  für  bestimmte  Artikel  wie  Korn  und  Wein 
der  Grüdtzwang  aufgehoben,  das  Grödtgeld  zu  einem  allgemeinen 
Marktzoll  auf  jede  marktmässig  innerhalb  und  ausserhalb  der 
Grödt  angebotene  Waare.  Und  in  diesem  Sinne  fassen  die 
Grödtordnungen  des  16.  und  17.  Jahrhunderts*)  das  Grödtgeld 
auf.  Ausser  den  genannten  Zollartikeln  des  Grosszolles  gehörten 
zu  den  regelmässigen  Überlinger  Marktwaaren  bestimmte  Fett- 
waaren,  wie  Wachs,  Schmeer,  Schmalz,  Unschlitt;  ferner  Spe- 
cereien,  Esswaaren  der  verschiedensten  Art,  die  gewöhnlichsten 
Obstsorten,  Seide-  und  Sammtstolfe  und  -Fabrikate,  leinene  und 
wollene  Halb-  und  Ganzfabrikate,  die  Waaren  der  Töpfer  und 
Blechner,  Holz  und  Holzwaaren  und  so  fort.  Diese  sämmt- 
liehen  Artikel  waren  teils  pro  Zentner  und  Pfund,  teils  pro 
Sack,  pro  Ballen  oder  pro  Stück  Steuerobjecte  des  Grüdtgeldes, 
das  für  sie  nach  amtlichen,  leider  nur  lückenhaft  auf  uns  ge- 
kommenen Zolltarifen  bezahlt  werden  musste.  Immerhin  geht 
aus  den  überlieferten  Grödtgeldsätzen,  die,  von  den  Grosszoll- 
waareu  abgesehen,  zwischen  t Heller  und  6 Pfennig  schwankten, 
soviel  hervor,  dass  lediglich  das  Finanzinteresse  sie  dictirt 
hatte  und  keine  Nebenabsichten  damit  verbunden  waren. 

')  cfr.  Arch.  III,  3,  201.  Grödtordnung  d.  a 1421. 

*)  cfr.  Arch.  1.  c.  Grödtordnung  d.  a.  1582  und  1.  c.  III,  3,  200.  Grödt- 
ordnungen d.  J.  1600—1*52, 
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Anders  dagegen  die  Grödtgeldsätze  für  Korn,  Wein,  Eisen, 
Salz  etc.  Diese  wurden  unverändert  aus  den  Ordnungen  des 
Grosszolles  in  die  Grödtgeldtarife  übernommen,  und  nicht  nur 
dies,  selbst  die  Einzelbestimmungen  der  Grödtordnungen  über 
die  Verteilung  der  Grödtgeldpfliclit,  z.  B.  über  Grödtgeldbevor- 
zugungen  u.  ä..  stimmten  wörtlich  mit  den  Satzungen  des  Gross- 
zolles überein.  Ein  Beweis  wie  sehr  das  Grödtgeld  seinen  ge- 
bührenartigen Charakter  allmülig  abgestreift  und  dem  reinen 
Marktzoll  sich  genähert  hatte.  In  jenen  Grosszollsätzen  machten 
sich  nun  aber  verschiedentlich  schutzzüllnerische  und  sonstige 
zollpolitische  Bestrebungen  geltend,  die  wir  demgemäss  auch  beim 
Grödtgeld  wiederfinden.  So  zunächst  der  bereits  beim  Transitzoll 
berührte  Schutzzoll  gegen  die  Einfuhr  von  Roheisen.  Schon 
seit  1482 l)  besassen  nämlich  die  Überlinger  Eisen-,  Kupfer-, 
Zinn-  und  Messing waarenfabrikanten  („die  ein  Gewerb  mit 
Eisen  etc.  haben,  ausgenommen  die  Schmiede“)  dergestalt  ein 
Monopol  auf  den  Verkauf  von  Roheisen,  dass  kein  anderer 
Überlinger  Gewerbetreibende  ihnen  darin  Concurrenz  machen 
durfte,  er  hätte  denn  „mit  wein  an  eisen  stechen“,  d.  h.  seinen 
Wein  gegen  Eisen  absetzen  können.  Diesen  einen  Fall,  wo 
das  Handelsmonopol  der  städtischen  Eisenhändler  zu  Gunsten 
der  einheimischen  Weinproducenten  durchbrochen  wurde,  abge- 
rechnet, sollte  der  städtische  Eisenmarkt  den  Überlinger 
Händlern  thunliehst  reservirt  bleiben,  und  darum  musste  insbe- 
sondere die  auswärtige  Concurrenz  durch  entsprechende  Zoll- 
schranken erschwert  werden.  In  dieser  schutzzöllnerischen 
Absicht  war  der  Einfuhrzoll  für  Roheisen  auf  12  o)  und  das 
Grödtgeld  gleichfalls  auf  12  pro  Pfund  normirt  und  somit 
ein  jedes  Pfund  Eisen  mit  24  v»,  d.  i.  bei  den  damaligen  Eisen- 
preisen (cfr.  pag.  151)  mit  500  #/0  seines  Kaufwertes  belastet. 
Zugleich  aber  musste,  wohl  zum  Zwecke  der  Kontrolle,  wie  weit 
trotz  des  Zolles  die  fremden  Händler  concurrenz-  und  absatz- 
fähig blieben,  bei  Kaufabschlüssen  zwischen  Fremden  von  einem 
jeden  halben  Pfund  des  vereinbarten  Kaufpreises  (das  wäre  etwa 
von  einem  jeden  halben  Zentner  verkauften  Roheisens)  ein  weiterer 
Pfennig  Zoll  und  Grödtgeld  von  den  beiden  Kaufabschliessenden, 
im  ganzen  also  noch  ein  Zollzuschlag  von  4 bezahlt  werden. 


’)  cfr.  Arch.  III,  12,  114.  Küferzunftbuch  d.  a.  1482. 
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Zu  ähnlichem  Zwecke  belegte  die  Zollgesetzgebung  die 
Einfuhr  fremder  Weine  mit  105  Zoll  und  105  Grödtgeld, 
d.  i.  mit  einem  rh.  Gulden  (210  -C'i)  pro  Fuder,  2,4  °/0  seines 
Kaufpreises.  Wennschon  dieser  Zollsatz  dem  Eisenzoll  nicht 
annähernd  gleichkam.  — was  insofern  auch  überflüssig  gewesen 
wäre,  als  durch  die  fast  überstarke  einheimische  Weinprodnction 
der  Weinnachfrage  an  sich  jeweils  mehr  als  zur  Genüge  an- 
geboten  und  überdies  der  Käuferkreis  für  fremde  Weine  auf 
auswärtige  Kunden  beschränkt  war,  — wirkte  dieser  Zoll 
trotzdem  und  besonders  desswegen  prohibitiv,  weil  die  Über- 
linger  Weinverkäufer  vom  Grödtgeld  frei  waren  und 
somit  a priori  einen  Vorsprung  von  einem  rh.  Gulden  pro 
Fuder  vor  den  fremden  Wein  Verkäufern  beim  Handel  voraus 
hatten. 

Aus  zwei  ganz  verschiedenen  Elementen,  einem  Getreide- 
einfuhr- und  einem  partiellen  Getreideausfuhr  zoll,  setzten  sich 
die  städtischen  Kornzölle  zusammen. 

Als  Einfuhrzoll  besteuerte  der  Kornzoll  jedes  Malter  ein- 
geführten schweren  und  leichten  Getreides  mit  1 1 /•, 

bzw.  1 $ Zoll,  und  1 ■?)  l /•  bzw.  l ^ Grödtgeld,  zu- 
sammen also  mit  3 bzw.  2 $ oder  0,31  und  0,28  °/0  seines 
durchschnittlichen  Marktpreises,  (cfr.  pag.  134)  und  soweit  das 
Getreide  in  den  Besitz  der  Stadt  oder  Einwohnerschaft  überging, 
war  damit  der  Zollpflicht  genügt.  Da  aber,  wie  im  Fiüheren 
gezeigt,  der  Schwerpunkt  des  Überlinger  Kornmarktes  in  der 
Getreideausfuhr  nach  der  Schweiz  lag,  die  eigentlichen  Handels- 
käufe in  ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  zwischen  Fremden  ab- 
geschlossen wurde,  so  machte  die  Überlinger  Zollgesetzgebung 
den  Kornhandel  (implicite  wohl  die  Handelsgew  innste)  zuin 
Anlass  einer  besonderen  Steuer,  des  Ausfuhrzolles,  indem  sie 
die  Kornausfuhr  mit  einem  Zoll  in  der  Höhe  des  Einfuhrzolles 
belegte,  den  die  fremden  Kornphragner  zu  tragen  hatten,  so 
dass  mithin  bei  Handelskäufen  der  Zollsatz  pro  Malter  sich 
gerade  verdoppelte,  6 bzw.  4 -3)  oder  rund  0,6  */#  des  Malter- 
preises betrug. 

Neben  diesen  Handelszöllen,  die  sich  auch  als  Verkehrs- 
steuem  qnalificiren  Hessen,  statuirten  die  Überlinger  Zollordnungeu 
zu  Nutz  des  heimischen  Reh-  und  Bauwesens  zwei  eigentliche 
Ausfuhrzölle  auf  die  Rebstecken-  und  Baumaterialienaus- 
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fuhr,1)  deren  Zollsätze  uns  aber  nicht  bekannt  sind:  und  endlich 
verdoppelten  sich  noch  durch  das  Grödtgeld  — aus  rein 
fiscalischen  Interessen  — die  Zollbeträge  aller  übrigen  Zollartikel 
des  Grosszolls. 

In  die  Erhebung  des  Grosszolls  und  Grödtgeldes  teilten 
sich  der  Grosszoller  und  der  Grödtmeister,8)  die  mit  Unter- 
stützung 3 Marktverseher3)  und  des  Grödtpersonals,  der  Schöpfer, 
Weinlader,  Messer,  Schütter,  Trügel  etc.  den  Marktverkehr  über- 
wachten, das  Zoll-  und  Grüdtgeld  gesondert  nach  dem  „Rotel“,  dem 
städtischen  Zolltarif,  einzogen  und  jeden  Samstag  mit  Rechnungs- 
ablage den  Stüblinsherren  zustellten.  In  Folge  der  cassen- 
mässigen  Sonderung  des  Grödtgelds  vom  Zolle  führen  die  Stadt- 
rechnungen beide  getrennt  auf  und  ermöglichen  so  einen  Ver- 
gleich, aus  dem  erhellt,  dass  das  Grüdtgeld  entsprechend  seinem 
weiteren  Competenzkreis  im  Allgemeinen  den  doppelten  und  drei- 
fachen Betrag  vom  Zoll  abwarf.  Es  beliefen  sich  in  den  Budget- 
perioden 1008 — 16  und  1620  — 26  (cfr.  Anl.  II,  la  und  2a)  die 
Einnahmen  der  Zollverwaltung  — grosser  und  kleiner  Zoll  in 
Eins  zusammengefasst  — auf  durchschnittlich  399  bzw.  710  rh.  fl. 
und  die  Einnahmen  des  Grödtamtes  auf  durchschnittlich  1015 
bzw.  1608  rh.  fl.,  die  Zolleinnahmen  in  summa  also  auf  rund 
1400  bis  2300  rh.  fl.,  womit  ihnen  die  vierte  Stelle  (vor  dem 
Abzugsgeldei posten)  im  städtischen  Eiuaahmebudget  zufiel. 

Soweit  die  Einnahmen  Uberlingens  aus  seiner  eigenen  Wirt- 
schaft und  aus  den  Privatwirtschaften  seiner  llnterthanen.  Nun 
bliebe  noch  über  eine  letzte  Finanzqnelle  des  städtischen  Haus- 
haltes zu  referiren,  die  aber  wichtiger  war  als  fast  die  sämmt- 
lichen  bislang  aufgezeigten,  wenigstens  sofern  sie  mit  die  grössten 
Einnahme-  und  Ausgabeposten  zum  Jahresbudget  stellte,  über 
den  öffentlichen  Credit  Überlingens,  seinen  Ertrag  und  seine 
Kosten. 

Nach  Ausweis  der  Stadtrechnungen  wurde  der  öffentliche 
Credit  im  16.  und  17.  Jahrhundert  von  Uberlingen  zeitweise 
so  regelmässig  in  Anspruch  genommen,  dass  derselbe  gewisser- 


•)  cfr.  Katsprot.  v.  30.  Juni  1568  u.  13.  Oktober  1597. 
*)  cfr.  d.  Bestallung«!),  d.  16.  Jabrli.  s.  t.  c. 
a)  cfr.  d.  Ratswahlbücher  de«  16.  u.  17.  Jabrli. 
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massen  zu  den  ordentlichen  Einnahmequellen  zählte.  Unsere 
Etattabellen  der  Jahre  1 008/1  (i  und  1620/26  kennen  im  Ganzen 
nur  drei  Finanzbudgets,  die  von  der  Anleihe  Umgang  nahmen, 
die  Budgets  der  Jaljre  1614  15,  1623/24  und  1625/26.  Die 
übrigen  11  Jahresrechliungen  beweisen  den  regelmässigen  jähr- 
lichen Abschluss  neuer  Passivcreditgeschäfte  im  Gesammt- 
betrag  von  rund  40000  bezw.  17  500  rh.  fl.,  so  dass  durch- 
schnittlich 6666  bzw.  3500  rh.  fl.  Anleihe  aufs  Jahr  entfielen. 
Gleichzeitig  wurden  während  der  ersten  Periode  an  Schuld- 
zinsen durchschnittlich  7774  rh.  fl.,  in  summa  54  417  rh.  fl., 
während  der  zweiten  durchschnittlich  8731  rh.  fl.,  in  Summa 
(in  6 Jahien)  52  384  rh.  fl.  verausgabt.  Schuldheimzahlungen 
fanden  in  den  Jahren  1608/16  fünf  Mal,  in  den  Jahren  1620/26 
jährlich  statt  und  erreichten  die  Höhe  von  22  667  bzw.  9007 
rh.  fl.,  was  fürs  Jahr  eine  Amortisationsquote  von  4538  bzw. 
1287  rh.  fl.  ergab. 

Es  fragt  sich  nun,  auf  welche  Weise  und  zu  welchem 
Zweck  hat  Uberlingen  Schulden  contrahirt,  und  wie  weit  ent- 
sprach diese  andauernde  Ausnützung  des  öffentlichen  Credits 
den  Anforderungen  einer  vernünftigen  und  gerechten 
Finanzpolitik?  Dabei  muss  unser  Beweis  jedoch  mehr  im 
Allgemeinen  und  ins  grosse  Ganze  geführt  werden,  da  leider 
die  Überlieferung  über  das  Dötail  der  einzelnen  Creditgeschäfte 
(über  das  Personale  der  Gläubiger,  den  Specialanlass,  das  Datum 
ihrer  Aufnahme  etc.)  sehr  mangelhaft  ist,  sintemal  „mans  im 
Rentstüblin  (schon  a.  1644)  selbst  nicht  mehr  recht  gewusst 
hat.“1) 

Fürs  erste  geht  sowohl  aus  der  Rubrik  „zins  aus  dem 
Stüblin“  in  den  Stadtrechnungen,  wie  aus  einer  Anzahl  von 
Rats-  und  Missivprotocoilstellen  und  einzelnen  Notizen  des 
Münchner  Commissionsberichtes  mit  Sicherheit  hervor,  dass  die 
gewöhnliche  Form3)  der  städtischen  Anleihe  der  einfache 
Darlehenscredit  war  gegen  Unterpfand  oder  Handschrift  mit 


')  cfr.  Münchner  Coinmiäs.-Ber.  Abschn.  1. 

*)  Daneben  findet  »ich  in  der  Ausgabenabteilung  der  Stadtrechnungen, 
aber  durchweg  ohne  Ausgabesumme,  die  Rubrik  Jeibgeding“,  was  immerhin 
darauf  hindeutet,  dass  in  früherer  Zeit  auch  Leibrentenverkäufe  zu  den  An- 
leihearten gehörten. 
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einem  Zinsfuss  von  durchgängig  5 °/0;  und  dass  ferner  die  Haupt- 
gläubiger Überlingens  die  städtischen  Ratsgeschlechter,  Bürger 
und  Stiftungsfonds,  zumal  die  Spitalfonds  waren  und  nur  aus- 
nahmsweise, meist  nur  wo  Uberlingen  als  Credit  vermittelnder 
Bürge  auftrat,  bei  benachbarten  Städten  und  Klöstern  Anlehen 
gemacht  wurden.1)  Unter  diesen  Bedingungen  hatte  berlingen 
in  der  Zeit  von  1593—1603  gegen  Verpfandung  von  gemeiner 
Stadt  Gütern,  Renten,  Gefällen  und  Zinsen  im  Sinne  einer  un- 
beschränkten Haftbarkeit  über  60000  rh.  fl.  für  sich  aufge- 
nommen8) und  in  den  Jahren  1572 — 1612  für  weitere  56  bis 
60000  rh.  fl.  Capital-  und  Zinsbürgschaft  geleistet. 
Darnach  allein  schon  erstreckte  sich  seine  Zinspflicht  zu  Anfang 
des  17.  Jahrhunderts  auf  cc.  120000  rh.  fl.,  wozu  aber  noch 
„sonst  viele  gar  alte  Capitalia“  kamen,  von  denen  man  „den 
Ursprung  nicht  zu  sagen  weissV)  Die  Zinszahlungen  ber- 
lingens  im  ersten  Drittel  des  17.  Jahrhunderts  lassen  auf  eine 
zinsbare  Gesammtschuld  von  ungefähr  150  — 170000  rh.  fl. 
schliessen,  die  etwa  zur  Hälfte  hypothekarisch  gedeckt  sein 
mochten. 

Zweck  der  Capitalaufnahme  war  im  16.  Jahrhundert  aus- 
gesprochenermassen  die  Zahlung  der  Reichs-  und  Kreiscon- 
tributionen,  also  die  Befriedigung  des  damals  hochgesteigerten 
ausserordentlichen  Reichsbedarfs.  Besonders  waren  es  „die 
eilenden  und  beharrlichen  Türkhilf,  davon  die  Stadt  von  a.  1593 
allbereit  und  bis  dato4)  über  die  ein  hundert  mal  Tausend  Gulden 
in  die  Legstätt  Augsburg  und  Ulm  erlegt,  was  mit  Quittung 
und  Urkund  zu  bescheinen,  daran  sie  mehr  denn  60000  rh.  fl. 
um  Verzinsung  aufgenommen  und  gemainer  Stadt  Gefall  und 
Einkommen  versetzt“.  Dazu  kamen  die  aus  Gefälligkeit,  im 
Interesse  der  Bestätigung  seiner  vielfachen  Privilegien  und 
„weil  es  mit  den  Geldhandlungen  einen  solchen  Weg  genommen, 
dass  man  nicht  bald  oder  leichtlich  Geld  kann  aufbringen,  es 
verschreiben  sich  dann  etwelche  Statt  oder  andere  Stünd  für 
den  Credit“  von  Überlingen  übernommenen  Bürgschafts- 


')  cfr.  Münchner  Coramiss.-Ber.  Abschn.  10. 

*)  cfr.  d.  Ratsprot.  v.  15.  December  1(103  u.  d.  Missivprot.  v.  21.  März  1615. 
’)  Münch».  Commias.-Ber.  1.  c. 

*)  cfr.  Ratsprot.  r.  15.  Dez.  1603. 
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leistungen  für  Kaiser  und  andere  hochstehende  Personen  des 
Reiches,1)  für  die  Uberlingen  trotz  der  ausgestellten  Schadlos- 
briefe in  den  meisten  Fällen  selbst  zinsen  musste.*)  Diese 
Rückbtirgschaften  deckten  — gewöhnlich  ohne  hypothekarische 
Sicherung  — ein  Scliuldcapital  von  56  500  rh.  Ü.,  für  dessen 
Verzinsung  mit  fünf  Procent  Überlingen  wie  zahlreiche  Missiv- 
protocolle  darthun*)  noch  im  17.  Jahrhundert  aufzukommen  hatte. 
Es  fiel  dies  aber  Überlingen  auf  die  Länge  um  so  beschwer- 
licher, als  seine  Bürgschaftsgläubiger  durch  die  Bank  fremde 
Privatpersonen  und  Städte  waren,4)  die  wenig  Geduld  zeigten 
und  bei  Zinsrückständen  sogleich  mit  dem  Reichsfiskal  und 
Reichskammergerichtsprocessen  drohten.5)  Aus  diesen  Gründen 
und  weil  es  unverantwortlich  erschien,  gemeiner  Stadt  Gefall 
und  Nutzung  zum  Nachtheil  der  lieben  Posterität  weiter 
zu  versetzen,*)  fasste  der  Magistrat  Anfangs  des  17.  Jahr- 
hunderts den  Vorsatz,  fortan  alle  Bürgschaftsgesuche  — aller- 
höchstgnädigste ksl.  Majestät  zu  allernnterthänigsten  Ehren  aus- 
genommen — abzuweisen,  den  Reichsbedarf  anstatt  mit  Anlehen 
durch  ausserordentliche  Steuern  (d.  i.  Steuerzuschläge)  zu  decken 
und  die  Schulden  abzuthun.")  Doch  vollzog  sich  der  hier  geplante 


')  Nachweisbar  sind  solche  Bürgschaftsleistungen  für  K.  Maximilian  II. 
a.  1672  im  Betrag  von  5000  rh.  fl.,  für  Erzherzog  Ferdinand  a.  1593  iui 
Betrag  von  10000  rh.  fl.,  für  K.  Rudolf  II.  a.  1603  im  Betrag  von  13000 
rh.  fl  , für  das  Haus  Österreich  a.  1612  im  Betrag  von  10  000  rh.  fl.,  für  den 
Dandcommenthur  von  Althausen  betragend  1000  rh.  fl.,  für  Hugo  Dietrich 
v.  Hohenlandenberg,  Deutsch- Ordens -Commcnthur  der  Baiei  Eisass  und 
Burgund,  betragend  17  500  rh.  fl.,  letztere  beide  geleistet  a.  15x7.  ofr.  die 
Missivprotocolle  v.  9.  Juli  1609,  20.  Juli  1614,  9.  Aug.  1616  und  die  Rats- 
protocolle  v.  17.  Septbr.  1593,  29.  Juni  und  9.  Juli  1537. 

*)  efr.  Ratspiot.  v.  17.  Septbr.  1593. 

cfr.  d.  Missivprotocolle  v.  23.  Dezbr.  1011,  30.  Juli  1614,  21.  März 
1615,  13.  April  1615  u.  9.  August  1615. 

4)  Bei  den  Darlehen  an  K.  Maximilian  II.  und  Rudolf  II.  z.  B.  die 
Junker  Wolff  Dietrich  und  Haus  Adam  Zorn  zu  Plopsheim  und  der  Jkr. 
Hans  v.  Gemmingen,  Pfleger  der  Herrschaft  Oberndorf.  Bei  den  Schuld- 
anfnnhmen  des  Deutsch- Ordenscommenthurs  u.  des  Hauses  Österreich  die 
Stadt  Augsburg  u.  ein  augsburgiseher  Ratsherr. 

*)  cfr.  Missivprot.  v.  20.  Juli  1614.  Überl.  Klageschreiben  an  K. 
Matthias. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  16.  Dez.  1603. 

’)  cfr.  Ratsprot.  v.  21.  Febr.  1604  u.  12.  November  1605. 
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principielle  Umschwung  der  städtische»  Finanzpolitik  nur  sehr 
allmälig.  Vorerst  wirtschaftete  man,  wie  die  Budgetperiode 
1608/16  lelirt,  ruhig  im  alten  Stile  weiter.  Innerhalb  7 Jahren 
wurden  40000  rh.  fl.  neuaufgenonimen,  22  607  rh.  fl.  alter 
Schulden  abgelöst,  meist  wohl  convertirt,  um  missliebigen 
Drängern  zu  entgehen,  (sichtlich  im  Jahr  1616/17,  wo  die  An- 
leihe- und  Ablösungssumme  sich  deckten),  und  die  Gesammtschuld 
um  17  333  rh.  fl.  vergrössert.  Auf  den  ersten  Blick  erscheint 
ein  solch  widerspruchsvolles  Verhalten  desto  unerklärlicher,  als 
gerade  in  jenen  7 Jahren  der  Reichsbedarf  ein  äusserst  minimaler 
war,  keine  1000  rh.  fl.  pro  Jahr  erheischte,  und  überdies,  mit 
Ausnahme  der  Jahre  1608  und  1611,  in  denen  starke  Schulden- 
conversionen  und  ein  Ausleiheposten  von  c.  7000  rh.  fl.  Unter- 
bilanz verursachten,  das  jährliche  Gesammtlinanzerträgnis  auch 
ohne  Anleihegelder  dem  Gesammtfinanzbedarf  mehr  als 
genügte.')  Dies  führt  uns  zu  einem  dritten,  bzw.,  wenn  wir  die 
Capitalaufnahme  zum  Zwecke  der  Schuldenconversion  als  spe- 
ciellen  Fall  ansetzen,  zu  einem  vierten  Grund  der  städtischen 
Anleihe,  zu  dem  vorübergehenden  Geldmangel,  den  zeitweisen 
Cassendefieits  Überlingens,  die  bei  einer  Fiuanzverwaltung  ohne 
Voranschlag  und  vorläufige  Bilanz  sich  nur  zu  häufig  einstellen 
mochten.  Unter  Umständen  sah  nämlich  die  Stadt  sich  genötigt, 
Geld  aufzunehmen,  nicht  weil  die  Jahreseinnahme  an  sich  un- 
zureichend gewesen  wäre,  sondern  weil  die  Gelder  nicht  richtig 
oder  nicht  zu  dem  Zeitpunkt  eingingen,  wo  man  sie  gerade 
brauchte.  Da  aber  eine  Stockung  im  Stadthaushalt  um  jeden 
Preis  zu  vermeiden  war,  so  anticipirte  man  eben  mit  Hilfe  des 
Credits  spätere  Einnahmen.5)  Und  von  dieser  Art  dürften  die 
meisten  Anleihen  der  Jahre  1608  16  gewesen  sein:  das  momen- 
tane Bedürfnis  wird  aber  jeweils  die  Abfindung  drängender 
Gläubiger  geschaffen  haben.  Einzelne  Creditgeschäfle  scheinen 
sodann  lediglich  ein  Act  der  Höflichkeit  gegen  befreundete 
Capitalisten,  die  sichere  Capitalanlage  suchten,  gewesen  zu  sein; 

')  Wie  ein  Vergleich  der  einzelnen  Jahresausgabe-  und  Einnahuie- 
gesammtsnmmen  unter  Abzug  der  geliehenen  Gelder,  die  fehlenden 
Jahressteuererträge  aber  ergänzt  mit  der  dreijährigen  Durchschnittssumino 
von  4721  rh.  fl.,  erweist. 

*)  cfr.  Schünberg  1.  c.  pag.  So,  wo  das  gleiche  Verfahren  für  Basel 
naebgewiesen  wird. 

Schäfer,  Wirtschafts-  n.  FiniiDZgcschlrhte  der  Iteicbastadt  Überlingen.  II 
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so  z.  B.  wenn  Überlingen  im  Jahr  1611’)  von  dem  Pater  Prior 
und  Convent  zu  Buxheim  3500  rl>.  fl.  zu  5 */„  annimmt,  „obwohl 
die  Stadt  z.  Zt.  keines  Anlehens  bedürftig,  dem  Convent  zu 
besonderen  Ehren  und  Gefallen“.  Wirklich  Ernst  hat  Überlingen 
mit  der  Reform  seiner  Finanzpolitik  erst  in  den  20er  Jahren 
des  17.  Jahrhunderts  gemacht,  nachdem  die  Stadt  angesichts 
der  drohenden  Kriegsgefahr  im  März  1G20’)  der  katholischen 
Liga  beigetreten  war  und  damit  zu  ganz  exorbitanten  Contri- 
butionen  sich  verpflichtet  hatte.  Damals  hat  Überlingen  gezeigt, 
was  es  unter  günstigen  Erwerbsbedingungen  bei  energischem 
Zusammenschluss  aller  Finanzkräfte  leisten  konnte.  Über  82000 
rh.  fl.  wurden  damals  innerhalb  7 Jahren  allein  an  ausser- 
ordentlichen Reichs-  und  Kreisabgaben  und  Ligageldern  von 
Überlingen  aufgebracht,  darunter  ein  Posten  von  46  711  rh.  fl. 
in  einem  Jahr.  Und  dies  nicht  etwa  mit  Hülfe  von  Anleihen, 
sondern  ausschliesslich  vermittelst  der  eigenen  Steuerkraft  seiner 
Stadt-  und  Landunterthanen,  denn  die  paar  Tausend  Gulden 
Anleihe  zur  Deckung  von  Cassendeficits8)  (nach  Abzug  der 
Heimzahlungeu  848  1 rh.  fl.)  kamen  solchen  Summen  gegenüber 
nicht  in  Betracht. 

Warum  nun  aber,  so  fragen  wir  und  so  frug  schon  der 
Münchner  Comuiissär  im  Jahr  1644,  hat  Überlingen  nicht  von 
Anfang  an  diesen  Weg  betreten  und  damit  einer  jährlich 
wachsenden  Schuldenlast  vorgebeugt,  bezüglich  deren  der  Rat 
selbst  im  Jahr  16144)  gegenüber  K.  Matthias  klagte,  dass  sie 
der  Stadt  „zu  endlichem  Untergang  und  Verderben“  gereichen 
müsse? 

Die  Antwort  des  bayrischen  Commissärs  hierauf  ist  eine 
h erbe  Kritik  der  ganzen  städtischen  Finanz  Verwaltung. 

Derselbe  berichtet  dem  Kurfürsten  Maximilian:  Überlingen 
schulde  Zinscapitalieu  inhalt  Registers  meist  den  Geschlechtern, 
Bürge™  und  Stiftungen,  Teile  auch  in  die  Nachbarschaft  und 
den  umliegenden  Klöstern  und  sonst  viele  gar  alte  Capitalia, 


’)  cfr.  Missiv.-Prot.  v.  25.  Februar  1611. 

*)  cfr.  Missiv.-Prot.  v.  20.  Juli  1620. 

J)  Auch  in  dieser  2ten  Periode  überstieg  der  Gesauunteingang  den 
Gesammtbedarf  der  einzelnen  Jahre  ganz  erheblich. 

*)  cfr.  Missiv.-Prot.  v.  SO.  Jnli  1614. 
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dass  man  den  Ursprung  nicht  zu  sagen  weiss.  Es  wunderten 
sich  viele  zu  Uberlingen  selbst  über  die  Schuldenlast  bei  solch 
guten  Jahren,  bei  so  schönem  Einkommen  oder,  dass  man  so  gar 
nichts  abzahlte.  Man  müsste  das  Kammerwesen  anders  ad- 
ministriren,  fleissiger  dabei  sein.  Das  Gefall  der  Stadt  wäre 
wohl  auf  ein  Weiteres  zu  bringen,  wenn  man  getreu  und 
fleissig  gewesen  und  darauf  gesehen  hätte.  Das  Ungeld  und 
der  Zoll  hätte  bedeutend  mehr  ertragen  können,  und  dergleichen 
Sanmsal  sei  auch  bei  der  Steuer  vorgekommen.  Wie  denn 
auch  der  Nutzen  aus  den  Vogteien  und  des  Spitals  Ge- 
richten auch  gar  nicht  gesucht  werde.  Gleich  wie  beim  Ein- 
kommen schlecht  nachgesehen,  also  sei  auch  mit  den  Ausgaben 
liederlich  umgegangen  worden,  sonder! ich  in  häufigen  Zehrungen 
und  Gastereien  und  sonst  in  Besoldung  viel  überflüssiger 
Diener  und  anderem  mehr.  Unfleiss, Untreue, Saumsal,  Interesse- 
losigkeit, Liederlichkeit  in  der  Ein  nah  me  Verwaltung  und  Ver- 
schwendung in  der  Ausgabeverwaltung,  das  sind  die  schweren 
Vorwürfe,  die  ein  nebenbei  Uberlingen  wohlgesinnter’)  Zeit- 
genosse den  reichsstädtischen  Finanzbehörden  Uberlingens  auf 
Grund  einer  — wie  wir  des  öftem  constatiren  konnten4)  — im 
ganzen  recht  zuverlässigen  Enquete,  einer  „gründlichen  Nach- 
frage“, wie  er  seine  Commissionsthätigkeit  selbst  bezeichnet,  im 
17.  Jahrhundert  glaubte  machen  zu  müssen,  sicherlich  Grund 
genug  zu  prüfen,  ob  dieser  zeitgenössische  Gewährsmann  auch 
objectiv  richtig  geschaut  und  geurteilt  hat. 

Zu  diesem  Zweck  vergleichen  und  berechnen  wir  letztmals 
unsere  beiden  Budgetperioden  — deren  zweite,  die  20er  Jahre 
enthaltend,  nach  dem  eigenen  Urtheil  des  Münchner  G'ommissärs 
für  gut  und  mustergültig  befunden  wurde,8)  — und  zwar  an 
erster  Stelle  die  privatwirtschaftlichen  Einnahmebudgets 
in  ihrem  Verhältnis  zum  Finanz  bedarf  für  den  eigenen  Haus- 
halt. Dabei  lallt  sofort  ins  Auge,  dass  zwar  die  durchschnitt- 
lichen Jahresausgabesummen  für  den  eigenen  Haushalt  bei 

•)  Der  dem  Kurfürsten  z.  B.  verschlug,  an  Stelle  der  von  ihm  ge- 
forderten 50000  rh.  fl.  Contribution  lieber  den  Überlinger  Kebleuten  Betriebs- 
capital  vorzuscbiessen  und  jedenfalls  die  kurbayrische  Garnison  Überlingens 
zu  ringem. 

*)  cfr.  z.  B.  pag.  44,  49  Anm.  2,  54  Anm.  1,  9G  Anm.  2 u.  3. 

s)  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  1. 

11* 
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beiden  annähernd  die  gleichen  waren,  — das  eine  Mal  24  308 
rh.  fl.,  das  andere  Mal  23  207  rh.  fl.  — dagegen  das  privat- 
wirtschaftliche  Einnahmebudget  in  den  Jahren  1620/26  einen 
höchst  beträchtlichen  Mehrertrag  gegenüber  der  ersten  Periode: 
24  063  rh.  fl.  gegenüber  11  749  rh.  fl.,  aufwies.  Ferner  im  Ein- 
zelnen, dass  auch  kein  einziges  privatwirtschaftliches  Jahres- 
erträgnis der  Periode  1608/10  den  entsprechenden  Eigenbebarf 
im  entferntesten  decken  konnte,  während  in  den  Jahren  1621, 
1622,  1624  und  1625,  und  im  Durchschnitt  der  2.  Periode, 
der  Jahresaufwand  für  den  eigenen  Haushalt  allein 
schon  durch  privatwirtschaftliche  Einkünfte  gedeckt 
war. 

Diese  auffällige,  anscheinend  dem  Münchner  Kritiker  günstige 
Thatsache  erklärt  sich  aber  aus  der  Natur  der  wichtigsten  Einzel- 
positionen  des  Einnahmebudgets  folgendennassen : 

1)  In  der  II.  Periode  ging  der  Geldertrag  der  Vogteien 
mit  durchschnittlich  1062  rh.  fl.  um  etwas  hinaus  über 
den  Ertrag  der  I.  Periode  mit  828  rh.  fl.,  was  möglicher- 
weise auf  eine  strengere  Controlle  der  Abgabe- 
pflichtigen zurückznführen  ist.  Ebenso  überragte  der 
Geldwert  des  Frnchtertrages  der  Vogteien  mit  durch- 
schnittlich 3278  rh.  fl.  die  Fruchterträge  der  früheren 
Jahre  mit  1760  rh.  fl.  um  ein  Bedeutendes,  eine  natür- 
liche Folge  der  in  den  20er  Jahren  hochgestiegenen, 
fast  verdoppelten  Fruchtpreise,  die  Überlingen  zu  gut 
kam,  aber  schwerlich  gut  geschrieben  werden  kann, 
(cfr.  pag.  96.) 

2)  Aus  derselben  Ursache,  dank  der  unglaublich  hohen 
Salzpreise  in  den  Kriegsjahren  1622  und  1623,  erzielte 
die  Stadt  in  der  II.  Periode  den  doppelten  Salzerlös, 
10  230  rh.  fl.  durchschnittlich  an  Stelle  der  früheren 
5400  rh.  fl.;  gleichfalls  ein  günstiger  Zufall,  den 
Überlingen  nicht  spontan  herbeigeführt  hatte.  Aller- 
dings hätte  die  Stadt  als  Salzmonopolistiu  es  jederzeit 
in  Händen  gehabt,  Monopolpreise  zu  dictiren,  und  es 
mag  für  interesseloses  Saumsal  gelten,  dass  dieses 
Monopolrecht  nicht  mehr  im  Sinne  einer  indirecten  Ver- 
brauchssteuer ausgenützt  und  überdies  dem  Salzverschleiss 
kein  neues  Absatzfeld  eröffnet  wurde,  doch  gab  es  auch 
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hiefttr  einen  Entschuldigungsgrund,  den  wir  pag.  102 
angeführt  haben. 

3)  Die  Weinkauferlüse  der  II.  Periode  im  Gesammtbetrag 
von  30  255  rh.  fl.,  denen  nur  das  Jahr  1608  mit  1704 
rh.  fl.  gegenüber  stund,  waren  das  Ergebnis  vorteil- 
hafter Marktconjuncturen  und  die  ausgereifte  Frucht 
der  Bemühungen  einer  früheren  Periode.  Dazu  stunden 
gewichtige  volkswirtschaftliche  Bedenken  einer  Ver- 
grösserung  des  städtischen  Weinhandels  und  der  Handels- 
gewinnste  an  sich  im  Wege.  (cfr.  pag.  105.) 

4)  Durch  die  energische  Eintreibung  der  rückständigen 
Schuldzinse  in  den  Jahren  1620—22  wurde  ein  Ver- 
säumnis der  vorhergehenden  Zeit  gntgemacht,  hin- 
gegen die  umfangreichen  ( 'apitalkündigungen  zum 
wenigsten  eine  zweischneidige  Massregel  blieben,  durch 
die  der  momentane  Baarvorrat  vermehrt,  zugleich  aber 
eine  der  ergiebigeren  Finanzquellen  dauernd  geschwächt 
wurde.  Wie  denn  thatsüchlich  vom  Jahr  1623  ab  der 
jährliche  Zinseingang  auf  durchschnittlich  693  lh.  fl. 
herabsank  und  damit  weit  unter  den  Durchschnittszins- 
ertrag der  I.  Periode  von  1461  rh.  11.  zu  stehen  kam. 

Insofern  nun  die  Überschüsse  dieser  4 Einnahmepositionen 
das  Übergewicht  des  privatwirtschaftlichen  Einnahmebudgets 
der  II.  Periode  über  das  der  ersten  bedingten,  die  erzielten 
Überschüsse  aber  fast  ausschliesslich  das  Product  zu- 
fälliger Umstände  und  nicht  ein  besonderes  Verdienst 
der  Verwaltung  waren.  — davon  abgesehen,  dass  sie  die 
Gelegenheit  zu  nutzen  wusste.  — wird  man  umgekehrt  in  früheren 
Jahren,  bei  ungünstigeren  Erwerbsbedingungen,  wenigstens  aus  der 
geringeren  Ertragsgrösse  der  privatwirtschaftlichen  Einnahmen 
auch  keine  Nachlässigkeits-  oder  andere  Schuld  der 
städtischen  Finanzorgane  construiren  dürfen. 

Aber  weiter.  Von  den  gemein  wirtschaftlichen  Ein- 
nahmen zeigen  die  Rubriken  1.  und  II.,  die  Einnahmen  aus 
öffentlichen  Anstalten,  aus  Gebühren  und  Strafgeldern,  in  beiden 
Perioden  ziemlich  gleiche  Ertragssätze,  2920  bzw.  3266  rh.  fl. 
im  Durchschnitt,  wobei  das  leichte  Plus  der  II.  Periode  aus 
den  erhöhten  Strafgeldereingängen  der  unruhig  bewegten  Jahre 
1621  , und  1622  resultirte.  (cfr.  pag.  117).  Rüeksichtlich  des 
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Ertrags  der  Steuerwirtschaft  sodann  wäre  vorab  wieder  ein  er- 
heblicher Vorsprung  der  II.  Budgetperiode  vor  der  ersten  iui 
Verhältnis  von  durchschnittlich  18  855  zu  11  432  rh.  tl.  Einnahme 
zu  constatiren,  die  sich,  lassen  wir  ein  Mal  die  ländliche  Anlage 
bei  Seite,  auf  14  581  bzw.  10  57t»  rh.  fl.  reducirte.  Ohne  die 
Anlage  stellte  sich  also  die  steuerwirtschaftliebe  Mehreinnahme 
der  II.  Periode  auf  durchschnittlich  4005  rh.  fl.  Dieselben  er- 
gaben sich  in  folgender  Weise  aus  den  einzelnen  Einnahme- 
positionen : 

1)  Der  Ertrag  der  Jahressteuer  war  in  der  I.  Periode 
durchschnittlich  4733  rh.  fl.,  in  der  II.  5759  rh.  fl. 
Ob  die  hieraus  resultirende  Differenz  von  1026  rh.  fl. 
aber  die  Folge  eines  correcteren  Steuereinzugs  war.  oder 
nicht  vielmehr  die  auf  beinahe  das  Doppelte  gestiegenen 
Frucht-  und  Weinpreise  des  3.  Jahrzehntes,  durch  welche 
der  Steuerwert  des  fahrenden  Vermögens  sich  wesentlich 
erhöhte,  sie  verursacht  haben,  ist  nicht  mehr  zu  ent- 
scheiden. Vielleicht  hat  beides  mitgewirkt.  Jedenfalls 
aber  kann,  gestützt  auf  diese  Differenz  allein,  der  Vor- 
wurf des  Saumsais  gegen  die  Überlinger  Steuer- 
behörden noch  nicht  erhoben  werden.  Und  dasselbe 
gilt 

2)  in  Bezug  auf  das  Ungeld,  das  durchschnittlich  um 
1686  rh.  fl.  zu  Ungnnsten  der  I.  Periode  differirte.  da 
nach  der  Natur  des  Ungelds,  das  vom  Schankerlös  er- 
hoben wurde,  auch  hier  lediglich  die  Höhe  der  Wein- 
preise den  Ausschlag  geben  konnte,  (cfr.  pag.  104.) 

3)  Auch  der  Abzug  oder  die  Nachsteuer  warf  in  den 
20er  Jahren,  besonders  in  deren  ersten  Hälfte,  wo  viele 
Familien  aus  Furcht  vor  kriegerischen  Ereignissen  in 
den  Schutz  der  Städte  sich  flüchteten,  höhere  Summen 
ab.  durchschnittlich  ca.  400  rh.  fl.  mehr  als  früher,  aber 
gleichfalls  also  ohne  Zuthun  der  städtischen  Behörden. 

In  all  diesen  Fällen  liess  sich  trotz  des  höheren  Finanz- 
ertrages u.  E.  ein  Anhaltspunkt  nicht  finden,  der  zu  einer 
tadelnden  Kiitik  der  städtischen  Finanzverwaltung  in  früheren 
Jahren  berechtigte.  Nicht  so  dagegen  bei  den  weiteren  Einnahme- 
positionen. 
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Die  Überliuger  Zölle  und  das  Grödtgeld  waren  bekannt- 
lich keine  Wert-  sondern  Stück-  und  Gewichtszölle  und  blieben 
darum  von  den  Preisschwankungen  der  Zollwaren  unbeeinflusst. 
Wenn  nun  des  ungeachtet  in  der  II.  Periode  der  Zollertrag  sich 
nahezu  verdoppelte,  von  durchschnittlich  3!Ht  rh.  fl.  auf  710  rh.  fl. 
hinaufging,  und  auch  das  Grödtgeld  um  cc.  B00  lh.  fl.  zunahm, 
so  wird  man  diese  Erscheinung  zweifelsohne  auf  eine  schärfere 
Überwachung  des  Marktverkehrs  zurückführen  müssen,  die 
damals  schon  der  heillosen  Münzwirren  halber  notwendig  wurde, 
zumal  an  eine  Zunahme  des  Marktverkehrs,  und  überdies  bei 
der  Geringfügigkeit  des  Zollsatzes  eine  so  horrende,  in  jenen 
unruhigeren  Zeiten  der  II.  Periode  nicht  zu  denken,  eher  das 
Gegenteil  vorauszusetzen  ist.  In  diesem  Stück  dürfte  desshalb 
das  Urteil  des  Münchner  Commissärs  schwerlich  zu  hart  aus- 
gefallen sein.  Zolldefraudationen,1)  selbst  solche,  die  im  Ein- 
verständnis mit  niederen  Zollbeamten,  z.  B.  mit  den  städtischen 
Seefuhrleuten,  begangen  wurden,  gehörten  in  Überlingen  keines- 
wegs zu  den  Seltenheiten.  Die  Handhabung  der  Zollordnungen 
war  während  der  I.  Periode  und  schon  früher  eine  entschieden 
zu  laxe.  Und  dies  verschuldete  natürlich  den  iui  Biick  auf  das 
hochentwickelte  Marktleben  Überlingens  von  vornherein  auffallend 
geringen  Zolleingang  der  I.  Finanzperiode.  Und  noch  zu- 
treffender war  die  Klage,  „dass  der  Nutzen  aus  den  Vogteien 
und  des  Spitals  Gerichten  so  gar  nicht  gesucht  werde.“ 
Wie  dies  auch  einigermassen  von  den  privat  wirtschaftlichen 
Vogteieinkünften  galt,  wurde  bereits  hervorgehoben.  Aber  der 
Schwerpunkt  der  finanziellen  Bedeutung  seines  Landschafts- 
besitzes lag  für  Überlingen  in  der  Landschaftssteuer,  in  der 
Anlage,  und  es  ist  absolut  kein  vernünftiger  Grund  ersichtlich, 
wesshalb  — nach  den  Worten  des  Commissärs  — die  Bauern 
ab  und  zu  ein  Jahr  überhupft  werden  mussten,  und  warum  man 
dieses  „ab  und  zu“  so  einreissen  liess.  dass  in  den  7 Jahren  der 
I.  Periode  die  Landschaft  nur  ein  Mal  geschätzt  wurde.  Die 
rechtlichen  und  materiellen  Voraussetzungen  für  eine  ergiebige 
jährliche  Steuer  waren  in  der  Landschaft  so  gut  als  in  der 
Stadt  vorhanden.  Rühmte  man  sich  doch  des  Reichthums  seiner 
Landschaft  bei  passender  und  unpassender  Gelegenheit.  So  soll 


')  cfr.  d.  Ratsprot.  v.  22.  Harz  und  5.  Juli  160t. 
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z.  B.  „das  ruhmweise  Sprechen  von  der  Grafschaft,  vermeinten 
die  .‘1  Vogteien,“  bei  Gelegenheit  der  Einschätzung  in  die  Reichs- 
inatrikel  Uberlingen  seinen  hohen  und  nachmals  von  der  Stadt 
vielbeklagten')  Matricularanschlag  eingetragen  haben.’)  Auch 
war  der  Stenerfuss  der  Anlage  von  ein  halb  Procent  zwar 
etwas  höher  als  der  der  .Tah ressteuer,  aber  keineswegs  so 
druckend,  nm  aus  diesem  Grund  die  Anlage  als  ordentliche 
Steuer  in  Abgang  kommen  zu  lassen.  Dass  der  Münchner 
Commissär  gerade  auch  dieses  Moment  mit  der  Überlinger 
Schuldenverwaltung  in  Verbindung  brachte,  geschah  sichtlich 
wohlüberlegt.  Man  hat  die  Schuldentilgung  nicht  gesucht  und 
darum  den  Nutzen  aus  der  Landschaft  vernachlässigt  oder,  weil 
man  den  Nutzen  vernachlässigt  hat,  hat  man  die  Schulden  nicht 
getilgt,  war  offenbar  sein  richtiger  Gedanke.  Denn  hätte  z.  B. 
die  Stadt  in  der  I.  Periode  statt  ein  Mal  die  Anlage  7 Mal 
erhoben,  so  konnten  aus  den  eingehenden  cc.  l^ono  rh.  fl.  (den 
Anlageertrag  des  Jahres  l <»]  5 als  Durchschnitt  vorausgesetzt) 
die  convertirfen  22 01*7  rh.  fl.  wirklich  heinibezahlt  werden,  neue 
Aulehen  wurden  damit  überflüssig  oder  konnten  doch,  wro  Cassen- 
deficits  sie  notwendig  machten,  als  schwebende  Schuld  be- 
handelt. und  am  Schlüsse  jedes  Finanzjahres  abgetragen  werden, 
und  die  Schuldenlast  wäre  nicht  gewachsen,  sondern  erheblich 
verringert  worden.  Dass  dies  nicht  geschah,  erscheint  uns  an- 
gesichts der  späteren  Ereignisse  unverantwortlich,  scheint 
aber  den  lebhaften  Unmut  der  einsichtigeren  Bürgerkreise  auch 
schon  damals  wachgerufen  zu  haben.  Bequemer  freilich  war  es. 
bei  den  städtischen  Fonds  und  speciell  beim  Spital  Schulden 
auf  Schulden  zu  häufen,  die  man  schlimmsten  Falls  mit  einem 
Federstrich  glaubte  abthun  zu  können. 

In  Betreff  des  Spitals  herrschte  nämlich,  wie  schon  erwähnt, 
der  famose  Grundsatz:  dass  in  dringlichen  Fällen  gemeine  Stadt 
und  das  Spital  einander  zu  Hülf  kommen  und  also  ein  Seckel 
sein  soll.  Nur  Schade,  dass  der  Entscheid  Uber  die  Dringlichkeit 
einer  Anleihe  in  zehn  Fällen  gegen  einen  den  Creditbedürftigen 


')  cfr.  die  fruchtlosen  Supplicationen  Überlingens  um  Ringerung  des 
Reichsmatrieularan!<clilnge<  iu  den  Jahren  150»,  1521,  1545,  15tiu.  15»2,  1584 
1613.  cfr.  Ar.h  VI,  3,  No.  597.  599.  604. 

*)  cfr.  Münchner  Ommiss.-Ber.  Abschn.  10, 
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selbst  zukam,  nämlich  den  Ratsherren,  deren  Oberaufsicht  die 
Spital  Verwaltung  unterstund.  Und  wie  in  praxi  obiger  Grundsatz 
gehandhabt  wurde,  erhellt  zur  Genüge  aus  den  Beschwerden  des 
Spitals  über  die  Stadtverwaltung  im  Jahr  1644.')  Die  Stadt 
sollte  viele  Tausend  Gulden  in  Naturalien  und  in  haar  vom 
Spital  entliehen  haben,  „wodurch  man  einfach  einen  Strich  ge- 
macht“, und  viele  weitere  Tausend  Gulden,  „die  jedoch  im 
Extract  der  Zinsgelder,  welche  die  Stadt  schuldig,  nicht  Vor- 
kommen, vermuthlich,  dass  mans  nicht  im  Sinne  zu  bezahlen, 
denn  der  Spital  eben  des  Rats  guter  und  gemeiner  Seckel  ge- 
wesen“, (die  also  zum  mindesten  nicht  verzinst  wurden).  Ausser- 
dem hatte  die  Stadt  den  Spitalkellern  grosse  Weinquanten  ent- 
nommen, dem  Spital  aber  nur  die  Steuertaxe  bezahlt  und  den 
Handelsprofit  — über  7()00  rh.  fl.  — in  ihre  eigene  Tasche 
gesteckt.  Für  die  Gastereien  des  Rats  musste  das  Spital  „um 
liederliche  oder  gar  ohne  Bezahlung“  stets  offenen  Keller  halten, 
und  überhaupt  wurde  mit  dem  Spitalvermögen  also  gewirtschaftet, 
„dass  gemeine  Stadt,  wennschon  der  Krieg  nicht  kommen, 
endlich  diesen  herrlichen  Spital  verderbt  hätte.“ 

Bei  solchen  Verwaltungsgrundsätzen  war  freilich  an  eine 
geregelte  Amortisation  der  städtischen  Schulden,  ja  an  geordnete 
Finanzverhältnisse  überhaupt,  nicht  zu  denken,  und  alles  in  allem 
wird  man  darum  — abgesehen  von  den  Jahren  1 «>20/26,  in  denen 
aber  der  Krieg  vor  der  Thiire  stund  und  die  Umkehr  zu  spät 
kam,  — der  städtischen  Einnahmeverwaltung  den  Vorwurf  des 
Jndentaghineinwirtschaftens,  trotzdem  gewisse  Einnahmen 
sich  nicht,  wie  der  bayrische  Commissär  meinte,  forciren  Hessen, 
nicht  ersparen  können.  Dabei  war  das  Schlimmste  vielleicht 
nicht  so  sehr  der  materielle  Verlust  und  das  moralische  Unrecht, 
das  durch  die  stiftungswidrige  Verwendung  der  Spitalmittel  dem 
Spital  angethan  wurde,  als  der  mittelbare  Schaden,  der  aus 
einem  solch  unökonomischen  Verhalten  der  obersten  Behörden 
dem  Volksleben  Uberlingens  in  den  breitesten  und  untersten 
Schichten  der  Bevölkerung  erwuchs,  insofern  die  Principien 
der  Katsstube,  die  Anlehnung  des  Stadthaushaltes  ans 
Spital,  natürlich  auch  im  Privathaushalte  der  Bürger- 
schaft, zumal  in  den  ärmeren  Bürgerkreisen,  raschen 

’)  cfr.  Kiineliner  Cummi»s,-Bcr.  Abschn.  12. 
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Eingang  fanden  und  dort  gleichfalls  zu  einem  unhaus- 
hälterischen Draufloswirtschaften  Anlass  und  Ent- 
schuldigung gaben. 

Richtiger  bestellt  waren  dagegen  die  Ausgabe£tats.  Eigent- 
liche Verschwendung  haben  wir  in  den  Ausgabeetats  nirgends 
entdecken  können,1)  wie  denn  überhaupt  der  Umstand,  dass  die 
Unregelmässigkeiten  im  Stadtbudget  nicht  den  Ausgaben  für  den 
eigenen  Haushalt,  sondern  dem  Bestreben  Uberlingens  ent- 
sprangen, seinen  Pflichten  als  Reichsstand  und  Reichsstadt 
zu  genügen,  der  ganzen  Finanzverwaltung  in  Etwas  zur  Ent- 
lastung dient.  Gleichwohl  wären  auch  hier  Ersparnisse  vor- 
nehmlich am  Aufwand  für  Arbeitskräfte  vielleicht  zu  machen 
gewesen.  Dass  aber  der  bayrische  Commissär  die  Gastereien*) 
tadelt,  dünkt  uns,  soweit  er  dabei  nicht  die  Klagen  des  Spitals 
im  Sinne  hatte,  unbillig,  erklärlich  allerdings  etwa  vom  psycho- 
logischen Standpunkt  aus,  insofern  die  Armutei,  die  a.  1R44  aus 
allen  Ecken  und  Enden  der  Stadt  ihm  entgegenstierte,  ihm  die 
Tafelfreuden  vergangener  Jahre  ins  Ungeheuerliche  vergrössert 
mochte  erscheinen  lassen.  Wir  urteilen:  Überlingen  hatte  als 
Reichsstadt  sonderliche  Repräsentationspflichten  und  dazu  gehörte 
von  altersher  ein  guter  Trunk  und  eine  vollbesetzte  Tafel.  Und 
der  Aufwand  hiellir  war  kein  übermässiger,  in  der  1.  Periode 
durchschnittlich  c.  300  rh.  fl.,  in  der  II.,  wo  grössere  Particular- 

')  Dieselbe  müsste  denn  gerade  in  der  l'osition  „ gemeine  Ausgaben*, 
d.  i.  allerlei  nicht  Specificirtes,  zu  suchen  sein.  Doch  waren  die  gemeinen 
Ausgaben  durch  die  „ gemeinen  Einnahmen“  (gleichfalls  allerlei  nicht  Speci- 
ficirtes) und  die  Rückstandseingänge  jeweils  hinlänglich  gedeckt.  Die  1.  Pe- 
riode hatte  an  gemeinen  Ausgaben  durchschnittlich  1198  rh.  fl.  und  an 
correspondierenden  Einnahmen  durchschnittlich  1011  rh.  fl.;  die  Ute  durch- 
schnittlich 1530  bzw.  1549  rh  fl.  aufzuweisen.  Immerhin  zeugt  das  ständige 
Mitsclileppen  solcher  Sammelposten  für  die  schon  früher  (pag.  28)  von  uns 
gerügte  Systemlosigkeif  der  städtischen  Rechnungsführung,  cfr.  Anl.  II. 

*)  Überlingen  hielt  7 officiellc  tiastmähler  jährlich  ab.  Das  Hauptnmhl 
fand  jeweils  an  Pflngsten  nach  Schluss  der  Hatswahlen  statt.  Der  Aufwand 
für  letzteres  betrug  im  Jahr  1605:  70  rh.  fl.  6 Ratzen:  für  300  Krebse.  3 fl. 
12  btz.;  für  3 holländische  Käse  4 fl.;  für  Fische  1 fl.  7 btz.;  für  die 
„demmino  bccher“  (extra  feine  Weine,  cfr.  d.  mhd.  dcmmen  = schwelgen) 
2 fl.;  für  8 Kälber  und  0 Lämmer  27  fl.  8 btz.;  für  13  Kapaunen  7 fl. 
5 btz.;  für  Hennen,  Tauben,  Eier,  Salat,  Äpfel,  Zibehen,  Nüsse,  Erdbeeren 
30  fl.  4 btz.  Die  Kosten  der  übrigen  Hählcr  stellten  sich  auf  20 — 40  rh.  fl. 
cfr.  Arch.  III,  5,  213.  Kostenverzeichnisse  der  Ratsmahlzeiten, 
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convente  und  der  Durchmarsch  befreundeter  Truppen  Über- 
lingens Gastfreundschaft  mehr  in  Anspruch  nahmen,  durch- 
schnittlich rund  400  rh.  fl. 

Auch  dass  die  Überlinger  Gesandten  auf  Reichs-,  Kreis- 
und  Städtetagen  ihre  Trompeter  und  Reisigen  mit  sich  führten, 
wodurch  natürlich  die  Zehrnngsunkosten  wuchsen,  wird 
unseres  Erachtens  mit  Ungrund  bemängelt.1)  Eine  Stadt,  an 
die  das  Reich  Jahr  aus  Jahr  ein  so  grosse  Ansprüche  machte, 
dass  sie  hierin  an  Ster  Stelle  unter  sämmtlichen  schwäbischen 
Reichsstädten  kam,  und  selbst  Städten  wie  Memmingen  und 
Nördlingen  weit  vorausging,*)  hatte  doch  wohl  auch  das  Recht, 
ihre  „Importanz“  auch  im  äusseren  Auftreten  zum  Ausdruck 
zu  bringen. 

Im  einzelnen  gestaltete  sieh  endlich  das  Verhältnis  beider 
Budgetperioden  folgendermassen : 

1)  In  der  II.  Periode  überstieg  der  Aufwand  für  Be- 
soldungen und  Arbeitsleistungen  die  früheren  Ausgaben 
um  durchschnittlich  ltilfi  rh.  fl.  Das  Brot  war  teurer 
geworden,  so  mussten  auch  die  Besoldungen  und  Ar- 
beitslöhne in  die  Höhe  gehen. 

2)  Die  I.  Periode  hatte  einen  Mehraufwand  für  Erwerbs- 
zwecke von  1517  rh.  fl.  im  Durchschnitt,  hauptsächlich 
für  Weinkäufe  und  Capitalanlagen. 

3)  Für  Wohlfahrts-,  Sicherheits-  und  Annehmlichkeits- 
interessen gingen  in  den  Jahren  1008  10  durchschnittlich 
2403  rh.  fl.,  später  3595  rh.  fl.  auf.  Das  Plus  im 
2 teil  Falle  veranlasste  die  Instandsetzung  des  Mar- 
stalles und  Zeughauses  und  überhaupt  die  Sorge  für 
Überlingens  W ehrhaftigkeit. 

4)  Die  Hauptsummen  aber,  das  eine  Mal  51  %,  das  andere 
Mal  43  °l0  aller  Ausgaben  für  den  eigenen  Haushalt, 
verschlangen  die  Kosten  des  öffentlichen  Credits. 
(cfr.  zu  Punkt  1—4.  Anl.  II,  lb  und  2 b.) 

Wir  sind  mit  unserer  Untersuchung  am  End,  und  es  bliebe 
nur  die  Schlussbilanz  zu  ziehen  zwischen  ihren  positiven  und 

')  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  10. 

*)  cfr.  Muchow  1.  c.  pag.  6. 
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negativen  Resultaten.  Was  wir  gefunden  haben,  lässt  sich 
etwa  so  zusammenfassen. 

Um  die  Wende  des  lti.  Jahrhunderts  war  Überlingen  eine 
für  damalige  Verhältnisse  volkreiche  Stadt.  In  seinen  Mauern 
lebten  ca.  4000—5000  Personen,  darunter  viele  alteinsässige 
Patrizierfamilien.  Die  Masse  der  Bevölkerung  bestund  aus 
Gewerbetreibenden,  Handwerkern,  kleinen  Kanfleuten,  Rebbauern 
und  Taglöhnern.  Seine  Verfassung  hielt  anscheinend  die  richtige 
Mitte  zwischen  einseitiger  Geschlccbteraristokratie  und  absolutem 
Volksregiment.  Die  höhere  Intelligenz  des  gebildeten  Patrizier- 
standes und  der  Volkswille  der  Zunftgemeinde,  beide  hatten  in 
ihr  eine  entsprechende  Vertretung.  Auch  besass  die  Überlinger 
Verfassung  den  Vorzug  höchster  Machtvollkommenheit.  Kein 
Fremder  hatte  bei  der  Stadtregiernug  etwas  mitzureden,  und 
dem  Reich  stund  Überlingen  so  unabhängig  gegenüber  als  nur 
irgend  eine  Reichsstadt.  .Mit  voller  Staatsgewalt  begabt,  war 
Überlingen  jederzeit  Herr  im  eigenen  Hause  und  verwaltete  mit 
grösster  Selbständigkeit  seine  Angelegenheiten  im  Innern  wie 
nach  Aussen.  Diese  lagen  im  allgemeinen  in  guten  Händen. 
Umsichtig  und  geschickt  befolgte  der  streng  conservative  Rat, 
tlem  die  Bürgerschaft  in  verfassungsmässigem  Gehorsam  bis  zur 
Bevormundung  sich  unterordnete,  die  altüberkommenen  Grund- 
sätze der  städtischen  Ratspolitik,  insbesondere  den  uralten  Wirt- 
schaftsplan Überlingens.  Mit  Hilfe  eines  vielköpfigen  Beamten- 
apparats und  einer  in  manchen  Stücken  musterhaften  Gesetz- 
gebung sorgte  derselbe  nach  zünftigem  Kleinbetriebsprincip  in 
erster  Linie  dafür,  dass  beim  Concurrcnzkampfe  der  täglichen 
Erwerbsarbeit  ein  jeder  Bürger  seine  Lebsucht  finde,  keiner  zu 
viel,  keiner  zu  wenig  erhalte.  Unter  seiner  kundigen  Leitung 
gelangten  der  Weinbau  und  das  Überlinger  Marktleben  zur 
höchsten  Blüte  und  Entfaltung.  Die  Überlinger  Kornschranne 
beherrschte  den  Kornhandel  von  ganz  Oberdeutschland,  und  mit 
fast  überreichen  Erträgen  lohnte  die  weit  und  breit  berühmte 
Weincultur  Überlingens  den  Arbeitsweise  des  Winzerstandes. 
Und  in  gleich  erspriesslicher  Weise  ward  für  den  Stadthaushalt 
gesorgt.  Eine  ausgedehnte  Steuerwirtschaft  und  erhebliche 
privatwirtschaftliche  Einkünfte  aus  dem  Landschaftsbesitz  und 
der  sonstigen  Eigenwirtschaft  Überlingens  beschafften  in  Ver- 
bindung mit  dem  öffentlichen  Credit  jederzeit  mit  Leichtigkeit 
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das  Geld,  das  die  Stadt  für  ihre  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Ansgabezwecke  nötig  hatte.  Nach  dem  allem  konnte 
Überlingen  in  den  dem  30jährigen  Krieg  kurz  vorauslaufen- 
den Decennien  mit  Recht  eine  reiche  Stadt  genannt  werden. 
Reich,  weniger  an  Bürgerverniögon,  die  in  nandiafter  Glosse 
nur  bei  einzelnen  Familien  anzutreffen  waren,  oder  durch 
Gewerbereichtum,  sondern  reich  an  Einnahmequellen  und 
Erwerbsgelegenheiten  und  darum  an  täglichen  Einkünften  und 
Genüssen.  Allein  auf  den  Arbeitsertrag  gestützt  vermochte 
die  Bürgerschaft  auch  ohne  grosse  Privatvermögen  ein 
sorglos-behagliches  Dasein  zu  führen,  dem  in  vielen  Fällen 
schlechthin  nichts  abging,  als  die  Sicherheit  der  künftigen 
Existenz.  Dies  weist  uns  auf  die  Schattenseiten  des  Überlinger 
Volkslebens  in  wirtschaftlicher  Hinsicht.  Sein  Grundfehler  war 
der  Mangel  eines  soliden,  Vermögen  sammelnden  Sparsinns. 
Ökonomisch  Haushalten  konnte  und  lernte  der  Überlinger  nicht, 
wenigstens  war  bei  vielen  Überlinger  Bürgern  das  Indentag- 
hineinwirtschaften  zur  Tagesordnung  geworden.  Daran  trug  der 
Magistrat  indirect  die  Hauptschuld,  dessen  kurzsichtige  finanz- 
politische Maximen  um  so  ansteckender  wirken  mussten,  als  der 
gemeine  Mann  ohnedies  gewohnt  war,  in  allen  wichtigeren  Fragen 
des  Berufslebens  Weisung  und  Richtschnur  seines  Handelns  vom 
Rate  zu  empfangen.  Für  beide,  die  Regierung  sowohl  als  die 
Regierten,  lag  aber  die  Versuchnng  zum  Draufloswirtschaften  in 
dpn  reichen  Einkünften  des  Überlinger  Hospitals,  das,  wo  immer 
Not  an  Mann  ging,  heraushelfen  konnte  und  musste.  Dadurch 
geriet  die  städtische  Finanzverwaltung  in  immer  grössere  Un- 
ordnung, die  Stadt  in  immer  tiefere  Schulden.  Die  Spitalsucht 
wurde  bei  der  Bürgerschaft  zum  Erbübel  und  der  gemeine  Mann 
fand  w'eder  Antrieb  noch  Gewöhnung  zu  einem  rationellen  Spar- 
system.1) 


*)  Welch  bedeutsame  Rolle  die  Spitäler  im  städtischen  Wirtschafts- 
leben früherer  Jahrhunderte  zu  spielen  vermochten,  zeigt  das  Beispiel  Über- 
lingens. Dasselbe  steht  aber  nicht  vereinzelt  da;  cs  ist  die  Geschichte  der 
ehedem  Überlingen  befreundeten  Naehbarstädte  — wie  der  Verf.  gelegentlich 
seiner  Archivarbeiten  beobachten  konnte  — reich  an  ähnlichen  Zügen.  Auch 
dürfte  ein  ähnlich  weitgehender  Einfluss  der  Spitäler  auf  die  Öffentliche  und 
private  Haushaltführung  zum  wenigsten  für  die  kleineren  Städte  unschwer 
allgemein  nacliznweisen  sein.  Hier  war  das  Spital  — ganz  abgesehen 
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Die  schlimmen  Folgen  blieben  lange,  aber  nicht  für  immer 
aus.  Langsam  aber  sicher  trieb  mit  eigener  Schuld  die  Stadt 
und  Bürgerschaft  in  eine  Katastrophe,  mit  ihren  eigenen  Worten, 
in  „einen  endlichen  Untergang  und  Verderben“  hinein,  die  im 
30jährigen  Krieg  hereinbrachen  und  von  dem  einst  so  stolzen 
reichsstädtischen  Gemeinwesen  nur  noch  schwache,  lebensunfähige 
Trümmer  übrig  Hessen. 

Zur  Deckung  der  Schulden  wurde  am  Ende  des  Krieges 
die  schönste  der  Vogteien,  Ittendorf,  verkauft  und  das  gesammte 
öffentliche  und  private  Vermögen,  überhaupt  schlechthin  jedes 
Wertobject,  den  fremden  Gläubigern  verpfändet.  Die  Bürger 
mussten  ihre  Wertpapiere  ausliefern  und  hafteten  persönlich 
für  die  vertragsmässige  Entrichtung  der  Zinse  und  Amortisations- 
raten. Das  Stadtvermögen  kam  unter  Sequester:  fremde  Wirt- 
schaftsadministratoren überwachten  in  Uberlingen  die  städtische 
Finanzverwaltung.  Dazu  gesellten  sich  die  moralischen  Übel, 
die  das  jahrelange  rohe  Soldatenleben  in  den  Schoss  der  Bürger- 
schaft getragen  hatte:  rücksichtsloseste  Selbstsucht,  gepaart  mit 
neidischem  Misstrauen  und  grenzenloser  Unbotmässigkeit  und 
Zuchtlosigkeit.  Ein  durch  100  Jahre,  von  1666 — 1765,  sich 
hinschleppender  Skandalprocess  der  Ratsmitglieder,  der  die  ganz 
trostlose  Wirtschaft  der  alternden  Reichsstadt  aller  Welt  vor 
Augen  stellte,  brachte  Überlingen  in  Schande  und  Verruf,  so 
dass  es  ein  wahres  Glück  war,  dass  endlich  der  Luneviller 
Friede  seine  Reichsstandschaft  vernichtete  und  die  Stadt  gn 
Baden  wies.1) 


von  »einen  Functionen  als  Armen-  und  Pfiündnerhans  — in  der  Regel  die 
capitalkräftigste  und  in  Zeiten  der  Not  oft  die  einzige  Anstalt,  bei  der  die 
Stadt  und  Bürgerschaft  Credit  bilden  konnte.  So  von  vornherein  in  ihren 
Finanzplan  als  Extraordinarium  verflochten  — und  im  System  einer  gesunden 
Finanzpolitik  zweifelsohne  ein  starker  Rückhalt  — musste  die  Spitalhilfe 
bei  dauernd  unsolider  oder  unglücklicher  Wirtschaftsführung  naturgemSss 
mit  der  Zeit  immer  mehr  in  Stadt-  und  Privatbudgot  zur  ständigen  Ein- 
richtung werden  und  schliesslich,  nachdem  die  wirtschaftliche  Thatkraft  und 
das  sociale  Ehrgefühl  in  weiten  Kreisen  erschlafft,  zum  gewohnheits- 
müssigen  Spitalertu m führen,  das  wir  für  ein  Hauptkennzeichen  der 
Periode  des  verfallenden  mittelalterlichen  Kleinstädtertums  halten. 

■J  cfr.  Arch.  I,  68,  733;  I,  4«,  445  und  I,  43,  442. 
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YennOgeilstabelle  des  Jahres  1G08. 
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II.  Klasse.  III.  Klasse. 

Vermissen  von  1—100  rh.  fl.  Vermögen  von  100 — 300  rh, 


IV.  Klasse.  V.  Klasse. 

VermSpeu  von  £00 — 700  rli.  fl.  Vermögen  von  700—1800  rh. 
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VIII.  Klasse.  IX.  Klasse. 
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Iteincrkuiigen  zu  Anlage  I. 

Vorstehende  Vermögenstabelle  gründet  sich  auf  die  Ver- 
mögensangaben des  Überlinger  Jahressteuerbnehes  vom  Jahr 

1 »108.  genauer  vom  Jahr  1607/8,  da  das  Überlinger  Finanzjahr 
von  Sonntag  Trinitatis  zu  Trinitatis  ging  und  den  Steuerbüchern 
jeweils  das  Jahr  des  Steuerbeschlusses  und  -Einzugs  aufge- 
schrieben wurde.  Im  Ganzen  existiren  (soviel  aus  der  nicht- 
repertorisirten  alten  Ratscanzlei  zu  ersehen  war)  — ungerechnet 

2 Steuerbücher  bzw.  Stenerrollen  der  Jahre  1530  und  1414. 
die  nur  Namen  und  Steuerbetrug  der  Steuerzahler  enthalten 
— aus  der  Zeit  vor  Ausbruch  des  30jähr.  Krieges  drei  solcher 
Steuerbücher,  die  der  Jahre  1607/8,  1608/9  und  1609/10.  Es 
wäre  also  eine  Durchschnittsberechnung  möglich  gewesen,  doch 
wurde,  da  bei  Berechnung  eines  nur  dreijährigen  Durchschnittes 
ein  genügender  Ausgleich  der  den  einzelnen  Jahren  eigen- 
tümlichen Schwankungen  sich  doch  nicht  erwarten  Hess,  hier 
die  Wiedergabe  der  authentischen  Zahlen  des  Jahres  1607/8 
(der  Kürze  halber  citirt  1608)  gewählt.  Dasselbe  ist  als  ein 
durchaus  normales  anzusehen,  in  dem  weder  durch  Missernte 
noch  durch  kriegerische  oder  sonstige  Ereignisse  der  regel- 
mässige Gang  des  Überlinger  Wirtschaftslebens  gestört  wurde, 
dessen  Vermögensstenerbuch  darum  ein  zutretfendes  Bild  geben 
kann  von  dem  normalen  Stande  der  Überlinger  Privatvermügeu 
zu  Anfang  des  17ten  Jahrhunderts. 

Das  Steuerbuch  enthält  die  Namen  der  Steuersubjecte 
(leider  in  vielen  Fällen  ohne  Berufsaugabe)  und  den  Wert 
ihrer  Vermögensobjecte  rubricirt  unter  die  Hegriffe:  Lie- 
gendes (Eigen  und  Lehen),  Fahrendes,  Pfandschaft.  Das 
Pfandbriefvermögen  wird  seiner  Wichtigkeit  halber  extra  auf- 
geführt  — und  ging  darum  auch  als  Specialrubrik  „Pfandschaft“ 
in  unsere  Tabelle  über  — , obwohl  dasselbe  steuergesetzlich  unter 
den  Begriff  des  fahrenden  Vermögens  subsummirt  war. 

Es  sind  also  in  dem  Steuerbuche  verzeichnet  die.  Vermögens- 
werte sämmtlicher  Vermögensobjecte  mit  Ausnahme  des 
steuerfreien  Nutzvermögens.  Die  Wertangaben  folgen  der 
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Uberlinger  Steuereinheit,  der  Mark,  deren  Umrechnung  in  Über- 
linger  Pfund  bzw.  rheinische  Gulden  — die  damals  übliche  Cou- 
rantmünze  — wir  nach  den  pag.  1 -i.  l und  pag.  7 (des  Gesammtwerkes) 
Anm.  1 aufgezeigten  Grundsätzen  bewerkstelligt  haben.  Daneben 
werden,  vermutlich  zur  Controlle,  auch  die  Namen  der  vermögens- 
losen, aber  leibsteuerpflichtigen  Personen  angegeben:  nicht  notirt 
sind  die  Steuer-  und  leibsteuerfreien  Spitäler  „um  Gotts  willen“. 
Wie  die  Tabelle  zeigt,  zerfiel  im  17.  Jahrhundert  die  Stadt  in 
zwölf  Steuerqnartiere.  denen  sich  im  Steuerbuch  noch  4 
besondere  Abschnitte,  enthaltend  die  Steuercapitalien  der  Waisen. 
Ausbürger,  Landbürger  und  Ausleute,  anreihen. 

Ans  unserer  Vermögensstatistik  ergiebt  sich  fürs  erste  die 
absolute  Grösse  der  Uberlinger  Privatvermögen  und  deren 
Zusammensetzung.  Die  hinsichtlich  der  absoluten  Grösse 
eruirten  Zahlen  sind  aber  insofern  etwas  ungenau,  als  die  unter 
den  Begriff  fahrendes  Vermögen  subsummirten  Schulden  (cfr. 
pag.  3!>.  Anm.  4)  der  einzelnen  Steuersubjecte,  weil  unbekannt, 
nicht  in  Abzug  gebracht  werden  konnten,  und  insofern  weiter 
das  steuerfreie  Nutzvermögen  gänzlich  ausser  Rechnung  gelassen 
werden  musste.  Dagegen  beanspruchen  die  im  Steuerbuch  ein- 
getragenen Liegenschaftswerte,  die  mehr  als  die  Hälfte  des 
Gesammtvermögens  ansmachten  (cfr.  pag.  40),  eine  das  Jahr 
1 «08  vorwärts  wie  rückwärts  überdauernde  Gültigkeit,  da  der 
für  die  Steuer  massgebende  Emmobiliarwertkataster  erst  im 
Laufe  einer  längeren  Periode  im  Anschluss  an  den  Immobiliar- 
verkehr allmälig  erneuert  wurde. 

Wichtiger  jedoch  als  Obiges  ist  der  Einblick,  den  die  Ver- 
mögenstabelle in  die  relative  Grösse,  d.  h.  in  die  Bedeutung 
der  Privatvermögen  als  Ausdruck  der  Wohlhabenheitsver- 
hältnisse der  Uberlinger  Bürgerkreise  und  in  die  Verteilung 
der  Vermögen  uns  eröffnet.  Nur  war  es  schwierig,  den  richtigen 
Einteiluugsgrnnd  zu  finden  für  die  Aufstellung  von  Vermögens- 
bzwr.  Wohlstandsclassen.  Wir  haben  dies  auf  zweierlei  Arten 
versucht. 

Zunächst  wurde  durch  Ordnung  der  Vermögen  nach  ihrer 
zahlenuiässigen  Folge1)  die  Probe  gemacht,  ob  natürliche, 


’)  In  ihrer  Weitläufigkeit  halber  hier  nicht  zum  Abdruck  gebrachten 
Vorbereitungstabellen. 
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d.  h.  durch  die  Beschaffenheit  der  Vermögen  selbst  bedingte 
Vermögensgruppen  sich  ergäben,  die  einer  Classificirung  zur 
Grundlage  dienen  könnten.  Liessen  auf  diesem  Wege  sich  Ver- 
mögenscentren  finden,  um  welche  die  Vermögen  in  besonders 
grosser  Anzahl  und  Dichte  gelagert  waren,  und  denen  andere 
Vermögen,  in  auf-  und  absteigender  Linie  überleitend,  weniger 
dicht  und  zahlreich  sich  angliederten,  so  hätten  solch  natürliche 
Vermögensgruppen  mit  ihren  Ausläufern  nach  oben  und  unten 
bei  der  Classificirungsfrage  in  erster  Linie  berücksichtigt  werden 
müssen  und  dann  nur  der  Taxirung  noch  bedurft  hinsichtlich 
ihres  wirtschaftlichen  Wertes  für  die  Vermögensbesitzer.  Da 
aber  unsere  Untersuchung  das  Nichtvorhandensein  grösserer 
einheitlicher  Vermögenscomplexe  darthat,  vielmehr  die  Structur 
vornehmlich  der  unteren  und  mittleren  Vermögen  (Tab.  CI.  II — VI, 
von  1—2700  rh.  fl.)  das  Bild  einer  langsam  und  dünn  auf- 
steigenden')  Vermögensskala  ohne  kräftigen,  individuell- 
charakteristischen Gruppenbau  aufzeigte,  so  wurde  das  in 
Anlage  I.  angewandte  Classificirungsprincip  den  socialen  Ver- 
hältnissen Uberlingens,  der  gesellschaftlich-ständischen  Gliederung 
seiner  Einwohnerkreise  entnommen.  Unser  Raisonnement  war 
hiebei  folgendes. 

Die  Verschiedenheit  der  Gesellschaftsstände  rücksichtlich 
ihrer  materiellen  Existenzbedingungen  kommt  gemeinhin  am 
sinnfälligsten  zum  Ausdruck  in  den  Besoldungssätzen  der 
Beamtenclassen ; denn  es  ist  der  natürliche  Grundsatz  jeder 
vernünftigen  Besoldungspolitik,  das  Einkommen  des  einzelnen 
Beamten  so  zu  normiren,  dass  derselbe  der  durch  sein  Amt  be- 
dingten socialen  Stellung  in  Bezug  auf  das  Ausserliche  seiner 
Lebensführung  gerecht  werden  kann.  Dessen  Einkommen  wird 
also  ungefähr  dem  Durchschnittseinkommen  derjenigen  nicht- 
amtlichen Kreise  gleich  sein  müssen,  auf  deren  Gesellschafts- 
umgang der  Beamte  von  Amts  wegen  angewiesen  ist.  Folge- 
richtig repräsentiren  die  Durchschnittsgehälter  der  verschiedenen 
Beamtenkategorien  eines  Staates  oder  einer  Gemeinde  jeweils 


')  Der  durchschnittliche  Abstaud  des  nächsthöheren  Vermögens  vom 
vorhergehenden  betrug  jeweils  nur  1,2  rh.  fl.;  die  Vermögensdichte  1,4 
Vermögen. 
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das  Durchschnittseinkommen  bestimmter  Gesellschaftsclassen,  das 
mit  dem  landesüblichen  Zinsfuss  capitalisirt  das  Durchschnitts- 
vermögen  dieser  Classen  ergibt.  Natürlich  hat  diese  Annahme 
nur  beschränkte  Gültigkeit.  Man  wird  sie  um  so  weniger  be- 
streiten, je  niederer  das  Amt  und  je  tiefer  die  sociale  Stellung 
des  Beamten  ist.  In  den  höheren  Gesellschaftsclassen  tritt  an 
sich  die  Gleichartigkeit  der  ökonomischen  Lage  als  socialer 
Factor  zurück  hinter  dem  idealeren  Momente  einer  gleichartigen 
Erziehung  und  Allgemeinbildung,  ja  in  deu  weitaus  meisten 
Fällen  wird  hier  das  Bildungsübergewicht  des  Beamten  dessen 
geringere  Aufwandfähigkeit  auszugleichen  haben.  Aber  gerade 
dieser  einschränkende  Gesichtspunkt  verleiht  den  Überlinger 
Besoldnngssätzen  eine  erhöhte  Brauchbarkeit,  insofern,  da  die 
höchsten  Ämter  unbezahlte  Ehrenämter  waren,  die  verzeichneteu 
Diensteinkommen,  von  einer  Classe  (VI.)  abgesehen,  auf  die 
mittleren  und  niederen  Beamtenstellen  sich  beziehen.  Auf  diesem 
Wege  wurde  der  Umfang  der  Tabellenelassen  III — VI.  nud  zwar 
folgeudermassen  construirt. 

Der  im  16.  und  17.  Jahrhundert  in  Überlingen  gewöhn- 
liche Zinsfuss  betrug  5 °/#.  Mit  5 °/u  capitalisirt  ergab  nun 
z.  B.  das  jährliche  Durchschnittseinkommen  von  10  rh.  fl. 
der  Beamten  unterster  Rangstufe  ein  Durchschnittsvermögen  der 
correspondierenden  Gesellschaftsclasse  von  200  rh.  fl.  Diese 
200  rh.  fl.  wurden  für  Tabellendasse  III.  als  Classendurchschnitt 
aufgestellt,  und  dementsprechend  umfasste  dieselbe  die  Vermögen 
von  loo — 300  rh.  fl.,  nachdem  die  Vermögen  von  1 — 100  rh.  fl. 
aus  anderen  Gründen  von  Tabellendasse  II.  bereits  absorbiert 
worden.  Bei  dieser  Art  von  Capitalberechnung  wurde  jedoch 
nur  das  Geldeinkommen  der  betr.  Beamtenclassen  berücksichtigt, 
weil  deren  eveut.  Naturalcompetenz  teils  nicht  im  Detail  an- 
gegeben war  oder  nur  schwer  in  Geldwert  sich  umsetzen  Hess. 
Die  hieraus  entspringende  Ungenauigkeit  unseres  Verfahrens 
wird  aber  dadurch  paralysirt,  dass,  wie  früher  gezeigt,  die  that- 
sächliche  Rente  eines  als  Gewerbecapital  bzw.  im  Weinbau 
nutzbar  gemachten  Vermögens  5 °/0  bedeutend  überschritt,  so  dass 
in  Wirklichkeit  der  wirtschaftliche  Wert  einer  Beamtenbesoldung 
von  z.  B.  10  rh.  fl.  nebst  etlichen  Naturalbezügen  nicht 
grösser  gewesen  sein  wird,  als  der  einer  von  200  rh.  fl.  im  Wirt- 
schaftsumtrieb  bezogenen  Capitalrente. 
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Für  die  einzelnen  Vermögensclassen  kamen  nachstehende 
Beamte  und  Besoldungssätze  in  Betracht: 

1)  Für  Tab.  CI.  III.  die  unterste  Beamtengruppe,  der  der 
Bettelvogt,  Bannwart,  die  Stadtboten,  Stadthirten  etc. 
angehörten  (cfr.  pag.  32),  mit  einem  durchschnittlichen 
Jahrlohn  von  10  rh.  fl.,  denen  ein  Classendurehschnitt 
von  200  rh.  fl.,  ein  Classennmfang  von  100—300  rh.  fl. 
entsprach; 

2)  für  Tab.  CI.  IV.  die  Gruppe  der  städtischen  Knechte, 
der  L’ngelder-,  Grödt-,  Bau-,  Kalkknechte  etc.  (cfr.  pag.  32) 
mit  einem  Jahresgehalt  von  25  rh.  fl.,  gleich  einer  Capital- 
rente  von  500  rh.  fl.,  die  als  Durchschnittsvermögen 
einen  Classennmfang  von  300 — 700  rh.  fl.  bedingten; 

3)  für  Tab.  CI.  V.  die  Subalternbeamten  der  Justiz-  und 
Finanzverwaltung  und  der  Gewerbepolizei  (cfr.  pag.  31), 
aus  deren  Durchschnittseinkommen  von  50  rh.  fl.  sich 
ein  Durchschnittsvermögen  von  lOOti  rh.  fl.  und  ein 
Classenumfäng  von  700 — 1300  rh.  fl.  berechnete; 

4)  für  Tab.  CI.  VI.  die  akademisch  gebildeten  Beamten 
Überlingens:  der  Canzlei Verwalter,  der  Stadt medicus, 
der  lateinische  Schulmeister  etc.,  denen  seinem  militärischen 
Rang  nach  der  Director  des  städtischen  Zeughauses, 
der  Zengmeister,  gleichkam  (cfr.  pag.  31),  mit  einer 
Jahresbesoldung  von  durchschnittlich  100  rh.  fl.,  der 
Capitalrente  von  2000  rh.  fl.,  auf  die  der  Classenumfang 
von  1300 — 2700  rh.  fl.  sich  stützt. 

Für  den  Ansatz  der  Tab.  CI.  I.  und  II.  entschieden  die 
pag.  40  ff.  angegebenen  Gründe,  und  als  Durchschnittsvermögen 
der  Tab.  CI.  VII— IX.  wurde  willkürlich  jeweils  das  Dupplum 
des  vorhergehenden  C'lasseudnrchschnitts  angenommen,  da  diese 
Vermögensclassen  durch  unsere  Ausführungen  pag.  14  ff  bereits 
hinlänglich  charakterisirt  sind. 


Digitized  by  Google 


Anlage  II. 

Ktattahellcn  <lt>r  Jahre  160H—  I61(i  und  1(120— 16*36. 


Digitized  by  Google 


189 


Digitized  by  Google 


suruma 


lb.  AiisirulMM'tiit  Iberlingens  in  den  Jahren  1608 — 16. 


190 


< 


Digitized  by  Google 


fahrt«-.  Sicherheit«-  und  Annehmlich- 
keitsin  teressen. 

l.  Auf  Wohlfahrt«-  und  Sicherheitsinter- 
c»«en. 

Auascahen  für  den  Unterhalt  : 


Digitized  by  Google 


2»-  EinnalimetHat  Überlingens  ln  <len  Jahren  1620—1626. 


192 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


2b.  Ausgaheetat  Überlingens  in  den  Jahren  1112 


104 


Digitized  by  Google 


105 


Digitized  by  Google 


Bemerk unsren  zu  Anlage  II. 


Die  Stadtrechnungen  oder  Jahreseinnahme-  und  Ausgabe- 
bücher Uberlingens,  (aufbewahrt  in  der  alten  Ratscanzlei),  aus 
denen  die  Etattabe'len  der  Jahre  1 608/1  fi  und  1620  “26  aus- 
gezogen wurden,  sind  erst  vom  17.  Jahrhundert  ab,  und  lückenlos 
erst  vom  Jahre  1620  ab  erhalten;  vorher  fehlen  der  eine  und 
andere  Jahrgang,  wesshalb  die  Jahre  160S,  1610  — 12,  und 
1614—16  in  eine  7jährige  Periode  zusammengefasst  werden 
mussten.  Dieselben  — dicke  Folianten  — verzeichnen  in  den 
ohne  System  aufgeführten  Einnahme-  und  Ausgaberubriken 
in  den  meisten  Fällen  die  Einnahme-  und  Ausgabebeträge 
einzeln  in  Uberlinger  Pfund-  oder  rh.  Gulden  Währung. 

Wir  haben  sämmtliche  Beträge  auf  den  rh.  Gulden  reducirt, 
der  vom  17.  Jahrhundert  ab  im  Überl  ingor  Rechnungswesen 
immer  ausschliesslicher  zur  Geltung  kam,  und  die  Summen, 
gleichwie  bei  Anlage  I.,  durch  Weglassung  der  Schillinge  und 
Pfennige  bzw.  Batzen  und  Kreuzer  in  entsprechender  Weise 
gekürzt. 

Die  in  Klammern  in  die  Etattabellen  zur  Completirung 
eingesetzten  Posten  mangeln  den  Stadtrechnungen,  sind  aus 
anderweitigen  Quellen  berechnete  Durchschnitte. 

Bezüglich  des  „Durchschnittsgeldwerts  des  Fruchtertrags 
der  Vogteien“  in  den  Jahren  1608/16  (1760  rh.  11.)  sei  bemerkt, 
dass  die  Fruchterträge  der  2oer  Jahre  (cfr.  pag.  96)  auch  für 
die  I.  Periode  angenommen  und  mit  den  Frachtpreisen  der 
ersten  Periode  (cfr.  pa *.  97)  bewertet  wurden. 

Die  ergänzten  Jahressteuererträge  der  1.  Periode  (4721 
rh.  fl.)  sind  der  Durchschnitt  der  in  den  Jahresrechnungen  ver- 
zeichneten  drei  Jahressteuererträge  dieser  Periode. 

In  Betreft'  der  übrigen  eingeklammerten  Zahlen  cfr.  pag. 
96  und  100—102,  den  Naturalertrag  der  Vogteien  und  den 
städtischen  Salzhandel  belangend. 


Druck  von  Otto  Hi  lll  gor,  Altwasser, 
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Berichtigungen  und  Druckfehler. 


Auf  Seite  37.  Zeile  6 von  oben  füge  hinter  Amman  und  Rat  ein:  (also 
dem  Oberstadtgericht). 

Seite  37.  Anm.  1 lies:  Unterstadtgericht  statt  Oberstadtgericht;  füge 
hinter  Unterstadtgericht  ein:  auch  (cfr.  pag.  18.). 

Seite  68.  Zeile  6 von  oben  liess:  schon  statt  snoch. 

Seite  89.  Zeile  3 von  unten  lies:  3096  statt  4096. 

Seite  96.  Zeile  5 von  unten  lies:  3278  statt  3273. 

Seite  182.  Zeile  3 von  oben  lies:  pag.  61.  Anm.  1 statt  pag.  7 (des 
üesammtwerkes)  Anm.  1. 

Seite  182.  Zeile  17  von  oben  lies-  pag.  83  Anm.  4 statt  pag.  39  Anm.  4 

Seite  182.  Zeile  15  von  unten  lies:  pag.  84  statt  pag.  40. 

Seite  185. 

Zeile  6 von  oben  lies:  pag.  76  statt  32. 

Zeile  10  von  oben  lies:  pag.  76  statt  32. 

Zeile  15  von  oben  lies:  pag.  75  statt  31. 

Zeile  10  von  unten  lies:  pag.  75  statt  31. 

Zeile  5 von  unten  lies:  pag.  84  ff.  statt  40  ff. 

Zeile  2 von  unten  lies:  pag.  88  ff.  statt  44  ff. 
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Einleitung. 


Es  ist  die  Aufgabe  der  vorliegenden  Arbeit,  das  rechtliche 
Wesen,  die  politische  Bedeutung  sowie  die  thatsachlichen  Folgen 
der  Verpfändungen  vornehmlich  deutscher  Reichsstädte  während 
des  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhunderts  darzulegen.  Frei- 
lich nicht  alle  sind  in  den  Kreis  der  Betrachtung  gezogen, 
— ein  solches  Unternehmen  würde  zu  umfassend  sein,  — sondern 
allein  folgende:  Aachen,  Boppard,  Dortmund,  Düren,  Duisburg. 
Oberwesel  und  Sinzig,  also  die  im  Gebiete  des  Mittel-  und  Nie- 
derrheines gelegenen,  soweit  sie  dem  heutigen  Deutschen  Reiche 
verblieben  sind. 

Gerade  diese  zu  wählen,  war  durch  folgende  Umstände  ge- 
boten: zunächt  lieszen  sich,  soweit  wir  zu  erkennen  vermögen, 
an  ihnen  alle  hiehergehörigen  Erscheinungsformen  zur  Anschau- 
ung bringen,  so  dass  die  gewonnenen  Resultate  gewissermaszen 
typisch  sind  für  die  Versetzung  deutscher  Reichsstädte  überhaupt. 
Die  Entwicklung  weiterhin  einer  Reihe  territorial  abgeschlossener 
Landesgewalten  ermöglicht  es,  Schritt  für  Schritt  den  geschicht- 
lichen Prozesz  zu  verfolgen,  der  die  verschriebenen  Reichsstädte 
zu  Landstädten  herabdrückte.  Die  rührige  Lokalforschung  der 
Rheinlande  endlich  hat  in  zahlreichen  Veröffentlichungen  ein 
reiches  Material  zugänglich  gemacht,  umfänglicher  zugleich  und 
ergiebiger  als  in  manchem  anderen  Gebiete  unseres  Vaterlandes. 

Und  nur  auf  Urkunden,  den  zwar  spröden  aber  sicheren 
Zeugnissen  der  Vergangenheit,  baut  sich  die  Darstellung  auf. 
Mit  ihrer  Hülfe  soll  geschildert  werden: 

1)  Unter  welchen  Formen  das  Oberhaupt  des  Reiches  die 
ihm  auheimgegebenen  Städte  u.  s.  f.  zu  Pfand  bestellte. 

2)  Die  allgemeinen  Folgen  derartiger  Verfügungen  für 
Pfandnehmer,  Pfand  und  Pfandschuldner. 

Werminghoff,  Die  Verpfandungen  d.  mittel-  u.  niederrb.  Reichsstädte,  1 
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Die  Exkurse  endlich  sollen  in  gröszerer  Breite  untersuchen, 
wie  sich  im  einzelnen  das  Verhältnis  des  Pfandes  zu  seinem 
Inhaber  und  auch  zum  Reiche  gestaltete.  Allerdings  werden 
hiebei  mannigfache  Wiederholungen  nicht  zu  vermeiden  sein, 
immerhin  glauben  wir  eher  diese  in  Kauf  nehmen  zu  müssen 
als  die  Gelahr.  eine  für  die  Geschichte  des  Reichsgntes  wie  der 
Territorien  wichtige  Institution  nicht  allseitig  zu  erschöpfen. 

Es  ist  dem  Verfasser  eine  ganz  besonders  angenehme  Pflicht, 
seinen  hochverehrten  Lehrern.  Herrn  Professor  Dr.  Arndt, 
in  Leipzig  für  die  Anregung,  die  er  zur  vorliegenden  Arbeit 
gab,  Herrn  Professor  Dr.  Scheffer-Boichorst  in  Berlin  für 
die  Förderung,  die  er  ihr  im  Laufe  der  Entstehung  zu  teil  wer- 
den liesz,  den  aufrichtigsten  Dank  auszusprechen.  Nicht  minder 
fühlt  er  sich  den  Vorständen  der  Staatsarchive  zu  Berlin,  Düssel- 
dorf, Koblenz  für  gütige  Mitteilung  ungedrnckter  wie  unbe- 
kannter Urkunden,  Herrn  Isenbeck  in  Wiesbaden  für  liebens- 
würdige Unterstützung  in  allen  numismatischen  Fragen,  und  seinem 
Freunde,  Herrn  cand.  phil.  E.  Schaus  in  Berlin  für  die  Ab- 
schrift mehrerer  Urkunden  aus  der  Redinghovenschen  Sammlung 
in  München  zu  lebhaftem  Danke  verpflichtet. 


Digitized  by  Google 


Erster  Abschnitt. 

Die  Verpfändung. 

§ 1.  Allgemeines. 

Die  deutsche  Reichsstadt  des  Mittelalters  war  frei  und 
abhängig  zu  gleicher  Zeit,  ersteres  als  Persönlichkeit  im  Sinne 
des  Rechts  neben  und  im  Gegensatz  zu  anderen,  letzteres  weil 
dem  Könige  untergeben  und  dem  Reichsgute  eingegliedert. 

Sie  war,  wie  Gierke1)  von  jeder  deutschen  Stadt  es  sagt, 
ein  durchaus  staatliches  Wesen,  denn  nach  innen  führte  sie 
allen  ihren  Gliedern  gegenüber  als  die  mit  höchster  Machtfülle 
ausgestattete  Person  ein  einheitliches  und  selbständiges  Leben, 
nach  auszen  aber  war  sie,  soweit  sie  sich  durchzusetzen  ver- 
mochte, eine  völlig  abgeschlossene  politische  Machteinheit,  die 
über  sich  zwar  eine  Reihe  von  Hoheitsrechten,  aber  keine  ihr 
ähnliche  und  sie  selbst  durchdringende  Einheit  hatte. 

Gerade  die  Abhängigkeit  der  Reichsstadt  machte  diese  zu 
dem,  was  ihr  Name  verkündete.  Zunächst  unterstand  sie  einzig 
und  allein  dem  Könige,  ihrem  Herrn.  Ihm  ausschlieszlich 
schuldete  sie  Huldigung,  Kriegsdienst  und  Steuer.  Dem  könig- 
lichen Schatze  flössen  aus  ihr  mannigfache  Einnahmen  zu, 
königliche  Beamte  saszen  in  ihr  zu  Gericht;  einzelne  ihrer 
Insassen  waren  wohl  mit  Reichslehen  bewidmet;  an  ihren 
Kirchen  übte  der  König  häufig  das  Recht  des  Patronates  oder 
der  Verleihung,  wie  immer  auch  die  Stadt  der  allgemeinen 
Kirchenverfassung  eingeordnet  sein  mochte.  Weiterhin  bildeten 
die  Reichsstädte  einen  nicht  unbeträchtlichen  Bestandteil  des 
Reichsgutes  überhaupt;  wie  dieses  unterlagen  sie  nicht  allein 


')  Gierke,  deutsches  Genosseiischaftsrecht  2,  832. 
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der  königlichen  Verwaltung,  sondern  auch  der  Berechtigung 
ihres  Herren,  über  sie  zu  Gunsten  eines  Dritten  zu  verfügen: 
hierin  standen  sie  alle  jeder  vom  Könige  zu  vergebenden  Be- 
amtnng  oder  Einnahmequelle  gleich.  In  einer  Zeit,  die  alle 
Hoheitsrechte  als  nutzbare  auffaszte  und  behandelte,4)  konnte 
die  Reichsstadt  verschenkt  werden  wie  Deventer.“)  verleimt 
gleich  Mastricht,4)  verpfändet  gleich  allen  Städten  am  Mittel- 
und Niederrhein,  die  den  Gegenstand  unserer  Betrachtung  bilden, 
mit  einziger  Ausnahme  Aachens.') 

§ 2.  Begriffsbestimmung. 

Jede  Verpfändung  ist  die  Bestellung  eines  Gutes  als  Haft- 
objektes für  eine  Verpflichtung. 

Heuslers*)  Begriffsbestimmung  ist  es,  die  wir  hier  wieder- 
holen. da  sie  kurz  und  treffend  das  Wesen  der  Sache  bezeichnet. 

§ .‘1.  Entstehung  der  Verpflichtung  bei  den 
Reich  spfandschaften. 

Es  wird  zunächst  unsere  Aufgabe  sein,  Anlässe  und  Gründe 
der  zahlreichen  Reichspfandschaften  darzulegen.7) 

Die  im  einzelnen  wirksamen  Veranlassungen  sind  mannig- 
facher Art;  noch  vermögen  wir  sie  hin  und  wieder  hervor- 
zuheben,  w'cnn  auch  die  meisten  Urkunden,  da  wo  wir  genauere 
Aufschlüsse  erwarten,  in  allgemeinen  Ausdrücken  sich  ergehen. 
Der  König  erhält  wohl  von  einem  Groszen  des  Reiches  Vor- 
schüsse, wie  Adolf  von  Nassau  im  Jahre  seiner  Wahl  von  Walram 


*i  cfr.  (.lierke  1.  c.  1.  154. 

3)  Heinrich  III,  1040  Aug.  23.  — Heda,  Episc.  Ultrajeet.  133. 

4)  Eriedrich  II.  1214  Septbr.  2.  — Huillard  1,  311. 

»)  Vgl.  im  allgemeinen  folgende  Werke: 

0.  W.  Hugo,  Die  Mediatisierung  der  deutschen  Reichsstädte.  Karls- 
ruhe 183S. 

ü.  V.  Si'hmid,  Die  mediatisiertnu  freien  Reichsstädte  Teutsohlnnds. 
Frankfurt  a.  M.  1801. 

Über  die  Reichsstädte  der  Ortennu  vgl.  Uothcin,  Wirtschaftsgeschichte 
des  Schwarzwaldes  1,  214  ft'. 

“)  Hausier.  Institutionen  d.  deutschen  Privatrechts  2,  12s. 

Im  folgenden  können  die  Citate  auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch 

machen. 
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von  Jülich")  und  Johann  von  Brabant;”)  oder  ein  Edler  übernimmt 
Zahlungen  an  stelle  seines  Herren,  wie  die  Vorfahren  des 
.Markgrafen  Wilhelm  von  Jülich,  deren  Forderungen  an  das  Reich, 
soweit  sie  auf  einen  solchen  Rechtstitel  sich  stützten,  im  Jahre 
133B,Ü)  77500  Florin  betrugen.  Eine  Verwandte  des  Königs 
bedarf  der  Aussteuer,  wie  Margarethe  von  Kiburg.  die  Nichte 
Rudolfs  von  Habsburg,  als  deren  Mitgift  bei  ihrer  Vermählung 
mit  Dietrich  von  Cleve  2000  Mark  vereinbart  wurden. n) 

Weiterhin  verlangen  die  einzelnen  Fürsten  Ersatz  für 
Dienste,  welche  sie  dem  Reiche  geleistet  habeu.  So  erklärte 
Heinrich  VII.  sich  für  verpflichtet,  die  „reine  Treue,  aufrichtige 
Ergebenheit  und  willkommene  Unterstützung“,  die  Balduin  von 
Trier  ihm  in  Deutschland.  Italien  und  Rom  hatte  zu  teil  werden 
lassen,  durch  ein  Geschenk  von  12000  Pfd.  Hellern  zu  vergüten: 
habe  doch  der  Erzbischof  durch  seine  Thätigkeit  grosze  Mühen, 
Gefahren  und  Ausgaben  auf  sich  und  seine  Kirche  nehmen 
müssen.19)  Aus  einem  ähnlichen  Anlasse  war  Adolf  von  Nassau 
dem  Grafen  Engelbert  von  der  Mark  400  Mark  schuldig  ge- 
blieben, eine  Summe,  die  sich  durch  erneute  Dienste  im  Interesse 
Albrechts  noch  um  1000  Mark  erhöhte.1*)  Es  galt  ferner 
Schäden  zu  bessern,  die  das  Erzbistum  Köln,  sei  es  nun  in  der 
Worringer  Fehde  des  Jahres  1288  oder  im  Kampfe  mit  Albrecht 
im  Jahre  1301/2,  erlitten  hatte.  Jene  kann  allein  gemeint  sein, 
wenn  Adolf  von  Nassau  bald  nach  seiner  Wahl  dem  Erzbischof 
Siegfried  eine  bedeutende  Unterstützung  zusagt,  da  dessen  Kirche 
durch  ihre  Feinde  in  frevelhafter  Weise  unterdrückt  und  von 
erheblichen  Verlusten  heimgesucht  worden  sei,  die  nur  durch  die 
königliche  Freigiebigkeit  und  Gnade  wieder  beseitigt  werden 
könnten.14)  Wenige  Jahre  darauf  brachte  die  Fehde  des  Erz- 
bischofs Wicbold  mit  Albrecht  dem  Erzstift  neue  Nachteile:  sie 


*)  Adolf  v.  Nassau  1202  Sept.  12.  — Lac.  UB.  2,  548  No.  924. 

”)  Adolf  v.  Nassau  1292  Sept.  22.  — Jan  Heelu  ed.  Willems  562. 

10)  Ludwig  IV.  13:16  August  10.  — B.  Reg.  Ludw.  No.  3036. 

")  Rudolf  v.  Hababurg  1290  Juli  5.  — Lac.  l'B.  2,  533  No.  893.  cfr. 
Albreclit  1306  Juli  26.  — Jan  Brab.  Yeeateu  cd.  Willems  1,  726. 

,J)  Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  — Günther  3,  14s  No.  53. 

")  Albrecht  1300  Jan.  20.  — Lac.  UB.  2,  615  No.  1043. 

'*)  Adolf  v.  Nassau  1292  Sept.  13.  — Quellen  d.  St.  Köln  3.  334 
No.  372.  cfr.  idem  1292  Apr.  27.  — 1.  c.  3,  326  No.  367. 
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wieder  wettzumachen  muszte  sich  Heinrich  von  Luxemburg"')  ver- 
pflichten, als  er  sich  um  die  deutsche  Krone  bewarb:  ja  noch 
ein  Menschenalter  später,  als  Johann  von  Böhmen 1S)  für  seinen 
Sohn  Karl  die  Stimme  des  Erzbischofs  Walram  zu  gewinnen 
unternahm,  muszte  er  versprechen,  Kail  von  Mähren  werde  dem 
Erzstift  100  000  Mark  bezahlen,  „von  des  Dienstes  wegen, 
den  des  Erzbischofs  von  Köln  Vorfahren,  insonderheit  Siegfried 
und  Wicbold  dem  Reiche  geleistet  haben,  und  auch  für  den 
Schaden,  den  König  Albrecht  dem  Stift  Köln  tliat,  an  Land 
und  Burgen,  die  er  ihm  nahm,  brach  und  verwüstete,  zu  Zeiten 
des  vorgenannten  Bischofs  Wicbold.“ 

Zu  allem  kommen  endlich  die  oft  recht  bedeutenden  Summen, 
welche  die  Bewerber  um  die  deutsche  Königskrone  den  beiden 
geistlichen  Kurfürsten  als  Ersatz  der  Wahl  und  Krönungs- 
unkosten versprechen  muszten.  So  gelobt  Heinrich  VII.11)  vor 
seiner  Erhebung  dem  Erzbischof  von  Köln  100000  Mark, 
Ludwig  IV."*)  dem  Erzbischof  Balduin  von  Trier  22000  Mark. 
Karl  IV.1*)  endlich,  als  er  seinen  Sohn  Wenzel  zum  römischen 
Könige  gewählt  sehen  wollte,  dem  Erzbischof  Cuno  von  Trier 
loooo  Mark.*0) 

Alle  Schenkungsversprechen,  wie  verschieden  auch  ihre 
Veranlassung  umschrieben  sein  mag,  haben  ein  gemeinsames 
Ziel : um  jeden  Preis  sollen  Anhänger  gewonnen  und  festgehalten 
werden  durch  das  Band  eines  in  Aussicht  gestellten  Vorteiles. 
Wenn  Wilhelm  von  Holland  im  Jahre  1248*1)  dem  Herzog 
Walram  von  Limburg  1200  Mark  gelobt,  „ob  servicium  contra 
inimicos  ecclesie  ac  nostros  ac  contra  omnem  hominem  nobiscnm 
sine  omni  dolo  fldeliter  impendendum“,  so  will  er  einen  Helfer 
finden  in  seinem  Ringen  gegen  die  Hohenstaufen.  Wenn  Friedl  ich 

l5)  Heinrich  v.  Luxemburg  130«  Sept.  20.  — Lac.  UH.  3,  50  No.  6». 

**)  Jolmun  v.  nahmen  1346  Juni  15.  — Lac.  UB.  3,  34«  No.  433. 

,7)  cfr.  Note  15. 

’•)  Ludwig  v.  Bayern  1314  Sept.  20.  — Winkelmann.  Acta  2.  774 
No.  1115. 

■•)  Karl  IV.  1376  Mai  31.  — R.  T.  A.  1,  23  No.  6. 

**)  Ks  ist  eine  Auswahl  von  den  Urkunden  gegoben.  die  zugleich  die 
Verpfandung  einer  Reichsstadt  oder  mehrerer  enthalten.  Ihre  Zahl  läszt  sich 
noch  erheblich  vermehren,  cfr.  Küster,  Roichsgut  95. 

")  Wilhelm  v.  Holland  124«  Apr.  29.  — Krnst,  Hist,  du  Limbourg 
6.  242. 
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der  Schöne  im  Jahre  1322")  sich  als  Schnldner  des  Erzbischofs 
Heinrich  von  Köln  bezeichnet,  so  soll  dieser  ihn  auch  fürderhin 
wie  bisher  im  Kampfe  gegen  Ludwig  den  Bayern  unterstützen. 
Aus  den  obwaltenden  Zeitverhältnissen  ergiebt  sich  bei  den  an- 
geführten — und  auszerdem  noch  manchen  anderen  — Urkunden 
die  Absicht,  um  deretwillen  man  sie  ausfertigte. 

In  der  That,  wenige  Urkunden  mögen  es  sein,  in  denen 
nicht  die  „angenehmen,  ergebenen  und  willkommenen  Dienste“, 
die  der  Empfänger  dem  Reiche  geleistet  hat  und  noch  leisten 
wird,  die  Versprechungen  der  Könige  begründen;  sie  sind,  so 
möchte  man  fast  sagen,  ein  immer  wiederkehrender  Bestandteil 
der  Schuldbekenntnisse  des  jeweiligen  Reichsoberhauptes,  mögen 
sie  auch  im  einzelnen  die  verschiedenartigsten  Wandlungen  des 
sprachlichen  Ausdrucks  erfahren  haben.“2“) 

Die  andauernde  Geldarmut  der  deutschen  Könige  vor  allem 
ist  es,  die  zu  jenen  zahlreichen  Gelöbnissen  geführt  hat.  Kaum 
konnten  ja  geringe,  geschweige  denn  bedeutende  Zahlungen 
geleistet  werden:  und  mit  einem  Freimut,  der  uns  oft  in  Er- 
staunen setzt,  zugleich  aber  einen  Einblick  gestattet  in  die  zu 
manchen  Zeiten  unkönigliche  Lage  des  deutschen  Reichsober- 
hauptes, berichten  die  Urkunden  häufig  genug  von  diesem  Leiden. 
Wenn  Rudolf  von  Habsburg2*)  einmal  sagt:  „camere  nostre  fiscns 
pecuniam  non  habet  ad  presens“,  so  spricht  er  von  einem  Übel, 
das  nicht  allein  ihn,  sondern  auch  seinen  Nachfolger  in  bitter 
empfundene  Fesseln  geschlagen  hat.*5) 

Diese  Verhältnisse  aber  waren  eine  Folge  der  durchaus 
ungeregelten  Finanz  Verwaltung.*")  Nicht  wie  in  modernen  Staaten 
wurden  ja  die  Einnahmen  nach  den  notwendigen  Ausgaben 
bemessen,  sondern  während  des  uns  beschäftigenden  Zeitraumes 
richteten  sich  diese  nicht  einmal  nach  jenen:  darüber  hinaus 


**)  Friedrich  (III.)  1322  Juni  IS.  — Lac.  UB.  3,  167  No.  193. 

*a)  cfr.  Conrad  IV.  1211  Oct.  — Huillard  6,  824.  Adolf  v.  Nassau 
1295  März  21.  — Lac.  UB.  2,  563  No.  952.  Heinrich  VII.  1312  Juli  18. 
— Günther  3,  148  No.  63.  Karl  IV.  1362  Septbr.  s — Ludewig,  Rel. 
Mas.  10,  56  No.  8.  — etc.  etc. 

M)  Rudolf  v.  Habsburg  1282  Novbr.  11.  — Wende,  Hess.  UB.  1,  49 
No.  70. 

**)  cfr.  Küster,  Reichsgut  88. 

**)  cfr.  SchriSder,  Lelirb.  d.  d.  R.-U.  527. 
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half  man  sich  mit  Zusicherungen  künftigen  Ersatzes.  Es  wäre 
jedoch  gewisz  ungerecht,  wollte  man  die  Könige  allein  für  diese 
Zerrüttung  verantwortlich  machen.  Ein  jeder  ihrer  Schritte  war 
gehemmt  durch  eine  Schar  von  Groszen,  die  für  jeden  Dienst 
Belohnung  heischten.  Und  diese  muszte  ihnen  dann  gewählt, 
zum  mindesten  gelobt  werden,  nur  damit  ihr  „Herr“  ihrer  fort- 
dauernden Unterstützung  sich  erfreuen  konnte.  Die  in  ihrer 
Hand  vereinigten  Reichslehen,  die  doch  Grund  ihrer  Dienste 
und  Belohnung  zugleich  sein  sollten,  genügten  nicht  mehr,  oder 
man  behauptete  es  wenigstens.  So  konnte  es  geschehen,  dasz 
z.  B.  in  der  bereits  verwerteten  Urkunde  Wilhelms  von  Holland*7) 
die  dem  Herzog  von  Limburg  zugesagte  Summe  als  versprochen 
erscheint  „in  elemosinam  et  feodum“.s’,~,,‘) 

Und  endlich,  das  deutsche  Reich  hatte  im  Lauf  der  Zeit 
durchaus  den  Charakter  einer  Wahlmonarchie  angenommen. 
Beeinflussungen  der  Kurfürsten  konnten  nicht  ansbleiben,  mochte 
man  sie  auch  einkleiden  in  die  Form  von  Gelöbnissen  des  Er- 
satzes der  Wahl-  und  Krönungsunkosten.  Die  Folge  war  die 
ganz  natürliche:  die  Wähler  sahen  in  dem  König  nicht  so  sehr 
den  über  ihnen  stehenden  Gebieter,  als  vielmehr  ein  von  ihnen 
abhängiges  Geschöpf,  vornehmlich  dazu  bestellt,  ihren  selbst- 
süchtigen dynastischen  Interessen  jeden  nur  irgend  möglichen 
Vorschub  zu  leisten. 

§ 4.  Folgen  der  Verpflichtungen. 

Alle  den  Groszen  gegebene  Versprechungen  machen  das 
Reich  zum  Zahlungspflichtigen  Schuldner.  Es  wird  als  die 
dauernde,  von  der  Person  ihres  jeweiligen  Oberhauptes  unab- 
hängige Einheit  der  Träger  einer  ziemlich  bedeutenden  Reihe 
von  Verbindlichkeiten,  durch  deren  Tilgung  erst  es  von  seiner 
Bürde  befreit  wird,  als  deren  sichtbarer  Vertreter  aber  der 
einzelne  König  erscheint.  Und  infolgedessen  kann  nur  dieser 

*I)  cfr  Note  21. 

!")  cfr.  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  — Lac.  UB.  3,  50 
No.  fis.  Verspricht  dem  Krzb.  v.  Köln  nach  seiner  Wahl  gen.  Hätze  zu 
verschreiben  . quousque  . . . centum  milia  marcarum,  quas  . . . tarn  in 
augmentationem  feodi  sui  quntu  pro  expensis  . . . dono  dainus,  . . . fuerint 
plenarie  peraoluta“. 

*•)  cfr.  Abschnitt  2,  täp.  I.  § 4. 
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allein  derartige  Verpflichtungen  ins  Leben  rufen;  er  kann  es 
von  dem  Augenblicke  an.  wo  ihn  Wahl  und  Krönung  zu  seinem 
Amte  berufen.  Jedes  vor  diesen  beiden  staatsrechtlich  zusammen- 
gehörigen Akten80)  gegebene  Versprechen  ist  das  eines  Privat- 
mannes; es  erhält  erst  dadurch  eine  das  Reich  bindende  Wirkung, 
dasz  er  es  unter  dem  königlichen  Siegel  beurkundet,  dessen  Ge- 
brauch ausschlieszlich  dem  rechtmäszig  zur  königlichen  Wurde 
Erhobenen  zusteht.  Die  Zusicherung  einer  solchen  Ausfertigung 
kehrt  darum  in  allen  Gelöbnissen  der  Kandidaten  oder  ihrer 
Unterhändler  wieder.81) 

Eine  das  Reich  ipso  iure  bindende  Kraft  dagegen  hat  jedes 
Versprechen,  welches  der  König  nach  seiner  Erhebung  einem 
Groszen  urkundlich  ausfertigt.  Es  ergiebt  sich  zugleich  aus 
unserer  oben  aufgestellten  Begriffsbestimmung  des  Reiches,  dasz 
jede  von  einem  seiner  Vorgänger  begründete  Schuldverpflichtung 
des  Reiches,  sobald  dieser  sie  nicht  bei  seinen  Lebzeiten  tilgt, 
in  gleicher  Weise  wie  ihn  selbst  auch  seinen,  möglicherweise 
mehrere  seiner  Nachfolger  bindet.  Sie  erlischt  erst  dann,  sobald 
einer  der  Könige  im  Namen  des  Reiches  die  Schuld  nach  Jlasz- 


*')  efr.  Schröder  1.  c.  4f>2. 

**)  cfr.  Leopold  v.  Österreich  fiir  Friedrich  d.  Schönen  131t  Mai  1*.  — 
Lac.  UH.  3,  05  No.  129.  Versprechungen  u.  n,  an  d.  Grafen  von  d.  Mark 
ii.  Ke v nuld  v.  Falkenlmrg:  .De  predictis  omnibiia  et  singulis  infra  luensom 
post  coronationein  regis  . . . promittiniiis  litteras  regis  procurare  et  efficerc 
dari  prostita  corporali  ttde  uns  ad  hoc  ipsi  archiepiscnpo  (v.  Köln)  et  nobililm» 
autedirtis  presenlihus  obligantes.  hoc  adii-cto  quod  postquam  per  predictum 
fratrem  noslriim  Fridericum,  ducem  Austrie.  si  eum  coutingat  eligi  et  in 
regem  coronari.  littere  de  premissis  date  fuerint  suh  sigillo  regio  ciusdeui  suh 
forma  ad  hoc  expedienti,  nos  eriinus  . . . a prentisso  . . . quiti  ot  absoluti*. 

Johann  v.  Böhmen  für  Karl  v.  Möhren  1 34i>  Juni  15.  — Lac.  UB.  3, 
34s  No.  433.  Der  Krzb.  von  Köln  soll  100000  Mark  erhalten  oder  dafür 
Dortmund  ztun  Pfände.  „Ind  urali  dat  der  ertzbuschof  van  Collie  vurgen,  sicher 
werde,  dat  wir  schaffen  ind  begndin  sulen  bi  nnsme  vurgesprogenen  sune. 
dat  em  alle  die  stedioheit,  geloifde,  vnrwarden  ind  breyve.  die  hevür  ge- 
schreven  sint.  gegeven  ind  gedaen  werden  van  unsme  sune  dem  tnarggreven 
vurgenant,  as  balde  hie  die  crone  inttangen  hat.  so  schwört  Johann  v.  Böhmen 
mit  24  Mannen  Einlager  zu  halten  für  den  Fall,  dat  nnse  sun  der  tnarggreve 
vurgenant.  as  balde  he  gekoren  ind  gekroent  virt,  of  dat  also  gevelt,  nint 
enquemo  zu  ( 'olne  of  zu  Hunne  echt  «läge  na  der  croninghin  as  zu  hestedigen 
mit  ainen  conincligen  breiven  alle  die  vurschrevon  articule  ind  punte  ind 
ir  ilich*. 
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gäbe  des  bei  der  letzten  Beurkundung  festgestellten  Umfanges 
begleicht.  Am  besten  drückt  dies  wohl  einmal  Adolf  von  Nassau32! 
aus,  wenn  er  in  einem,  dem  Erzbischof  Siegfried  von  Köln  aus- 
gehändigten Diplom  vom  13.  Sept.  1‘292  sagt:  Für  die  ver- 
sprochenen 25000  Mark  „de  nostra  bona  et  libera  voluntate 
nomine  et  ex  causa  douationis  simplicis  inter  vivos  irrevocabilis 
eidem  archiepiscopo,  eius  successoribus  et  ecclesie  Coloniensi  nos 
nostro  nomine  et  successorum  nostrorum  recognoscimns  obligatos. 
. . . donec  de  dictis  pecuniarum  summis  fuerit  cum  omni  inte- 
gritate  satisfactum“.  Wir  haben,  meint  er,  dem  Erzbischof  von 
Köln  25000  Mark  zu  schenken  versprochen,  und  dies  Versprechen 
ist  unwiderruflich,  im  Augenblick  aber  für  uns  nicht  erfüllbar. 
So  haben  wir  denn  dem  Reiche  eine  Schuldenlast  aufgebürdet, 
sie  bindet  uns  und  unsere  Nachfolger  in  gleicher  Weise,  sie 
kann  nur  dadurch  beseitigt  werden,  dasz  wir  oder  ein  anderer 
König  jene  25000  Mark  gänzlich  bezahlen. 

Ein  Zahlungspflichtiger  Schuldner  aber  ist  undenkbar  ohne 
einen  forderungsberechtigten  Gläubiger.  Ist  nun  nicht  der  ein- 
zelne König  der  Träger  der  Verbindlichkeit,  sondern  das  Reich, 
so  ist  der  Träger  des  Anspruches  nicht  der  einzige  weltliche 
Grosze,  sondern  er  und  seine  Erben,  sein  Geschlecht,  nicht  der 
einzelne  geistliche  Fürst,  vielmehr  er  und  seine  Nachfolger, 
seine  Kirche. 

Es  ergiebt  sich  dies  mit  Notwendigkeit  aus  folgenden, 
zum  Teil  schon  angedeuteten  Voraussetzungen:  die  Schuld  des 
Reiches  verjährt  niemals,  wie  beschaffen  auch  immer  ihr  Um- 
fang sein  mag.  Betrachtete  man  nun  die  Leistungen  eines 
weltlichen  oder  eines  geistlichen  Groszen  als  geschehen  durch 
ihn  in  seiner  Eigenschaft  eines  Repräsentanten  des  Geschlechtes 
beziehungsweise  der  Kirche,  stellten  alle  Versprechungen 
ebendiesen  bestimmte  Vorteile  in  Aussicht,  so  rnuszte  natur- 
gemäsz  dem  Schuldner,  d.  h.  dem  Reiche,  die  zwei  hierin 
einander  gleichgestellten  Einheiten,  Geschlecht  und  Kirche, 
gegenübertreten. 

Zur  Geltendmachung  des  Anspruches  seiner  Kirche  ist  be- 
rufen der  jeweilige  Erzbischof,  seines  Geschlechtes,  der  gebietende 
Graf,  Markgraf  oder  Herzog. 


Adolf  v.  Nassau  1392  Sept.  13.  — (Quollen  d.  St.  Külu  3,  334  No.  373. 
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Ersteres  bedarf  keiner  näheren  Begründung,  wohl  aber  das 
letztere.  Wir  sagten.  Träger  der  Forderung  sei  der  Grosze  uud 
seine  Erben.  Dies  ist  nicht  in  der  Weise  zu  deuten,  als  hätte 
einem  jeden  beliebigen  Nachkommen  des  anfänglichen  Vertreters 
der  Forderung  die  Fähigkeit  innegewohnt,  seinerseits  Gläubiger 
des  Reiches  zu  sein:  das  Recht  der  Geltendmachung  steht  viel- 
mehr allein  demjenigen  zu,  der  infolge  Erbgangs  der  Nachfolger 
in  dem  von  seinem  Vater  beherrschten  Gebiete  geworden  ist, 
mit  einem  Worte  dem  jeweiligen  Familienoberhaupte,  sobald 
nicht  besondere  Verträge®*)  Anderes  vereinbarten. 

Um  dies  an  einem  Beispiele  klar  zu  legen:  Graf  Eberhard  I. 
von  der  Mark  besasz  im  Jahre  1300M)  einen  von  Albrecht  ge- 
währleisteten Anspruch  an  das  Reich.  Wir  lassen  dahingestellt, 
ob  sein  Betrag3')  sich  jemals  steigerte;  jedenfalls  ging  er  über 
zunächst  auf  seinen  Sohn  Engelbert  II.  (1308—1328),  der  in 
den  Jahren  1310,  1314.  1317, 38)  weiterhin  auf  seinen  Enkel 
Adolf  II.  (1328 — 1347),  der  im  Jahre  1332®7)  als  Gläubiger  des 
Reiches  erwähnt  wird,  ohne  dasz  dabei  Conrads  von  der  Marke, 
des  Bruders  Engelberts  II.,  oder  Engelberts  und  Eberhards,  der 
Brüder  Adolfs  II.,  gedacht  würde.**) 

Wie  das  Reichslehnrecht  bereits  seit  dem  12.  Jahrhundert 
sogen.  Weiberlehen *•)  kannte,  so  war  es  möglich,  dasz  der 
Anspruch  eines  Groszen,  sobald  männliche  Nachkommen  nicht 
vorhanden  waren,  auf  seine  Tochter  und  durch  diese  auf  seinen 
Schwiegersohn  sich  vererbte.  Walram  von  Limburg,  den  seine 
Dienste  im  Interesse  Wilhelms  von  Holland1'’)  zum  Gläubiger  des 
Reiches  gemacht  hatten,  hintcrliesz  mit  seinem  Lande  auch  seine 


**)  l iier  .diese  wird  an  anderer  Stelle  zu  sprechen  sein. 

**)  Albrecht  1300  Jan.  20.  — Lac.  UB.  2,  615  No.  1043. 

“)  Leopold  v.  Österreich  1314  Mai  9.  — 1.  c.  3,  95  No.  129. 

*)  Heinrich  VII.  lSIOSept.  2.  — Röbel,  Dortm.UB.  1, 221  No.  320  Note  1 
Iampold  v.  Österreich  1314  Mai  9.  — cfr.  Note  35. 

Ludwig  IV.  1317  Mai  22.  — Lac.  UB.  3,  116  No.  137. 

*’)  Ludwig  IV.  1332  Juni  23.  — Riibel  1.  c.  1.  334  No.  4S3. 

4S)  Stammtafel  der  Grafen  von  der  Mark  bei  Röbel  1.  c.  1,  707  7os. 
“)  cfr.  Schröder  1.  c.  401. 

*’)  Wilhelm  v.  Holland  124s  April  29.  — Krnst,  Hist,  du  Lirabourg 
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Forderung  seiner  Tochter  Irmgard,  deren  Gemahl,  Reinald  von 
Geldern,11)  späterhin  als  Vertreter  jenes  Rechtes  erscheint. 

Allerdings  diesem  einzigen  Falle  unmittelbarer  Vererbung 
durch  die  Frau  stehen  alle  übrigen  gegenüber:  der  verus  et 
proximior  lieres.  wie  eine  Urkunde  Ludwigs  des  Bayern4’)  sagt, 
geht  in  der  Regel  hervor  aus  dem  durch  Männer  fortgepflanzten 
Geschlechte  des  Groszen. 

Wie  aber,  wenn  dieses  ausstirbt?  Innerhalb  des  rheinischen 
Gebietes  ist  diese  Eventualität  zweimal  eingetreten,  in  den 
Jahren  1J4S  und  l.'ltlK.  Im  ersteren  verschied  der  Graf  Adolf 
von  Berg,  ohne  Erben  zu  hinterlassen;  seine  Forderung  an 
das  Reich  war  wohl  von  Ludwig  IV.43)  bestätigt  worden,  aber 
wie  sie  nicht  unmittelbar  durch  einen  König  begründet  war, 
sondern  übernommen  kraft  eines  Vertrages  mit  dem  ursprünglich 
berechtigten  Grafen  von  Cleve,41)  so  scheint  sie  auch  kraft  der 
nämlichen  Verabredung  nach  seinem  und  seiner  Gemahlin 
kinderlosen  Tode  an  Johann  von  Cleve  zurückgefallen  zu  sein.4') 


41 ) Reinald  v.  Geldern  1280  März  22.  — Lac.  UB.  2,  4:15  No.  738 
idem  1280  März  22.  — 1.  c.  2,  4.47  No.  739. 

Rudolf  V.  Habsburg  1282  .Iimi  10.  — 1.  c.  2.  451  No.  7ßä. 

4ä)  Ludwig  IV.  1330  Ang.  Iß.  — 11.  Reg.  Ludw.  No.  3030. 

**)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  5.  — Lac.  UB.  3,  los  No.  144. 

“}  1312  März  31.  — 1.  c.  3,  S1  No.  113. 

“)  Ludwig  IV.  1347  Septbr.  1.  — 1.  c.  3,  350  No.  44H. 

Karl  IV.  1340  Febr.  10.  — 1.  c.  3,  3so  No.  473. 

Vertreter  der  Forderung  war  ursprünglich  Diotrieh  VII.  v.  Cleve 
gewesen  (efr.  Rudolf  v.  Ilnbsburg  1200  Juli  5.  1.  c.  2,  533  No.  803; 

Adolf  v.  Nassau  1204  Decbr.  14.  — 1.  c.  2,  502  No.  050;  Albrecht  120» 
Novbr.  10.  — I.  c.  2,  .505  No.  1013);  ihm  war  dafür  Duisburg  verpfändet, 
das  von  Dietrich  VIII.  von  Cleve  im  Jahre  1312  (Note  44)  dom  Grafen 
Adolf  v.  Berg  ala  Gemahl  der  Agnes  v.  Cleve  übergehen  worden  war.  Der 
Khcvertrag  selbst  ist  verloren  gegangen.  Die  Urkunde  Ludwig  IV.  von  1314 
(Note  43)  spricht  davon,  dasz  mit  dem  Pfände,  d.  h.  mit  der  Stadt  Duisburg, 
auch  d e Forderung  an  das  Reich  auf  die  lihcri  heredes  des  Grafen  Adolf 
v.  Berg  ur.d  seiner  Gemahlin  Agnes  übergeben  solle.  In  seiner  Urkunde 
v.  1347  (1.  c.)  anerkennt  der  Kaiser  die  Forderungsberechtigung  Johanns 
v.  Cleve,  jedoch  mit  dem  Zusätze:  „volentes  quod  . . . iuri  comitis  Adolti 
de  Monte  et  collateralis  sue  quoad  vitam  ipsorum  minime  derogetur  nec 
preindicium  aiiqnod  generetur“.  Es  scheint  also,  jener  nicht  mehr  erhaltene 
Ehevertrag  war  ein  zweiseitiger.  Duisburg  und  mit  ihm  die  Forderung  an 
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Dieser  Grosze  starb  aber  selbst  im  J.  1368,  gleichfalls  ohne 
unmittelbare  Nachkommen  zu  hinterlassen;  seine  Forderung  an 
das  Reich  betrug  im  Jahre  134948)  30000  Hark,  die  durch  seine 
Nichte  Margarete  auf  deren  in  ihrer  Ehe  mit  dem  Grafen 
Adolf  II.  geborenen  Sohn  Engelbert47)  überging,  ohne  dasz  wir 
im  stände  wären,  die  Einzelheiten  darzulegen.4“) 

Diese  beiden  Fälle  sind  auch  deshalb  hier  einzuschalten, 
weil  sowold  Ludwig  IV.4®)  als  Karl  IV.5“)  den  Versuch  machten, 
den  dem  Grafen  von  Berg  beziehungsweise  von  Cleve  zustehenden 
Anspruch  an  andere  Grosze  des  Reiches,  an  Wilhelm  von  Jülich 
bezw.  Rudolf  von  Sachsen  übergehen  zu  lassen.  Ob  sie  hierzu 
berechtigt  waren,  bleibt  unentscheidbar;  glaubten  sie  es  aber 
zu  sein,  so  erscheint  doch  auffällig,  dasz  sie  die  Schuld  des 
Reiches  für  dauernd  erklärten,  anstatt  sie  durch  das  Aussterben 
jener  Geschlechter  als  erloschen  anzusehen.  Keiner  der  Könige 
ist  mit  seinem  Bestreben  durchgedrungen:  sie  scheiterten  wohl 
vor  allem  an  der  innigen,  durch  vielfache  Heiraten  herbei- 
gefülirten  Verbindung  der  rheinischen  Herrengeschlechter. 

§ 5.  Verpfändung. 

Jeder  deutsche  König  muszte  unter  solchen  Umständen 
darauf  bedacht  sein,  einen  Ausweg  zu  finden,  der  einerseits  die 
Dienste  der  mächtigen  Dynastieen  wie  der  reichen  Kirchen  fort- 
dauernd gewährleistete,'1)  der  andererseits  die  Geltendmachung  der 

•las  Keicli  sollt?«  Adolf  v.  Berg  unii  seinen  Erben  zustehen;  fehlten  aber 
diese  letzteren,  so  sollte  mit  dem  Pfand  auch  der  Anspruch  an  die  Urnfen 
v.  Cleve  znrGckfallen.  !>ic  Erkunde  Karls  1YT.  v.  1349  (I.  c.)  anerkennt 
mir  noch  Johann  v.  Cleve,  seine  hereiles  et  snccessores  als  Gläubiger. 

*“)  cfr.  die  Urk.  Karls  IV.  v.  1349  Febr.  19  (Note  45). 

4!)  cfr.  1309  Marz  31.  — Kleine,  Dipl.  Duisb.  75  No  30. 

")  Der  Stammbaum  ist  folgender:  Dietrich  VIII.  v.  Cleve  (+  1317) 
war  der  Kruder  Johanns  v.  Cleve  (f  130»),  Dietrichs  VIII.  Tochter  Mar- 
garethe war  vermählt  mit  Adolf  II.  von  der  Mark  (f  1347),  beider  Sohn 
war  Engelbert  III.  von  der  Mark  (t  1391).  cfr.  Voigtel-Cohn,  Stamm- 
tafeln 1,  Tafel  212«. 

**)  Ludwig  IV.  1330  Aug.  16.  — Lac.  UB.  3,  24S  No.  306. 

'")  Karl  IV.  1302  Septlir.  8.  — Ludewig,  Rcl.  Mss.  10,  f>6  No.  8. 

*•)  cfr.  Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  — Günther  3,  148  No.  53. 
„Romani  providentia  principis  divine  et  humane  legis  anetnritate  vallata  Inter 
assiduas  curas  et  immensna  sollicitudines,  que  uiiuisterio  iiuperialis  dignitatis 
incumbunt,  ea  pro  augmento  magnificentie  sue  ac  couservatione  obsequen- 
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zahlreichen  Forderungen  von  seiten  der  Gläubiger  immer  wieder 
hinausschob,  mochte  ein  solches  Mittel  immerhin  inseinen  Wirkungen 
ihn  und  seine  Nachfolger  empfindlichen  Einbuszen  aussetzen. 

Es  fand  sich  in  der  Verpfandung  einzelner  Bestandteile  des 
Reichsgutes.  Domanialerträge,  Münzstätten,  Zölle,  Judensteuern, 
Beamtungen,  endlich  ganze  Städte  fielen  dem  Schicksal  der  Ver- 
setzung anheim.  In  den  Kämpfen  zwischen  Otto  IV.  von  Braun- 
schweig und  Philipp  von  Schwaben,  deren  Schauplatz  zumeist  ja 
das  Gebiet  des  Mittel-  und  Niederrheines  war.  beginnen  die 
ersten  Nachrichten  von  derartigen  Verfügungen  über  Reichsgnt 
in  diesem  Teile  Deutschlands:  kein  König  bis  auf  Karl  IV. 
herab,  der  nicht  auf  solche  W eise  sich  selbst  und  seinen  Nach- 
folgern wesentliche  Stützpunkte  seines  Einflusses  und  seiner 
Macht  entzogen  hätte.  Wer  etwa  die  dem  Reiche  am  Ende 
des  1 4.  Jahrhunderts  innerhalb  unseres  Landstriches  verbliebenen 
Bezüge,  Berechtigungen  und  Besitzungen  verzeichnen  wollte, 
fände  gewisz  überaus  wenig  mehr  davon  übrig/’2“™) 

Zahlreich  sind  die  Verpfändnngsurkunden  der  deutschen 
Herrscher,  aber  auffällig  rnusz  die  fast  in  allen  wiederkehrende 
Allgemeinheit  ihrer  sprachlichen  Formulierung  erscheinen.  Manche 
Fragen  bleiben  unbeantwortet;  nur  kurz  und  summarisch  werden 
die  Wirkungen  der  Verschreibung  gekennzeichnet.  Selten  genug 
kommt  es  vor,  dasz  die  Rechte  des  Pfandnehmers  oder  des 
Pfandschuldners  nach  allen  Seiten  hin  in  der  wünschenswerten 
Genauigkeit  klargelegt  würden.  Und  hiezu  tritt  der  Übel- 
stand, dasz  wir  zuweilen  Ungenauigkeiten,  ja  recht  bedeutende 
Fehler  bemerken,  so  z.  B.  in  der  Urkunde  Ludwigs  IV.  vom 
1 0.  Aug.  1336,m)  die  sein  Nachfolger  im  Jahre  1348**)  wörtlich 

tium  sibi  «lebet  precipua  ineditacione  vigere,  ut  sic  principum  et  collateralium 
suoruin,  qui  non  solum  sua,  verum  etiam  semet  ipso»  eins  obsequiis  dedicarunt, 
merita  digne  respiciat,  quod  ipsi  non  dcbilitati  viribns  ad  predicta  scrvitia 
iutrepide  se  proiuptiores  exhibeant,  ot,  ubi  de  exhibitis  non  sic  celeriter 
satisfactio  consequi  poterit,  promisiones,  obligationes  et  cantiones 
alie  subsequantur“. 

st)  cfr.  Frey,  Die  Sclucksalo  des  königlichen  Gutes  in  Deutschland. 
Berlin  1881. 

**)  Küster,  Das  Reichsgnt  in  «len  Jahren  1273—1313.  Leipzig.  Inaug.- 
Diss.  1883. 

“)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  IC.  — B.  Reg.  Ludw.  No.  3036. 

Karl  IV.  1348  Jan.  19.  — Lac.  UB.  3,  364  No.  464. 
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wiederholte.  In  beiden  Dokumenten  ist  die  Höhe  der  an  Jülich 
zu  zahlenden  Reichsschuld  von  den  Königen  selbst  auf  einen 
Betrag  von  ‘223  900  Fl.  festgesetzt  worden,  eine  Addition  der 
ursprünglich  getrennt  nebeneinander  bestehenden  Forderungen 
jenesGeschlechts  aberergiebteinenGesamtanspruch  von 21 2500 Fl., 
eine  Differenz  also  von  1 1 400  Florin.  Wie  diese  entstand,  bleibt 
zweifelhaft:  eine  weitere  Urkunde  Ludwigs5*)  vom  gleichen  Jahr 
und  Tag,  die  vielleicht  ebenfalls  von  Karl  IV.  erneuert  wurde, 
lüszt  zwei  ganz  verschiedene  Deutungen  zu:  Wenn  in  unseren 
Bestätigungsurkunden,  so  heiszt  es  liier,  ein  „defectus  sive  nota 
qualiscunque  per  oblivionem  vel  negligentiam  reperiatur,  hunc  vel 
haue  . . . snpplemus,  immo  eum  vel  eam  . . . tollimus  et  abolemus“. 
Demnach  sind  zwei  Möglichkeiten  der  Erklärung  vorhanden:  in 
jenem  ersten  Aktenstücke  ist  entweder  ein  Rechenfehler  der 
königlichen  Kanzlei  enthalten  oder  eine  Forderung  der  Jülicher 
ist  nicht  mit  den  übrigen  verzeichnet  worden.  Ein  Seitenstück 
zu  dieser  offenbaren  Flüchtigkeit,  mit  der  man  selbst  wichtige  Di- 
plome ausfertigte,  bieten  folgende  Worte  einer  Urkunde  Karl  IV.57) 
vom  Jahre  137ti:  „Si  aliquis  defectus  forsau  in  prioribus  obli- 
gacionibus  sue  impignoracionibus  vel  in  aliqua  illarum  in  materia 
vel  forma  seu  in  narratione  verborum  aut  ex  sollempnitate  iuris 
seu  consuetudinis  aut  alias  quomodolibet  obmissa  quovis  modo 
repertus  fuerit,  illum  exnunc  prout  extunc  et  extunc  prout  exnunc 
penitus  removemus  et  de  nostra  plenitudine  maiestatis  imperialis 
supplemus,  volentes  quod  huiusmodi  impignoracio  seu  obligatio 
inviolabiliter  valeal  atque  vigorem  proinde  habeat  ac  si  nullus 
defectus  reperiretur  in  eis“. 

Der  Begriff-  des  Verpfandens  wird  in  den  lateinischen  Ur- 
kunden fast  regelmäszig  durch  das  Wort  obl  igare  wiedergegeben,58) 
eine  Bezeichnung,  die  oftmals  mit  Ausdrücken,  welche  das  Rechts- 
geschäft näher  bestimmen  sollen,  versehen  erscheint,  so  etwa  mit 


M)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  — Dresewann,  Z.  (lesch.  Aachen*.  59. 
5!)  Karl  IV.  1376  Mai  31.  — R.  T.  A.  1,  23  No.  6.  § 4. 

*•)  cfr.  Philipp  v.  Schwaben  1204  Novbr.  — Dumont,  Corps  dipl. 
1 •,  131  No.  245. 

Conrad  IV.  1241  Oct  — Huillard  6,  M24. 

Rudolf  v.  Habsburg  1290  Juli  5.  — Lac.  UB.  2,  533  No.  893. 

Adolf  v.  Nassau  1294  Decbr.  4.  — 1.  c.  2,  662  No.  950. 


Digitized  by  Google 


folgenden:  pignori,*®)  in  pignore,80)  ex  causa  pignoris,81)  titulo 
pignoris,65)  titulo  iusti  pignoris,83)  titulo  pignoris  seu  ypothece.04) 
titulo  pignoris  et  ypothece  nomine,83)  nomine  pignoris,88)  nomine 
ypothece  sen  pignoris,87)  nomine  veri  et  iusti  pignoriB.*“)  In 
deutschen  Urkunden  dagegen  begegnen  Zusammenstellungen  wie 
verpfenden  und  verschreiben,*®)  zu  einem  rechten  Pfände  ver- 
setzen.78) 

Allein  mit  dem  gesetzten,  nicht  mit  dem  genommenen 
Pfände  haben  wir  es  zu  tliun,  und  auch  sprachlich  deuten  dies 
die  Diplome  durch  folgende  von  uns  herausgegriffene  Wendungen 
an:  transferre  et  obligare,71)  committere  et  obligare,75)  titulo 
pignoris  concedere,7*)  titulo  pignoris  assignare,74)  titulo  pignoris 
seu  ypothece  obligare  et  presontare.73) 

Es  fehlt  nicht  an  Zeugnissen,  welche  dem  oben  bestimmten 
rechtlichen  Zweck  einer  jeden  Verschreibung  Worte  verleihen. 
Im  Jahre  i:tl4  78)  bekannte  Ludwig  der  Bayer  dem  Erzbischof 


Albreeht  1299  Juni  S.  — |.  c.  2,  COO  No.  1024. 

Heinrich  VII.  1310  Sept.  2.  — 1.  c.  3,  07  No.  92. 

Ludwig  IV.  1381  Oct.  lü.  — Günther  3,  ist!  No.  96. 

Karl  IV.  1348  Jan.  19.  — Lac.  UB.  3,  366  No.  455.  — etc.  etc. 

“)  Karl  IV.  1370  Mai  31.  — K.  T.  A.  1.  23  No.  0. 

•*)  Albreeht  1301  Febr.  8.  — Fahne.  IJB.  2,  307  No.  675. 

*")  ibidem. 

ai)  Conrad  IV.  1240  Beehr.  2.  — Lac.  I'B.  2,  100  No.  SOG. 

“)  Rudolf  v.  Habs  bürg  1282  Novbr.  II.  — Wenck.  Hess.  I'B.  1.  49 
No.  73. 

“*)  Ludwig  IV.  1314  Beehr.  2.  — Günther.  3,  100  No.  02. 

“1  Atlolf  v.  Nassau  1292  Sept.  13.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,  334  No.  372. 

“)  Ludwig  IV.  1332  Juni  23.  — Kübel  1.  334  No.  483. 

•’)  Albreeht  1300  Juli  20.  — Jan.  Ural).  Westen  ed.  Willem»  1.  720. 
'"■)  Karl  IV.  1349  Febr.  19.  — Lac.  I'B.  3,  380  No.  47.3. 

")  Karl  IV.  1350  Beehr.  27.  — Hontheim  Hist.  Trev.  2,  204  No.  700. 

*•)  Karl  IV.  1302  Sept.  8.  — Ludewig  Rel.  Ms».  10,  50  No.  8. 

71)  Ludwig  IV.  1330  Aug.  10.  — Lac.  UH.  3,  248  No.  300. 

71)  Adolf  v.  Nassau  1292  Oct.  4.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,  340  No.  375. 
7a)  Ludwig  IV.  1314  Beehr.  6.  — Ijic.  UB.  3,  108  No.  144. 

74)  Albreeht  1300  Jan.  19.  — 1.  c.  2,  015  No.  1042. 

7“J  Friedrich  (III.)  1322  Juni  ls.  — 1.  c.  3,  107  No.  193. 

70)  Ludwig  IV.  1314  Beehr.  2.  — Günther  3,  10O  No.  02. 

elr.  Ludwig  v.  Bayern  1314  Sept.  20.  — Winkelmann  Acta  2,  774 


Digitized  by  Google 


17 


Balduin  von  Trier  26000  Mark  schuldig  zu  sein;  „ad  maiorem 
securitatem  sibi  faciendam“,  sagt  er,  verpfände  er  ihm  jetzt  um 
jene  Summe  die  beiden  Städte  Boppard  und  Oberwesel,  die  dem 
Erzstift  Trier  bereits  seit  dem  Jahre  1312”)  um  4000  Mark 
versetzt  waren.  Die  gleiche  Absicht  spricht  aus  zwei  Urkunden 
Karls  IV.,  der  einen  vom  Jahre  1346,"K)  in  welcher  der 
König  „volentes  . . . ecclesiam  Coloniensem  de  . . . centum  mi- 
lium  marcarum  summa  reddere  certiorem“.  dem  Erzbischof  Walram 
die  Reichsstadt  Dortmund  zu  Pfand  bestellte,  der  zweiten  vom 
Jahre  1372, 7*)  der  zufolge  er  den  Einwohnern  daselbst  gebot, 
Friedrich  von  Köln  den  schuldigen  Gehorsam  nicht  zu  verweigern, 
„cum  nos  alias  venerabili  quondam  Walramo  et  Wilhelmo  archi- 
episcopis  et  ecclesie  Coloniensi  in  satisfactionem  debitorum  quo- 
rundam,  in  quibus  nos  et  sacrum  imperium  ecclesie  Coloniensi 
legitime  tenebamur,  prefatum  oppidum  Tremoniense  . . . tytulo 
pignoris  obligaverimus“. 

Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Dokumente  begnügte  sich 
jedoch  damit,  den  rechtlichen  Zweck  der  Verpfändungen  dadurch  zu 
bezeichnen,  dasz  der  Schuldsumme  die  Präposition  pro  vorangestellt 
wurde.  So  verkündete  Philipp  von  Schwaben  im  Jahre  1204su) 
„quod  . . . obligavimus  oppidum  nostrum  Dusburg  . . . pro  1 800 
marcis“,  so  Wilhelm  von  Holland  im  Jahre  1248,*')  „quod  . . . pro 
1200  marcis  Tremoniam  et  curtes  nostras  adiacentes  cum  suis 
attinentiis  . . . titulo  pignoris  obligamus“.  Und  in  ebenderselben 
kurzen  Weise  wird  auch  späterhin  in  den  Diplomen  der  deutschen 
Könige  der  Zweck  ihrer  Verfügungen  angedeutet.8*) 


Ludwig  IV.  1320  Mai  11.  — Günther  3,  196  No.  104. 
idem  1332  Juni  2.3.  — Felten,  Die  Bulle  ne  pretereat  2,  244  No.  6. 
n)  Heiurich  VII.  1312  Juli  ls.  — Günther  3,  14S  No.  63. 
n)  Karl  IV.  1341!  Novbr.  20.  — Joannis,  Spie.  43  No.  15. 

M)  Karl  IV.  1372  Juli  11.  — Itübel  1,  052  No.  «71. 

•")  Philipp  v.  Schwaben  1201  Novbr.  — Dum  out,  Corps  dipl.  l »,  131, 

No.  245. 

“)  Wilhelm  v.  Holland  1248  Decbr.  2.3.  — Lac.  1TB.  2,  170  No.  330. 

**)  cfr.  Adolf  V.  Nassau  1226  Aug.  21.  — 1.  c.  2,  503  No.  952. 

Heinrich  VII.  1312  Juli  1«.  — Günther,  3,  14«  No.  53. 

Ludwig  IV.  1335  Febr.  20.  — Lac.  UB.  3,  238  No.  291.  — etc.  etc. 

Wenning  ho  ff,  Die  Verpfändungen  d.  mittel*  u.  niederrh.  Reichsstädte.  2 
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§ 6.  Höhe  des  Pfandschillings. 

Es  erhebt  sich  hier  die  Frage,  um  welche  Summe  wurden 
die  einzelnen  Reichsbesitzungen  verpfändet?  Zu  ihrer  Beant- 
wortung haben  wir  allein  diejenigen  Urkunden  heranzuziehen, 
welche  nur  die  jeweils  ersten  Verschreibungsverträge  darbieten, 
nicht  also  ihre  Erneuerungen,  da  diese  sich  oftmals  mit  Er- 
höhungen der  ursprünglichen  Schuldsumme  verbanden. 

Die  Verpflichtungen  des  Reiches  seinen  Gläubigern  gegen- 
über sahen  wir  aus  Versprechungen  liervorgehen , welche  die 
Dienste  der  weltlichen  und  geistlichen  Groszen  belohnen  oder 
dieselben  zur  Unterstützung  der  Könige  anspornen  sollten.  Dies 
muszte  zur  Folge  haben,  dasz  die  Bestimmung  ihres  jeweiligen 
Umfanges  dem  Könige,  wenn  nicht  dem  Fürsten  anheimgegeben 
war.  Ihr  Betrag  richtete  sich  also  rein  nach  äuszerlicheu  Ver- 
hältnissen, in  vielen  Fällen  wohl  nur  nach  der  Bedeutung  und 
Macht  desjenigen,  den  man  zum  Anhänger  gewinnen,  oder  hatte 
er  sich  bewährt,  fortdauernd  an  sich  fesseln  wollte.  Es  ergiebt 
sich  hieraus,  dasz  man  in  den  Summen,  um  welche  man  Teile 
des  Reichsgutes,  zumal  Reichsstädte,  versetzte,  keinen  Gradmesser 
für  den  Wert  zu  erblicken  hat,  den  das  einzelne  Objekt  in  den 
Augen  des  Schuldners  oder  des  Gläubigers  besasz.  Dieser  Satz 
findet  seine  Bestätigung  in  den  Schlüssen,  welche  wir  aus  der 
beigefügten  Übersicht  zu  gewinnen  vermögen.*8) 

Wir  bemerken  die  mannigfachsten  Schwankungen  derjenigen 
Geldsummen,  um  welche  ein  und  dieselbe  Reichsstadt  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  versetzt  wurde.  Wäre  es  nun  erlaubt,  von 
vornherein  von  der  Höhe  des  Pfandschillings  auf  die,  Bedeutung 
des  Gegenstandes  zu  schlieszen,  so  könnten  manche  Erscheinungen 
gar  nicht  erklärt  werden. 

Zunächst:  wer  hätte  den  Wert  einer  Stadt  als  eines  Ver- 
mögensobjektes zu  Händen  des  Königs  abzuschätzen  vermocht? 
Nach  den  jährlichen  Einkünften  konnte  man  es  nicht  thun,  da, 
wie  wirsehen  werden,  diese  zumeist  von  unbestimmtem  Umfange 
waren.  Nach  der  Wichtigkeit  des  Platzes  als  eines  militärischen 
oder  politischen  Stützpunktes  konnte  man  noch  viel  weniger 
eine  derartige  Schätzung  vornehmen;  ein  jeder  Versuch  einer 

'’J  Kinlage  f.  s.  nebenstehend. 
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solchen  hätte,  wie  er  von  rein  subjektiven,  also  je  nach  der 
Person  des  Abwägenden  verschiedenen  Stimmungen  ansging,  nur 
zu  relativen  Resultaten  führen  müssen,  die  erst  im  Hinblick  auf 
andere  Gültigkeit  besaszen. 

Gehen  wir  jedoch  auf  die  Einzelheiten  ein:  Sinzig  wurde 
im  Jahre  1 2i*2  um  150»,  drei  Jahre  später  um  100»  Mark  ver- 
ptandet,  im  .Jahre  1300  sollte  es  um  3000  Mark  verschrieben 
werden.  War  sein  Wert,  so  müssen  wir  fragen,  erst  gesunken, 
um  dann  plötzlich  wieder  emporzuschnellen?  Es  hätte  fernerhin 
der  Betrag  der  Pfändsumme  sich  stetig  steigern  müssen,  einmal 
deshalb,  weil  aus  dem  zunehmenden  Geldverkehr  die  beständige 
Minderung  der  Kaufkraft  der  Münzeinheit  sich  ergab,  die  wir  in  den 
verzeichnten  Urkunden  bis  auf  zwei  Ausnahmen  ange- 
wandt sehen;  dann  auch  aus  dem  Grunde,  weil  doch  die 
einzelne  Stadt  in  dem  uns  beschäftigenden  Zeitraum  sicherlich 
zu  gröszerer  Geltung  sich  entfaltete.  Man  könnte  annehmen, 
dasz  diesen  Verhältnissen  Rechnung  getragen  würde  z.  B.  bei 
Duisburg,  das  von  Philipp  von  Schwaben  im  Jahre  12»4um  18»0, 
von  Rudolf  von  Habsburg  im  Jahre  1 290  um  2»0»  Mark  versetzt 
wurde:  aber  zeitlich  fast  in  der  Mitte  liegt  die  Urkunde  Wilhelms 
von  Holland,  durch  welche  der  Pfandschilling  für  die  nämliche 
Stadt  auf  nur  12»»  Mark  festgesetzt  wurde.  Einen  ähnlichen 
Wechsel  in  der  Höhe  der  Pfändsumme  weisen  die  Diplome 
Karls  IV.  auf,  soweit  sie  Dortmund  betreffen:  die  Stadt  wurde 
im  Jahre  134»  nebst  der  Essener  Vogtei  um  1»»»0»  Mark  dem 
Erzbischof  von  Köln,  kaum  zwei  Jahrzehnte  später  um  den  gewisz 
geringeren  Betrag  von  20  00»  kl.  Gulden  dem  Herzog  von 
Sachsen  überwiesen.  Und  endlich,  wenn  man  auch  oft  geneigt 
ist,  die  Grösze  der  Städte  während  des  Mittelalters  zu  hoch  an- 
zuschlagen — ein  um  so  gefährlicheres  Verfahren,  als  zumeist  die 
erforderlichen  Grundlagen  zu  solcher  Abwägung  fehlen,  — so  wird 
man  doch  gewisz.  ohne  allzusehr  zu  irren,  sagen  dürfen,  dasz 
z.  B.  Dortmund  bedeutender  war  als  Duisburg  und  Sinzig.  Ist 
dies  richtig,  so  begreift  man  nicht,  warum  im  Jahre  1292  diese 
Stadt  mit  drei  benachbarten  Höfen  um  1 50»,  um  den  gleichen  Preis 
Sinzig,  Duisburg  aber  um  2000  Mark  dem  Erzbischof  Siegfried 
von  Köln  verpfändet  wurde,  — wenn  überhaupt  Dortmunds 
Wert  für  das  Reich  wie  für  das  Erzstitt  maszgebend  war  für  die 
Summe,  um  welche  der  König  es  zu  Pfand  bestellte. 
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Unsere  Ansicht  erhält  eine  letzte  Unterstützung  durch  solche 
Urkunden,  in  denen  mehrere  Objekte  als  einheitliche  Pfaud- 
masse  verschrieben  wurden.  Wir  greifen  eine  derselben  heraus: 
im  Jahre  1308  versprach  Graf  Heinrich  von  Luxemburg"4)  dem 
Erzbischof  Heinrich  von  Köln,  sobald  er  zum  König  erhoben 
sein  würde,  um  100000  Mark  die  Vogtei  Essen,  die  Städte 
Dortmund,  Duisburg  und  Sinzig,  dazu  die  Burg  Kaiserswerth 
wie  die  Höfe  Brakei,  Elmenhorst  und  Westhoven  zu  versetzen. 
Und  um  die  gleiche  Summe  überwies  im  Jahre  1340  Karl  IV. 
die  Stadt  Dortmund  allein  nebst  der  Vogtei  Essen  dem  rheinischen 
Erzstift! 

§ 7.  Erhöhungen  des  Pfandschillings. 

In  den  anfänglich  vereinbarten  Pfandsummen  stellen  sich 
die  ursprünglichen  Beträge  der  Forderungen  einzelner  Gläubiger 
an  das  Reich  dar.  Die  hier  zu  einer  Übersicht**)  vereinten 
Urkunden  zeigen  jedoch,  dasz  fast  kein  Anspruch  eines  Ge- 
schlechtes oder  einer  Kirche  auf  seiner  im  ersten  Vertrage  fest- 
gesetzten Höhe  sich  erhielt,  vielmehr  im  Laufe  der  Zeit  oft 
recht  erheblich  sich  steigerte. 

Manche  dieser  Diplome  haben  wir  bereits  bei  unseren  Dar- 
legungen über  die  Entstehung  der  Schuldverpflichtung  des  Reiches 
als  solcher  benutzt:  dieselben  Veranlassungen  kehren  auch  hier 
wieder,  um  den  Umfang  der  Berechtigung  irgendwelchen  Gläu- 
bigers  zu  vermehren.  So  versprach  Ludwig  von  Bayern  vor 
seiner  Wahl  dem  Erzbischof  Balduin  „pro  expensis  factis  ab 
eodem  archiepiscopo  et  faciendis,  oecasione  promotionis  nostre  in 
regem  Romanorum.  de  quibus  cum  ipso  sollempniter  convenimus“, 
i'2  000  Mark  zu  zahlen  und  sie  mit  jenen  4000  Mark  zu  ver- 
binden, um  welche  dem  Erzstitt  die  Städte  Boppard  und  Öber- 
wesel  bereits  verpfändet  seien.  So  verkündete  Karl  IV.  im 
Jahre  1340,  dasz  er  zu  dem  früher  festgesetzten  Pfandschilling 
für  Duisburg  weitere  ln 000  Mark  hinzufüge,  in  Ansehung  der 
„multiplicia  merita  probitatis  et  indefesse  fidei  constantia,  quibus 
idem  comes  (Johann  von  Cleve)  nostrum  et  sacri  imperii  honorem 
debita  fidelitate  proseqnitur  et  exacta,  sicut  non  ambigimus, 
diligentia  prosequetnr“.  Gerade  der  Umstand  aber,  dasz  so  viele 


**)  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Sopt.  20.  — Lac.  UB.  3,  50.  No.  08. 
'6J  Einlage  II.  s,  nachstehend. 
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Versprechungen  der  Erhöhung  des  ursprünglichen  Schuldbetrages 
und  damit  zugleich  der  Forderung  selbst  ausgestellt  wurden  vor 
oder  nach  der  Erhebung  eines  neuen  deutschen  Königs,  weist  auf 
die  Absicht  hin,  welche  man  durch  sie  zu  verwirklichen  gedachte. 
Ludwig  von  Bayern  wollte  den  trierischen  Kurfürsten  dazu  be- 
stimmen, für  ihn  seine  Stimme  abzugeben,  Karl  IV.  im 
Jahre  1374  Balduins  Nachfolger  Cuno,  seinen  Sohn  Wenzel 
zu  wählen.  Adolf  von  Nassau  wollte  im  Jahre  1 2!>4  den 
Grafen  von  Cleve  dafür  belohnen,  dass  er,  den  doch  Familien- 
bande**) an  Albrechts  Seite  wiesen,  seiue  Würde  anerkannt 
hatte;  das  gleiche  Ziel  verfolgten  die  Diplome  für  Adolf  von  Berg, 
der  noch  zu  Beginn  des  Jahres  131487)  auf  Seite  Johanns  von 
Böhmen  gestanden  hatte,  für  Johann  von  Cleve,  der  im  Jahre  1347 
von  dem  Wittelsbacher  zum  Kampfe  gegen  den  Luxemburger 
geworben  worden  war,  jetzt  aber  (1349),  nach  dem  Tode  des 
Kaisers,  sich  dem  neuen  Herrscher  unterwarf. 

Während  wir  nun  die  an  Balduin  von  Trier  gemachte  Zu- 
sage von  Ludwig  IV.  bald  nach  seiner  Thronbesteigung  nochmals 
und  unter  königlichem  Siegel  ausgefertigt  sehen,  wodurch  sie  ja 
erst  eine  das  Reich  bindende  Kraft  erhielt,  musz  das  Schicksal 
der  Versprechungen  ungewisz  bleiben,  welche  Leopold  von 
Oesterreich  im  Namen  seines  Bruders  Friedrich  des  Schönen 
abgab,  um  in  dem  Grafen  Engelbert  II.  von  der  Mark  wie  in 
Keyuald  von  Falkenburg  Anhänger  der  habsburgischen  Partei  zu 
gewinnen.  Ersterem  hatte  Albrecht  im  Jahre  1300  die  fis- 
kalischen Besitzungen  innerhalb  Dortmunds  um  1400  Mark  ver- 
schrieben: jetzt  sollte  diese  Forderung  um  3000  Pfd.  Heller 
erhöht  werden.**)  Die  Falkenburger  dagegen  begegnen  bereits 

**)  Rudolf  v.  Habsburg  1290  Juli  6.  — Lac.  U1J.  2,  533  No.  »93. 

*’)  Johann  v.  Böhmen  1314  Fobr.  1.  • — Lac.  UB.  3,  91  No.  125. 

*')  Leopold  v.  Österreich  1311  Mai  !>.  — Lac.  UB.  3,  05  No.  129. 
„Item  innovabit  i Friedrich  d.  Schiine)  Engelberte  comiti  de  Mnrcha  litteras 
suas  qua»  habet  super  officio  scultetatus  Tremonicnsia  et  curtibus  Westhoven 
ct  Elmenhorst,  sibi  ab  imperio  obligatis,  augmentando  sibi  aummam  con- 
tentam  in  littet  i»  eisdem  pro  obligationo  prcdicta  ad  tria  tnillia  librarum 
hallensiuni.  ijuaa  in  thelonio  Hammerstein  reciper«  debuisset  ex  parte  regis 
et  non  reccpit“.  Die  Erhöhung  um,  nicht  auf  3000  Pfd.  Heller  ergiebt  »ich 
au»  dem  Relativsatz,  weiterhin  aber  aus  der  Berechnung,  dasz  3000  Pfd.  Heller 
gleich  1000  Mark  sind.  (cfr.  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  — Günther 
3,  160  No.  62.) 
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seit  dem  Jahre  1285™)  als  Inhaber  des  Aachener  Schultheiszen 
amtes,  das  sie  ohne  Zweifel  durch  Pfandnahme  erworben  hatten. 
Ihren  Anspruch  an  das  Reich  hatte  schon  Albrecht  erheblich 
gesteigert:  jetzt  sollte  er  auf  die  Summe  von  10000  Mark  erhöht 
werden.  Keine  Urkunde  jedoch  läszt  erkennen,  ob  diese  Ge- 
löbnisse wirklich  erfüllt  wurden.  Ludwig  IV.  war  jedenfalls 
nicht  gesonnen,  jene  ihm  feindlich  gesinnten  Edlen  im  Besitze 
der  ihnen  überwiesenen  Reichsrechte  und  -Güter  zu  belassen. 
Er  ermächtigte  den  Grafen  von  Jülich,  das  Aachener  Schultheiszen- 
amt aus  der  Hand  des  Falkenburgers  auszulösen,  und  seiue  An- 
ordnung ist,  soweit  wir  sehen,  auch  zur  Ausführung  gelangt:  am 
10.  März  1315  konnte  er  den  Pfandschilling  — denn  in  einen 
solchen  nmszte  sich  naturgemäsz  die  von  Gerhard  von  Jülich  zur 
Pfandlöse  aufgewandte  Summe  verwandeln  — um  weitere  3000 
Mark  erhöhen.™) 


*’)  1385  März  2.  — Lünig,  Cod.  Germ.  dipl.  2,  1138. 

“')  Die  Geschichte  des  Aachener  Schultheiszenamtes  gerade  in  dieser 
Zeit  ist  eine  überaus  verwickelte.  Der  Befehl  an  Aachen  1314  Dcebr.  2, 
den  Grafen  v.  Jülich  in  der  AusliSse  des  Schultheiszenamtes  zu  fördern, 
enthält  zugleich  die  Verpfändung  dieses  Amtes  selbst  (efr.  Adolf  v.  Nassau 
12SI2  Sept.  13.  — Lac.  Uli.  2,  548  No.  924;  idem  1297  Juni  13.  — 1.  c. 
2,  574  No.  973).  Nun  sagt  lleeck  Aquisgr.  130:  Imperator  Ludovicus  anno 
gratie  1315  officium  scultetatus  Aquensis  nobili  viro  Reynaldo  domino  de 
Kalkenburg  titulo  pignoris  obligatum  Uerhardo  comiti  Juliae  ex  speciali 
favore  pertnittit  redimeudum.  Entweder  dir  Jahreszahl  ist  richtig,  und  dann 
haben  wir  eine  zweite  Ausfertigung  der  Ausliisungsermiichtigung  anzu- 
nehmen, oder  die  Jahreszahl  ist  falsch  und  die  Erkunde  identisch  mit  dem 
Befehle  an  Aachen  von  1314  Decbr.  2.,  in  der  Ludwig  IV.  mitteilt,  dasz  „nos 
officium  scultetatus  Aquensis.  nobili  viro  Reynahlo  domino  de  Fal'teuburg 
titulo  pignoris  obligatum  . . . Gerhardo  comiti  Juliaeensi  ...  ex  speciali 
favore  concesserimus  et  commiserimus  redimeudum".  Die  IVbercinstimmung 
der  Worte  macht  die  letztere  Annahme  wahrscheinlich.  Nach  e.  folgt  er 
Auslösung  kann  eine  zweite  Beurkundung  der  Verpfändung  erfolgt  sein 
(cfr.  das  Chartular  d.  Grafen  v.  Jülich  bei  Drcsemann,  Z.  Gcs-h.  Aachens 
51,  dessen  Ausführungen  jedoch  nicht  annehmbar  erscheinen),  endlich  eine 
Erhöhung  der  l’fandsunime  stattgofnnden  haben,  von  der  Beeck  |.  c.  be- 
richtet: Ac  prout  uberius  declaratnr  in  rescripto  signato  Spirae  Nemetum 
14.  Kal.  Aprilis  anno  memorato  (1315)  concedit  Gerhardo  Juliaeensi  comiti 
eiusqne  heredibus  trin  millia  marcarmu  bnni  pagamenti  Irilms  hallensibus 
pro  quolihet  denario  cxolvere,  addendo  haue  suminam  prioribus  obligatiouibus. 
Hier  kann  kein  Irrtum  der  Jahreszahl  vorliegen,  da  Ludwig  IV.  erst  am 
20.  October  1314  gewählt  wurde. 
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Dem  Grafen  von  der  Mark  jedoch  entzog  der  König"')  mit  der 
Begründung,  dasz  derselbe  sich  „nostrnm  ac  imperii  inimicnm  con- 
stituit,  se  contra  lionoris  et  nominis  nostri  statum  inimieomm 
nostrornm  familiaritati  et  consortio  adstringendo“,  alles  Reichsgut, 
mochte  er  es  zu  Lehen  oder  Pfand  besitzen,  es  auf  Dietrich  VIII 
von  Cleve  übertragend.  Sicherlich  vorübergehend  nur  aber  war 
die  Störung,  die  Engelbert  II.  hiedurch  erfuhr:  ein  Schiedsspruch 
zwischen  ihm  und  dem  Anhänger  des  Wittelsbachers  verwies  ihn 
an  Ludwig  IV."*)  Schon  im  Jahre  1320**)  scheint  er  wieder 
mit  dem  Reichsoberhanpte  ausgesöhnt  gewesen  zu  sein,  ohne  dasz 
wir  angeben  könnten,  wie  sich  seine  Unterwerfung  im  einzelnen 
vollzogen  hat:  jedenfalls  ist  im  Jahre  1331"*)  sein  Sohn  Adolf  II. 
Pfandbesitzer  des  Reichsgutes  und  der  Juden  in  Dortmund, 
während  sein  Anspruch  dem  Reiche  gegenüber  unbekannt  bleibt. 

Und  nicht  bei  allen  den  verzeichneten  Reichspfandschaften 
sind  die  Urkunden  erhalten,  aus  welchen  wir  das  allmähliche 
Anschwellen  der  Reichsschuld  zu  erkennen  vermöchten.  So  fehlt 
bei  Sinzig  jede  Angabe  darüber,  um  welche  Summe  es  in 
Wahrheit  an  Jülich  verschrieben  wurde,  welche  Erhöhungen 
des  Pfandschillings  stattfanden:  erst  die  Urkunde  Ludwigs  IV. 
vom  Jahre  133fi  giebt  die  Nachricht,  dasz  es  bisher  um  15000 
Florin  versetzt  gewesen  sei.  Aehnliches  gilt  ja  auch  vom 
Aachener  Schultheiszenamte,  während  bei  Düren  sicherlich 


•')  Ludwig  IV.  1317  Mai  20.  — Teschenmacher,  Ann.  Cliv.  Cod.  Dipl. 
35  No.  14. 

cfr.  idem  1317  Mai  22.  - Lac.  UB.  3,  110  No.  157. 

M)  Schiedsspruch  u.  a.  zwischen  Engelbert  II.  v.d.  Mark  und  Dietrich  VI II. 
v.  Cleve  1317  Oct.  2».  — Lac.  L’B.  3,  122  No.  103,  pag.  131  Zeile  11—13 
von  oben : .Vor!  sayn  wir:  sint  der  greve  van  Cleve  iud  der  greve  van  der 
Marken  vorderunge  haut  uuder  eyn  up  gut,  dat  vamne  righe  roert  (daruuter 
können  nur  die  Dortmunder  Reichsbesitzungen  gemeint  sein),  so  spreghe  wir 
vocr  eyn  regt,  dat  si  des  voylgeu  soelen  voert  righe,  iud  we  it  da  mit  dem 
meysten  regte  behelt,  dat  id  de  billighen  have“. 

“’)  cfr.  1320  August  11.  — Kübel  1,  20»  No.  3S3.  Engelbert  II.  ver- 
bindet »ich  mit  Dortmund  .weder  allen  die  leventh,  ntgesath  unten  heren 
den  Romeschen  Konineh“.  Die  Stadt  stand  auf  Seiten  des  WittelsbaeherB 
(cfr.  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  6.  — Kübel  1,  232  No.  332,  — etc.  etc.):  der  in 
jenem  Vertrage  gemeinte  römische  König  ist  demnach  fast  zweifellos  Ludwig  IV. 
•*)  Ludwig  IV.  1331  Atlg.  25.  — 1.  c.  1.  321  No.  103. 
cfr.  idem  1332  Juni  23.  — 1.  c.  1,  331  No.  1S3. 
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manche,  bei  Duisburg  vermutlich  nur  einige  wenige  Zeugnisse 
nicht  erhalten  sind,  welche  den  Betrag  der  einzelnen  Erhöhungen 
verzeichneten.  Nur  bei  den  Städten  Boppard  und  Oberwesel  ist 
es  möglich,  Schritt  für  Schritt  zu  verfolgen,  wie  bald  durch  be- 
deutendere, bald  durch  geringere  Versprechungen  die  Forderung 
Triers  an  das  Reich  stetig  an  Umfang  zunahm:  als  sie  Karl  IV. 
im  .Jahre  1376  auf  60000  Mark  festsetzte,  hatte  sie  sich  seit 
1312  um  56000  Mark  vermehrt. 

Wir  werden  nicht  irren,  wenn  wir  auch  diese  erneuten 
Versprechungen  der  deutschen  Könige  gleich  den  Summen,  um 
welche  man  anfänglich  Teile  des  Reichsgutes  versetzte,  als 
hervorgegangen  erklären  aus  rein  äuszerlichen  Verhältnissen. 
Auch  sie  waren  seinem  freien  Ermessen  anlieimgestellt;  zuweilen 
mochte  über  ihren  Betrag  zuvor  eine  Vereinbarung  zwischen 
Schuldner  und  Gläubiger  getroffen  werden,*®)  manches  Mal 
sicherlich  gab  nur  die  Stellung  des  geistlichen  oder  weltlichen 
Grossen,  wenn  nicht  gar  sein  unmittelbar  ausgesprochener  Wunsch, 
den  Ausschlag. 

Alle  die  hierüber  ausgefertigten  Urkunden  aber  waren  Ver- 
briefungen mehrerer  ihrem  Wesen  nach  völlig  verschiedener 
Handlungen:  enthielten  sie  doch  zunächst  die  Bestätigung  einer 
von  irgend  welchem  Könige  begründeten  Schuld  des  Reiches 
sowie  der  für  dieselbe  vollzogenen  Verpfandung;  fernerhin  die 
Zusage  der  Zahlung  eines  weiteren  Geldbetrages,  also  die 
Schöpfung  einer  neuen  Verpflichtung;  sodann  die  Vereinigung 
der  beiden  Forderungen  des  Gläubigers  in  eine  einzige, 
endlich  die  Versetzung  des  gleichen  Haft  Objektes  für  den  jetzt 
mehr  oder  minder  gesteigerten  Umfang  der  Forderungsberech- 
tigung des  Geschlechtes  oder  der  Kirche,  der  Zahlungsver- 
bindlichkeit des  Reiches.  Und  dieser  von  Grund  aus  neue  Vertrag 
liesz  zwar  das  Pfand  als  solches  bestehen,  steigerte  jedoch 
gleichzeitig  seine  Haftpflicht,  indem  es  fortan  dem  Gläubiger 
Sicherheit  dafür  bieten  sollte,  dasz  seinem  beträchtlich  erweiterten 
Anspruch  jemals  Genüge  geschehen  würde.  Hieraus  ergab  sich 
zugleich  die  gröszere  Bedeutung  des  versetzten  Reichsgutes  für 


**)  cfr.  pag.  2t  die  angeführten  Worte  der  Urkunde  Ludwigs  IV.  tat 4 
Sept.  20. 
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seinen  Inhalier:  einmal  war  ja  diesem  für  den  Fall  der  Pfand- 
löse ein  erheblicherer  Vorteil  verbürgt;  dann  aber  war  ihm  auch 
eine  längere  Dauer  seines  Besitzes  dadurch  gewährleistet,  dasz 
mit  jenen  Erhöhungen  der  Pfandsumme  das  Reich  mehr  und 
mehr  ^tatsächlich  — nicht  rechtlich  — der  Fähigkeit  sich  be- 
raubte, sein  ursprüngliches  Vermögen  in  seinem  alten  Umfange 
wieder  herzustellen.  Trotzdem  ist  es  leicht  erklärlich,  dasz  die 
deutschen  Könige  so  ott  zur  Anwendung  gerade  dieses  Mittels 
schritten.  Denn  wenn  wir  auch  von  ihm  auf  das  vollständige 
Fehlen  noch  unveräuszerten  Reichsgutes  nicht  schlieszen  wollen: 
jedenfalls  ilberhob  es  den  Herrscher  der  Notwendigkeit,  weiterer 
Bestandteile  desselben  sich  zu  entledigen.  Seinen  Nachfolgern 
bürdete  er  die  Last  auf,  von  ihm  veranlaszten  Verpflichtungen 
nachzukommen:  in  der  That  ein  bequemer  Ausweg,  um  selbst 
der  Unterstützung  derjenigen  sicher  zu  sein,  welche  doch  nur 
ein  schwaches  Band  an  den  Interessen  des  Reiches  und  seines 
Oberhauptes  festhielt. 

§ 8.  Vereinigung  mehrerer  Pfänder. 

Durchmustern  wir  die  Verpfändungsurkunden  der  deutschen 
Könige,  soweit  sie  die  Reichsstädte  des  Rheinlandes  betreffen, 
so  werden  wir  zumeist  finden,  dasz  je  eine  einzelne  Stadt 
um  eine  bestimmte  Summe  Geldes  versetzt  wurde;  ihre  Haftung 
erlosch  also  mit  dem  Augenblicke,  in  welchem  sie  eingelöst, 
d.  h.  die  Reichsschuld  und  der  ihr  entsprechende  Anspruch 
des  Gläubigers  getilgt  wurde.  Es  fehlt  jedoch  nicht  an  Bei- 
spielen solcher  Verträge,  welche  mehrere  Besitzungen  des  Reiches 
zu  einer  einheitlichen  Pfändmasse  von  Anfang  an  vereinigt  ent- 
halten oder  erst  späterhin  Zu  einer  solchen  verbinden. 

Die  hier  angedeutete  Verschiedenheit  in  der  Entstehungs- 
weise derartiger  Gesamtheiten  schuf  gleichwohl  im  Sinne  des 
Rechtes  keine  Gegensätze.  1 >ie  Wirkung  blieb  stets  die  gleiche:  sie 
bestand  darin,  dasz  nicht  allein  die  Gesamtheit  der  Gegenstände, 
sondern  auch  ein  jeglicher  derselben  dem  Gläubiger  Sicherheit 
dafür  bot,  dasz  sein  Anspruch  jemals  befriedigt  würde.  Dem 
Schuldner  dagegen  wurde  die  Möglichkeit  entzogen,  durch  Zahlung 
einer  Cjuote  des  Pfandschillings  eine  seiner  Besitzungen  wieder 
an  sich  zu  bringen;  fehlte  doch  jede  Bestimmung  darüber,  wie 
weit  die  Haftung  des  Objektes  reichen  sollte. 
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Diesem  Rechtsverhältnis  giebt  eine  Urkunde  Ludwigs  des 
Bayern**)  Ausdruck,  wenn  es  hier  heiszt:  dem  Erzstift  Trier 
seien  die  Städte  Boppard  und  Oberwesel  „coniunctim  aut  divisim“ 
um  26000  Mark  verpfändet.  Beide  hafteten  eben  als  unteilbare 
Einheit  (coniunctim)  und  jede  von  ihnen  für  sich  besonders 
(divisim)  für  jenen  Gesamtbetrag  der  Schuld. 

Unsere  Ausführungen  werden  durch  folgende  Diplome  am 
besten  erläutert  werden. 

Im  Jahre  1292  versetzte  Adolf  von  Nassau*7)  dem  Erzbischof 
von  Köln  um  2500Ü  Mark  auszer  den  Burgen  Cochem  und  Kaisers- 
werth die  Städte  Dortmund,  Duisburg  und  Sinzig,  mit  dem  Vor- 
behalt, beide  Festen  um  2000  beziehungsweise  1 8000,  die  dreiStädte 
um  1500,  2000  und  1500  Mark  wieder  auslösen  zu  können.  Hier 
also  rief  das  Versprechen  jener  25000  Mark  keine  einheitliche, 
auf  einmal  zu  tilgende  Verpflichtung  des  Reiches  hervor,  sondern 
allein  eine  solche,  die  in  bestimmten  Teilzahlungen  abgetragen  zu 
werden  vermochte,  so  dasz  eine  jede  derselben  die  Pfandlöse 
des  für  sie  verschriebenen  Objectes  zur  Folge  haben  muszte. 

Als  Gegenbild  diene  zunächst  die  Urkunde  Heinrichs  von 
Luxemburg,"*)  in  der  er  sich  anheischig  machte,  nach  der  Kö- 
uigswahl  dem  Kurfürsten  von  Köln  die  bereits  oben  genannten 
Reichsbesitzungen  um  100000  Mark  zu  überweisen.  Nehmen  wir 
an,  das  Versprechen  sei  erfüllt  worden,  das  Erzstilt  in  den 
Besitz  der  einzelnen  Reichsgüter  eingetreten,  so  hätte  deren 
Auslieferung  nur  in  der  Weise  stattfinden  können,  dasz  die  Zah- 
lung der  vereinbarten  Summe  auf  einmal  erfolgte.  Nur  dann 
hätten  alle  die  Bestandteile  der  Pfandmasse  wieder  dem  Reichs- 
vermögen einverleibt  werden  können:  eine  einzelne  Stadt,  z.  B. 
Sinzig,  einzulösen,  wäre  unmöglich  gewesen.  Denn  welchen  Be- 
trag hätte  zu  einem  solchen  Ende  ein  König  dem  Erzbischof  von 
Köln  entrichten  müssen? 

Dies  Beispiel  eines  weun  auch  erst  beabsichtigten  Vertra- 
ges, in  welchem  gleich  von  Anbeginn  mehrere  Absplisse  des 
Fiskalgutes  zu  einem  Ganzen  verschmolzen  erscheinen,  wird 


•*)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  — Günther  3,  100  No.  62. 

*7)  Adolf  v.  Nassau  12112  Sept.  13.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,  334  No.  372. 
cfr.  Note  S4. 
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ergänzt  durch  die  wichtige  Urkunde  Ludwigs  IV.  vom  16.  Au- 
gust 1336.*®) 

Wilhelm  von  Jülich  hatte  nachgewiesen,  dasz  seinem  Ge- 
sehlechte  die  Festung  Kaiserswerth  und  der  dortige  Zoll  um 
39000,  das  Schultheiszenamt  zu  Aachen  um  12  000,  die  Städte 
Düren  und  Sinzig  um  50000  bezw.  um  15000  Florin  verpfändet 
seien;  ebendemselben  seien  Boppard  nebst  Zoll  und  Oberwesel 
um  19000  Florin  verschrieben  gewesen;  endlich  seien  ihm  die 
deutschen  Könige  für  Auslagen  zu  Aachen  und  Cfdu  77  500  Flo- 
rin schuldig  geblieben.  Für  die  Gesamtsumme  von  223900  Florin 
wurden  ihm  nun  das  Schultheiszenamt  zu  Aachen,  die  Städte  Düren 
und  Sinzig,  die  Burg  Kaiserswerth  und  der  Zoll  daselbst  versetzt. 

Wie  immer  auch  der  Fehler  in  der  Berechnung  der  Reichs- 
schuldenlast zu  erklären  sein  mag,10")  jedenfalls  nehmen  wir  wahr, 
dasz  in  dem  vorliegenden  Aktenstücke  einige  unter  sich  verschie- 
denartige Handlungen  zusammengefaszt  sind:  zunächst  die  An- 
erkennung der  hier  aufgezählten  Forderungen  in  ihrer  das  Reich 
bindenden  Kraft,  ferner  die  Vereinigung  aller  Ansprüche  in 
einen  einzigen,  sowie  die  Verbindung  der  Besitzungen  und  Rechte, 
die  bisher  für  einzelne  Verpflichtungen  verschrieben  waren,  zu 
einer  einheitlichen  unteilbaren  Masse,  endlich  deren  Verpfän- 
dung um  223  900  Florin.  Ein  ganz  neuer  Vertrag  wurde  ver- 
einbart, und  wie  er  die  Auslösbarkeit  der  Städte  u.  s.  f. 
erschwerte,  so  nmszte  er  auch  deren  Stellung  von  Grund  aus 
verändern.  Vor  seiner  Beurkundung  war  es  gestattet  gewesen, 
dasz  z.  B.  Düren  nach  Zahlung  von  50000  Florin  durch  einen 
der  deutschen  Könige  wieder  dem  Reiche  zurückerworben  wurde. 
Jetzt  aber  waren  zu  den  ursprünglichen  Pfandschillingen  für 
jene  Güter  und  Rechte  noch  weitere  Verbindlichkeiten  in  einer 
Höhe  von  107  900  Florin  hinzugekommen.  Wie  hätte  man 
sie  auf  die  einzelnen  Pfandteile  umlegen  können?  Oder  an- 
genommen, man  hätte  die  Städte  u.  s.  f.  wieder  erlangen  wollen, 
indem  man  116000  Florin  an  Jülich  zahlte:  woher  hätte  dann 
dieses  Geschlecht  die  Sicherheit  dafür  erhalten,  dasz  seine  noch 

**)  Ludwig  IV.  133fi  Aug.  Iß.  — B.  Reg.  Ludw.  No.  3036. 
cfr.  Karl  IV.  1 34s  .lau.  19.  — Lac.  1TB.  !).  3ß4  No  454. 
cfr.  Ludwig  IV.  1320  Mai  11.  — Günther  8,  196  No.  104. 
lu#)  cfr.  Noten  54 — 57. 
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aussteliende  Forderung  von  1 07  Hü  Floiin  befriedigt  würde? 
Kurz:  alles  ergiebt  die  Notwendigkeit  der  Annahme,  die  Objekte 
bildeten  fortan  eine  in  sich  geschlossene  Pfandmasse:  nur  gegen 
einmalige  Zahlung  der  gesamten  Reichsschuld  konnte  sie  von 
ihrer  Haftpflicht  befreit  werden:  denn  wie  sie  als  Einheit,  so  bot 
jedweder  ihrer  Teile  dem  jülichschen  Hause  die  Bürgschaft  für 
eine  zu  irgendwelcher  Zeit  erfolgende  Befriedigung  seines  An- 
spruches an  das  Reich. 

§ 9.  Die  Mitwirkung  der  Fürsten. 

Wir  sehen,  allein  der  König  konnte  eine  das  Reich  bindende 
Verpflichtung  übernehmen;  nur  er  war  somit  zur  Verpfändung 
einzelner  Teile  des  seiner  Verwaltung  anheimgegebenen  Reichs- 
gntes  berechtigt:  selbst  den  Reichsverwesern  war  durch  die 
Goldene  Bulle101)  die  Befugnis  hiezu  entzogen. 

Der  Herrscher  traf  seine  Verfügungen  über  Reichsrechte 
und  Reichsbesitzungen  bald  in  geringerem,  bald  in  erheblicherem 
Umfange,  z.  B.  de  innata  nobis  gracia,102)  de  liberalitate  regia,103) 
de  nostre  celsitudinis  gracia  speciali,104)  de  plenitudine  regie 
potestatis,104)  auctoritate  imperiali,100)  de  plenitudine  nostre  im* 
peratorie  potestatis,107)  stets  aber,  wie  Adolf  von  Nassau 10S) 
einmal  sagt,  „nostro  nomine  et  iinperii“,  oder  um  die  Worte 


*••)  Goldno  Hülle  c.  5.  — Altmann  und  Bernheim  49:  .Ipso  tarnen 
comes  Palatinos  onine  genug  alienationis  seu  obligationis  reruin  imperialium 
Imiiisniodi  provisionis  teuipnre  (quotiens  saeniui  vacare  continget  imperium] 
erpresse  sibi  noverit  interdietum".  Die  gleiche  Bestimmung  galt  für  den 
Herzog  v.  Sachsen. 

1,,J)  Conrad  IV'.  1241  Oet.  — Huillard  0,  S24.  Dasz  die  Urkunde  im 
Namen  Friedrichs  II.  ausgefertigt  ist  (Ficker,  Wiener  Sitzungsberichte  69. 
285  ff.)  erklärt  sich  aus  der  Stellung  Conrads  IV.,  kommt  aber  für  unsere  Frage 
nicht  in  Betracht,  cfr.  Friedrich  II.  1243  Febr.  — Winkelmann.  Acta 
2,  39  No.  .14:  Bestätigung  einer  durch  Conrad  IV.  vollzogenen  Verpfändung 
von  Reichsbesitzungen  in  Aachen. 

w*)  Adolf  v.  Nassau  1297  Juni  13.  — Lac.  Uß.  2,  574  No.  973. 

,IH)  Karl  IV.  1349  Febr.  19.  — 1.  c.  3,  380  No.  473. 

m)  Ludwig  IV.  1317  Mai  22.  — 1.  c.  3,  116  No.  157. 

I°°)  Heinrich  VII.  1312  Juli  1«.  — Günther  3,  148.  No.  53. 

"’)  Ludwig  IV.  1332  Juni  23.  — Felten,  Die  Bulle  Ne  pretereat  2, 
244  No.  6. 

’08)  Adolf  v.  Nassau  1292  Sept.  22.  — Jan  Heelu  ed.  Willems  662. 
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Ludwigs  des  Bayern  '“*)  zu  wiederholen,  „nostro  et  successorum 
nostrorum  regum  et  imperatoruui  ac  imperii  nomine“. 

Alle  soeben  angeführten  Urkunden  und  ausser  ihnen  noeh 
viele  andere110)  — sie  bilden  zusammen  weitaus  die  Mehrzahl  der 
Verschreibungsverträge  — gedenken  mit  keinem  Worte  der  Zu- 
stimmung der  Fürsten.  War  aber  diese  überhaupt  erforderlich? m) 

Nicht  mit  der  Entschiedenheit  vermögen  wir  auf  die  hier 
gestellte  Frage  eine  Antwort  zu  geben,  mit  der  sie  gefordert 
wurde.  An  diesem  Orte  vor  allem  tritt  die  ausschliesslich 
auf  Gewohnheitsrecht  beruhende  Entwickelung  der  Verfassung 
des  Reiches  vor  Augen,  zugleich  der  durchaus  persönliche  Cha- 
rakter seiner  Verwaltung.  Schon  der  Ausdruck  „Fürsten“,  dessen 
wir  uns  bedienten,  löszt  folgern,  dasz  selbst  die  aus  der  könig- 
lichen Kanzlei  hervorgehenden  Aktenstücke  den  Kreis  der  Ein- 
willigenden nicht  auf  die  Kurfürsten  einschränkten:  und  doch 
muszte  deren  Kollegium,  nachdem  es  sich  im  13.  Jahrhundert 
ansgebildet  hatte,  von  dem  Bestreben  geleitet  sein,  mehr  und 
mehr  alle  ihm  nicht  ungehörigen  Elemente  von  dem  Konsens- 
rechte bei  Verfügungen  des  Königs  auszuschlieszen,  wie  es  jene 
von  der  Beteiligung  an  der  Wahl  verdrängt  hatte.  Kurz:  alles 
gestattet  nur  die  Aufzählung  der  Formen,  welche  die  Zustimmung 
der  Groszen  zum  Ausdruck  brachten,  nicht  aber  die  Aufstellung 
eines  allgemein  gültigen  Rechtssatzes. 


1OT)  LudwigIV.  1315  März  17.  — II.  Reg.  Ludw.  No.  -JO  14.  Or.  in  Coblenz. 
"")  efr.  Philipp  v. Schwaben  1204  Novbr.  — Dumont, Corps  dipl.  l»,  ist 
No.  245. 

Wilhelm  v.  Holland  1248  Decbr.  23.  — Lac.  UB.  2,  17ß  No.  338. 
Rudolf  v.  Habsburg  1290  Jnli  5.  — 1.  c.  2,  533  No.  893. 

Adolf  v.  Nassau  1294  Decbr.  14.  — 1.  c.  2,  562  No.  950. 

Albrecht  1300  Jan.  20.  — 1.  c.  2,  615  No.  1043. 

Heinrich  VII.  1310  Septbr.  2.  — 1.  c.  3,  67  No.  92. 

Ludwig  IV.  1320  Mai  11.  — Günther  3,  196  No.  104. 

Friedrich  (III.)  1322  Juni  18.  — Lac.  UB.  3,  167  No.  193. 

KarMV.  1364  April  14.  — N.  A.  8,  270  No.  142.  — etc.  etc. 

Zum  folgenden  sind  zu  vergleichen: 

Frey,  Königliches  Gut  165  ff. 

Lamprecht,  Forschungen  z.  deutschen  Gesch.  21,  1—19, 

Ficker.  Mitteil,  des  üstorr  Instituts  3,  1—62. 

Lamprecht,  Forschungen  23,  63—119. 

Schröder,  Lehrb.  d.  d.  R.-G.  494  ff. 
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Nur  ein  einziges  Diplom,  soweit  wir  sehen,  weist  auszer 
dem  königlichen  Siegel  noch  diejenigen  anderer  Fürsten  auf: 
die  UrkundeWilhelms  von  Holland  nämlich  aus  dem  Jahre  1248, m) 
durch  die  er  dem  Herzog  von  Limburg  Duisburg  versetzte,  mit- 
besiegelt von  dem  Erzbischof  von  Köln,  den  Grafen  von  Cleve 
und  Geldern.  Sie  verstärkten  hiedurch,  wie  Ficker113)  aus- 
geführt hat,  das  Zeugnis,  übernahmen  die  Bürgschaft  für  die 
Einhaltung  der  von  dem  Aussteller  geschaffenen  Verpflichtung, 
gaben  endlich  zu  der  Verfügung  des  Königs  ihre  Zustimmung. 

In  einer  weiteren  Gruppe  von  Urkunden  begegnet  die  Be- 
merkung, dasz  den  Herrscher  der  Ratschlag  seiner  Fürsten  und 
Getreuen  zu  den  vorliegenden  Erlasse  bestimmt  habe.  So  er- 
mächtigte Karl  IV.  im  Jahre  1 349 114)  den  Herzog  von  Brabant, 
die  Aachener  Pfandschaften  von  Jülich  an  sich  zu  lösen,  „de  deli- 
beracione  previa  et  maturo  principum  et  procerum  imperii  prece- 
dente  consilio  de  plenitudine  regie  potestatis“;  so  anerkannte114) 
er  auf  dem  Reichstage  zu  Metz  (1356)  die  Rechte  Jülichs  au 
dessen  ihm  vom  Reiche  verschriebenen  Besitzungen,  insofern 
jene  kirchliche  Verhältnisse  betrafen,  „sano  principum,  comitum, 
baronum,  procerum  et  nobilium  nostrorum  et  imperii  sacri 
fidelium  accedente  consilio  auctoritate  cesarea  de  plenitudine  im- 
perialis  potestatis“:  er  verpfändete119)  für  den  Fall  des  Aus- 
sterbens des  clevischen  Grafengeschlechtes  dem  Herzog  von 
Sachsen  die  Reichsstadt  Duisburg  „mit  wolbedachtem  mute, 
mit  rechter  wissen,  mit  wissen,  mit  rathe  unser  fürsten  und 
lieben  getruen“;  er  versprach117)  endlich  dem  Erzbischof  von  Trier, 
zu  gunsten  seiner  Kirche  unter  anderem  den  Pfandschilling  für 
Boppard  und  Oberwesel  von  50  000  auf  60  000  Mark  zu  erhöhen, 


,lä)  Wilhelm  v.  Holland  1248  Apr.  29.  — Ernst,  lliat.  du  Limbourg 
C,  242. 

"*)  Ficker,  1.  c.  3,37  f. 

m)  Karl  IV.  1349  Juli  25.  — Moser,  Reicbastätt.  Magazin  1,502. 
,u)  Karl  IV.  1356  Dccbr.  25.  — Lac.  UB.  3,482  No.  575. 

Dasz  es  sich  um  eine  Anerkennung,  nicht  aber  um  eine  Neuvorleihung 
handelt,  ergiebt  sich  aus  den  Urkunden  Ludwigs  IV.  1330  Aug.  16.  — B. 
Reg.  Ludw.  No.  3034,  3036. 

"“)  Karl  IV.  1362  Septbr.  8.  — Ludewig,  Rel.  Mss.  10,  56  No.  8. 

1,J)  Karl  IV.  1374  Novbr.  11.  — K.  T.  A.  1,  1 1 No.  3,  pag.  12,  Zeile  33  ff. 

Wo  riuinghoff,  DieYerpfundungen  d.  mittel«  u.  niederrb.  Reichsstädte  3 
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„von  gnaden  unser  keyserlichen  maiestät,  mit  wolbedachtem  mute, 
mit  rade  unser  fürsten  und  getrnwen“. 

Hiezu  kommen  noch  zwei  Urkunden  des  nämlichen  Kaisers 
aus  den  Jahren  13U8,,S)  und  137611®):  dort  setzte  er  den  Betrag 
der  an  Trier  zu  entrichtenden  Reichsschuld  auf  50  000  Mark 
fest,  hier  erfüllte  er  sein  im  Jahre  1374  gegebenes  Gelöbnis. 
Beide  verzeichnen  je  eine  erhebliche  Zahl  weltlicher  und  geistlicher 
Grossen  als  Zeugen,  an  deren  Spitze  sich  im  ersten  Diplome 
die  Kurfürsten  von  Mainz,  Pfalz  und  Sachsen  finden,  im  zweiten 
dagegen  alle,  wie  natürlich  mit  Ausnahme  von  Trier,  dem  es 
ja  ausgehändigt  ward.  Gewisz  ist  man  berechtigt,  aus  den 
Zeugenreihen  dieser  wie  aus  der  Erwähnung  königlicher  Rat- 
geber der  kurz  zuvor  angeführten  Aktenstücke  daraufzu  schlieszen, 
dasz  sich  das  Reichsoberhaupt  der  Zustimmung  der  Fürsten  ver- 
sicherte, nicht  aber,  dasz  dies  geschehen  muszte.  Denn  einmal 
wurde  die  Einwilligung  im  Verhältnis  zu  den  sonstigen  Ver- 
fügungen13") allzuselten  eingeholt,  dann  aber  war  zweifelsohne 
in  beiden  Fällen  der  Kreis  der  Einwilligenden  abhängig  von 
rein  äuszeren  Umständen:  das  Recht  des  Konsenses  erscheint 
keineswegs  bedingt  durch  die  staatsrechtliche  Stellung  des  ein- 
zelnen Groszen:  auch  die  Zustimmung  als  solche  konnte  daher 
keine  für  die  Rechtskraft  der  königlichen  Verordnung  unum- 
gänglich notwendige  Voraussetzung  bilden. 

Es  fehlt  endlich  nicht  an  Zeugnissen  dafür,  dasz  man  bei 
Verplandungen  von  Reichsgut  eine  der  Verfügung  selbst  voran- 
gehende oder  nachfolgende  Zustimmung  ausscklieszlich  der  Kur- 
fürsten für  geboten  hielt,  welche  Form  der  Beurkundung  man 
immer  als  wünschenswert  erachten  mochte.  Im  Jahre  1306 l31) 
war  zwischen  der  Tochter  Albrechts  und  dem  Sohne  des 
Herzogs  von  Brabant  eine  Ehe  vereinbart  worden,  zu  welchem 
Ende  der  König  sich  verpflichtete,  eine  Aussteuer  im  Betrage 
von  15  000  Mark  zu  zahlen.  Um  den  Fürsten  sicher- 
zustellen, gab  er  ihm  die  Vollmacht,  auszer  der  Reichsburg 

>'»)  Karl  IV.  136«  Jan.  29.  — N.A.  8,  274  No.  173-B.-H.  Reg.  Karl  IV. 
No.  7256. 

"«}  Karl  IV.  1376  Mai  31.  — R.  T.  A.  1,23  No.  6. 

,!0)  <1.  h.  Verpfändungen  von  Reicbsgut.  Die  Noten  114  — 119  enthalten 
alle  uns  bekannt  gewordenen  Zeugnisse  über  diese  Form  des  Konsenses. 

'“)  Albreeht  1306  Juli  26.  — Jan  llrab.  Yeesten  ed.  Willems  1,  726. 
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Kaiserswerth  auch  die  Stadt  Duisburg  von  ihren  derzeitigen 
Besitzern  auszulösen,  „consensu  principum  nostrorum  seu  maioris 
partis  eorum“.  Gerade  die  Betonung  aber  einer  Majorität  ein- 
willigender Fürsten  rechtfertigt  die  Annahme,  es  seien  hierunter 
die  Kurfürsten  zu  verstehen,  deren  Kollegium  ja  das  früher  un- 
bekannte Prinzip  der  quantitativen  Mehrheit  in  die  deutsche 
Verfassung  eingebürgert  hatte.12®) 

Wichtiger  jedenfalls  sind  die  im  Folgenden  verzeichnten 
Stellen  aus  den  Wahlkapitulationen  der  Bewerber  um  die  Königs- 
würde. Allerdings,  ihre  diesbezüglichen  Urkunden  enthalten  nicht 
allein  die  Zusagen  der  Verschreibung  von  Reichsrechten 
und  -Besitzungen,  gleichwohl  sind  sie  auch  für  diese  von 
erheblicher  Bedeutung.  Im  Jahre  1308'**)  verpflichtete  sich 
Heinrich  von  Luxemburg,  um  eine  stärkere  Gewähr  für  die  Er- 
füllung seiner  Versprechungen  zu  geben,  nach  seiner  Erhebung 
in  Köln  einzureiten, 12<)  „quousqne  omnia  et  singula  predicta  tarn 
sub  nostro  quam  principum  imperii  electorum  nostrorum  sigillis 
ipsi  archiepiscopo  et  ecclesie  sue  conscripta  fuerint  vel  sutficientem 
cautiouem  tarn  de  ipsis  sigillis,  si  qui  principum  abessent  et 
haberi  bono  modo  non  possent,  quam  de  premissis  omnibus  et 
singulis  adimplendis  eidem  et  ecclesie  sue  fecerimus“.  Die  gleiche 
Lgst  wollte  sechs  Jahre  später  Ludwig  von  Bayern 12i)  auf  sich 
nehmen,  bis  „super  premissis  omnibus  et  singulis  sibi  (Balduin 
von  Trier)  regales  litteras  duplicatas  concesserimus  . . . ac  eas 
ratificari  et  approbari,  si  commode  fieri  poterit,  per  omnes  et  sin- 
gulos  principes  coelectores  per  eorum  litteras  et  sigilla  fecerimus 
seu  procuraverimus“.  Ähnliches  gelobte  Johann  von  Böhmen128) 
für  seinen  Sohn  Karl  von  Mähren:  „Och  sal  der  kuning“,  so 
heiszt  es  hier,  „ind  wir  sament  in  truen  ind  ernstliche  unss 
möge  doen,  dat  die  breyve  van  den  vurschreven  punten,  die  der 
coning  dem  ertzbuscliof  van  Coelne  geven  sal,  werden  besigilt 


**)  cfr.  Lamprecht,  1.  c.  21,7. 

,iJ)  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  — Lac.  UB.  3,  50  No.  68, 
pag.  52  Zeile  0 von  unten. 

*“)  cfr.  Schröder,  1.  c.  678f. 

154)  Ludwig  v.  Bayern  1314  Septbr.  20.—  Winkelmann,  Acta  2,  774 
No.  1115,  pag.  776  Zeile  43  ff. 

,M)  Johann  v.  Böhmen  1346  Juni  15.  — Lac.  UB.  3,  348  No.  433, 
pag.  348  Zeile  18  von  oben. 

3* 
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mit  der  kurvursten  ingesigel  ind  wir  sy  mit  dem  cnninghe  l>e- 
sigelen  sunder  wedersprage“.  Wenzel  endlich,  so  versprach 
Karl  IV.’57)  dem  Erzbischof  Cuno  von  Trier,  „sal  schaffen  und 
begaden  [d.  i.  besorgen]  in  gnden  trnwen  und  nach  siner  besten 
möge  ane  argelist,  daz  alle  kurvursten  die  vorgenanten  gnaden, 
friheide  und  privilegia  und  ir  ygliche  bestedigen  und  yre  gute 
willen  und  verhengnisse  ubermitz  yre  versiegelte  brieve  darczn 
dun  nnd  geben“. 

Es  scheint  hienach,  dasz  man  den  Konsens  der  Kurfürsten 
für  erforderlich  hielt,  wenn  auch  derselbe  in  der  Form  von  Mit- 
besiegelungen oder  Willebriefen  zum  Ausdruck  gelangen  konnte. 
Aber  der  naheliegende  Schlnsz,  er  habe  unter  allen  Umständen 
eingeholt  werden  müssen,  darf  wiederum  nicht  gezogen  werden. 
Denn  einmal  leiden  Zusagen  wie  die  obigen  in  den  Wahl- 
kapitulationen Adolfs  von  Nassau15*)  sowie  Friedrichs  des  Schönen 
von  Österreich.151’)  während  hingegen  weder  bei  Rudolf  von 
Habsburg  noch  bei  Albrecht1*“)  überhaupt  von  derartigen  Ab- 
machungen die  Rede  sein  kann.  Und  maszgebend  ist  ferner, 
dasz  nur  Ludwig  von  Bayern  und  Karl  IV.  ihren  Versprechungen 
nachkamen, 131)  ohne  dasz  auch  sie  denselben  in  ihrem  ganzen 
Umfange  entsprochen  hätten.  Des  letzteren  Urkunde  vom  Jahre 
1376’**)  ist  voll  den  Kurfürsten  nur  bezeugt,  geschweige 

ll7)  Karl  IV'.  1371  Novlir.  11.  — K.  T.  A.  I,  II  No.  3,  png.  19  Zeile  11  ff. 

*“)  Adolf  v.  Nassau  1292  Apr.  27.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,  330 
No.  307. 

li")  Leopold  fiir  Friedricli  v.  Österreich  1311  Mai  9.  — Lac.  UB.  3, 93 
No.  129. 

’*)  Die  T'rkutide  Rudolfs  v.  Habsburg  1273  Octbr.  7.  — Günther  2, 
Ssl  No.  262  hat  nicht  die  Bedeutung  der  Verbriefung  eines  vor  der  Wahl 
gegebenen  Versprechens  nach  der  Erhebung  ihres  Ausstellers.  — Die  Ur- 
kunde Albrecht*  1298  Aug.  28.  — Lac.  l"B.  2,587  No.  997  ist  allerdings 
die  Belohnung  des  Erzbischofs  v.  Köln;  wohl  ist  sie  mitbesiegclt  von  Mainz. 
Trier,  Pfalz,  Brandenburg  und  Sachsen,  aber  sic  enthalt  keine  Verpfändung 
von  Reichsgut:  und  auf  eine  solche  kommt  es  uns  doch  allein  an. 

,sl)  Dasz  Heinrich  VII.  und  Karl  IV.  nach  der  Wahl  ihre  Zusagen 
hinsichtlich  der  Einholung  der  kurfürstlichen  Zustimmung  nicht  erfüllten, 
beweisen  folgende  Urkunden: 

Heinrich  VII.  1310  Septbr.  2.  — Lac.  UB.  3,67  No.  92. 

Karl  IV.  1316  Novbr.  26.  — I.  c.  3,333  No.  138. 

Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  — Joannis,  Spie.  13  No.  15. 

‘«1  cfr.  Note  119. 
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dasz  sie,  wie  vereinbart  worden  war,  ihre  Einwilligung  in  be- 
sonderen Dokumenten  niedergelegt  hätten.  Zn  der  auf  Grund 
seiner  Versicherungen  ausgefertigten  Verfügung  des  Wittels- 
bachers ***)  stellte  erst  im  Jahre  lSlti  Erzbischof  Peter  von 
Mainz  — und  soweit  erkennbar,  nur  er  allein ,w)  — einen  Wille- 
brief aus,  in  welchem  er  zur  Verpfändung  von  Boppard  und 
Oberwesel  um  26000  Mark  seinen  „Consensus  et  assensus“  erteilte. 
Es  ist  das  einzige**1)  uns  aus  dem  14.  Jahrhundert  bekannte 
Beispiel  einer  solchen  Genehmigung  bei  Verpfändungen  rheinischen 
Reichsgutes.  Ihm  an  die  Seite  zu  setzen  sind  nur  die  Wille- 
briete  sämtlicher  Kurfürsten  bei  der  Verschreibung  des  Bopparder 
Reichszolles  an  den  Grafen  Eberhard  von  Katzenellenlaigen  durch 
Rudolf  von  Habsburg, ,M)  Dokumente,  in  welchen  die  Aussteller 
„ut  omuia  et  singnla  robur  maioris  obtineant  lirmitatis“,  ilirem 
„benivolus  spontaneus  et  über  consensus“  Worte  verliehen.  Nun 
linden  wir  schon  am  3.  October  12831*7)  den  Grafen  in  Aus- 
übung seiner  Gerechtsame  begriffen,  bereits  am  is.  December 
1314**’')  den  Erzbischof  von  Trier  wenigstens  im  Besitze  von 
Oberwesel.  »Sollen  wir  unter  solchen  Umständen  annehmen,  die 


,M)  Ludwig  IVr.  1 H ■ 4 Pecbr.  2.  — Günther  3,  160  No.  62. 

1316  Mai  28.  — Or.  in  Cobleiiz.  .Hier  beruhen  gleichartige  Ge- 
nelimigungsurkundcu  anderer  Kurfürsten  nicht,“  Mitteilung  von  Herrn 
Dr.  Becker  in  Uoblenz. 

,w)  Als  einen  WUlebrief  im  technischen  Sinne  wird  man  die  Urkunde 
Boemunds  II.  v.  Trier  135t»  April  13. — Goerz,  ltcgg.  d.  Erzbb.  von 
Trier  59  nicht  bezeichnen  dürfen,  durch  welche  er  der  Verschreibung  eines 
Turnosen  vom  Bopparder  Zoll  durch  Karl  IV.  (1359  April  13. — Winkel- 
mann. Acta  2,  542  No.  842  an  Pfalzgraf  Kuprecht  den  Jüngeren  zustimmt. 
Der  Bopparder  Zoll  war  eine  Erweiterung,  kein  ursprüngliches  Zubehör  der 
trierischen  Reichspfandschaft  Boppard  und  Oberwesel. 

,M)  cfr.  Rudolf  v.  Habsburg  1282  Novbr.  11.  — Weuck,  Hess.  l'B.  I,  4t» 
No.  TO. 

Willebriefe:  1.  Mainz  1283  Jan.  11.  — 1.  c.  1,51  No.  74  Note. 

2.  Köln  1283  Jan.  II.  — ibidem. 

3.  Pfalz  1283  Jan.  24.  — ibidem. 

4.  Trier  1283  Mai  16.  — ibidem. 

5.  Böhmen  1285  Apr.  13.  — 1.  c.  1,51  No.  74. 

6.  Sachsen  1285  Apr.  14.  — ibidem  (in  einander  gedruckt). 

7.  Brandenburg  1285  Octbr.  2.  — 1.  c.  1,53  No.  77. 

'”)  1283  Oetbr.  3.  — Hennes,  Cod.  dipl.  ord.  Tlieut.  1,257  No.  293. 

IS*)  1314  Decbr.  18.  — Günther  3,  164  No.  64. 
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Ausfertigung  von  Willebriefen  nach  diesen  letzten  Zeugnissen 
sei  ein  rein  formaler  Akt  gewesen,  oder  man  habe  auf  ihr  be- 
standen, weil  man  sie  für  unbedingt  erforderlich  hielt? 

Wir  sehen,  allenthalben  musz  die  am  Eingänge  unserer 
Untersuchung  aufgeworfene  Frage  unentschieden  bleiben.  That- 
sächlich  mochte  der  Konsens  öfters  gegeben  sein,  als  die 
angeführten  Urkunden  annehmen  lassen:  noch  können  wir  ja 
auch  hievon  einige  Spuren  verfolgen.  So  versprach  Adolf  von 
Nassau13*)  dem  Erzbischof  von  Köln,  demjenigen  das  Aachener 
Schultheiszenamt  anzuvertrauen,  den  der  Kurfürst  Vorschlägen 
würde:  bald  darauf  verpfändete  er110)  jenes  Amt  an  den  Grafen 
von  Jülich,  ohne  Zweifel  mit  der  Genehmigung  Siegfrieds. 
So  versprach  Ludwig  von  Bayern  U1)  dem  Erzbischof  von  Trier, 
den  Grafen  Adolf  von  Berg  im  Besitze  Duisburgs  zu  belassen: 
als  er  dann  nach  seiner  Wahl  den  Pfandschilling  für  diese 
Stadt  um  lono  Mark  vermehrte, us)  durfte  er  gewisz  der  Ein- 
willigung Balduins  versichert  sein,  wenn  er  auch  jetzt  die 
ursprüngliche  Zusage  überschritt.143) 

'")  cfr.  Note  12s. 

,M)  Adolf  v.  Nassau  1292  Septbr.  12.  — Lac.  t'B.  2,  '>48  No.  924. 

’*’)  Ludwig  v.  Bayern  1314  .Septbr.  20.  — Winkelmann,  Acta  2,77» 
No.  1116. 

“*)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  5.  — Lac.  t'B.  3,  108  No.  144. 

,,si  Weitere  Beispiele  hieftir  ergeben  sich  aus  der  Verbindung  der  in 
der  Urkunde  v.  1814  Septbr.  20  (Note  142)  für  Jülich  gemachten  Zusage  mit 
der  Urkunde  Ludwigs  IV.  1314  Decbr.  2 (Note  90).  Sodann  aus  den  Ver- 
sprechungen Friedrichs  d.  Schönen  für  Kngelberf  v.  d.  Mark  und  Heynald 
v.  Falkenburg,  die  ja  in  eine  für  den  Erzbischof  v.  Köln  ausgestellte  Ur- 
kunde aufgenommen  sind  (1314  Mai  9.  — Note  ss).  — Natürlich  sind  hier 
die  den  Kurfürsten  selbst  gegebenen  Versicherungen  nicht  in  den  Kreis  der 
Betrachtung  einzubeziehen. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  Folgen  der  Verpfändung. 

Capilel  I. 

IMc  Stellung  des  (»Milbiger* **). 

§ 1.  Allgemeines. 

Das  deutsche  Recht1)  kennt  zwei  Arten  der  Verpfändung 
die  man  nach  Albrechts4)  Vorgang  vielfach  durch  die  Bezeich- 
nungen „ältere“  und  „neuere  Satzung“  von  einander  geschieden 
hat,  eine  erste  nämlich  „mit  Übergabe  des  Gutes  in  die  Gewere 
des  Gläubigers“,  eine  zweite  „mit  Verbleiben  des  Gutes  in  der 
Gewere  des  Schuldners“. 

Soweit  unsere  Materialien  reichen,  ist  nur  jene  bei  den 
Reichspfandschaften  zur  Anwendung  gelangt;  für  diese  läszt  sich 
kein  einziges  Beispiel  naclnveisen.  Allüberall  haben  wir  es  zu 
thun  mit  der  vertragsmftszigen  Einräumung  eines  Bestandteiles 
des  Reichsvermögens  in  den  Besitz  des  Gläubigers,  an  welche 
ja  auch  die  bereits  angeführten'1)  sprachlichen  Ausdrücke  er- 
innern. 

Diesem  Besitze  am  Pfände  entsprangen  — wir  greifen  hier 
voraus  — die  Ausübung  fast  aller,  späterhin *•)  aller  mit  ihm 
verbundenen  Hoheitsrechte,  der  Bezug  aller  aus  ihm  flieszenden 
Einnahmen,  soweit  jene  Gerechtsamen,  jene  Einkünfte  vor  der 
Verpfändung  unbeschränktes  Eigentum  des  Reiches  gewesen 
waren. 

Um  dies  zu  verstehen,  dürfen  wir  nicht  den  gewaltigen 
Unterschied  vergessen,  der  die  Anschauungen  des  Mittelalters 
von  den  unsrigen  trennt.  Heute  halten  wir  öffentliches  und 
privates  Recht  scharf  auseinander:  die  uns  beschäftigenden  Jahr- 
hunderte dagegen  verquickten  die  Sphären  beider.  Das  Hoheits- 
recht des  deutschen  Königs  über  eine  Stadt  u.  s.  f.,  das  er  als 
Vertreter  des  Reiches  handhabte,  faszte  man  auf  als  Eigentum 


*)  Zura  Folgenden  cfr.  Heusler.  Institutionen  2,  131. 
■)  Albrecht,  Die  Gewere  142  ff. 

cfr.  pag.  1«,  Note  71—75. 

**)  cfr.  pag  58,  Note  52  ff. 
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an  einer  Liegenschaft,  unterwarf  es  also  ganz  folgerichtig  den  für 
seinen  Erwerb,  seine  Schmälerung,  seinen  Verlust  geltenden 
Sätzen  und  Regeln  des  Privatrechtes.  Somit  nmszte  die  Ver- 
pfändung von  Reichsgut  in  einem  Vertrage  zum  Ausdruck  ge- 
langen, vereinbart  durch  zwei  in  ihm  sich  gleichgestellte  Ein- 
heiten, das  Reich  und  das  Geschlecht  beziehungsweise  die  Kirche, 
die  ja  auf  Grund  eines  gegenseitigen  Verhältnisses,  der  Zahlungs- 
verbindlichkeit des  ersteren  und  der  Fordernngsberechtigung  der 
letzteren,  auf  einander  angewiesen  waren. 

§ 2.  Eventuelle  Verpfändung. 

Gewisz  mit  Recht  wird  man  annehmen,  sofort  nach  Aus- 
händigung der  Diplome  habe  die  Verpfändung  in  Kraft  treten 
sollen.  Sehen  wir  noch  ab  von  dem  "Widerstande  einzelner 
Städte  gegen  derartige  Unterstellungen  unter  die  Gewalt  eines 
Fürsten:  es  fehlt  nicht  an  Zeugnissen  dafür,  dasz  man  den  zeit- 
lichen Beginn  des  Pfandbesitzes  abhängig  machte  von  der  vorher- 
gehenden Erfüllung  ausdrücklich  beurkundeter  Bedingungen,  dasz 
man  sogar  über  Reichsrechte  und  Reichsbesitznngen  Verfügungen 
traf,  ohne  irgendwie  thatsächlich  hiezu  berechtigt  zu  sein. 

Alle  so  verschiedenartigen  Aktenstücke  lassen  sich  vielleicht 
zusammenfassend  als  „eventuelle  Versetzungsverträge'4  be- 
zeichnen.31’) 

Im  Jahre  1202*)  versprach  Otto  IV.  von  Braunschweig 
dem  Erzbischof  Adolf  von  Köln,  ihm  die  Reichsstadt  Dortmund 
zu  überweisen,  wenn  anders  dessen  Forderung  nicht  bis  zum 
24.  Juni  1203  getilgt  sein  sollte;  in  ähnlicher  Weise  sollte  im 
Jahre  13005)  Sinzig  in  den  Besitz  Jülichs  übergehen,  würde 
ihm  nicht  bis  zum  Osterfeste  (10.  April)  die  Summe  von  3000 
Mark  gezahlt  sein.  Auch  die  Urkunden  Ludwigs  des  Bayern 
vom  Jahre  1336*)  sowie  die  seines  Nachfolgers  vom  Jahre 
1362’)  sind  hier  zu  verwerten:  in  jener  übertrug  der  Herrscher 

Jb)  llan  könnte  in  Analogie  zu  lehnsreehl  liehen  Institutionen  (cfr. 
Schröder,  1.  c.  300)  Ton  Verpfändungen  „mit  Gedinge“  oder  „mit  Unter- 
schied“ sprechen. 

*)  (Otto  IV.)  120*  Septbr.  — M.  G.  L.  L.  2,206. 

b)  Aibrecht  1300  Jan.  10.  — Lac  UB.  2,615  No.  1042. 

*)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  — Lac.  UB.  3,248  No.  306. 

’)  Karl  IV.  1362  Septbr.  8.  — Lttdewig,  Bei.  Mss.  io,  56  No.  8. 
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auf  Wilhelm  von  Jülich  alle  Pfandschaften  des  Grafen  Adolf 
von  Berg,  in  der  Karls  IV.  hinwiederum  wurde  vereinbart,  das/, 
der  Herzog  von  Sachsen  in  Duisburg  in  Zukunft  gebieten  solle, 
— hier  wie  dort  unter  der  Voraussetzung,  dasz  die  bisherigen 
Inhaber  der  Reichsgüter  gestorben  sein  würden,  ohne  Erben 
zu  hinterlassen. 

Ebendasselbe  gilt  ferner  von  den  immerhin  nicht  allzu- 
zahlreichen Urkunden,  in  welchen  die  deutschen  Könige  einzelnen 
Groszen  die  Ermächtigung  zur  Auslöse  eines  noch  in  der  Hand 
eines  Dritten  befindlichen  Pfandes  erteilten.8)  Verwirklichte  sich 
diese,  so  mnszte  die  aufgewandte  Summe  fortan  den  Anspruch 
des  Begünstigten  darstellen:  erst  dann  ward  er  Besitzer  des 
Haftobjektes.  Allerdings  waren  derartige  Verschiebungen  im 
letzten  Grunde  unstatthaft.  Nur  dem  Reiche  ja  lag  die  Befugnis 
ob,  seinen  Verbindlichkeiten  nachzukommen,  mit  anderen  Worten 
einen  versetzten  Bestandteil  seines  Vermögens  wieder  an  sich 
zn  bringen;  es  durfte  nicht  gestatten,  dasz  Andere  für  sich  und 
dazu  in  ihrem  Interesse  es  thaten,  — gleichwohl  verloren  sie 
an  Härte  dadurch,  dasz  die  Forderung  des  ersten  Gläubigers 
als  bisher  zu  Recht  bestehend  anerkannt  wurde,  ihr  durch  einen 
zweiten  Genüge  geschah. 

Ungerechter  jedenfalls  erscheint  es,  wenn  Heinrich  von 
Luxemburg  das  kölnische  Erzstift  in  den  Besitz  von  Reichs- 
gütern einzuweisen  verspricht,  „amoto  ab  eisdem  . . . sive  per 
redemptionem  dando  pecuniam,  sive  alio  modo  quolibet  detentore, 
imrno  et  quacnnque  via  poterimus“  ®);  er  behält  sich  vor,  nötigen- 
falls mit  Gewalt  vorzugehen.  Seinem  Beispiele  sind  späterhin 


s)  cfr.  Adolf  v.  Nassau  1297  Juni  Kl.  — Lac.  UB.  2,  574  No.  97a. 
Albrecht  1S02  Octbr.  20.  — Boeck,  Aquisgr.  12S. 

Albrecht  1306  Juli  20.  — Jan  Brüh.  Yoesten  ed.  Willems  1,726. 
Heinrich  VII.  1310  Septbr.  2.  — Lac.  UB.  3,67  No.  92. 

Heinrich  VII.  KllOSeptbr.  2.  — Rubel,  Ilortm.  UB.  1,221  No.  320 Note  1. 
Ludwig  v.  Bayern  1314  Septbr.  20.  — Winkelmann,  Acta  2,  778 
No.  1116. 

Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  — Lac.  UB.  3,  105  No.  140. 

Karl  IV.  1.349  Juli  25.  — Moser,  Reichsstätt.  Magazin  1,  502,  cfr. 
Entwurf  1348 — 1349.  — Winkelmann,  1.  c.  2,  444  No.  716. 

Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  — Lac.  UB.  3,  50  No.  68. 
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Ludwig  der  Bayer.10)  Friedrich  der  Schöne11)  und  endlich  Günther 
von  Schwarzburg1*)  gefolgt,  ohne  dasz  ein  Gelingen  dieser  Pläne 
zu  verzeichnen  wäre. 

Durch  das  Zusammentreffen  verschiedener  Umstände  kommt 
den  angeführten  Urkunden  eine  nicht  gelinge  Bedeutung  zu:  es 
sind  rechtlich  oft  unhaltbare  Verschreibungen;  bediente  man  sich 
ihrer,  so  handelte  man  zum  teil  in  dem  Bestreben,  Parteigängern 
den  Besitz  von  Reichsgut  zuzusichern  und  dieses  den  Gegnern 
zu  entziehen,  ein  Bestreben,  das  gerade  in  den  Zeiten  eines 
Doppelkönigtums  (wie  z.  B.  1314—1322  und  1349)  hervortreten 
muszte,  zum  teil  vielleicht  auch  infolge  des  völligen  Mangels  an 
unveräuszertem  Reichsgut,  über  das  man  noch  hätte  verfügen 
können. 

Kein  deutscher  König  jedoch  ist  so  willkürlich  verfahren  wie 
Adolf  von  Nassau  während  des  ersten  Jahres  seiner  Regierung. 
Die  Domänen  innerhalb  Dortmunds  befanden  sich  in  den  Händen 
des  Grafen  von  der  Mark,10)  Duisburg  im  Besitze  des  clevischen 
Geschlechtes,14)  während  die  Verhältnisse  Sinzigs  unaufgeklärt 
bleiben  müssen.11)  Wohl  hatte  Adolf  vor  seiner  Wahl  dem  Erz- 
bischof von  Köln  versprochen,  die  genannten  Plätze  den  der- 
zeitigen Besitzern  zu  entziehen.1*)  Nach  seiner  Erhebung  nahm 
er  hierauf  keine  Rücksicht  mehr.  Er  verpfändete17)  sie  an  Sieg- 
fried, um  wenige  Tage  später1*)  die  dortigen  Einkünfte  dem 
Herzog  von  Brabant  zu  überweisen.  Der  kommende  Monat 


"')  Ludwig  IV.  1317  Mai  20.  — Tesclicninachcr,  Anu.  Cliv.  Cod. 
Dipl.  36  No.  44.  — idem  1317  Mai  22.  — Lac.  Uti.  3,  116  No.  157. 

’*)  Friedrich  (III.)  1322  Juni  I «.  — I.  c.  3,  167  No.  193. 
lä)  Günther  v.  Schwarzburg  1349  Jan.  2.  — Winkel  mann,  Acta  2. 
«26  No.  1167. 

”)  129« — 1299.  — Koppinunn,  Hausarczcsse  1,  40  Note  1:  Die 

Dortmunder  schreiben  au  Albrecht,  dasz  der  „comos  de  Marka  iam  dudum 
redditus  imperii.  quog  apnt  nos  hahetis,  scilicet  n teiuporihus  dotniui  palris 
vestri  pie  memnrie  (Rudolf  v.  Habsburg)  sub  se  tcnuit  et  pereepit.“ 

'*)  Rudolf  v.  Habsburg  1290  Juli  5.  — Lac.  UH.  2,533  No.  »93. 

“)  cfr.  Exkurs  II..  C.  Note  12  ff. 

'*)  Adolf  v.  Nassau  1292  Apr.  27.  — l)uell.  d.  St.  Köln  3,  326 
No.  367  : „Ipsa  deliberabimus  et  absolvemus  a nmnibus  illnrum,  ijui  nunc 
tenent.“ 

”)  Adolf  V.  Nassau  1292  Scptbr.  13.  — 1.  c.  3,  331  No.  373. 

’*)  Adolf  T.  Nassau  1292  Septbr.  22.  — Jan  Hcelu  ed.  Willems  562. 
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bringt  einen  neuen  Umschwung:  der  König  besteht10)  darauf, 
die  Städte  der  kölnischen  Kirche  zu  untergeben. 

Wir  vermögen  nicht  mehr  zu  verfolgen,  welchen  Ausweg 
man  zur  Entwirrung  der  sich  kreuzenden  Verfügungen  und 
Ansprüche  einschlug.  Soviel  steht  fest,  weder  der  Kölner  noch 
der  Rrabanter  nahmen  die  ihnen  zugedachte  Stellung  ein.  Letzterer 
wurde  am  18.  November  1292*°)  zum  Reichslandvogt  in  dem  Gebiete 
zwischen  Mosel  und  Nordsee  eingesetzt,  eine  Ernennung,  welche 
nach  Böhmers*1)  Vermutung  „die  Wirkung  der  Urkunde  vom 
22.  September  12U2  dort  haben  sollte,  wo  man  etwa  die  Ver- 
pfändung nicht  anzuerkennen  Lust  hatte“;  des  ersteren  Verzicht 
ergiebt  sich  wohl  aus  dem  Schweigen  des  endgültigen  Vertrages**) 
zwischen  König  und  Kurfürst  über  jene  Städte:  infolge  der  hier 
vereinbarten  Vergünstigungen  „predictus  princeps  noster“,  so 
lauten  die  Worte  des  Aktenstückes,  „renunciavit  et  elfestucavit 
expresse  et  ex  certa  scientia  omnibus  actionibus,  litteris  et 
instrumentis,  pactis,  pactionibus,  iuramentis  et  singulis  ordinatio- 
nibus  ex  quacunque  forma  verborum  actis  et  habitis  inter 
nos  et  ipsnm  . . . nsque  in  hodiernum  diem  et  exnunc  predicta 
instrumenta  vnlt  carere  omnino  robore  firmitatis  et  eadem  restituet 
nobis  vel  certis  nostris  nunciis  requisitus.“ 

Dasz  aus  solchen  Anlässen  oftmals  Streitigkeiten  enstanden, 
wird  uns  nicht  in  Erstaunen  setzen.  Um  sie  zn  beenden,  nahmen  die 
Parteien  in  der  Regel  ihre  Zuflucht  zu  dem  Spruche  ausdrücklich 
berufener  Schiedsrichter.  Aber  noch  bestand  die  Pflicht,  Klagen 
um  Reichsgut  dem  Reichshofgerichte  vorzulegen**):  immer 

wurde  infolgedessen  die  Beilegung  derartiger  Miszhelligkeiten 
dem  Könige  anheimgegeben:  seinem  Ausspruch  sollten  sich  so- 
wohl der  Kläger  als  der  Beklagte  unterwerfen**). 

,!l)  Adolf  v.  Nassau  1292  Octbr.  4.  — Lac.  UB.  2,551  No.  931. 
idem  1292  Octbr.  4.  — Quell,  d.  Sr.  Köln  3,  :141  No.  376. 
idem  1292  Octbr.  4.  — I.  c.  3,340  No.  375. 
idem  1292  Octbr.  25.  — Lac.  l’B.  2,554  No.  935. 

*°)  Adolf  v.  Nassau  1292  Novbr.  IS.  — M.  0.  L.  L.  2,  459 
**)  Böhmer.  Keg.  Ad.  No.  69. 

,ä)  Adolf  v.  Nassau  1293  Mai  29.  — Lac.  UB.  2,654  No.  937. 

**)  efr.  Schröder,  I.  c.  530. 

**)  Wir  verzeichnen  im  Folgenden  die  diesbezüglichen  Stellen  solcher 
Schiedssprüche ; die  angeführten  königlichen  Urkunden  geben,  soweit  möglich, 
die  jedesmalige  Veranlassung: 
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Allein  nur  die  Entscheidung  Albrechts  vom  Jahre  130134) 
ist  erhalten,  kraft  welcher  er  den  Grafen  von  der  Mark  den 
ungestörten  Pfandbesitz  der  Dortmunder  Domänen  zusicherte. 


1.  1300  Decbr.  1.  — Lac.  UB  2,  628  No.  1066.  Die  Schiedsrichter  erklären : 
»ever  up  den  zvist  de  van  Sincege  is  tuschen  unson  heren  van  Keine, 
de  sich  Yennist  inde  haid  breve  des  kuninges  Albrechtes  inde  der  vnrsten, 
inde  der  burgreve  van  Rhinecken,  der  sich  vurmist,  dat  he  des  kuninges 
Adolphes  breve  have,  dat  sin  wille  werc,  dat  he  Sincege  leisde  van 
einre  vremeder  hant,  inde  sich  vnrmist,  dat  vur  deseme  koninge  Albrechto 
nrtlel  gegeven  sy.  dat  ieme  dat  gut  bliven  sal,  inan  cn  geve  eine  sin 
gelt:  su  wisen  wir  si  an  den  Koninc  vur  eiue  reit  zu  nemene.* 

cfr.  Klageartikel  des  Burggrafen  v.  Kheineck  gegen  Kühl  bei  Kremer. 
Beiträge  3,  Darstellung  SU  Note  s.  Die  Urkunden  Adolfs  v.  Nassau 
und  Albrechts  für  den  Burggrafen  v.  Kheineck  sind  nicht  erhalten.  Die 
Urkunde  Albrechts  und  der  Fürsten  Tür  Köln  ist  gegeben  1298  Aug.  2«. 
— Lac.  UB.  2,5«7  No  '.107,  efr.  idem  1298  Ang.  2x.  — Günther  2, 
629  No.  379. 

2.  1300  Decbr.  1.  — Lac.  UB.  2,  627  No.  1065.  Die  Schiedsrichter  erklären: 
.wart  unse  herre  der  erchebiacbof  alrebande  offen  brifve  hait  vor  sich 
ind  der  Greve  van  der  Marken  eich  offene  breyvc  hait  vnr  sich  up 
leyniuge  der  «tat  vau  Dirtmunde,  des  godes  darzo  gehört  inde  der 
hove  van  Braklc,  Westhove  inde  van  Kimenhorst  mit  deine  dat  darzo 
gehoirt,  dei  dat  Kigo  anne  gchorent,  in  de  were,  dat.  man  den  Greve  vau 
der  Marke  vuuden  hait  ind  nu  vint,  halden  sal  inde  in  der  weren  bliven 
sunder  urlage,  bis  dat  si  vnrme  konichge  bischeyden  werdeut  na  ratlio.“ 

cfr.  Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  Kinl.  38  Note  1.  Die  Urkunde 
Albrechts  für  den  Grafen  von  der  Mark  ist  gegeben  1300  Jan.  20. 

Lac.  UB.  2,615  No.  1043.  Die  Urkunde  Albrechts  für  den  Erzb.  v. 
Köln  ist  gegeben  1298  Aug.  2x.  — Lac.  UB.  2,5X7  No.  997,  cfr.  die 
Urkunden  bei  Kübel,  1.  c.  1.  177  No.  259,  — etc.  etc. 

3.  1317  Octbr.  29.  — Lac.  UB.  3,  122  No.  163,  pag.  131  Zeile.  11—13  von 
oben.  Die  Schiedsrichter  erklären:  ,vort  sayn  wir,  siut  der  greve  van 
Cleve  ind  der  greve  van  der  Marken  vorderungo  haut  under  eyn  up  gut, 
dat  vamne  righe  roert  (darunter  können  nur  die  Dortmunder  Reichs- 
besitzungon gemeint  sein),  so  spregbe  wirvoer  eyn  regt,  dat.  si  des  voylgen 
soelen  voert  righe,  ind  we  it  da  mit  dem  meyiten  regte  behelt,  dat  id 
de  hillighen  have.“ 

Die  Urkunden  Ludwigs  IV.  für  Dietrich  v.  Cleve  waren  gegeben 
1317  Mai  20.  und  Mai  22.  (Note  10).  — cfr.  pag.  26. 

**)  Albrecht  1301  Febr.  8.  — Fahne,  UB.  2,  307  No.  675:  „Judicamus, 
definimus  et  pronunciamus  bona  huiustnodi  ipsum  comitem  de  Marka  habere 
et  teuere  debere,  sicut  sibi  sunt  ex  causa  pignoris  obligata.“  Er  nimmt 
Bezug  auf  den  Schiedsspruch  1300  Docbr.  1 (Note  24  sub  2). 
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§ 3.  Der  Besitz  des  Gläubigers. 

Der  Besitz  des  Gläubigers  am  Pfände  war  die  notwendige 
Folge  einer  jeden  von  Erfolg  begleiteten  Verschreibung  von 
Reichsgut;  seine  Subjekte  waren  Kirche  und  Geschlecht50),  die 
nämlichen,  welche  wir  als  Träger  des  Anspruches  an  das  Reich 
bereits  kennen  lernten.  Auf  dem  Untergründe  der  Forderung 
erwuchs  für  beide  ihr  Recht  an  dem  Haftobjekte;  es  erlosch, 
sobald  jene  getilgt  ward. 

Ihrem  Wesen  nach  unsinnliche  Persönlichkeiten  und  doch 
wieder  den  Einzelpersonen  als  gleichartig  zur  Seite  gestellt*7), 
fanden  sie  dem  Pfände  gegenüber  ihre  Vertreter  an  dem  jeweils 
gebietenden  Landesherren,  sodasz  als  Organ  der  kirchlichen 
Anstalt  der  Erzbischof,  der  Graf,  Markgraf  oder  Herzog  als 
Repräsentant  der  adligen  Genossenschaft  erschienen.  Indem 
beide  je  eine  sie  überragende  und  ihren  Wechsel  überdauernde 
Einheit  in  sich  verkörperten,  vermochten  sie  am  verschriebenen 
Gute  nur  fremdes  Recht  auszuüben.  Und  diese  Voraussetzungen 
der  folgenden  Untersuchung  sind  nicht  auszer  Acht  zu  lassen, 
wenn  wir  auch  oft  davon  sprechen,  z.  B.  Dortmund  sei  an  den 
Erzbischof  von  Köln,  das  Aachener  Schultheiszenamt  dem  Grafen 
von  Jülich  versetzt  worden:  nur  deshalb  ja  dürfen  wir  einer 
solchen  Kürze  des  Ausdrucks  uns  bedienen,  weil  sie  sofort 

M)  cfr.  Adolf  v.  Nassau  1292  Octbr.  4.  — Quoll,  d.  St.  Köln,  3,341 
No.  37U:  „Cum  nos  . . . iura,  iurisdictiones,  redditus  . . . iu  oppido  de 
Duaburg  . . . venerabili  Sifrido  archiepiscopo  Coloniensi,  . . . suis 
successoribus  et  ecclesie  Colonicnsi  comwisserimus  et  obligaverimus 
habendos,  tenondo9  et  possidendos  pacifice  et  quiete,  vobis  universis  et 
singulis  . . . mandamns,  quatenus  eidem  archiepiscopo,  eins  successoribus 
et  ecclesie  Coloniensi  vice  nostra  tidelitatem  facialis.“ 

Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  — Günther  3,  148  No.  53:  „Oppida  et 
castra  imperii  Bopardiam  et  Wesaliain  sihi  (Balduin)  et  successoribus 
suis  ac  ecclesie  Treverensi  auctoritate  impcriali  obligavimus  et  tenore 
presentium  obligamus.“ 

Conrad  IV.  1241  Octbr.  — Hu  illard  fi,  824  : „Oppiduin  nostrum  Duren  . . . 
duximus  obligandum  et  ipse  comes  (v.  JUlicb)  et  sui  beredes  dictum 
oppidum  a nobis  et  nostris  successoribus  tenebuut.“ 

Rudolf  v.  Habsbnrg  1282  Novbr.  11.  — Wenck,  Hess.  (TB.  1,49 
No.  70.  Verpfändet  an  den  Grafen  v.  Katzcnellenbogen  „theloneum  nostrum 
et  imperii  apud  Bopardiam  . . . sine  impedimento  et  costradictione  cuiuslibet 
pacifice  et  quiete  ab  ipso  et  suis  heredibus  tenendum.“  — etc.  etc. 

*•)  cfr.  Gierke,  Deutsches  Genossenschaflsrecht  1,  417  f.,  2,  649  ff. 
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denjenigen  bezeichnet,  der  im  Namen  seiner  Kirche  oder  seines 
Geschlechts  deren  Besitz  am  Pfände  wahrzunehmen  berufen  war. 

Der  Wortlaut  der  V erpfandu ngsurk u n den  hatte  ihren 
Empfängern  den  unbehelligten  Fortbestand  des  durch  sie  be- 
gründeten Besitzes  zugesichert.  Er  sollte  unabhängig  sein  von 
der  Ablösung  des  einzelnen  Herrschers  wie  des  einzelnen  Groszen 
durch  ihre  Nachfolger,  wenn  auch  zeitlich  beschränkbar  durch 
die  Pflicht,  das  Pfand  dem  Reiche  zurückzustellen,  sobald  dieses 
sein  Recht  der  Pfandlöse  verwirklichte. 

Um  so  auffälliger  sind  daher  auf  den  ersten  Blick  solche  Diplome, 
in  welchen  die  deutschen  Könige,  sei  es  bald  nach  ihrer  eigenen 
Erhebung,  sei  es  bald  nach  dem  Regierungsantritt  eines  Fürsten, 
den  durch  die  Verfügungen  ihrer  Vorgänger  geschaffenen  Ver- 
hältnissen Anerkennung  und  Bestätigung  zu  teil  werden  lieszen. 

Die  hier**)  zu  einer  Übersicht  vereinigten  Urkunden  hissen 
zunächst  erkennen,  dasz  man  ihre  Ausfertigung  nach  der  Wahl 
und  Krönung  des  Königs  für  wünschenswert  erachtete,  zugleich 
aus  welchen  Gründen  man  dieselbe  zu  erlangen  suchte.  Noch 
ist  es  möglich,  wenigstens  bei  einigen  Gläubigern  nahezu  voll- 
ständige Reihen  derartiger  Aktenstücke  aufzuzählen,  wie  etwa 
bei  Trier,  Cleve  und  Katzenellenbogen. 

Nicht  ihnen  allen  gegenüber  ist  unsere  Lage  eine  so  günstige. 
Denn  während  für  die  Grafen  von  der  Mark  keine  derartigen 
Zeugnisse  mehr  erhalten  sind,  vermögen  wir  bei  anderen  Ge- 
schlechtern nur  die  Vermutung  aufzustellen,  dasz  auch  sie  ähnliche 
Diplome  erhielten.  So,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  bei  der 
jülichschen  Reichspfandschaft  Düren : im  Jahre  1241  war  diese 
Stadt  um  10  000  Mark  dem  Grafen  Wilhelm  überwiesen  worden, 
die  Urkunde  Ludwigs  des  Bayern  vom  Jahre  1336  dagegen 
berichtet,  dasz  bislang  der  Pfandschilling  50000  Florin  betrug. 
Auf  welch'  andere  Weise  aber  konnte  ein  so  erheblicher  Unter- 
schied entstanden  sein  als  durch  vielfache  Vermehrungen  der 
anfänglich  vereinbarten  Reichsschuld ? Und  diese  sollten  den 
Grafen  von  Jülich  nicht  verbrieft  worden  sein?  Zu  keiner  Zeit 
wohl  konnten  sie  eher5")  erfolgen,  als  gerade  nach  der  Erhebung 


**)  Einlage  111  s.  nachstehend. 

w)  Oasz  Erhöhungen  zu  anderen  Zeiten  unmöglich  gewesen  seien,  soll 
damit  nicht  gesagt  werden,  efr.  die  Urkunde  Conrads  IV.  1240  Decbr.  12. 
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eines  neuen  Reichsoberhauptes:  verbanden  sich  doch  gerade  die 
meisten  Bestätigungsnrkunden  kurz  zuvor  gewählter  Herrscher 
mit  solchen  Steigerungen  der  Verbindlichkeit  des  Reiches. 

Hiedurch  ist  ihnen  zugleich  die  Eigenschaft  rein  formaler 
Anerkennungen  entzogen:  es  sind  Vereinbarungen  neuer  Verträge 
zwischen  Schuldner  und  Gläubiger,  sich  aufbauend  auf  den 
Grundlagen  der  ursprünglichen  Übereinkommen.  Indem  man 
diese  letzteren  stetig  erweiterte,  anerkannte  der  Herrscher  nicht 
so  sehr  die  Verfügung  seines  Vorgängers,  als  er  vielmehr  nun 
seinerseitsVerabredungen  über  die  sich  substantiell  gleichbleibenden 
Reichspfandschaften  der  Kirchen  und  Geschlechter  traf.  Nicht 
als  ob  es  an  Belegen  dafür  fehlte,  dasz  die  erstmaligen  Ab- 
machungen eines  Königs  von  dessen  Nachfolgern  oftmals  nur 
wiederholt  worden  seien,  ohne  die  in  ihnen  festgesetzten  Forderungen 
an  das  Reich  zu  erhöhen.  Gleichwohl  scheint  die  Ausstellung 
auch  solcher  Aktenstücke  eher  als  erstrebenswert,  nicht  als 
staatsrechtlich  erforderlich  angesehen  worden  zu  sein:  sie  konnte 
in  keiner  Weise  die  fortdauernde  Rechtskraft  einer  Verschreibung 
von  Reichsgut  bedingen.  Die  verzeichneten  Urkunden  werden 
daher  weniger  in  einer  Rechtsanschanung,  welche  andere  Gnaden- 
erweise wie  die  Städteprivilegien  nur  als  gegeben  ad  dies  vitae 
des  Herrschers  verstand,  als  in  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
ihre  Begründung  finden. 

Manche  Bewerber  um  die  deutsche  Krone  muszten  ihren 
Wählern  und  Anhängern  geloben,  sie  vorab  im  Besitze  des 
ihnen  versetzten  Reichsgutes  zu  belassen.  Die  Thronbesteigung 
eines  Herrschers  bedeutete  zumeist  einen  völligen  Umschwung 
der  gesamten  Reichspolitik,  welchem  die  bereits  gekennzeichneten 
eventuellen  Versetzungen  mehrfach  Ausdruck  verliehen.  Durch 
ihr  Beispiel  aber  wurden  die  einzelnen  Groszen  veranlaszt,  nicht 
länger  mit  der  Anerkennung  des  Königs  zurückzuhalten:  gegen 
derartige  Gefährdungen  wohlerworbener  Rechte  sich  zu  schützen, 
lag  in  ihrem  eigenen  Interesse.  Durch  die  Bestätigungsurkunden 
ward  ihnen  die  Gewährleistung  einer  ungestörten  Fortdauer 
ihres  Besitzes  zu  teil.  Durch  sie  erlangten  sie  die  Gewiszheit,  dasz 
auch  der  Neugewählte  nicht  im  stände  sei,  die  Verpflichtung 
des  Reiches  zu  tilgen.  Durch  die  Erhöhung  ihrer  Forderung 
endlich  ward  nicht  allein  ihre  „Treue  und  Diensteifrigkeit“ 
belohnt,  sondern  auch  — und  dies  war  zweifellos  das  Wichtigste 

4* 
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— eine  Bürgschaft  dafür  gegeben,  dasz  ihre  Stellung  gegenüber 
dem  Pfände  eine  noch  gesichertere  sein  werde  als  bisher. 

Andrerseits  sind  nur  wenige  Urkunden  überliefert,  aus 
denen  sich  mit  Bestimmtheit  das  von  den  Königen  beobachtete 
Verfahren  ergäbe,  sobald  innerhalb  der  weltlichen  Geschlechter 
sowie  der  Kirchen  ein  Wechsel  ihrer  Vertreter  stattgefunden 
hatte.  Bei  den  ersteren  nämlich  läszt  sich  hiefür  nur  ein 
einziges3®)  Diplom  nachweisen,  das  Albrechts  aus  dem  Jahre 
130C  zu  gunsten  Keynalds  von  Falkenburg,  der  im  Jahre  1305 
seinen  Bruder  in  der  Handhabung  des  Aachener  Selmltheiszen- 
amtes  ersetzt  hatte.  Dagegen  ist  für  Balduins  von  Trier  beide 
Nachfolger.  Boemund  II.  und  Guno  II.,  je  ein  die  königliche 
Anerkennung  verkündendes  Aktenstück  überliefert.  Der  Befebl 
endlich  Karls  IV.  vom  Jahre  1372  an  die  Einwohnerschalt 
Dortmunds  gestattet  die  Vermutung,  dasz  gleich  den  hier 
namhaft  gemachten  Erzbischöfen  Wilhelm  und  Friedrich  III. 
von  Köln  auch  den  noch  übrigen  Nachfolgern  Walrams  die 
Hechte  ihrer  Kirche  an  jener  Stadt  besonders  verbrieft  wurden. 

Unter  solchen  Umständen  kann  es  allein  den  Wert  einer 
Hypothese  beanspruchen,  wenn  wir  uns  diesen  Gegensatz  auf 
folgende.  Weise  entstanden  denken. 

Der  geistliche  Fürst  verdankte  seine  Stellung  der  Wahl  durch 
das  Kapitel  seiner  Diözese  beziehungsweise  päpstlicher  Provision  ;*') 
erbedurfte  zugleich  der  Investitur  mit  den  Regalien  durch  den  König. 
Unter  den  letzteren  verstand  die  Zeit  des  Wormser  Konkordates 
„im  allgemeinen  nur  die  Gesamtheit  aller  den  einzelneu  Bistümern 
zugehörigen  Gütermassen  und  Hechte,  ohne  Unterschied  ihres 
Erwerbstitels  und  ihres  Charakters,  d.  h.  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  Güter  der  Kirche  zu  Eigentum  oder  zu  Lehen  zustanden, 
und  ob  die  Rechte  privatrechtlicher  oder  publizistischer  oder 
hoheitlicher  Natur  waren“,**)  — allein  ihr  war  der  Erwerb  von 

*’)  Die  Urkunden  Ludwigs  IV.  1314  Decbr.  &.  für  Adolf  v.  Berg  und 
Karls  IV.  1341t  Febr.  ist.  für  Johann  v.  ( ’leve  sind  Bestätigungen  von  »eiten 
der  beiden  neuerhobenon  Könige. 

al)  cfr.  Kröger,  Der  Eiullusz  und  die  Politik  Kaiser  Karls  IV.  bei 
der  Besetzung  der  deutschen  Reichsbistiimer  (Münster.  Diss.  issfi),  GO  ff. 
Kummer,  Die  Bischofswahlen  in  Deutschland  zur  Zeit  des  groszen  Schismas 
(Leipzig  1M112),  l ff. 

Hinschius,  Kirclienreebt  2,  ößs. 
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Besitzungen  und  Befugnissen  durch  das  Mittel  eines  Ffandver- 
trages  mit  dem  Reiche  noch  unbekannt.  Mithin  konnte  späterhin 
ein  Zweifel  darüber  entstehen,  ob  die  Reichspfandschatten  den 
Regalien  gleichzusetzen  und  wie  diese  der  Investitur  zu  unter- 
werfen seien.  Bedeutete  letztere  aber  die  Einweisung  in  den 
Besitz  des  Kirchengutes,  so  mochte  man  durch  eigene  Bestätigungs- 
diplome von  seiten  der  Herrscher  jeweils  auch  eine  Einführung 
in  das  der  geistlichen  Anstalt,  verschriebene  Reichsgut  zu  erlangen 
trachten. 

Wesentlich  anders  war  die  Stellung  der  weltlichen  Groszen. 
Ihr  gesamter  Besitz,  also  auch  derjenige  an  den  ihnen  zu 
Pfand  bestellten  Teilen  des  Reichsvermögens,  war  frei  vererblich, 
ohne  dasz  der  Fürst  zum  sichtbaren  Ausdruck  seiner  Nach- 
folgerschaft einer  Genehmigung  und  Anerkennung  durch  den 
König  bedurfte.  Warum  aber,  so  hören  wir  fragen,  die  Ur- 
kunden Ludwigs  IV.  vom  Jahre  1336  und  Karls  IV.  vom  Jahre 
1356  für  Wilhelm  von  Jülich?  Jene  war  veranlasst  durch  die 
beabsichtigte  und  wenige  Tage  später  vollzogene  Erhebung 
Wilhelms  zum  Markgrafen,  — ganz  abgesehen  davon,  dasz  sie 
einen  völlig  neuen  Vertrag  über  dessen  Reichspfandschaften  ver- 
einbarte,*8) — diese  hingegen  durch  seine  Beförderung  zum 
Herzog.  Beide  sollten  möglichst  genau  die  Rechte  des  neuge- 
schaffenen  Reichsfürstentums  an  den  in  ihnen  namhaft  gemachten 
Objekten  bestimmen  und  abgrenzen.*4) 

§ 4.  Die  Pfandnutzung. 

Für  den  Gläubiger  ergab  sich  aus  dem  Besitze  des  Pfandes 
zunächst  dessen  Nutzung:  alle  Einkünfte,  wie  verschieden  immer 
ihre  Art  und  ihr  Umfang  je  nach  der  Natur  des  Haftobjektes 


")  cfr.  pag.  so  f. 

**)  Die  Erhebung  Wilhelms  v.  Jülich  zum  Markgrafen  erfolgte  durch 
die  Urkunde  Ludwigs  IV.  t:t:fO  Aug.  21.  — Lac.  t II.  :t,  24*  No.  307.  Die 
Beförderung  zum  Herzog  fand  statt  zwischen  1350  Decbr.  21.  (cfr.  die 
Zeugenreihe  in  B.-H.  Reg.  Karl  IV.  No.  2553)  und  1350  Decbr.  25,  dem 
Datum  der  citierteu  Urkunde  Karls  IV.  Das  hierüber  ansgestellte  Diplom 
ist  nicht  mehr  erhalten,  cfr.  Lac.  L'B.  3,473  No.  506  Note  2;  Ficker, 
Reichsfürsteustand  1,  11*  § SO. 
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sein  mochten,  wurden  fortan  ihm  zu  teil.  Auf  sie  insgesamt 
hatte  das  Reich  verzichtet.85) 

Das  deutsche  Verkehrsleben  hatte  zwei  Wege  der  Ver- 
wertung des  Pfandgenusses8*)  ausgestaltet:  einen  ersten,  welcher 
die  dem  Inhaber  zuflieszenden  Einnahmen  zur  Tilgung  seines 
Anspruches  an  den  Schuldner  bestimmte;  einen  zweiten,  welcher 
die  Forderung  ungeschmälert  bis  zur  Auslösung  des  versetzten 
Gutes  fortbestehen  liesz.  Dort  sollte  das  Pfand  ein  „abnieszendes“ 
(sogen.  Totsatzung,  franz.  vil'-gage),  hier  ein  „unabnieszendes“ 
(franz.  mort-gage)  sein.  Dort  konnte  der  Zahlungspflichtige 
erwarten,  in  absehbarer  Zeit  wieder  unbeschränkter  Eigentümer 
des  verschriebenen  Gutes  zu  werden,  durch  dessen  Früchte  allein 
ja  seine  Verbindlichkeit  allmählich  abgetragen  wurde.  Hier 
dagegen  durfte  der  Forderungsberechtigte  hoffen,  nicht  nur  dasz 
die  Summe  der  Bezüge  während  der  Dauer  des  Besitzes  seinen 
Anspruch  übersteigen,  sondern  auch  dasz  diesen  selbst  noch  die 
Pfandlöse  befriedigen  würde.  Zwar  entsprach  die  letztere  Art 
am  meisten  dem  Wesen  des  Satzungsgeschäftes,  aber  sie  war 
stets  für  den  Schuldner  ein  lästiges  Mittel,  sich  Kredit  zu 
beschaffen. 

Es  ist  daher  um  so  bezeichnender,  wenn  wir  auf  ihrer 
Grundlage,  mit  wenigen  Ausnahmen,87)  alle  Verträge  über  Ver- 
setzung der  rheinischen  Reichsstädte  sowie  der  mit  ihnen  ver- 
bundenen Gerechtsamen  sich  aufbauen  sehen.  Das  Reich  inuszte 
hinsichtlich  der  Pfandnutzung  seinen  Gläubigern  die  für  sich 


“)  Auf  diu  Worte  der  Urkunde  Heinrichs  VII.  1312  Juli  IS.  — 
Günther  3,  14s  No.  53,  betr.  die  Verpfändung  von  Boppard  und  Oberwesel: 
„reservamus  nobis  et  imperio  tbeloneum  Kbeni  (sc,  in  Bopardia)  et  inonetam 
nost  ram  in  oppidis  memoratis*  werden  wir  noch  Exkurs  I,  Note  80  ff.  einzu 
geben  haben;  cfr.  zunächst  Note  49. 

M)  Zum  Folgenden  cfr.  Heusler,  Institutionen  2,  142  f. 
at)  cfr.  Adolf  v.  Nassau  1292  Septbr.  22.  — Jan  Heelu  ed.  Willems  562. 
Heinrich  VII.  1309  Jan.  24.  — Günther  3,  130  No.  39. 
Unbestimmbar  bleibt  der  Charakter  der  Verpfändung  Duisburgs  durch 
Philipp  v.  Schwaben  1204  Novbr.  — Dumont,  Corps  dipl.  l»,  13t  No.  245. 
Der  König  versetzt  die  Stadt  an  Herzog  Heinrich  v.  Brabant  um  isoo 
Mark,  „ita  quod  singulis  aunis  inde  dedurct  ad  usus  suos  ducentas  <;uinqua- 
ginta  marcas."  Soll  der  Herzog  jährlich  aus  der  Stadt  250  Hark  beziehen 
oder  soll  er  sie  auf  den  l’fandschilling  in  Anrechnung  bringen  (inde  d h. 
hienach  auf  die  1*00  Mark)?  b>  heiszt  feiner,  jeder  Überschusz  über  250 
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selbst  drückendsten  Bedingungen  eingehen,  wie  es  ihnen  den 
Besitz  seiuer  Vermögensteile  zugestand,  obwohl  in  der  soge- 
nannten neueren  Satzung  eine  weniger  empfindliche  Form  der 
Pfandbestellung  sich  ausgebildet  hatte. 

Manche  königliche  Urkunde  hat  diesen  Verhältnissen  Rechnung 
getragen:*8)  ausdrücklich  wurde  festgesetzt,  dasz  die  Erträge  des 
Pfandes  nicht  einer  allmählichen  Beseitigung  der  Schuld  dienen 
sollten. 

Allerdings1“)  geriet  man  hiedurch  in  Widerspruch  mit  den 
Vorschriften  der  Kirche,  welche  seif  dem  Konzil  von  Tours  (1 1 63) 
es  als  wucherisch  betrachtete,  sobald  die  Pfandnutzungen  die 
Pfaudsummen  nicht  tilgten.41’) 


.Mark  solle  dem  königlichen  .Schatze  zuflieszen,  jeder  Fehlbetrag  anderweitig 
gedeckt  werden,  /.um  Schlüsse  wird  gesagt  : „si  autcin  de  momorata  pignoris 
Sorte  terciam  sive  qnartam  seit  ampiius  duci  solramus,  pro  rat«  sortis  pactae 
partes  aecessionis  ducentarum  quinquaginta  inarcarum  minuentur.“  AVir 
gestehen,  diesen  Salz  nicht  verstanden  zn  haben.  Soll  gesagt  werden:  sobald 
der  König  600  Mark  gezahlt  und  hiedurch  den  Pfandschilliug  auf  1200  Mark 
erniedrigt  habe,  sollten  dementsprechend  auch  jene  250  Mark  um  ein  Drittel, 
d.  b.  um  83,3  Mark  auf  166,7  Mark,  vermindert  werden?  Der  Schreiber  des 
Diploms  scheint  überdies  den  vierten  und  fünften  Teil  einer  Summe  für 
gröszer  gehalten  zu  haben  als  den  dritten,  wenn  er  sagt:  „si  terciam  sive 
quartam  seu  amplius  solvamus.~  Immerhin  könnte  man  bei  dem  Fehlen  einer 
Bestimmung  über  die  Auslösung  Duisburgs  in  der  vorliegenden  A'erfiigung 
eine  Totsatzung  erblicken. 

cfr.  AVilhelm  v.  Holland  124*  April  20.  — Ernst,  Hist,  du  Limbourg 

li,  242. 

Ludwig  I\\  1314  Decbr.  2.  — Günther  3,  160  No.  62. 

Friedrich  (III)  1322  Juui  1«.  — Lac.  UM.  3,  167  No.  103. 

Karl  IV.  134‘.i  Febr.  10.  — Lac.  l.'B.  3, 3*0  No.  473.  — etc.  etc. 

m)  Zum  Folgenden  cfr.  v.  Meibom,  Deutsches  Pfandrecht  343. 

4")  cfr.  c.  I X de  usuris  A',  10.  — Friedberg,  2, *11:  „Flures  cleri- 
corura  et,  quod  moerentes  dicimus,  eorttm  quoque,  qui  praesens  saeculum 
professione  vocis  et  hnbitu  reliqnenmt,  dum  connuuncs  usuras,  quasi  mani- 
festius  damnatas,  exhorrent,  commodata  peenuia  indigentibus  possessiones 
eonun  in  pignus  accipiunt  et  provenientes  fructus  percipiunt  ultra  sortem. 
Idcirco  generalis  euueilii  dccrevit  auctoritas,  ut  uullus  amodo  coustitutus  in 
clero  vel  hoc  vel  aliud  genus  usurae  exercere  praesumat.  Et  si  quis  hactenus 
aiieuius  possessionem  data  pecunia  sub  hac  specie  vel  conditione  in  pignus 
acceperit,  si  sortem  suam  deductis  expensis  de  fructibus  iarn  perceperit. 
absolute  possessionem  restituat  debitori.  Si  auteln  «liquid  minus  habet,  eo 
recepto  possessio  liberc  ad  domiuuui  revertatur“. 
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Allein  auf  mannigfache  Weise  wuszte  man  ihr  Verbot  zu 
umgehen.  So  Uberliesz  Rudolf  von  Habsburg41)  dem  Grafen 
von  Katzenellenbogen  „de  speciali  gracia“  die  Einkünfte  des 
Bopparder  Zolles,  „attendentes“,  wie  er  sagt,  „labores  quam  pln- 
rimos  et  dampna  gravia,  que  predictns  comes  in  servitiis  nostris 
et  imperii  sustinuit  et  sustinet  indefesse  et  quod  occasione  debiti 
predicti  pro  nobis  contracti  dispendiosa  dampna  incurrere  poterit“: 
so  gedachte  sein  Nachfolger44),  dem  Erzbischof  von  Köln  die 
Bezüge  der  ihm  anheimzugebenden  Burgen  und  Städte  zuzu- 
wenden, „qnia  vix  snfficinnt  ad  cnstodiam , conservationem  et 
expensas“.4*)  Man  bestimmte  endlich,  dasz  die  Nutzungen  als 
„angmentum  feodorum“  des  Empfängers  angesehen  werden  sollten, 
ein  Ausweg,  der  wie  von  Heinrich  VII.  im  Jahre  131 0, *4)  so  auch 
von  Karl  IV.  in  den  Jahren  134«,  1340  und  1376 4S)  einge- 
schlagen wurde. 

Freilich  über  die  Höhe  der  Einkünfte  finden  sich  nur  ganz 
vereinzelte  Angaben:4®)  aber  einen  jeden  Versuch,  das  Verhältnis 
der  Pfandnutzung  zur  Pfandsumme  jeweils  zahlenuiäszig  auszu- 


c.  2 X.  de  usuris  V,  l'.i  — Friedberg  2, «11:  „Quoniain  mm  solurn 
viris  ecclesiasticis,  sed  etiam  quibuslibet  aliis  periculnsutn  ost  nsunirum 
lucris  interniere,  auctoritate  tibi  praesentium  iliiximus  ininngendum.  ut  cos, 
qui  de  possesaionibns  vel  arboribus,  quas  teuere  in  pignore  noscnntur.  «ortem 
suam  deductis  expensis  inde  iam  reeepentnt,  ad  eadcin  pignora  sine  usurarum 
cxactione  restituenda  ecclesiastica  districtione  compellas“  (.Iaff6-Löwenfeld. 
Regg.  Ponlifieum  2 Xo.  13810). 

*')  Rudolf  v.  Habsburg  1 282  Novbr.  11.  — Wenck,  Hess.  UB.  1.40 
No.  70. 

**)  Adolf  v.  Nassau  1202  Septbr.  13.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,  334  No.  372. 
cfr.  Heinrich  VII.  1312  Juli  l«.  — Günther  3,  14«  No.  53.  Der 
Kaiser  versetzt  Hoppard  und  Oberwesel  an  Balduin  v.  Trier  .perceptis  ibidem 
et  pcreipiendis  interim,  que  sibi  et  ecclesie  sue  prediete  ob  hoc,  ut  de  ipsis 
predietonim  oppidorum  et  suorum  pertinentium  custodiam,  retentionem  et 
dcfensioneni  bonam  et  alia  neccssaria  faciant,  remittimus  et  donamus,  in 
sortem  principaleni  minime  computandis." 

**)  Heinrich  VII  1310  Septbr.  2.  — Lac.  UB.  3,07  No.  02. 

4')  Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  — Joannis,  Spie.  43  No.  15. 

idem  1340  Aug.  16.  — Lac.  UB.  3,387  No.  484. 

idem  1376  Mai  31.  — R.  T.  A.  1,23  No.  6 § 7. 

4“)  Über  die  Urkunde  Philipps  v.  Schwaben  1204  Novbr.  efr.  Note  37. 

Rudolf  v.  Habsburg  1278  Mai  15.  — Mitteil,  des  österr.  Instituts  12,508. 

Adolf  v.  Nassau  1204  Juli  13.  — Böhmer,  Acta  381  No.  512. 
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drücken,  vereiteln  nicht  allein  die  allgemein  gehaltenen  Wendungen 
der  Diplome,  sondern  auch  die  bereits  gekennzeichneten  Um- 
stände, welche  den  Betrag  der  Forderung4’)  bedingten,  sowie 
die  häufigen  Vermehrungen48)  derselben.  Sah  sich  der  Besitzer 
daher  zunächst  angewiesen  auf  die  Erträge,  welche  vor  ihm  dem 
Keiche  aus  der  nun  versetzten  Stadt  u.  s.  f.  zugeflossen  waren, 
wie  grosz  oder  wie  gering  ihr  Umfang  sein  mochte:  stets  blieb 
ihm  die  Möglichkeit,  von  seiten  des  Königs  neue  finanzielle 
Vorteile  zu  erlangen.  Dem  Erzbischof  von  Trier  z.  B.  gestattete 
Ludwig  der  Bayer  im  Jahre  131 4, 4®)  in  Boppard  eine  Zollstätte 
zu  errichten,  während  im  Jahre  133850)  Wilhelm  von  Jülich  als 
ein  Reichsedellehen  die  Berechtigung  erwirkte,  in  jedem  Orte 
seiner  Markgrafschaft  wie  in  jeder  ihm  vom  Reiche  verschrie- 
benen Besitzung  von  allen  Waaren  nach  bestimmtem  Tarife  Zoll 
und  Accise  zu  erheben. 

§ 5.  Die  Ausübung  der  mit  dem  Pfände  verbundenen 
Hoheitsrechte. 

Die  Pfandnntzung  war  nur  eine  der  dem  Pfandbesitzer  ein- 
geräumten Befugnisse:  mit  ihr  verband  sich  des  weiteren  die 


Heinrich  VII.  131 2 Juli  l s.  — Note  43.  Er  versetzt  beide  Städte  um  4000  Mk. 
mit  der  Bestimmung:  „nostie  turnen  intentionis  exietit.  quod  sture  seu  exactiones 
predicte  imponende  christiauis  et  indeis  oppidorum  predictorum,  quam  nos 
seit  no8tri  predecessores  convenienter  itnponere  consuevimus  annis  singulis, 
non  transcendant.“  Jede  Stadt  nun  zahlte  jährlich  200  Mark  (cfr.  Adolf 
v.  Nassau  1297  Febr.  17.  — Goerz.  Mittelrh.  ttegg.  4 N’o.  2612;  Kellnerei- 
rechmingen  von  Oberwesel  1344  45  uud  1345/46.  — Lamprecht.  Wirt- 
schaftsleben 3,454  N’o  204  und  3,463  N’o.  205.  Cuno  II,  136S  Febr.  S.  — 
Ooerz.  Kegg.  d.  Erzbb.  von  Trier  102).  Man  konnte  daher  annehraen,  die 
Einkünfte  aus  der  Keichspl'andschal’t  hätten  10  °;0  der  Pfandsummen  betragen, 
allein  es  fehlen  noch  die  Judensteuern,  Naturalbezüge  u.  a.  m. 

47)  cfr.  pag.  IS  ff. 

'\l  cfr.  pag.  21  ff. 

4")  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  — Günther,  3,160  No.  62:  „Consen- 
ciemuä  etiam  expresse  quod  idem  archiepiscopus  et  sui  successores  levare  possint 
et  percipere  in  Bopardia  seu  cius  districtu  theloneum  quatuor  thuronensium 
grosso  rum  de  qualibet  carrata  vini  et  de  aliis  mercimoniis  per  Keni  alveum 
transeunlibus  iuxta  consuetam  taxatioueni."  (cfr.  Note  35.) 

“)  Ludwig  IV.  133s  Mai  10.  — Lac.  UB.  3,260  No.  326. 
cfr.  idem  1337  Juli  s.  — 1.  c.  3,251  No.  311  Note  1. 
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Ausübung  der  bislang  vom  Könige  und  dessen  Beamten  ge- 
handhabten  Rechte,  deren  Wesen  gleich  dem  Umfange  der  Er- 
träge von  der  Natur  des  Pfandes  abhängig  sein  rnuszte.  Sie 
waren  andere  bei  einer  Beamtung,  andere  bei  einem  Zolle,  einer 
Stadt.  Fortan  verwaltete  sie  der  Fürst  und  seine  Diener.*1) 

Allerdings  erweckt  der  Wortlaut  der  Versetzungsverträge 
den  Schein,  als  habe  durch  sie  das  Reich  der  Gesamtheit  seiner 
hoheitlichen  Berechtigungen  sich  begeben:  in  Wirklichkeit  behielt 
der  Schuldner  gleichwohl  hier  und  da  noch  Splitter  der  ursprüng- 
lichen Vollgewalt.  — nur  um  bald  auch  dieser  zu  Gunsten  der 
Gläubiger  sich  zu  entäuszern. 

Eine  Reihe  kirchlicher  Beamtungen  (beneticia  ecclesiastica) 
bildete,  wie  wir  aus  wenigen  und  doch  wieder  inhaltreicheu  Ur- 
kunden”) zu  erkennen  vermögen,  Pertinenzen  der  Schultheiszerei 
zu  Aachen,  der  Städte  Boppard  und  Oberwesel,  Diiren  und  Sinzig, 
während  uns  für  Dortmund  und  Duisburg  keine  diesbezüglichen 
Nachrichten  vorliegen.  Zum  Teil”)  mit  der  Pflicht  der  Seelsorge 


*')  cfr.  Philipp  v.  Schwulen  1204  Novbr.  — Nute  :I7.  Iler  Herzog  von 
ltrabant  „libcrc  in  predicto  oppido  (Duisburg)  tuitium  suum  institnot,  sicnt 
pleiium  et  liberam  ibi  hubebit  administrationem  et  prefatam  percipiet  pecuniam, 
presente  tarnen  nuntio  eius,  <|iii  eastro  nostro  Werde  preerit,  qui  aliam  in 
Dusbnrg  non  habebit  potestatem,  sed  quod  erit  testis  pecnnie  percipiende.“ 
Adolf  v.  Nassau  1292  Octbr.  4.  — Iptell.  d.  St.  Köln.  3,  310  No.  375. 
Der  König  befiehlt  den  Kinwohnern  Sinzies,  „quatenus  . . . archicpiscopo. 
eins  successoribus  et  ecclesie  t'oloniensi  . . . ae.  officiatis  ab  eis  . . . deputatis 
de  redditibus.  proventibus,  ubventionihus,  iuribua  et  universis.  que  ibidem 
obtinere  dinoscimur.  . . . respondeatis  et  responderi  cum  omni  integritate 
faciatis.  durnnte  obligatione  predieta.“ 

Heinrich  VII.  1312  Juli  IS.  — Note  43.  Der  Kaiser  bestimmt,  das*  in 
den  Städten  Boppard  und  Oberwesel  Balduin  v.  Trier  und  seine  Nachfolger 
„potestatem  instituendi  et  destituendi  advoeatus  et  alios  ofticiales  in  eisdem 
habeaut.“ 

**)  Iaiopold  v.  Österreich  1314  Mai  9.  — Lac.  UB.  3,  95  No.  129. 
(cfr.  1314  Juli  5.  — I.  C.  3,  101  No.  135;  — 1311  Septbr.  24.  — 1.  c.  3,  102 
No.  137). 

Ludwig  IV.  1321  Apr.  30.  — Günther  3.  201  No.  tos.  (cfr.  Karl  IV. 
1378  Mai  31.  _ K.  T.  A.  1,23  No.  6 § 5). 

Ludwig  IV.  1338  Aug.  18.  — B.  Reg.  Ludw.  No.  3034.  (cfr.  idem 
1336  Aug.  10.  — B.  Keg.  Ludw.  No.  3036;  — Karl  IV.  134S  Jan.  IS.  — 
Lac.  UB.  3,364  No.  454;  idem  1356  Dccbr.  25.  — 1.  c.  3,  4S2  No.  575). 

**)  Zum  Folgenden  cfr.  Friedberg,  Ijehrbuch  des  Kirchenrechts, 
3.  Aull.  125,286  ff.,  309  ff. 
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betraut  (cum  cura,  curata),  zum  Teil  derselben  ledig  (sine  cura, 
non  curata);  bald  Stiftsämter  mit  Ehrenvorrang  und  Jurisdiction 
(dignitates),  bald  nur  mit  ersterem  ausgestattet  (personatus),  — 
war  nach  ihrer  Erledigung  die  Neubesetzung  insoweit  durch  das 
Recht  des  Königs  bedingt,  als  dieser  die  einen  auf  Grund  der 
regia  nominatio  verlieh  (providere),  zu  den  anderen  aber  kraft 
des  ius  patronatus®*)  ihm  geeignet  dünkende  Personen  vorzu- 
schlagen hatte  (praesentare). 

Ausdrücklich  bestimmte  zwar  das  Kirchenrecht,  der  dingliche 
Patronat  solle  bei  der  Verpfändung  des  Gutes  nicht  auf  den 
Gläubiger  übergehen,  vielmehr  wie  zuvor  dem  Schuldner  ver- 
bleiben;*®) allein  auch  diesem  Verbote  wnszte  man  auszuweichen. 
Mochte  immerhin  der  Pfandvertrag  selbst  seit  kürzerer  oder 
längerer  Zeit  in  Kraft  getreten  sein,  der  Schuldner  inzwischen 
von  seinem  Rechte  Gebrauch  gemacht  haben,  — der  Patronat 
war  gewisz  für  den  Herrscher  von  allzugeringer  Bedeutung,  um 
nicht  auf  ihn  verzichten  zu  können,  von  dem  Pfandbesitzer  hin- 
gegen muszte  seine  Ausübung  durch  den  König  als  Beeinträch- 
tigung seiner  gesamten  Stellung  dem  Pfände  gegenüber 
empfunden  werden.  Als  ein  Geschenk  besonderer  Gnade  ward 
er  daher  dem  Gläubiger  anheimgegeben,  — an  Trier  im  Jahre 
1321,  an  Jülich  im  Jahre  1336,  während  den  Falkenburgern  im 
Jahre  1314  die  Übertragung  nur  versprochen  wurde  — wie 
natürlich  bei  seinem  Wesen  einer  res  extra  commercium,  ohne 
dasz  hiedurch  die  Forderung  der  Bewidmeten  gesteigert  worden 
wäre,  ein  Verfahren,  dessen  Grundsätzen  man  gleichzeitig  das 
Verleihungsrecht  kirchlicher  Benetizien  unterwarf.  Nicht  als  ob 
auf  diesem  Wege  der  Zusammenhang  jener  Beamtungen  mit 
ihren  Oberen  aufgehoben  worden  sei;  wie  früher  bedurfte  auch 
jetzt  der  Geistliche  der  Besitzeinweisung  (institutio  corporalis) 


*')  t'ber  dieses  cfr.  besonders  Hinschius,  Kirchenrecht  3,  6 ff. 

“j  Hinschius  1.  c.  3,  78—79.  Kote  5.  — Im  Jahre  1310  beschloss 
die  Mainzer  Prorinzialsynodc  — Mansi  26,320:  »Ad  omnern  quoque  dubita- 
tinnis  sive  questionis  materiain  nniputandam  statuimus,  nt  si  quis  predium 
suuro,  cui  ius  altinct  patronatus,  cuiquam  obligaverit,.indistinctc  ius  presontandi 
apud  ipsuni  obligantem  resident,  cum  tale  ius  estimari  non  possit  et  ergo  in 
sortem  nequeat  computari,  cum  semper  fructus  rci  pignorate  iu  sortem  debeant 
eomputari  iuxta  canonhas  et  legitimus  sanctiones“. 
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in  die  ihm  zugedachte  Stellung.**)  Ja,  in  Boppard  und  Ober- 
wesel muszte  diese  Verbindung  zn  einer  noch  festeren  werden: 
zur  Vornahme  der  Einsetzung  war  der  Erzbischof  von  Trier 
schon  durch  seine  Würde  berufen;  nun  erhielt  er  durch  Ludwig 
den  Bayern  obendrein  die  Verfügung  über  die  geschilderten 
Ämter. 

Vergleichbar  der  Preisgabe  dieser  Gerechtsamen  ist  der 
Verzicht  auf  die  Lehnsherrlichkeit  über  die  mit  den  Städten 
verbundenen  Reichslehen,  wenn  ihn  auch,  irren  wir  nicht,  andere 
Umstände  bedingten. 

In  Dortmund”)  lagen  die  Hoheitsrechte  des  deutschen 
Königs  in  der  Hand  der  dortigen  Grafen;  zugleich  mit  der  Frei- 
grafschaft war  ihr  Amt  ein  erbliches  Reichslehen.  Im  Laufe 
der  Zeit  aber  war  es  den  Bürgern  gelungen,  die  Hallte  desselben 
käuflich  an  sich  zu  bringen,  sodasz  „seit  dem  14.  Jahrhundert 
Vertreter  der  Stadt  (als  Lehensträger **))  nicht  blosz  mit  ihren 
Rechten  und  Freiheiten,  sondern  auch  mit  ihren  Besitztümern 
belieben  wurden“.  Die  Gemeinde  war  Vasallin  des  Reiches 
geworden. 

Wie  sollten  sich  diese  Verhältnisse  gestalten,  sobald  Dort- 
mund den  Gegenstand  einer  Versetzung  bildete? 

Die  bezüglichen  Urkunden8®)  lassen  wohl  daran  keinen 
Zweifel,  dasz  durch  sie  auch  die  Lehnsherrlichkeit  über  die 

**)  cfr.  Karl  IV.  135«  Docbr.  25.  — Note  52,  für  Jülich.  Der  Kaiser 
gebietet  dem  Erzb.  v.  Köln  wie  dem  Bischof  v.  Lüttich  „quod  . . . quo- 
cienscumque  sueecssu  toinporis  promisse  prepositure  scu  ecclesiastica  beneficia 
vel  eorum  aliquod  vacare  contigerit,  clericos  ydnneos.  quos  prefati  dnx  et 
sui  beredet  ad  ea  . . . rite  presentaverint,  sine  difticultate  qualibet  admittant, 
instituant  et  inatitutos  seu  confirmatos  in  possessionem  huiusmodi  prepo- 
situraruiu  seu  ecclesiasticorum  beneficioruin  . . . immittant  et  immitti  faciant 
corporalem“. 

*’)  cfr.  Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  und  l'rteile,  Einl.  21  bis 
32,  145. 

**)  cfr.  Schröder.  I.  c.  383,  890,  «05. 

M)  Adolf  v.  Nassau  1292  Septbr.  13.  — Quell.  d.  St.  Köln  3,  334 
No.  372.  Verpfändet  an  Siegfried  v.  Köln  u.  a.  Dortmund  «cum  omnibus 
suis  iuribus  et  redditibus.  iurisdictionibus  et  theloueis,  proventibus  et  per- 
tinentiis  universis". 

Adolf  v.  Nassau  1292  Octbr.  4.  — Lac.  l'B.  2,651  No.  931.  Gebietet 
dem  Grafen,  Schultbeiszcn  und  den  Bürgern  von  Dorfmund,  dom  Erzbischof 
v.  Köln  zu  gehorchen  (cfr.  1292  Octbr.  25.  — 1.  c.  2,  554  No.  935  J 
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Grafen  wie  die  Stadt  dem  Gläubiger  überwiesen  wurde;  gewisz 
sollte  er,  wenn  anders  die  Verpfändung  Erfolg  hatte,  fortan  alle 
die  Befuguisse  wahrzunehnien  berechtigt  sein,  die  vordem  das 
Reiehsoberhaupt  hinsichtlich  jenes  Lehens  ausgeübt  hatte. 

Diesem  Resultate  aber  widersprechen  zwei  Diplome  Karls  IV: 
aus  dem  ersteren.  vom  16.  Juli  1349,®°)  erhellt,  dasz  der  König 
selbst  den  Sohn  des  verstorbenen  Grafen  Gonrad  mit  der  Graf- 
schaft Dortmund  belehnte;  das  zweite,  vom  17.  April  1360,81) 
berichtet  von  der  Einsetzung  eines  Freigrafen  durch  den  Herrscher. 
Wir  müssen  es  unentschieden  lassen,  auf  welchem  Wege  der 
Gegensatz  beider  Aktenstücke  zu  der  von  Karl  IV.  selbst  ver- 
brieilen  Pfandbestellung  entstanden  sein  könnte.  Sollen  wir 
annehmen,  die  Belehnung  des  Jahres  1349  sei  erfolgt,  weil 
damals  Walram  von  Köln,  bereits  erkrankt,  vermutlich  nicht 
mehr  in  Deutschland  weilte,6*)  sie  aber  habe  vollzogen  werden 
müssen,  da  das  Gericht  nicht  länger  als  Jahr  und  Tag  ohne 
Richter  bleiben  durfte?63)  Soll  man  die  Berufung  des  Frei- 
grafen im  Jahre  1360  darauf  zurückführen,  dasz  der  Kaiser  sie 
vorzunehmen  sich  berufen  erachtete,  nachdem  seine  Verfügung 
zu  Gunsten  der  kölnischen  Kirche  überhaupt  nicht  ins  Leben 
getreten  war? 

Auf  andere  Weise  vollzog  sich  bei  den  übrigen  Reichsstädten 
der  Übergang  der  Lehnsherrlichkeit  an  den  Gläubiger.  Wohl 

Johann  v.  Böhmen  1.346  Juni  15.  I.  c.  3,  34$  No.  433.  Karl  vuu 

Mähren  soll  nach  Wahl  und  Krönung  dem  Walram  v.  Köln  „die  stat  van 
Durpmunde  inde  mit  der  vriheit.  graschap,  mit  dem  gerichte  ind  mit  den 
juden  ind  mit  al  dem  gude  ind  rechte,  dat  ilat  riche  zu  Dorpmunde  halt,* 
verpfänden. 

Karl  IV.  1316  Novhr.  86.  Joannis,  Spie.  43  No.  15.  Verpfändet 
dem  Walram  v.  Köln  „uppidum  Tremoniense  cum  territorio  sno  et  districtu 
et  comitatn,  qui  vulgariter  dicitnr  Frevgraffachaft,  neenon  iudeia  et  iuris- 
dictione  temporali,  iuribus  et  attinentiis*. 

Karl  IV.  1346  Aug.  10.  — Lac.  UB.  3,  387  No.  484.  Widerruft  zu 
Gunsten  Wallums  v.  Köln  einige  den  Dortmundern  erteilte  Privilegien,  „cum 
nos  olim  . . . uppidum  nostrum  Tremoniense  cum  territorio,  districtu  et  co- 
luitatu  suis  . . . obligaverimus“.  — cfr.  Frcnsdurff,  1.  c.  Einl.  104  Note  2. 

*')  Karl  IV.  1341t  Juli  16.  — Hübel,  Dortm.  IJB.  1,456  No.  053. 

*')  Karl  IV.  1300  Apr.  17.  — 1.  c.  1,525  No.  740. 

M)  cfr.  Hegel,  Deutsche  Städtechroniken  14,  Einl.  öS  Note  1 und  B.-H. 
Keg.  Karl  IV.  No.  1079a. 

•*)  cfr.  Schröder,  I.  c.  479  Note  10. 
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hatte  Heinrich  VII.  im  Jahre  1312“)  bestimmt,  dasz  „exceptis 
regalibus  et  vasallorum  fidelitatibus“  dem  Reiche  keine  Gerecht- 
samen in  Boppard  und  Oberwesel  verbleiben  sollten,  aber  bereits 
sein  Nachfolger“)  gedachte  dieses  Vorbehaltes  nicht  mehr:  die 
trierische  Kirche  ward  Herrin  der  im  Gebiete  ihrer  Reichs- 
pfandschaft angesessenen  Mannen,  ohne  dasz,  wie  es  scheint, 
eine  besondere  Überweisung  stattgefunden  hätte.  Und  erst  im 
Jahre  1336“)  ward  die  nämliche  Stellung  dem  Hause  Jülich 
zu  teil,  wie  wir  annehmen  müssen,  aus  dem  Grunde  zu  so  später 
Zeit,  da  erst  jetzt  die  Grafschaft  Jülich  zum  Reichsfürstentum, 
hiedurch  dessen  Besitzer  zuVasallen  des  Reiches  erhoben  wurden.®’) 

Schritt  für  Schritt  sehen  wir  auch  hier  das  Reich  seiner 
hoheitlichen  Rechte  sich  entkleiden;  es  verzichtete  auf  die  Be- 
lehnung, den  Eid  und  die  Dienste  seiner  Vasallen.  Indem  es 
diese  an  seine  Gläubiger  wies,  muszte  letzteren  andrerseits  die 
Möglichkeit  versagt  sein,  auszer  im  Falle  der  Lehnsteilung  neue 
Lehen  zu  errichten:  notwendigerweise  war  deren  Anzahl  wie 
die  ihrer  Inhaber  stets  eine  beschränkte. 

Es  erübrigt  endlich,  einige  Bedenken  gegen  die  Vermutung 
zu  beseitigen,  dasz  nur  an  Reichsfürsten  die  Lehnsherrlichkeit 
über  die  mit  dem  Pfände  verbundenen  Lehen  übertragen  werden 
konnte.  Um  uns  zu  widerlegen,  wird  man  sich  nicht  der  Ur- 
kunde Heinrich  VII.  vom  Jahre  1310®8)  bedienen  dürfen,  durch 
welche  der  König  den  Erzbischof  von  Köln  ermächtigte,  „oppidum 
Tremoniense  cum  officio  scultetatus  et  iudeis  ibidem  . . . nobili 
viro  Eberardo  comiti  de  Marca  . . . obligatum“  auszulüsen.  Denn 
niemals  war  dem  Grafen  von  der  Mark  die  gesamte  Stadt, 
vielmehr  nur  die  dortigen  Dominialgüter  und  Judensteuern  ver- 
pfändet worden:  nicht  zum  Besitzer,  sondern  zum  gubernator 


•*)  Heinrich  VII.  1318  Juli  IS.  — Giluther  3,  148  No.  53. 

“)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  — 1.  c.  3,  160  No.  62;  cfr.  idem  1332 
Aug.  23.  — Felten,  Die  Bulle  Ne  pretereat  2,  244  No.  6. 

Karl  IV.  1376  Mai  31.  — R.  T.  A.  1.23  No.  6 f 6. 

**)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  — B.  Reg.  Ludw.  No.  3035;  cfr.  idem 
1386  Aug.  16.  — 1.  c.  No.  3036;  idem  1338  Febr.  1.  — 1.  c.  No.  3068;  — 
Karl  IV.  134H  Jan.  19.  — Lac.  ÜB.  3,  364  No.  454. 

•’)  cfr.  Note  34. 

**)  Heinrich  VII.  1310  Septbr.  2.  — Lac.  ÜB.  3,67  No.  92. 
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Dortmunds  hatte  ihn  Albrecht0”)  bestellt.  So  bleibt  allein  das 
Diplom  Karls  IV.  vom  8.  September  1362,™)  durch  welches  dem 
Herzog  von  Sachsen  die  Stadt  Duisburg  „mit  dem  zolle  uf  dem 
Ryne  von  derselben  stat  mit  allen  lehen,  mannsehaften, 
rechten,  ehren,  wirden,  zinsen,  nutzen,  gülden“  u.  s.  f.  bedingungs- 
weise zu  Pfand  bestellt  wurde.  .Mag  man  leicht  hieraus  schlieszen 
wollen,  mit  Duisburg  seien  Reichslehen  verbunden  gewesen,  der 
damalige  Besitzer  aber.  Johann  von  Cleve,  ohne  Reichsfürst  zu 
sein,  ihr  Herr,  — keine  uns  bekannte  Thatsache  spricht  für 
die  Richtigkeit  einer  solchen  Folgerung.  Dem  rheinischen  Dy- 
nasten war  die  Stadt  versetzt71)  „cum  Omnibus  censibus,  reddi- 
tibus.  honoribus,  proventihus,  obventionibus,  iuribus,  iudiciis,  iuris- 
dictionibus  ac  universis  et  singulis  pertinentiis  suis“:  von  Lehen 
ist  nicht  die  Rede.  Man  könnte  daher  annehmen,  die  Aufzählung 
der  dem  Herzog  von  Sachsen  eingeräumten  Befugnisse  sei  eine 
reine  formelhafte,  nur  aus  Unkenntnis  der  wirklichen  Ver- 
hältnisse74) zur  Anwendung  gelangt,  oder  aber  die  hier  erwähnten 
Lehen  seien  aus  dem  Reichslehen  des  Duisburger  Zolles  ab- 
geleitet, dessen  Errichtung  Karl  IV.  im  Jahre  134H73)  dem 
Grafen  von  Cleve  zugestanden  hatte.  Eine  solche  Verleihung 
jedoch  vermochte  den  Bewidmeten  nicht  zum  Reiehsfürsten  zu 
erheben:  sie  begründete  neben  dem  bereits  bestehenden  Pfand- 
besitz an  Duisburg  einen  Lehnbesitz  an  den  Zollerträgen,  welche 
dann  im  einzelnen  durch  Afterleihe  weiter  gegeben  werden 
mochten. 

Wie  dem  immer  sei,  wir  glauben,  unsere  Ansicht  aufrecht 
erhalten  zu  dürfen.  Ja,  man  könnte  glauben,  auch  die  bereits 
geschilderte  Übertragung  jener  kirchlichen  Hoheitsrechte  sei 
allein  den  Reichsfürsten  gegenüber  statthalt  gewesen.  Aber  so 
weit  zu  gehen,  verbietet  das  Versprechen  Friedrichs  des  Schönen 

M)  Albrecht  1300  Jan.  20.  — 1.  c.  2,015  No.  1013. 

idem  l.HOl  Kehr.  8.  — 1.  c.  3,2  No.  3. 

Karl  IV.  1302  Septbr.  8.  — Ludewig,  Kel.  Mas.  10,56  No.  8. 

’■)  Karl  IV.  1349  Febr.  19.  — Lac.  l'H.  3,380  No.  173. 

,:)  Es  wird  zu  beachten  «ein,  dasz  eine  Erkunde  Kurls  IV.  1301 
Apr.  14.  — N.  A.  8,270  No.  142,  ebenfalls  tiir  Herzog  Rudolf  v.  Sachseu, 
belr.  Verpfandung  Dortmunds,  von  einem  Vitztmuaint,  einer  Vogtei  und 
Verwesung  daselbst  spricht,  Ämtern,  die  in  der  V'erfassungsgeschichte  von 
Dortmund  gar  nicht  Vorkommen. 

“)  Karl  IV.  1349  Febr.  19.  — Lac.  LH.  3, 3*0  No.  173  Note  2. 
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von  Österreich74)  an  die  Falkenburger.  Andrerseits  vermögen 
wir  gerade  dieses  für  die  von  uns  vorgetragene  Annahme 
insofern  geltend  zu  machen,  als  hier  es  sich  um  das  Recht 
der  Verleihung  und  Präsentation  jener  geistlichen  Benefizien  allein, 
nicht  um  die  Lehnsherrlichkeit  Uber  die  mit  dem  Aachener 
Schultheiszenamte  verbundenen  Reichslehen  handelt.  Was  aber 
hinderte  daran,  auch  diese  letztere  in  jene  Zusage  aufzunehmen? 
Ohne  Zweifel  der  Umstand,  dasz  die  Falkenburger  keine  Reichs- 
fürsten wraren. 

§ 6.  Veräuszerungeu  des  Pfandbesitzes. 

Hielt  man  sich  streng  an  den  Wortlaut  der  Verträge,  so 
war  durch  ihn  einmal  die  Pfandlöse  durch  einen  andeien  als 
den  Schuldner,  sodann  jede  Verfügung  über  das  Haftobjekt 
durch  den  Gläubiger  ausgeschlossen:  nur  das  Reich  sollte  das 
versetzte  Gut  wieder  an  sich  ziehen,  nur  der  von  ihm  bestellte 
Besitzer  das  Pfand  innehaben  dürfen. 

Jedoch  gleichwie  die  deutschen  Könige  durch  das  Mittel  der 
eventuellen  Verschreibungen  diesen  Grundsatz  umgingen,  ja  ver- 
letzten, so  zögerten  auch  die  Groszen  keineswegs,  ihm  zuwider- 
zuhandeln. Dietrich  VIII.  von  Cleve  übertrug  im  Jahre  131275) 
die  Stadt  Duisburg  an  Adolf  von  Berg,  Johann  II.  von  Katzen- 
ellenbogen verpfändete  iui  Jahre  1331 7*)  dem  Erzstift  Trier 
die  Hälfte  des  Bopparder  Zolles,  den  einst  Rudolf  von  Habs- 
burg77) seinem  Vorfahren  eingeräumt  hatte,  — ohne  dasz,  soweit 
wir  sehen,  in  beiden  Fällen  eine  Genehmigung  von  seiten  des 
Königs  nachgesucht  oder  späterhin  erteilt  worden  sei.78) 

Erst  ans  einigen  Urkunden  Ludwigs  des  Bayern  vermögen 
wir  zu  erkennen,  welche  Stellung  das  Reich  bei  derartigen  Ver- 
fügungen des  Pfandbesitzers  einzunehmen  gedachte. 


**)  Leopold  von  Österreich  1314  Mai  9.  — Note  62. 

n)  1312  Mürz  31.  — Ijüc.  l'H.  s,  81  No.  113;  cfr.  pag.  12,  Note  45. 

n)  1331.  — Günther  3,  297  No.  175  Regcat. 

”)  Rudolf  v.  Habsburg  1282  Novbr.  11.  — Wenck,  Hess.  UB.  1,  49 
No.  70. 

’*)  Die  Urkunde  Ludwigs  IV.  1314  Decbr.  5.  — Lac.  UB.  3,  108 
No.  144  für  Adolf  v.  Berg  könnte  man  vielleicht  als  solche  bezeichnen,  aber 
sie  wird  eher  als  eine  Bestätigung  des  Pfandbesitzes  überhaupt  durch  den 
neuen  König  verstanden  werden  dürfen;  cfr.  Note  30. 
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Als  der  Kaiser  im  Jahre  13357*)  dem  Grafen  von  Jülich 
die  Dörfer  um  Aachen  versetzte,  gewährte  er  ihm  wie  seinen 
Erben  die  Erlaubnis,  „quod  cum  predictis  villis  disponere,  agere 
et  ordinäre  poteriut  sicut  cum  aliis  villis  suis  comitatus,  nihil 
defalcando,  dotier  ipsis  per  nos  vel  uostros  successores  de  jiecunia 
preiuissa  fuerit  integraliter  satisfactuui“.  Als  er  bald  darauf"’) 
in  umfassender  Weise  die  Hechle  des  nämlichen  Gläubigers  an 
dessen  Keichsplandschaften  regelte,  unterliesz  er  nicht  hinzu- 
zufügen,’"; „ut  tu  tuique  posteri  et  heredes  pignora  . . . tenere 
debeatis  . . . ae  de  ipsis  et  eoruui  fructibus  et  iuribus  sicut  de 
aliis  vestris  bonis  et  rebus  propriis  ordinäre,  taimliu  quousque 
per  nos  vel  successores  uostros  fuerint  absoluta,  hoc  dumtaxat 
excepto,  quod  ea  a nobis  et  iniperio  <[Uocunque  modo  alienare  in 
nullo  unquant  tempore  valeatis“. 

Zu  wiederholten  Malen  hat  Jülich  in  der  Folgezeit  von 
diesem  Privileg  Gebrauch  gemacht.  Im  Jahre  I .'i.jl *5)  ver- 
l>fiindete  Wilhelm  I.  von  Jülich  dem  Erzbischof  von  Trier  für 
seine  Unterstützung  im  Kampfe  gegen  die  eigenen  Söhne  die 
Stadt  Sinzig;  sein  Nachfolger  ebendieselbe  Besitzung  im  Jahre 
1367"*)  an  Graf  Hermann  von  Wied-Isenlmrg,  um  sie  1376**) 
dem  Grafen  von  Berg  zu  übet  lassen.  Und  in  gleicher  Weise 
bediente  man  sich  der  Aachener  Schultheiszcrei : während  man 
sie  im  Jahre  1351  **)  dem  Herzog  von  Brabant  anbeimzugeben 
gedachte,  versetzte  sie  Wilhelm  II.  (1361— 13*J3)  im  Jahre 
1380*®)  um  3000  kleine  Gulden  an  Karsilis  von  Palant,  zu 

Ludwig  IV.  1 335  Kehr.  20.  — 1-nc.  UB.  3,  238  No.  2HI,  wiederholt 
von  Karl  IV’.  134h  Jan.  t'J.  — 1.  c.  3,305  No.  455. 

Ludwig  IV.  1330  Aug.  10.  — B.  Keg.  Luilw.  No.  3034 — 3030. 

"’)  Ludwig  IV.  1330  Aua.  10.  — Dresemann,  Z.  Gesell.  Aachens  50. 

M)  1351  Apr.  2.  — Günther  3,550  No.  377.  cfr.  Karl  IV.  1353 
Novbr.  23.  — I.  c.  3,  003  No  4 1 2. 

efr.  Dominicas,  Baldewin  53H  ff. 

AVietb,  Markgraf  Wilhelm  Oh  ff. 

Dresemann,  1.  c.  57. 

1307  Kehr.  21.  — Lac.  UM.  3,  573  No.  070.  cfr.  1307  Apr.  30. 

— 1.  c.  3,  670  No.  07H. 

**)  1376  März  17.  — 1.  c.  3,  071)  No.  777.  cfr.  Karl  IV.  1377  Novbr.  25. 

— 1.  c.  3,  70h  No.  803. 

**)  cfr.  Note  83. 

'•)  f380.  — Quix,  Hist.  — topogr.  Bescbr.  v.  Aachen  155  (Hegest.). 

W erminghoff,  DieVcrpniiidungen  U.  u.nirdrrrli.  Kpirb<mtiidu*.  5 
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welchem  Ende  das  Amt  zuvor  aus  den  Händen  eines  anderen 
Besitzers  hatte  ausgelöst  werden  müssen. 

Allein  solchen  Veräuszerungen  war  zugleich  eine  Schranke 
gezogen.  .lene  Reichsgüter,  so  hatte  Ludwig  IV.  bestimmt, 
durften  „dem  Reiche  nicht  entfremdet“  werden,  — ein  Vorbehalt, 
welcher,  wie  es  scheint,  dem  Dynasten  nicht  nur  verbot,  einem 
dem  Reichsverbande  nicht  ungehörigen  Dritten  den  Besitz  des 
Gutes  zu  überweisen,  sondern  auch  die  Pflicht  auferlegte,  jede 
Verfügung  wieder  rückgängig  zu  machen,  sobald  ein  deutscher 
König  die  Reichspfandsehaften  auszulösen  sich  anschicken  würde. 

Zur  letzterwähnten  Eolgerung  veranlaszt  der  Umstand,  dasz 
die  Objekte,  auf  welche  Ludwigs  Diplome  sich  beziehen,  nicht 
als  von  einander  unabhängige  Plander  dem  jüliclischen  Geschlechte 
überwiesen  waren,  sie  vielmehr  zwei  in  sich  geschlossene  Pfand- 
einheiten bildeten:  hatte  doch  der  Herrscher  im  Jahre  1335  die 
Dörfer  um  Aachen,  im  Jahre  1336  die  Reichsburg  Kaiserswerth, 
das  Schultheiszenamt  zu  Aachen,  die  Städte  Düren  und  Sinzig 
zu  je  einer  Pfandmasse  verschmolzen.  Einzelne  Teile  auszulösen, 
war  dem  Reiche  verwehrt;  sobald  es  auf  einmal  seine  Verbind- 
lichkeit tilgte,  durfte  es  mit  Fug  fordern,  jeweils  alle  jene 
Besitzungen  wieder  seinem  unbeschränkten  Eigentum  einverleibt 
zu  sehen.  Sollte  die  Ausführung  seines  Planes  daran  scheitern, 
dasz  irgend  welcher  Bestandteil  der  bezeichnten  Gesamtheiten 
in  der  Gewalt  eines  nicht  von  ihm  bestellten  Besitzers  sich 
befand?  Wer  sollte  es  bestimmen,  auch  diesen  noch  zu  ent- 
schädigen, nachdem  cs  den  Anspruch  Jülichs  befriedigt  ? Welche 
Summen  hätte  es  ihm  zahlen  müssen,  wenn  ein  jeglicher  Teil  der 
Pfandmasse  als  solcher  mit  dieser  zugleich  für  die  gesamte,  an 
Jülich  zu  entrichtende  Reichsschuld  haftete?  Ausdrücklich  heiszt  es 
in  der  Urkunde  von  1335:  „nihil  defalcando,  donec  ipsis  . . . de 
pecunia  premissa  fuerit  integraliter  satisfactum“ : die  Dynasten 
sollen,  sobald  ihr  Anspruch  befriedigt  wird,  die  Pfandmasse  so. 
wie  sic  dieselbe  vom  Reiche  empfingen,  diesem  wieder  zurückgeben. 

Stets  blieb  dem  Reiche  die  Befugnis  gewahrt,  seine  Ver- 
pflichtung von  sich  abzuwälzen:  mochte  ihre  Verwirklichung 
infolge  der  andauernden  Geldarmut  der  Könige  in  eine  immer 
fernere  Zukunft  hinansgeschoben  werden,  eben  ihr  Fortbestand 
führte  dahin,  dasz  im  Sinne  des  Rechtes  keine  Wesensgleichheit 
von  Pfandbesitz  und  Eigentum  geschaffen  wurde,  obgleich  beide 
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in  den  Diplomen  Ludwigs  IV.  anf  eine  Stufe  gestellt  worden 
waren. 

Die  Vergünstigung,  welche  Jülich  — und  soweit  unsere 
Materialien  reichen,  es  allein  — auf  solchem  Wege  erlangte, 
war  um  so  wertvoller,  als  bald  darauf  ein  Spruch  des  Reichs- 
gerichtes verkündete,8’)  es  solle  den  Inhabern  von  Reichspfand- 
schaften  fürderhin  untersagt  sein,  dieselben  ganz  oder  geteilt, 
ohne  Konsens  des  Königs  anderen  Personen  zu  übertragen, 
wenn  nicht  besondere  Privilegien  sie  hiezu  ermächtigten. HH) 

Nicht  immer  ward  in  späterer  Zeit  dies  Gesetz  beachtet. 
Keine  Urkunde  giebt  darüber  Aufschlusz,  dasz  den  Grafen  von 
der  Mark  ein  ähnliches  Privileg  zu  Teil  wurde,  wie  den  Jttli- 
chern,  keine  darüber,  dasz  Graf  Engelbert  111.  der  Einwilligung 
des  Herrschers  sich  versicherte,  als  er  im  Jahre  1358“*)  die 
Reichsgüter  in  Dortmund  verpachtete,  im  Jahre  1372*°)  die  ihm 
versetzte  Hoheit  des  Reiches  über  die  dortigen  Juden  zu  Gunsten 
der  Bürgerschaft  schmälerte,  ebenderselben  im  Jahre  1376*') 
den  ihm  gebliebenen  Zins  der  Kammerknechte  verpfändete.  Ihr 
verschrieb  er  zugleich“*)  die  Dortmunder  Dominialgiiter,  in  einer 
zweiten“)  Urkunde  zum  Verkaufe  derselben  sich  verpflichtend, 
würde  es  gelingen,  zu  einer  derartigen  Veräuszerung  die  Zu- 
stimmung Karls  IV.  oder  seines  Sohnes  zu  erwirken.®4)  Nur 


**)  Ludwig  IV.  1886  Oktbr.  12.  — B.  Ken-  Luilw.  No.  3387. 

'")  Zu  solchen  Privilegien  sind  jedoch  nicht  die  Urkunden  zu  rechnen, 
welche  den  ErzbiscbUfen  v.  Trier  gestatteten,  die  Zollstättn  von  Boppard  zu 
verlegen  (Karl  IV.  1356  Jan.  fi.  — N.  A.  8,  264  No.  91;  idem  1368  Jan.  23. 
— N.  A.  8,  274  No.  173;  idem  1.370  Mai  31  — R.  T.  A.  1,23  No.  6 § 6). 

(cfr.  Note  85  und  43  sowie  Exkurs  I„  Note  37.) 

™)  1358  Neptbr.  1.  — Kübel,  I.  e.  1,  516  No.  736.  Er  handelt  „dotnino 
concedente“  und  „auctoritate  regia,  qua  fungitnur  in  hac  parte“.  Enteren 
wird  man  nicht  anf  Karl  IV.  zu  beziehen  haben:  der  Aussteller  beruft  sieh 
vielmehr  auf  Hott.  cfr.  1365  Apr.  5.  — 1.  c.  1,  588  No.  735  und  Appendix. 

Zum  Folgenden  cfr.  Frensdorff.  I.  c.  Ein!.  43  f.  137  f. 

1372  Septbr.  20.  — Kübel,  I.  c.  1,653  No.  872. 

cfr.  1372  Novbr.  2.  — 1.  c.  2,  16  No.  3. 

•*)  1376  Mai  23.  — I.  c.  2.  55  No.  62. 

“)  1376  Mai  23.  — 1.  c.  2,  45  Xo.  58. 

M)  1.370  Mai  23.  — I.  c.  2,52  No.  60. 

”4)  cfr.  Entwürfe  bei  Kübel,  1.  e.  2,  56  No.  63;  2.  57  No  64.  — 
1384  Dechr.  18.  — 1.  c.  2,170  No.  157.  Mit  dieser  letzten  Urkunde  ist 
wohl  identisch  die  von  Fahne,  Dortm.  UB.  1,  170  Note  zu  1381  gebrachte. 

5* 
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der  erste  Vertrag  jedoch  gelangte  zur  Ausführung:  am  4.  Juli 
1382®')  ward  die  Verpfändung  des  Dortmunder  Königshofes 
durch  Wenzel  bestätigt,  „doch  mit  beheltnusse  unser  und  des 
reiches  und  unser  nachkomen  an  dem  reiche  losunge  und  rechte“. 
Hienaeh  also  hätte  der  Dynast  seine  oder  seines  Vorgängers 
Verfügung  widerrufen  müssen,  sobald  das  Reich  seiner  Ver- 
pflichtung ihm  gegenüber  sich  entledigte.  Gerade  jene  Verein- 
barung aber  läszt  erkennen,  dasz  man  dies  nicht  mehr  befürchtete, 
eine  Erwartung,  die  in  der  Thal  nicht  getäuscht  wurde.  — 

An  letzter  Stelle  wird  endlich  die  Frage  zu  beantworten 
sein,  inwieweit  bei  den  aufgezählten  Verfinszet  ungen  der  Reiclis- 
plandschaften  eine  Einwilligung  der  Erben  der  weltlichen  Groszen 
erforderlich  gewesen  sei.  Allein  auch  sie  bleibt  unentschieden 
gleich  derjenigen  nach  der  Mitwirkung  der  Fürsten  bei  Ver- 
setzungen von  Reichsgut:’"1)  auch  hier  werden  nur  die  urkund- 
lichen Formeln  zu  verzeichnen  sein,  welche  einem  Rechte  des 
Elbenlaubes  mehr  oder  minder  bestimmten  Ausdruck  verliehen. 

Während  bei  manchen  Übertragungen  die  kurzen  Regesten“7) 
selbst  dieses  Beginnen  vereiteln,  sehen  wir  andere  geschehen 
de  consensu  . . . conthoralis  nostre  et  omnium  heredum  nostrorum,**) 
cum  consensu  omnium  heredum  nostrorum,®*)  mit  vulbart  und  mit 
gndem  willen  unser  erven :""')  wieder  andere  vur  uns  und  unse 
erven,101)  vur  uns,  unse  erven  und  nakomelinge,10*)  pro  nobis  et 
vice  ae  nomine  nostrorum  heredum  atque  successorum.14®)  Die 
Verabredung  Wilhelms  I.  von  Jülich  dagegen  mit  dem  ihn  unter- 
stützenden Fürsten  vom  Jahre  1351  ,04)  sollte  ihre  Spitze  gegen 
die  Söhne  des  Markgrafen  richten. 

**)  Wenzel  1208  Juli  4.  — Kalme,  I.  e 1.  ls7  No  I 

*•)  efr.  png.  31  ft. 

*’)  1312  Mürz  31.  — Note  75. 

1331.  — Note  70. 

1380.  — Nute  86. 

•*)  1368  Septbr.  1.  — Note  8». 

“J  1305  Apr.  6.  — ibidem. 

"•)  1372  Septbr.  20.  — Note  90. 

“')  1367  Fabr.  21.  — Note  83. 

"*)  1376  März  17.  — Note  84. 

1376  Mai  23.  — Noten  91  und  93. 

"**)  1370  Mai  23.  — Note  92. 

>»*)  1361  Apr.  2.  — Note  82. 
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Capltel  II. 

I>i«*  Stelliinir  des  Pfandes. 

§ 1.  Allgemeines. 

Der  Aufgabe  unserer  Untersuchung  würde  kein  Genüge 
geschehen,  wollten  wir  allein  den  Verpfandungen  der  rheinischen 
Reichsstädte  Aufmerksamkeit  schenken:  auch  die  Verschreibungen 
einzelner  Einkünfte  oder  eines  Amtes  innerhalb  derselben  heischen 
Berücksichtigung.  Vom  Kleineren  zum  Gröszeren  aufsteigend 
vermag  man  eine  so  mannigfaltige  Reihe,  wenn  wir  so  sagen 
dürfen,  städtischer  Reichspfandschaften  aufznstellen,  dasz  ihre 
Gesamtheit  deutlich  erkennen  liiszt,  wie  tief  gerade  diese  Ver- 
gabungen in  das  Leben  der  Zeit  eingreifen  muszten. 

So  erfahren  wir  von  der  Versetzung  der  königlichen  Tuch- 
halle in  Aachen,1)  einiger  Weinberge  bei  Boppard,*)  von  Wein- 
lieferungen ans  dem  dortigen  wie  dem  Oberweseler  Kelterhause. *) 
Anderwärts  wie  in  Dortmund4)  begegnet  eine  solche  des  ganzen 
Domanialgutes,  während  man  mit  den  Dörfern  innerhalb  der 
Bannmeile  Aachens')  auf  gleiche  Art  verfuhr.  Zu  Pfand  be- 
stellt wurden  des  weiteren  jedwede  Einnahmen  aus  mehreren 
Plätzen,*)  auf  welche  das  Reich  Anspruch  erhob,  fernerhin 
königliche  Regalien  wie  die  Münzen  zu  Aachen  und  Boppard,’) 
die  Zollabnahme  zu  Boppard,")  die  Judensteuern  zu  Dortmund,*) 

')  Friedrich  II.  1243  Fohr.  — Winkelraann,  Acta  S, 80  No.  34. 

Rudolf  v.  Habsburg  1289  Septbr.  24.  — Günt  her  2,  470  No.  334. 

ä)  Rudolf  v.  Habsburg  127s  Mai  15.  — Mitteil,  des  österr.  Instituts 
12,  508. 

Adolf  v.  Nassau  1294  Juli  13.  — Hohmer,  Acta  381  No.  512. 

4)  Wilhelm  v.  Holland  124*  Decbr.  23.  — Ia»c.  RH.  2,  170  No.  338. 
(cfr.  Einlage  I pag.  19  sub  Dortmund.) 

Albrecht  1300  Jan.  20.  — 1.  c.  2,015  No.  1043. 

•')  Ludwig  IV.  1335  Fuhr.  20.  — 1.  r.  3.238  No.  291. 

*)  Adolf  v.  Nassau  1292  Septbr.  22.  — Jan  Heelu  ed.  Willems  502. 

’)  (Otto  IV)  1202  Septhr.  — MG.  {,  L.  2,200. 

Rudolf  v.  llabsluirg  1283  Fuhr.  17.  — Goerr,  Mittelrh.  Regg.  4 
No.  1033. 

“)  Rudolf  v.  Habsburg  128»  Novbr.  11.  — Wenck,  Hess.  UB.  1.48 
No.  70. 

”)  Albrecht  1300  Jan.  20.  — laic.  UB.  2,015  No.  1043. 

idem  1301  Febr.  8.  _ l.  c.  3,  2 No.  3. 
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Boppard  und  Oberwesel.1“)  Bald  überweist  der  König  einem 
Gläubiger  Renten  ans  den  Gefällen  eines  Amtes,")  bald  wählt, 
er  dies  letztere  selbst  zum  Haftobjekte  für  eine  von  ihm  be- 
gründete Reichsschuld : die  Geschichte  der  Aachener  Schul  t- 
heiszerei ,s)  ist  ja  gerade  hiefür  typisch,  wenn  auch  die  dortige 
Vogtei  — ist  unsere  an  anderer  Stelle  zu  begründende  Ver- 
mutung richtig13)  — uicht  die  nämliche  Behandlung  erfahren  hat. 

Wir  müssen  es  unterlassen,  die  Zahl  der  verzeichneten 
Beispiele  zu  vermehren,  desgleichen  ihre  Bedeutung  für  die 
Finanzpolitik  des  Reiches")  überhaupt  darzulegen:  ist  das 
letztere  doch  schon  durch  ihre  territorial  abgeschlossene  Lage 
verboten.  Nicht  bei  allen  gestattet  die  Dürftigkeit  der  Über- 
lieferung, sie  fernerhin  zu  verfolgen:  nur  einige  von  ihnen 
werden,  soweit  möglich,  weiter  unten  in  ihren  Wirkungen  dar- 
gestellt werden.  Jedoch  auch  sie  sind  von  verhältnismäszig 
geringer  Wichtigkeit  gegenüber  den  Versetzungen  ganzer  Reichs- 
städte, deren  Betrachtung  die  folgenden  Ausführungen  gewidmet 
sein  sollen. 

§ 2.  Die  Lage  der  verpfändeten  Reichsstadt. 

Als  Heinrich  (VII.)  im  Jahre  1 224 ,5)  die  Abtei  Marienberg 
des  fortdauernden  Schutzes  von  seiten  der  deutschen  Herrscher 
versicherte,  bestimmte  er  ausdrücklich,  dasz  die  Reichsunmittel- 
barkeit jener  kirchlichen  Anstalt  auch  dann  zu  Recht  bestehen 
solle,  „si  contigerit  ex  aliqua  parte  regnum  Romanum  vacillari 
propter  diversos  casus,  Bopardiam  vel  alias  possessiones  regni 
obligari  vel  infeodari“. 

Der  König  gedenkt  hier  der  Möglichkeit  einer  Verpfändung 
Boppards,  die  sich  zu  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  in  der  That 
verwirklichen  sollte.  Und  gleich  dieser  Reichsstadt  sind  — mit 
der  einzigen  Ausnahme  Aachens  — alle  übrigen  im  Gebiete  des 
Mittel-  und  Niederrheins  belegenen  dem  Schicksal  einmaliger 
oder  auch  wiederholter  Versetzung  anheimgefallen.  Während 

w)  Heinrich  Vit.  I:i09  Jan.  24.  — Günther  3, 130  X«.  3«. 

")  Richard  v.  Oormvallis  1260  Octbr.  4.  — Wenck,  1.  c.  1,28  Xo.  35. 

,J)  Adolf  v.  Xasaan  12112  Septhr.  12.  — Lac.  l’B.  2,  548  Xo.  924,  — ctc.  etc. 

,a)  cfr.  Exkurs  II.,  A.  Xotc  21  ff. 

")  cfr.  im  allgemeinen  K Unter,  Reichsgut  *6  fl. 

“)  Heinrich  (VII.)  1224  Jan.  w.  — Hittolrh.  L'i!.  3,  186  Xo.  224. 
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nur  Dortmund  ihm  sich  zu  entziehen  vermochte,  wurden  Boppard, 
Düren,  Duisburg,  Oberwesel  und  Sinzig  für  immer  dem  .Reiche 
entfremdet,  wenngleich  hiedurch  die  ursprüngliche  Verbindung 
mit  dem  Reichsoberhaupte  nicht  gänzlich  sich  beseitigen  liesz. 

Es  leuchtet  ein,  dasz  durch  die  dem  Pfandbesitzer  verbrieften 
Befugnisse  eine  völlige  Umwandlung  der  Stellung  der  Reichsstadt 
herbeigeführt  werden  muszte.  Sie  kam  zum  Ausdruck  in  dem 
Huldigungseide,  welchen  die  Bürgerschaften,  sei  es  in  der  Pfand- 
bestellungsurkunde selbst,1")  sei  es  in  besonders  ausgefertigten 
Aktenstücken,17)  dem  weltlichen  oder  geistlichen  Fürsten  zu 
leisten  angehalten  wurden.  Freilich  nicht  für  sie  alle  sind  die 
diesbezüglichen  Befehle  der  deutschen  Könige  überliefert, 
fehlen  sie  doch  für  Düren  — aber  unbedenklich  wird  anzu- 
uehnien  sein,  ihnen  insgesamt  sei  die  nämliche  Pflicht  auferlegt 
worden.  Vor  allem  für  Boppard  und  Oberwesel  liegt  eine  voll- 
ständige Reihe  derartiger  Weisungen  vor:  wir  sehen  sie  den 
Städten  nach  ihrer  Verpfändung  wie  nach  jeder  Bestätigung 
derselben  durch  ein  neues  Reichsoberhaupt  und  zu  Gunsten  eines 
neuen  Erzbischofs  von  Trier  übermittelt,  im  letzteren  Falle 
sicherlich  aus  dem  Grunde,  weil  jeglicher  Anerkennung,  zumal 
wenn  sie  mit  einer  Steigerung  der  Verbindlichkeit  des  Reiches 
sich  verband,  der  Charakter  einer  durchaus  neuen  Vereinbarung 
über  die  sich  substantiell  gleichbleibende  Reichspfandschalt  inne- 
wohn te.1") 

Wozu  verpflichtete  der  Eid  die  Stadt?  Am  besten  wohl 
wird  diese  Frage  durch  zwei  Urkunden  aus  dem  Jahre  Kl  14 


M)  cfr.  Adolf  v.  Xassau  1205  März  21.  — L).c.  I'll.  2,  5U3  Xo.  052. 
")  cfr.  Adolf  v.  Xassau  1202  Septbr.  18.  — Quell,  d St,  Köln  8,  :i:U 
Xo  3J2.  Verpfändet  u a.  Dortmund,  Duisburg  und  S i n /. lg  m,  Siegfried 
v.  Köln. 

idem  1202  Üctbr.  4.  — 1.  c.  8,  :14t  Xo.  3T6. 

Befiehlt  der  Stadt  Duisburg,  dein  Erzbischof  den  Treueid  zu  leisten 
tideiitatem  facere). 

idein  1202  Octbr.  4.  — 1.  c.  3,  340  So.  375. 

Befiehlt  das  Uleiche  der  Stadt  Sinzig. 

idem  1202  Octbr.  4.  — Lac.  l'B.  2,  551  Xo.  031. 

Desgleichen  der  Stadt  Dortmund. 

idem  1202  Octbr.  25.  — 1.  c.  2,  554  Xo.  935. 

Befiehlt  das  Gleiche  deu  Städten  Dortmund,  Duisburg  und  Sinzig. 

’")  Einlage  IV  s.  nachstehend. 
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Einlage  IV. 


Zusammenstellung 

der  Befehle  an  Boppard  und  Oberwesel,  dem  jeweiligeu  Erzbischof 
von  Trier  zu  gehorchen. 


Au  lioppard. 

An  Oberw  esel. 

An  Boppard 
uud  Oberwesel. 

Belege. 

Heinrich  VIL 

Günther  3,  150  Note  I 

1312  Decbr.  8. 

— Or.  in  Coblenz. 

efr.  Ludwig  v Bayern 

Winkelmann,  Acta  2,  ’i  7 4 

1314  Septbr.  20. 

No.  1115. 

Ludwig  IV. 

Günther  3,  10*2  Note  2. 

1314  Decbr.  15. 

— Or.  in  Coblenz. 

Ludwig  IV. 

Or.  in  Coblenz. 

1314  Decbr.  15. 

Ludwig  IV. 

B.  Keg.  Ludw.  No.  2614. 

1315  März  17. 

— Or.  in  CoUenz. 

Ludwig  IV. 

1.  c.  No.  2616.  — Or.  in 

1315  Marz  17. 

Coblenz. 

Ludwig  IV. 

Or.  in  Coblenz. 

1316  Mürz  17. 

Ludwig  IV. 

11.  Reg.  Ludw.  No.  2615. 

1315  Mürz  17. 

— Or.  in  Coblenz. 

Ludwig  IV. 
131»  Octbr.  3. 

Günther  3,  1*4  No.  92. 

Ludwig  IV. 
131»  Octbr.  3. 

1.  c.  3,  185  No.  93. 

«•fr.  Karl  IV. 

Dominicus.  Bälden  in  466 

1346  Novbr.  0*2. 

Note  1. 

Karl  IV. 

N.  A.  ».  264  No.  91. 

I35i>  Jan.  11. 

Karl  IV. 

1.  c.  8.  264  No.  94. 

1356  Jan.  11. 

Karl  IV. 

1.  c.  8,  274  No.  174. 

1368  Kehr.  2. 

Karl  IV. 
136»  Febr.  2. 

1.  c 274  No.  174. 

Karl  IV. 

R.  T.  A.  1,  27  Note  1. 

1376  Mai  31. 

Karl  IV. 
1376  Mai  31. 

N.  A.  »,  277  No.  20\ 

Anmerkung. 

Die  I’fandverträge  sind  zusamniengestcllt  in  Einlage  Ilt  pag.  47  sub 
Erzbistum  Trier. 
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beantwortet,  in  deren  ersten,  vom  15.  Pecember,  Ludwig  der 
Bayer  die  beiden  mittelrheinischen  Reichsstädte  aufforderte, 
„quatenus  eidem  Balduino  et  suis  successoribus  tanquam  nobis 
firmiter  obediatis  in  omnibus  premissis  et  singulis  ...  et  euni 
in  eisdem  contra  quoscunque  inperturbatum  conservetis  et  illesum, 
iurantes  eidem  suo  et  ecelesie  sue  nomine  vos  universaliter  et 
unaniminiter  omnia  predieta  et  singula  servaturos“.  Wenige  Tage 
später  gelobte  Oberwesel,1®)  „quod  reverendo  in  Christo  patri 
ac  domino  nostro  Balduino  . . . Treverensis  ecelesie  archiepi- 
scop'o,  suis  successoribus  et  ecelesie  sue  Treverensi  servabimus  toto 
poss» nostro  in  omnibus  et  singulis  ea,  que  in  litteris  (Heinrichs  VI I. 
und  Ludwigs  IV.)  plenius  continentur“. 

Das  an  letzter  Stelle  verzeichnete  Aktenstück  ist  um  so 
bedeutsamer,  als  es  allein,  soweit  wir  sehen  können,  den  Wortlaut 
der  Huldigung  einer  versetzten  rheinischen  Reichsstadt  über- 
liefert. Ist  es  auch  leider  nicht  mehr  möglich,  den  Inhalt  eines 
von  Oberwesel  vor  seiner  Verpfändung  dem  jeweiligen  Könige 
geleisteten  Treuschwures  festznstellen,  — jene  Worte  lassen 
erkennen,  wie  sehr  durch  sie  die  Bürgerschaft  der  Macht  des 
Erzbischofs  unterworfen  wurde. 

Um  so  auffälliger  daher,  wenn  das  Diplom  des  Königs  mit 
dem  Vorbehalte  schlieszt:  „salvo  semper  fidelitatis  iuramento 
quod  nobis  et  imperio  salvum  esse  volumus  et  presentibus  reser- 
vamus  expresse“.  Und  in  der  That,  aus  den  ihm  zeitlich  nach- 
folgenden erfahren  wir,  dasz  die  Städte  Ludwig  dem  Bayern 
ihre  Huldigung  darbrachten.  Trotzdem  sollte,  dem  Erlasse  vom 
17.  März  1315  zufolge,  die  Kraft  dieser  Eide  nicht  dem  Könige 
zu  gute  kommen:  er  säumte  nicht,  sie  an  Balduin  von  Trier 
und  dessen  Nachfolger  zu  übertragen.10)  Nicht  allenthalben 

>•)  1314  Petbr.  IS.  — Günther  :t,  it>4  No.  fit. 

*")  Ludwig  IV.  1315  März  17.  — H.  Re*.  Lndw.  No.  2614.  (Or.  in 
Coblenz):  .Cum  nos  ...  ab  houinibus  et  opidanis  in  opidis  . . . predictis 
. . . nobis  inrainentum  et  fidelitatis  prcstacionera  fecerimns  exbiberi,  nos  . . . 
omnia  iuramenta  et  fidelitatis  prestaeiones  . . . predicte  obligaeioni  subieimus, 
. . . ea  in  rundem  archicpiscnpiitn,  auccessores  suos  et  ecclesiani  suam  Trovc- 
rensem  transferentes". 

efr.  idem  13IK  Oetbr.  3.  — Günthers,  Ist  No  02.  Schreibt  an  Boppard: 
, A debito  fidelitatis  homagii  stib  sacramentis  iurisiurandi  nobis  imperii  nomine 
debiti  vos  exnunc  . . . absolvimus  et  absolutos  pronuntiamus  et  liberos 
dicimus  atqur  quitos*. 
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vollzog  sich  dir  Übergang  der  Städte  in  den  Besitz  der 
Gläubiger  so  umständlich  wie  hier,  wenn  anders  die  Dürftigkeit 
der  Überlieferung  einen  solchen  Schlnsz  gestattet.  Immerhin 
wird  man  den  an  diesem  Orte  eingeschlagenen  Weg  für  durchaus 
seinem  Zweck  entsprechend  erklären  müssen.  Der  Eid  der  ver- 
pfändeten Stadt  mochte  für  den  König  von  nicht  allzubeträchtlicher 
Bedeutung  sein,  nachdem  er  einmal  die  wesentlichsten  Hechte 
dem  trierischen  Erzstift  anheimgegeben  hatte.  Andrerseits  hätten 
im  Falle  einer  Konkurrenz  von  Reich  und  Kirche  Zweifel  dar- 
über entstehen  können,  wem  von  beiden  zuvörderst  die  Bürger 
durch  ihre  Gelöbnisse  verpflichtet  seien.  — eine  Eventualität, 
die  man  wohl  durch  jene  Übertragung  zu  vermeiden  gedachte. 

Des  weiteren  aber  verliert  der  Treuschwur  von  Koppard 
und  Oberwesel  zu  Händen  Ludwigs  von  seinem  überraschenden 
Wesen,  ist  die  Vermutung  berechtigt,  dasz  auch  die  versetzte 
.Stadt,  gleich  wie  vor  ihrer  Verschreibung  sie  es  muszte,  dem 
Könige  ihre  Anerkennung  habe  erweisen  können.  Hier  von 
einer  durch  die  Herrscher  aufrechterhaltenen  und  ausnahmslos 
eingeforderten  Leistung  zu  sprechen,  erscheint  gefährlich. 

Die  Bestätigung  der  Privilegien  ist  ein  Zeichen  für  die 
Unterwerfung  der  Bürgerschaften  unter  den  Schutz  und  die 
Gewalt  des  Reichsoberhauptes:  sie  ist  unmöglich,  geht  ihr  nicht 
die  Huldigung  voraus.41)  Und  dasz  durch  eine  solche  die  Ein- 
wohner selbst  verpfändeter  Reichsstädte  zu  wiederholten  Malen 
ihre  ehemalige  Reichsunmittelbarkeit  wenigstens  in  Erinnerung 
zu  bringen  trachteten,  wird  aus  einer  nicht  geringen  Anzahl 
von  Königsurkunden  gefolgert  werden  dürfen.4*) 

*’)  efr.  Karl  IV.  1249  März  Hl.  — Riibt-I.  1.  c.  1,  4411  No.  644. 
Schreibt  an  Dortmund:  „Licet  a regia  cclsituditie  pro  parte  vestra,  nt  vestras 
libertates.  privilegin  atquc  iura  contirmarc,  innovarc  et  approbarc  diguaremur. 
fuerit  cum  instantia  postnlatuiu,  tarnen,  quin  nondum  nobis  prestitistin  fidrli- 
tatis  snlitum  iurameutum,  non  decuit  nee  rationi  congruit,  ut  vntia  vestris 
satisfaceremus". 

SJ)  cfr.  Albrecbt  laus  Aug.  2S.  — Lac.  f 14.  a,  MIO  No.  1002. 

Ludwig  IV.  IH14  Decbr.  19.  — 1.  c.  H,  107  Note  2. 

idem  1H24  März  1.  — Üfcte,  Script,  rer.  Hoic.  1.747. 

idem  1225  Feiir.  l».  — Lac.  UB.  H,  6H  Note  2. 

Karl  IV.  1249  Juli  27.  und  1352  Septbr.  20.  — Tcscbcnmacher,  Ann. 
4'liv.  Cod.  dipl.  7 No.  16  und  Appendix. 

idem  1257  Febr.  22.  — Wigand,  Wetzlar'acbe  Beitr.  2,  «7  No.  2. 
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Hielten  sich  doch  die  Könipre  auch  für  befugt,  von  jenen 
Gemeinden  mannigfache  Dienste  zu  heischen:  nichts  Anderes 
bedeutet  es,  wenn  Adolf  von  Nassau  im  Jahre  1 das 
sogen.  OfFnungsrecht*4)  der  an  Köln  zu  überweisenden  Städte 
dem  Reiche  gewahrt  wissen  wollte;  wenn  Heinrich  VII.  im 
Jahre  131 2M)  bestimmte,  „quod  (Boppard  und  Oberwesel)  pro 
nobis  et  imperio  guerram  faciant  cuicumi[iie  et  ijuotiens  volu- 
erimus  quodque  ad  quamlibet  reqnisitionem  nostram  et  imperii 
nobis  et  eidem  imperio  sint  aperta“.*6) 

Die  Bezeichnung  endlich  der  Stadt  bleibt  die  nämliche  wie 
vor  ihrer  Mediatisierung:  in  königlichen  Urkunden  wird  sie 
„unsere  und  des  Reiches  Stadt“,  ihre  Einwohnerschaft  „unsere 
und  des  Reiches  Getreuen“  genannt.57) 

Die  angeführten  Beispiele,  deren  Zahl  sich  leicht  vermehren 
liesze,  dürfen  jedoch  keineswegs  darüber  täuschen,  dasz  für  jede 
verpfändete  Stadt  die  Beziehungen  zum  Landesherrn  weit  stärker 
waren  als  diejenigen  zum  Könige.  Sie  befand  sich  in  seltsamer 
Doppelstellung  zwischen  Schuldner  und  Gläubiger.  Symbolisch 
verleiht  ein  Dürener  SchöfFeusiegel1H)  diesem  Verhältnis  Ausdruck, 
wenn  eine  senkrechte  Linie  das  Wappen  in  zwei  Felder  zerlegt, 
deren  linkes  den  Adler  des  römischen  Reiches,  deren  rechtes 
den  jülichschen  Löwen  aufweist. 


”)  Adolf  v.  Nassau  1292  Septbr.  13.  — Note  17. 

!‘)  efr.  Schröder,  I.  c.  500. 

Heinrich  VII.  ISIS  Juli  1».  — (SUnther  3,  II«  No  53. 

-“)  cfr.  Albrccht  1298  Septbr.  23.  — Lac.  l'B  2,  593  No.  lüos. 

Karl  IV.  1375  Septbr.  10.  — 1.  c.  :t.  672  No.  772  Note  1. 
i!)  cfr.  1331  Decbr.  3.  — (juix,  Cod.  Aqucna.  1,207  No.  30t. 

Ludwig  IV.  1337  Juli  s.  — Lac.  U11.  3,251  No.  311. 

Karl  IV.  1356  Juli  20.  — Strange,  Keitr.  10,  137  No.  6. 
idem  1356  Decbr.  2.  — Hontheim,  Hirn.  Trov.  2,201  No.  700. 
idem  1362  Septbr.  8.  — Ludewig,  Rel.  Mas.  10.56  No.  «.  — etc.  ctc. 
*')  cfr.  Endrulat,  Niederrheiniiche  Städtesiegel  pag.  42.  — Die  Wappen 
iler  iibrigeu  Städte  zeigen  keine  derartige  Teilung,  wohl  aber  deutet  der 
überall,  wenn  auch  in  verschiedenen  Formen  auftretende  Reichsadler  auf  die 
ehemalige  Reichsunmittelbarkeit  der  (iemeinde  hin.  Fiir  Boppard  cfr. 
Siebmacher,  (iroszes  und  allgemeines  Wappcnhuch  1,  1,  2,  190.  Tafel  215.  — 
Duisburg  cfr.  1.  c.  1,  4,  1,  11.  Tafel  20;  1,  4,  2,  200.  Tafel  222:  En- 
drulat, 1.  c.  pag.  14.  Tafel  3 No.  8.  Tafel  4 No.  9.  — Überwesel  cfr. 
Siebmachcr,  L c.  1,  4,  2,  220.  Tafel  235.  — Sinzig  cfr.  I.  c.  1,  4,  2,  328; 
Endrulat,  1.  c.  Tafel  14  No.  22.  Tafel  15  No.  23, 
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§ 3.  Fortsetzung. 

Je  nach  dem  Territorium,  dessen  Besitzer  die  verpfändete 
Stadt,  untergeben  wurde,  muszte  ihr  Schicksal  ein  verschiedenes  sein . 

Während  Duisburg  innerhalb  der  Grafschaft  Cleve  eine 
selbständige  Stellung  einnahm,  wurden  die  übrigen  Reichs- 
pfandschaften  der  Rheinlande  der  trierischen **)  beziehungsweise 
jülichschen  **)  Amterorganisation  eingegliedert. 

Düren  vollends  begegnet  seit  dem  Jahre  1347®')  im  Besitze 
der  Landstandschaft,  derzufolge  der  Dynast  es  neben  anderen 
Städten  nm  Zustimmung  bei  wichtigeren  Regierungshandlungen 
anging:  Sinzig3-)  hingegen  erlangte  dieselbe  niemals,  eine  Lage, 
die  wohl  durch  die  häutigen  Veräuszcrungen*®)  Sinzigs  begründet 
wurde,  wenn  nicht  andrerseits  gerade  diese  jene  Verfügungen 
erleichterten. 

Ist  es  somit  unmöglich,  den  Reichtum  der  späteren  Aus- 
gestaltungen des  Verhältnisses  zwischen  Pfand  und  Gläubiger 
in  eine  einzige,  alles  umfassende  Form  einzuordnen,  — jedenfalls 
fand  die  Gemeinde,  die  früher  n u r dem  Könige  gehorcht  hatte, 
in  dem  weltlichen  oder  geistlichen  Fürsten  einen  neuen  Herrn: 
er  bezeichnete  sie  fortan  als  „unsere  Stadt“,  ihre  Einwohner 
als  „unsere  Bürger“.®4) 

Die  Wirkungen  der  Verpfändung  muszten  des  weiteren  in 
der  Beschränkung  sich  äuszern,  welche  die  Gewalt  der  Dynasten 
der  reichsbürgerlichen  Freiheit  aufzuerlegen  im  Stande  war. 
Wohl  suchten  die  deutschen  Könige  dieselbe  zu  erhalten,  sei 
es  dasz  sie  den  Städten  Bestätigungen  ihrer  Privilegen  zu  teil 
werden  lieszen,  sei  es  dasz  sie  bei  ihren  Verträgen  selbst  die 
Rechte  der  Bewohner  nicht  geschmälert  wissen  wollten.  Als 


**)  cfr.  1328  Novlir.  10.  — Günther  8,247  No.  its. 

1337  März  26.  — Hilfer,  Auswahl  deutscher  L’rkk.  317  No.  19». 
cfr.  v.  Mirbach,  ProgT.  der  rheinischen  Ritterakadcmie  zu 
Bedburg  ia71  pag.  II  — 13;  I8S1  pag.  30 — 31. 

J1)  cfr.  1347  Docbr.  31.  — Lac.  UB.  3,  373  No.  404.  — otc.  etc. 
cfr.  v.  Below,  Zeitschr.  dos  borgisehen  Gesell. — Ver.  22,48  ff. 

,ä)  cfr.  Ritter.  I.  c.  20,  4. 

M)  pag.  0»,  Note  *2  ff. 

3‘)  cfr.  l.'too  Docbr.  0.  — Kleine.  Dipl.  Dnisb.  41  No.  20. 

1328  Juli  7.  — Günther  3,250  No,  17)5,  pag.  265. 

1366  März  29.  — Materialien  z.  Gosch.  Dürens  452. 

1307  Febr.  21.  — Lac.  UB.  3,573  No  076.  — ctc.  etc. 
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Wilhelm  von  Holland  iin  Jahre  1248**)  Duisburg  dein  Herzog 
von  Limburg  versetzte,  bestimmte  er  ausdrücklich,  „quod  con- 
suetudines  approbate  et  iura,  (pie  oppidauis  de  Dusburg  ab 
imperio  sunt  liactenus  observata.  nobis  et  ipsis  sine  diminutione 
qualibet  observentnr“.  Als  Adolf  von  Nassau  im  Jahre  1295**) 
die  Stadt  Sinzig  an  Gerhard  von  Jülich  wies,  erneuerte  er  zu- 
gleich die  von  seinen  Vorgängern  ihr  gewährten  Gerechtsamen, 
„nolentes  qnod  idem  Gerhardus  vel  aliquis  alius  in  gratiis  et 
libertatibns  huiusmodi  vos  aggravet  vel  molestet“.*7)  Dem 
Schutze  von  Bojipard  und  Oberwesel  endlich  sollte  es  dienen, 
wenn  Heinrich  VII.  im  Jahre  J:tl2*®)  verordnete,  dasz  die 
Jahressteuern  den  bislang  innegehaltenen  Betrag  nicht  über- 
steigen sollten.  Allein  wer  gab  die  Gewähr  für  die  fortdauernde 
Beobachtung  solcher  Vorschriften?  Die  versetzten  Reichsstädte 


")  Wilhelm  v.  Holliind  124*  Apr.  29  — Ernst,  lli*t.  dn  Limbourg  6,  242. 

M)  Adolf  v.  Nassau  1206  11  itrz  21.  — Note  1«. 

1!)  cfr.  Wilhelm  v.  Holland  124*  Decbr.  28.  — late.  I'B.  2.  17G  No. 
:l:is.  Verpfändet  „Tremoniam  et  curtes  nostras  adiacentes“  an  Erzb.  Conrad 
v.  Köln.  .Idem  etiam  arcbiepiscopus  in  debito  ct  consueto  iure  fovebit 
hotnines  nostros  et  contra  indebitos  molestatores  defendet“. 

Ludwig  IV.  1318  Octbr.  15.  — Günther  3. 1*6  No.  95.  Erklärt,  es  sei 
trotz  der  Verpfändung  Boppards  an  Balduin  v.  Trier  sein  Wunsch,  „ut  ipse 
et  sui  sucressores  siti  predicti  predictum  opidnut  et  opidanos  gaudere  per- 
mittanf  eisdetn  iuribus,  consuetudinibus,  honoribus  et  libertatibns  eorttni, 
Ijuibu»  nos  et  predeecssores  nostri  imperatores  et  lege»  Homanurutn  eoa 
gaudere  permittere  tonebamur“. 

Karl  IV.  1352  Aug.  26.  — Lac.  L’B.  3.  3*7  No.  4*4  Note  2.  (Or  in 
Düsseldorf).  Schreibt  dem  Erzb.  Wilhelm  v.  Köln,  dass  „licet  opidun)  Treino- 
niense  . . . tue  Colonienai  eeelesic  . . . extiterit  Obligation,  nos  tarnen  ex  eo 
non  minus  ad  eiusdem  opidi  iurium  et  eonsuetudinnm  ipsius  defcnsionciu, 
protectionem  et  guardiam  de  regie  benignitatis  gratia  crediums  obligari*. 
I)a  die  Stadt  vielfach  von  ihren  Nachbarn  geschädigt  werde,  „devotioni  tue 
defensionein,  tnicionem  ut  salvam  guardiam  dicti  opidi  nostro  ct  sacri  itnpel'ii 
nomine  et  vice  cominittiinus,  mandantes  tibi  et  iniungentes  nichilominiis 
present ibus  seriöse,  qnatenu*  prefatuiii  opidutn  et  opidanos  eosdem.  bona, 
res,  possessiones,  predia  et  personas  eorum  in  Omnibus  privilegiis,  literis, 
iuribus,  cousuetudinibus,  gratiis.  libertatibns  et  emunitatibus  suis  . . . 
coutinuo  nuctoritnt«  et  potestate  regia,  quam  tibi  ad  hoe  exequendum  plene 
coinmittimns,  potent i et  patouti  lue  succursionis  auxilio  preserves,  protegas 
et  defendas  tideliter  et  ad  honorem  sacri  imperii  . . . efticaciter  tuearis“. 

Heinrich  VII.  1312  Juli  l*.  — Günther  3,  14*  No.  53.  (cfr.  pag. 
56,  Note  40.) 
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sehen  wir  den  Wechselfällen  der  häufigen  Kriege  und  Miszhellig’- 
keiten  der  Gruszen  unterworfen,**)  nicht  zuletzt  erwuchsen 
ihnen  des  öfteren  materielle  Nachteile. 

Das  Vorkommen  dieser  letzteren  erhellt  vornehmlich  aus 
zwei  Diplomen  Rudolfs  von  Habsburg  und  Karls  IV.  Dort  be- 
stimmt der  König,40)  von  dem  Bestrebeu  geleitet,  den  Schädi- 
gungen der  Duisburger  vorzubeugen,  „quatinus  nullus  . . . aliquem 
civium  nostiorum  de  Dusburch  capiat,  impignoret  vel  in  aliquo 
molestet  . . . ratione  alicuius  obligationis  quocumque  modo  con- 
tracte  sive  debiti  cuiusquam  nomine  spectabilis  comitis  Clevensis“; 
hier  verkündet  Karl  IV.,41)  dasz  die  Bürger  von  Oberwesel 
.mit  phandnng,  raub,  braud,  kummer  und  name  offte  angegriffen 
und  gescliediget  werden  umb  schuldvorderunge  und  anesprach“, 
die  man  an  den  Erzbischof  von  Trier  und  sein  Stift  zu  haben 
meine:  er  setzt  daher  fest,  dasz  fortan  die  Stadt  nicht  mehr 
„phandbar*  sein  solle. 

Beide  Aktenstücke  sind  privilegia  de  non  impigno- 
rando.  Sie  verboten  zunächst  den  Gläubigern  der  Pandbesitzer 
jedwede  Pfändung  der  Städte  oder  einzelner  Bürger,  deren  sie 
sich  — zuweilen  auf  Grund  fürstlicher  Anweisungen  — bedient, 
um  ihre  Ansprüche  an  die  Dynasten  zu  befriedigen.  Sie  unter- 
sagten den  letzteren,  die  Tilgung  eigener  Forderungen  an  die 
Gemeinde  durch  Beschlagnahme  bürgerlichen  Gutes  zu  erwirken. 

Gewisz  sind  sie  Anzeichen  der  Unsicherheit  des  Besitzes, 
welcher  die  Bewohner  von  Duisburg  und  Oberwesel  sich  aus- 
gesetzt fanden,  Belege  für  die  ungeregelten  Verhältnisse  der 
fürstlichen  Haushalte,  — aber  man  wird  sie  nicht  nur  von  dem 
Gesichtspunkte  aus  zu  würdigen  haben,  dasz  durch  sie  den  ver- 
pfändeten Reichsstädten  Schutz  gegen  ungerechte  Eingriffe  in 
ihr  und  ihrer  Insassen  Vermögen  bereitet  werden  sollte.  Auch 
reichsnnmittelbar  gebliebene  Bürgerschaften  hatten  von  seiten 
des  Reiches  und  seiner  Gläubiger  ähnliche  Schädigungen  zu 

*>)  «fr.  1278  Apr.  4.  - I.ac.  UB.  2,415  No.  710. 

1371  Juni  8.  — ({uell.  il.  St.  Köln  4,01s  Xo.  5ls. 

*")  Rudolf  v.  Habsburg  1291  Juni  2.  — T.ao.  t:H.  2,543  No.  911. 

«fr.  1280  März  22.  — 1.  c.  8,  437  Xo.  739. 

12  90  Septbr.  6 — 1.  c.  3,635  Xo.  H95. 

4IJ  Karl  IV.  135s  Septbr.  14.  — Günther  3,  039  Xo.  452. 
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gewärtigen.  So  ist  in  der  Baunigartenberger  Sammlung44)  das 
Formular  eines  Ausschreibens  Rudolfs  von  Habsburg  erhalten, 
durch  welches  die  Reichsstädte  zur  Entrichtung  einer  Steuer 
angespornt  werden  sollten.  Jedes  Mittel  der  Überredung  weisz 
der  König  zu  benutzen:  er  schlicszt  mit  der  Drohung:  „Porro 
vestra  prudentia  non  ignorat,  quod  regie  indecencie  macula 
necnon  vobis  cederet  nocumento,  si,  quod  absit,  necessariarum 
rerum  cogente  defectu  pro  nostris  debitis  vos  et  alios  nostros 
tideles  contingeret  pignoracionis  incommodo  molestari“.4*)  Auf 
der  anderen  Seite  finden  wir  Ludwig  den  Bayern  während  des 
Römerzuges  einigen  seiner  Begleiter  Anweisungen  auf  das  Gut 
der  Aachenergeben:  über  die  Ungesetzlichkeit  seiner  Handlungs- 
weise belehrt,  muszte  er  dieselben  jedoch  bald  widerrufen,  da 
sie  mit  den  Privilegien  der  Stadt  unvereinbar  seien.44) 

§ 4.  Der  Widerstand  der  Reichsstädte  gegen  die 
Verpfändung. 

Wie  bezeichnend  ist  doch  die  Drohung  Adolfs  von  Nas-au4') 
gegenüber  den  an  das  Erzstift  Köln  versetzten  Gemeinden: 
„Intimainus  vobis  . . . quod  nos  contradictores  et  rebelles  . . . 


41)  Baumgnrtenberger  Fonuelbuch  eil.  Bärwald  20o  Xu.  47. 

u)  cfr.  die  treffende  Charakteristik  bei  Zentner,  Städteateuem  ist!. 
Kr  übersetzt  piguoracio  mit  Verpfändung,  allein  für  diese  kennen  die  könig- 
liehen  Crkiinden,  soweit  wir  sehen,  nur  die  liezeiehnnng  obligatio,  efr.  ]>ag.  15, 
Note  58  ff. 

**)  Ludwig  IV.  1331  Deebr.  4.  — ttuix.  Cod.  Aqllena.  1,313  No.  306. 

efr.  idem  1331  ,luui  36.  — I.  c.  1,313  X'o.  307. 

Karl  IV,  1374  Jan.  17.  — LUnig,  K.  A.  13,60. 

Wenzel  1376  Juli  31.  — Loerseb,  Aaeh.  Heehtsdenkni.  73  No.  11 
§ 18». 

efr.  Böhmers  Bemerkung  zu  ii.-K.  5,  No.  5319. 

efr.  Ludwig  IV.  1333  Aug.  26.  — Hübel,  I.  c.  1.  337  No.  4a9  § 6:  „Fre- 
ieren rum  vos  (die  Dortmunder)  . . . multipliees  hactenus  importunas  susti- 
nncritia  anxietatea  per  impignorationutn  illicitnrumijue  invitaionum  attemp- 
tationes  et  gravaniina  tot  et  tanta  aubieritis  pericula.  . . . fubiheinua,  ne 
iptia  vos  diviaim  vel  pariter  . . . pro  <|uncumque  causa  pro  nohis  aut  aaero 
liomano  imperio  per  iuq.ignorationea  . . . preaumat  invadere”. 

Karl  IV.  1377  Novbr.  23.  — 1.  C.  3.97  No.  83  § 2. 

41)  Adidf  v.  Nassau  1292  Octbr.  4.  — Note  17. 

cfr.  Johann  v.  Böhmen  1346  Juni  15.  — Lac.  l'B.  3,  34s  No.  433. 
Karl  v.  Mähren  soll  Dortmund  nu  Köln  verpfänden  „iud  aal  och  dem  ge- 
stiebte dat  helpen  erkrigeli  ind  beherden*. 
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pena  debita,  prout  ctiam  eitlem  archiepiscojH)  proinisimus,  regali 
potentia  tanquam  contemptores  regaiis  precepti,  arcliiepiscoj>i 
predicti  ad  hoc  accedente  auxilio,  compescemus“.  Sicherlich 
ahnte  der  König  Widerstand  gegen  seine  Verordnnng,  — in  der 
Tliat  nicht  ohne  Grnnd.  Denn  wohl  kaum  eine  Bürgerschaft 
unterwarf  sich  bereitwillig  der  Gewalt  eines  ihr  benachbarten 
Fürsten,  nachdem  bislang  die  gewisz  nicht  allzudrückende  Herr- 
schaft des  Reiches  über  ihr  geschaltet  hatte.  Wenn  sie  sich 
bemühte,  die  Verschreibung  zu  vereiteln  oder  ihr,  war  sie  bereits 
dem  Dynasten  zugesagt,  jedwede  Kraft  zu  benehmen,  — wer 
wollte  solchem  Bestreben  eine  gewisse  Berechtigung  aberkennen? 

Die  Reichsstädte  der  Rheinlande  sehen  wir  auf  dem  Wege 
königlicher  Privilegierung  wie  durch  bewaffnete  Anflchnnng  nach 
Erreichung  dieses  Zieles  trachten. 

Im  Jahre  1215"’)  erteilte  Friedrich  II.  den  Aachenern  die 
Zusicherung,  „quod  nunquam  de  manu  regis  vel  imperatoris 
alicui  persone  nobili  vel  ignobili  in  beneficio  tradentur“,  ein  Ver- 
sprechen, welches  Karl  IV.  im  Jahre  l.l-lü47)  dahin  ergänzte, 
dasz  weder  die  Krönungsstadt  noch  irgend  welche  ihrer  Zube- 
hörungen jemals  „alicui  hominum  valeat  occupari  vel  quomo- 
dolibet  aggiavari“.  So  erklärte  Richard  von  Corawallis1")  den 
Bewohnern  von  Oberwesel,  er  wolle  nicht,  „quod  ipsa  civitas 
alicuius  linquam  subdatur  domiuio,  sed  sub  solius  imperii  pro- 
tectione  foveatur,“  sondern  dasz  „praedieti  . . . cives  se 
gaudeant  ab  omni  servitnte  exemptos  et  sub  solius  alis  imperii 
foveantur  et  protegantnr“.  Ludwig  der  Bayer  endlich  ermächtigte 
im  Jahre  13324*)  die  Bürger  Dortmunds,  „ut  . . . permutationi 
aut  concainbio,  si  quam  vel  quod  nos  aut  successores  nostri  facere 
decerneremus  aut  decernerent,  oecasione  quorum  a sacro  Romano 

40)  Friedrich  11.  1215  Juli  29.  — Lac.  L’K.  2,26  No.  51. 
cfr.  Locrsch  hei  Häuschen,  I)ic  Legende  Karls  des  Uroszen  211  ff. 
cfr.  Richard  v.  Corawallis  1257  31ni  22.  — (juix,  1.  c.  l,  121  No.  8(1. 
(Loerseh,  Aach.  Rcchtsdenkiu.  11  Note  1.) 

*’)  Karl  IV.  1319  Juli  2(1.  — Loerseh,  1.  c.  5s  No.  7 § 2. 

4")  Richard  v.  Cornwnllia  1257  Juli  15.  — Mitlelrh.  UH.  3,  1015 
No.  1106. 

4")  Ludwig  IV.  1332  Aug.  25.  — Rubel,  1.  C.  1,337  No.  189  § 8. 
cfr.  Karl  IV.  1377  Novlir.  23.  — 1.  e.  2,97  No.  83  § 2. 
idem  1377  Novbr.  23.  — 1.  c.  2.  100  No.  sl. 

Wenzel  1379  Octbr.  21.  — 1.  c.  2,  122  No.  107. 


Digitized  by  Google 


81 


alienari  possetis  iniperio,  nullatenus  consentiatis,  nec  ad  hoc  per 
quemcumque  vos  artari  volutnus“. 

Die  verzeichneten  Diplome  sind  privilegia  de  non  ali- 
enando  ab  iniperio.  Leisteten  die  privilegia  de  non  impiguo- 
rando  den  Bürgern  Gewähr  für  den  Schutz  der  Habe,  so  diese 
für  die  Sicherheit  und  Dauer  der  staatsrechtlichen  Stellung  ihrer 
Stadt:50)  sie  sollte  fortan  von  allen  Herrschern  als  ein  mit  dem 
Reichskörper  unzertrennbar  verbundenes  Glied  anerkannt  werden. 
Jegliche  Yeräuszerung  vom  Reiche,  d.  h.  jegliche  Mediatisierung 
ward  zu  einer  ungesetzlichen  Handlung  des  Königs.  Somit 
verbot  das  Privileg  auch  jede  Verpfändung,  wenngleich  die 
letztere  als  durch  die  Auslösung  zeitlich  beschränkbar  bezeichnet, 
durch  sie  die  Verbindung  der  Gemeinde  mit  dem  Reichsober- 
haupte nicht  gänzlich  aufgehoben  wurde.  Jedwede  ihm  wider- 
sprechende Verfügung  der  Vergangenheit  wurde  durch  einen 
solchen  Erlasz  für  ungültig  erklärt,  jedwede  der  Zukunft  un- 
wirksam: die  Reichsstadt  erhielt  die  Befugnis,  gegen  die  Ver- 
letzungen des  Zugeständnisses  Einspruch  zu  erheben,  ja,  sie  als 
nicht  vorhanden  zu  betrachten. 

Wir  sind  geneigt,  über  derartige  Zusagen  unser  Erstaunen 
nicht  zu  verbergen.51)  Jene  Urkunden  jedoch  sind  Zeichen  dafür, 
dasz  man  noch  nicht  die  engen  Grenzen  einer  Anschauung  über- 
schritten hatte,  derzufolge  man  Teile  und  Rechte  des  Reiches 
von  patrimonialeu  Gesichtspunkten  aus  behandelte;  sie  sind 
wichtige  Zeugnisse  einer  Staatsauffassung  und  Staatsgesinnung, 
wie  wir  wohl  hinzufügen  dürfen,  die,  in  deutschen  Städten  sich 
vorbereitend,  die  moderne  herbeiführen  half. 

Andrerseits  ist  es  überaus  eigenartig  zu  bemerken,  wie  nament- 
lich die  zu  Gunsten  Dortmunds  ansgefertigten  Aktenstücke  die  Mög- 
lichkeit ins  Auge  fassen,  in  der  Folgezeit  würde  ein  König,  ihres 
Inhaltes  ungeachtet,  in  der  Freiheit  seiner  Verfügungen  sich  nicht 


“)  Neunmal!,  (jeschichte  des  Wuchern  187  Note  2,  identifiziert  beide: 
allein  schon  ihre  Ncbeneinanderstellung  in  der  nKralichen  Urkunde  (cfr.  Ludwig  IV. 
133*  Aug.  2S.  und  Kurl  IV.  1377  Novbr.  23.  — Note  44  und  40.)  widerspricht 
dieser  Gleichsetzung. 

M)  Lainprecht,  Forschungen  z.  deutschen  Gesell.  21,12,  nennt  sie  mit 
Recht  „verwunderlich“. 

W c r m i n if  h o f f , Die  Terpfindsopn  d.  miiiel*  u.  Piodrrrh.  Rrii-h«stii<Jt*. 
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einschränken  lassen:  in  'Wirklichkeit  kam  Alles  darauf  an.  ob  jene 
Verbriefungen  auch  innegehalten  würden.  Wenn  gleichwohl  nnr 
diejenige  für  Aachen  sich  erfolgreich  erwies,  so  wird  man  dies 
am  ehesten  seiner  Bedeutung  als  der  Krönungsstadt  des  Reiches 
zuzuschreiben  haben.”)  Oberwesel  ward  im  Jahre  1312“)  dem 
Erzstift  Trier  unterstellt,  während  weder  Karl  IV.  noch  Wenzel 
von  dem  Versuche  abstanden,  Dortmund  der  kölnischen  Kirche 
als  Reichspfandschaft  anheimzugeben. “) 

lind  nicht  überall  gingen  die  Städte  aus  den  Kämpfen  um 
ihre  Freiheit  unbesiegt  hervor.  Wie  Duisburg  nur  mit  Wider- 
streben den  Grafen  von  Cleve  sich  unterwarf,“)  so  bemühten 
sich  Heinrich  VII.  und  Ludwig  IV'.  lange  Zeit  hindurch  ver- 
geblich, die  Pfandherrschaft  Triers  über  Boppard  ins  lieben  zu 
rufen:  ja,  letzterer  gelobte  am  14.  October  1318“)  dem  Erz- 
bischof Beistand,  sobald  er  die  Bürgerschaft  mit  Krieg  zu  über- 
ziehen gedenke;  nicht  eher  wolle  er  dieselbe  wieder  zu  Gnaden 

“)  Allerdings  will  die  steirische  Reime lironik  (M.  O.  I).  dir.  r>.  341) 
wissen,  Aachen  sei  127s  von  Rudolf  v.  Habsburg  an  Jülich  verpfändet 
worden,  — ohne  Zweifel  «ine  falsche  Aufstellung  des  Dichters,  cfr.  Lorenz, 
(insehiehtsquelien  :i  Auf)  1,251. 

**)  Heinrich  VII.  1312  Juli  I«.  --  Günther  3,148  No.  53. 

M)  cfr.  Johann  v.  Rohmen  1340  .Juni  15.  — I>ae.  VB.  3,  348  No.  483. 

Karl  IV.  1 3111  Novhr.  26.  — Joannis,  Spie.  43  No.  15. 

idem  134ii  Novhr.  20.  — Lae.  tlH.  3,387  No.  484. 

idem  1352  Aug.  25.  --  I.  c.  Note  2. 

idem  1372  Juli  11.  — Rubel,  I.  c.  1,G52  No.  871. 

Wenzel  137G  Juli  C>.  — Lae.  lTR.  3,685  No.  783. 

(Karl  IV.  1364  Apr.  II.  — N A.  8,  270  No.  142  und  No.  143:  Verpfandung 
Dortmunds  an  Rudolf  v.  Sachsen.) 

*4)  1290  Septhr.  6.  late.  KB.  2,535  No.  8!i5.  Dietrich  VII.  v.  Cleve 
verkündet,  „quod  otutiis  discordia  seu  dissentio,  que  fu  rat  intcr  uns  ex  nna 
parte,  et  cives  Duslnirgt  iiscs  ex  altera,  penitus  est  sedata  et  in  amicabilem 
eompositionem  nunc  reducta,  . . . sie  quod  iios  et  uostri  pro  dicta  discordia 
seu  de  dumpuis  et  homieidiis  inde  consecutis  nullam  exerccbiinus  vindictam 
vrd  quervlam  nee.  nostri  exercebunt.  Si  autem  dietis  eivihus  pro  prefata 
discordia  dampnum  vel  gravamen  sit  illatum,  ipsos  per  otnnia  volumus  relevare 
et  indenipnes  observare“. 

M)  Ludwig  IV.  1318  Octbr.  14.  — Günther 3, 185  No.  U4. 
efr.  Wilhelm  v.  Holland  1252  Aug.  4.  — Guden,  Cod.  dipl.  2,  103 
No.  76.  \'erpfandet  dem  Krxb,  Gerhard  v.  Mainz  Oppenheim,  unter  der  Be- 
dingung, „quod  contra  Oppenheim  . . . vires  suas  et  ecclesie  Maguntine 
fideliter  exen-ebit  et  eos  publice  diffiduhit*. 
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annehmen,  bevor  sie  nicht  dein  Erzstift  Genugtuung  und 
Schadenersatz  geleistet.  Allerdings  lenkte  er  am  folgenden  Tage 
wieder  ein:  es  sei  sein  Wunsch,  so  erklärte  er,“7)  dasz  auch 
während  des  Pfandbesitzes  der  Kirche  Boppard  aller  der  Privi- 
legien sich  erfreue,  die  ihm  vom  Reiche  gewährt  seien. 

Das  Jahr  1326  brachte  neue  Widersetzlichkeiten  der  Stadt. 
Ihr  Bündnis  mit  einigen  pfalzgräfiiehen  Ortschaften  wird  gegen 
Trier  gerichtet  gewesen  sein,  wenn  es  auch  der  König  **)  mit 
dem  Zusatze  „ane  wider  ir  rechte  herschaft“  bestätigte,  die 
doch  für  Boppard  eben  in  dem  Erzbischof  bestellt  war:  jedenfalls 
bedeutete  der  Schiedsspruch  der  Coblenzer'®)  nur  einen  vor- 
übergehenden Stillstand  der  Zwistigkeiten.  Klagten  die  Bop- 
parder  vornehmlich  darüber,  dasz  der  trierische  Amtmann  ihnen 
Recht  zu  sprechen  sich  weigere,  ihr  geschworener  Rat  von  dem 
Kurfürsten  nicht  anerkannt  würde,  so  erwiderte  dieser  mit  Be- 
schwerden über  die  Vertreibung  seiner  Juden,  über  die  Vernach- 
läszigung  des  von  seinen  Beamten  gebotenen  Gerichtes.  Aber 
erst  im  September  des  folgenden  Jahres  fiel  die  Entscheidung: 
Boppard  sah  sich  einer  Belagerung  durch  Balduin  ausgesetzt,*") 
endlich  zu  fast  bedingungslosem  Verzicht  auf  seine  Reichs- 
nnmittelbarkeit  gezwungen.  Es  muszte  eingestehen.*1)  zu  Un- 
recht einen  Rat  eingesetzt,  wie  das  Gericht  des  Erzbischofs 
gehindert  zu  haben.  Während  es  aller  Freiheiten  und  Bündnisse, 
die  etwa  mit  dem  Rechte  des  Pfandherrn  in  Widerspruch 
stünden,  sich  entschlug,  muszte  es  anerkennen,  dasz  dessen  Wille 
allein  über  seine  Einwohner  in  Zukunft  bestimmen  solle:  jede 
Auflehnung  würde  auf  sie  die  Schuld  des  Trenbruchs  und  Meineids 
laden,  sowie  Balduin  ermächtigen,  sie  wegen  einer  solchen  an 
Leib  und  Gut  zu  schädigen.  „Und  is  ouch  zu  wisse  ne,“  so 
schlieszt  die  Urkunde,  „dat  diese  ding  stain  und  weren  solen,  also 
lange  bis  die  schult,  die  man  ime  schuldich  ist  oder  schuldich 
wirdet,  davor  wir  ieme  versat  syn  oder  versaist  werden,  gent- 
zelichen  ieme  und  sime  stifte  bezalet  wirdet“. 


a,j  Ludwig  IV.  131«  Uctbr.  15.  — Note  37. 

*’)  Ludwig  IV.  1326  Juli  14.  — Günther  3,239  Xo.  141. 
w)  1326  Novbr.  10.  — 1.  c.  3,247  No.  14«. 

®)  Gesta  Trev.  cd.  Hontheim,  Prodr.  hist.  Trcv.  «33. 

•*)  1327  Septbr.  29.  — Hüfer,  Auswahl  deutscher  l'rkk.  214  No.  122. 
— efr.  Dominicus,  Iialdewin  242  Note  1. 

6* 
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Glücklicher  war  Dortmund  in  seiner  groszen  Felule  der 
Jalire  1388—13»!»  mit  Friedrich  von  Saarwerden , dem  Erz- 
bischof von  Kühl.®1) 

Zu  der  nämlichen  Zeit,  als  die  Reichsstädte  Süddeutschlands 
in  dem  schwäbischen  Bunde**)  den  Mediatisierungsbestrebungen 
des  Kaisers  und  der  Fürsten  sich  entgegensetzten,  hatte  auch 
die  norddeutsche  Reichsstadt  der  Angriffe  Kölns  und  seiner  Helfer 
sich  zn  erwehren.  Was  den  Kurfürsten  oftmals  verbrieft  worden 
war,®4)  der  Pfandbesitz  Dortmunds,  sollte  jetzt  verwirklicht 
werden.  Aber  der  Bürgerschaft  gelang  es,  die  drohende  Gefahr 
abzuwenden.  Wenn  der  Erzbischof  sie  aufforderte, **)  entweder 
sich  ihm  zu  unterwerfen  oder  selbst  seinen  Anspruch  an  das 
Reich  zu  tilgen,  — besser  als  der  Hinweis  auf  die  Privilegien, 
die  ihr  freies  Regiment  zusicherten,  schützte  sie  die  Tapferkeit 
im  Kampfe:  „want  waer  sich  burgor  und  statsvolk  getruwelicli 
mit  eindracht  lieflich  tosamen  lialden“,  so  berichtet  Westhoff,®®) 
.können  sie  keren  und  wedderstaen  grote  gewalt  irer  viande 
mit  overkominge  rijkdoms  und  roemrijcher  eiteren“. 

Freilich,  der  endgültige  Friedensschlusz  vom  20.  November 
1 38!)  *7)  liesz  die  Streitfrage  nnentschieden.  „Vort  is  ghede- 
gedincget“,  so  lautet  seine  Bestimmung,  „wert  dat  der  ertzebischop 
to  f'olne  und  syn  gestychte  breyve  hedden  van  dom  römischen 
rike  van  keysern  und  konincgen  sprekende  np  dey  stat  van  Dorp- 
munde. dey  ensynt  nicht  «juyt  geladen  und  synt  unbesoynt“. 
Jedenfalls  aber  blieb  Dortmunds  Reichsunmittelbarkeit  zn  Recht 
bestehen:  den  nochmaligen  Befehlen  Wenzels  und  seiner  Nach- 
folger,"") der  erzstift isclien  Herrschaft  sich  zu  fügen,  war  jed- 
weder Erfolg  versagt. 

*-’)  cfr.  Job.  N edcrlioff  ed.  Ituese,  Dortmunder  Chroniken  l.tifi  ff.; 
Dietrich  Westhoff,  Deutsche  Stiidtechroniken  20,251  ff.  — Urkunden 
hei  Kiibel,  I.  c.  2.  125  ff. 

Mette, Bcitiiige  zur  Gesell.  Dortmunds  und  der  Grafschaft  Mark  1hl.  4.; 
Frensdorff,  Dortmunder  Statuten,  Eint.  47  ff. 

“)  efr.  V isolier,  Forschungen  z.  deutschen  Gesell.  2,1  ff.;  S,  1 ff.  — 
Hansen,  Deutsche  Stiidtechronikcn  20,251  Note  1. 

“*)  cfr.  Frensdorff,  I.  c.  34  ff.  — cfr.  Note  54. 

“)  Dietrich  Weatboff.  1.  c.  278  f. 

“*)  1.  c.  pac.  27«,  cfr.  Note  1 ibidem. 

”J)  1381#  Novbr.  20.  — Lac.  UB.  3,  »21»  No.  «44. 

"•)  cfr.  Deutsche  Stiidtechroniken  20,278  Nute  3. 
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Capitel  III. 

IM«>  Stclluiur  des  Schuldners. 

§ l.  Das  Eigentum  am  Pfände  und  das  Recht 
der  Pfandlöse. 

Wie  ungünstig  immer  die  Folgen  der  Verpfandungsvei  tläge 
Ober  Reichsgut  für  den  Schuldner  sein  mochten,  das  Eigentum 
des  Reiches  am  Pfände  wie  das  Recht  der  Einlöse  wurden 
durch  sie  nicht  beseitigt. 

Freilich  ruhten  die  Wirkungen  des  ersteren  während  des 
Pl'andverliältnisses  grösztenteils,1)  gleichwohl  werden  die  oben- 
angeführten Zeugnisse  einer  trotz  der  Versetzung  weiter  be- 
stehenden Verbindung  der  Reichsstädte  mit  dem  Könige,3)  die  dem 
letzteren  vorbehaltenen  Dienstleistungen,®)  seine  Privilegien  zum 
Schutze  der  Einwohnerschaften4)  daraus  abgeleitet  werden  müs- 
sen, dasz  man  des  Eigentums  des  Reiches  an  dem  verschriebe- 
nen Gute  sich  bewnszt  blieb.  „Das  eygentnm  derselben  stat 
und  des  geeichtes  zu  Wesel,“  sagt  ein  bereits  verwertetes  Di- 
plom Karls  IV.  vom  Jahre  1358,®)  „sol  uns  und  dem  rieh  billieh 
und  durch  recht  behalten  sin  und  ist  bv  uns  verblieben.“ 

Es  würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  hier  im  einzelnen  die 
sprachlichen  Wendungen  verfolgen,  welche  der  Hefugnis  der 
Herrscher,  das  Pfand  wieder  einznlösen  (absolvere,  liberare,  re- 
dimere,  losen,  einbringen).  jeweils  Ausdruck  verliehen:  der 
Hinweis  auf  dieselbe  bildete  einen  stetig  wiederkehrenden  Be- 
standteil der  Vereinbarungen,  der,  wie  natürlich,  nur  bei  den  an 
Zahl  ohnedies  geringen  Totsatzungen*)  fehlte. 

Das  Abkommen  sollte  zu  Recht  bestehen,  „quoiisque  per  nos 
vel  nostros  in  imperio  successores  de  totali  pecunia  (dem  Gläu- 
biger) fuerit  plenarie  satisfactum“,  — Worte  eines  von  Adolf  von 
Nassau7)  ausgehändigten  Aktenstückes,  die,  durch  andere  sich 


')  cfr.  von  Moiboni,  I.  c.  .356. 

*)  cfr.  pag.  74  Note  22;  pag.  75  Note  27. 
s)  cfr.  pag.  75  Noten  23,  25,  2«. 

*)  cfr.  pag.  78  Noten  40,  41. 

•\)  Karl  IV.  135s  Septbr.  14.  Günther  3,63»  No.  452. 

")  cfr.  pag.  54  Note  37. 

’)  Adolf  v.  Nassau  1294  Decbr  14.  — Lite.  UB.  2,562  No.  950. 
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ergänzend,  die  Aufstellung  einer  Reihe  von  Bedingungen  ermög- 
lichen, durch  welche  man  die  Beendigung  des  Vertrages  ge- 
regelt wissen  wollte. 

Die  erste  und  ohne  Zweifel  wichtigste  war  die  Tilgung  der 
Forderung  des  Geschlechtes  beziehungsweise  der  Kirche.  Denn 
beruhte,  wie  wir  ausführten,  auf  ihrem  Untergründe  der  Besitz 
des  Pfandes,  war  letzteres  den  Gläubigern  als  Sicherheit  für 
eine  noch  zu  erwartende  ^Befriedigung  ihres  Anspruches  einge- 
räumt, so  muszten  mit  der  Beseitigung  dieser  Berechtigung  auch 
deren  Wirkungen  aufgehoben  werden.  Eine  solche  aber  sollte 
allein  auf  dem  Wege  der  Zahlung  der  Reichsschuld  vor  sich 
gehen,  keinem  Könige  es  gestattet  sein,  sei  es  durch  gewaltsame 
Vertreibung  des  Pfandinhabers,  sei  es  durch  gerichtliches  Urteil 
eine  Zurückgabe  des  Haftobjektes  zu  erwirken.8) 

Des  weiteren  wurden  der  Abtragung  der  Verbindlichkeit 
mannigfache  Schranken  gezogen:  sie  sollte  in  baarem  Gelde, •) 
ohne  jedweden  Abzug,'0)  zugleich  ohne  Aufschlag  von  Zinseu") 
erfolgen,  in  einer  Höhe,  welche  jeweils  in  der  letztmaligen  Ver- 
briefung  festgestellt  worden  war.  Wenn  sodann  in  einigen 
Verabredungen  die  Bestimmung  sich  findet,  nur  auf  einmal,  nicht 
aber  in  Raten  solle  die  Verpflichtung  des  Reiches  gelöscht  wer- 
den,12) — ,.particularis  solucio  multa  affert  incomnioda“,  heiszt 
es  in  der  Urkunde  Karls  IV.  vom  31.  Mai  1376 13)  — so  darf 
man  die  Geltung  dieses  Satzes  wohl  auf  alle  Verträge  ausdeh- 
nen gleich  demjenigen,  dasz  die  Pfandlöse  ausschlieszlich  „pro 
nostra  et  imperii  propria  pecunia“  '*)  bewerkstelligt  werden  könne. 


•)  cfr.  Heinrich  v.  Luxemburg  130h  Septbr.  20.  — Lac.  UB.  3,  50  No.  Os. 
Karl  IV.  1874  Novbr.  11.  — R.  T.  A.  1,11  No.  3 § 7. 
idem  1370  Mai  31.  — lt.  T.  A.  1,23  No.  0 § s. 

*)  cfr.  Karl  IV.  1319  Febr.  19.  — Lac.  UB.  3,  3«o  No.  473. 

"’)  cfr.  Rudolf  v.  Hababurg  12x2  Novbr.  11.  — VVenck,  Hess.  UB. 
1.  49  No.  70. 

"J  cfr.  von  Meibom,  1.  c.  3X1. 

'*)  cfr.  Karl  IV7.  13Cx  Jan.  29.  — N.  A.  x,  274  No.  173. 

,a)  Karl  IV.  1370  Mai  31.  — R.  T.  A.  1,23  No.  6,  pag.  25,  Zeile  33. 

'*)  Ludwig  IV.  1330  Aug.  10.  — B.  Reg.  Ludw.  No.  3030. 

Karl  IV7.  134s  Jan.  19.  — Lac.  UB.  3,304  No.  454. 

cfr.  Heualer,  1.  c.  2,142:  „Es  erscheint  gegen  die  gute  Treno,  dasz 

der  Schuldner  das  Lösungsrecht  mit  anderen  Mitteln  als  den  «einigen  bewirke, 
infolge  dessen  er  sofort  das  (iut  weiter  verpfänden  inmz*. 
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Denn  gerade  die  an  letzter  Stelle  erwähnte  Klausel  ist  die 
logisch  notwendige  Folge  eines  Schlusses,  der  wieder  aus  einer 
Mehrheit  von  Diplomen  gezogen  zu  werden  vermag:  nur  dem 
Könige  lag  es  ob,  das  versetzte  Reichsgut  wieder  an  sich  zu 
bringen;  mochte  er  immerhin  andere  hiemit  beauftragen  können,14) 
es  blieb  ihm  untersagt,  seinen  Günstlingen  die  Berechtigung  eines 
Pfanderwerbes  zuzugestehen,  der  erst  nach  Verdrängung  des 
ursprünglichen  Gläubigers  ins  Leben  treten  konnte.19) 

Die  Zeit  endlich  der  Revindication  war  dem  Ermessen 
des  Herrschers  anheimgegeben:  „quandocunque  nobis  videbitur 
expedire“,  wollte  Adolf  von  Nassau  im  Jahre  1292”)  die  Ver- 
setzung einiger  Plätze  rückgängig  machen,  während  Ludwig  IV. 
im  Jahre  1336ls)  durch  die  Worte  „cum  poterimus“  sich  damit 
beschied,  die  Verwirklichung  der  ihm  und  seinen  Nachfolgern 
vorbehaltenen  Befugnis  von  der  Leistungsfähigkeit  des  Reiches 
überhaupt  abhängig  zu  erklären. 

Immerhin  fehlt  es  nicht  an  Zeugnissen  einer  Festlegung 
auch  des  Einlösetermins.  Im  Jahre  1314'“)  liesz  Friedrich  von 
Österreich  durch  seinen  Bruder  dem  Edleu  Reynald  von  Falken- 
burg versprechen,  dasz  innerhalb  der  nächsten  zwanzig  Jahre 
das  ihm  verpfändete  Aachener  Schultheiszenamt  nicht  eingezogen 
werden  könne;  Karl  IV.  sogar  gelobte  im  Jahre  13742'’)  dem  Erz- 

*)  Die»  ergiebt  sich  ans  de  i pag.  H8  ff.  zu  besprechenden  Hcvindications- 
liest rebungen.  Die  nämliche  Anschauung  scheint  der  Urkunde  Albrechts 
1300  Jan.  19.  — Lac.  UB.  2.  615  No.  1042  zu  Grunde  zu  liegen.  I)cr  König 
will  dem  Grafen  v.  Jülich  Sinzig  um  3000  Mark  verpfänden.  .Postquam  vero 
dictus  comes  per  nns  vel  per  alium  nostro  nomine  (im  anderen  Falle  miiszte 
es  doch  stto  nomine  heiszen)  de  prefatis  debitis  fuerit  expeditus,  idem  nobis 
vel  alii  de  mandato  nostro  reddere  et  assignaie  tenebitur  oppidum  memo- 
ratuni,  ipiavis  oecasione  postposita  et  remot*“. 

’*)  Es  folgt  dies  zunächst  daraus,  dasz  alle  Urkunden  als  zur  Anslöse 
berechtigt  nur  die  l’fandbesteller  bezw.  deren  Nachfolger  anführen.  Aus- 
drücklich wird  diese  Befugnis  auf  die  Könige  beschränkt,  u.  a. 

Adolf  v.  Nassau  1297  Juni  13.  — Lac.  UB.  9,574  No.  973. 

Ludwig  IV.  4333.  — Üfele,  Script,  rer.  Boic.  1,709. 

,J)  Adolf  v.  Nassau  1393  Septbr.  13.  — Quell.  d.  St.  Köln  3,  334  No. 
373,  pag.  337. 

,s)  Ludwig  IV.  1330  Aug.  16.  — Note  14. 

'")  Leopold  v.  Österreich  1314  Mai  9.  — Lac.  UB.  3,95  No.  139. 

®)  Karl  IV.  1374  Novbr.  11.  — Note  x. 

Wenzel  1376  Juli  8.  — R.  T.  A.  1,26  Note  1. 
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bischof  von  Trier,  es  solle  weder  ihm  noch  seinem  Sohne  noch 
auch  „allen  unsen  erben  und  nakomen,  die  von  nnserm  stamme 
oder  wapen  sint  oder  koment  und  zu  dem  roemschen  rijche 
quemen,“  gestattet  sein,  das  Eigentum  des  Reiches  an  Boppard 
und  Oberwesel  in  seinem  alten  Umfange  wieder  herzustelleu. 
Somit  entkleidete  der  Kaiser  einen  Teil  der  deutschen  Herrscher 
der  letzten  bei  jener  Reichspfandschaft  ihnen  verbliebenen  Be- 
rechtigung: das  Regiment  eines  Luxemburgers  sollte  dem  Erzstift 
die  Gewiszheit  geben,  dasz  unter  diesem  sein  Pfandbesitz  nicht 
beendet  werden  würde. 

Pflicht  der  Gläubiger  war  es  endlich,  einer  Tilgung  ihres 
Anspruches  sich  nicht  zu  widersetzen,  vielmehr  in  solchem  Kalle 
dem  Reiche  „libere  et  absolute“  das  Pfand  so  zurückzuerstatten,  wie 
es  ihnen  eingeräumt  worden  war.*1)  Heinrich  VII.  konnte  daher 
im  Jahre  1312**)  mit  gutem  Grunde  fordern,  dasz  nach  Ent- 
richtung von  1200C  Pfd.  Hellern  an  die  trierischen  Kurfürsten 
die  ihrer  Kirche  versetzten  Städte  „sicut  ea  obligamns,  sine 
qnalibet  alia  impetitione  debiti,  dampni  vel  interesse  ac  sine  ex- 
ceptione,  impedimento  seu  obstaculo  quolibet  ad  nos  et  imperiuni 
libere  revertantur  et  ipsi  assignare  nobis  et  imperio  sine  contra- 
dictione  qnalibet  teneantur“;  ja,  man  wird  es  begreiflich  finden, 
wenn  Conrad  IV.  im  Jahre  1241**)  der  Erwartung  sich  hingab, 
dasz  die  Grafen  von  Jülich  nach  der  Auslösung  Dürens  „pro 
tanta  gratia  eis  impensa  eo  frequentius  mandatis  imperii  sub- 
iacebunt“. 

§ 2.  Die  Handhabung  der  Auslösungsbefugnis. 

Wird  man  auch  die  Strenge  der  Bestimmungen  der  Pfand- 
löse für  den  Schuldner  nicht  verkennen,  so  erscheint  es  gleichwohl 
gerechtfertigt  zu  fragen,  ob  die  deutschen  Könige  an  dieselben 
sich  für  gebunden  erachteten,  ob  sie  überhaupt  von  der  ihnen 
gewährleisteten  Befugnis  Gebrauch  machten. 


**)  cfr.  Wilhelm  v.  Holland  1218  Apr.  29.  — Km  st,  Hist,  du  Limbourg 
6,  242. 

Albrerht  1800  Jan.  19.  — Note  15. 

idem  1800  Jan.  20.  — Lac.  UB.  2,615  No.  1048. 

,ä)  Heinrich  VII.  1312  Juli  ls.  — Günther  8,148  No.  53. 
u)  Conrad  IV.  1241  Octbr.  — Huillard  6,  824. 
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Hierauf  eine  unbedingte  Antwort  zu  erteilen,  ist  jedoch 
unmöglich.  Während  in  den  eventuellen  Verpfandungen  tun 
Weg  eingeschlagen  wurde,  den  freilich  der  Wortlaut  der  Ver- 
trüge den  Herrschern  verschlosz,  ist  andrerseits  ein  an  Umfang 
zu  geringes  Material  uns  erhalten,  als  dasz  aus  ihm  eine  häufigere 
Anwendung  des  Auslöserechtes  gefolgert  werden  könnte. 

Immerhin  sind  Zeugnisse  dafür  vorhanden,  dasz  mau 
wenigstens  bestrebt  war,  einzelne  rheinische  Reichsgüter  der 
durch  keinerlei  fremde  Ansprüche  beengten  Herrschatt  und  Ver- 
waltung des  Königs  wieder  zu  unterstellen.  So  machte  im 
Jahre  1202*i * * 4)  Otto  IV.  sich  anheischig,  den  Besitz  des  Bra- 
banters  an  Sinzig,  den  des  Limburgers  an  der  Münzstätte  zu 
Aachen  zu  beseitigen;  so  gebot  Rudolf  von  Habsburg  im  Jahre 
1282**)  dem  Grafen  von  Geldern  die  Zurückgabe  Duisburgs,  — 
ein  Ansinnen,  dessen  Erfüllung,  gefordert  jedenfalls  durch  den 
Ausgang  der  Worringer  Fehde  (1288),  nicht  allein  aus  der 
Bestätigung  der  bürgerlichen  Privilegien,4 **)  sondern  vor  allem 
aus  der  Überweisung  der  Stadt  an  Cleve47 *)  mit  Sicherheit  ge- 
schlossen werden  musz.  Wir  sehen  Adolf  von  Nassau2 **)  „pro 
liberatione  munitionum  et  bonorum  imperii,  que  alias  vix  poterant 
liberari“,  von  Johann  von  Brabant  eine  beträchtliche  Anleihe 
sich  erbitten,  allerdings  um  in  der  nämlichen  Urkunde  dem 
Herzog  eine  grosze  Anzahl  wichtiger  Einnahmequellen  des  Reiches 
zu  Pfand  zu  geben. 

Ludwig  der  Bayer  und  Karl  IV.  lenkten  ihr  Augenmerk 
auf  die  Dominialgüter  zu  Dortmund.  Jener  beauftragte  132.') 211 ) 
den  Grafen  von  Waldeck,  einige  Jahre  später  “’)  die  Einwohner- 
schaft selbst  mit  der  Kevindication  der  dem  Reiche  entzogenen 
Besitzungen  und  Einkünfte;  dieser  berief  im  Jahre  13 Gl'11)  zur 

i‘)  (Otto  IV'.)  1202  Septbr.  — M.  G.  L.  L.  2,200. 

“)  Rudolf  v.  Habsburg  1282  Juni  19.  — Lac.  UB.  2,  451  No.  705. 

“)  Rudolf  v.  Habsburg  1290  Fcbr.  18.  — 1.  c.  2,526  No.  s»3. 

*’)  Rudolf  V.  Habsburg  1290  Juli  5.  — 1.  c.  2.  533  No.  893. 

**)  Adolf  v.  Nassau  1292  Soptbr.  22.  — Jan  Heclu  ed.  'Willems  562. 

")  Ludwig  IV.  1323  Mürz  21.  — Varnhagen,  Waldeekische  Landes- 

geschichte  1.  115  No.  66. 

“)  Ludwig  IV'.  1332  Juni  23.  — Rubel,  1.  c.  1,331  No.  483. 

**)  Karl  IV'.  1361  Aug.  30.  — Janicke,  UB.  v.  Rncdlinburg  1,  152 

No.  178. 
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Ausführung  des  gleichen  Planes  den  Herzog  von  Sachsen,  ohne 
dasz  die  Masznahmen  beider  Herrscher  von  irgendwelchem  Er- 
folge begleitet  gewesen  wären.  Einer  Wiedereinfiigung  Boppards 
und  Oberwesels  endlich  in  den  Kreis  der  reichsunmittelbar  ge- 
bliebenen Städte  sollte  es  dienen,  wenn  nach  dem  Tode  des 
Erzbischofs  Balduin  Karl  IV.34)  mit  dem  Domkapitel  von  Trier 
dahin  sich  einigte,  beide  Gemeinden  sollten  nach  seinem,  d.  h. 
des  Königs  Hinscheiden  an  das  Reich  zurückfallen,  inzwischen  aber 
dem  Erzstift  einverleibt  bleiben.  Trotzdem  ist  auch  hier  kein 
Gelingen  zu  verzeichnen.  Jene  Städte  wurden  bald  darauf  von 
neuem  an  Kurfürst  Boemund  verpfändet,33)  um  fortan  für  immer 
Bestandteile  der  trierisehen  Lande  zu  bilden. 

§ 3.  Versuch  einer  Würdigung  der  Reichspfandschaften. 

Im  Jahre  131 4“)  schrieb  Ludwig  der  Bayer  den  Bürgern 
von  Boppard  und  Oberwesel,  er  habe  „ob  evidentem  utilitatem 
nostram  et  imperii“  die  Verpfändung  beider  Städte  an  Balduin  von 
Trier  bestätigt  wie  auch  den  Pfandschilling  erheblich  gesteigert. 

Wir  lassen  dahin  gestellt,  ob  der  König  — wenn  anders 
seine  Worte  ernst  gemeint  waren  — noch  im  Banne  einer  An- 
schauung handelte,  derzufolge  die  Vergabungen  früherer  Jahr- 
hunderte an  die  Kirchen  des  Reiches  als  für  letzteres  mittelbar 
gewiunverheiszend  angesehen  wurden,**)  — jedenfalls  wird  unser 
Urteil  über  die  Versetzung  von  Reichsgütern  und  -Rechten  an 
geistliche  Anstalten  wie  an  weltliche  Geschlechter  nicht  zwei- 
felhaft sein  können. 

Der  stetig  sich  mehrende  Betrag  der  Schuldsummen,  die 
Dahingabe  des  Objektes  an  den  Gläubiger  zu  Besitz  und  Nutz- 
nieszung,  die  Vereinbarung  einer  Reihe  von  Bedingungen,  die 
an  sich  schon  die  Anslöse  unverhältnismäszig  erschwerten,  — 
alles  vereinigte  sich,  um  dem  Reiche  aus  den  Verschreibungen 
nur  Schaden  erwachsen  zu  lassen:  bei  seinem  geringen  Kredite, 
der  Unordnung  seiner  Finanzen,  der  Abhängigkeit  der  Herrscher 


**)  Karl  iV.  1 sr»4  März  4.  — N.  A.  8,262  No.  78. 

M)  Karl  IV.  1866  Jan.  5.  — N.  A.  8,264  No.  91. 

J1)  Ludwig  IV.  1814  Pocbr.  16.  — Günther  8, 162  Note  2.  (Or.  in 
Cobleuz.) 

M)  cfr.  Ficker,  Wiener  Sitzungsberichte  72,  399. 


Digitized  by  Google 


91 


von  dem  guten  Willen  der  Fürsten  muszte  es  zn  solchen  Zuge- 
ständnissen sich  verstehen. 

Das  Reichsgut  der  Rheinlande  lag  zerstreut  inmitten  auf- 
strebender Territorien,  nicht  zusainmengelmlten  durch  eine  ge- 
meinsame Landvogtei  wie  etwa  dasjenige  der  Wetterau.  Xatur- 
gemäsz  erleichterte  dies  sein  Ausscheiden  aus  der  unmittelbaren 
Verbindung  mit  dem  Reichsoberhaupte.  Für  die  Könige  war  es 
eine  schwierige  Aufgabe,  den  gesamten  Bestand  fiskalischer  Be- 
sitzungen zu  überschauen,  eine  noch  schwierigere,  ihn  mit  Erfolg 
durch  Beamte  verwalten  zu  lassen,  zumal  ihre  Aufmerksamkeit 
vor  allem  durch  die  Schicksale  der  eigenen  Hausmacht  in  An- 
spruch genommen  wurde. 

Freilich,  wer  wollte  leugnen,  dasz  sie  durch  die  Verpfändungen 
der  Reichsstädte  u.  s.  f.  mannigfacher  Stützpunkte  ihrer  Stellung 
sich  entüuszerten?  Wer  wollte  verkennen,  dasz  den  Städten 
aus  der  Entfremdung  vom  Reiche  manche  Nachteile,  vornehmlich 
die  Eiubusze  einer  fast  unbeschränkten  Freiheit,  entsprangen? 
Gleichwohl  wird  man  annehmen  dürfen,  dasz  sie  ihrer  Einfügung 
in  einen  mehr  und  mehr  sich  befestigenden  Staatskörper  zugleich 
auch  Ordnung  und  Sicherheit  verdankten.  Sehen  wir  ab  von 
Aachen,  das  .als  Krönungsstätte  dem  Reichsverbande  erhalten 
werden  muszte,  desgleichen  von  Dortmund,  welches  der  Mut  sei- 
ner Bewohner  vor  der  Unterwerfung  unter  die  kölnische  Kirche 
bewahrte,  — die  übrigen  waren  gewisz  zu  unbedeutend,  um  aus 
eigener  Kraft  in  den  wechselvollen  Kämpfen  der  rheinischen 
Dynasten  stets  neutral  zn  bleiben  oder  gar  mit  eigenen  Waffen 
sich  zu  schützen.  Sie  muszten  sich  bescheiden,  an  ihrem  neuen 
Gebieter  einen  Schirmherrn  zu  finden,  der  als  Inhaber  des  Ter- 
ritoriums mit  demselben  auch  die  ihm  verpfändeten  Reichsstädte 
zn  verteidigen  vermochte,**)  der  sie  zu  verteidigen  gehalten  war, 
wenn  anders  er  sein  Interesse  wahrzunehmen  verstand. 

So  sind  am  letzten  Ende  den  Fürsten  jene  Verfügungen  zu 
gute  gekommen:  zur  Abrundung  ihres  Gebietes  bot  sich  in  dem 
Erwerbe  von  Reichsgütern  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Mittel 


M)  Wie  abhängig  selbst  Aachen  von  Jülich  war,  dem  doch  nur  diu 
königlichen  iteamtungen  in  der  Stadt  zustanden,  ergiebt  sich  daraus,  dasz 
1817  März  21.  — Quiz,  CSod.  Aqucns.  1, 281  Xu.  340  Markgraf  Wilhelm  I.  vuu 
der  Hiirgerschaft  als  „uns  heyrre'  bezeichnet  wird. 
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dar.  Adolf  von  Nassau57)  bezeichnete  nicht  mit  Unrecht  den 
Zweck  einer  seiner  Pfandbestellungen  dahin,  dasz  sie  ..pro  itiri- 
bus  regniet  imperii  ac  etiam  ecclesie  Coloniensis  in  partibus 
illis  contra  suos  inimicos  commodius  defendendis  et  etiam  con- 
servandis“  erfolge.  Und  sicherlich  fügte  auch  Karl  IV.  sich 
dem  Wunsche  des  Herzogs  von  Brabant,  wenn  diesem  nach 
einem  Urkundenentwurfe5s)  „bona  in  nostro  Romano  regno  sen 
imperio  prope  Brabanciam  situata“  versetzt  werden  sollten.  Al- 
lerdings nicht  immer  wurden  den  Groszen  solche  Plätze  zuge- 
sichert, deren  Besitz  unmittelbar  für  sie  von  Wichtigkeit  sein 
konnte.  Wir  erfahren  von  einer  Überweisung  von  Boppard  und 
Oberwesel  an  Jülich,**)  einer  Verschreibung  von  Duisburg  und 
Dortmund  an  das  askanische  Sachsen- Wittenberg,40)  — gleich- 
sam ein  Hinweis  auf  die  seinem  Erben,  dem  Hause  Wcttin,  am 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  durch  die  Eventualbelehnung  mit 
Jülich  und  Berg  zugedachte  Stellung41)  — : allein  in  der  Regel 
muszte  die  Einräumung  einer  Einnahmequelle,  einer  Beamtung, 
einer  Stadt  des  Reiches  den  Bestrebungen  der  Landesherren 
entsprechen. 

Alles  in  allem  wird  es  gerechtfertigt  sein,  in  den  Reichs- 
pfandschalten ein  Ferment  in  der  Bildung  der  Territorien,  ein 
Zeichen  des  allmählichen  Verfalles  des  Reiches  zu  erblicken: 
es  blieb  den  Königen  verwehrt,  neben  und  über  den  Fürsten 
eine  selbständige  Stellung  zu  behaupten. 


J’)  Adolf  v.  Nassau  1292  Soptlir.  13.  — Quell.  d.  St.  Köln  3.  334  No.  373. 
M)  134« — 134‘.i.  — Winkelmann,  Acta  2,414  No.  TIC. 

®)  cfr.  Ludwig  IV.  1336  Aug.  in.  — B.  Keg.  Ludw.  No.  3036. 

*")  Karl  IV.  1362  Scptbr.  «.  — Lndewig,  Kcl.  Ms*.  10,56  No.  «. 
idem  1364  Apr.  14.  — N.  A.  «,270  No.  142. 

4‘)  cfr.  von  Bezold,  Geschichte  der  deutlichen  Reformation  1‘JO. 
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Exkurse. 

I.  Die  trlrrisch«  Reichspfändschul't  Boppard 
und  Oberwescl. 

§ 1.  Geschichte  von  Boppard  und  Oberwesel  bis  zu 
i li rer  Besitznahme  durch  das  Erzbistum  Triej-, 

ßoppard,  bereits  im  Jahre  820')  als  königlicher  Fiskalort 
erwähnt,  begegnet  als  „locus  regie  potestati  assignatus“  seit  dem 
elften  Jahrhundert  häufiger  in  den  Urkunden  der  Herrscher:’) 
Friedrich  II.*)  spricht  von  „Bopardia  et  omnia  loca,  que  nostre 
sunt  inrisdictionis“;  Rudolf  von  Habsburg4)  endlich  nennt  es 
eine  „civitas  regni",  deren  Siegel4)  die  Umschrift:  „Popardia 
liberum  et  spetiale  opidum  romani  imperii”  trägt. 

Oberwesel  hingegen  — das  angeführte  Diplom  Ludwigs 
des  Frommen  kennzeichnet  es  als  „fisens  noster“  — findet  sich 
späterhin  im  Besitze  zweier  Franken,  denen  es  Otto  der  Grosze 
im  Jahre  96ü  aberkannte,  um  es  sofort  dem  Erzstift  Magdeburg 
schenkweise  zu  überlassen.*)  Freilich  erst  Friedrich  I.  wuszte 
es  dem  Reiche  wiederzugewinnen:7)  allein  noch  blieb  es  der 


')  Ludwig  d.  Fr.  «20  Jan.  an.  — Mittelrli.  UB.  1,58  No.  52. 

*)  cfr.  Heinrich  IV.  1074  Jan.  s.  — Boos,  Wormser  HB.  1,47  No.  50. 
Heinrich  V.  1112  Octhr.  10.  — 1.  c.  l,.r>2  No.  01. 

Friedrich  I.  Ils4  Jan.  8.  — 1.  c.  1,78  No.  90. 

Otto  IV.  12ns  Decbr.  — 1.  c.  I,«7  No.  110. 

*)  Friedrich  II.  121s  Mär*  27.  — Rossel,  Eberl).  l'B.  1.  199  No.  104. 
*)  Rudolf  v.  llabsburg  1281  Decbr.  12.  — Huden,  Cod.  dipl.  1,782 
No.  904. 

“)  cfr.  (juell.  d.  Sl.  Köln  2,  Tafeln  stib  No.  11. 

•)  Otto  I.  960  A ug.  24.  — M.  O.  D.  D.  1,  440  No.  382.  — cfr.  Köjike- 
DU  minier,  Otto  d.  Gr.  409  Note  3. 

cfr.  Otto  III.  992  Jan.  1«.  — Leibniz,  Ann.  8,672. 

Conrad  III.  1144  Decbr.  31.  — v.  Heinemanu,  Albrecht  der  Bär  453 
No.  29. 

'I  Friedrich  I.  1100  März  8.  — Cod.  dipl.  Anhalt.  1,359  No.  490. 
cfr.  idem  1100  März  s.  — Böhmer,  Acta  20«  No.  304. 
cfr.  Alexander  III.  11«0  Febr.  15.  — Cod.  dipl.  Anhalt.  1,  420  No.  577, 
— etc.  etc.  — Lucius  III.  11«2  Juni  15.  — 1.  c.  1,  454  No.  G16. 
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unmittelbaren  königlichen  Verwaltung  entzogen:  vorab  stand  den 
Herren  von  Schönburg  die  Vogtei  über  Oberwesel  zu,  eine  erb- 
liche Gerechtsame,  kraft  deren  sie  hier  Steuern  erhoben  wie  von 
ihrer  Zahlung  befreiten,  sie  durch  Vögte  und  Schultheiszen  das 
Gericht  handzuhaben  befugt  waren.8)  Erscheint  es  daher  ver- 
boten, schon  jetzt  von  Oberw’esel  als  von  einer  Reichsstadt  zu 
sprechen,  so  ist  es  andrerseits  begreiflich,  dasz  es  als  Zubehör 
der  Feste  Schönburg  auch  deren  Schicksal  teilte,  als  sie  im 
Jahre- 1216  durch  Friedrich  II.")  der  Magdeburger  Kirche  ver- 
pfändet wurde. 

Nicht  allzulange  gleichwohl  wird  eine  solche  Verfügung  zu 
Recht  bestanden  haben:  bereits  im  Jahre  1237'°)  versprach  der 
Kaiser  den  Schönburgern,  ihr  Besitztum  fortan  dem  Reiche  er- 
halten zu  wollen;  die  Summe  von  300  Mark  sollte  sie  zugleich 
für  erlittene  Verluste  entschädigen.  Gerade  die  letzterwähnte 
Bestimmung  wird  man  mit  einer  Urkunde  Richards  von  Com- 
wallis")  in  Verbindung  bringen  dürfen,  in  der  es  heiszt,  dasz 
Friedrich  II.  . . . „pro  angmento  exaltationis  imperii  et  honore 
sni  nominis  ac  liberatione  servitutis  aliene  civium  eorundem 
(von  Oberwesel)  comparavit  advocatiant  Wesalieusem  a dominio 
et  potestate  Ottonis  et  Ottonis  fratrum  de  Sconenburg  et  heredum 
snorum  pro  trecentis  marcis  argenti,  . . . quam  etiam  pecuniam 
persolverunt  cives  nostri  superius  nominati“.  Gegen  eine  Ver- 
einigung der  beiden  Zeugnisse  scheint  zwar  zu  sprechen,  dasz 
Heinrich  (VII.)  schon  im  Jahre  1234 ,s)  das  Kloster  Chumbd 
von  jeglicher  Steuer  befreite,  — ein  Umstand,  welcher  das  Recht 
der  Steuererhebung  in  Oberwesel  dem  König,  damit  der  Stadt 
Reichsunmittelbarkeit  beilegt  — dasz  ferner  eine  Urkunde  aus  dein 
Jahre  12(!4 ,:l)  den  nämlichen  König  den  Bürgern  Privilegien  erteilt 
haben  läszt.  Vielleicht  jedoch  wird  die  Vermutung  nicht  un- 


*1  1213.  — Mitielrli.  Uli.  3,22  No.  1*.  (Goerz,  Mittelrh.  Regg.  9 No. 
1095  zu  1209);  — 1221.  — 1.  c.  3.143  No.  104.  (Goerz.  1.  c.  2 No.  1400 
zu  o».  1218);  cfr.  Mono,  Zeitschrift  19,  429,  431. 

*)  Friedrich  II.  1210  Mai  14.  — 1.  c.  3,52  No.  4S. 
cfr.  idem  1220  Juli  31.  — 1.  c.  3,  122  No.  133. 

'•)  Friedrich  II.  1237  Juni.  — Hü  hm  er.  Acta  20«  No.  304. 

")  Richard  V.  Cornwnllis  1257  Juli  5.  — Mitielrli.  UH.  3,  1015  Nu.  1400. 
B)  Heinrich  ( VI I ) 1234.  — Rüdinghausen,  Reitr.  2,325. 

'*)  1204  Mai  29.  — Goerz,  1.  c.  3 No.  19»4. 
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erlaubt  sein,  Heinrich  (VH.)  habe  die  Befreiung  Oberwesels 
angebahnt,  Friedrich  II.  sie  vollendet;  gerade  der  Kaiser  ja  hat 
nach  dem  Aktenstücke  Richards  Anordnungen  darüber  ge- 
troffen, wie  es  fürderhin  mit  der  Reichsstadt  gehalten  werden 
solle.  Dies  schlieszt  nicht  aus,  dasz  die  Summe  zum  Ankäufe 
der  Vogtei  durch  das  Reich  von  der  Einwohnerschaft  selbst 
aufgebracht  wurde. 

Die  Schicksale  ßoppards  und  Oberwesels  sind  fortan  die 
nämlichen:  im  Jahre  1291,14)  bald  nach  Rudolfs  Tode,  vereinigte 
sich  der  Erzbischof  Gerhard  von  Stainz  mit  dem  Grafen  Eberhard 
von  Katzenellenbogen  zum  Zwecke  der  Besitznahme  beider 
Orte;1')  im  Jahre  1308’®)  versprach  Heinrich  von  Luxemburg, 
sie  auf  Lebenszeit  des  Kurfürsten  Heinrichs  II.  der  Kölner 
Kirche  zu  überlassen;  wir  erfahren  endlich,17)  dasz  sie  von  einem 
ungenannten  Vorgänger  Ludwigs  des  Bayern  den  Jülicher 
Dynasten  um  19000  Florin  versetzt  worden  seien. 

Soweit  erkennbar,  war  keiner  dieser  Bestrebungen  irgend- 
welcher Erfolg  beschieden: IB)  erst  die  Regierung  Heinrichs VII. 
brachte  das  Ende  der  städtischen  Freiheit.  Schon  im  Jahre 
131I91®)  war  Balduin  von  Trier  zum  gubernator  et  advocatus 
der  Bürgerschaften  bestellt  worden;  bald  darauf,  am  18.  Juli 
1312,*°)  wurden  beide  Plätze  seiner  Kirche  verschrieben,  für 
welche  sie  einen  um  so  wertvolleren  Besitz  bilden  muszten,  als 

,4)  1291  Ang.  20.  — Banr,  Hess,  llrkk.  ft,  120  No.  147. 

“)  ltiiti  mcr,  Reg.  Alb.  No.  409  bemerkt  zu  einer  Notiz  der  Ann.  Colm. 
maiores  M.  G.  S.  S.  17.227,  Zeile  21  ff.,  die  von  Albrecht  im  Jahre  1302  be- 
lagerte Stadt  könne  nicht  Trier,  eher  Coblenz  oder  gar  Boppard  sein,  sobald 
sich  finden  liesze,  dasz  diese  Reichsstadt  damals  schon  an  das  Erzstift  Trier 
versetzt  gewesen.  Ein  Beleg  hiefiir  ist  aber  nicht  zu  erbringen. 

u)  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  — Lac.  UB.  s,  50  No.  68. 

”)  Ludwig  IV.  ts.10  Aug.  10.  — B.  Reg.  Ludw.  No  3035. 

Karl  IV.  134H  Jan.  19.  — Lac.  UB.  3,364  No  454. 

•*)  Wieth,  Markgraf  Wilhelm  36  Note  2,  meint,  Wilhelm  v.  Jülich 
habe  an  Boppard  und  Oberwesel  nur  Anteile  gehabt,  da  diese  Orte  schon 
an  Balduin  v.  Trier  verpfändet  waren.  Für  die  Richtigkeit  einer  solchen 
Vermutung,  der  an  sich  wenig  Wahrscheinlichkeit  zukommt,  liegt  kein 
Zeugnis  vor. 

Heinrich  VII.  1309  Septbr.  28.  — Günther  3,129  No.  37. 

cfr.  Heinrich  VII.  1310  Jan.  3.  — B.  Reg.  Imp.  1246 — 1313,  Add.  II. 
pag.  XXXIV. 

*)  Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  — Günther  3,148  No.  53. 
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dnrch  sie  ihre  Stellung  am  linken  Rheinufer  eine  nicht  uner- 
hebliche Verstärkung  erhielt.51) 

§ 2.  Die  Stellung  der  Erzbischöfe  zu  den  Städten 
und  deren  Einwohnerklassen. 

Durch  die  Verpfandung  uud  auf  Grund  des  Pfaudbesitzes 
der  trierischen  Kirche  an  beiden  Städten  war  der  Erzbischof 
als  der  nach  auszen  hin  sichtbare  Repräsentant  des  Erzbistums 
an  die  Stelle  des  deutschen  Königs  getreten.  Freilich  ward 
das  Recht  der  Kirche  stets  als  zeitlich  beschränkbar  bezeichnet, 
— nicht  allein  die  Urkunden  der  Herrscher,  sondern  auch  ein- 
zelne der  Städte  selbst54)  geben  diesem  Verhältnis  Ausdruck  — 
aber  niemals  in  der  Folgezeit  hat  das  Reich  von  der  Befugnis 
der  Pfandlöse  Gebrauch  gemacht.  Wohl  suchten  Günther  von 
Schwarzburg,5*)  wie  Karl  IV.44)  auf  einem  allerdings  ungebühr- 
lichen Wege  das  Erzstift  aus  seiner  Inhaberschaft  zu  verdrängen: 
ihr  Verlangen  blieb  unerfüllt.  Im  Gegenteil,  jede  Steigerung 
der  Pfandsumme  erschwerte  zugleich  den  Rückfall  der  Gemein- 
wesen an  das  Reich,  bis  endlich  das  Diplom  Karls  IV.  vom  Jahre 
1376“)  einen  solchen  geradezu  für  immer  unmöglich  machte.4") 

11 ) Hodninnu,  Klieiugauisclie  Altertümer  S'JU  Note  a.  sagt,  Ludwig IV. 
habe  dem  Erzbischof  Balduin  v.  Trier  die  Erlaubnis  gegeben,  gegen  den 
Pfandschilling  von  50000  Mark  u.  a.  die  Städte  Boppard  uud  Oberwesel  an 
sieb  zu  lösen,  welches  auch  im  Jahre  1311!  oder  1317  geschah.  Er  beruft 
sich  auf  Tri  t hem  ins,  Cliron.  Hirsang.  (in  dessen  Werken  ed.  Frelier  2,  213.) 
und  die  (iesta  Trev.  (ed.  Hontheim,  Prodr.  hist.  Trev.  «3 1 .), — allein  an 
keiner  Stelle  tindet  sieh,  was  Bodmann  behauptet;  mit  keiner  Erkunde 
lassen  sich  seine  Worte  belegen,  ganz  abgesehen  davon,  das*  die  vou  ihm 
gegebene  Chronologie  mit  der  bei  der  Zahl  der  königlichen  Diplome  auf- 
stelllmren  sich  nicht  vereinigen  läszt.  — Cher  die  Geschichte  Boppanls  bis 
z.  Jahre  1327  cfr.  pag.  *2  Note  56  ff. 

u)  cfr.  1327  Septbr.  29.  — liöfer,  Auswahl  deutscher  Urkk.  21t  Xo.  122. 

1331  Jan.  20.  — Lamprecht,  Wirtschaftsleben  3,  150  Xo.  122. 

1337  März  2(5.  — Höfer,  1.  c.  317  Xo.  199. 

1337  Xovbr.  2.  — Günther  3,347  Xo.  224. 

M)  Günther  v.  Schwarzburg  1349  Jan.  2.  — Winkelmann,  Acta  2, 
«26  Xo.  1107. 

sl)  Karl  IV.  1354  März  4.  — X.  A.  «,  202  Xo.  73. 

«)  Karl  IV.  1370  Mai  31.  — K.  T.  A.  1,23  Xo.  fl. 

cfr.  idem  1374  Xovbr.  II.  — 1.  c.  1,11  Xo  3 § 7. 

”)  Wie  sicher  das  Erzstift  in  seinem  Besitze  zu  sein  glaubte,  zeigt 
sich  u.  a.  darin,  dasz  Cuno  II.  13K5  Juli  31.  — Lamprecht,  1.  c.  3,249 
Xo.  212  verfügt,  seine  Verordnung  solle  .zu  ewigen  ziden“  beachtet  werden. 
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Die  Erzbischöfe  nannten  fortan  Boppard  und  Oberwesel 
„unsere  Städte“, S1)  die  in  ihrer  „Macht  und  Gewalt“*8)  standen; 
sie  vertraten  ihnen  gegenüber  ihre  „rechte  Herrschaft“,20)  welche 
jeden  Eingriff  mit  den  strengsten,“)  schon  im  voraus  von  den 
deutschen  Königen  bestätigten  Strafen21)  zu  ahnden  berechtigt  war. 

Andrerseits  war  der  Erzbischof  für  die  Städte  „unser  lieber 
gnädiger  Herr“;**)  ihm  schuldeten  sie  Huldigung,  sobald  er  sein 
Amt  angetreten  oder  der  deutsche  König  die  Pfandschaft  be- 
stätigt oder  erweitert  batte.*3)  Au  seinem  Willen,  an  seinen 
vom  Reiche  gewährleisteten  Gerechtsamen  muszte  ihre  Autonomie 
eine  Schranke  finden.  So  unterlag  zu  Boppard  der  städtische 
Rat  dem  Widerstreben  Balduins,  um,  soweit  wir  zu  sehen  ver- 
mögen, niemals  wieder  zu  erstehen,34)  während  die  nämliche 
Einrichtung  in  Oberwesel  sich  erhielt,  wo  noch  im  Jahre  1385**) 
städtische  Bürgermeister  uns  begegnen.  Ausdrücklich  verpflich- 
teten sich  beide  Gemeinden  im  Jahre  1337,**)  kein  Gesetz, 
Gebot  oder  Verbot  zu  erlassen,  das  den  Kirchenfürsten  irgendwie 
in  der  Geltendmachung  seiner  Befugnisse  behindern  könne.*7) 

Trotzdem  wird  man  nicht  behaupten  dürfen,  dasz  mit  der 
trierischeu  Herrschaft  jedwede  Selbständigkeit  der  Gemeinden 
beseitigt  worden  sei.  Wir  sehen  vielmehr,  w ie  ihre  Privilegien  von 
den  Königen,**)  von  den  Erzbischöfen  selbst *°)anerkannt,  diejenigen 


l!)  tl.  a.  132«  Juli  7.  — Günther  3, -256  Xo.  155,  |iag.  265. 

**)  Karl  IV.  1361  A]>r.  in.  — BUhmer,  Acta  ösi  Xo.  «03. 

-■*)  Ludwig  IV.  1326  Juli  14.  — Günther  8,239  Xo.  141. 

“)  cfr.  1337  Xovbr.  2.  — Note  22. 

**)  cfr.  Karl  IV.  1340  Xovlir.  20.  — Doiuinicua,  llaldewin  400  Xute  1. 
idem  1370  Mai  31.  — H.  T.  A.  1,23  Xo.  0,  |iag.  27  Zeile  3«  ff. 
v,j  1356  Octbr.  4.  — Günther 3, 023  Xo.  434.  — cfr.  1337  März  20. 

— Xote  22:  „der  Erwerdigc  in  Gode  Vader  und  llerre,  unser  Hcrre“. 

”)  i'ber  die  Huldigung  cfr.  pag.  72  Kinlage  IV. 

**)  1327  Septbr.  20.  — Xote  22.  — cfr.  1320  Xovbr.  10.  — Günther 
3,247  Xo.  14«. 

“)  1 3H5  Juli  31.  — Note  20. 

M)  1337  März  20.  und  1337  Xovbr.  2.  — Xote  22. 

*’)  cfr.  Karl  IV.  1340  Xovbr.  26.  — Dominicu«,  Baldcwiu  466  Xoto  l. 

— cfr.  R.  T.  A.  1,  27  Zeile  21  ff. 

**)  Ludwig  IV.  ISIS  Octbr.  15.  — Günther  3,  1«6  Xo.  95. 

Karl  IV.  1357  Febr.  23.  — Wigand,  Wetzlar'sche  Beit r.  2,H7  Xo.  2. 
*)  cfr.  136«  Fcbr.  8.  — Goorz,  Regg.  d.  Erzbb.  102. 

Wo  r ui  I n g h o f f , DioVcrpfüudiingeu  «i.  mittel*  u.  nictlorrli.  RciclisstüJtc.  J 
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Oberwesels  durch  Karl  IV.  um  das  Privilegium  de  non  impigno- 
rando  vermehrt40)  werden.  Noch  schlossen  überdies  die  Bürger- 
schaften mit  anderen  Städten  Einungen  ab,41)  ja,  noch  führten  sie 
auf  eigene  Gefahr  hin  mit  ihren  Nachbaren  Kriege,45)  ein  Recht,, 
welches  der  Schiedsspruch  der  Coblenzer 43)  den  Boppardern 
wenigstens  für  den  Fall  zugebilligt  hatte,  dasz  die  Angegriffenen 
weder  von  Trier  abhängig  noch  mit  ihm  verbündet  sein  würden. 

Heinrich  VII.  hatte  zwar  die  Lehnsherrlichkeit  über  die 
an  beiden  Plätzen  angesiedelten  Reichsvasallen  — zumeist  wohl 
waren  es  mit  Lehen  ausgestattete  Ministerialen,44)  die  bislang 
von  den  Königen  mit  der  Burghut  betraut  worden  waren  — sich 
und  dem  Reiche  Vorbehalten.  Allein  schon  unter  seinem  Nach- 
folger kam  diese  Beschränkung  in  Wegfall.  Fortan  war  der 
Erzbischof  allein  der  Herr  jener  Mannen:  er  war  befugt,  von 
denselben  Eid  und  Dienst  zu  verlangen,  ihnen  die  Lehen,  welcher 
Art  immer  sie  sein  mochten,  zu  erteilen.4') 

4J)  Karl  IV.  186«  S«-|i»I>r.  14.  — Günther  3,689  No.  452. 

41)  cfr.  1365  Mai  13.  — Strnmberg,  Rhein.  Antiquar.  II.  5,57. 

Das  BQmlni«  Boppardf  mit  Dieharh  und  Caub  kommt  hier  nicht  in 
Betracht,  da  eg  gegen  Balduin  von  Trier  eiugegangen  war,  cfr.  Ludwin  IV. 
132«  Juli  14.  — Note  29. 

41)  Ludwig  IV.  1839  Jan.  s.  — Winkelmann,  Aeta  2,373  No.  611. 

Karl  I V.  1301  Apr.  1«.  — Böhmer,  Acta  5«1  No.  »Ü3.  — cfr.  1361 
Jan.  tl.  — Hontheim,  I i ist.  Trev.  dipl.  2,211  No.  707. 

•3)  1326  Novbr.  1«.  — Note  3 t. 

44)  efr.  Lamprecht  1,  1312  f. 

44 ) cfr.  131«  Ang.  21.  Goerz.  Regg.  d.  Erzbb.  6«. 

1327  Decbr.  13.  - Günther  3,263  No.  152. 

1344.  — 1.  c.  3,46«  No.  30«. 

135«  Septhr.  10.  — 1.  c.  8,683  No.  423. 

1377  Octbr.  1.  — Goerz,  1.  c.  112. 

Bezeichnend  vor  allem  ist  der  Dienstvertrag  des  u.  a.  mit  dein  Bop- 
parder  Königshaus  belehnten  Ritters  Heinrich  Beyer  1331  Jan.  2«.  — 
Lamprecht,  1.  c.  3,  160  No.  122.  „1‘refatuin  . . . castrum  et  bona  neqne  ab 
imperio  neque  ab  imperatore  noc  Roiuanorum  rege  nec  a qnoqnam  alio. 
qnocunque  nomine  nuncupentur,  preterquam  solum  a domno  meo  predicto 
(Balduin  v.  Trier)  quamdiu  vizerit  et  post  eins  obitum  a suis  suecessorilms 
urehiepiscopis  Trcverensibus  ...  in  feoduni  recipiam  et  tenebo,  quousque 
oppidum  Bopardiense  cum  suis  pertinentiis  et  alia  predicto  domno  meo  ah 
imperio  piguori  obligata  redempta  fuerint“.  Ohne  Zweifel  wollte  mau  einer  Ver- 
mengung von  Reichs-  und  trierischen  liehen  Vorbeugen,  um  nicht  bei  einer  event. 
PfandloBe  auch  letztere  der  Lchnsbcrrlicbkcit  des  Reiches  unterstellt  zu  sehen. 
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Allerdings  war  die  Neuerrichtung  derartiger  Lehen  un- 
möglich; lag  doch  ihr  rechtliches  Kennzeichen  gerade  darin,  dasz 
bereits  vor  der  Verpfandung  das  Reich  sie  den  Einzelnen  gewährt 
hatte,  — andrerseits  aber  wuszten  die  Erzbischöfe  das  Recht 
zu  erwirken,  nicht  nur  die  jährlichen  Weinbezüge  der  Vasallen 
zu  schmälern,  sobald  unvorhergesehene  Ereignisse  die  Wein- 
ernte einmal  weniger  günstig  gestalten  sollten,40)  sondern  auch 
die  in  Geld-  oder  Naturalrenten  bestehenden  Lehen  völlig  air- 
zulösen.47) Natürlich,  dasz  namentlich  durch  die  Anwendung  des 
letzteren  Mittels  die  ehemaligen  Reichsministerialen  oder  doch 
deren  Erben  durch  trierische  Dienstleute  verdrängt  werden 
konnten,  gab  man  nicht  gänzlicher  Lehenseinziehung  den  Vorzug. 

Gleichzeitig  hatte  das  Reich  auch  der  Herrschaft  über  die 
städtischen  Judensehalten  sich  begeben:  das  Belieben  der  Erz- 
bischöfe, ihrer  Gebieter,  bedingte  hinfort  wie  die  Aufnahme  von 
Juden  so  auch  die  Regeln  für  deren  Geschäftsbetrieb.  Vor- 
nehmlich als  Finanzquelleu  kamen  diese  Genossenschaften  fortan 
in  Betracht.  Und  bleibt  es  auch  uugewisz,  ob  sie  zu  Einheiten 
zusammengefaszt  oder  ob  ihre  einzelnen  Mitglieder  zu  jährlichem 
Zinse  gehalten  waren,  — jedenfalls  wurden  Teile  ihrer  Abgaben 
zu  Lehen  • trierischer  Ritter  verwandt.4*)  Balduin  von  Trier 
muszte  daher  gerade  durch  das  Interesse  an  der  Erhaltung 
leistungsfähiger  Judengemeinden  sich  veranlaszt  sehen,  den 
Judenverfolgungen,  wie  sie  im  Jahre  1337  sich  erhoben,  strafend 
entgegenzutreten  wie  auch  die  Bürger  zur  Entschädigung  der 
Miszhandelten,  nicht  zuletzt  zum  Ersätze  des  eignen  Verlustes 
zu  verpflichten.4*'*®) 

**)  Karl  IV.  1356  Decbr.  27.  — Hontheim,  1.  c.  2,204  No.  700. 

,7)  Karl  IV.  1346  Xovbr.  26.  — 1.  c.  2.  163  No.  671. 

4"1  cfr.  1327  Decbr.  13.  — Günther  2,253  No.  152.  — Auch  die  Juden- 
Rchulo  zu  üoppard  bildet  den  Gegenstand  der  Beleimung,  cfr.  1350  Septbr.  10. 
— 1.  c.  3,623  No.  423. 

*“)  cfr.  1337  März  26.  und  1337  Novbr.  2.  — Note  22. 

1337  Uctbr.  29.  — Dominicas,  Baldewiu  404  Note  2. 

133«  März  10.  — Stramberg,  1.  c.  II.  »,  43. 

133«  Apr.  23.  — Goerz,  Kegg.  d.  Krzbb.  80. 

1342  Apr.  13.  — Stramberg,  1.  c.  II.  8,43. 

cfr.  dio  Einnahmen  in  den  Iiechnnngsabschlüssen  der  Oberwescler 
Kellnerei  bei  Lamprocht  1.  c.  3,454  No.  294  und  3,463  No.  295. 

**)  l'ber  die  erst  im  letzten  Viertel  des  14.  Jahrhunderts  in  Oberwesel 
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Gedenken  wir  endlich  mit  wenigen  Worten  der  Geistlich- 
keit in  beiden  Städten.  Vor  deren  Verpfandung  bereits  batte 
sie  unter  dem  Erzbischof  als  dem  Oberhaupt  der  trierischen 
Diözese  gestanden.  Haid  nach  derselben  wurde  ihre  Abhängig- 
keit noch  dadurch  erheblich  gesteigert,  dasz  im  Jahre  1321“) 
Ludwig  der  Bayer  Balduin  wie  seine  Nachfolger  ermächtigte, 
bis  zur  Auslese  der  Reichspfandschaft  nach  freiem  Ermessen 
auch  älter  diejenigen  kirchlichen  Beamtungen  zu  verfügen,  bei 
deren  Besetzung  bislang  der  deutsche  König  auf  Grund  sei  es 
des  Patronats-,  sei  es  des  Provisionsrechtes  entscheidenden  Ein- 
flusz  geübt  hatte. **)  Allein  wenngleich  für  die.  Geltendmachung 
derartiger  Gerechtsamen  urkundliche  Belege  fehlen,  ohne  Zwei- 
fel war  durch  jenes  Privileg  die  Ausschlieszung  jeglicher  Ne- 
benbuhlerschaft erreicht. 

§ 3.  Die  Gerichts-,  Militär-  und  Finanzhoheit 
des  Erzbischofs. 

Durch  den  Pfand  vertrag  hatten  die  Erzbischöfe  die  bislang 
von  den  deutschen  Herrschern  gehandhabten  staatlichen  Hoheits- 
rechte über  Boppard  und  Oberwesel  übernommen.  Indem  sie 
die  Städte  der  bestehenden  Amterorganisation  einordneten,  ver- 
banden sie  dieselben  um  so  fester  mit  ihrem  Territorium,  je 
weniger  nachgerade  die  Möglichkeit  eines  Rttckerwerbes  der 
Plätze  durch  das  Reich  zu  befürchten  war. 

Der  Erzbischof  war  zunächst  der  Herr  des  Gerichtes,“) 


aufgenommenen  Lombarden  rfr.  1372  Decbr.  27.  29.  — Gncrr..  1.  r.  108; 
1378  Decbr.  27.  — Hontheim,  ).  c.  2,27(1  No  749.  Ihre  Stellung  war  im 
wesentlichen  derjenigen  der  .luden  analog. 

*•)  Ludwig  IV.  1321  Apr.  30.  — Günther  3,201  No.  10S. 

M)  Das  Kloster  Marienberg  bei  Hoppard  blieb  von  jeder  Unterordnung 
unter  die  Gewalt  Triers  befreit.  Das  Privileg  Heinrichs  (VII.)  1224  .Jan.  S. 

— Mittelrh.  UB.  3,  ISO  No.  224:  „Quodsi  contigerit  . . . Bopardiain  . . . 
ohligari,  . . . ipsmu  claustrnm  anncte  Marie  ab  omni  . . . obligatione  . . . 
liberum  et  absolutum  volumus  permanens“,  wurde  u.  a.  von  Ludwig  IV.  1314 
Decbr.  17.  — Winkel  mann,  Aeta  2,  2S4  No.  4.r>0  nnd  Karl  IV.  1349  Juli  22. 

— Günther  3,523  No.  358  erneuert. 

M)  e fr.  1320  Novbr.  10.  — Günther  3,247  No.  14S.  Balduin  beschwert 
sich  Uber  die  Bopparder,  „dat  si  svn  Gerichte  neit  en  haldent  als  sie  balden 
suldeu.“ 
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der  Inliat>er  der  iurisdictio  alta  et  bassa,'1)  vor  jedem  Eingriffe 
durch  die  Privilegien  de  non  apellaudo  und  de  non  evocando 
geschützt.''’')  Er  setzt  wohl  selbst  Strafen  für  Vergehungen 
lest,'*)  er  läszt  durch  einen  eigens  berufenen  Richter  die  Ver- 
letzung eines  Städters  untersuchen  und  zugleich  das  Masz  der 
Strafe  bestimmen;'7)  er  verordnet  endlich,  wie  er  z.  B.  in 
Schuldsachen  das  Recht  gehandhabt  sehen  will.**)  Andrerseits 
lag  es  ihm  ob,  die  Schöffenkollegien  zu  besetzen,  mochte  viel- 
leicht auch  der  neue  Schöffe  von  den  übrigen  ihm  vorgeschlagen 
worden  sein;'®;  er  erhielt  von  ihnen  die  eidliche  Versicherung, 
dasz  sie  seine  Gerechtsame  stets  beachten  würden.*0)  Der  Vor- 
sitzende im  Gericht,  der  Schultheisz,  an  dessen  Stelle  hin  und 
wieder  ein  Unterschultheisz  begegnet,*1)  ward  von  ihm  bestellt,*2) 
von  ihm  durch  den  Schwur  der  Treue  in  Pflicht  genommen.*'*) 
Und  nicht  zuletzt,  seiner  Kammer  kamen  die  Gerichtsbuszen 
zu  gute.*4) 

Des  weiteren  hatte  das  Reich  seiner  Militärhoheit  über  beide 
Gemeinden  sich  entäuszert:  die  Erzbischöfe  fortan  boten  die 
Bürgerschaften  zur  Heeresfolge  auf.*')  sie  setzten,  wie  Cuno  II. 
im  Jahre  l.!85**)  aus  Anlasz  eines  Streites  zwischen  Überwesel 


Jl)  Karl  IV.  1376  Mai  31.  — R T.  A.  t.  23  No.  0,  pag.  25  Zeile  2. 

*•')  cfr.  Lamprecht,  1.  c.  i,  1273  t. 

**)  1357  Apr.  33.  — (ioerz,  1.  c.  94. 

*7)  1344  Deelir.  24.  — Uudcn,  (Jod.  dipl.  ?,  1095  No.  156. 

•")  1376  Decbr.  27.  — Hontheim,  1.  c.  2,  270  No.  749. 

■w)  1330.  — Lamprecht,  1.  c.  1,  1051  Notu  I,  efr.  I.  c.  1.  1331.  — Pie 
Schöffen  wurden  „scabini  uostri“  genannt,  cfr.  1370  Decbr.  27.  — Note  58 
(pag.  277  b). 

*>)  Karl  IV.  134S  Novbr.  20  — Dominica«,  Ualdewin  406  Note  1. 

*’)  cfr.  1322  Juli  6.  — Rossel,  1.  c.  2,736  No.  780. 

1332  Jan.  8.  — 1.  c.  2,925  No.  880. 

"ä)  Bekannt  ist  uns  freilich  nur  die  Urkunde  von  14118  Mai  IC.. 
Lamprecht,  I c.  3,281  No.  248,  allein  unsere  Ansicht  wird  hiedurch  nicht 
widerlegt  werden  können. 

M)  cfr.  die  Urkunde  Karls  IV.  1346  Novbr.  26.  — Note  60. 

**)  cfr.  die  Einnahmen  in  den  Rechnungsabschlüssen  der  Oberweseler 
Kellnerei  — Note  49. 

“)  cfr.  1328  Juli  7.  — Günther  3,250  No.  155,  pag.  265. 

1300  Jan.  8.  — Hontheim,  1.  c.  2,211  No.  707. 

“)  1385  Juli  31,  — Lamprecht,  1.  c.  3,  249  No.  212.  Beachtenswert 
ist  hier  die  Stelle:  .Auch  behalden  wir  uns,  untern  nackomen  und  stifte, 
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und  einigen  benachbarten  Ortschaften  es  tliat,  das  Masz  der 
Leistungen,  Art  und  Weise  der  Ausrüstung  wie  die  Strafen  für 
Nichtbeachtung  derartiger  Vorschriften  fest.  Die  Behauptung  und 
Verteidigung  der  städtischen  Burgen  und  Mauern  war  den  Ritter- 
schaften an  vertraut,  sicherlich  nicht  so  sehr  deshalb,  weil  Hein- 
rich VII.  gerade  dies  den  Pfandherren  zur  Pflicht  gemacht 
hatte,®7)  als  vielmehr  im  Interesse  der  Erhaltung  widerstands- 
fähiger Befestigungen  durch  die  Kräfte  schlagbereiter  Mannen. 
Ja,  die  Bürgerschaften  selbst  wurden  zur  Errichtung  neuer  Ver- 
schanzungen herangezogen:  die  Bopparder  wenigstens  machten 
sich  im  Jahre  13.r>ti®*)  anheischig,  „eyniche  porten,  turnen,  mnrcn 
oder  vestenunge  . . . umb  unsers  heren  von  Triere  vesten  und 
bürg  zu  Boparten“  anzulegen,  welche  sie  „also  bestellen  und  be- 
stalt lialden  und  linden  sollen  allezyt,  daz  unser  Her  von  Triere, 
sine  nakomen  und  der  stift  derselben  geweldig  sin  zu  yrem  willen 
und  noeden  uz  irer  lmrg  und  wider  yn  zu  ridene  und  yren  nutz 
zu  schaffen“. 

Von  der  wesentlichsten  Bedeutung  endlich  für  die  Erz- 
bischöfe waren  die  reichen  Einkünfte,  die  vor  dem  Jahr  1312 
den  deutschen  Königen  zugeflossen  waren:  noch  ist  es  möglich, 
auf  Grund  eines  wertvollen  Materials,  vor  allem  zweier  Rech- 
nungsabschlüsse der  Oberweseler  Kellnerei  für  die  Jahre  1344  bis 
1 34ß,*®)  die  mannigfachen  Quellen  derselben  aufzudecken,  wenn 
auch,  wie  natürlich, ihre  Höhe  zumeist  unbestimmbar  bleiben  mnsz.’®) 

Heinrich  VII.  hatte  verfügt,  dasz  die  jährlichen  fortab  den 
Pfandherren  zu  zahlenden  Steuern  beider  Gemeinden  den  Betrag 
der  früher  dem  Reichsoberhaupte  entrichteten  nicht  übersteigen 
sollten,  — ohne  Zweifel  von  der  Absicht  geleitet,  jeder  Aus- 
beutung der  Einwohnerschaften  von  vornherein  eine  Schranke 
zu  ziehen.  Zwar  wurde,  soweit  wir  sehen,  diese  Anordnung 


daz  unser  amptmana  zu  ziden  zu  Wesel  mit  rade  unser  burgormeistor  daselbes 
die  vorgen.  wagen  meren  und  anderen  rnuge,  nachdem  derselbcr  unser  ampt- 
mann  rindet  mit  rade  der  burgermeister,  daz  die  noit  und  Sachen  sint  gelegen“. 

*7)  cfr.  pag.  ftfl  Note  43. 

**)  1350  Octbr.  4.  — Günther  3,023  No.  434. 

®>)  bamp  recht,  1.  c.  3,  451  No.  2!I4  und  3,403  Nn.  206,  cfr.  1.  c.  2, 184. 

Auf  sic  sei  hier  ein  für  alle  Mal  verwiesen. 

’”)  Wir  sehen  ira  Folgenden  ab  von  Judensteuern  und  Gerichtsbuszon, 
da  diese  bereits  oben  gekennzeichnet  sind. 
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in  der  Folgezeit  nicht  mehr  wiederholt,  allein  man  wird  annehmen 
dürfen,  dasz  sie  hier  wie  dort  Beobachtung  fand.  So  belief  sich 
die  Jahresleistung  der  überweseler  gleichwie  in  den  Jahren 
1344—1346  noch  im  Jahre  1368  71)  auf  20u  Mark,  eine  Summe, 
die  wohl  auch  von  den  Boppardern  entrichtet  zu  werden  pflegte, 
seitdem  dieselbe  gerade  ihnen  durch  einen  Erlasz  Adolfs  von 
Nassau71)  als  Reichssteuer  festgesetzt  worden  war.  Bestanden 
ferner  die  Vorschriften  Rudolfs  von  Habsburg  aus  dem  Jahre 
12747S)  noch  im  14.  Jahrhundert  zu  Recht,  so  wird  man  den 
Grundbesitz  als  Maszstab  bezeichnen  können,  nach  welchem  die 
Last  von  der  Gemeinde  auf  ihre  Glieder  verteilt  wurde. 

Des  weiteren  bildete  das  Ungelt  zu  Boppard  — und  hier 
allein  ist  es  nachweisbar  — eine  Einnahmequelle  des  Pfandbe- 
sitzers. „Thelonium  domini  Treverensis,  cjuod  dicitur  ungelt“ 
nennt  es  eine  Übersicht  aus  dem  Jahre  133074)  über  die  während 
24  Wochen  erhobenen  Bezüge,  und  wir  sind  um  so  eher  berech- 
tigt, in  ihm  eine  Schöpfung  Balduins  zu  erblicken,  als  Zeugnisse 
eines  früheren  Bestehens  sich  nicht  erbringen  lieszen.7*)  Eben- 
demselben wird  auch  die  Aufstellung  des  Tarifs  zuzuschreiben 
sein,  auf  Grund  dessen  die  Lebensmittel,  namentlich  der  Wein, 
von  der  neuen  Abgabe  betroffen  wurden.  Ursprünglich  erzbi- 
schöflicher Verwaltung  anheimgegeben,  ward  die  Accise  jedoch 
schon  im  Jahre  1335  7®)  einer  Gesellschaft  von  Bopparder  Bür- 
gern pachtweise  überlassen,  um  endlich  noch  zu  Lebzeiten  des 
Lützelburgers  (f  13.r>4)  an  die  Stadt  selbst  überzugehen.  Aller- 
dings ist  der  diesbezügliche  Vertrag  nicht  überliefert:  immerhin 
werden  aus  der  Erneuerung  durch  Boemund  11.  vom  Jahre 
13f>6  77)  wenigstens  seine  Grundzüge  mit  einiger  Deutlichkeit 
erkennbar.  Die  Gemeinde  setzte  fortan  die  Höhe  der  Steuer 


”)  136*  Febr.  s.  — Goerz,  1.  c.  102. 

’*}  Adolf  v.  Nassau  1897  Febr.  17.  — 0 oerz,  Miltelrh.  Reg;;.  4 No.  2612. 
”)  Rudolf  v.  Habsburg  1274  Oetbr.  6.  — Günther  3,390  No.  25s 
und  Goerz,  Mittelrli.  Rogg.  4 No.  117. 

:1)  1330  März  17. — Septbr.*.  — L:un  p recht,  1.  c.  3,415  No.  239. 
n)  St rnmberg,  1.  e.  II.  ä,  573  siebt  in  der  Kinfübrung  des  I’ngelts 
eine  Strafe  dbr  Boppardor  filr  ihre  Auflehnung  gegen  Balduin. 
n)  1335  Septbr.  21.  — ibidem. 

”)  1356  Üetbr.  4.  — Note  6s. 
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fest,7”)  sie  erhob  und  verwandte  dieselbe  fortan  zur  Befestigung 
der  Stadt,  — mittelbar  also  zum  Vorteile  ihres  Herren  — nur 
darin  beschiänkt,  dasz  der  dritte  Teil  des  gesamten  Jahres- 
ertrages  in  vier  Katen  der  erzbischöflichen  Kammer  zugeführt 
werden  muszte. 

Zwar  fehlt  es,  wie  wir  bereits  andeuteten,  an  jeglicher 
Nachricht  für  ein  Oberweseler  Ungelt,  allein  gerade  für  diese 
Stadt  eröft'nen  die  erwähnten  Rezesse  der  Kellnerei  einen  Einblick 
in  das  belebte  Getriebe  der  erzstiftischen  Domanialverwaltung. 
Nicht  allein  census  capitales,  optimalia,  thelonium  fori,  census 
finden  sich  hier:  vor  allem  die  mannigfaltigen  Bezüge  an  Wein,  der 
von  den  benachbarten  Weinbergen  in  das  Kelterhaus  eingeliefert 
zu  werden  pflegte,  sind  sorgfältig  verzeichnet.  Noch  also  bestand  zu 
Oberwesel  — und  ohne  Zweifel  auch  zu  Boppard  — eine  aus- 
gebreitete Naturalwirtschaft,  wenngleich  manche  ihrer  Erträge 
und  Gefälle  durch  die  königlichen  Vergabungen  während  des 
13.  Jahrhunderts7*)  der  jetzigen  Besitzerin  der  Reichsstädte 
dauernd  entzogen  sein  mochten. 

Wie  aber  hielt  man  es  mit  Münze  und  Zoll,  den  beiden 
infolge  der  steigenden  Geld  Wirtschaft  immer  gewinnbringenderen 
Regalien?  Wohl  hatte  sie  Heinrich  VII.  sich  und  dem  Reiche 
Vorbehalten  wollen,  — „reservamus  nobis  et  imperio  thelonium 
Rheni  et  monetam  nostram  in  oppidis  memoratis“,  heiszt  es  in 
seiner  Urkunde  — jedoch  schon  Ludwig  der  Bayer  übertrug 
jene  Gerechtsame  an  das  Erzstift:  ausdrücklich  bekannte  er, 
dasz  Boppard  und  Oberwesel  „una  cum  monetis  regalibus  et 
theloneis“  verpfändet  seien:  ausdrücklich  gestattete  er  den  Kur- 
fürsten zu  Boppard  oder  in  dessen  Bezirk  die  vorübergehenden 
Waaren  mit  einem  Zoll  von  4 Turnosen  zu  belegen."'*) 

Wie  frühzeitig  auch  der  Bopparder  Münze  gedacht  wird,"') 


7")  1356  Octbr.  27.  — Günther  3,625  Note  1. 

efr.  Rudolf  v.  Hahsburg  127«  Mai  15.  — Mitteil,  des  iSsterr.  Instituts 

12,  50«. 

idem  12«'.»  Septbr.  24.  — Günther  2,476  No.  334. 

Adolf  v.  Nassau  1234  Juli  13.  — Böhmer.  Acta  381  No.  512,  — ctc.  etc. 
**)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  — Günther  3,160  No.  62.  (Wieder- 
holung seiner  diesbezüglichen  Zusage  von  1314  Septbr.  20.  — Winkelmann, 
Acta  2,  774  No.  1115.) 

*')  1143.  — Günther  1,272  No.  133,  pag.  275. 
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— die  allein  uns  erhaltenen  Geldstücke  stammen  erst  aus  der 
Zeit  Rudolfs  von  Habsburg“*)  und  Adolfs  von  Nassau,"3)  sodasz 
allem  Anscheine  nach  ihre  von  dem  ersteren  vollzogene  Ver- 
pfändung an  den  Herzog  von  Brabant,"4)  wenn  überhaupt  in 
Kraft  getreten,  bald  wieder  rückgängig  gemacht  wurde. 

Nicht  mit  der  gleichen  Sicherheit  läszt  sich,  trotz  der  an- 
geführten Worte  des  kaiserlichen  Diplomes,  das  Bestehen  einer 
königlichen  Prägeanstalt  zu  Oberwesel  behaupten ; ganz  abgesehen 
von  dem  Mangel  jedwedes  urkundlichen  Nachweises,  — keine 
aus  ihr  etwa  hervorgegangene  Münze  ist  bis  jetzt  aufgefunden 
worden.8') 

Wie  dem  immer  sei,  jedenfalls  wuszten  die  Erzbischöfe  der 
Erweiterung  des  ursprünglichen  Vertrages  sich  zu  bedienen. 
Die  Nachrichten  vor  allem  des  Chronicon  monetärem K#)  lassen 
daran  keinen  Zweifel,  dasz  bis  zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
aus  der  nunmehr  erzstiftiseben  Anstalt  Münzen  in  Umlauf  ge- 
setzt wurden,  von  denen  freilich  keine  auf  uns  gekommen  sind. 
Bald  darauf,  wie  Lamprecht85)  vermutet,  spätestens  etwa  seit 
dem  Jahre  1376,  scheint  die  Ausprägung  ausschlieszlich  nach 
Oberwesel  verlegt  worden  zu  sein.  Zum  ersten  Male  wird  im  Jahre 
1385“)  die  „Weseler  Werunge“  urkundlich  erwähnt;  aus  der  Zeit 
Cunos  II.  von  Falkenstein  (1362—1388)  sind  die  ersten  hier 
geschlagenen  Goldgulden  und  Weiszpfennige  überliefert."“) 

Beachten  wir  jedoch  auch  deren  Umschriften:  während  nämlich 


SJ)  Cappe,  Die  Münzen  der  deutschen  Kaiser  und  Könige  1,  164  Xo. 
738—740,  cfr.  Tafel  II  Xo.  101. 

'’)  1‘appe,  I.  c.  1,  167  Xo.  762,  cfr.  Becker,  Zweihundert  seltene 
Münzen,  suh  Xo.  «2. 

"*)  Rudolf  v.Habsburg  l2s3Febr.  17.  — Goerz.Mittelrh.Regg.  4Xo.  1033. 
"•)  Es  wird  vielleicht  auszerdem  zu  beachten  sein,  dasz  in  einer  Reihe 
von  Bopparder  Erkunden  unter  den  Zeugen  ein  monetarius  sich  findet  (cfr. 
1276  Juni  3.  — Rossel,  1.  c.  2,236  Xo.  443;  123s  Xovhr  1.  — Cloerz, 
1.  c.  4 Xo.  1539;  1291  Septbr.  7.  — Rossel,  1.  c.  2,341  Xo.  519;  1295  Mai 
9.  — Goerz,  1.  c.  4 Xo.  2398),  wahrend  in  Oberweseler  Urkunden,  soweit 
wir  sehen,  ein  solcher  nicht  begegnet. 

**)  Gesammelt  bei  Lamprecht  1.  c.  2,365  Xote  5.  — Über  das  Chron. 
monetärem  — Hontheim,  Prodr.  hist.  Trev.  1167  ff.,  cfr.  Ua  mp  recht. 
1.  C.  2,  399. 

,f)  1.  c.  2,  365. 

*')  1386  Juli  31.  — 1.  c.  3,249  Xo.  212,  Zeile  30. 

“)  Bohl,  Die  trierischon  Münzen  50  Xo.  7,  8. 
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der  Avers  die  Worte:  „Cuno  areps  Treven.“  aufweist,  könnte 
aus  denjenigen  der  Rückseite:  „Sacri  imperii  moneta  V S“  (d.  li. 
Vesaliensis)  gefolgert  werden,  man  liabe  durch  sie  an  den  Ur- 
sprung des  trierisclien  Münzregals  als  einer  vom  Reiche  gewährten 
Gerechtsame  erinnern  wollen.  Weit  einfacher  gleichwohl  wird 
diese  Schwierigkeit  zn  beseitigen  sein:  lediglich  ans  Mangel  an 
Raum  wurde  nach  den  Worten  „sacri  imperii“  der  weitere  Titel 
des  Kurfürsten,  „per  Gail,  arcanc.“  (perGalliam  archicancellarius) 
hinweggelassen,  wie  er  vollständig  auf  anderen  Geldstücken 
Cnnos  II.  sich  findet.®*) 

Schwieriger  ist  die  Beantwortung  aller  der  Fragen,  die 
sich  an  Heinrichs  VII.  Bestimmung  bezüglich  des  Bopparder 
Zolles  knüpfen.  Man  ist  zunächst  versucht  anzunehmen,  dasz 
der  Kaiser  die  Reichszollstätte *')  gemeint  habe:  aber  diese  be- 
fand sich  ja  seit  dem  Jahre  1282®*)  im  erblichen  Pfandbesitze 
der  Grafen  von  C’atzenellenbogen,*3)  welche  sie  durch  ihre  Be- 
amten verwalteten,  wohl  auch  selbst  kirchliche  Genossenschaften 
von  der  Zahlung  des  Zolles  befreiten.01) 

Zugleich  sorgten  die  Könige  wenigstens  durch  Bestätigung 
früher  erteilter  Zollentlastungen  dafür,  dasz  die  Gnadenerweise 
ihrer  Vorgänger  auch  jetzt  noch  in  Kraft  blieben,  nachdem  das 
Reich  längst  auf  die  eigene  Zollerhebung  verzichtet  hatte.®') 

'")  cfr.  Bohl,  1.  c.  50  Xo.  9. 

"■)  cfr.  ira  Allgemeinen  Braunholtz,  Das  deutsche  Reichszollwesen  29. 

**)  Rudolf  v. Habsburg  1282Xovbr.il.  — Wenck,  Hess.  UB.  1,49  Xo.  70. 

**)  cfr.  Adolf  v.  Xassau  1293  Juni  3.  — 1.  c.  1,59  Xo.  85. 

Albrecht  1803  Fobr.  16.  — 1.  c.  1,  293  Xo.  379. 

Heinrich  VH.  1309  Xovbr.  20.  — 1.  c.  1,  7s  Xo.  122. 

Ludwig  IV.  1315  Jan.  20.  — 1.  c.  1,86  Xo.  133. 

**)  1283  Oetbr.  3.  — Hennes,  Cod.  dipl.  ord.  Theut.  1,257  Xo.  293. 

1319  Juni  22.  — Rossel,  1.  c.  2,694  Xo.  752. 

1321  Miirz  17.  — 1.  c.  2,721  Xo.  771. 

"•')  Besonders  bezeichnend  sind  hiefür  die  Privilegien  des  Klosters 
Kherbach.  Friedrich  TL  1218  März  27.  - Rossel,  1.  c.  1,149  Xo.  104 

hatte  verordnet:  „Si  forte  thelonium  Bopardie  alicui  fuerit  cominissum  vel 
expositmn,  ne  aliijuam  potestatem  liaheat  prefatos  fratres  gravandi  aut  quic- 
qnani  alt  eis  exigendi,  piecipuc  cum  eos  ante  talem  commissionem  ab  omni 
gravainino  . . . absolverimns  et  contra  factum  nostrum  nihil  ad  ipsorum  dis- 
pendiuin  fleri  decreverimus“.  Mit  unwesentlichen  Änderungen  wird  diese 
Bestimmung  wiederholt  u.  a.  von  Rudolf  v.  Habsburg  1273  X'ovbr.  3.  — 
1.  c.  2,  129  Xo.  364. 
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Alles  dies  läszt  nur  die  Annahme  zu,  Heinrich  VII.  habe 
den  triorisclien  Erzbischöfen  die  Einrichtung  einer  besonderen 
Zollstätte  nicht  gestatten,  sondern  ein  solches  Recht  — als  Re- 
gal konnte  er  es  durch  „theloniuui  nostrum“  bezeichnen  — den 
deutschen  Herrschern  gewahrt  wissen  wollen.  Infolgedessen  wird 
in  den  Worten  Ludwigs  des  Bayern  nicht  so  sehr  die  Verbriefung 
einer  durch  die  Verschreibung  des  Platzes  an  sich  gewonnenen 
Berechtigung  zu  erblicken  sein,  als  vielmehr  die  Übertragung 
einer  neuen,  dazu  bestimmt,  weitere  Einnahmen  der  trierischeu 
Kirche  zu  überweisen.  Rechtlich  war  sie  unabhängig  von  dem 
Besitze  Boppards,  — konnte  doch  der  Zoll  zu  Boppard  oder  an  einer 
anderen  Stelle,  „ubi  magis  placuerit“,  erhoben  werden9®)  — 
thatsächlich  sollte  sie  für  dessen  Dauer  dem  Erzbistum  zustehen. 

Es  läszt  sich  nicht  mehr  feststellen,  ob  Balduin  alsbald  die 
Vergünstigung  Ludwig  des  Bayern  zu  seinem  und  seiner  Kirche 
Vorteil  ausbeutete,  — jedenfalls  hätten  dann  in  Boppard  zwei 
Zollstätten  nebeneinander  bestanden.  Erst  aus  dem  Jahre  133t97) 
erfahren  wir,  dasz  damals  Graf  Eberhard  von  Catzenellenbogen 
die  Hälfte  seines  Zolles,  den  er  zu  Reichspfand  besasz,  dem 
Erzstift  verschrieb.  Allerdings  bleibt  die  fernere  Regelung  der 
Zollverhältnisse  im  Einzelnen  unklar;  genug,  dasz  fortan  trieri- 
sche  Zollbeamte  thätig  sind,  der  Erzbischof  die  Gefalle  zur  Be- 
gleichung von  Schulden  oder  Belohnung  von  Dienern  verwertet,99) 
er  den  Zolltarif  erlilszt")  wie  endlich  Zollbefreiungen  erteilt.'00) 


Ailulf  v.  Nassau  121*2  Aug.  25.  — I.  c.  2,354  No.  526. 

Albrecht  1298  Septbr.  13.  — H.  Keg.  Alb.  No.  15. 

Heinrich  VII.  1301*  März  1.  — Kessel,  1.  c.  2,521  No.  615. 

Ludwig  IV.  1317  Juni  19.  — K.  Keg.  Ludw.  No.  248. 

"’)  cfr.  Karl  IV.  1356  Jan.  5.  — N.A.  s,2G4  No.  91. 
idem  1368  Jan.  9.  — 1.  c.  8,274  No.  173. 
idem  1376  Mai  31.  — R.  T.  A.  1,23  No.  6 § 6. 

1331.  — Günther  3,  297  No.  175. 

*')  cfr.  1357  Mai  16.  — Goerz,  ltegg.  d.  Erzbb.  94. 

1358  Mai  21.  — 1.  c.  94. 

1377  Octbr.  1.  — 1.  c.  112. 

1384  Apr.  12.  — Correspondenzblatt  des  Gesamtvereines  d.  d.  Geschichts- 
und  Altertumsvereine  in,  117. 

m)  1358  Septbr.  8.  — Günther  3,636  No.  456. 

lu0)  efr.  1351  Juli  25.  — Correspondenzblatt  etc.  40,  116, 

13C3  Juni  12.  — Gocrz,  1.  c.  352. 
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Gleichzeitig  musz  aber  auch  das  Reich  — die  Einzelheiten 
entziehen  sich  wiederum  genauer  Kenntnis  — Anteile  an  den 
Zollerträgen  oder  doch  das  Recht  auf  Mitverwaltung  des  Regals 
besessen  haben:  gerade  unter  Karl  IV.  linden  sich  verschiedene 
Anweisungen  des  Herrschers  an  seine  Getreuen  wie  an  Fürsten, 
erteilt  zumeist  ohne  ausdrücklich  bezeugte  Erlaubnis  des  trieri- 
schen  Erzbischofs,  die  ohne  jene  Befugnis  des  Reiches  als  unge- 
bührliche Eingriffe  bezeichnet  werden  müszten.101) 

§ 4.  Die  erzbischöflichen  Beamten  in  Boppard 
und  Oberwesel. 

Mit  der  Verpfandung  der  Gemeinden  war  zugleich  das 
Schicksal  der  vordem  königlichen  Beamten  entschieden:  solche 
des  Erzbischofs  brachten  fortab  dessen  landesherrliche  Hoheit 
zur  Geltung:101)  ihre  Thätigkeit  wurde  durch  seine  Anordnungen 
geregelt.  Nicht  als  ob  die  Funktionen  eines  jeden  von  ihnen 
unverzüglich  nach  dem  Erwerbe  von  Boppard  und  Oberwesel  auf 
das  Genaueste  umschrieben  worden  seien:  erst  seit  den  dreisziger 
Jahren  des  14.  Jahrhunderts  vielmehr  beginnen  dieselben  sich 
von  einander  abzuheben;  erst  jetzt  wird  es  möglich,  sie  nach  be- 
stimmten Gesichtspunkten  geordnet  zur  Darstellung  zu  bringen. 

An  der  Spitze  der  erzstiftisc'ien  Beamten  standen  die  auipt- 
leute,  die  officiati  domini,  wie  sie  in  beideu  Städten  sich  nacli- 
weisen  lassen.10*) 

Iu  der  Regel  der  Ritterschaft  angehörig,  wurden  sie  durch 
den  Kurfürsten  persönlich  angestellt,  dem  sie  durch  Leistung 


,0')  cfr.  Karl  IV.  1349  Jftn.  29.  — Publ.  Lux.  33,  6 1 No.  381. 
idem  1352  Septbr.  19.  — Doininicus.  Balde win  549  Note  1.  (cfr.  ibidem 
510—550.) 

idem  1359  Apr.  13.  — Winkel  manu,  Acta  2,  642  No.  842  (cfr.  1359 
Apr.  13.  — Goerz,  I.  c.  95.),  — etc.  etc. 

**)  cfr.  Heinrich  VII.  1812  Juli  is.  — Günther  3,  148  No.  53.  Er- 
laubt den  Erzbischöfen,  „quod  . . . potestatcm  inslituendi  et  destituendi 
advocatos  et  alios  ofticiales  . . . Itabeant*. 

10*)  f'ber  sic  cfr.  die  ausführliche  Darlegung  bei  Lamprecht,  1.  c. 

2,  13S0  ft'.,  auf  welche  sich  das  Folgende  stüzt.  ln  Betracht  kommen  vor 
allein  die  Amtsreverse,  wie  sie  Günther  3,459  Note  1;  3,521  No.  356; 

3.  574  Note  1;  3,  S65  No.  609  verzeichnet  ; besonders  wertvoll  ist  der  Amts- 
revers des  Ritters  Johann  von  Steine  1311  Octbr.  3.  — Lamprecht,  1.  c. 
3,181  Nu.  153. 
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eines  Anitseides  sieh  verpflichteten,  dessen  Belieben  ihre  Amts- 
dauer  beniasz:  „als  lange  ez  ime  fuget“,  waren  sie  seine  Diener. 
Feste  Einkünfte,  wie  u.  a.  Anteile  an  den  Gefällen  der  Gerichte, 
bildeten  ihren  Gehalt. 

In  ihren  Amtsbezirken,  vor  allem  also  den  Städten  gegen- 
über, waren  sie  die  Vertreter  der  Fürsten,  als  solche  Befehls- 
haber der  Burgen  und  Ritterschaften,  zugleich  Anführer  der 
Bürger  im  Kriege,104)  in  Zeiten  des  Friedens  berufen,  die  Be- 
wohner nach  bestem  Vermögen  zu  „handhaben,  verantwerten, 
halden  und  schirmen  und  die  lute  zu  rechte  und  zu  bescheiden- 
lieit.  halden“,  eine  Thütigkeit,  die  ihnen  den  Unterhalt  einer 
Schar  bewaffneter  Knechte  auferlegte.10®)  In  ihrer  Hand  end- 
lich lag  die  gerichtliche  Vollziehungsgewalt,  die  Eintreibung  der 
Gerichtsbuszen.  welche  dann  der  Centralstelle  der  Finanzver- 
waltung zu  übermitteln  waren. 

Diese  selbst  nämlich  unterstand  der  Leitung  des  Kellners,100) 
dessen  Wirksamkeit  bei  dem  Reichtum  der  erzbischöflichen  Be- 
züge zu  einer  ungemein  vielseitigen  sich  gestalten  muszte.  Denn 
waren  auch  die  Regalien  wie  Münze  und  Zoll  der  Fürsorge  von 
ihm  unabhängiger  Münzer  und  Zöllner  anheimgegeben, 107)  — 
er  hatte  im  Aufträge  und  Interesse  seines  Herrn  dessen  übrige 
Einnahmen  an  Geld  und  Naturalien  einzufordern,  in  dessen 
Namen  an  Lehnsleute  und  Gläubiger  die  ihnen  gebührenden 
Renten  beziehungsweise  Zahlungen  zu  überweisen,  während  hin 
und  wieder  Reisende  oder  auch  Boten  des  Erzbischofs  von  ihm 
Verpflegung  heischten.  Rege  Aufmerksamkeit  nahmen  ferner 
die  Bestellung  der  Weinberge  wie  die  Weinlese  selbst  in  Anspruch: 
er  hatte  die  Instanderhaltung  des  Kelterhauses,  in  welchem  die 
Vorräte  lagerten,  zu  überwachen.  Sorgfältige  Buchung  endlich 
der  Einnahmen  wie  Ausgaben,  Abführung  des  Überschusses  nach 

,0‘J  13HS  Juli  31.  — Note  66. 

,M)  1326  Xovbr.  io.  — Günther  3,  247  No.  US  § s.  Balduin  klairt  über 
die  ISopparder,  „dat  sie  siine  nmptmnnne  virboten  haut,  dat  he  uiunine  wau 
dri  knechte  mit  drin  svertin  balde“. 

*•*)  Über  ihn  «fr.  I.amprecht,  1.  c.  1,  1410  ft'.  — Für  Boppard  efr. 
135G  Octbr.  4.  — Günther  3,023  No.  434.  Für  Oberwesel  efr.  die  Recli- 
nnngsabachltUsc  der  dortigen  Kellnerei  bei  I.amprecht,  1.  e.  3,454  No.  294  ; 
3,  403  No.  295.  Ihnen  ist  das  folgende  Detail  entnommen. 

■*’)  efr.  Lauiprecht,  1.  c.  1,  1404  f. 
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Coblenz  oder  Trier  waren  ihm  zur  Pflicht  gemacht;  bei  der  all- 
jährlichen Rechnungsablage  wurden  seine  Aufstellungen  von  den 
Revisoren  der  kurfürstlichen  Verwaltung  geprüft,  worauf  dann 
der  Erzbischof  den  Kellner  entlastete.10*) 

Unverhältnismäszig  dürftig  ist  unsere  Kenntnis  über  die 
Schultheiszen  in  beiden  Gemeinden,  ein  Umstand,  der  vornehm- 
lich die  völlige  Umwandlung  kennzeichnet,  welche  mit  den 
Städten  auch  die  ehemaligen  Reichsbeamten  in  ihnen  durch  die 
Unterordnung  unter  die  Gewalt  der  trierischen  Kirche  erfahren 
hatten.  Früher  von  dem  Könige  mit  der  Geltendmachung  aller 
seiner  Hoheitsrechte  betraut,  der  sie  natürlich  nur  mit  Un- 
terstützung zahlreicher  Untergebener  nachzukommen  vermochten, 
wurden  jetzt  die  Schultheiszen  vom  Erzbischof  eingesetzt  und 
vereidet,  ihre  Thätigkeit,  bei  welcher  im  Falle  ihrer  Abwesen- 
heit ein  Unterschultheisz  sie  vertreten  mochte,10*)  allein  auf  den 
Vorsitz  im  Schöffengerichte  beschränkt,  während  die  Vollziehungs- 
gewalt dem  Amtmanne  übertragen  ward.  Ja,  es  hat  den  An- 
schein, als  sei  eine  Verschmelzung  der  Funktionen  des  letzteren 
mit  denen  der  Schultheiszen  möglich  gewesen;  vielleicht  dürfen  wir 
es,  wenngleich  nur  für  Boppard,  daraus  schlieszen,  daszderSehieds- 
spruch  der  Coblenzer  vom  Jahre  1 .V2G  die  Bopparder  gegen  Schultheisz 
und  Amtmann,  die  hier  als  eine  Person  erscheinen,  die  Beschwerde 
der  Rechtsverweigerung  und  Parteilichkeit  erheben  liesz.'10) 

Immerhin  war  eine  derartige  Verbindung  keine  dauernde: 
nach  den  Worten  der  Urkunde  von  1356  Ul)  kann  über  die 
Trennung  beider  Ämter  kein  Zweifel  bestehen. 

Nach  einem  bestimmten  Plane  sehen  wir  Boppard  und  Ober- 
wesel der  Verfassung  des  trierischen  Territoriums  eingegliedert: 

cfr.  1345  Juni  1.  — 1.  C.  3,  402. 

134«  Apr.  2«.  — 1.  c.  H,  471*. 

1OT)  cfr.  Noten  61 — 63. 

"0)  1326  Xovbr.  10.  — Günther  3,247  No.  14«  § 1:  „Kunnen  sie 
(die  Bürger  von  Boppard)  bewisen,  dat  si  der  heimsuchen  eynen  griffen  und 
bevalen  den  iriue  vrouebodeu  und  gingen  an  ioren  gesworen  scholteizen  und 
heischen  dat  he  in  rethede  uf  den  hoymsuchen,  entferrede  do  der  scholteze 
in  den  man  und  virsade  in  recht,  voreu  si  do  zu  haut  mit  geludcr  docken 
und  mit  bauerin,  da  di  lioyiusucher  und  ir  belfere  wanheftig  waren  und 
wustin  dy,  dat  sprechin  wir,  dat  si  da  neit  unrecht  dadeu,  Want  in  der  aiupt- 
inann  recht  virsade“. 

In)  1350  Octbr.  4.  — Günther  8,623  No.  434. 
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indem  aus  beiden  in  Verbindung  mit  benachbarten  Landkom- 
plexen km  fürstliche  Ämter  gebildet  wurden,  in  welchem  erz- 
stiltische Beamte  mit  festumschriebenen  Kompetenzen  der  landes- 
herrlichen Hoheit  Ausdruck  verliehen,  war  eine  enge  Verknüp- 
fung der  Gemeinden  mit  dem  Erzbischof  selbst  erreicht.  Und 
diese  ward  noch  gesteigert,  als  im  Jahre  1 350 1Iä)  Balduin  den 
Edlen  Reinhart  von  Westerburg,  wenngleich  vorab  nur  für  sechs 
Jahre,  zu  seinem  obersten  Amtmann  der  Ämter  Montabaur, 
Limburg,  Boppard,  Oberwesel  undBacharach  bestellte,  ihn  vor 
allem  zur  Aufrechterhaltung  des  Landfriedens,  zur  Beschirmung 
der  Bewohner  wie  zur  Wahrung  der  erzbischöflichen  Gerecht- 
samen verpflichtend. 

Balduin  von  Trier,  der  einst  die  Reichsstildte  seiner  Kirche 
erwarb,  hat  zugleich  die  Anordnungen  getroffen,  welche  für  alle 
Zeiten  über  ihre  Zugehörigkeit  zum  Staate  des  Erzbistums 
entschieden. 

§ 5.  Die  Beziehungen  des  Reiches  zu  Boppard 
und  Oberwesel. 

War  jede  Verbindung  der  ehemaligen  Reichsstädte  mit  dem 
deutschen  König  seit  dem  Jahre  1312  beseitigt? 

Nicht  unbedingt  wird  diese  Frage  zu  verneinen  sein.  Noch 
bestand  ja  an  ihnen  das  Eigentum  des  Reiches  zu  Recht,  — 
Karl  IV.n#)  hat  nicht  versäumt,  es  ausdrücklich  zu  betonen  — 
hatte  es  sich  auch  zur  bloszen  Einlösungsbefugnis  der  Reichspfand- 
schaft verflüchtigt,  die  dann  kein  Herrscher  verwirklichte,  viel- 
mehr nicht  verwirklichen  konnte.  Thatsächlich  freilich  muszten 
ihre  Beziehungen  zum  Reichsverbande  mehr  und  mehr  gelockert 
werden. 

Wir  sahen  die  Vorbehalte  Heinrichs  VII.  bereits  von  sei- 
nem Nachfolger  aufgegeben;  hatte  er  überdies  den  Kriegsdienst 
der  Bürgerschatten  für  den  Fall  eines  königlichen  Aufgebotes, 
das  Offnungsrecht  der  städtischen  Befestigungen  dem  Reiche 
gewahrt  wissen  wollen,  so  ward  dessen  in  der  Folgezeit  nicht 
gedacht.  Andrerseits  blieb  in  den  Urkunden  der  Herrscher  die 
Bezeichnung  der  Gemeinwesen  die  althergebrachte:  noch  immer 

"*)  1330  .luli  29.  — Lamp  recht,  1.  c.  3,210  No.  184. 

"n)  Karl  IV.  1368  Septbr.  14.  — tiiiuther  3,639  No. 43*. 
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hieszen  sie  „des  Reiches  Städte“,114)  ihre  Bewohner  „nostri  et 
imperii  fideles“,115)  „unsere  und  des  heiligen  Reiches  liebe  Ge- 
treue“.116) Sie  werden  im  Verein  mit  anderen  Reichs-  und 
tiierischen  Landstädten  zum  Schutze  geistlicher  Stiftungen  un- 
gehalten:117) während  ein  kaiserliches  Privileg  die  Bürger  Ober- 
wesels  gegenüber  den  Anforderungen  des  Erzbischofs  und  seiner 
Gläubiger  sicherstellt,118)  wissen  die  Bopparder  eine  Erneuerung 
ihrer  Freiheiten  zu  erwirken.11®) 

Gerade  dies  letzterwähnte  Diplom  aber  bietet  einer  Erklä- 
rung mannigfache  Schwierigkeiten  dar.  Ist  man  berechtigt,  von 
ihm  auf  eine  dem  Herrscher  seitens  der  Stadt  geleistete  Huldi- 
gung zu  schlieszen?  Lassen  sich  Belege  einer  solchen  aus 
früherer  wie  aus  späterer  Zeit  erbringen? 

Am  15.  Dezember  13141W)  teilte  Ludwig  der  Bayer  den 
Bürgern  von  Boppard  und  Oberwesel  mit,  dasz  er  die  Verfügung 
Heinrichs  VII.  bestätigt  habe;121)  er  forderte  sie  auf,  den  Erz- 
bischöfen von  Trier  den  schuldigen  Gehorsam  nicht  zu  versagen, 
„salvo  semper  fidelitatis  iuramento,  quod  nobis  et  imperio  sal- 
vum  esse  volnmus  et  presentibus  reservamus  expresse“.  Bald 
darauf,  am  17.  März  131 5,1**)  überwies  er  den  ihm  von  beiden 
Gemeinwesen  geleisteten  Huldigungseid  an  Balduin  und  dessen 
Nachfolger,  „renunciantes  expresse  iuramentis  et  tidelitatum  pre- 
stacionibus  nobis  ibidem  . . . factis  et  succesoribus  uostris  regibus 
ac  imperatoribus  Romanorum  facieudis,  . . . nihil  ornnino  iuris 
nobis  vel  dictis  successoribus  nostris  regibus  vel  imperatoribus 
Romanorum  sive  imperio  in  predictis  vel  eornm  aliquo,  quo- 
tisque  interveniat  eornm  redemptio,  reservando“.  Nicht  als  ob  dies 

”4)  cfr.  Karl  IV.  1856  Dcrbr.  26.  — Hontheim,  1.  c.  2,  204  Xo.  700. 

,,s)  cfr.  Ludwig  IV.  1382  Aug.  28.  — Felten,  Die  Bulle  Ne  pretereat 
2,244  No.  6. 

"“)  Karl  IV.  1358  Septbr.  14.  — Note  118. 

1,J)  Ludwig  IV.  1332  Jau.  s.  — Höfer,  Auswahl  252  No.  151. 

Karl  IV.  1354  Fuhr.  16.  — N.  A.  8,260  No.  OG. 

"*)  Karl  IV.  1358  Septbr.  14.  — Note  113. 

"")  Karl  IV.  1357  Febr.  23.  — Wigand,  Wetzlar'sche  Beitr.  2, 87  No.  2. 

Ludwig  IV.  1314  Decbr.  15.  — Günther  3,162  Note  2.  (Or.  in 

Coblenx.) 

,!l)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  — 1.  c.  8,160  No.  02. 

m)  Ludwig  IV.  1315  März  17.  — B.  Keg.  Lndw.  No.  2614.  (Or.  in 
Coblenz.) 
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damit  unvereinbar  wäre,  dasz  die  Städte  bereits  am  18.  Juli  1312 
verpfändet  und  am  8.  Dezember  des  nämlichen  Jahres153)  zur 
Unterwerfung  unter  den  Willen  des  Kurfürsten  angewiesen 
worden  waren.  Die  verzögerte  Rückkehr  Balduins  aus  Italien,154) 
der  Tod  des  Kaisers  am  24.  August  1313,  die  Vorbereitungen 
zu  einer  Neuwahl,  vielleicht  auch  das  Widerstreben  der  Städte 
selbst,  — alles  mochte  Zusammenwirken,  um  die  Ausführung 
des  kaiserlichen  Willensaktes  hinauszuschieben:  als  Ludwig  der 
Bayer  erhoben  wurde  (20.  October  1 3 1 4),  war  dieselbe  noch  nicht 
erfolgt.  Zwar  erneuerte  der  König  alsbald  den  Pfandvertrag, 
allein  erst  dann  konnte  er  mit  Recht  von  den  Bürgerschaften 
Gehorsam,  als  ersten  Beweis  dessen  ihre  Unterordnung  unter 
die  Gewalt  des  Gläubigers  fordern,  sobald  sie  ihm  gegenüber 
zur  Ergebung  in  seinen  Herrscherwillen  sich  verpflichtet  hatten. 
Und  wenn  er  endlich  die  ihm  geleistete  Huldigung  an  Trier 
überwies,  so  suchte  er  hiedurch  der  Möglichkeit  eines  Zweifels 
darüber  vorzubeugen,  welchem  Eide  die  für  die  Bürger  allein 
gültige  Kraft  innewolinen  solle,  — ein  Bedenken,  das  nachmals 
in  den  Kämpfen  zwischen  Boppard  und  Balduin  wieder  aufge- 
taucht zu  sein  scheint,  durch  Ludwig15")  aber  in  der  Weise 
beseitigt  wurde,  dasz  er  die  Gemeinde  für  nicht  mehr  an  ihn 
gebunden  erklärte. 

Gleichzeitig  waren  die  Städte  für  die  Dauer  des  trierischen 
Pfandbesitzes  auch  von  der  Pflicht  entbunden  worden,  dem 
kündigen  Reichsoberhaupte  zu  huldigen.  Und  trotzdem  sollte 
dies  von  Boppard  unter  Karl  IV.  geschehen  sein?  Auffällig 
wäre  dann  zunächst  das  Jahr  jener  Urkunde,  die  den  Ausgangs- 
punkt der  Betrachtung  bildete:  Karl  IV.,  seit  mehr  als  einem 
Dezennium  deutscher  König,  hätte  sofort  nach  seiner  Thronbe- 
steigung oder  wenigstens  nach  Ludwigs  Tode  (11.  October  1347) 
anerkannt  werden  müssen.  Oder  aber  erfolgte  die  Eidesleistung 
jetzt,  weil  kurz  zuvor  (5.  April  1355)  der  Luxemburger  die 
Krönung  zum  römischen  Kaiser  erlangt  hatte?  Wir  glauben 
nicht,  dasz  dieselbe  auf  seine  Stellung  der  verpfändeten  Stadt 

,ss)  Heinrich  VII.  1312  Dccbr.  s.  — H.  lieg.  Hcinr.  No.  511.  (Or.  in 
Coblenz.) 

,4*j  Er  kehrte  am  15.  Mai  1313  nach  Trier  zurück,  cfr.  Gest.  Trev.  ed. 
Hontheim,  Prodr.  823. 

m)  Ludwig  IV.  1318  Octbr.  3.  — Günther  3,  181  No.  32. 

Wc  rmliighuff,  DieVerpfamluogcu  d.  mittel-  u.  nicderrh.  Kvichftutiidte.  H 
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gegenüber  von  irgendwelchem  Einflusz  war.  Zn  welchen  Dien- 
sten endlich  hätten  die  Bopparder  sich  verpflichten  sollen,  nach- 
dem das  Reich  sie  an  Trier  überwiesen?  Kurz,  es  wird  unent- 
schieden bleiben  müssen,  ob  Boppard  Karl  IV.  den  Huldignngseid 
leistete,  ob  nicht  vielmehr  die  Bestätigung  seiner  Privilegien 
ein  rein  formeller  Akt  war,  der  es  wohl  mit  dem  Reiclisober- 
lmupte  in  Beziehung  treten  liesz,  andrerseits  ihm  keine  den 
Pländherren  beeinträchtigende  Verbindlichkeit  auferlegte. 

Das  Gleiche  endlich  gilt  von  Oberwesel : allerdings  wird 
eines  Eides  gedacht,**7)  durch  welchen  es  dem  Herrscher  Treue 
gelobte;  gleichwohl  verbietet  die  Erwähnung  verbündeter  Städte, 
mit  denen  zugleich  es  dies  that,  in  jenem  Schwure  eine  Huldigung 
im  üblichen  Wortsinne  zu  erblicken.  Ob  eine  solche  jemals  er- 
folgte, läszt  sich  heute  nicht  mehr  erweisen. 

'*•)  Karl  IV.  1301  Apr.  in.  — Bühiuer,  Acta  681  No.  8i>3. 


Digitized  by  Google 


115 


II.  Die  jüllchschen  Uelehspfandscliaften. 

A.  Das  Schultheiszenauit  zu  Aachen. 

§ 1.  Die  Beamtungen  in  Aachen. 

In  der  Krönungsstadt  Aachen  begegnen  vier  Beamtungen, 
Obervogtei,  Yogtei,  Schultheiszenamt  und  Meierei,  ohne  dasz  es 
bis  jetzt  gelungen  wäre,  den  Wirkungskreis  einer  jeden  genau 
zu  umschreiben:  auch  in  unserer  Darstellung  werden  des  öfteren 
Vermutungen  an  stelle  des  zwingenden  Beweises  treten  müssen. 

Suchen  wir  zunächst  mit  wenigen  Strichen  den  Boden  ihrer 
Thätigkeit  zu  schildern. 

Aachens  Einwohnerschaft  setzte  sich  — sehen  wir  hier  von 
der  Geistlichkeit  ab  — aus  verschiedenen  Elementen  zusammen. 
Ihren  Grundstock  bildeten  die  Bürger,  denen  zahlreiche  Gnaden- 
erweise der  Könige  nicht  unbedeutende  Vergünstigungen  hin- 
sichtlich des  Kriegsdienstes  wie  der  Steuerfreiheit  hatten  zu 
teil  wrerden  lassen.1) 

Neben  ihnen  fänden  sich  die  Ministerialen  des  Reiches,  die, 
wie  es  scheint,  vor  allem  zur  Bewachung  der  königlichen  Pfalz 
und  zur  Bewirtschaftung  des  domanialen  Gutes  herangezogen 
wurden.  Handeltreibende  Lombarden  boten  Ersatz  für  die  viel- 
leicht fehlenden  .Juden,*)  deren  bekannter  Lage  die  ihrige 
vergleichbar  gewesen  sein  mag.3) 


*)  cfr.  u.  a.  Friedrich  II.  1215  Juli  2«.  — Lac.  OB.  2,2(1  No.  51. 
Ludwig IV.  1314  Novbr.25.  — Loorsch.  Aach. Rcchtsdeukm.40  No. 4.  — 
i'bor  die  Huldigung  cfr.  1376  Juli  G.  — K.  T.  A.  1,  63  No.  94.  — I'ber  die 
Aufnahme  des  neugewäblten  Königs  cfr.  Laurent.  Aachener  Zustände  2H  f.; 
206  ff.  — Karl  IV.  1349  Juli  2S.  — Quix,  Cod.  Aquens.  1,244  No.  349. 

*)  cfr.  Laureut.  1.  c.  30. 

3)  Gerhard  v.  Jülich  spricht  1326  Aug.  15.  — Qu  ix,  l.c.  1, 205  No.  299.  von 
„nostri  Loinbardi  mercatores  Aquis  coinniorautes“ ; Wilhelm  v.  Jülich  ver- 
pfändet 1380  (Qu ix.  Hist,  topogr.  Beschreibung  v.  Aachen  155)  die  Vogtei  mit 
der  Meierei,  doch  „seine-  Lombarden  und  die  Münze  ausgenommen.  Jülich 
vertrat  als  Besitzer  von  Vogtei  und  Schultheiszenamt  das  Reich:  auf  Grund 
eines  dieser  Ämter  wird  es  an  den  Lombarden  Kochte  ausgeübt,  von  ihnen 
Abgaben  erhoben  haben,  die  früher  dem  Reiche  zugestaudeu  hatten.  Es 

8* 
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Das  Gericht,  als  Oberhof  weithin  angesehen,4)  war  ein  könig- 
liches,5) dessen  Urteilsfinder,  ursprünglich  vierzehn  an  Zahl,  je  zur 
Hälfte  der  Bürger-  wie  der  Ritterschaft  entnommen  zu  werden 
pflegten,  während  den  Verhandlungen  selbst  bald  mehr,  bald 
weniger  Zeugen  — Dingmannen  nennen  sie  die  Urkunden  — 
beiwohnten.*) 

Eine  ausgedehnte  Pfalzverwaltung  endlich  war  mit  der  Ein- 
ziehung der  königlichen  Einkünfte  betraut:  ihr  unterstanden  ohne 
Zweifel  noch  während  des  13.  .Jahrhunderts  die  im  Bannbezirk 
der  Stadt  liegenden  villae,  wie  sie  aus  den  Königshöfen  des 
Aachener  Reiches  sich  entwickelt  hatten;’)  wir  hören  von  reichs- 
eigenen8) und  zinsbelasteten*)  Gebäuden,  von  abgabepflichtigen 
Grundstücken10)  und  Mühlen11),  von  einem  Reichswalde.1-) 

Auch  eines  .Marktzolles  wird  gedacht,13)  an  dessen  Erträgen 
die  Abtei  Burtscheid  einen  vom  Reiche  gewährten  Anteil  be- 
sasz:14)  eine  Reichsmünzstätte  endlich  setzte  bis  in  das  14.  Jahr- 
hundert hinein  die  mit  den  Bildnissen  der  Könige  versehenen 
Geldstücke15)  in  Umlauf,  — der  beste  Beweis  dafür,  dasz  die 


wird  nicht  anznnchmen  sein,  Jülich  habe  die  Ixmibnrden  ans  seinem  Terri- 
torium nach  Aachen  gezogen.  Vielmehr  scheint  daraus,  dasz  Ludwig  IV. 
1314  Novhr.  25  (Note  l)  und  Karl  IV.  (1349  Juli  25.  I.oersch,  I.  e.  öS  No.  7 
§ 1 1.)  die  Bürgerschaft  ermächtigt  en,  die  lombarden  zu  militärischen  Leistungen 
heranzuziehen,  die  Erinnerung  an  deren  ehemalige  Abhängigkeit  vom  Könige 
zu  sprechen. 

4)  efr.  Loersch  hei  Hangen,  Gesell.  Aachens  1,  347  ff. 

5)  efr.  1321  Apr.  27.  — T.oerseh,  Reclitsdenkm.  173  No.  2. 

*)  efr.  Loersch,  /.sehr.  d.  Aachener  Oeach.  Ver.  1, 12t*  f. 

7)  Im  14.  Jahrhundert  war  ihr  Besitz  streitig.  Ludwig  IV.  (18.35  Febr.  26. 
— T.ae.  UB.  3,23s  No.  291.)  und  Karl  IV.  (134s  Jan.  10.  — 1.  c.  3.365 
No.  455.)  verpfändeten  sie  an  Jülich,  — um  jeweils  ein  Jahr  später  sie  der 
Stadt  zuzuerkennen.  (Ludwig  IV.  1336  Mai  14.  — Quiz,  Cod.  Annens.  1,243 
No.  322;  Karl  IV.  1849  Juli  25.  — Loersch,  Rechtsdenkni.  öS  No.  7 § 15.) 
*)  Friedrich  II.  1243  Febr.  — Winkelmann,  Acta  2,39  No.  34. 

")  Heinrich  (VII.)  1235  März  23.  — Lac.  UB.  2,  105  No.  199. 
w)  12HI5  Juni  17.  — 1.  c.  2,  4H5  No.  sli. 
u)  1240  Novhr.  2.  — t^uix,  Bernsberg  77  No.  s. 

’*)  Heinrich  (VII.)  1227  Apr.  5.  — Lac.  UB.  2,77  No.  145. 

**)  cfr.  Braunholtz,  Das  deutsche  Reichszollwesen  28. 

“)  Conrad  III.  1138  Apr.  s.  — Lac.  UB.  1,210  No.  326. 

“)  cfr.  Friedrich  I.  1166  Jan.  9.  — 1.  c.  1,283  No.  412. 
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Zusagen  Heinrichs  VI.1*)  wie  Ottos  IV.'7),  sie  eingehen  zu  lassen, 
unerfüllt  blieben,  ihre  Verpfändungen  aber  durch  den  letzteren’7*) 
und  späterhin  Rudolf  von  Habsburg, ’*)  wenn  jemals  in  Kraft 
getreten,  bald  wieder  rückgängig  gemacht  wurden. 

Die  überaus  geringe  praktische  Bedeutung  der  Obervogtei 
rechtfertigt  eine  nur  kurze  Erwähnung.  Ja,  man  könnte  Be- 
denken tragen,  ob  sie  überhaupt  dem  Kreise  der  Beamt ungen 
einzufügen  sei:  denn  eher  als  erbliche  Gerechtsame  der  Herzoge 
von  Brabant  wird  sie  bezeichnet  werden  dürfen,  diesen,  wie 
ausdrücklich  betont  wird,  seit  unvordenklichen  Zeiten  zustehend, 
wenngleich  erst  Urkunden  aus  dem  13.  und  14.  Jahrhundert 
über  sie  Aufscblnsz  geben."1) 

Nur  in  ganz  allgemein  gehaltenen  Wendungen  werden  ihre 
Befugnisse  bestimmt:  der  Herzog  gewährt  der  Stadt  „auxilium, 
consilium  et  assistentiam“,  die  ihrerseits  sich  verbindlich  macht, 
unbeschadet  ihrer  Reichsunmittelbarkeit  „seinen  Ratschlägen  zu 
folgen,  auf  seine  wohlwollende  Gunst  bedacht  zu  nehmen“,  zu- 
gleich die  Auslagen  zu  ersetzen,  welche  dem  Fürsten  durch  das 
den  Bürgern  gewährte  Geleite  zwischen  Maas  und  Rhein  wie 
innerhalb  seines  Territoriums  erwüchsen.*0) 

Es  bleibt  unbekannt,  wie  Brabant  die  Obervogtei  erwarb: 
vor  allem  das  Interesse  des  unbehelligten  Handelsbetriebes  mag 
Aachen  veranlaszt  haben,  an  dem  Nachbar  einen  Rückhalt  zu 
suchen,  während  mau  auch  nur  den  Schein  einer  Abhängigkeit 
zu  meiden  strebte. 

Die  Untersuchung  nun  der  übrigen  Beamtungen  ist  durch 


“)  Heinrich  VI.  1190  Mürz  25.  — 1.  c.  1,365  No.  524. 

”)  (Otto  IV.)  1202  Septbr.  — M.G.  L.  L.  2,206. 
ibidem. 

’")  Rudolf  v.  Habsburg  1283  Febr.  7.  — (ioerz,  Mittelrli  Regie;.  4 
No.  1033. 

’•)  cfr.  1277  Mai  30.  — l^uix,  (>«1.  Aquens.  1,151  No.  224. 

1277  Mai  SO.  — Winkelmann,  Acta  2,  740  No.  105H. 

1280  Apr.  22.  — Moser,  Reichsstätt.  Magazin  1,93  No.  3.  • 

1280  Apr.  21.  — Quix,  1.  c.  t,  151  No.  225. 

1282  Apr  24.  — 1.  c.  l,  15«  No.  230,  — etc.  etc. 

*)  cfr.  1299  Febr.  22.  — 1.  c.  1,  171  No.  262. 

1300  Jan.  1.  — 1.  c.  1,  172  No.  253, 

1310  Mai  3.  — 1.  c.  1,  179  No.  262. 
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zweierlei  erheblich  erschwert:  nicht  allein  dasz  ihre  Träger  ins- 
gesamt gelegentlich  unter  dem  Titel  „iudices“  zusammengefaszt 
werden:  sie  selbst  sind  zu  einer  Epoche,  ans  der  für  ihre 
Thätigkeit  die  verliältnismäszig  meisten  Belege  erhalten  sind, 
nicht  mehr  der  unmittelbaren  königlichen  Verfügung  unterworfen. 

Zunächst  gilt  dies  von  der  Vogtei,  als  deren  Inhaber  im 
Jahre  1270”)  der  Graf  von  Jülich  begegnet,  ohne  dasz  wir 
über  die  Zeit  und  die  Bedingungen  der  Besitznahme  eine  ein- 
wandfreie Vermutung  aufzustellen  wiiszten.  Loersch,  der  beste 
Kenner  der  Geschichte  Aachens,  hielt  sie  früher”)  für  den 
Jülichern  vom  Reiche  verpfändet:  kürzlich**)  hingegen  glaubte  er. 
die  Anfänge  einer  jülichschen  Vogtei  könnten  bis  zum  Beginn  des 
13.  Jahrhunderts,  ja  noch  weiter  zurück  verfolgt  werden;  es  sei 
wahrscheinlich,  dasz  zwischen  ihr  und  markgenossenschaftliclien 
Einrichtungen  in  der  Atmende  des  alten  Aachener  Pfalzbezirkes 
irgend  ein  Zusammenhang  bestünde. 

Leider  hat  Loersch  keine  seiner  Hypothesen  eingehend  be- 
gründet; immerhin  werden  wir  vor  allem  mit  ihnen  uns  ausein- 
anderzusetzen haben. 

Was  die  letztere  angeht,  so  scheint  sie  in  den  aus 
ihr  zu  gewinnenden  Folgerungen  ihre  Widerlegung  zu  finden. 
Für  sie  spricht  allerdings,  dasz  in  jener  bereits  angeführten 
Urkunde  von  1270  Wilhelm  von  Jülich  als  Vorsitzender 
des  Vogtgerichtes  wie  die  Rechte  der  Stadt,  so  die  eigenen 
Pflichten  im  benachbarten  Walde  Eigha  durch  Weistum  fest- 
zulegen  suchte.  Allein  es  bleibt  dann  unerklärlich,  wie  er  eine 
rein  markgenossenschaftliche  Befugnis  ausdehnend,  nicht  nur  in 
Sachen  bürgerlicher  Selbstverwaltung,*4)  sondern  auch  in  der  aus- 
schlieszlich  städtische  A ngelegenheiten  angehenden  Rechtsprechung 
Einfluss  gewinnen  konnte.**)  Denn  gewisz  wird  aus  Loerschs 

*')  1270  Jan.  13.  — 1.  c.  1,  137  No.  207. 

**)  Locrach,  Recht adonkm.  5. 

**)  Loersch,  Zschr.  dos  Aachener  Gescb.  Ver.  0,224. 

**)  cfr.  1272  Apr.  30.  — Loersch,  Rechtsdenkm.  35  No.  2.  Die  Stadt 
boschlieazt  eine  Bierstcuer  „de  consilio  et  ordinatione  viri  illustris  ac  sapien- 
tissimi  domini  Wilhelm!  comitis  Juliacensis.“ 

äs)  cfr.  Rudolf  v.  Habsburif  1274  Fcbr.  20.  — Lac.  UB.  2,384  No. 
653.  Die  Aachener  klagen,  dasz  . . . „comes  Jnliacensis,  scultetus  aut  advo- 
catus  Aijueusia  aut  alter  <iuicum>iue,  qui  super  huiusmoli  (von  den  Schöffen 


_ __  _ 


110 


Worten  nicht  geschlossen  werden  dürfen,  es  habe  in  Aachen  selbst 
eine  königliche,  im  Pfalzbezirk  hingegen  eine  jülichsche  Vogtei 
bestanden,  mit  welch  letzterer  dann  jene  verbunden  worden  sei. 
Des  weiteren  müszte  man  in  den  Vögten  und  Untervögten,5*) 
welche  in  Aachener  wie  königlichen  Diplomen  bis  zum  Jahre 
1270  auftreten,  nicht  Beamte  des  Reiches,  sondern  solche  der 
Dynasten  erblicken.  Nicht  als  ob  ein  derartiger  Schlusz  bei 
der  123357)  erwähnten  Mitgliedschaft  des  Vogtes  Wilhelm  in  dem 
„Consilium  comitis  Jnliacensis“  von  vomeherein  unmöglich  wäre: 
andrerseits  begegnet  der  nämliche  Beamte  so  häufig  in  der 
Umgebung  des  Königs,5*)  dasz  schon  dieser  Umstand  ihn  als 
unmittelbar  dem  Herrscher  untergeben  hinzustellen  geeignet  ist. 
Entscheidend  aber  ist  ein  Aktenstück  Heinrichs  (VII.)  vom  Jahre 
1222;*»)  jn  ilim  befiehlt  er  dem  Vogte  „sub  ea  fidelitate,  qua  nobis 
tenemini“.  den  Grafen  von  Jülich  kraft  königlicher  Bevollmäch- 
tigung zu  veranlassen,  dasz  er  den  bislang  geübten  Belästigun- 
gen des  Marienstiftes  Einhalt  gebiete.  Hätte  ein  derartiger 
Erlasz  ergehen  können,  wenn  schon  damals  der  Vogt  von  Jülich 
eingesetzt  worden  wäre? 

Desgleichen  wird  auch  die  frühere  Annahme  Loerschs, 
Jülich  habe  die  Vogtei  durch  einen  Pfand  vertrag  mit  dem  Reiche 
erworben,  nicht  die  einzig  mögliche  sein.  Nicht  allein,  dasz  ein 
solcher  nicht  erhalten  ist:  jedenfalls  ist  es  bezeichnend,  dasz  die  Be- 
stätigungen der  Pfandgerechtsamen  Jülichs  innerhalb  der  Krönungs- 
stadt nur  des  Schultheiszenamtes,  niemals  der  Vogtei  gedenken.3") 

Man  wird  nicht  sagen  dürfen,*1)  die  Vogtei  sei  hier  in  der 


gegen  die  Feinde  der  Stadt  erkannten)  proscriptlone  facienda  seu  pronunei- 
amla  banmim  et  auctoritatem  ab  impcrio  gen  regno  Romano  forte  iiabcnt  aut 
consueverunt  habere,  se  gratia,  impedimento,  odio  vel  timore  vel  ijuoquo  alio 
modo  se  subtrahunt.“ 

**)  cfr.  Loerach,  Regesten  der  Aachener  Vogte,  Untervögte,  Meier, 
Schultheiszen  und  Richter  bis  1501  in  den  RechUdenkm.  251  ff.;  fortan 
als  „Verzeichnis“  citiert. 

”)  1233  Febr.  14.  — Lac.  UB.  2,101  No.  1'j:i. 

5“)  cfr.  Loersch,  1.  c.  27(1  ff. 

**)  Heinrich  (Vit.)  1222  Apr.  22.  — C) u i x,  1.  c.  1,97  No.  133. 

*’)  Ltidwig  IV.  1330  Ang.  10,  — B.  Reg.  Ludw.  No.  3030 

Karl  IV.  1348  Jan.  19.  — Lac.  UB.  3,304  No.  454. 

Zur  Kritik  beider  Urkk.  cfr.  pag.  14  Note  54  f. 

”)  Dresemanu,  Z.  Gesell.  Aachens  54  Note  7. 
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Bezeichnung  sclmlteria  mit  enthalten,  da  beide  Ämter  ander- 
wärts genau  von  einander  geschieden  sind.”'-)  Oder  sollte  sie  bei 
der  Aufzählung  der  jülichschen  Reichspfandschaften  vergessen 
worden  sein,  wenn  die  Ergänzungsurkunde  Ludwig  des  Bayern“) 
etwaige  Auslassungen  für  unschädlich  erklärte?  Musz  überhaupt 
eine  solche  angenommen  werden,  während  doch  zugleich  die 
Eventualität  eines  Fehlers  in  der  Berechnung  der  Reichsschuld 
zugestanden  wird?  Gewisz,  die  Urkunde  Karls  IY.  vom  Jahre 
1 34!) 54)  ermächtigte  den  Herzog  von  Brabant,  „maioriam  et  ad- 
vocaciam  regalis  sedis  Aqnensis  ...  ab  bis,  quibus  obligata  dino- 
scitur,“  an  sich  zu  lösen.  Gleichwohl  wird  die  Annahme  gestattet 
sein,  Jülich  habe  auf  eine  nicht  mehr  erkennbare  Art  von  der 
Yogtei  Besitz  genommen,  mit  ihr  späterhin  das  Schultheiszen- 
amt verbunden,  sodasz  fortan  seine  Gewalt  als  ein  einheitliches, 
ihm  verschriebenes  Recht  betrachtet  und  behandelt35)  wurde,  ob- 
wohl sie  ans  zwei  schlechthin  verschiedenen  Elementen  sich  zu- 
sammensetzte. 

Halten  wir  deshalb  daran  fest,  dasz  bis  um  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  die  Vogtei  als  königliches  Amt  sich  erweist. 
Vom  Herrscher  allein  ist  der  Vogt  abhängig,  von  ihm  empfängt 
er  die  Bestellung,  mögen  immerhin  nur  Mitglieder  des  nämlichen 
Reichsministerialien- Geschlechtes  zu  solcher  Wurde  berufen 
worden  sein.8*)  Seine  Thätigkeit.,  in  deren  Ausübung  ihn  hin 
und  wieder  ein  Untervogt  vertritt,  läszt  sich  nur  andeuten,  nicht 
im  Einzelnen  schildern:  als  der  erste  königliche  Beamte  war  er 
wohl  mit  der  obersten  Aufsicht  über  die  Pfalzgutverwaltnng  be- 
traut, eine  Obliegenheit,  die  ihm  gleichzeitig  die  Reichsdienst- 
mannen  untergeordnet  haben  wird.  Er  ist  Richter,  während  ihm 
endlich  auch  die  Sorge  für  die  Reichskirchen  Aachens  übertra- 
gen sein  mochte.37) 


•1S)  cfr.  Heinrich  von  Luxemburg  i:i0s  JSeptbr.  20.  — Lac.  UB.  3,50  No. 
tis.  — Auf  Beeck,  Aquisgr.  127— 130  darf  man  sich  nicht  stützen,  da  dieser 
die  Bezeichnungen  seultetatus,  ntaioria,  villicacio,  advocacia  nicht  auseinander 
hält,  während  nur  das  Schultheiszenamt  gemeint  sein  kann. 

;1J)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  — Dreaemann,  1.  c.  51». 

11 ) Karl  IV,  1349  Juli  25.  — Moser,  Keichsstiitt.  Magazin  1,502. 

“)  cfr.  I3su.  — ()uix,  Hist,  topogr.  Beschreibung  v.  Aachen  155. 

M)  cfr.  Loersch,  1.  c.  274  ff. 

”)  cfr.  Heinrich  (VII.)  1222  Apr.  22.  — Note  29. 
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Auch  die  Schultlieiszerei  war  ein  königliches  Amt,  wie  die 
Vogtei  bis  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  in  einer  Familie 
erblich.’"')  Auch  ihr  Träger  ist  mit  richterlichen  Funktionen 
ausgestattet;  wir  werden  annehmen  dürfen,  dasz  ihm  vor  allem 
die  Erhebung  der  königlichen  Einkünfte  Vorbehalten  war.”®) 

Fast  keine  Zeugnisse  endlich  liegen  für  die  Wirksamkeit 
des  Meiers  vor:  er  begegnet  wohl  als  iudex,  vielleicht  aber 
scheint  die  üblichere  Bezeichnung  als  des  villicus  auf  eine  Ver- 
bindung mit  den  Pfalzdörfern  um  Aachen,  den  villae  extra  muros 
Aquenscs,  hinzu  weisen. 

§ 2.  Geschichte  des  Aachener  Schultheiszenamtes 
von  ca.  1280 — 1315. 

In  der  Stellung  der  Aachener  Reichsbeamten  brachte  die 
zweite  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  mannichfache  Wandlungen 
hervor,  ohne  dasz  es  gelänge,  die  Einzelheiten  derselben  aufzudecken. 

Während  die  jülichseben  Dynasten  von  der  Vogtei  Besitz 
nahmen,  errang  der  Sehultheisz  die  Ernennung  des  Meiers, 
dessen  Einsetzung  ohne  Zweifel  vordem  dem  Könige  zugestanden 
hatte.  Vornehmlich  aus  der  Bezeichnung  der  Schultlieiszerei 
wird  dieser  Umschwung  erkennbar:  scultetatus,  sculteria,  villi- 
cacio,  maioria  werden  gleichbedeutende  Namen  einer  und  der 
nämlichen  Amtsgewalt.  Wir  werden  nicht  fehlgehen,  setzen  wir 
die  letzterwähnte  Veränderung  mit  der  Preisgabe  des  Schult- 
heiszenamtes von  seiten  der  Könige  in  Verbindung.  Sein  Inhaber, 
als  Gläubiger  des  Reiches  dem  Herrscher  gegenüber  in  einer 
ganz  anderen  Lage  denn  als  dessen  Diener,  bedurfte  eines  Ver- 
treters nicht  allein  in  der  Ausübung  seiner  Funktionen,  sondern 
auch  in  der  Geltendmachung  seines  Rechtes:  in  dem  Meier  bot 
sich  ihm  ein  solcher  dar. 

Walram,  Herr  von  Montjoye-Falkenburg,  tritt  uns  im  Jahre 
12*5  40)  als  Besitzer  des  Schultheiszenamtes  entgegen;  er  ver- 
spricht dem  Herzog  von  Brabant,  dem  Obervogte  Aachens,  die 
Aufrechterhaltung  seiner  Gerechtsamen,  „quamdiu  in  officio  fueri- 
mus  scultetatus  civitatis  Aquensis“.  Hatte  der  Dynast  ihn  be- 


**)  cfr.  Loersch,  1.  c.  27!)  ff. 

**)  cfr.  1240  Novbr.  2.  — Not«  11. 

*°)  12S5  März  2.  — Lünig,  Cod.  Germ.  dipl.  2,  113». 
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stellt,  nachdem  jene  Beamtung  vom  Reiclie  an  Brabant  über- 
lassen worden  war?  Um  die  hier  sich  erhebende  Frage  zu  be- 
jahen, könnte  man  des  weiteren  auf  eine  Urkunde  Adolfs  von 
Nassau  aus  dem  Jahre  1*297  sich  berufen,  durch  welche  Jülich 
die  Erlaubnis  erhielt,  nach  Tilgung  der  brabantischen  Ansprüche 
das  officium  villicacionis  an  sich  zu  ziehen.41) 

Trotzdem  glauben  wir  es  nur  aus  einem  Irrtum  der  könig- 
lichen Kanzlei  erklären  zu  sollen,  dasz  der  Herzog  als  Inhalier 
der  Keichspfandschaft  erscheint.  Wäre  er  es  thatsächlich  ge- 
wesen, wie  hätte  dann  Walram  von  Falkenburg  im  Jahre  129543) 
„ex  parte  imperii  provisor  et  scultetus  civitatis  Aquensis“  ge- 
nannt werden  dürfen?  Und  gesetzt,  dies  letzte  Zeugnis  liesitze  nicht 
die  Bedeutung,  die  wir  ihm  beilegen,  Brabant  also  wäre  noch 
im  Jahre  1295  Herr  des  Schultheiszen,  d.  h.  eben  Walrams  von 
Falkenburg,  gewesen,  wie  hätte  dann  Walram  für  sich  und  seine 
Familie,  die  späterhin  als  selbständige  Inhaberin  des  Amtes  er- 
scheint, es  von  Brabant  an  sich  bringen  können,  während  doch 
Adolf  von  Nassau  den  Jülichern  die  Anslöse  gestattete?  Oder 
endlich,  scultetatus  und  villicacio  seien  noch  nicht  zu  einer 
Einheit  verschmolzen,  letztere  allein  Reichspfand  des  Brabanters 
gewesen,  wie  konnte  dann  im  Jahre  1*2954*)  ein  villicus  eiusdem 
domini,  nämlich  Walrams  von  Falkenburg,  begegnen?  Kura, 
jenes  Versprechen  wird  allein  so  sich  deuten  lassen,  dasz  der 


4I)  Adolf  v.  Nassau  1207  Juni  13.  — I.ac.  UB.  2,  571  No.  973.  Ohne 
Zweifel  ist  hiemit  identisch  das  Hegest  bei  Beeck.  Aquisgr.  127  gleichen 
Inhalts  v.  1292  Juni  13.  Der  Ort  der  Ausfertigung,  Kiiln,  wie  Monats-  und 
Tagesdatum  sind  einander  gleich.  Die  Worte  bei  Beeck:  dominicac  incarna- 
tionia  sind  Zusatz  wie  pag.  12*  restauratne  salutis.  Das  Jnbresdatum  bei 
Beeck:  1292  erklärt  sich  entweder  aus  unrichtiger  Lesung  oder  willkürlicher 
Änderung  der  Vorlage;  sein  Regest  bringt  er  in  Verbindung  mit  der  Urkunde 
Adolfs  v.  Nassau  1292Septbr.  12.  — Lac.  UB.  2.  54*  No.  924,  betr.  Verpfän- 
dung des  Aachener  Sebultbeiszenamtes  an  Jülich,  während  er  eiue  Urkunde  v. 
1297  Juni  13  nicht  erwähnt.  Im  Allgemeinen  stimmt  der  Wortlaut  des  Re- 
gestes  mit  dem  des  Druckes  iiberein : begegnet  dort  officium  scultetatus,  so  ist 
dies  eine  Änderung  Beecks,  der  die  nämliche  lleamtnng  pag.  127  praefeetnr», 
pag.  128  munus  scultetatus  ac  villicacionis  nennt.  Im  Aachener  Stadtar- 
chiv ist,  wie  mir  mitgeteilt  wurde,  eine  Urkunde  von  1292  Juni  13  nicht 
vorhanden. 

41)  1295  Jan.  8.  — (juix,  Bernsberg  97  No.  17. 

43)  ibidem. 
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Fürst,  der  es  empfing,  sicli  bestrebte,  seine  obervogteiliche 
Gewalt  über  Aachen  auch  dem  vom  Könige  begünstigten  Falkeu- 
burger  gegenüber  aufrecht  zu  erhalten. 

Walram  von  Falkenburg  hatte  kraft  eines  mit  dem  Reiche 
abgeschlossenen  Pfandvertrages  für  sich  und  seine  Erben  das 
Schultheiszenamt  erworben;  in  Rudolf  von  Habsburg  wird  ohne 
Zweifel  der  Begründer  dieses  Besitzes  zu  erblicken  sein.  Wohl 
hören  wir  von  Erhöhungen  ihrer  Forderung,44)  aber  deren  ur- 
sprünglicher Betrag  bleibt  unbekannt.  Sie  waren  fortan  die 
„provisores  et  sculteti  civitatis  Aquensis“,45)  als  solche  wohl  selbst 
im  Gerichte  thätig  und  zur  Vollstreckung  seiner  Urteile  ver- 
pflichtet,49) zumeist  freilich  vertreten,  sei  es  durch  einen  auszer- 
ordentlichen  Mandatar,47)  sei  es  durch  den  villicus,48)  dessen 
Ernennung  sie  trotz  des  Widerstrebens  der  Bürgerschalt  zu  be- 
haupten wuszten.48)  Wir  müssen  endlich  vermuten,  dasz  auch 
bestimmte  Einnahmen  ihnen  zuflossen,  wenngleich  hiefür  aus- 
drückliche Zeugnisse  nicht  vorliegen.  Ohne  jene  Bezüge  ja  wäre 
die  Inhaberschaft  des  Schultheiszenamtes  weniger  wertvoll 
gewesen,  ohne  sie  hätten  seine  Besitzer  allein  auf  auszer- 
ordentliche  Einkünfte  sich  angewiesen  sehen  müssen,  wie  z.  B. 
auf  die  Entschädigungen,  welche  die  Stadt  ihnen  für  den  Fall 
znsiclierte,  dasz  sie  bei  Vollstreckung  eines  Schöffenspruches 
Verluste  erleiden  würden.®*)  Gestatten  wir  jedoch  der  Hypothese 
keinen  allzuweiten  Spielraum:  sicherlich  hatten  die  Falkenburger 


**)  Albrecht  1305  Juli  13.  und  1300  Juli  26.  — Beeck,  1.  c.  128. 

*5)  cfr.  1295  Jan.  8.  — Note  42. 

1310  Novbr.  14.  — Qu  ix,  (’od.  Aquens.  1,  iss  No.  277. 

1310  Novbr.  14.  — Note  45. 

*’)  1280  Juni  17.  — Lac.  UB.  2,486  No.  817. 

**)  cfr.  Locrscli,  Verzeichnis  No.  87—90,  92,  93,  95,  96. 

4“)  cfr.  1310  Septbr.  28.  — Qnix,  1.  c.  1,  194  No.  285.  „Super  discordia 
mota  inter  nobile«  viros  Gerhardum  comitem  Juliacensem  etReinaldum  dominum 
de  Valkeuburg  ex  una  parte  et  cives  Aquenses  ex  altera  super  eo,  quod  dicti 
civea  eosdem  nobiles  in  iuribus  suis,  videlicet  offleiorum  adrocacie  et  villi- 
cacionis  Aquenaium,  que  in  ipsa  civitate  Aqnensi  hacleous  lmbueruut, 
impedire  . . . dicebantur“,  wird  entschieden,  „quod  comcs  ct  dominus  de  Valkcn- 
burg  predicti  advocatum  et  villicum,  quilibet  eorum  prout  sibi  incumbit, 
extunc  pro  tempore  ponere  quemeumque  voluerint  poterunt  in  civitate  Aquensi, 
sicut  ante  hanc  discordiam  motam  faccre  consueverunt.“ 

M)  1310  Nov.  14.  — Note  45. 
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noch  nicht  alle  die  Gefalle  an  sich  zu  ziehen  gewuszt,  die  früher 
von  den  Beamten  des  Königs  dessen  Kammer  zugeführt  worden 
waren.'1) 

Mannigfache  Umstände  bedingten  die  Sicherheit  des  Falken- 
burgischen  Besitzes:  zunächst  ein  gutes  Einvernehmen  mit  den 
Grafen  von  Jülich,  die,  wie  wir  wissen,  seit  ungefähr  dem  Jahre 
1270  durch  Vögte  ihre  Gerechtsamen  zur  Geltung  bringen  lieszen. 
In  der  That  bestand  zeitweilig  ein  solches:  vornehmlich  aus  den- 
jenigen Erkunden  wird  es  erkennbar,  in  welchen  wir  neben  dem 
villicns  den  advocatus  wirksam  sehen,54)  in  denen  letzterer  auch 
jenes  Funktionen  übernimmt.5*)  Gemeinsam  ferner  versprachen 
im  Jahre  13U154)  Gerhard  von  Jülich  und  der  Falkenburger 
der  Einwohnerschaft  Aachens  jeglichen  Schutz  gegen  ihre  Wider- 
sacher; gemeinsam  verteidigten  sie  ihre  Rechte,  als  deren  Gesetz- 
mäszigkeit  im  Jahre  1310 aa)  von  den  Bürgern  angezweifelt,  ja 
aufs  heiligste  bekämpft  wurde.  • 

Freilich  war  die  Eintracht  zwischen  beiden  Geschlechtern 
keine  dauernde:  ganz  natürlich  muszten  die  Bestrebungen  Jülichs, 
unter  Konnivenz  des  Reiches  zur  Vogtei  auch  die  Schultheiszerei 
hinzuzufügen,  Miszhelligkeiten  erregen,  mochten  auch  vorab  die 
Falkenburger  ihre  Stellung  zu  behaupten  verstehen.5*) 

So  brachte  erst  der  Thronstreit  des  Jahres  1314  die  Ent- 
scheidung. Während  Reynald  von  Falkenburg  von  dem  Unter- 
händler Friedrichs  des  Schönen  erhebliche  Zusagen  erwirkte.  — 
sollte  doch  nach  Erhöhung  seiner  Forderung  auf  10000  Mark 
innerhalb  der  nächsten  zwanzig  Jahre  die  Reichspfändschaft 

**)  Die  Urkunde  von  1286  Jnni  17  (Note  47)  erwähnt  „iurnalia,  de 
qnorum  quinque  30  denarii  »olvuntur  imperio  annuatim  “ 

1J)  efr.  Loersch,  Verzeichnis  Xo.  86,  80 — 03,  08. 

”)  cfr.  1.  c.  No.  97. 

M)  1301  Aug.  1.  — Quiz,  1.  c.  1,  175  No.  256. 

“)  1310  Septbr.  28.  — Note  40. 

*•)  cfr.  Adolf  von  Nassau  1292  Apr  27.  — Quell,  d.  St.  Köln  3.  326 
No.  367.  Verspricht  dem  Erzbischof  von  Köln  „officium  scnlteti  Aqnenais 
cum  suis  iuribtis  illi  committemn»,  cui  voluerit  archiepiscopus  et  quamdiu 
placuerit  archiepiscopo  antedicto ." 

idem  1202  Septbr.  12.  — Lac.  VB.  2,548  No.  924. 
idem  1297  Juni  13.  — 1.  c.  2,574  No  973. 

Albrecht  1302  Oktbr.  20,  — Beeck,  1.  c.  128,  — Über  den  Versuch 
Kölns  cfr.  Ueinrich  von  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  — Lac.  UB.  3,  50  No.  68. 
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nicht  ausgelöst  werden  dürfen,  er  selbst  wie  seine  Erben  be- 
rechtigt sein,  an  stelle  des  Königs  die  Aachener  Prubstei  zu 
verleihen1'7)  — wurde  Gerhard  von  Jülich  durch  den  Kurfürsten 
von  Trier  der  Partei  des  Wittelsbachers  gewonnen.  Geniäsz 
einer  vor  der  Königswahl  bereits  getroffenen  Verabredung4*) 
ward  ihm  durch  Ludwig  den  Bayern  die  Ermächtigung  zu  teil,4*) 
die  Gerechtsame  des  Gegners  an  sich  zu  ziehen,  gleichzeitig  den 
Bürgern  der  Krönungsstadt  geboten,  ihn  in  der  Durchführung 
dieses  Unternehmens  nach  Kräften  zu  (ordern.  Wir  ver- 
mögen nicht  mehr  zu  bestimmen,  welche  Summen  Gerhard  zur 
Tilgung  des  Falkenburgischen  Anspruches  verwandte:  jedenfalls 
war  es  ihm  gelungen,  seinem  Gesehlechte  den  Besitz  des  Schult- 
heiszenamtes zu  erringen,  als  am  19.  März  1315  der  König  den 
Pfandschilling  um  3000  Mark  erhöhte.40) 


§ 3.  Die  Stellung  Jülichs  in  Aachen. 

Die  Vereinigung  der  Vogtei  und  des  Schultheiszenamtes  zu 
Händen  der  jülichsehen  Dynasten  macht  es  fast  unmöglich  zu 
entscheiden,  welche  der  Gewalten  in  jedem  besonderen  Falle  die 
Thätigkeit  der  fürstlichen  Diener  innerhalb  Aachens  bedingte. 
Überdies  gestatteten  die  dürftigen  Zeugnisse  über  die  uns  allein 
angehenden  Verhältnisse  der  Krönungsstadt  nur  Andeutungen, 
keine  Ausführungen  zumal  wir  Bedenken  trugen,  von  den  Zu- 
ständen späterer  Zeiten  auf  die  uns  beschäftigende  Epoche  Rück- 
schlüsse zu  machen. 

Die  Verdrängung  der  Falkenburger  schuf  zunächst  neue 
Wandlungen  in  der  Stellung  der  früher  nebeneinander  wirkenden 
Beamtungen.  Die  Gesamtheit  der  Gerechtsamen  jenes  Ge- 
schlechtes wurde  fortan  durch  den  villic.us  et  advocatus,  den 
Vogtmeier,  vertreten,  dem  es  allem  Anscheine  nach  unbenommen 


Leopold  v.  Österreich  1314  Mai  it.  — 1.  c.  3,95  No.  129.  — cfr. 
1314  Juli  3.  - 1.  c.  3,  101  No.  1 3f> ; 1314  Scptbr.  24.  — I.  c.  3,  102  No.  137. 

M)  Ludwig  v.  Bayern  1314  Scptbr.  20.  — Wiukelmann,  Acta  2,  773 
No.  1118. 

“)  Ludwig  IV.  1314  Beehr.  2.  — Lac.  VI!.  3,  105  No.  140. 

Ludwig  IV.  1315  März  19.  — Beeck,  1.  c.  130.  — cfr.  pag.  25 

Note  90. 
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war,  mit  der  Ausübung  der  einzelnen  Funktionen,  vornehmlich 
der  richterlichen,  seine  Untergebenen  zu  betrauen.*1) 

Nicht  als  ob  hiedurch  Aachen  unter  die  Gerichtshoheit  des 
Jülichers  gebeugt  worden  sei.  Dem  Schöffenkollegium  der  Ge- 
meinde blieb  der  Charakter  der  höchsten  Instanz  in  Sachen  der 
Rechtsprechung  gewahrt;  noch  war  es  befugt,  die  Grenzen 
seiner  eigenen  Wirksamkeit  wie  der  Gewalt  des  Fürsten  abzu- 
stecken."2) Allerdings  führte  ein  jülichscher  Beamter  bei  seinen 
Verhandlungen  den  Vorsitz;  ihm  allein  mochte  zugleich  die  Voll- 
streckung des  gefundenen,  für  ihn  maszgebendeu  Urteils,  die 
Eintreibung  der  Gerichtsbuszen,  soweit  diese  seinem  Herren  zu- 
kamen, übertragen  sein. 

Waren  aber  die  letzteren  die  einzigen  Einnahmen  Jülichs? 
Erinnern  wir  zunächst  an  die  Thätigkeit  des  Schultheiszen,  wie 
wir  sie  für  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  etwa  schildern  zu 
sollen  glaubten,  fernerhin  daran,  dasz  mit  seinem  Amte  sicherlich 
bestimmte  Bezüge  verbunden  waren.  Jedenfalls  hatte  der  Kampf 
um  den  Besitz  desselben  dem  Reiche  weitere  Einbuszen  an  Ein- 
künften gebracht:  dasz  solche  noch  im  14.  Jahrhundert  dem  Könige 
zustanden,  weisz  keine  Urkunde  zu  melden.  Manche  derselben 
mögen  Eigentum  der  Stadt  oder  einzelner  Bürger  geworden  sein : 
wer  aber  war  eher  in  der  Lage,  sie  an  sich  zu  ziehen  als  der 
Inhaber  der  Schultheiszerei?*3) 


"')  Unsere  Annahme  stützt  sieh  auf  Uoerscb,  Verzeichnis  No.  100 — 
107.  — Karsilius  v.  Palant,  der  Pfandbesitzer  der  Aachener  Vogtei  und 
Jleierei  spricht  1300  Mai  1».  — Loersch,  Rechtsdenkm.  179  No.  3.  von 
„allen  onsen  amptluden,  die  van  onseu  neigen  nu  sint  of  nainoils  werden 
soilen“,  sodann  von  „inyn  vaeit  of  myn  meyer  zerzijt“. 

**)  In  der  Urkunde  des  Karsilius  v.  Palant  (Note  61)  heiszt  es:  „id  en 
were  dan  dat  eynche  Sachen  gevulen,  die  mir  ind  meynen  vrunden  duchten, 
die  nyet  zo  schcffenordcl  noch  zo  des  koeren  recht  en  geburden,  da  ynue 
myme  heren  (Jülich)  syne  hirlicheit  yrgent  an  verkurt  wurde,  so  sal  ich, 
myn  vaeit  of  myn  meyer  zerzijt,  darumb  in  gericht  die  schelten  inanen  of 
dein  manen,  ind  so  war  ind  wae  bien  sy  die  Sachen  na  rechte  of  alten  her- 
koinen  der  steede  vurs.  wyseut,  dat  ich  . . . dat  ain  wedersprechen  haldcn 
ind  doin  solen  ind  vcstlich  darby  blyven,  wie  decke  dos  noit  gehurt  of  vollen 
moechtc,  an  alle  argelist*. 

•*)  Die  Dörfer  um  Aachen  sind  Gegenstand  des  Ringens  zwischen  der 
Stadt  und  Jülich,  cfr.  Note  7. 
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Wie  bezeichnend  doch,  dasz  im  Jahre  1326*01 * * 4)  Gerhard  von 
JDlich,  als  er  zur  Anfrechterhaltung  eines  mit  der  Gemeinde  ver- 
einbarten Vertrages  sich  verpflichtete,  „omnes  nostros  redditus, 
omnem  nostram  iurisdictionem  et  omnia  nostra  iura,  quos,  quam 
vel  qne  in  civitate  Aqnensi  obtinere  dinoscimur“,  zu  Pfand  be- 
stellte, „promittentes  bona  flde,  quod  nos  debemus  vel  is  ex  nostris 
filiis,  qui  post  nos  scultetus  Aquensis  fuerit,  fideiussores 
notros  . . . a predicta  lideiu«sione  ac  eius  interesse  indempnes 
et  liberos  conservare“.  Er  spricht  in  dem  nämlichen  Akten- 
stücke von  „nostri  Lombardi  mercatores  Aquis  commorantes“, 
eine  Benennung,  die  auf  eine  Abhängigkeit  der  italienischen 
Geldwechsler  von  seinem  Willen,  auf  eine  Besteuerung  durch 
ihn  hinzuweisen  scheint,  zumal  dann  die  zahlreichen  Anleihen 
der  Jülicher  bei  ihnen  noch  begreiflicher  würden.“) 

Beachten  wir  endlich,  dasz  noch  im  Jahre  13so®°)  Wilhelm  II. 
von  Jülich  bei  der  Veräuszerung  der  Vogtei  und  Meierei  auszer 
seinen  Lombarden  auch  seine  Münze  sich  Vorbehalten  wissen 
wollte.  Soll  hierunter  nicht  der  Schlagschatz  aus  der  Aachener 
Keichsmünzstätte  verstanden  werden  können,  wenn  anders  die 
Verabredung  des  Jahres  1357®’)  nicht  mehr  in  Kraft  war,  die 
dem  Dynasten  einen  Anteil  an  dem  Ertrage  einer  in  der  Krönungs- 
stadt zu  prägenden  Konventionsmünze  zusicherte? 

Zu  allem  kam  im  Jahre  1 330“)  die  Lehnsherrlichkeit  über 
die  im  Amtsbezirke  des  Schultheiszenamtes  ansässigen  Reichs- 
vasallen wie  die  Befugnis,  über  diejenigen  geistlichen  Würden 
zu  bestimmen,  die  bislang  dem  königlichen  Provisions-  beziehungs- 
weise Präsentationsrechte  unterworfen  gewesen  wareu ; vor  allem 
die  Bestellung  des  Propstes  an  der  Aachener  Marienkirche 
sollte  fortan  dem  Jülicher  überlassen  sein.  Leider  steht  uns  nur 
für  die  Ausübung  der  letzteren  Gerechtsame  ein  urkundliches 


01)  1328  Ang.  15.  — Quix,  1.  c.  1,205  No.  2‘J‘J. 

“)  cfr.  1315  Septbr.  7.  — 1.  c.  1,  181  No.  265. 

1328  Novbr.  14.  — 1.  c.  1,224  No.  324. 

1328  Novbr.  26.  — 1.  c.  1,227  No.  326. 

1343  Novbr.  18.  — 1.  c.  1,  233  No.  337. 

°“)  1380.  — Quix,  Hist,  tnpogr.  Beschreibung  von  Aachen  155. 

*0  1357  Ang.  15.  — Lac.  L'B.  3,480  No.  574. 

,’)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  — 11.  Kug.  Ludw.  No.  3034—36. 


Digitized  by  Google 


128 


Zeugnis  zu  Gebote:  im  Jahre  1346**)  verzeichnen  die  Aachener 
Stadtrechnungen  eine  dem  Markgrafen  Wilhelm  überwiesene 
Spende  an  Wein,  „(|uum  induxit  novum  prepositum“,  wie  eine 
solche  an  zwei  Gesandte  des  Kaisers,  welche  wohl  die  Gesetzmäszig- 
keit  dieser  Einführung  bestätigen  sollten.™)  Ganz  natürlich,  dasz 
hiedurch  zugleich  das  Recht  der  primae  preces  bei  Verleihung 
der  Stiftsherrenstellen  und  Präbenden  jener  Kirche,  auf  dessen 
Anerkennung  Albrecht  noch  in  den  Jahren  1302— 1306 7I)  be- 
standen, an  Wilhelm  wie  seine  Erben  Überträge!)  wurde. 

**)  Laurent,  I.  c.  191. 

5")  cfr.  Dresem an n,  1.  c.  67  Note  2. 

'■)  Albrecht  t 802  Oetbr.  22.  — (luden,  (’od.  dipl.  8, 9H4  No.  f>i,  — 
etc  etc 


Digitized  by  Google 


129 


B.  Düren. 

§ 1.  Die  Beziehungen  (1er  Jülicher  Dynasten 
zu  Düren. 

Düren,  als  königliche  Pfalz  unter  Pippin  und  Karl  dem 
Groszen  der  Schauplatz  mehrerer  Reiehsversanmilungen,1)  wird 
in  den  Urkunden  der  deutschen  Herrscher  der  Folgezeit  überaus 
selten  erwähnt.®)  Wohl  ward  es  mit  allem  Zubehör  im  Jahre 
1 0 5 7 3)  der  bischöflichen  Kirche  zu  Verdun  schenkweise  über- 
lassen, aber,  soweit  wir  sehen,  ist  kein  Zeugnis  erhalten,  das 
über  die  Folgen  dieser  Übertragung,  vor  allem  über  ihre  Dauer 
Aufschlusz  gäbe.  Ohne  Zweifel  war  sie  vor  Beginn  des  13.  Jahr- 
hunderts wieder  rückgängig  gemacht  worden:  Düren  war  Reichs- 
stadt, als  im  Jahre  12264)  Heinrich  (VII.)  seinen  Bürgern  das 
Privileg  gänzlicher  Zollfreiheit  erteilte,  als  im  Jahre  1241'') 
Conrad  IV.  es  an  Wilhelm  von  Jülich  und  dessen  Erben  ver- 
pfändete. 

Seine  Geschicke  waren  hiemit  entschieden:  es  blieb  im 
Besitze  der  jülichschen  Dynasten,  ohne  dasz  jemals  das  Reich 
seine  Auslöse  auch  nur  beabsichtigt  hätte.  Allerdings  muszte 
das  Gemeinwesen  1278<1)  dem  Schutze  des  kriegerischen  Siegfried 
von  Köln  sich  unterwerfen:  jedoch  dem  Erzstift  erwuchs  hier- 
aus kein  dauernder  Gewinn:  der  Friedensschlusz  bereits  des 


’)  7G1.  — B.-M.  Reg.  Karol.  No.  90i. 

775.  — 1.  c.  No.  18ßa. 

779.  — 1.  c.  No.  216a. 

*)  cfr:  Arnulf  888  Juni  13.  — Tao.  UB.  1.39  No.  75. 

Heinrich  I.  930  Juli  7.  — 1.  c.  1,49  No.  «9. 

Otto  I.  941  Novbr.  25.  — 1.  c.  1,53  No.  95. 
idem  966  Jan.  17.  — 1.  c.  1,63  No.  107. 

Wir  haben  nicht  einzngehen  auf  die  Knsählungen  der  Materialien  z. 
(losch.  Dürens  pag.  54  von  der  Krhebimg  Dürens  zu  einer  freien  Reichsstadt 
durch  Karl  d.  (ir.  u.  s.  w. 

*)  Heinrich  IV.  1057  Apr.  26.  — Mitteil,  des  österr.  Instituts  7,459 
No.  17. 

4)  Heinrich  (VII.)  1226  Mürz  — Lac.  UB.  3,107  Note  1. 

■')  Conrad  IV.  1241  Octbr.  — Huillard  6,824. 

°)  1278  Apr.  4.  — Lac.  UB.  2,415  No.  710. 

Werminghoff,  Die  Verpfändungen  d.  mittel-  u. niederrh.  Rpiclmtädte.  9 
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folgenden  Jahres7)  machte  dem  Erzbischof  die  Preisgabe  aller 
seiner  Eroberungen  zur  Pflicht.  Und  wie  Siegfried  sah  auch 
sein  zweiter  Nachfolger  Heinrich  II.  (1304—1322)  die  wieder- 
holten Anstalten  zum  Erwerbe  Dörens  für  das  Territorium  der 
kölnischen  Kirche  scheitern.*) 

Wie  aber  gestalteten  sich  die  Beziehungen  des  Pfandinhabers 
zum  Pfände? 

Wenn  Ludwig  der  Bayer  noch  im  Jahre  1338“)  einen 
Unterschied  machte  zwischen  dem  eigentlichen  Gebiete  der 
Markgrafschaft  Jülich  und  den  durch  Verschreibung  erworbenen 
Städten,  so  war  eine  derartige  Trennung  von  dem  Standpunkte, 
des  Kaisers  aus  berechtigt:  für  den  Dynasten  hingegen  kam 
sie  nicht  mehr  in  Betracht.  Düren  war  ihm  „unsere  Stadt“, 
während  diese  hinwiederum  in  ihm  „unsere  Herrschaft“1®)  er- 
blickte, deren  Kämpfe  und  Fehden  wohl  auch  ihre  Bewohner 
mannigfache  Nachteile  erfahren  lieszen.11) 

Ja,  man  wird  sagen  dürfen,  dasz  kaum  eine  andere  Reichs- 
stadt so  fest  an  den  Pfandinhaber  gekettet  wurde,  so  sehr  mit 
dessen  Territorium  zu  einer  Einheit  verschmolz,  in  welcher  die 
ursprünglichen  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Teile  verschwanden, 
wie  gerade  Düren.  Erwarb  es  doch  in  einer  Reihe  mit  altjülichschen 
Städten,  wie  z.  B.  Jülich,  Zülpich  und  Münstereifel,  die  Landstand- 
schaft, die  auch  seine  Zustimmung  wünschenswert,  wenn  nicht  gar 
erforderlich  machte:1*)  bei  Bündnissen  und  Verträgen,1*)  bei  Lanil- 
veräuszerungen14)  und  dem  Verkauf  einer  Rente1')  wie  endlich 

»)  127«  Octljr.  14.  — 1.  c.  2,429  No.  7:10. 

*)  cfr.  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  — 1.  c.  :$.  50  No.  G8. 

Friedrich  (IlL)  1322  Juni  18.  — I.  c.  3,  1G7  No.  19.3. 

")  Ludwig  IV.  1338  Mai  10.  — 1.  c.  3,  2G0  No.  32U. 

'“)  Belege  cfr.  unten  Noten  13 — 16,  32. 

,l)  cfr.  1278  Apr.  4.  — Note  6. 

1371  Juni  19.  — Quell,  d.  St.  Köln  4,  G18  No.  518. 

1375  Mai  28.  — 1.  c.  5,  102  No.  91. 

**)  Hiefiir  wie  für  das  Folgende  bieten  die  Untersuchungen  v.  Belows, 
/sehr.  d.  bergischeu  Gesell.  Ver.  22,  1 ff.,  die  Grundlage. 

”)  13G9  Octbr.  18.  — Lac.  UB.  3,  595  No.  683. 

1361  Juni  IG.  — 1.  c.  3,518  No.  017.  — cfr.  1397  Juli 8.  — 1.  c.  3.  895  Note  1. 

“)  1355.  — 1.  c.  3,458  No.  549. 

1358  Aug.  10.  — v.  Below,  1.  c.  22,  48  sub  y (cfr.  1.  c.  pag.  49  Note  168). 

1361  Juni  25.  — Lac.  UB.  3,621  No  021. 

“)  1.347  Dcebr.  31.  — 1.  c.  3,  373  No.  464. 
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bei  der  Ordnung  der  Verhältnisse  des  fürstlichen  Hauses18)  wird 
seiner  Einwilligung  ausdrücklich  Erwähnung  gethan. 

Andrerseits  war  der  Fürst  im  Besitze  aller  staatlichen 
Hoheitsrechte  in  der  Stadt,  die,  wie  wir  nicht  zweifeln,  jeweils 
bei  dem  Wechsel  ihres  Gebieters  dessen  Macht  sich  durch  den 
Huldigungseid  unterordnete.17)  Nicht  allein  war  er  berechtigt, 
von  ihr  Kriegsdienst  zu  fordern,18)  mochte  immerhin,  wie  von 
Below10)  ausgeführt,  diese  Last  während  der  ersten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  bereits  eine  beschränkte  sein,  — sondern 
er  war  auch  Herr  des  Gerichtes,  dessen  Richter  seine 
Beamten,  dessen  Urteilsfinder  ihm  zum  Treuschwur  gehalten 
waren.30)  während  überdies  die  Gerichtsgefalle  seiner  Kammer 
zu  Gute  kamen.31)  Er  bestimmte  den  Umfang  des  Dürener 
Gerichtsbezirkes,  indem  er  die  vier  alten  Untergerichte  des  Ager 
Marcoduranus.  Merzenich,  Arnoldsweiler,  Lendersdorf  und  Derichs- 
w eiler,  die  bislang  zu  Düren  als  ihrer  Appellationsinstanz  gehört,33) 
aus  dieser  Verbindung  löste,  um  sie  zum  Amte  Nörvenich  zu 
schlagen  und  bei  der  Stadt  nur  das  sogenannte  Pomoerium  zu 
belassen.33) 

Er  war  seit  dem  Jahre  1 336  *4)  der  Lehnsherr  der  im 
Gebiete  Dürens  angesiedelten  Reichsvasallen,  zudem  ermächtigt, 
über  die  kirchlichen  Beamtungen  durch  Geltendmachung  des 


">)  1393  Decbr.  iS.  — 1.  c.  3,884  No.  looo. 

1394  Juni  1.  — Nijhoff,  Gedenkwaardigheden  3,  189  No.  190. 

”)  Kg  ist  auffallend,  dasz  kein  Gebot  eines  Königs  erhalten  ist,  durch 
welches  Düren  zum  Gehorsam  dem  Gläubiger  des  Reiches  gegenüber  aufge- 
fordert,  wurde.  Die  Analogie  jedoch  anderer  verpfändeter  Reichsstädte  be- 
stätigt die  Worte  des  Teile». 

1S)  cfr.  1309  Octbr.  18.  — Lac.  t'B.  3,  595  No.  693. 

’")  v.  Below,  Zschr.  d.  bergischen  Gesell.  Ver.  21,218  Note  108. 

*")  Der  von  den  Schöffen  dem  Herzog  (also  seit  1350)  geleistete  Kid 
in  den  Materialien  107. 

sl)  Nähere  Aufklärungen  über  das  Gerichtswesen  werden  sich  noch  aus 
den  Urkunden  ergeben,  die  in  den  Verwaltungsherichten  der  Stadt  Düren 
abgedruckt  sind.  Bemühungen,  ein  vollständiges  Exemplar  zu  erlangen, 
blieben  erfolglos. 

•3)  cfr.  Materialien  53,  109. 

**)  cfr.  Materialien  51  f.  — v.  Mirbach,  Programm  der  Rheinischen 
Ritternkadeinie  zu  Bedburg  1874  pag.  11. 

4‘)  Ludwig  IV.  1330  Aug.  10.  — U.  Reg.  Ltnlw.  No.  3034—30. 

9" 
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Patronats-  oder  Provisionsrechtes  zu  verfügen,  ohne  dasz  nns  für 
die  Handhabung  gerade  solcher  Befugnisse  urkundliche  Zeugnisse**) 
erhalten  wären. 

Dürftig  genug  ist  auch  die  Überlieferung  für  eine  Dar- 
stellung der  jülichschen  Finanzhoheit  in  Düren.  Wohl  vermögen 
wir  noch  einige  Einkünfte  der  Dynasten  namhaft  zu  machen, 
allein  ein  Bild  ihrer  Gesamtheit  zu  geben  ist  uns  versagt.  Sehen 
wir  von  den  auszerordentlichen  Zahlungen  der  Einwohnerschaft 
ab,**)  — als  Einheit  betrachtet  wurde  dieselbe  nicht  zu  der  im 
Jülicher  Lande  üblichen,  im  Mai  und  Herbst  eines  jeden  Jahres 
erhobenen  Steuer,  der  sogenannten  Schatzung  herangezogen; 
diese  traf  vielmehr  wohl  nur  diejenigen  Bürger,  die  auf  dem 
platten  Lande  ihre  Liegenschaften  bestellten.*7) 

Des  weiteren  bot  der  Judenschutz  dem  Fürsten  nicht  un- 
erhebliche Einkünfte  dar,  wenngleich  seine  Ausübung  im  Ein- 
zelnen unbestimmbar  bleiben  mnsz.  Ja,  es  ist  ungewisz,  ob 
Wilhelm  von  Jülich,  als  er  Düren  erwarb,  hier  Juden  vorfand 
oder  solche  erst  auf  Grund  der  ihm  von  Heinrich  (VII.)**)  ge- 
währten Vergünstigung  ansiedelte.  Jedenfalls  sehen  wir  im  Jahre 
1278*")  die  Gräfin  Ryccardis,  nach  dem  Tode  ihres  Gemahls 
Regentin  des  Landes,  einen  Ritter  aller  seiner  Schulden,  die  er 
bei  einem  Dürener  Juden  und  dessen  Genossen  gemacht,  ent- 
ledigen, — eine  Aufhebung  von  Forderungen,  die  allein  aus  der 
völligen  Herrschaft  über  jene  geschädigten  Gläubiger  ihren 
Rechtsgrund  herleiten  konnte. 

Ähnlich  lückenhaft  ist  das  Material  für  eine  Erkenntnis  des 
Ursprungs  der  städtischen  Accise,  deren  zum  ersten  Male  iti 
einer  Urkunde  des  Jahres  128!t30)  Erwähnung  geschieht.  Immer- 
hin lassen  ihre  Bezeichnung,  — Walrain  nennt  sie  „assisia  nostra, 
quam  habemus  in  oppido  Durensi“  — wie  die  Verwendung  ihrer 


M)  Doch  cfr.  v.  Mirbach,  1.  c.  pag.  lt. 

M)  1865.  — Lac.  LU.  3,458  No.  549. 

1366  Jan.  17  (transsummiert  1383  Octbr.  10.).  — Quell,  d.  St.  Köln 
6,405  No.  300. 

i?)  cfr.  Ritter,  Zsclir.  d.  bergischen  (iosch.  Vor.  80,15. 

,s)  Heinrich  (VII.)  1226.  — Lac.  1JB.  2,75  No.  140. 

*»)  1278  März  18.  — 1.  c.  2,415  No.  709. 

*°)  1289  Febr.  25.  Fahne,  Cod.  dipl.  Salmo  - Reiffor.<cheidt.  51  No.  84. 
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Ei  tiäge  zum  Zwecke  der  Schuldentilgung  daran  keinen  Zweifel 
bestehen,  dasz  sie  eine  Finanzielle  des  Fürsten  bildete.  Sein 
Gebot  mag  den  Tarif  wie  die  Art  der  Erhebung  geregelt  haben. 
Ja,  die  Bezüge  mus/.ten  beträchtlich  sich  steigern,  sobald  man 
des  Privilegs  Ludwigs  des  Bayern  vom  Jahre  1338*1)  sich  be- 
diente, kraft  dessen  in  jeder  vom  Reiche  verpfändeten  Stadt  der 
Markgraf  und  seine  Nachfolger  die  durchgehenden  Güter  mit 
einem  Zoll,  die  zum  Kauf  und  Verkauf  gestellten  Waaren  mit 
einer  Abgabe  belasten  durften.  1mg  es  nicht  nahe,  die  schon 
früher  bestehende  Accise  mit  der  neuen  zu  verschmelzen?  Wie 
immer  man  vorging,  es  ist  begreiflich,  dasz  die  erhöhten  An- 
sprüche Jülichs  heftigem  Widerstande  von  seiten  der  Bürgerschaft 
begegneten.  Erst  das  Jahr  1306 8S)  brachte  das  Ende  lang- 
wieriger Zwistigkeiten : die  Stadt  selbst  sollte  fortan  die  Accise 
in  eigenem  Interesse  erheben,  sie  selbst  ungehindert  die  Höhe 
der  Steuer  bemessen,  allein  gehalten  sein,  in  jedem  Monat  des 
Jahres  den  Herzögen  120  schwere  Gulden  zu  überweisen.  Die 
sogenannten  Monatsgelder  sind  auf  die  Vereinbarungen  dieses 
Abkommens  zurückzuführen. 3:1 ) 

Düren  war  endlich  der  Sitz  einer  jülichschen  Münze;  noch 
in  groszer  Zahl  sind  ihre  Prägungen  uns  erhalten,84)  die  frühesten 
den  Jahren  1328— 133(1  angehörend,  in  welch  letzterem  Graf 
Wilhelm  zum  Markgrafen  von  Jülich  befördert  wurde.  Im  Gegen- 
satz daher  zu  Grote,  der  jene  Anstalt  bereits  bei  der  Ver- 
pfändung Dürens  bestehen  läszt,  werden  wir  in  ihr  vielmehr  eine 
Neuschöpfung  des  Landesherren  erblicken,  dergestalt,  dasz  Ludwigs 
des  Bayern  Privileg  von  1336“')  nur  die  Bestätigung  und  An- 
erkennung eines  bislang  selbständig  geübten  Brauches  enthielt. 

Gedenken  wir  schlieszlich  mit  kurzen  Worten  der  jülichschen 
Beamten,  des  advocatus,  iudex  und  Kellners,  deren  Thätigkeit 
vielleicht  mit  derjenigen  der  kurtrierischen  in  Boppard  und 
Oberwesel  auf  eine  Stufe  gestellt  werden  kann.  Wie  dort  ist 


31)  Ludwig  IV.  1338  Mai  10.  - Note  0. 

**)  1366  März  211.  — Materialien  4.V2. 

**)  cfr.  1.  c.  177.  — Liier  den  ähnlichen  Vergleich  lluppards  mit  den 
Ersbischiifen  v.  Trier  cfr.  pag.  103  Note  77. 

M)  cfr.  Grote,  MUnzstndien  7,  37»  ff.  384. 

“)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  21.  — Lac.  UB.  3,  248  No.  307. 
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der  Amtmann  mit  richterlichen  Funktionen**)  und  dem  Kommando 
de»  städtischen  Aufgebots”)  betraut,  während  der  iudex5')  die 
Befugnisse  des  Schultheiszen,  der  Kellner  **)  die  des  Verwalters 
der  landesherrlichen  Einkünfte  wahrgenommen  zu  haben  scheint. 


§ 2.  Die  Beziehungen  der  deutschen  Könige  zu  Düren. 

Trotz  der  Mediatisierung  Dürens  war  nicht  jedwede  Ver- 
bindung der  Stadt  mit  der  Reichsgewalt  beseitigt.  Noch  im 
14.  Jahrhundert  weisen  die  Bezeichnung  des  Gemeinwesens  als 
des  regale  oppidum  JJurense,  **)  der  Gebrauch  des  regale  sigillum 
mit  dem  Bmstbilde  des  Kaisers  wie  dem  Reichsadler,41)  das 
Gelöbnis  des  Schöffen,4*)  dem  Fürsten  treu  und  hold  zu  sein 
„von  wegen  des  römischen  Reiches,“  — Worte,  die  vielleicht 
auch  in  dem  Huldigungseide  der  Bürgerschaft  enthalten  waren  — 
darauf  hin,  dasz  man  der  früheren  Reichsunmittelbarkeit  sich  er- 
innerte, die  Hoffnung  nicht  schwinden  liesz,  dereinst  dem  Reichs- 
verbande  wieder  einverleibt  zn  werden. 

Andrerseits  erhebt  der  König  noch  Anspruch  auf  den  Dienst 
der  Bewohner;4’)  Ludwig  der  Bayer  bestätigte  wohl  ihre  Privi- 
legien,**) er  erteilte*1)  ihr  neue,  sie  gleichzeitig  seines  Schutzes 


M)  cfr.  1261  in  responsione  Augusti.  — Materialien  53. 

1302  Novbr.  20.  — u i x,  Cod.  Aquen*.  1,  176  Xo.  259. 

”)  1369  Octbr.  1«.  — Lac.  111.  3,  595  Xo.  093. 

»*)  1302  Xovbr.  20.  — Xoto  36. 

1355  Decbr.  20.  uml  1365  Aug.  12.  — v.  Fürth,  Beiträge  und  Materi- 
alien zur  Geschichte  der  Aachener  Patrizierfamilien  2,  Anhang  I,  1.  — 

In  sonstigen  Gerichtsurkunden  begegnen  an  der  Spitze  der  Aussteller 
die  iudices  oppidi  Durensia,  z.  B.  1321  März  14.  — <)uix.  I.  c.  1, 199  Xo.  2k9. 

1331  Decbr.  3.  — 1.  c.  1,207  No.  301,  — cfr.  1290  Septbr.  17.  - L c. 
1, 162  Xo.  240. 

*•)  cfr.  v.  Mirbach,  1.  c.  pag.  12. 

*>)  1331  Decbr.  3.  — Xote  3». 

cfr.  Conrad  IV.  1246  Decbr.  12.  — Lac  UB.  2,  160  No.  306:  „oppidum 
nostrurn  Duren“. 

4I)  1302  Xovbr.  20  und  1321  März  14.  — Note  3».  — Enden  lat.  Nieder- 
rheinische Städtesiegel  pag.  42  Xo.  5. 

«)  cfr.  Note  20. 

4a)  Karl  IV.  1375  Septbr.  10.  — Lac.  UB.  3,672  Xote  1. 

44)  Ludwig  IV.  1314  Debr.  19.  — 1.  c.  3, 107  Xote  2. 

44)  Ludwig  IV.  1324  März  1.  — Üfele,  Script,  rer.  Boic.  1,  747. 
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versichernd,  indem  er  sie  „seiner  Kammer  einverleibte“  (incor- 
poravit  cives  camere  sue). 

Der  ohne  Zweifel  nicht  eben  glückliche  Auszug  des  nicht 
mehr  erhaltenen  Diploms  könnte  allerdings  deu  Anschein  erwecken, 
als  sei  Düren  wenigstens  für  kurze  Zeit  der  Herrschaft  der 
Jülicher  entzogen  gewesen.  Ist  es  aber  erlaubt,  aus  ihm  den  ur- 
sprünglichen Text  wiederherzustellen,  so  möchten  wir  vermuten, 
dasz  Ludwig  Düren  der  Zahl  seiner  „Kammern“  zugerechuet 
wissen  wollte,  (etwa:  incorporamus  civitatem  numero  camerarum 
nostrarum).  Auch  anderen  Städten  wie  z.  B.  Dortmund4'1)  sehen 
wir  diesen  Titel  beigelegt,  um  hiedurch  dem  Eigentum  des 
Reiches  Ausdruck  zu  geben.  Und  rechtlich  war  ja  dem  Reiche 
ein  solches  au  Düren  geblieben:  die  stets  betonte  Befugnis  der 
Pl'andlöse  gewann  an  der  Bezeichnung  des  Hattobjektes  erneute 
Bekräftigung.  Wenn  endlich  ein  Dürener  Sehüffensiegel  des 
10.  Jahrhunderts  die  Umschrift  zeigt:47)  „Sigillum  regale  opidi 
Durensis  camere  sacri  imperii  ad  causas“,  so  glauben  wir  hieriu 
die  Bestätigung  unserer  Annahme  zu  finden. 

Doch  halten  wir  inne:  Dürens  Stellung  während  des  13.  und 
14.  Jahrhunderts  war  eine  zweigeteilte:  es  war  dem  Hause 
Jülich  unterworfen,  dessen  übrigen  Besitzungen  gleichgeordnet, 
ohne  schlechthin  der  Reichsgewalt  entfremdet  zu  sein. 

**)  cfr.  Frensdorf  f,  Dort  in.  Statuten  Eiul.  154. 

47)  Eudrulat,  1.  c.  42  No.  8. 


Digitized  by  Google 


1 3< » 


C.  Sinzig. 

§ 1.  Geschichte  Sinzigs  bis  ca.  1350. 

Keine  Reichsstadt  der  Rheinlande  hat  während  des  11. — 14. 
Jahrhunderts  so  häufig  ihren  Herrn  gewechselt,  keine  bietet 
dem,  der  es  unternimmt,  ihre  Geschicke  bis  zur  endgültigen 
Einverleibung  in  das  Territorium  der  Grafen  von  Jülich  zu  ver- 
folgen, so  viele  und  unlösbare  Schwierigkeiten  dar  wie  Sinzig. 

Bereits  unter  Pippin')  als  königlicher  Pfalzort  erwähnt, 
wurde  es  im  Jahre  10r>5*)  dem  Erzstift  Bremen  geschenkt,  ohne 
doch  dauernd  mit  diesem  verbunden  zu  bleiben,  da  es  1152*) 
wieder  als  villa  regalis  begegnet.  Wohl  ward  es  von  Otto  IV.4) 
dem  Herzoge  von  Brabant  verpfändet,  allein  bereits  im  Jahre 
1214*)  musz  es  der  königlichen  Verwaltung  zurückgegeben  ge- 
wesen sein,  die,  wie  es  scheint,  bis  zum  Ausgang  der  Hohen- 
staufen hier  ihre  Stellung  behauptete,*)  seit  dem  Interregnum 
aber  von  den  benachbarten  Fürsten  verdrängt  wurde.  Rasch 
lösen  die  Besitzer  Sinzigs  einander  ab:  12(>7T)  ist  es  in  den 
Händen  Engelberts  von  Köln.  1276*)  in  denen  des  Grafen 
Wilhelm  von  Jülich,  1277")  wird  es  von  Erzbischof  Siegfried 
erobert,  endlich  1 290 10)  ist  Walram  II.,  Herr  von  Jiilich-Berg- 
heirn,  Gebieter  der  Stadt. 

Wervermöchte  noch  zu  bestimmen,  auf  welchem  Rechtsgrund 
die  Herrschaft  aller  dieser  Groszen,  mit  Ausnahme  Siegfrieds, 


')  Pippin  762  Juli  10.  - Mittelrh.  UH.  1,  is  No.  15.  — cfr.  Transl. 
Marcell.  et  Petri  — M.  G.  S.  S.  15,251,  Zeile  36. 

Lothar  S55  Jan.  16.  Günther  1,45  No.  3. 

s)  Heinrich  IV.  1065  Septbr.  10.  — Lnppenberg,  Hamb.  UB.  1,94 
No.  97. 

*)  Otto  v.  Freising,  Gesta  Frid.  2,  3 eil.  Waid  83. 
cfr.  Friedrich  I.  1158.  Günther  1,362  No.  168. 

4)  (Otto  IV.)  1202  Septbr.  - M G.  L.  L.  2,206. 

•’)  cfr.  Friedrich  LI.  1214  Septbr.  18.  Mittelrh.  UB.  3,22  No.  19. 

")  cfr.  La  mp  recht,  Wirtschaftsleben  1,  1357  ff. 

*)  1267  Octbr.  9.  Günther  2,357  No.  227. 

»)  1276  Apr.  30.  - 1.  c.  2,  41«  No.  274. 

")  1277  Octbr.  9.  — Kremer,  Beitr.  3,  UB.  152  No.  135. 

’»)  1290  Jan.  13.  — Guden,  Cod.  dipl.  2.  973  No.  40,  41. 
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beruhte,")  wann  die  Walrams  II.  ihr  Ende  fand?  Wie  dem 
immer  sei,  die  Lage  wird  in  der  Folge  eine  weit  verwickeltere. 

Schon  vor  seiner  Wahl  hatte  Adolf  von  Nassau12)  dem 
kölnischen  Kurfürsten  versprochen,  ihm  u.  a.  Sinzig  auf  seine, 
des  künftigen  Königs  Lebenszeit  zu  überweisen;  sollte  eine  oder 
die  andere  der  namhaft  gemachten  Städte  im  Besitze  eines 
Dritten  sein,  so  wolle  er  selbst  ihn  rückgängig  machen.  Gleich- 
wohl ist  es  nicht  gestattet,  die  letzterwähnte  Klausel  allein  auf 
Sinzig  zu  beziehen;  mit  dem  gleichen  Rechte  konnte  sie  z.  B. 
Duisburg  ins  Auge  fassen,  das  in  der  Tliat  seit  1290 1S)  an 
Cleve  verpfändet  war.  Nach  der  Erhebung  freilich  hat  Adolf 
sie  nicht  mehr  wiederholt;  unter  wesentlicher  Änderung  der  ur- 
sprünglichen Abmachungen  ward  jetzt  Sinzig  dem  Erzstift  um 
1 500  Mark  verschrieben, "}  seine  Einwohnerschaft  aufgefordert, 
den  Erzbischöfen  wie  deren  Beamten  den  schuldigen  Gehorsam 
nicht  zu  verweigern.  *•)  Inzwischen  aber  hatte  der  König  eine 
gänzlich  widersprechende  Anordnung  getroffen:  am  22.  September 
1292  ,0)  versetzte  er  dem  Herzog  von  Brabant  die  Reichseinkünfte 
einer  Reihe  von  Orten,  — Sinzigs  Name  begegnet  auch  hier. 
Nur  vermuten  können  wir,  dasz  die  Reichsstadt  zu  Beginn  der 
Regierung  Adolfs  von  Nassau,  vielleicht  durch  diesen  selbst,17) 
ihre  alte  Reichsunmittelbarkeit  wieder  erlangt  hatte,  dasz  so- 
dann den  Ansprüchen  des  Kölners  wie  des  Brabauters  auf  eine 
andere  Weise  als  zunächst  beabsichtigt  Genüge  geschah. 18)  Es 
bliebe  ja  sonst  geradezu  unerklärlich,  wie  nur  drei  .lahre  später 
der  viel  umstrittene  Platz  an  Gerhard  von  Jülich,  den  Bruder 
des  regierenden  Grafen  Walram  und  Vetter  des  obengenannten 


")  v.  Mirbach,  Programm  ilor  Rheinischen  Kittcrakademie  zu  Bedburg 
IS74  pag.  11  behauptet,  Sinzig  sei  an  Wilhelm  v.  Jülich  wie  an  Walram  II. 
verpfändet  gewesen.  Wir  glauben  vorsichtiger  sein  zu  sollen. 

Adolf  v.  Nassau  1292  Apr.  27.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,  326  No.  367. 
”)  Rudolf  v.  Uabsburg  1290  Juli  6.  — late.  l'B.  2,533  No.  S93. 

“)  Adolf  v.  Nassau  1292  Septbr.  13.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,334  No.  372. 
“)  Adolf  v.  Nassau  1292  Octbr.  4.  — I.  c.  3,340  No.  376. 
idem  1292  Oetbr.  25.  — Unc.  l'B.  2,  554  No.  936. 

'")  Adolf  v.  Nassau  1292  Septbr.  22.  — Jan.  Heelu  cd.  Willems  562. 
”)  efr.  die  Worte  der  Urkunde  von  1292  Septbr.  22:  Adolf  bekennt 
von  dem  Herzog  1C0OO  Mark  entlieben  zu  haben  »pro  liberatione  munitionum 
et  bonorum  imperii,  quae  alias  vix  poterant  liberari.*- 
19)  cfr.  pag.  43  Note  20  ff. 
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Herrn  von  Jülich-Bergheim,  zu  Pfand  bestellt  werden  konnte,'®) 

— eine  Verfügung,  die  trotzdem  dem  Gläubiger  die  tliatsächliche 
Inhaberschaft  nicht  erwirkt  zu  haben  scheint.  Letztere  Annahme 
findet  freilich  nicht  ihre  Stütze  in  der  Zahl  oder  dem  Inhalt 
der  Sinziger  Verhältnisse  betreffenden  Urkunden  Adolfs;*®)  wir 
glauben  ferner,  eine  solche  nicht  so  sehr  darin  erblicken  zu 
dürfen,  dasz  der  König  am  22.  April  wie  13.  October  1207 2I) 
zu  Sinzig  Aufenthalt  nahm,  obwohl  aus  der  Erledigung  der 
Regalien  zu  Gunsten  des  Herrschers**)  dem  Pfandbesitzer  Nach- 
teile hätten  erwachsen  müssen,  da  ihm  bis  zur  Tilgung  seiner 
Forderung  alle  Erträge  des  Objektes  zugesichert  waren.  Ent- 
scheidend ist  hier  ohne  Zweifel  die  Befreiung  des  Andernacher 
Nonnenklosters  St.  Thomas  von  jeglicher  Steuerlast  in  Sinzig.*3) 

Ist  hierin  nicht  der  Nachweis  enthalten,  dasz  nicht  dem 
Gläubiger  des  Reiches,  sondern  allein  dem  Könige  das  Recht 
der  Steuererhebung  durch  königliche  Beamte  — die  Urkunde 
.ist  gerichtet  an  die  „officiati  nostri,  qui  pro  tempore  . . . fuerint“ 

— zustand,  mit  anderen  Worten,  der  Vertrag  des  Jahres  121)5 
keine  Gültigkeit  mehr  besasz? 

Unbekannt  bleibt  gleichwohl,  ob  in  Wahrheit  eine  der  Ver- 
abredung entsprechende-Pfandlüse  voraufgegangen  war;  ja,  man 
ist  geneigt,  dieselbe  überhaupt  in  Abrede  zu  stellen,  da  noch 


'“)  Adolf  v.  Nassau  121*5  März  21.  — Lac.  UH.  2,563  No.  952. 

*")  Wir  geben  im  Folgenden  eiuo  Übersicht  der  Urkunden: 

Adolf  v.  Nassau  1295  Beehr.  2.  — Günther  2,510  No.  362. 

Die  Bezeichnung  der  Stadt  als  oppidum  nostrum  findet  sich  auch  z.  B. 
hei  ltoppard  und  Ohenvesel  (cfr.  pag.  112  Note  111  ff.)  und  bei  Büren  (efr.  pag. 
134  Note  40). 

Adolf  von  Nassau  1295  Beehr.  2.  — Günther  2,510  No.  362. 
idem  1296  Juli  5.  — Gilden,  Cod.  dipl.  2,975  Nr.  43. 
idem  1297  Apr.  22.  — Lac.  VB.  2,  573  No.  972. 
idem  1297  Novbr.  5.  — Böhmer,  Acta  3s7  No.  523. 

Bie  Verzeichneton  Lehnbriefe  sind  deshalb  kein  Beweis  für  die  Reicbs- 
unmittelbarkeit  der  Stadt,  weil,  wie  wir  wissen,  dem  Reiche  die  Lelms- 
herrlichkcit  stets  gewahrt  blieb,  sobald  der  Gläubiger  noch  nicht  der  Klasse 
der  Reiehsfürsten  angehörte  (cfr.  pag.  60  Note  57  ff.). 

Adolf  v.  Nassau  1297  Decbr.  3.  — Krem  er,  1.  c.  3,  UB.  222  No.  203. 
**)  B.  Reg.  Adolf  Nr.  343,  373. 

-1)  efr.  Schröder,  Jahrbuch  d.  d.  R.-G.  505  Note  19;  605. 

”)  Adolf  v.  Nassau  1297  üktbr.  24.  — Forsch,  z.  d.  Gesch.  16,98  No.  8. 
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im  Jahre  1300  Gerhard,  seit  1207  Graf  von  Jülich,  den  Erz- 
bischof von  Köln  als  seineu  Schuldner  bezeichnete.  der  ihm  wegen 
Sinzigs  Zahlungen  zu  leisten  habe.34)  Die  Möglichkeit  ist  nicht 
ausgeschlossen,  dasz  noch  unbefriedigte  Geldansprüche  Jülichs 
bestanden,  als  Sinzig  im  Jahre  1 298*')  von  Albrccht  an  Köln 
überlassen  wurde,  dasz  der  Kirchenfürst  sie  berücksichtigen  und 
beseitigen  nmszte,  um  jenen  Ort  ungehindert  seinem  Territorium 
einverleiben  zu  können,  lind  noch  krauser  werden  die  ver- 
schlungenen Pfade  der  Geschichte  Sinzigs,  wenn  wir  hören,  dasz 
Adolf  dem  Burggrafen  von  Rheineck  die  Ermächtigung  erteilt 
habe,  „dat  he  Sincege  loisde  van  einre  vremeder  haut  4,  sein 
Nachfolger  durch  Urteil  entschieden,  „dat  ieme  dat  gut  bliven 
sal,  man  en  geve  inte  sin  gelt'4.5“) 

Wir  gestehen,  hier  keinen  Ausweg  zu  entdecken;  nur  ein 
Notbehelf  ist  es,  dasz  wir  der  Ansicht  Kremers*7)  uns  an- 
schlieszen,  „es  sei  eben  nichts  Ungewöhnliches  gewesen,  ein 
Reichsgut  an  mehrere  zu  versetzen,  unter  welchen  derjenige, 
welcher  die  Pfandschaft  allein  haben  wollte,  sich  am  Ende  mit 
den  Andern  habe  ablinden  müssen44. 

il)  1300  Pechr.  1.  — Lac.  l’B.  2,  625  Xo.  1001.  Genannte  Schieds- 
richter zwischen  Jülich  nnd  Kiiln  verkünden:  .Lut  unsc  herre  der  erche- 
bischof  van  Kolne  schuldich  is  zu  geve  dis  jares  deine  greven  van  Guleche 
100  mareh  geldes.  die  he  ieme  gelovede  vnr  Snnthzeche  zu  geven  inde  vrat 
he  der  ieme  vurgehaldcn  hait,  dat  he  dat  ieme  sal  riechen  inde  hezalcn*. 

“)  Albrecht  129K  Aug.  2«.  — I.  c.  2.  5s7  Xo.  997. 

idem  1290  Aug.  2S.  — Günther  2,529  Xo.  379. 

M)  1300  Decbr.  1.  — Lac.  UB.  2,  62S  Xo.  1096.  Genannte  Schiedsrichter 
zwischen  Rhoineck  und  Kiiln  verkünden:  .up  de  zoist  de  van  Sincege  is 
tuschen  unsen  Heren  van  Kolne,  der  sich  vermist  inde  hait  breve  des  kuninges 
Albrechtes  inde  der  vurston  (Xote  25)  inde  der  Burgreve  van  Rhineckcu, 
der  sich  vnrmist  dat  he  des  kuninges  Adolphes  breve  have.  dat  sin  Wille 
were,  dat  he  Sincege  loisde  van  einre  vremeder  haut  iml  sich  vnrmist  dat 
vur  deseme  koninge  Albrechte  urdel  gegeven  sy,  dat  ieme  dat  gut  bliven 
sal,  man  en  geve  ieme  sin  gelt,  so  wisen  wir  si  an  den  koninc,  vur  eme 
reit  zu  neiueue“.  Hiemit  ist  wohl  zu  verbinden  der  Klageartikel  des  von 
Kiiln  gefangenen  Burggrafen  v.  lthoineck  gegen  Erzbischof  Wicbold  (ca.  1300 
— citiert  bei  Krcmer,  I.  c.  3,  Darstellung  94  Xote  s):  „ijuod  duraute 
eiusmodi  cuptivitate  se  (den  Burggrafen)  spoliaverit  (Wicbold)  oppido  Siutzig 
a Komanorum  rege  Adolfe  sibi  pro  3450  marcis  oppignorato*.  Auffallend  ist 
die  hohe  Pfandsumine  wie  dasz  zur  nämlichen  Zeit  (cfr.  Note  24)  auch  Jülich 
von  Köln  Entschädigungen  forderte. 

*’)  K r em  e r,  1.  c.  3,  95. 
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Wir  halten  bereits  der  Überlassung  Sinzigs  durch  Albrecht 
an  Wicbold  von  Köln  und  seine  Nachfolger  gedacht:  für  des 
Königs  Lebenszeit  sollte  es  samt  dein  Gericht  und  allen  Gefallen 
dem  Erzbischof  als  seinem  „provisor“  untergeben  sein.  In  der 
Tliat  scheint  jetzt  das  Erzstift  in  den  wenn  auch  nicht  allseitig 
gesicherten  Besitz  des  Gemeinwesens  gelangt  zu  sein.8*)  Aller 
dings,  nur  für  kurze  Zeit.  Kein  Grund  liegt  vor,  die  Angabe 
des  Magttnm  chronicum  Belgicnnt  zu  bezweifeln,  Wicbold  habe 
nach  dem  unglücklichen  Kriege  mit  Albrecht  diesem  auszer 
Kaiserswerth  auch  Sinzig  zurückerstattet,  wenngleich  seine  Be- 
hauptung. der  Platz  sei  an  Köln  verpfändet  gewesen,  in  dein 
Wortlaut  urkundlicher  Zeugnisse  keine  Bestätigung  findet.'-”) 
Unter  solchen  Umstanden  wird  in  der  eventuellen  Verschreibung 
Sinzigs  an  Jülich,  wie  sie  Albrecht  bereits  im  Jahre  13003®) 
in  Aussicht  gestellt,  nur  das  Bestreben  des  Königs  zu  erblicken 
sein,  in  dem  Grafen  einen  Bundesgenossen  im  Streite  ndt  dem 
rheinischen  Kirchen  fürsten  zu  gewinnen.  Nichts  verbietet  die 
Annahme,  auf  Grund  dieser  Zusage  sei  nach  dem  Friedensschlüsse 
die  Stadt  dem  Dynasten  als  Reichspfandschaft  eingeräumt  worden, 
ohne  dasz  hiedurch  jedwede  Verbindung  der  Einwohner  mit  dem 
Herrscher  beseitigt  zu  sein  brauchte. ,,,) 


**)  cfr.  die  Beschwerde  des  Erzbischofs  gegen  den  Burggrafen  v.  Rhein- 
eck  ca.  1302  — Günther  3,  100  No.  10,  pag.  103:  „quod  tonet  (der  Burggraf) 
Lat  rem  suutn  Henricum  in  castro  archiepiscopi , qui  interfccit  oppidannm 
dicti  archiepiscopi  in  Syncechc. 

*”)  Magnurachrmi.Belgieimi  — Pistor.-StruveS.  S.3,303:  Bei  dom  Friedens- 
schluss „archiepiscopus  resignuvit  dicto  regi  castrum  regium  Werde  cum 
teloneo  et  oppidum  Sintlich  super  flnvium  Arao.  quae  qnidera  ailodia  regia 
olim  fnerunt  per  antecessores  dirti  regis  Coloniensi  ecclosiao  pro  30  millibus 
tnarcarnm  denariorum  stcrlingorum  obiigata  et  tandetn  per  enndem  Albertura 
regem  ipsi  domiuo  Wicboldo  confirtnata“.  — cfr.  Fricdcnsurknnde  1302  Octbr. 
24.  — Lac.  UB.  8,  14  No.  21.  Es  wird  festgesetzt,  „dasz  er  (Wicbold)  uns 
(Albrecht)  wiedergebe  waz  mau  ervert  duz  er  dos  Kiches  gutes  biz  her  be- 
kumbert  und  gehalten  hat.“ 

*’)  Albrecht  1300  Jan.  19.  — Lac.  UB.  2,  015  No.  1042. 

")  cfr.  Albrecht  1305  Marz  30.  — Böhmer.  Acta  412  No.  573. 

idem  1307  Juni  23.  — late.  t'B.  3.  SS  No.  53. 

Heinrich  VII.  1310  Jan.  4.  — Kromer,  1.  c.  3,  UB.  255  No.  244.  — 
(cfr.  Ludwig  IV.  1335  Febr.  9.  — Lac.  UB.  3,03  Note  2). 

Heinrich  VII.  1312  Jan.  24.  — Biihmer,  Acta  44»  No.  540. 

1319  Aug.  10.  — Strange,  Beitr.  10,133  No.  1. 
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Freilich,  noch  immer  war  das  Verlangen  der  Erzbischöfe  von 
Köln  auf  Sinzig  gerichtet:  wie  Heinrich  von  Luxemburg  im  Jahre 
1808**)  versprach  auch  Friedrich  der  Schöne  1322,®*)  demselben 
Förderung  angedeihen  zu  lassen:  allein  ein  wirklicher  Erfolg 
war  derartigen  Plänen  nicht  beschieden.  Die  Stadt,  um  welche 
so  lange  gekämpft  worden  war,  blieb  vorab  im  Besitze  Jülichs, 
bis  sie  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  von  diesem  selbst 
dem  erneuten  Wechsel  ihrer  Gebieter  unterworfen  wurde.®4) 

§ 2.  Die  Beziehungen  Jülichs  und  des  Reiches 
zu  Sinzig. 

Vornehmlich  in  der  günstigen  Lage  Sinzigs  wird  der  Grund 
des  Ringens  um  seinen  Besitz  zu  suchen  sein;  wer  es  inne  hatte, 
beherrschte  zugleich  die  Mündung  der  Ahr  wie  den  Rheinstrom: 
seine  Stellung  ward  um  so  sicherer,  je  mehr  er  die  Stadt  zum 
widerstandsfähigen  Waffenplatze  erhob.  In  der  That  erkannte 
Jülich  den  Wert  einer  solchen  Anlage:  im  Jahre  1337  wurde 
ihm  durch  Ludwig  den  Bayern  die  Erlaubnis  zu  teil,  hier  eine 
Burg  zu  errichten,  eine  nicht  unerhebliche  Verbesserung  des 
Pfandes  also  vorzunehmen,  deren  Kostenersatz  freilich  dem  Reiche 
zur  Last  fallen  sollte,  sobald  es  die  ihm  gebliebene  Auslösungs- 
befugnis zu  verwirklichen  sich  anschicken  würde.*®) 

Bald  erstand  die  neue  Feste:  Hauptleute,  Pförtner, 
Wächter  und  kriegerisches  Gesinde,  von  dem  Dynasten  in  Eid 
und  Dienst  genommen,  bildeten  zum  Zweck  der  Instanderhaltung 
wie  der  Verteidigung  ihre  dauernde  Besatzung.38) 

**)  Heinrich  von  Luxemburg  130s  Septbr.  20.  — Lac.  UB.  3,  50  No.  Os. 

•*i  Friedrich  (III.)  1322  Juni  IS.  — 1.  c 3,  167  No.  193. 

3I)  cfr.  pag.  65  Note  S2  ff. 

“)  Ludwig  IV.  1337  Juli  s.  — Lac.  UB.  3,351  No.  311:  .Pro  cxpcnsis, 
quas  te  in  cdiflcatione  et  structura  eiugdem  caslri  faccre  contigeril  et  habere, 
idem  eaatrum  tibi  et  heredibug  tuis  pro  decein  milibui  librarmn  halensium 
(Karl  IV.  134s  Jan.  19.  — 1.  c.  3,  365  No.  455  erhöhte  diese  Summe  auf 
13  000  Pfd.  Holler)  presentibus  obligamus,  quod  tarnen  specialiter  nos  vel 
successores  nostri  a tc  vel  tuis  heredibus  redimere  et  a dicta  obligationc  ab- 
solvere  non  debemus,  nisi  summa  proscripta  ac  alie  summe,  pro  quibus  dictum 
oppidum  tibi  dinoscitur  obligatum.  offeramus  et  integraliter  persolvamus“. 
Unter  den  „alie  summe“  sind  die  223  900  Florin  zu  verstehen,  um  welche  Sinzig 
nebst  Kaiserswerth,  Düren  und  der  Aachener  Schulthciszurei  an  Jülich  ver- 
pfändet war,  cfr.  pag.  30  Note  99. 

cfr.  1367  Febr.  21.  — 1.  c.  3,  573  No.  676. 
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Wie  aber  gestalteten  sieli  die  Beziehungen  der  Städter  zu 
ihrem  vom  Reiche  gesetzten  Herren?  Sinzig  war  mit  der  Vogtei 
Breisig  zu  einem  in  sieli  geschlossenen  Amtsbezirke  der  .Tülicher 
Lande  verschmolzen,37)  in  welchem  ein  Amtmann  und  Unter- 
amtmann :ls)  die  Rechte  des  Fürsten  wahrzunehmen  hatten,  während 
das  Bestehen  einer  Kellnerei  urkundlich,  soweit  wir  sehen,  nicht 
belegt  werden  kann.*“) 

Kein  Zweifel,  dasz  die  Bürgerschaft  dem  Landesherren  zur 
Leistung  des  Huldigungseides  verpflichtet,  seiner  Gerichts-, 
Militär-  und  Finanzhoheit  unterstellt  war,  wenn  auch  gerade 
die  letztere  mannigfache  Eigentümlichkeiten  aufweisen  mag,  die 
allenthalben  den  Gegensatz  zu  Düren  erkennen  lassen.  Die 
Versetzung  des  Amtes  Sinzig  an  den  Grafen  von  Wied  war  im 
Jahre  13G7  40)  von  Wilhelm  II.,  seinem  Schwager,  damit  be- 
gründet worden,  dasz  sein  Vater  ersterem  als  Mitgift  seiner 
Tochter  Inno  alte  Schildgnlden  jährlicher  Einnahmen  zugesichert 
hatte,  diese  nun  zu  sieben  Zehnteln  von  dem  ihm  verpfändeten 
Gebiete  aufgebracht  werden  sollten.  Wir  werden  nicht  fehlgehen, 
erblicken  wir  in  letzteren  den  Mindestbetrag  der  Jahresein- 
künfte des  Bezirkes:  mögen  sie  zum  Teil  aus  der  Vogtei  Breisig 
stammen,  das  Meiste  boten  sicherlich  die  Stadt  Sinzig  und  deren 
Zubehörungen.  Sehen  wir  ab  von  den  Gerichtsbuszen,  von 
etwaigen  Natural  gefallen,  die  ja  in  Geld  umgerechnet  in  An- 
schlag gebracht  werden  konnten,  — jedenfalls  ward  die  Ge- 
meinde zur  Mai-  und  Herbstschatzung  herangezogen,  ohne  dasz 
wir  über  die  Höhe  der  Belastung  unterrichtet  wären.  Hiezu 
kamen  die  von  Ludwig  dem  Bayern  1338“)  verbriefte  Accise, 
vielleicht  auch  die  Steuer  von  Juden  und  Kauwerzen,  wenn 
solche  wie  im  13.  Jahrhundert“)  so  noch  jetzt  in  Sinzig  an- 

,7)  cfr.  v.  Mirbach,  1.  c.  pag.  13. 

*•)  cfr.  1352  Septbr.  22.  v.  Hainmcratcin-Gersmold,  Urkunden 
und  Hegesten  z.  Gesell,  d.  Bürger,  v.  Hämmerst  ein  22s  No.  438. 

Wir  trageii  Bedenken,  ob  der  Schultheis/.,  wie  er  1384  Septbr.  13. 
— 1.  c.  256  No.  4«4  begegnet,  zu  den  landesherrlichen  Beamten  zii  zahlen 
aei.  Mau  könnte  in  ihm  den  Beamten  der  Hammersteiner  erblicken,  cfr. 
12«4  Xovbr.  9.  — 1.  C.  09  No.  153. 

*°)  1307  Febr.  21.  — Note  36. 

*')  Ludwig  IV.  1338  Mai  10.  Lac.  UB.  3,  260  No.  320. 

efr.  Karl  IV.  1377  Novbr.  25.  1.  C.  3.  7US  No.  «03. 

n)  cfr.  1270  Apr.  30.  — Günther  2,41«  No.  274. 
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gesiedelt  waren,  wie  den  Lombarden,  anf  welche  neben  dem 
Fürsten  die  Einwohnerschaft  einigen  Einflusz  ansgeübt  zu  haben 
scheint.4*) 

Gleichwie  in  Diiren  wird  liier  eine  Münzstätte  des  Pfand- 
inhabers bestanden  haben,  obgleich  aus  ihr  keine  jülichschen 
Geldstücke  auf  uns  gekommen  sind,  — müszten  wir  doch  sonst 
annehmen,  erst  Wilhelm  von  Wied  habe  sie  sozusagen  von  wilder 
Wurzel  errichtet,  da  allein  von  ihm  Sinziger  Prägungen  sich 
erhalten  haben.44) 

Mit  allen  diesen  Ansprüchen  und  Gerechtsamen  Jülichs  aber 
verquickten  sich  auf  eigenartige  Weise  die  der  benachbarten  Burg- 
grafen von  Hammerstein.  An  sich  in  Sinzig  reich  begütert,  — 
wir  treffen  einen  besonderen  Beamten,  der  ihre  Besitzungen 
verwaltete,  ihre  Renten  erhob  — 4:i)  bezogen  sie  jeweils  ein 
Drittel  der  „iudicia,  precariae,  seu  petitiones,  exacta,  dona  et 
alia  ibidem  emergentia“,  derjenigen  Gefälle  also,  die  der  Gläu- 
biger des  Reiches  vorgefunden  hatte,  als  er  die  Reichsstadt 
seinem  Geschlecht»  erwarb,  nicht  aber  derer,  die  ihm  aus  den 
Abgaben  der  Juden  und  Kamverzen  zuflossen  oder  die  er  selbst 
späterhin  ins  Lehen  rief.  Freilich,  wie  im  Einzelnen  die  not- 
wendige Auseinandersetzung  Jülichs  und  der  Hammersteiner 
sich  vollzog,  bleibt  unbekannt:  schon  im  Jahre  l-27ii4B)  bestätigte 
Graf  Wilhelm  jenes  Recht,  und  noch  im  14.  Jahrhundert  fehlt  es 
nicht  an  Zeugnissen  seines  Fortbestehens.47) 

Vielleicht  dürfen  wir  in  ihm  einen  Bestandteil  des  burg- 
gräflichen  Amtseinkommens  erblicken,  wenn  anders  sein  Ursprung 
nicht  herzuleiten  ist  aus  der  Verbindung  der  Hammersteiner 


41)  cfr.  1374  Ang.  1.  — v.  H amraeratein-Gersinold,  1.  c.  270  No.  313. 
Graf  Wilhelm  v.  Wieit  bestätigt  der  Stadt  den  ihr  vom  Herzog  v.  Jülich 
erteilten  Gnadenbrief  in  betreff  der  Lombarden. 

“)  cfr.  Grote,  MUnzstudien  7,  107  ff. 

41)  cfr.  127C, — 1284.  — v.  Hammeratein-Gersinold,  I.  c.  G7  No.  150. 
12H4  Novbr.  9.  — 1.  c.  GS  No.  153. 

1316  Aug.  IG.  — Günther  3,  172  No.  75. 

1354.  — v.  Hnmmerstein-Gersmold,  1.  c.  232  No.  445,  — etc.  etc. 
*")  1270  A[ir.  30.  — Note  42. 

4T)  cfr.  ca.  1307.  — v.  Hnmraeratein-Gersmold.  1.  c.  113  No.  224. 
Albrecht  1307  Juli  18.  — 1.  c.  114  No.  225. 

1329  Juli  11.  — 1.  c.  1GG  No.  328. 

1380  Kehr.  5.  — I.  c.  284  No.  537. 


Digitized  by  Google 


144 


Familie  mit  dem  Fiskus  Sinzig,  die  trotz  der  Verpfandung  der 
Reichsstadt  an  Jülich  nicht  aufgehoben  worden  war. 

Vieth,  der  Biograph  des  ersten  Markgrafen  und  Herzogs 
von  Jülich  (1328—61),  hat  mit  gutem  Grunde  auf  die  Be- 
strebungen dieses  Fürsten  hingewiesen, *s)  die  bislang  reichsfreien 
Ritter  zwischen  Rhein  und  Maas  unter  seine  Lehnsherrlichkeit 
zu  beugen.  Dasz  er  das  nämliche  Ziel  auch  bei  den  Sinziger 
Reichsvasallen  zu  erreichen  trachtete,  zeigen  die  Diplome 
Ludwigs  des  Bayern  von  1336  und  1.338:*“)  aus  des  neuen 
Reichsfürsten  Hand,  so  bestimmte  der  Kaiser,  sollten  sie  fort- 
an ihre  Lehen  empfangen,  ihm  zu  Eid  und  Dienst  verpflichtet 
sein,  ohne  dasz  w'ie  bisher  der  Reichsgewalt  noch  irgendwelche 
Berechtigung  verbliebe/’0) 

Nicht  ganz  wie  beabsichtigt,  ist  diese  Zusage  in  der  Folge 
innegehalten  worden.  Allerdings  erteilte  fortan  Jülich  die  Lehen, 
soweit  dieselben  zu  dem  Amte  Sinzig  in  Beziehung  standen,*') 
andrerseits  sehen  wir  Karl  IV.  die  Stellung  seiner  Vorgänger 
aufrecht  erhalten,  nicht  allein  indem  er  Belehnungen,  die  der 
Markgraf  gewährt,  bestätigte,”)  sondern  auch  dadurch,  dasz  er 
bestimmte  Rechte  der  Mannen  anerkannte,53)  selbst  deren  Lehen 
erteilte  beziehungsweise  erneuerte5*)  wie  die  von  ihm  Begünstigten 
dem  Schutze  des  Dynasten  anempfahl.55)  Wie  er  verfuhr  sein 


4H)  Wietb,  Markgraf  Wilhelm  69  f. 

*')  Ludwig  IV.  13:16  Aug.  16.  — B.  Reg.  Lndw.  Xo.  3035,  3036. 

idem  133«  Febr.  1.  — B.  Reg.  Ludw.  No.  3063. 

idem  133«  Juni  15.  — (Juden,  Cod.  dipl.  2,  1072  No.  136. 

•V1)  Dasz  sie  trotz  der  Verpfändung  Sinzigs  vom  Reiche  aufrechtcrbalten 
worden  war,  zeigen  z.  B. 

1334  Jan.  20.  — 1.  c.  2,  1057  No.  122,  123,  124. 

Ludwig  IV.  1335  Febr.  17.  — Strange,  Beitr.  10,  134  No.  2. 

6I)  cfr.  Karl  IV.  134«  Ilecbr.  2.  — 1.  c.  10,  135  No.  4. 

137.3  Mai  11.  — Lac.  UB.  2,  573  Note  2 (Hiezu  cfr.  Adolf  v.  Nassau 
1297  Apr.  22.  — 1.  c.  2,  573  No.  972). 

1377  Aug.  «.  — Strange,  Beitr.  10, 140  No.  8. 

M)  Karl  IV.  1348  Decbr.  2.  — Note  51. 

**)  Karl  IV.  1353  Decbr.  20.  — 1.  c.  10,  136  No.  5. 

M)  Karl  IV.  1353  Decbr.  20.  — N.  A.  8,259  No.  56. 
idem  1366  Juli  20.  — Strange,  1.  c.  10,  137  No.  6. 
idem  1376  Mai  31.  — 1.  c.  10,  139  No.  7. 

“)  Karl  IV.  1376  Juli  8 — N.  A.  8,  27«  No.  20G. 
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Sohn  und  Nachfolger  Wenzel,5“)  der  die  Dienste  jener  Vassallen 
noch  für  sich  in  Anspruch  nahm,  „wie  wol  sie  auch  ere  lcene 
von  den,  die  sulche  lant,  sloss  ind  gute  von  uns  und  dem  riche 
in  phandes  weise  innehetten,  zu  leene  voirmals  entfangen 
hetten.“*7)  So  gänzlich  also  wie  bei  Boppard  und  Oberwesel58) 
war  das  Keichsoberhanpt  noch  nicht  verdrängt,  sei  es  nun  dasz 
die  Sinziger  Vassallen  es  verstanden,  dem  Willen  Jiilichs  zuwider 
den  früheren  Zusammenhang  mit  dem  Herrscher  nicht  völlig  auf- 
hören zu  lassen,  sei  es  dasz  letzterer  selbst  einen  Eingriff 
in  wohlerworbene  Befugnisse  Dritter  nicht  scheute,  nur  um  nicht 
jeglichen  Einflusses  verlustig  zu  gehen.  Stand  er  doch  auch 
mit  der  Stadt  Sinzig  als  solcher  in  Beziehung:  während  Ludwig  IV. 
ihre  Privilegien  bestätigte  wie  einen  ihr  verliehenen  Markt  in 
eine  andere  Jahreszeit  verlegte,59)  wurden  ihr  späterhin  von 
Reichs  wegen  Dienste  auferlegt.80)  Wie  früher  heiszt  sie  in 
königlichen  Urkunden  „oppidum  nostrum  et  imperii,“81)  ja,  noch  im 
Jahre  1 3 5 1> aa)  wird  sie  von  Karl  IV.  „oppidum  ad  nos  et  im- 
perium  immediate  spectans“  genannt,  in  dessen  Siegel  der  auf- 
wärtsstrebende Reichsadler  an  die  ehemalige  Reiclisunmittelbar- 
keit  gemalmte.85) 


**)  Wenzel  1380  Mürz  18.  — Strange,  1.  c.  10,  uo  No.  9. 

SIJ  Wenzel  1379  Febr.  97.  — Winkelmann,  Acta  2,035  No.  973. 

M)  cfr.  pag.  98  Note  41  ff. 

M)  Ludwig  IV.  1335  Febr.  9.  — Lac.  UB.  3,63  Note  2. 

“’)  Karl  IV.  1375  Septbr.  10.  — 1.  c.  3,  672  Note  1.  — cfr.  1390  Decbr. 
10.  — Günther  3,882  No.  622. 

“')  Ludwig  IV.  1337  Juli  8. — Lac.  UB.  3,251  No.  311.  — cfr.  Karl  IV. 
1348  Jan.  19.  — I.  c.  3,  365  No.  455:  oppidum  nostrum. 

Karl  IV.  1356  Juli  20.  — Note  54. 

M)  Kndrulut,  1.  c.  Tafel  14  No.  22;  Tafel  15  No.  23. 


Werminghorf,  Die  Verpfändungen  d.  mittel-  u.  nie  Jerrh.  Rcieh««tadte.  1 0 
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III.  Duisburg. 

§.  1.  Geschichte  Duisburgs  bis  zum  Jahre  1368. 

Duisburg,  dessen  Pfalz  den  deutschen  Herrschern  vornehm- 
lich des  sächsischen  Hauses  oftmals  Aufenthalt  gewährt,1)  war 
nebst  Kaiserswerth  und  dem  thüringischen  Saalfeld  von  Heinrich  II. 
— wir  wissen  nicht  genau  in  welchem  Jahre  — an  Ezzo,  den 
Pfalzgrafen  bei  Rhein,  überlassen  worden:4)  es  sollte  ihn  ent- 
schädigen für  seinen  Verzicht  auf  die  Krone,  zugleich  belohnen, 
weil  er  den  lange  bekämpften  König  anerkannt  hatte.  Bis  zum 
Jahre  1045  blieb  es  in  den  Händen  der  pfalzgräflichen  Familie;3) 
als  Heiurich  III.  Ezzos  dritten  Sohn  zum  Herzog  von  Schwaben 
erhob,  wurde  Duisburg  wieder  dem  Reichsgute  einverleibt,4) 
welchem  es  freilich  1065  von  neuem  entfremdet  wurde.3)  Gleich- 
wohl scheint  auch  diese  Dahingabe  an  das  Erzstift  Bremen  von 
nur  kurzer  Dauer  gewesen  zu  sein:  kein  Zweifel,  dasz  Duisburg 
der  Reichsgewalt  unterstand,  als  Lothar  von  Supplinbnrg“)  das 
uralte  Nutzungsrecht  der  „cives  regie  ville  nostre  Dusburch“  an 
dem  dortigen  Reichswalde  bestätigte.7) 

Für  die  Gemeinde  brachte  vielmehr  erst  das  13.  Jahrhundert 
den  Verlust  der  Reichsunmittelbarkeit.  Es  bleibe  dahinge- 
stellt, ob  ihre  Versetzung,  wie  sie  Philipp  von  Schwaben 


•)  Dio  Belege  bei  Lacomblct,  Archiv  3,  101. 

*)  Fundatio  n:on.  Brunw.  c.  13.  — Pertz.  Archiv  12. 167  f.  — Pie 
Cliron.  reg.  Colon.  Codd.  B 1.C2.  (ed.  Waitz 34)  berichtet  es  zum  Jahre  1011. 
cfr.  Usinger  bei  Hirsch.  Heinrich  II.  1,  451  ff. 

*1  Wenn  bereits  ans  der  Zeit  Konrads  II.  Duisburger  Denare  erhalten 
sind  (cfr.  Bresslau,  Konrad  II.  2,  33S  Note  2),  so  war  das  Miinzregal  jeden- 
falls dem  Könige  geblieben. 

4)  Fundatio  c.  27.  — l.c. pag.  ISO.  — cfr. Steindorf f, Heinrich III.  1, 326. 
*1  Heinrich  IV.  1065  Oetbr.  16.  — Lac.  L'B.  1,  133  No.  205. 

•)  Lothar  1129  März  8.  — 1.  c.  1,200  No.  305. 

*)  cfr.  Konrad  III.  1145.  — 1.  c.  1,242  No.  353. 

1156  — 1.  c.  1,264  No.  382. 

Friedrich  I.  1166  Dccbr.  28.  — 1.  c.  1,295  No.  424,  — etc.  etc. 
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dem  Herzog  von  Brabant  verbriefte,* **))  jemals  in  Kraft  trat: 
eine  städtische  Urkunde  von  120'J9)  beweist,  dasz  zur  Zeit  die 
Bürgerschaft  allein  dem  Könige  untergeben  war.  Seit  dem 
Jahre  1248  aber  änderte  sich  ihre  Lage:  von  Wilhelm  von 
Holland10)  an  Walram  von  Limburg  verpfändet,  ging  mit  dessen 
Anspruch  an  das  Reich  Duisburg  in  den  Besitz  seines  Schwieger- 
sohnes, des  Grafen  Reynald  von  Geldern,  über.  Wann  cs 
allerdings  dem  Könige  zurückgegeben  wurde,  läszt  sich  nicht 
mehr  mit  Sicherheit  bestimmen.  Man  möchte  glauben,  bald 
nachdem  Rudolf  von  Habsbnrg11)  dem  Pfandbesitzer  das  Eigentums- 
recht des  Reiches  an  Duisburg  ins  Gedächtnis  zurückgerufen. 
Allein  einer  solchen  Annahme  scheint  zu  widersprechen,  dasz 
erst  im  Jahre  12901*)  der  Herrscher  die  Einwohner  seines  „spe- 
ciale  defensionis  patrocinium“  versicherte.  Andrerseits  war 
gerade  in  den  80er  Jahren  des  13.  Jahrhunderts  der  geldrische 
Besitz  nicht  ohne  Nebenbuhler:  von  Berg  und  Brabant  sah 
Reynald  das  Erbe  seiner  Gemahlin  bedroht;  um  es  zu  schützen, 
verband  er  sich  mit  dem  mächtigen  Siegfried  von  Köln.  Wenn  nun 
letzterer  im  Jahre  12871*)  den  Duisburgern  eine  Erleichterung 
vom  erzbischöflichen  Zoll  zu  Nensz  gewährte,  liegt  es  nicht  nahe, 
die  Begründung  darin  zu  suchen,  dasz  man  die  Stadt,  weil  damals 
noch  geldrisch,  zur  eifrigen  Unterstützung  ihres  Herren  wie 
seines  Bundesgenossen  anzuspornen  gedachte?  Die  Schlacht  bei 
Worringen  am  5.  Juni  1288  entschied  zu  Ungunsten  Reynalds 
und  Siegfrieds.  Bald  darauf  gehen  die  Bürger  mit  dem  Grafen 
von  Berg  einen  Vertrag  zum  Zwecke  gegenseitigen  Rechts- 
schutzes ein:14)  gewisz  hatte  Reynalds  Niederlage  zugleich  seine 
Herrschaft  über  Duisburg  gelockert;  ja,  wir  werden  vielleicht 
sagen  dürfen,  dasz  sie  die  Reichsstadt  zu  ihrem  „wahren  Herren“, 
dem  Könige,  zurückkehren  liesz,  vermutlich  ohne  dasz  dieser 


*)  Philipp  1204  Novbr.  — Dumont,  Corps  dipl.  1*,  181  Xo.  245. 
cfr.  pag.  54  Note  37. 

•)  1209  — Lac.  UB.  2,  17  Xo.  29.  — cfr.  Otto  IV.  1213  Febr.  3.  — 
Kleine,  Dipl.  Duisb.  11  No.  4. 

,0)  Wilhelm  v.  Holland  1248  Apr.  29.  — Ernst,  Hist.  du  Limbourg  0,242. 
■')  Rudolf  v.  Habsburg  1282  Juni  19.  — Lac.  UB.  2,  451  No.  705. 

'*)  Rudolf  v.  Habsburg  1290  Febr.  18.  — 1.  c.  2,520  No.  883. 

**)  1287  Febr.  5.  — 1.  c.  2,  488  No.  823. 

'*)  1288  Aug.  9.  — 1.  c,  2,500  No.  845. 

10* 
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die  Forderung  Gelderns  an  das  Reich  noch  zu  tilgen  nötig  ge- 
liaht hätte.**) 

Kaum  ein  halbes  Jahr  jedoch  nach  der  bereits  angeführten 
Urkunde  Rudolfs  wurde  Duisburg  von  neuem  der  Gewalt  eines 
Groszen  unterworfen:  Graf  Dietrich  VII.  von  Cleve  (1275 — 1305), 
der  mit  der  Nichte  des  Habsburgers  sich  vermählte,  ward  sein 
Gebieter,10)  da  die  vereinbarte  Mitgift  Margarethens  von  Kiburg 
nicht  hatte  erlegt  werden  können.  Dietrich  VIII.  (1305—1347) 
bereits  entschlng  sich  der  Reichspfandschaft:  als  Heiratsgut 
seiner  Schwester  stellte  er  sie  1312,:)  dem  Grafen  Adolf  von 
Berg  (1308—1347)  anheim,  dessen  kinderlose  Ehe  freilich  ihren 
Rückfall  an  Johann  von  Cleve  (1347 — 1308)  bedingt  zu  haben 
scheint."1)  Und  als  endlich  auch  dieser,  ohne  Nachkommen  zu 


**)  Wir  glauben  nicht  eingehen  zu  sollen  auf  die  Urkunden  von  12*8 
Mai 23. — < 'ompte-rendn de la conimission  royale  d'liistoire  16,62;  Jan  Heelu  cd. 
AVillems  439  No.  96  und  12*9  Octbr.  15.  — Dumnut,  Corps,  dipl.  I*,  26* 
No.  505;  .Jan  Heelu  ed.  Willems  502  No.  140;  504  No.  141,  da  sie  nicht  mit 
zwingenden  Gründen  auf  Duisburg  bezogen  werden  können,  obgleich  dieses 
auszer  durch  Willems  auch  durch  Ernst,  Hist,  du  Limbourg  4,  4*0  Note  1, 
562  f.,  Ennen,  Wahl  Adolfs  v.  Nassau  16,  und  endlich  Wauters,  Table 
ehronologique  6,  2*3  ff.,  geschehen  ist. 

**)  Kudolf  v.  Ilabsburg  1290  Juli  6.  — Lac.  UB.  2,  533  No.  *93. 

”)  1312  Mürz  31.  — 1.  c.  3,  *1  No.  113. 

**)  Tesche  mancher.  Ann. Oliv.  150  erzählt:  Theoderieusvero  nominis  IX 
(Nach  Voigtel-Cohn,  Stammtafeln  1,  No.  212a  Dietrich  VIII.),  comes 
Cliviae  26.  anno  1325  praeterea  a Ludovico  IV.  Bavaro  imperntorc  totius 
Westfaliae  vicarius  declaratus.  eidemque  pignoris  reluitio  (Duisburgs  aus 
bergischem  Besitz)  concessa  est.  Borhock,  Gesell,  d.  St.  Duisburg  46  (An- 
hang z.  Gesch.  der  Länder  Cleve,  Mark  etc.  Bd.  2)  hat  dies  so  verstanden, 
als  sei  Dietrich  VIII.  im  Jahre  1325  dio  Auslöse  Duisburgs  gestattet  worden; 
im  Jahre  1336  hat  Dietrich  nach  Borhecks  Worten  der  Stadt  einige  Brau- 
gerechtsame zugestanden.  Gengier,  Cnd.  iur.  municip.  1,953  No.  40  ist 
ihm  gefolgt.  — B orhecks  Ausführungen  sind  unzulässig : noch  1346  Septbr.  9. 
— Kleine,  I.  c.  50  No.  26  ist  Adolf  v.  Berg  Herr  der  Stadt,  an  welche  er 
dio  liraugerechfsamc  verpachtet.  Seines  Hechtes  an  Duisburg  wird  noch  im 
Jahre  1347  gedacht:  Ludwig  IV.  (1347  Septbr.  1. — Lac.  UB.  3,  359  No.  446.) 
verpfändet  Duisburg  an  Johann  v.  Cleve,  „volentes  tarnen,  qnod  per  predictam 
obligationem  . . . iuri  comitis  Adolfi  de  Monte  et  collateralis  suo  quoad 
vitam  ipsorum  minime  derogetur  nec  preindicium  aliquod  gencretur*.  Diese 
Urkunde  scheint  Tcschenm  acher  bekannt  gewesen  zu  sein,  zumal  seine 
letzten  Worte  nicht  auf  das  Jahr  1325  zurückbezogen  zu  werden  brauchen.  — 
cfr.  pag.  12  Note  44  ff. 
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hinterlassen,  verschied,  trat  der  Solm  seiner  Nichte  und  Adolfs  II. 
von  der  Mark.  Engelbert  III.  (1368 — 1301),  seine  Erbschaft  an. 

Von  seiten  der  deutschen  Könige  blieb  während  dieses  Zeit- 
raums die  Inhaberschaft  der  Grafen  von  Cleve  wie  ihrer  Nach- 
folger nicht  unbehelligt:  wie  Adolf  von  Nassau  suchten  alle  bis 
auf  Karl  IV.  herab  ihren  Gönnern  und  Günstlingen  Duisburg 
zu  überweisen,  — Bestrebungen,  die  gleichwohl  bei  dem  engen 
verwandtschaftlichen  Zusammenhang  der  rheinischen  Dynasten- 
geschlechter immerdar  erfolglos  waren.1®) 


§ 2.  Die  Beziehungen  der  Pfandinhaber  zu  Duisburg. 

Man  wird  keineswegs  sagen  dürfen,  dasz  Duisburg  be- 
dingungslos der  Gewalt  der  Pfandinhaber  ausgeliefert  worden 
sei.  Noch  bevor  ja  die  Verfügungen  Wilhelms  von  Holland  und 
Rudolfs  von  Habsburg  in  Kraft  traten,  hatte  ein  jeder  der 
beiden  Könige  die  Privilegien  des  Gemeinwesens  erneuert, su) 
deren  Beachtung  überdies  der  Pfandvertrag  des  Jahres  1248  selbst 
dem  Herzoge  von  Limburg  zur  Pflicht  machte.  Und  wie  er®1) 


*•)  Wir  geben  im  Folgenden  eine  Zusammenstellung. 

Adolf  v.  Nassau  1202  Apr.  27.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,  320  No.  307. 

idem  1202  Septbr.  13.  — 1.  c.  3,334  No.  372. 

idem  1202  Octbr  4.  — 1.  c.  3,341  No.  370. 

idem  1202  Octbr.  25.  — Lac.  DB.  2,  5f>4  No.  035. 

idem  1202  Septbr.  22.  — Jan  Heelu  ed.  Willems  502. 

Albrecht  1300  Juli  20.  — Jan,  Brab.  Yecsten  ed.  Willems  1,  720. 
Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  — Lac.  UB.  3,50  No.  08. 
Ludwig  IV.  1314.  — Schuten,  Ann.  Paderborn.  2,230  (Zur  Kritik 
cfr.  Kopp,  Heichsgeschichte  4,  2,00  Note  0).  Adolf  v. Berg  hatte  sich  zunächst 
an  Johann  v.  Böhmen  angeschlosseu  (1314  Febr.  1. — Lac.  UB.  3,91  No.  125), 
trat  aber  dann  auf  Seite  Ludwigs  d.  Bayern  (1314  Septbr.  20.  — Winkcl- 
mann.  Acta  2,778  No.  1 1 10). 

Ludwig  IV.  1330  Aug.  10.  — Lac.  UB.  3,  248  No.  306. 

Karl  IV,  1362  Septbr.  8.  — Ludcwig,  Rel.  Mss.  10,  56  No.  8. 
s")  Wilhelm  v.  Holland  1248  Mai  1.  — Lac.  UB.  2,  172  No.  330. 
idem  1248  Mai  4.  — 1.  c.  2,  173  No.  331. 

Rudolf  v.  Habsburg  1290  Febr.  18.  — 1.  c.  2,  526  No.  883. 
ai)  1250  Dccbr.  21.  — 1.  c.  2,  192  No.  364. 
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anerkannten  auch  Reynald  von  Geldern,**)  Dietrich  VII.,**) 
Johann  von  Cleve*4)  und  endlich  Engelbert  III.*8)  durch  die 
Bestätigung  aller  der  Stadt  erteilten  Freiheiten  die  in  ihnen 
enthaltene  Beschränkung  ihrer  Macht.  Des  öfteren  ferner  wird 
den  Bürgern  versichert,**)  dasz  sie  weder  einzeln  noch  in  ihrer 
Gesamtheit  zur  Tilgung  der  fürstlichen  Schulden  herangezogen 
werden  sollen,  mochte  auch  dies  Versprechen  namentlich  unter 
dem  stets  geldbedürftigen  Walram  von  Limburg  nicht  immer 
innegehalten,*7)  durch  Bedrückungen  der  Gemeinde  von  seiten 
der  Gläubiger  Dietrichs  VII.  sogar  ein  Einschreiten  Rudolfs 
von  Habsburg*")  zu  ihren  Gunsten  herbeigeführt  werden.  Den 
Einwohnern  bleibt  das  Recht,  im  benachbarten  Reichswalde  je 
nach  Bedarf  Holz  zu  fällen  und  Steine  zu  brechen,30)  während 
gleichzeitig  der  hierauf  bezüglichen  Jurisdiktion  der  Hyen  und 
Wald-  oder  Holzgenossen®0)  kein  Abbruch  geschah.  Selbständig 
regelte  Duisburg  seine  innere  Verwaltung:  nicht  allein  erhob 
es  von  seinen  Insassen  nach  eigenem  Ermessen  Steuern  und 
Accise,  sondern  es  war  auch  befugt,  städtische  Ordnungen,  die 
sogenannten  Küren,  zu  erlassen  wie  die  für  deren  Übertretungen 
festgesetzten  Geldbuszen  von  den  Schuldigen  einzutreiben.  Ent- 
schlossen tritt  es  den  Ansprüchen  des  Pfandinhabers  auf  Be- 
sitzungen entgegen,*1)  die  es  von  Limburg  zum  Geschenke  er- 
halten.**) Wie  ein  unabhängiges  Gemeinwesen  führte  es 


”)  1280  März  22.  — 1.  c.  2, 435  No.  738.  [m  Folgenden  ist  diese  um- 
fassende Urkunde  nicht  bei  jeder  einzelnen  Behauptung  angeführt.  Dasz 
sie  noch  im  14.  Jahrhundert  zu  Recht  bestand,  erbeilt  daraus,  dasz  Johann 
v.  Cleve  (Note  24)  den  Duisburgern  alle  Privilegien  bestätigte,  „soe  woe 
end  in  wat  manieron  die  . . . geghcven  syn  van  keyseren,  van  coninghen, 
van  grcvcn  van  Gelren  end  van  greven  van  Cleve“. 

**)  1290  Septbr.  6.  — Teschenmacher,  1.  c.  Cod.  dipl.  14  No.  6,  cfr. 
üengler,  1.  c.  1,951  No.  23. 

sl)  1306  Aug.  1.  — Kleine,  1.  c.  62  No.  31. 
al')  1369  März  31.  — 1.  c.  75  No.  36. 

W)  cfr.  1273  Aug.  23.  — Lac.  UB.  2,  372  No.  634. 

1290  Septbr.  6.  — 1.  c 2,535  No.  895. 

cfr.  1280  März  22.  — 1.  c.  2,  437  No.  739. 

**)  Rudolf  v.  Habsburg  1291  Juni  2.  — 1.  c.  2,  543  No.  911. 

=»)  cfr.  1260  Decbr.  21  (Note  21)  und  12so  März  22  (Note  22). 

*’)  cfr.  Riibel,  Beitr.  zur  Gesch.  Dortmunds,  2/3.  146  ff. 

”)  ca.  1290.  — Kleine,  1.  c.  38  No.  18. 
n)  1278  Juni  10.  — Lac.  UB.  2,  418  No.  715. 


Digitized  by  Google 


151 

Kriege,“3)  ging  es  mit  benachbarten  Herren  und  Städten  Verträge 
und  Bündnisse  ein,34)  die  in  dem  ausdrücklichen  Zugeständnisse  der 
Dynasten35)  ihre  Rechtfertigung  finden  mochten,  deren  nur 
eines,3®)  soweit  wir  sehen,  durch  den  Zusatz  „parte  ex  utraque 
in  singulis  premissis  regali  et  imperiali  cuiuslibet  iure  salvo“, 
auf  die  den  Bürgern  übergeordnete  Herrschaft  binzudeuteu 
scheint.  Es  ist  bezeichnend,  dasz  im  Jahre  131 2:l7)  Adolf  von 
Berg  die  Einung  wiederholte,  die  12883s)  sein  Oheim  mit  Duis- 
burg vereinbart  hatte:  beide  Teile  bestellen  wie  einander  Gleich- 
geordnete  ein  Schiedsgericht,  um  von  diesem  etwa  sich  erhebende 
Miszhelligkeiten  schlichten  zu  lassen. 

In  der  Reibe  der  Besitzer  Duisburgs  nehmen  Reynald  von 
Geldern,  Dietrich  VII.  von  Cleve  und  Adolf  von  Berg  einen 
besonderen  Platz  ein.  Wenn  wir  uns  erinnern,  dasz  die  Reichs- 
stadt sei  es  das  Erbe  ihrer  Gemahlinnen  bildete,  sei  es  für 
ihre  Mitgift  haftete,  sei  es  endlich  letztere  ersetzte,  wird  es  be- 
greiflich, dasz  auch  den  Fürstinnen  bestimmte  Rechte  an  dem 
Pfand  zuerkannt  waren,  denen  sie  hin  und  wieder  durch  ge- 
meinsam mit  dem  Gatten  ausgefertigte  Urkunden  Ausdruck  zu 
geben  vermochten. 3#)  Und  diesem  Verhältnis  wird  auch  ander- 
wärts Rechnung  getragen:  Albrecht  befahl  129940)  den  Bürgern, 
der  Gräfin  Margarethe  wie  ihren  Kindern  zu  gehorchen,  sie 
selbst  empfing  von  ihrem  Sohne  eine  neue  Ausstattung,  als  sie 
zu  Gunsten  der  Tochter  auf  die  anstelle  der  Mitgift  verpfändete 
Gemeinde  verzichtet;41)  Ludwig  der  Bayer  schlieszlich  wollte 


**)  1307  Juni  5.  — Kleine,  1.  c.  46  No.  22. 

J‘)  cfr.  1302  Decbr.  27.  — 1.  c.  44  No.  21. 

1317  Juni  30.  — Quell,  d.  St.  Köln  4,40  No.  46. 

1338  Octbr.  2.  — Kleine,  1.  c.  52  No.  25. 

1360  Mai  3.  — 1.  c.  50  No.  29. 

“)  efr.  1290  Septbr.  6 (Note  26)  und  1280  März  22  (Note  22). 

*•)  1349  Septbr.  13.  — Kleine,  1.  c.  56  No.  27. 

*’)  1312  Decbr.  29.  — Lac.  UB.  3,81  Note  2. 

■■'*)  1288  Aug.  9.  — 1.  C.  2,500  No.  845,  — cfr.  pag.  147  Note  14. 

")  cfr.  1280  März  22.  — Noten  22,  27. 
ca.  1290.  — Note  31. 

1346  Septbr.  9.  — Kleine,  1.  c.  55  No.  26. 

“’)  Albrecht  1299  Juni  8.  — Lac.  UB.  2,  600  No.  1024. 

41)  1312  März  31.  — 1.  c.  3,  81  No.  113.  — cfr.  1312  Juli  20.  — Nijhoff, 
Gedenkwaardigheden  1, 136  No.  137. 
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im  Jahre  13474S)  den  lebenslänglichen  Anspruch  wie  des  Grafen 
so  der  Gräfin  von  Berg  an  Duisburg  nicht  gefährdet  wissen. 
Naturgemäsz  wurde  hiedurch  die  Stellung  jener  Groszen  gegen- 
über derjenigen  der  übrigen  etwas  modifiziert:  ihr  Besitz  am 
Objekte  war  zunächst  dadurch  bedingt,  dasz  es  als  Erbteil 
oder  Eingebrachtes  ihrer  Frauen  in  ihre,  der  Ehevögte.  Hand 
und  Verwaltung  gelangte.'3) 

Welcher  Art  aber  waren  die  Rechte  der  Dynasten? 

Kraft  königlicher  Bevollmächtigung  hatten  sie  „regnum  et  gu- 
bernationem  civitatis  Dusburgensis“  übernommen/4)  um  sie  ihrer 
und  ihrer  Erben  „Herrschaft  und  Fürsorge“  zu  unterwerfen.45) 
Sie  sprachen  von  den  „fideles  ac  dilecti  nostri  oppidani  Dus- 
burgenses“  :4*)  Duisburg  ist  ihnen  „onser  lyeve  stat,  die  wy  van 
dem  ryke  hebben“.45)  Kein  Zweifel,  dasz  ihnen  die  Einwohner- 
schaft den  Huldigungseid  leistete,  dessen  Wortlaut  vielleicht  schon 
in  unserer  Epoche  einen  Hinweis  auf  die  Rechte  des  Reiches 
enthielt,  den  erst  der  grosze  Kurfürst  im  Jahre  1666  beseitigte, 
nachdem  er  mit  dem  Herzogtum  Cleve  auch  die  ehemalige  Reichs- 
stadt seinem  Staate  eingegliedert  hatte.4*) 

Die  Fürsten  waren  weiterhin  befugt,  von  dem  Gemeinwesen 
Kriegsdienste  zu  fordern,  wenngleich  dieses  bereits  im  13.  Jahr- 
hundert die  Erfüllung  eines  jeden  derartigen  Ansinnens  von 
seinem  Urteil  abhängig  zu  machen  wnszte:4®)  wir  sehen,  wie 
im  Jahre  1351*°°)  sein  Aufgebot  als  Teil  der  gesamten  elevischen 
Kriegsmacht  zur  Sicherung  eines  Landfriedens  verpflichtet  wurde. 
Der  Pfändinhaber  war  zugleich  Herr  des  städtischen  Gerichtes, 
dessen  Schöffen  von  ihm  die  Bestätigung  ihrer  Wahl  naclizu- 

4S)  Ludwig  IV.  1347  Septbr.  1.  — Note  IS.  — cfr.  Ludwig  IV.  1314 
Decbr.  5.  — Lac  ÜB.  3,  los  No.  144. 

43J  cfr.  Heusler,  Institutionen  2, 379  ff. 

4‘)  1290  Septbr.  6.  — Note  23. 

4S)  ca.  1290.  — Note  31:  regimen  et  cura. 

40)  cfr.  1277  Aug.  1.  — Lae.  UB.  2,  411  No.  703. 

1300  Decbr.  fl.  — Kleine,  1.  c.  41  No.  20. 

4;)  131)6  Aug.  1.  — Note  24. 

4,1  cfr.  Stiefel,  Beitr.  z.  Gesell,  d.  St.  Duisburg  2,31. 

4”)  cfr.  12 SO  Marz  22.  — Note  22:  „Item  ab  omni  expeditione  ipso» 
clamninus  ijuitos,  nisi  motu  proprio  et  libera  voluutate  nobis  velint  subvemrc 
super  hoc  requisiti.“ 

»J  1359  Jan.  25.  — Nijhoff,  1.  c.  2, 109  No.  S9. 
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suchen  hatten,  dessen  Vorsitzenden  er  ernannte,  um  durch  ihn 
nicht  allein  nach  altem  Herkommen  entscheiden,  sondern  auch 
für  sich  die  Gerichtsgefälle  erheben  zu  lassen:''1)  sein  Wille 
bestimmte,  wann  der  Schuldige  an  Leib  und  Leben  gestraft 
werden  sollte.55) 

Reicher  ist  die  urkundliche  Überlieferung  für  die  Erkenntnis 
der  Einkünfte,  die  seine  Kasse  aus  Duisburg  bezog. 

Während  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  bereits 
hatten  die  Abgaben  der  Bürgerschaft  an  den  König  mehr  den 
Charakter  nur  von  Zeit  zu  Zeit  erhobener  als  regelmäsziger 
und  an  Umfang  sich  gleichbleibender  Geldleistungen  getragen. 
Es  lag  nahe,  diese  günstige  Lage  zur  völligen  Bedefreiheit  dem 
Pfandinhaber  gegenüber  auszugestalten:  und  in  der  That  scheint 
alles  dafür  zu  sprechen,  dasz  die  Gemeinde  keinem  ihrer  Herren 
Steuern  zu  entrichten  pflegte,58)  so  wenig  auch  hiedurch  die 
Möglichkeit  eines  auszerordentlichen  servitium  pecuniarum  aus- 
geschlossen zu  sein  brauchte.51) 

So  sehen  sich  die  Dynasten  angewiesen  zunächst  auf  den 
Zins  der  Judenschaft  wie  vermutlich  auch  der  Lombarden,55)  die 
Bezüge  vielleicht  eines  freilich  nur  zu  bestimmten  Zeiten  des 

51)  !2so  Marz  28.  — Note  22:  „Promittimu*  quod  iudex,  quem  ipsi 
civitati  et  civibus  pro  tempore  preficimus,  ipsi*  compctens  onmia  iura  civitatis 
et  civium  iufra  et  extra  civitatem  secundum  diffinitionem  et  sentcntiam  aca- 
binorum  Dusburgensium  conscrvabit  et  sontentiabit,  et  ultra  nichil  requiret 
secundum  quod  lmctenus  ibi  est  cotisuetum“.  Weiterbin:  „quod  si  defectua 
alieuius  scabini  fuerit  in  eadem  civitate  per  mortem  vel  ex  alia  causa 
quacunque.  alium  per  libcram  electioncm  scabinorum  Dusburgensium  nobia  ve* 
nostro  iudici  presentatum  laudabimus  et  per  advoeatum  Dusburgeusem  faci- 
emus  coniirmari“.  — (cfr.  WUhelui  v.  Holland  124»  Mai  4.  — Note  20.) 

5,J  Weistum  bei  Lacomblet,  Archiv,  3,259  §5:  „Wert  aake  datdiehere 
lüde  ontlifeu  solde,  bangen  oder  räderen,  so  aal  die  meier  vurs.  den  bereu  op 
die  stat  levereti  galgen  uu  räderen“. 

M)  cfr.  12H0  März  22.  — Note  22:  „Item  nullas  exactiones,  precarias 
vel  scotum  contra  ipsos  vel  aliquom  ipsorum  civium  faciemus“.  — Fiir  die 
Steuerfreiheit  Duisburgs  unter  cleviscber  Herrschaft,  glaubt  sich  auch  Niep- 
mann, .Staatssteuern  in  Cleve  und  Mark  21  f.  entscheiden  zu  sollen. 

“)  cfr.  1277  Aug.  1.  — Lac.  UB.  2,  411  No.  703. 

13GG  Septbr.  8.  — Kleine,  1.  c.  70,  No.  33. 

**)  Juden  und  Lombarden  in  Duisburg  werden  erwähnt  1280  März  22. 
— Lac.  UB.  2.437  No.  739;  ein  Lombarde  schlieszt  1349  Octbr.  81  — 
Kleine,  1.  c.  57  No.  28  mit  der  Stadt  einen  Vertrag. 
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Jahres  ertragsfälligen  Marktzolles **)  und  der  ehemaligen  Reichs- 
zullstatte  unter  dem  Walde,'7)  welch’  letztere  ursprünglich  wohl 
einen  Bestandteil  des  Pfandes  bildete,*®)  späterhin  jedoch,  aus 
dieser  Verbindung  gelöst,  dem  Fürsten  als  Reichslehen  zuerkannt 
wurde,"1)  gewisz  zum  Vorteile  der  Beliehenen  selbst,  zumal  sie 
jetzt  je  nach  Belieben  die  Erhebungsstelle  an  einen  ihnen  ge- 
eigneter dünkenden  Platz  verlegen  konnten.*'*) 

Sie  waren  endlich  Besitzer  des  Reichshofes  zu  Duisburg, 
des  lokalen  Mittelpunktes  für  die  Verwaltung  des  Reichswaldes®1) 
wie  einer  Reihe  von  Grundstücken,  die  zum  Teil  von  hier  aus 
bewirtschaftet  wurden,  während  von  anderen  Zinse,  sei  es  in 
Geld,  sei  es  in  Naturalien  gezahlt  werden  muszteu.®5)  Zube- 


**)  cfr.  Johann  v.  Böhmen  1314  Febr,  1.  — Lac.  UB.  3,  91  Xo.  125:  .Ad 
maiorem  ctiarn  gratie  et  ftivoris  rumuluin  duo  thelonea  forensia  predicto 
oppido  pertinentia,  quc  suis  temporibus  anno  quolibet.  recipi  ct  per  quatuor 
septimanas  duraro  consueverunt,  iungenius  (zu  Gunsten  Adolfs  v.  Berg)  in 
unuui  et  addeiuus  quatuor  scptiwanas  de  gratis  speciali,  ita  quod  dictorum 
theloncorum  receptio  in  feste  beati  Remigii  (Octbr.  1)  annis  singulis  incipiat 
et  per  duodecim  septimauas  oontinuas  perseveret“.  Ob  das  Versprechen  selbst 
Ton  einem  deutschen  Könige  erneuet  t wurde,  liiszt  sieh  nicht  mehr  bestimmen. 
”)  cfr.  Braunholtz,  Reichszollwesen  26. 

“)  cfr.  1273.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,  56  Xo.  77. 

1279  Aug.  2».  — Lac.  UB.  2,  427  No.  728. 

*•)  cfr.  Ludwig  IV.  1347  Septbr.  1.  — 1.  c.  3,359  No.  446. 

Karl  IV.  1349  Febr.  19.  — 1.  c.  3,  380  Note  2. 

idem  1362  Septbr.  8.  — Ludewig,  Rel.  Mas.  10,  56  No.  8 bezeichnet  sie 
allerdings  wieder  als  Pertinenz  der  Reichspfandschaft,  doch  zur  Kritik  dieser 
Urkunde  cfr.  pag.  63  Note  71  ff. 

“)  cfr.  Ludwig  IV.  1324  Jan.  28.  — Lac.  UB.  3, 169  No.  199. 
idem  IV.  1344  Septbr.  17.  — 1.  c.  3,  324  No.  412. 

In  dem  ersten  Diplom  gestattet  er  die  Verlegung  nach  Düsseldorf ; nach 
dem  zweiten  wird  der  Zoll  wieder  unter  dem  Walde  bei  Duisburg  erhoben. 

1366  Aug.  1.  — Kleine,  1.  c.  62  Xo.  31.  Juhaun  v.  Cleve  spricht  von 
dem  .toi  die  onder  den  waldc  plach  te  ligghen  end  nu  tot  Buedoric  leeglit“ 
1366  Septbr.  6.  — 1.  r,  67  No.  32.  Johann  v.  Cleve  spricht  von  dem 
.toll  under  den  walde  alsoe  als  dio  gelegen  syn*. 

•')  cfr.  v.  Borries.  Die  Älteste  Geschichte  des  Duisburger  Waldes  1866. 
•ä)  cfr.  1258.  — Lac.  UB.  2,  254  No.  46s.  Walratn  v.  Limburg  bestätigt  dem 
Kloster  Düssern  .omnia  bona  suu  quc  tenent  (die  Insassen)  de  curte  regia 
apud  Dusburch  nobis  impignorata,  . . . tali  tarnen  nobis  iure  per  omnia 
conservato,  quod  nobis  censum  nostrum  debitum  ct  omnia  iura  debita  tempore 
debito  persolvere  teneantur“. 
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hürungen  des  lleiclisliofea  waren  die  Waage,  der  Karrenzoll  von 
jedem  die  Stadt  aufsuclienden  Fuhrwerk,*®)  die  Gruit,  d.  h.  die 
Braugerechtigkeit,  auf  Grund  deren  allein  das  hier  bereitete 
Bier  zum  Verbrauch  gelangen  durfte,®4)  bis  sie  1346*®)  von  den 
Bürgern  in  Pacht  genommen  ward. 

Einschneidender  jedenfalls  war  der  Verkauf  auf  Wieder- 
kauf des  Reichshofes  selbst,  den  Johann  von  Cleve,  „beheltlich 
nnss  unssen  herlichkeit.  alst  gericht,  vaeclidien  ind  den  toi  under 
den  walde  alsoe  als  die  gelegen  syn“,  im  Jahre  1366*“)  vollzog: 
nicht  allein  beträchtliche  Einnahmen  gab  er  hiedurch  dem  Käufer 
preis,  sondern  auch  das  Amt  des  Meiers  ward  diesem  zu  teil. 

Welches  aber  war  bisher  dessen  Stellung  gewesen?  Zu 
ihr  berief  ihn,  wie  wir  aus  zwei  noch  dem  14.  Jahrhundert 
ungehörigen  Weistümern  erfahren,  für  ein  Jahr  die  Wahl  der 
Hyen,  späterhin  diese  und  der  Erben,  die  jedoch  die  Bestätigung 
durch  den  Pfandherrn  Duisburgs  bedurfte. ®T)  Er  war  der  Ver- 
walter des  Reichshofes  und  seiner  Pertinenzen,  als  solcher  der 
Leiter  des  Hyengerichtes;  seiner  Jurisdiktion  unterstanden  die 
Leinen  weher, "*)  während  er  auf  Geheisz  des  Fürsten  Rad  und 


ca.  1290.  — Kleine,  1.  c.  3s  Xo.  is.  Dietrich  VII.  bestätigt  der  Stadt 
die  Schenkung  eines  Landstriches  durch  Walram  v.  Limburg,  „salvis  terris 
nostris,  quas  ad  preseus  per  nos  et  per  alios  pacifice  possidemus*. 

•*)  cfr.  Weistum  bei  Lacomble  t,  Archiv  3,  259  § 3:  „Unn  so  het  he  (der 
Meier)  den  toi  van  al  den  räderen,  die  in  die  stat  weil  comen  cleyn  unn 
groit"-  — Mit  diesem  Karrenzoll  ist  wohl  identisch  das  thcloueum  portarum, 
das  12X0  März  22.  — Lac.  UB.  2, 437  Xo.  739  erwähnt  wird. 

•')  Die  Verfügung  Albrechts  1300  Atig.  27.  — B.  Reg.  Alb.  No.  305 
war  ein  Eingriff  in  die  Rechte  Cleves. 

“)  1346  Septbr.  9,  — Kleinel.  c.  55  Xo.  20.  Der  Vertrag  wurde  1306 
Aug.  1.  — 1.  c.  72  Xo.  34  erneuert,  „doch  beheltlich  den  lyke  syns  rechten 
daeran“.  Allein  schon  am  0.  Septbr.  1300  (Xote  00)  wird  die  Gruit  unter 
den  Znbehijrungen  des  Reichshofes  wieder  aufgeführt.  I3HG  — I.  c.  55  Note  h. 
begegnet  sie  als  Wand  zu  Händen  der  Stadt 
M)  1300  Septbr.  0.  — 1.  c.  67  Xo.  32. 

m)  Weistum  bei  Lacomhlet,  Archiv  3, 259  § 1:  „Soe  wauneer  dat  ghin 
meyierenis.  tosulien  die twelf  gezwaren  hyenindcsrickshaef  einen meyer  kiesen 
unn  sullen  den  meyier  breiigen  vur  den  heren  unn  vur  die  erfen“.  § 2:  „So 
sal  die  here  den  meyier  stedigen,  unn  wanneer  dat  he  gestediget  is,  soe 
is  he  ein  vrone  op  des  heren  haef* ; — cfr.  pag.  201  § IX,  19. 

•")  cfr.  1.  c.  pag.  259  § 4;  pag.  200  § 15. 
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Galgen  in  die  Stadt  zu  liefern  hatte;"”)  genau  war  das  Maasz 
seiner  Nutzungen  am  Duisburger  Walde  bestimmt.70) 

Überaus  wenig  wissen  wir  von  den  Ubrigeu  Beamten  der 
Dynasten  zu  sagen:  urkundlich  bezeugt  finden  wir  allein  den 
iudex,  den  Schultheiszen,  als  den  Vorsitzenden  des  städtischen 
Gerichtes,  dem  das  eine  jener  Weistümer  ebenfalls  einen  festen 
Anteil  am  Reichswahl  zuerkannt  wissen  will,71)  sowie  end- 
lich den  advocatus,  von  dessen  Befugnissen  nur  der  Einführung 
der  von  dem  Pfandinhaber  bestätigten  Schöffen  Erwähnung  ge- 
schieht.7*) Kleine7**)  erblickt  in  ihm  den  Stellvertreter  des 
Fürsten  zur  Wahrung  der  landesherrlichen  Gerechtsamen,  ohne 
entscheiden  zu  wollen,  welchen  Einflusz  er  bei  der  Pflege  der 
Kriminaljustiz  übte. 

§ 3.  Die  Beziehungen  des  Reiches  zu  Duisburg. 

Als  im  Jahre  1280  Duisburg  sich  der  Hoheit  des  Grafen 
von  Geldern  unterwarf,  erhielt  die  imperialis  seu  regia  civitas 
von  dem  neuen  Machthaber  die  Zusage,  dasz  durch  ihn  die 
Rechte  des  gegenwärtig  regierenden  Königs,  ihres  wahren  Herren, 
wie  seiner  Nachfolger  keine  Benachteiligung  erfahren  sollten. 

Die  Beobachtung  also,  die  wir  bei  den  übrigen  Reichs- 
städten zu  machen  Gelegenheit  hatten,  dasz  nämlich  trotz  ihrer 
Verpfändung  nicht  jede  Verbindung  mit  dem  Reichsoberhanpt 
aufgehoben  sei.  trifft  in  gleicher  Weise  hier  zu.  Ebensowenig 
aber  wie  dort  ist  es  möglich  zu  bestimmen,  welche  Grenze  den 
Ansprüchen  der  Herrscher  gezogen  war,  wollten  sie  nicht  dem 
Gläubiger  gegenüber  sich  ins  Unrecht  setzen.  Und  auf  mannig- 
fache Weise  wuszte  man  den  letzteren  — sehen  wir  ab  von 
den  Erneuerungen  und  Erweiterungen  des  ursprünglichen  Vertrages 
— an  das  Eigentum  des  Reiches  am  Pfände  zu  gemahnen. 

Es  läszt  sich  freilich  nur  vermuten,  dasz  gerade  dies  durch  eine 
wahrscheinlich  zu  Aachen  geprägte  Münze  Adolfs  von  Nassau 
mit  der  Umschrift  „Dnsburg  regalis  civitas“  beabsichtigt  wurde:73) 

®)  cfr.  1.  c.  pag.  259  § 5.  — Note  52. 

»)  1.  c.  pag.  ‘-'60  §5  6,  7,  9,  11.  12.  11. 

1.  c.  pag.  260  § 7.  — cfr.  Note  51. 

*•)  cfr.  Note  51. 

’*•)  Kleine,  1.  c.  6S  Note  t. 

:1)  cfr.  Baombacl),  Beitr.  z.  Gesell.  Duisburgs  1,77  No.  19. 
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jedenfalls  geschah  es  durch  die  ßezeicbungen  des  Gemeinwesens 
wie  seiner  Bewohner  in  den  Diplomen  der  Könige.  Noch  heiszt 
die  Stadt  „oppidum  nostrum  et  imperii“,’4)  ihre  Insassen  sind 
.unser  nnd  des  heiligen  reiehs  lieben  getreweu“  geblieben;7') 
reiche  Belohnungen  werden  ihnen  zugesichert,  sobald  sie  gemäsz 
dem  Befehle  der  Reichsgewalt  den  Anordnungen  der  Pfandbesitzer 
sich  fügen.74)  Rudolf  von  Ilabsbnrg  schützte  sie  im  Jahre 
129  1 77)  nicht  allein  durch  das  Privilegium  de  non  irapignorando, 
sondern  auch  vor  den  Forderungen  ihres  Klerus:  ungesäumt, 
sollen  die  Geistlichen  von  ihrem  bisher  pflichtigen  Gute  Bede, 
Schosz  nnd  Kolleckte  entrichten,  um  so  den  harten  Maszregeln 
zu  entgehen,  die  er  im  Falle  ihres  Widerstrebens  angewandt 
wissen  will.74)  Wir  sehen  Albrecht7")  die  Bürger  zu  Kriegs- 
diensten heranziehen,  ihn40)  wie  später  Karl  IV.41)  ihre  Frei- 
heiten bestätigen:  sollen  wir  annehmen,  dasz  au-jj  von  seiten 
Adolfs  von  Nassau.  Heinrichs  VII.  und  Ludwigs  des  Bayern 
dies  geschehen? 

,:)  Adolf  von  Nassau  1294  Decbr.  14.  — Lac.  UB.  2,562  No.  950. 
cfr.  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  5.  — 1.  c.  3,  10«  No.  144  und  1347  Scptbr.  1. 
— 1.  c.  3,359  No.  446:  „oppidum  nostrum  Dusburgenso". 

,s)  Karl  IV.  1362  Scptbr.«.  — Ludewig,  Rel.  Mas.  10,56  No.  8. 
n)  Albrecbt  1299  Juni  8.  — Lac.  UB.  2,600  No.  1024. 

’7)  Rudolf  v.  Habsburg  1291  Juni  2.  — I.  c.  2,  543  No.  911. 

’*)  Rudolf  v.  Habsburg  1291  Juni  2.  — 1.  c.  2,  542  No.  910,  — cfr. 
Zenmer,  Städtesteuorn  «o.  Ks  ist  nicht  klar,  ob  di«  erwähnt«  Steuer  eine 
rein  städtisch«  war  oder  die  Gemeinde  von  Cleve  die  Aufforderung  zu  einer 
auszcrordentliclien  Geldleistung  empfangen  batte.  Oder  war  es  endlich  eine 
auszcrgewöhnlichc  Rciclisstcucr,  wie  im  Jalirp  1290  eine  solche  von  den  Reichs- 
städten eingefordert  wurde?  (cfr.  Zeumer,  1.  c.  137).  Man  könnte  dies  Letzter« 
annehmen,  da  di«  Urkunde  eines  „officiatus  noster  ibidem“  gedenkt,  obgleich 
in  der  verpfändeten  .Stadt  kein  königlicher  Beamter  mehr  sich  fand  und  doch 
auch  der  Graf  von  Cleve  nicht  so  genannt  werden  konnte.  Möglich  ist,  dasz 
der  Wortlaut  der  Urkunde  auf  ein  Formular  zurilckgeht,  nach  welchem  man 
auch  die  Schreiben  gleichen  Inhalts  an  nicht  verpfändete  Reichsstädte  aus- 
fertigte. 

Albrecht  1298  Scptbr.  23.  — 1.  c.  2,  593  No.  1008. 

*•)  Albrecht  129«  Aug.  28.  — 1.  c.  2,  590  No.  1002.  Unter  den  Zeugen 
begegnet  Dietrich  v.  Cleve. 

,J)  Karl  IV.  1349  Juli  27  und  1352  Scptbr.  30.  — Tcschenmacber, 
1.  c.  (’od.  dipl.  7 No.  16  append. 
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IV.  Das  Uriehsgut  uiul  der  Jiidcnsoliutz  zu  Dortmund. 

Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  wiederholen  sich  bei 
dem  Regierungsantritt  fast  eines  jeden  deutschen  Königs  die 
Versuche  der  Erzbischöfe  von  Köln,  Dortmund  dem  Territorium 
ihrer  Kirche  einzuverleiben,  um  so  eine  Verbindung  zwischen 
den  Besitzungen  am  Rhein  und  dem  Herzogtum  Westfalen  her- 
zustellen. Wir  wissen,  dasz  keine  dieser  Bestrebungen,  soweit 
sie  die  Reichsstadt  als  Ganzes  betrafen,  von  Erfolg  begleitet  war, 
dasz  der  letzte  und  heftigste  Angriff  auf  die  Freiheit  des  Gemein- 
wesens mit  der  Niederlage  Friedrichs  von  Saarwerden  endete. 

Nur  ein  einziges  Mal  sah  ein  kölnischer  Kurfürst  seine 
Wünsche,  wenigstens  in  ihrer  Beschränkung  auf  das  Reiehsgut 
und  den  Judenschutz  zu  Dortmund,  erfüllt,  Konrad  von  Hoch- 
staden,  dem  im  Jahre  1248  beides  durch  Wilhelm  von  Holland 
als  Reichspfandschaft  anheimgegeben  wurde.1)  Aber  dieser 
Vertrag  bestand  wohl  kaum  für  die  Dauer  eines  Menschenalters: 
jedenfalls  war  er  beseitigt,  als  1270  Rudolf  von  Habsburg3)  die 
Dortmunder  Kammerknechte  aufforderte,  ihre  Abgaben  den 
namhaft  gemachten  Personen  zu  entrichten,  wohingegen  er  sie 
für  anderthalb  Jahre  von  jeder  Steuer  befreien  wolle.  Bald 
darauf  gab  er  die  Dortmunder  Reichseinkünfte  wieder  preis, 
ohne  dasz  ihre  Verschreibung  an  den  Grafen  Eberhard  von  der 
Mark  diesem  wie  seinem  Geschleckte  eineu  ungestörten  Besitz 
zu  verbürgen  im  Stande  gewesen  wäre.3)  Adolf  von  Nassau 
vielmehr  gedachte  sie  zunächst  dem  kölnischen  Erzstift,4)  sodann 


')  Wilhelm  v.  Holland  1218  Pecbr.  23.  — Lac.  L'B.  2,  ITC  No.  338,  — 
cfr.  Einlage  I (pag.  1»)  Anm.  2. 

cfr.  12M  März  27.  — Kübel,  Dortra.  UH.  1,36  No.  87. 

*)  Kudolf  v.  Habsburg  1279  Juni  20.  — 1.  c.  1,88  No.  155. 
a)  cfr.  Schreiben  der  Dortmunder  an  Albreeht  1298  99.  — Koppmnnn, 
HansarezesBe  1.  40  Note  1.  — Heinrich  VII.  1310  Septbr.  2.  — Lac.  UH. 
3,  67  No.  92  bezeichnet  das  „oppidum  Treinouiense  (hiezu  cfr.  pag.62  Note  68  f.) 
cura  officio  scultotatus  et  iudei«  ibidem“  als  „Everardo  comiti  de  Mark a olim 
a nostris  predecessoribus  obligate'1. 

4)  Adolf  v.  Nassau  1292  Apr.  27.  — Quell,  d.  St.  Köln  3,  326  No.  367. 
idem  1292  Septbr.  13.  — 1 c 3,334  No.  372. 
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dem  Herzog  von  Brabant  zuzuwenden;*)  sein  Nachfolger  unter- 
stützte das  Verlangen  des  Erzbischofs  Wicbold,  sie  für  sich 
nutzbar  zu  machen,*)  bis  seine  Fehde  mit  den  rheinischen  Kur- 
fürsten ihn  einen  Helfer  in  Graf  Eberhard  finden  liesz,  dem  er 
u.  a.  den  Reichshof  von  Dortmund  von  nenem  zu  Pfand  be- 
stellte,7) zu  dessen  Gunsten  er  auch  entschied,  als  Wicbold 
gegen  die  Verfügung  des  Herrschers  Einspruch  erhob.*) 

Nicht  als  ob  es  in  der  Folgezeit  au  weiteren  Gefährdungen 
der  gräflichen  Gerechtsamen  gefehlt  hätte:  während  Heinrich  VII. 
Auslieferung  des  Pfandes  an  Heinrich  II.  von  Köln  befahl,  dem 
er  die  Ermächtigung  zur  Auslöse  erteilt,*)  übertrug  Ludwig  der 
Bayer  das  Reichsgut  samt  Zubehör  an  Dietrich  VIII.  von  Cleve:10) 
Engelbert  III.  von  der  Mark  sollte  bestraft  werden  für  seinen 
Anschlusz  an  Friedrich  den  Schönen,  durch  dessen  Unterhändler 
ihm  allerdings  nicht  unwesentlich  den  ursprünglichen  Pfandvertrag 
erweiternde  Zugeständnisse  gemacht  worden  waren.11)  Mehr  als 
vorübergehend  aber  wurden  hiedurch  die  Rechte  Engelberts 
nicht  geschädigt  :,s)  er  wie  seine  Erben  wuszten  ihren  Besitz 
zu  behaupten,  ja  trotz  der  späterhin  von  Ludwig  dem  Bayer 
und  Karl  IV.  angebahnten  Revindikationeu  zu  festigen.13) 

Das  Dortmunder  Reichsgut  bildete  einen  Komplex  zahlreicher 
je  nach  Art  und  Umfang  abgestufter  Liegenschaften;14)  seine 


*)  Adolf  v.  Nassau  1292  Septbr.  22.  — Jan  lleeln  cd.  Willems  662. 

*)  Albreclit  1298  Aug.  2s.  — Lac.  UH.  2,6s'  No.  907,  — ctc.  ctc. 

»)  Albrccht  1S00  Jan.  20.  — 1.  c.  2,615  No.  1043. 

*)  cfr.  1300  Decbr.  1.  — 1.  c.  2,  627  No.  1065. 

Albrccht  1301  Febr.  8.  — Fahne,  UB.  2, 307  No.  575. 
idem  1301  Fcbr.  8.  — Lac.  UB.  3,2  No.  3. 

*)  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  — 1.  c.  3,  50  No.  68. 
Heinrich  VII.  1310  Septbr.  2.  — I.  c.  3,67  No.  92. 
idem  1310  Septbr.  2.  — 1.  c.  3, 67  Note  3. 

lu)  Ludwig  IV.  1317  Mai  20.  — Teschenmacher,  Ann.  dir.  Cod. 
dipl.  35  No.  44. 

idem  1317  Mai  22.  — Lac.  L'B.  3, 116  No.  157. 

")  Leopold  v.  Österreich  1314  Mai  9.  — 1.  c.  3,95  No.  129. 

,s)  cfr.  pag.  26  Note  91  ff. 

’*)  Ludwig  IV.  1323  Mürz  21.  — Varnhagen,  Waldeckisclie  Landes- 
geschichte 1.  145  No.  66. 

idem  1332  Juni  23.  — Rübel,  UB.  1,334  Xo.  483. 

Karl  IV.  1361  Aug.  30.  — Janickc,  UB.  v.  Quedlinburg  1, 152  No.  178 
“)  cfr.  1376  Mai  23.  — Rübel,  UB.  2,51  No.  59. 
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Nutznieszer,  die  Reichsleute,  deren  Stellunpr  allein  auf  Grund 
eben  ihrer  Nutznngsgerechtsamen  von  derjenigen  der  übrigen 
Bürger  sich  abhob,15)  sahen  sich,  nachdem  bereits  Wilhelm  von 
Holland  im  Jahre  124S  sie  an  den  Erzbischof  von  Köln  ge- 
wiesen hatte,  seit  den  Tagen  Rudolfs  von  Habsburg  den  Grafen 
von  der  Mark  untergeben.1*) 

Letztere  vertraten  dann  wohl  die  von  den  Reichsleuten 
beanspruchten  Rechte  an  Grund  und  Boden  im  Streite  mit  den 
Städtern;1’)  sie  lieszen  zugleich  durch  ihren  Schultheiszen  — 
noch  wird  er  scultetus  imperii  genannt  — ls)  von  den  belasteten 
Grundstücken  den  ihnen  geschuldeten  Zins  erheben  wie  inner- 
halb der  Fiskalländereien  die  Gerichtsbarkeit  wahrnehmen;  vor 
ihrem  Beamten  endlich  hatten  die  Reiehslente  eidlich  zu  ver- 
sichern, dasz  sic  „vryo  rykeslude  waren  unde  in  den  koninges- 
lioft'e  to  Dorpmunde  horich  weren“.1*) 

Seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  freilich  erfuhren  diese 
Rechte  der  Grafen  erhebliche  Einbuszen.  Im  Jahre  135840) 
verpachtete  Engelbert  III.  an  die  Dortmunder  Familie  derer 
von  Wickede,  aus  welcher  bislang  seine  und  seiner  Vorfahren 
Schultheiszen  hervorgegangen  waren,  den  Reichshof  nebst  sämt- 
lichen Gefällen  zunächst  auf  22  Jahre,  bis  spätere  Verein- 
barungen die  Dauer  der  Pachtsetzung  auf  41  Jahre  ausdehnten.41) 


■*)  cfr.  Frcnsdorff,  Dortm.  Statuten  und  Urteile,  Einl.  89. 

")  Ludwig  IV.  1317  Mai  22.  — Note  10  bezeichnet  auch  die  Dort- 
munder Stapelleute  ala  den  Grafen  v.  d.  Mark  unterstellt.  Frcnsdorff. 
1.  c.  Einl.  91  sagt,  die  Rechte  an  ihnen  habe  w ahrgenommen,  wer  die  Rechte 
des  Reiches  kraft  Lehnrechtes  oder  Pfandrechtes  auszuüben  befugt  gewesen 
sei.  Man  wird  jedoch  nicht  annehmen  dürfen,  dasz  ein  Teil  der  .Stapelleute 
den  Grafen  v.  d.  Mark,  ein  anderer  den  Grafen  v.  Dortmund  unterworfen 
gewesen  ist,  da  auch  nur  ein  Releg  sich  hiefür  nicht  erbringen  läszt.  Alles 
vielmehr  weist  darauf  hin,  dasz  sic  in  ihrer  Gesamtheit  nur  den  Grafen 
v.  Dortmund  untergeben  waren  (cfr.  130«  Juli  2S.  — Rübel,  Uß.  1, 215 
No.  313;  1343  Jan.  IS.  — 1.  c.  1,  3S«  No.  5ö9):  jene  Urkunde  Ludwigs  IV. 
enthält  sicher  einen  Irrtum. 

”)  cfr.  1345.  — 1.  c.  1,370  No.  540.  Adolf  v.  d.  Mark  schützt  „syno 
lüde,  dar  meynde  hee  deo  rikeslude  mide“. 

>»)  ca.  1320.  — 1.  c.  1,  274  No.  3S8. 

•*)  cfr.  Rübel,  Beitr.  z.  Gesch.  Dortmunds  2/3,  170. 

“)  1358  Septbr.  1.  — Rübel,  L’B.  1,510  No.  730. 

*')  1305  Apr.  5.  — 1.  C.  1,  58S  No.  795. 

1307  Ang.  20  und  1309  Ang.  19.  — ibidem  append. 
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Auf  der  anderen  Seite  lag  es  im  Interesse  der  Stadt,  für 
sich  das  Reichsgut  zu  erwerben,  zumal  auf  solche  Weise  die 
Unterordnung  der  wohlhabenden  Reichslente  unter  die  Grafen 
beseitigt  werden  konnte.**)  Im  Jahre  1376  ward  in  der  That 
ihr  Plan  verwirklicht:  unter  schweren  Opfern**)  — muszten 
doch  auch  die  Wickedes  für  ihren  Rücktritt  vom  Pachtverträge 
entschädigt  werden*4)  — nahm  die  Bürgerschaft  die  Reichs- 
pfandschaft Engelberts  III.  von  diesem  zu  Pfand,*')  um  fortan 
in  deren  Besitz  zu  verbleiben.  Gefördert  wurde  hiedurch  die  all- 
mähliche Lösung  der  Reichsleute  ans  der  geschilderten  Verbindung 
mit  den  Domanialländereien,  — ein  Prozesz,  dessen  Spuren  be- 
reits vor  dem  Jahre  1376  auftauchen,*®)  dessen  schlieszliches 
Ergebnis  die  Reichsleute  fortbestehen  liesz  allein  als  privatrecht- 
liche Genossenschaft,  deren  Mitgliedschaft  zu  bestimmter  An- 
teilnahme an  den  Erträgen  des  Reichswaldes  befähigte.*7) 

Gleichzeitig  mit  dem  Reichsgute  zu  Dortmund  war  auch 
der  dortige  Judenschutz  den  Grafen  von  der  Mark  verpfändet 
worden:*8)  ihr  Wille  fortan  entschied  Uber  die  Aufnahme  von 
.luden  innerhalb  der  Mauern  des  Gemeinwesens,*1’)  über  das 
Maasz  der  jährlichen  Abgabenlast  des  einzelnen  Juden,  dem  sie 
desgleichen  für  kürzere  oder  längere  Zeit  Steuerfreiheit  zu  ge- 
währen im  Stande  waren;*0)  wir  dürfen  annehmen,  dasz  ihr 
Schultheisz  auch  diese  Gefälle  erhob,*’)  ohne  dasz  doch  dieser 

**)  cfr.  Kübel.  Beitr.  z.  Gesell.  Dortmunds  2 3,180. 

**)  ct'r.  Kübel,  UB.  2,  71  ff. 

*4)  1377  Apr.  1.  — 1.  c.  2,93  Xo.  7s. 

1385  Xovbr.  25.  — 1.  c.  2,  175  No.  165. 

**)  1870  Jini  23.  — 1.  c.  2,  45  Xo.  öS. 

Wenzel  1382  Juli  4.  — Fahne,  CB.  1,187  Xo.  100. 

*“)  cfr.  1308  Apr.  10.  — Riibel,  CB.  1,005  sub  F. 

,7)  cfr.  Rubel,  Beitr.  8/S,  lsof.  — Frensdorff,  I.  c.  Einl.  saf. 

i8)  Über  die  Jaden  in  Dortmund  cfr.  Frensdorff,  1.  c.  Einl.  133 ff. 

*»)  cfr.  1336  Apr.  13.  — Kübel,  CB.  1,355  Xo.  521. 

1347  Aug.  15.  — 1.  c.  1,  435  No.  030. 

1348  Jan.  18.  — ] c.  1,  442  Xo.  637. 

3#)  cfr.  1338  Mai  20.  — 1.  c.  1.303  No-  535. 

1342  Mürz  17.  — Fahne,  UB.  1,  131  Xo.  103. 

Sl)  Wenn  1251  Miirz  27.  — Kübel,  CB.  1,  36  Xo.  87  der  Schultheisz  des 
Erzbischofs  von  Köln,  1279  Juni  20.  — 1.  c.  1,  88  Xo.  155  der  Rudolfs  v.  Habs- 
burg mit  der  Erhebung  des  Jadenzinses  betraut  erscheint,  so  wird  die  nämliche 
Thätigkeit  auch  dem  Schultheiszen  der  Grafeu  v.  der  Mark  zuzuweisen  sein. 

Werrolnjjboff,  Die  Verpfändungen  d.  mittel-  u.  niederrh.  Reichsstädte.  \ j 
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letztere  ihrer  teilhaftig:  wurde,  seitdem  er  1358  den  Reichshof 
in  Pacht  genommen  hatte. 

Die  Handhabung  des  .Tndenregals  durch  den  Pfandbesitzer 
war  aber  nach  zwei  Seiten  hin  eine  beschränkte. 

Zunächst  hielt  trotz  der  Anerkennung  seiner  Rechte  noch 
immer  das  Reichsoberhaupt  sich  für  befugt,  nicht  allein  darüber 
Anordnungen  zu  treffen,  dasz  die  Juden  nicht  vor  die  Freigerichte 
der  Grafen  geladen  werden  sollten,3*)  sondern  auch  seinerseits 
von  ihnen  auszerordentlichen  Zins  eintreiben  zu  lassen.  Eine 
Reihe  von  Urkunden  des  Jahres  1332  unterrichtet  über  den 
unerquicklichen  Streit,  den  eine  Geldforderung  Ludwigs  des 
Payern  hervorrief.  Der  Kaiser  hatte  den  Dortmundern  befohlen, 
wenn  nötig  mit  Gewalt,  den  Kammerknechten  die  Zahlung  der 
verlangten  Summen  zu  erpressen:33)  mit  gutem  Grunde  jedoch 
konnte  die  Bürgerschaft  darauf  hinweisen,  dasz  die  Gefangen- 
setzung der  Juden,  die  sie  dem  kaiserlichen  Gebote  gemäsz 
zunächst  vollzogen,  dann  aber  wieder  rückgängig  gemacht,  ihrer 
Ehre  zuwider  sei,  nicht  zuletzt  ihr  die  Feindschaft  des  Grafen 
von  der  Mark  zugezogen  haben  würde.34)  Sie  war  sich  bewuszt. 
die  Freundschaft  des  benachbarten  Dynasten  sei  wertvoller  als 
der  Schutz,  den  ihr  Ludwig  zugesichert  hatte,  sollte  die  Aus- 
führung seines  Erlasses  ihr  Miszhelligkeiten  bereiten:  durch  ein 
Geldgeschenk  gelang  es  ihr.  die  Erbitterung  des  Herrschers3*) 
zu  beschwichtigen.3®) 

Eine  derartige  Rücksichtnahme  auf  die  Gerechtsame  der 
Grafen  durch  die  Gemeinde  war  um  so  natürlicher,  als  auch  sie 
ja  mit  dem  Gläubiger  des  Reichs  hinsichtlich  des  Judenschutzes 
wetteiferte.  Abgesehen  von  der  Kontrolle,  welche  Mitglieder 
des  Rates  bei  Erhebung  der  Steuern  ausübten,3')  — sie  selbst 


>äJ  cfr.  Ludwig  IV.  1:112  Mai  1.  — 1.  c.  1.  SM  No.  560,  cfr.  1342  Aug. 
12.  — 1.  c.  1,  383  No.  506. 

Karl  IV.  1349  Juli  16.  — 1.  c.  1,  467  Xo.  654. 

“)  Ludwig  IV  1331  Allg.  25.  — 1 c.  1,321  No.  463. 
cfr.  idem  1332  Jan.  s.  — I.  c.  1,326  No.  470. 

M)  1332  Jan.  16.  — I.  c.  1,  327  No.  471. 

cfr.  1332  Jan.  26.  — 1.  c.  1,  32«  No.  473. 

1332  Jan.  2«.  — L C.  1,  330  Xo.  474. 

“)  Ludwig  IV.  1333  Mai  5.  — 1 c.  1,346  Xo.  494. 

*’)  efr.  1261  März  27.  — Note  31.  — cfr.  Frensdorff,  1.  c.  Ein).  133. 
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gestattete  jüdischen  Familien,  in  Dortmund  sich  niederzulassen:3*) 
nach  der  Verfolgung  des  Jahres  1349  teilte  sie  die  Habe  der 
Vertriebenen  und  Getöteten  mit  Engelbert,  III.:39)  sie  wnszte 
sogar  ihn  zu  veranlassen,  gegen  eine  Entschädigung  zu  ihren 
Gunsten  seines  Gewinnes  sich  zu  entschlagen.49) 

Alles  drängte  zur  Regelung  der  beiderseitigen  Rechte:  am 
20.  September  137241)  verständigte  man  sich  dahin,  dasz  fürder- 
hin der  städtische  Rat  je  nach  Bedürfnis  Juden  ansiedeln  solle, 
diese  hingegen,  wenn  verheiratet,  je  vier,  wenn  ledig,  je  zwei 
Mark  jährlich  an  Zins  dem  Grafen  von  der  Mark  entrichten 
sollten,  — eine  Abschwächung  seiner  ursprünglichen  Befug- 
nisse, da  hiedurch  die  Höhe  seines  Einkommens  von  dem  Willen 
der  Bürgerschaft  abhängig  gemacht  wurde.44) 

Die  Verpfandung  auch  der  ihm  gebliebenen  Rente,  wie  sie 
Engelbert  III.  bald  darauf  vollzog,48)  bedeutete  jedenfalls  einen 
nur  vorübergehenden  Verzicht  auf  die  Erträge  der  Judensteuer.44) 

cfr.  1334  Febr.  14.  — Kübel,  UB.  1,  349  No.  f.04, 

“)  1350  Juni  iS.  — 1.  c.  1,464  No.  666. 

4U)  1351  Apr.  4.  — l.e.  1,  470  No.  078.  — Man  darf  hierauf  wohl  die  Worte 
Levolds  v.  Northof,  Chron.  com.  de  Marca  ed.  Trosa  204  beziehen: 
„Tune  comes  de  Mark»  multam  pecuniani  de  bonis  Judeorum  Tremonie  et 
alibi  dicitur  haimisse,  gue  tota  ad  eius  utilitatein  non  creditur  pervenisse“. 

“)  1372  Septlir.  20.  — Riibel,  UB.  1,053  No.  s73. 

cfr.  1372  Novbr.  2.  — l.c.  2, 10  No.  9. 

41)  Städtische  Judenprivilegien  von  1373  Decbr.  2.  — 1382. — Riibel, 
1.  C.  2,  17  No.  10  — 2,  21  No.  26. 

4’)  1370  Mai  23.  — 1.  c.  2,  55  No.  62.  Anszer  dem  jährlichen  Solde  von 
60  Mark  (cfr.  1349  Juni  5.  — 1.  c.  1,455  No.  650,  1362  Octbr.  29.  — 1.  c. 
1.604  No.  772,  — etc.  etc..')  verpfändete  Engelbert  III.  „alle  rente  und  gulde, 
dey  uns  van  den  Juden  binnen  Dorpmunde  iarlikes  vallet,  bitte  dat  den- 
selben die  vorg.  366  mark  6 schill.  wol  betalt".  Wir  vermögen  nicht  zu 
sagen,  ob  hier  eine  Totsatzung  oder  ein  pignus  mortuum  vorliegt.  Es  heiszt, 
die  Stadt  solle  jene  Summen  beziehen  „ayne  wedersprake  und  liyder  in 
mynneringe  der  vorg.  summe“.  Ist  die  Lesart  in  mynneringe  richtig,  so  ist 
es  eine  Totsatzung;  luusz  gelesen  werden:  ind  mynneringe,  so  ist  es  ein 
pignus  mortuum.  — Wenn  die  städtischen  Judenbriefe  auch  nach  dem  23. 
Mai  1376  der  an  den  Grafen  v.  d.  Mark  zn  zahlenden  Steuer  gedenken  (cfr. 
1377  März  2.  — 1.  c.  2,  19  No.  19,  — etc.  etc.),  so  war  es  immerhin  möglich,  da»z 
sie  eben  auf  Grund  des  Pfandvertrages  während  dessen  Gültigkeit  von  der 
Stadt  eingetrieben  wurde. 

**)  cfr.  1382  Juni  17.  — l.c.  2,  152  No.  131. 
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